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Sechzebnter Jahrgang 1900. 


(Der ganzen Reihe XLI. Band.) 


Berausgegeben 


von 


Guſtav Boloff. 





Minchen 1901 
€. 5. Bed’fche Derlagsbuhhandlung 
Osfar Bed. 


| 6. 9. Berl’iche Buchdruckerei in Nördlingen. 


Inhalts-Berzeidynis. 


Chronik der wichtigften Ereignifje des Jahres 1900 
Kalendarium — 


J. 
II. 
III. 
IV. 
V. 
VI. 
VII. 
. Die Römiſche Kurie 
. Schweiz 
. Belgien 
. Niederlande 
. Dänemark . j 
. Schweden und Norivegen 
. Rußland A ; 
. Die Türfei und ihre Bafallenftanten 


XVI. 
XVII. 
XVIII. 
XIX. 
XX. 
XXI. 
XXII. 
XXIII. 
überſicht der politiſchen Sntwidelung be3 Jahres 1900 


Das Deutjche Reich und feine einzelnen Glieder 
Die Öfterreichifch: Ba zn 
Portugal j 

Spanien 

Großbritannien 

Frankreich 

Italien 


1. Die Türkei 

2. Bulgarien 

3. Egypten 

Rumänien 

Serbien 

Griechenland 
Nord-Amerika 
Mittel- und Süd— — 
Auftralien und Südſee 
Afrika 

Aſien 


Alphabetiſches Regiſter 


Berichtigung. 


Die Notiz zum 25. Juni auf ©. 228 ift zu ftreichen. 


Ghronit 
der wichtigſten Ereigniffe des Inhres 1900. 


Januar. 


Anf. Belgien. Veröffentlichung ber „Independance Belge“ über Cham: 
berlaina Beteiligung am Jameſon-Putſch. 

Januar. Rußland. Vorſchiebung mehrerer Regimenter nach der afgha: 
nifchen Grenze. 

12. Defterreid: — re über Ausweiſung von 
Defterreichern aus Deutichland. 

Mitte. Rußland und Perfien. Abichluf eines Anleihevertrages. 

17.—25. Sübafrita. Bergeblicher Verſuch Bullerd, Ladyjmith zu ent: 


jegen. 

19. Del .. Reichdtagsverhandlungen über Schiffsbeſchlagnahmen 
urch England 

19. Egypten. Gefangennahme Osman Digmas. 

24. Italien und Frankreich. Abjchluß eines Grenzvertrages. 

25. Deutſches Reich. Borlegung der Flottenvorlage. 

26. Türkei. Beſchwerden ber Botjchafter über Handelabeläftigungen. 

30. a Tarlamentsdebatten über ben füdafrikanijchen 


Krie 
Enbe. China Beſchwerden der fremden Gejandten über frembdenfeindliche 
nrubhen. 
Ende. Italien und Pforte Konflitt wegen Verhaftung eines italieni: 
ſchen Unterthanen durch türkiiche Behörden. 


Februar. 


5. Großbritannien und Vereinigte Staaten. Vertrag über den 
Nicaraguafanal. 
8. u ches Reich. Beginn der Reichdtagäberatung über die flotten: 
borlage. 
16. Frankreich. Kammerbebatte über ben Militäretat. 
21. Großbritannien. Parlamentsdebatte über Chamberlains Beteili- 
gung am Jameſon-Puitſch. 
27. Südafrika. Kapitulation Gronjes. 
Ende. Rußland und Buchara. Vertrag über Militärftationen. 


VI Allgemeine Chronik. 


März. 
2. Italien. Beginn der Obftruftion in der Deputiertenfammer. 
5.—11l. Großbritannien. Mblehnung eines Friedensgeſuches der 
Burenrepublifen. 
8.9. Deutſches Reich. Neichstagsdebatte über das Fleiſchbeſchaugeſetz. 
12. Oeſterreich-Ungarn. Erklärung über die Neutralität im ſüdafri— 
kaniſchen Kriege. 
13. Südafrika. — Roberts nimmt Bloemfontein. 
13. Deutſches Reich. Obſtruktion im Reichstage. 
20. Rußland und Pforte. Abſchluß der D 
20. China. Vertrag der Großmächte über die offene Thür. 
29. PBortugiejiih:Oftafrifa. Schiedsſpruch in der Delagovabaifrage. 
en Portugal. Minifterielle Erklärung über das Delagoabaiſchiedsgericht. 
Korea und Rußland. Maritime Konzeifionen Koreas an Rußland. 
ins bis Juli. Nordafrika. Bejeßung der oranifchen Dafen durch 
Frankreich. 
März und folgende Monate. China. Ausbreitung der Boxer. 


April. 
3. Portugal. Minifterielle Erklärung über die Neutralität im ſüd— 
afrifanischen Kriege. 
4. Frankreich. Senatäbebatte über die auswärtige Lage. 
4. Belgien. Attentat auf den Prinzen von Wales. 
14. Frankreich. Eröffnung der Weltausftellung. 
19. Schweden. Annahme einer Militärvorlage. 
22. Sudan. Bernichtung des Sultan? Rabah. 
27. Dänemark. Miniftertvechjel. 
April. Kongoftaat. Deffentliche Disfuffionen über Greuelthaten. 


Mai. 

4.16. Deutſches Reich. Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph in Berlin. 

8. Defterreih: Ungarn. Borlegung der Sprachengejege für Böhmen 
und Mähren. 

16. Bereinigte Staaten. Ankunft einer Burendeputation in Wa: 
Ihington. 

21. Großbritannien. Unterhausdebatte über Rußland und Korea. 

25. Defterreih: Ungarn. Delegationsdebatte über den Dreibund. 

28. Großbritannien. Annerion des Oranjefreiftaat2. 

Ende. Schweden und Norwegen. Unionskonflikt über das Konſulats— 
weſen. 

Juni. 

3. Italien. Kammerwahlen. 

5. Südafrika. Lord Roberts nimmt Pretoria. 

8. Afrika. Internationale Abmachung in Brüſſel über die Einfuhr 
von Spirituoſen in Afrika. 

12. Deutſches Reid. Annahme der Flottenvorlage. 

16. Deutjches Rei. Eröffnung des Elbe-Trave-Kanals. 

17. China. Beſchießung der Tafufort2. 

18. China. Ermordung bed beutichen Gefandten. 

18. Italien. Miniſterwechſel. 

21. Rußland. Minifter dee Auswärtigen Graf Muramwiew f. 

25. Deutſches Reich. Bildung eines Expeditionskorps nad China. 

Juni. Türkei. Differenzen mit den Balfanftaaten wegen Zollerhöhungen. 


Allgemeine Chronik. VII 


Juli. 


2. Deutſches Reich. Mobilmachung der 1. Panzerdiviſion. 

3. Frankreich. Wechſel im Armeeoberkommando. 

3.—13. Aſien. Briefwechſel zwiſchen den Kaiſern von China und — 
9. Auſtralien. Annahme der Bundesverfaſſung. 

10. Deutſches Reich und Vereinigte Staaten. Handelsabkommen. 
11. Deutſches Reich. Rundſchreiben über die chineſiſche Frage. 

17. Rußland. Ankunft des Schah in Petersburg. 

20. Spanien und Marokko. Grenzvertrag. 

21. China. Brief des Kaiſers von China an den Deutjchen Kaifer. 
29. Stalien. Ermordung König — 

Juli. China. Kämpfe zwiſchen Ruſſen und Chineſen in der Mandſchurei. 


Auguſt. 

2. nn Attentat auf den Schah von Perfien. 

2 roßbritannien. Unterhausdebatte über dad Attentat auf den 
Prinzen von Wales. 

6. Deutſches Reich. Ernennung des Grafen Walderfee zum Ober: 
kommandeur in Tſchili. 

15. China. Eroberung Pekings durch internationale Truppen. 

18. Kurie. Aeußerung des „Oſſervatore Romano“ über die Haltung der 
Kurie zum Begraͤbnis König Humberts. 

25. Rußland. Vorſchlag, Peking zu räumen. 

29. Vereinigte Staaten. Bekanntmachung über die chineſiſche Politik. 

31. Deutſches Reich und Vereinigte Staaten. Depeſchenwechſel bei 
der Eröffnung des Kabels. 

Auguſt. Rumänien und Bulgarien. Konflikt wegen des makedoniſchen 
Komitees. 

September. 

3. Großbritannien. Annexion der Südafrikaniſchen Republif. 

4. Niederlande Abſchluß der Haager Friedenskonferenz. 

11. China. Ernennung Li Hung Tſchangs zum chinefiichen Bevollmäch— 
tigten. 

18. Deutjches Reich. Note über die Wiederanfnüpfung biplomatifcher 
Beziehungen zu China. 

26. a Staaten. Berringerung ber amerikanischen Truppen 
in Pefin 

30. au FL Reich. Brief des Deutfchen Kaijerd an ben Kaiſer von 
Chi 


Sertember eabanevita: Konflitt zwiichen Chile und Bolivia wegen 
bes ehemaligen bolivianifchen Küftenftreifens. 


Dftober. 


1. Deutſches Reich. Note über die Verhandlungen mit China. 
1. Großbritannien, MWechjel im Armeeoberfommando. 
5. Frankreich. Vorichläge über die Berhandlungen mit China. 
15. Großbritannien. Schluß der Parlamentswahlen, 
16. Deutſches Reih und Großbritannien. Vertrag über die chine: 
fiiche Politik. 
16. Niederlande. Berlobung der Königin. 
17. Deutjches Reich. Kanzlerwechſel. 
19. Südafrifa. Abreiſe Krüger? nad; Lourenço Marques. 
19. Ehina. Bejegung Paotingfus durch internationale Truppen. 
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Schullhess 
Europäifher Belduciskalender. 
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(Der ganzen Reihe XLI. Band.) 
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von 


Guſtav Boloff. 





München 1901 
€. 5. Beck'ſche Derlagsbuchhandlung 
Osfar Bed. 


C. H. Bec ſche Buchdruckerei in Nördlingen. 


Iuhalts-Berzeidynis, 


Chronik der wichtigften Ereigniffe des Jahres 1900 
Kalendarium BEIN 


I. 
II. 
IM. 
IV. 
V. 
VI. 


XVI. 
XVII. 
XVIII. 
XIX. 
XX. 
XXI. 
XXII. 
XXIII. 
überſicht der politiſchen Entwitelung bes Jahres 1900 


Das Deutjche Reich und feine einzelnen Glieder 
Die Öfterreichifch un En 
Portugal 

Spanien 

Großbritannien 

Frankreich 


. Stalien ; 

. Die Römijche Rurie: 

. Schweiz 

. Belgien 

. Niederlande 

. Dänemark . i 

. Schweden und Norwegen 
Rußland 3* 

. Die Türkei und ihre Boaleftanten 


1. Die Türkei 

2. Bulgarien 

3. Egypten 

Numänien 

Serbien 

Griechenland 

Nord: Amerika j 
Mittel: und Süd: Amerika 
Auftralien und Südſee 
Afrika 

Alten 


Alphabetijches Regiiter 


Berihtigung. 


Die Notiz zum 25. Juni auf ©. 228 ift zu ftxeichen. 


Chronifk 
der wichtigſten Ereigniſſe des Jahres 1900. 


Jannar. 


Anf. Belgien. Veröffentlichung der „Indépendance Belge“ über Cham— 
berlains eh am Jamefon: Putſch. 

Januar. Rußland. Vorſchiebung mehrerer Regimenter nad) ber afgha: 
nifchen Grenze. 

12. Defterreid: — Delegationsdebatte über Ausweiſung von 
Oeſterreichern aus Deutſchland. 

Mitte. Rußland und Perſien. Abſchluß eines Anleihevertrages. 

17.—25. Südafrika. Vergeblicher Verſuch Bullers, Ladyſmith zu ent: 


jegen. 

19. Deutiches ns Reichdtagsverhandlungen über Sciffsbefchlagnahmen 
durch England 

19, Egppten. Gefangennahme Osman Digmas. 

24. Italien und Frankreich. Abſchluß eines Grenzvertrages. 

25. Deutſches Reich. Borlegung der FFlottenvorlage. 

26. Türkei. Beſchwerden der Botjchafter über Handelsbeläftigungen. 

30. Großbritannien. Parlamentädebatten über ben jüdafrifanijchen 


Krieg 
Enbe. Shin Beichwerben der fremden Gejandten über frembenfeindliche 
nruhen. 
Ende. Italien und Pforte. Konflitt wegen Verhaftung eines italieni: 
ſchen Unterthanen durch türkische Behörden. 


Februar. 


5. Großbritannien und Vereinigte Staaten. Vertrag über den 
Nicaragua-Kanal. 

8. rue Reich. Beginn der Reichätagaberatung über die flotten: 
vorlage 

16. ern: Kammerbebatte über den Militäretat. 

roßbritannien. Parlamentsdebatte über Chamberlains Beteili: 

gung am Jameſon-Puitſch. 

27. Südafrika. Kapitulation Eronjes. 

Ende. Rußland und Buchara. Bertrag über Militärftationen. 
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München 1901 
€. 5. Bed’fche Derlagsbuchhandlung 
Ostar Bed. 


6. H. Be ſche Buchdruckerei in Nördlingen. 


Inhalts-Berzeidnis. 


Chronit der wicdtigiten — des Jahres 1900 
Kalendarium 2 
I. Das Deutſche Reich unb feine ea Glieder 

II. Die öſterreichiſch— ee Monardie 
II. Portugal 
IV. Spanien 
V. Großbritannien 
VI. Franfreid 
VI, Stalien 
VIII. Sie Römiſche —* 
IX. Schweiz 
X. Belgien 
XI. Niederlande 
XII. Dänemark 
XIII. Schweden und Norwegen 
XIV. Rußland 
XV, Sie Zürfei und ihre Bafallenftanten 
1. Sie Türkei 
2. Bulgarien 
3. Egypten 
XV]. Rumänien 
XV. Serbien 
XVII. Griechenland 
XIX. Nord:-Amerifa 
XX. Mittel: und Süd— Amerila 
XXI. Auſtralien und Südſee 
XXII. Afrika 
XXIII. Aſien 
Überſicht der politiidien Ertwidelung be3 Jahres 1800 
Alphabetiſches Regiſter ——— 


Berichtigung. 


Die Notiz zum 25. Juni auf ©. 228 ift zu ftreichen. 


GChronitf 
der wichtigſten Ereigniſſe des Zahres 1900. 


Jannar. 


Anf. Belgien. Veröffentlichung der „Indépendance Belge“ über Cham— 
berlains Beteiligung am Jameſon-Putſch. 

Januar. Rußland. Vorſchiebung mehrerer Regimenter nach der afgha— 
niſchen Grenze. 

12. Oeſterreich-Ungarn. Delegationsdebatte über Ausweiſung von 
Oeſterreichern aus Deutſchland. 

Mitte. Rußland und Perſien. Abſchluß eines Anleihevertrages. 

17.—25. Südafrika. Vergeblicher Verſuch Bullers, Ladyſmith zu ent: 


jegen. 

. Deutf * a Reichdtagsverhandlungen über Schiffsbeſchlagnahmen 
durch England. 

19. Egypten. Befangennahme Osman Digmas. 

24. Italien und Frankreich. Abſchluß eines Grenzvertrages. 

25. Deutſches Reich. Borlegung der Flottenvorlage. 

26. Türkei. Beſchwerden der Botjchafter über Handelöbeläftigungen. 

830. ee Parlamentsdebatten über den füdafrikaniſchen 


Enbe. China Beſchwerden ber fremden Geſandten über frembenfeindliche 
nruhen. 
Ende. Italien und Pforte. Konflikt wegen Verhaftung eines italieni— 
ſchen Unterthanen durch türkiſche Behörden. 


per 
> 


Februar. 


5. Großbritannien und Vereinigte Staaten. Vertrag über den 
Nicaragua-Kanal. 

8. ve ches Reich. Beginn der Reichätagäberatung über die Flotten— 
vorlage. 

16. nn Kammerbebatte über den Militäretat. 

21. Großbritannien. Parlamentsdebatte über Chamberlaina Beteili: 

gung am Jameſon-Putſch. 
27. Sübafrifa. Kapitulation Gronjes. 
Ende. Rußland und Buchara. Bertrag über Militärftationen. 


VI Allgemeine Chronik. 


März. 
2. Italien. Beginn der Obitruftion in der Depntiertenfammer. 
5.—11l. Großbritannien. Ablehnung eines Friedensgeſuches ber 
Burenrepublifen. 
8.9. Deutſches Reid. Neichstagsdebatte über das Fleiſchbeſchaugeſetz. 
12. Oeſterreich-Ungarn. Erklärung über die Neutralität im füdafrı: 
fanifchen Kriege. 
13. Südafrika. Cord Robert3 nimmt Bloemfontein. 
13. Deutſches Reid. Obſtruktion im Reichdtage. 
20. Rußland und Pforte Abichluß der —— 
20. China. Vertrag der Großmächte über die offene Thür. 
29. Portugieſiſch-Oſtafrika. Schiedsſpruch in der Delagoabaifrage. 
30. Portugal. Minifterielle Erklärung über das Telagoabaijchiedsgericht. 
30. Korea und Rußland. Maritime Konzejfionen Koreas an Rußland. 
März bis Juli. Nordafrifa. Bejegung der oraniſchen Dafen durch 
Frankreich. 
März und folgende Monate. China. Ausbreilung der Boxer. 


April. 
3. Portugal. Minifterielle Erklärung über die Neutralität im jüb: 
afrikanischen Kriege. 
4. Frankreich. Senatsdebatte über die auswärtige Lage. 
4. Belgien. Attentat auf den Prinzen von Wales. 
14. Frankreich. Eröffnung der Weltausftellung. 
19. Schweden. Annahme einer Militärborlage. 
er Sudan. Bernichtung des Sultan? Rabah. 
Dänemark. Miniſterwechſel. 
Abit. Kongoftaat. Deffentliche Diskuffionen über Greuelthaten. 


Mai. 


4.16. Deutſches Reich. Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph in Berlin. 

8. Oeſterreich-Ungarn. Vorlegung der Sprachengeſetze für Böhmen 
und Mähren. 

16. Vereinigte Staaten. Ankunft einer Burendeputation in Wa— 
ſhington. 

21. Großbritannien. Unterhausdebatte über Rußland und Korea. 

25. Oeſterreich-Ungarn. Delegationsdebatte über den Dreibund. 

28. Großbritannien. Annexion des Oranjefreiſtaats. 

Ende. Schweden und Norwegen. Unionskonflikt über das Konſulats— 
weſen. 

Juni. 

3. Italien. Kammerwahlen. 

5. Südafrika. Lord Roberts nimmt Pretoria. 

8. Afrika. nternationale —— in Brüſſel über die Einfuhr 
von Spirituoſen in Afrika. 

12. Deutſches Reich. Annahme der Flottenvorlage. 

16. Deutſches Reich. Eröffnung des Elbe-Trave-Kanals. 

17. China. Beſchießung der Takuforts. 

18. China. Ermordung des deutſchen Geſandten. 

18. Italien. Miniſterwechſel. 

21. Rußland. Minifter des Auswärtigen Graf Murawiew }. 

25. Deutſches Reich. Bildung eines Expeditionskorps nad China. 

Juni. Türkei. Differenzen mit den Baltanftaaten wegen Zollerhöhungen. 


——— 


Allgemeine Chronik. VII 


Juli. 
2. Deutſches Reich. Mobilmachung der 1. Banzerdivifion. 
8. Frankreich. Wechſel im Armeeoberfommanbo. 
3.—13. Afien. Briefwechſel zwifchen den Kaifern von China und Japan. 
9. Auftralien. Annahme der Bundesverfafiung. 
10. Deutſches Reich und Vereinigte Staaten. Handeldabtommen. 
11. Deutſches Reid. Rundichreiben über die chinefiiche Frage. 
17. Rußland. Ankunft des Schah in Peteräburg. 
20. Spanien und Marokko. Grenzvertrag. 
21. China. Brief des Kaiſers von China an den Deutichen Kaijer. 
29. Italien. Ermordung König Humbert3. 
Juli. China. Kämpfe zwiſchen Rufjen und Chinejen in der Mandſchurei. 


Auguſt. 

2. Frankreich. Attentat auf den Schah von Perſien. 

2. Großbritannien. Unterhausdebatte über das Attentat auf den 
Prinzen von Wales. 

6. Deutſches Reich. Ernennung des Grafen Walderſee zum Ober— 
kommandeur in Tſchili. 

15. China. Eroberung Pekings durch internationale Truppen. 

18. Kurie. Aeußerung des „Oſſervatore Romano“ über die Haltung der 
Kurie zum Begräbnis König Humberts. 

25. Rußland. Vorſchlag, Peking zu räumen, 

29. Vereinigte Staaten. Bekanntmachung über die chineſiſche Politik. 

31. Deutſches Reich und Vereinigte Staaten. Depeſchenwechſel bei 
der Eröffnung des Kabels. 

Auguſt. Rumänien und Bulgarien. Konflikt wegen des makedoniſchen 


Komitees. 
September. 

3. Großbritannien. Annerion der Südafrikaniſchen Republif. 

4. Niederlande. Abſchluß der Haager Friedenskonferenz. 

11. China. Ernennung Li Hung Tſchangs zum hinefiichen Bevollmäd;: 
tigten. 

18. Deutiches Reid. Note über die Wiederanfnüpfung diplomatifcher 
Beziehungen zu China. 

26. ne Staaten. Berringerung ber amerikanischen Truppen 
in Peking. 

30. ne Reich. Brief de3 Deutfchen Kaiſers an ben Kaiſer von 


hina. 
September. Südamerika. Konflikt zwiſchen Chile und Bolivia wegen 
des ehemaligen bolivianiſchen Küſtenſtreifens. 


Oktober. 


1. Deutſches Reich. Note über die Verhandlungen mit China. 
1. Großbritannien. Wechſel im Armeeoberkommando. 
5. Frankreich. Vorſchläge über die Verhandlungen mit China. 
15. Großbritannien. Schluß der Parlamentswahlen, 
16. Deutſches Reich und Großbritannien. Bertrag über bie chine: 
fiiche Politik. 
16. Niederlande. DBerlobung der Königin. 
17. Deutſches Reich. Kanzlerwechſel. 
19. Südafrika. Abreife KHrügerd nad; Lourençgo Marques. 
19. China. Bejeung Paotingfus durch internationale Truppen. 
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Inhalts-Uerzeichnis. 
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Chronik der wichtigſten Arne Des Jebres 12 
Kalendarium 
l. Das Deutſche Reich und feine einzelnen 2 Gi ee 


XVI. 
XVII. 
XVIII. 
XIX. 
XX. 
XXI. 
XXII. 
XXIII. 
überſicht der politifgen Entioidelung des Jahres 1900 


I. Die Öfterreichiich: — Monarchie 
III. F 
IV. 
V. 
VI. 
. Stalien 

. Die Römijche — 

. Schweiz 

. Belgien 

. Niederlande 

. Dänemarf . i 

. Schweden und Nerivegen 

. Rußland 

. Die Türkei und ihre Bafallenftanten 


Portugal 
Spanien 
Großbritannien 
Frankreich 


1. Die Türkei 

2. Bulgarien 

3. Egypten 

Rumänien 

Serbien 

Griechenland 

Nord: Amerika . 
Mittel: und Süd: Amerifa 
Auftralien und Südſee 
Afrika 

Afien 


Alphabetijches Regiiter 


un Pe re 
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Berihtigung. 
Die Notiz zum 25. Juni auf ©. 228 ift zu ftreichen. 


Ghronif 
der wichtigſten Ereigniffe des Jahres 1900. 


Jannar. 


Anf. Belgien. Veröffentlichung der „Indépendance Belge” über Cham: 
berlains ea am Jameſon-Putſch. 

Januar. Rukland. Vorſchiebung mehrerer Regimenter nad) der afgha: 
niſchen Grenze. 

12. Defterreih: Ungarn. Delegationsbebatte über Ausweiſung von 
Defterreichern aus Deutichland. 

Mitte Rußland und Perjien. Abſchluß eines Anleihevertrages. 

17.—25. Südafrika. Bergeblicher Verſuch Bullerd, Ladyſmith zu ent: 


jegen. 

19. — man Reichdtagsverhandlungen über Schiffsbeſchlagnahmen 
ur 

19. Egppten. ER Osman Digmas. 

24. Stalien und Frankreich. Abſchluß eines Grenzvertrages. 

25. Deutſches Reid. Borlegung ber FFlottenvorlage. 

26. Türkei. Beſchwerden ber Botſchafter über Handeläbeläftigungen. 

30. ee Parlamentöbebatten über ben jüdafritanifchen 


Enbe. China. Beichwerben ber fremden Geſandten über frembenfeindliche 


Ende. Italien und Pforte. Konflikt wegen Verhaftung eines italieni: 
ſchen Unterthanen durch türkijche Behörden. 


Februar. 


5. Großbritannien und Bereinigte Staaten. Bertrag über ben 
Nicaragua-Sanal. 
8 Deutihes Reih Beginn ber Reichötagäberatung über bie Flotten— 
vorlage. 
16. Frantreid. Kammerbebatte über ben Militäretat. 
21. Großbritannien. Parlamentäbebatte über Ehamberlains Beteili: 
gung am Jameſon-Putſch. 
27. Sübofrife. Kapitulation Gronjes. 
Ende. Rubland und Buhara. Bertrag über Militärftationen. 
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März. 
2. Stalien. Beginn der Obftruftion in der Deputiertentammer. 
5.—1ll. Großbritannien. Ablehnung eines Friedensgeſuches der 
Burenrepublifen. 
8.9. Deutjches Reich. Neichstagsdebatte über das Fleiſchbeſchaugeſetz. 
12. Oeſterreich-Ungarn. Erklärung über die Neutralität im füdafrı: 
fanifchen Kriege. 
13. Südafrika. Lord Robert3 nimmt Bloemfontein. 
13. Deutſches Reid. Obftruftion im Reichätage. 
20. Rußland und Pforte Abſchluß ber Sifenbapnpechonblungen 
20. China. Vertrag der Großmächte über die offene Thür. 
29. Portugiejiih:Oftafrifa. Schiedsſpruch in der Delagoabaifrage. 
30. Portugal. Minifterielle Erklärung über das Delagoabaiſchiedsgericht. 
30. Korea und Rußland. Maritime Konzeifionen Koreas an Rußland. 
März bis Juli. Nordafrika. Bejegung der oraniſchen Dafen durch 
Frankreich. 
März und folgende Monate. China. Auäbreilung der Borer. 


April. 
3. Portugal. Minifterielle Erklärung über die Neutralität im ſüd— 
afrikanischen Kriege. 
4. Frankreich. Senatödebatte über die auswärtige Lage. 
4. Belgien. Attentat auf den Prinzen von Wales. 
14. Frankreich. Eröffnung der Weltausftellung. 
19. Schweden. Annahme einer Militärvorlage. 
22. Sudan. Vernichtung ded Sultan? Rabah. 
27. Dänemark. Minifterwechiel. 
April. Kongoftaat. Deffentliche Diskuffionen über Greuelthaten. 


Mai. 


4.16. Deutſches Reich. Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph in Berlin. 

8. Defterreih: Ungarn. Borlegung der Sprachengefege für Böhmen 
und Mähren. 

16. Bereinigte Staaten. Ankunft einer Burendeputation in Was 
ihington. 

21. Großbritannien. Unterhausdebatte über Rußland und Korea. 

25. Defterreih: Ungarn. Delegationsdebatte über den Dreibund. 

28. Großbritannien. Annerion des Oranjefreiftaat2. 

Ende. Schweden und Norwegen. Unionskonflikt über das Konſulats— 
weſen. 

Juni. 

3. Italien. Kammerwahlen. 

5. Südafrika. Lord Roberts nimmt Pretoria. 

8. Afrika. Internationale Abmachung in Brüſſel über die Einfuhr 
von Spirituoſen in Afrika. 

12. Deutſches Reich. Annahme der Flottenvorlage. 

16. Deutſches Reich. Eröffnung bes Elbe-Trave-Kanals. 

17. China. Beſchießung der Takuforts. 

18. China. Ermordung des deutſchen Geſandten. 

18. Italien. Miniſterwechſel. 

21. Rußland. Minifter des Auswärtigen Graf Muramwiew }. 

25. Deutiches Reich. Bildung eines Expeditionskorps nad China. 

Juni. Türkei. Differenzen mit den Balkanftaaten wegen Zollerhöhungen. 


A, 
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Juli. 
2. Deutſches Reich. Mobilmachung der 1. Panzerdiviſion. 
3. Frankreich. Wechſel im Armeeoberkommando. 
3.—-13. Aſien. Briefwechſel zwiſchen den Kaiſern von China und —— 
9. Auftralien. Annahme der Bundesverfaſſung. 
10. Deutihes Reih und Bereinigte Staaten. Handelsabkommen. 
11. Deutjches Reih. Rundichreiben über die chinefiiche Frage. 
17. Rußland. Ankunft des Schah in Peteräburg. 
20. Spanien und Marokko. Grenzvertrag. 
21. China. Brief des Kaiſers von China an den Deutjchen Kaijer. 
29. Italien. Ermordung König Humbert3. 
Zuli. China. Kämpfe zwijchen Rufjen und Chineſen in der Mandichurei. 


Auguſt. 

2. Frankreich. Attentat auf den Schah von Perſien. 

2. Großbritannien. Unterhausdebatte über das Attentat auf den 
Prinzen von Wales. 

6. Deutſches Reich. Ernennung des Grafen Walderfee zum Ober: 
fommanbdeur in Zichili. 

15. China. Groberung Pekings durch internationale Truppen. 

18. Kurie. Aeußerung des „Offervatore Romano” über die Haltung ber 
Kurie zum Begräbnis König Humberts. 

25. Rußland. Vorſchlag, Peking zu räumen. 

29. Vereinigte Staaten. Bekanntmachung über die chineſiſche Politik. 

31. Deutſches Reich und —— Staaten. Depeſchenwechſel bei 
der Eröffnung des Kabels. 

Auguſt. Rumänien und Bulgarien. Konflikt wegen des makedoniſchen 
Komitees. 

September. 

3. Großbritannien. Annexion der Südafrikaniſchen Republik. 

4. Niederlande Abſchluß der Haager Friedenskonferenz. 

1l. Ehina. Ernennung Li Hung Zihangs zum chinefiichen Bevollmäd): 
tigten. 

18. Deutihes Reich. Note über die MWiederanfnüpfung diplomatijcher 
Beziehungen zu China. 

26. ——— Staaten. Verringerung der amerikaniſchen Truppen 
in Peki 

30. Deutf er Reich. Brief des Deutfchen Kaiſers an den Kaiſer don 


China 
September. "Südamerika. Konflikt zwifchen Chile und Bolivia wegen 
des ehemaligen bolivianischen Küſtenſtreifens. 


Oktober. 


1. Deutſches Reich. Note über die Verhandlungen mit China. 
1. Großbritannien. Wechſel im Armeeoberkommando. 
5. Frankreich. Vorſchläge über die Verhandlungen mit China. 
15. Großbritannien. Schluß der Parlamentswaählen. 
16. Deutjches Reich und Großbritannien. Vertrag über die chine: 
ftiche Politik. 
16. Niederlande. Verlobung der Königin. 
17. Deutſches Reid. SKanzlerwechiel. 
19. Südafrifa. Abreife Krügers nad Lourengo Marques. 
19. China. Belegung Paotingfus durch internationale Truppen. 
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20. Argentinien und Braſilien. Beſuch des Präfidenten von Bra: 
filien in Buenos Aires. 
28. Rußland. Antwort auf den englifch:deutjchen Vertrag. 


November. 


6. Vereinigte Staaten. Präſidentenwahl. 

8. Spanien. Verkauf von Inſeln im Stillen Ozean an die Vereinigten 
Staaten. 

9. Großbritannien. Lord Salisbury über die allgemeine Lage. 

10. Spanien. Iberiſch-amerikaniſcher Kongreß in Madrid. 

12. Franfreid. Schluß der Weltausftellung. 

19. Deutſches Reich. Reichstagsdebatte über die chineſiſche Frage. 

22.—30. Frankreich. Aufenthalt Präfident Krügers in Frankreich. 

26. China. Beichluß der Mächte, die Takuforts zu fchleifen. 

Ende. Korea. Unruhen. 


Dezember. 


1. Bereinigte Staaten und Nicaragua. Vertrag über ben Kanal. 
5. Niederlande Ankunft Krüger in Amfterdam. 

Anf. Niederlande und Portugal. Piplomatiihe Schwierigkeiten, 

6. Großbritannien. Lord Saliebury über die Zukunft Südafrikas. 
8. —— und Portugal. Engliſcher Flottenbeſuch in 


Liſſabon 

10./13. — Reich. Reichsſstagsdebatte über das Verhältnis zu 
ngland 

12. Defterreih. Beginn der Reichäratswahlen. 

17. Kurie. Der Papft über dad Verhältnis zu Italien. 

20. China. Gemeinjame Note der Mächte an China. 

21. ee Staaten. Abänderung des Nicaragua-Bertragd mit 
nglan 

22. Deut ches Reich. Feldmarſchall Graf Blumenthal f. 

28. Italien. Senatödebatte über bie chinefiſche Frage. 

Dezember. Südafrika. Erfolge der Buren im Guerillafriege. 





L 
Das Dentihe Reih und jeine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Berlin) Der Kaiſer veranftaltet im Zeug— 
hauſe anläßlich der Jahrhundertwende eine militäriiche Feier, wo— 
bei er folgende Anjprache hält: 

Der erfte Tag des neuen Jahrhunderts fieht Unſere Armee, d. h. 
Unfer Volk in Waffen, um jeine FFeldzeichen —55 vor dem Herrn der 
Heeresſcharen knieen, und wahrlich, wenn irgend wer beſonderen Grund bat, 
fih heute vor Gotl zu beugen, jo ift es Unjer Heer. Ein Blick auf Unſere 
Fahnen genügt als Erklärung, denn fie verkörpern unfere Gefchichte, Wir 
fand da3 vergangene Jahrhundert bei jeinem Anbruch Unjer Heer? Die 
glorreihe Armee Friedrich de3 Großen war auf ihren Lorbeeren ein: 
geichlafen, im fleinlichen Detail des Gamajchendienftes hr bon 
altersichwachen, friegauntüchtigen Generalen geführt, ihr Offtgierforps 
fördernder Arbeit entwöhnt, in Luxus und MWohlleben und thörichter Seioh 
überhebung verfommen. Mit einem Wort, die Armee war ihrer Aufgabe 
nicht nur entwachjen, fie hatte fie vergeffen. Schwer war bie Strafe bra 
Himmels, die fie ereilte und die Unjer Volk traf. In den Staub warb fie 
geworfen. Friedrichs Ruhm verblich, ihre Freldzeichen waren gerbrocen, 
In den fieben langen Jahren jchwerfter SKnechtichaft Lehrte Bott Unſer 
Bolt, fih auf fich jelbft befinnen, und unter dem Drud bes Fuſſes einen 
übermütigen Eroberer3 gebar Unſer Bolt aus fich heraus ben hehrflen Ge— 
danken, dab e3 die höchſte Ehre ſei, im Waffenbienfte feinem Waterlambe 
Gut und Blut zu weihen: die allgemeine Dienftpfliht. Mein Urgrohvater 
gab ihr Form und Leben, und neuer Lorbeer frönte bie en erſtanhene 
Armee und ihre jungen Fahnen. Ihre eigentliche Bedeutung jeboch gewänn 
die allgemeine Dienftpflicht erft durch Unferen großen, bahſngegangenen 
Kaiſer. In ftiller Arbeit entwarf Gr feine Heorganifation Iniere 
Armee — troß des Widerſtandes, ben Unverſtand Ihm ſehle Eier Tieg- 
reichen Feldzüge krönten jedoch Sein Werk im nie geahmter Meſſe rin 
Geiſt errüllte die Reihen Seines Heeres ebenfo mir Zrin Gotuerean⸗en 
bazjelbe zu unerhörten Siegen Hinzik. Mit birler Zeinet einenen Srhhpbung 
führte er bie dbeutihen Stämme wieber zuiammen unb gab uns bir lang 
eriehnte dentiche Einheit wieder. Ihm banten mır ⸗», hab feat hasier 
Armee das Deut'de Keich Adytang gebıetend Isırıa 147, Bolt: reesgiie Stellung 
im Rate der Tiiter wieder eirn'immt. An mn Ha nam, More 
Herren, auf im neuen jyrhuriert bie alten Biymn'ttse gu bemühen 
und zu betuä::zen, 20:4 were Dniere Liriayen Die cma yeh yıral 
haben: Eimtzs;:: an: Antyrudsschzint a tizıyen obm, netter 
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Hingabe an den Königlichen Dienft, volles Einjegen aller Kräfte des Leibes 
und ber Eeele in raftlojer Arbeit an der Ausbildung und Fortentwidelung 
Unjerer Truppen. Und wie Mein Großvater für Sein Landheer, jo werde 
auch ch für Meine Marine umbeirrt im gleicher Weife das Werft der 
Reorganijation fort: und durchführen, damit auch fie gleichberechtigt an der 
Seite Meiner Streitkräfte zu Lande ftehen möge und durch fie das Deutjche 
Reich auch im Auslande in der Lage jei, den noch nicht erreichten Pla zu 
erringen. Mit beiden vereint hoffe ch in der Lage zu fein, mit feſtem 
Vertrauen auf Gottes Führung den Spruch Friedrich Wilhelms I. wahrzu= 
machen: „Wenn man in der Welt etwas will dezidieren, will es die Feder 
nicht machen, wenn fie nicht von der Force des Schwertes joutenieret wird.“ 


1. Januar. (Berlin.) Der Kaijer richtet folgenden Erlaß 
an das Heer anläßlich der Jahrhundertwende: 


An Mein Heer! 

Vollendet ift das Kahrhundert, deſſen Beginn dad DBaterland in 
jeiner tiefften Erniedrigung ſah, defjen Ausgang gekrönt ift durch die Wieder- 
erftehung von Kaiſer und Reich! Unter den Schlägen des Eroberer? war 
das Deutjche Reich zujammengebrochen, dahingejunfen die Macht Preußens, 
vernichtet da3 Heer de3 Großen Königs, welches einer Welt in Wafferz 
fiegreich Troß geboten hatte. Wohl hatte nach fieben undergefjenen Leidens— 
jahren —— in wunderbarer Erhebung mit der ganzen Kraft eines zur 
Verzweiflung gebrachten Volkes die Ketten der Fremdherrſchaft zerbrochen 
und damit Deutſchland ſich ſelbſt wiedergegeben; wohl hatte in dem Be— 
freiungskampfe ſein neu erſtandenes Heer ungezählte Ruhmeskränze um 
ſeine Fahnen gewunden: der höchſte Lohn für ſeine opferwillige Hingebung 
blieb dem Vaterlande verſagt, unerfüllt das unauslöſchliche Sehnen nach 
Deutſchlands Einheit. Hadernd und entfremdet gingen die deutſchen Stämme 
nebeneinander her, Deutſchland blieb gering im Rate der Völker. Endlich 
ließ Gott ihm die Männer erftehen, die das auf blutgetränkten Schlacht— 
feldern begonnene Einigungswerk zur Vollendung führten. Heute fteht das 
gemeinfame große Vaterland, geichirmt durch fein von einem Geifte bejeeltes 
Heer machtvoll, ein Hort des Friedens da. Dankerfüllten Herzens richtet 
ji) an dem MWendetage des Jahrhundert? ‚Mein Auge zu dem Throne des 
Allmächtigen, der jo Großes an Uns gethan hat; zu Ihm flehe Ich mit 
Meinem Volt in Waffen, daß Er aud in Zukunft mit Uns jein möge. 
Doll freudigen Stolzes gedenfe ch derer, die Er Seine Werkzeuge jein 
ließ: Meines vielgeprüften Herrn Urgroßvaterd, de3 unvergehlichen Großen 
Kaiſers, Meines geliebten Herrn Vaters und ihrer treuen Verbündeten; 
ihrer Berater und Heerführer, die Preußens Schwert geichärft und, ala die 
Stunde de3 Kampfes jchlug, fein Heer von Sieg zu Sieg geführt haben; 
der Männer, die für des DVaterlandes Befreiung und Ehre willig und 
furchtlo8 Leben und Blut zum Opfer gebracht haben. Unauslöjchlich wird 
die Erinnerung an dieſe Helden im Deutjchen Volke fortleben. Ich danke 
Meinem Heere für alles, was es in diefem langen Zeitraume Mir, Meinem 
Haufe und dem Baterlande geleiftet hat, für feine Hingebung und Opfer: 
willigfeit, für feine Tapferkeit und Treue. Und wenn fi) heute jeine 
ruhmgefrönten Fahnen im Schmude des Lorbeerd vor dem Altare des All 
mächtigen neigen, um von Mir das Erinnerungszeichen zu empfangen, das 
nad dem einmütigen Bejchluffe Meiner erhabenen Bundesgenojjen den Feld— 
zeichen des gefamten beutfchen Heeres als ein neues Unterpfand jeiner Ein: 
heit und feiner Untrennbarfeit zu Zeil wird, dann joll ed das Gelübde 
erneuern, immerdar es den Vätern und Vorvätern gleich zu thun, mit deren 
Blute der Bund gekittet ift, der Deutjchlands Fürſten und Völker jetzt und 
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in alle Zukunft umfchließt. Mögen dann nad) dem Willen der Borjehung 
auch neue Stürme über da3 Baterland hinbraufen und feinen Söhnen 
abermal3 das Schwert in die Hand bdrüden: an Meinem tapferen Heere , 
werben fie fich brechen, e3 wird jein und bleiben, wa3 es war und ift, ein 
Fels, auf dem Deutjchlands Macht und Größe ruht. Das walte Gott! 
Berlin, den 1. Januar 1900, Wilhelm. 


1. Januar. (Berlin.) SKaijerliche Erlaffe an den Kriegs— 
minifter über die Erneuerung der Yahnen- und Standartentücher 
jowie an das Staat3minifterium über die Erjegung des Allgemeinen 
Ehrenzeichens in Gold. 


Der Erlaß an den Kriegaminifter lautet: 

Ich will an denjenigen Fahnen und Standarten Meines Heeres, 
deren Zücher durch die ruhmdoll bejtandenen Feldzüge und den Zeitablauf 
vollftändig zerftört find oder fich in einem ihre Wiederherftellung aus: 
jchließenden Zuftande befinden, die Tücher erneuern. Sie haben das hier: 
nad) Erforderliche nach Meinen Ihnen diejferhalb erteilten beſonderen Be: 
fehlen und nad) Maßgabe der verfügbaren Mittel zu veranlafjen. 


Der Erlaß an das Staat3minifterium lautet: 

Ich Habe bejchloffen, an Stelle de3 Allgemeinen Ehrenzeichen im 
Gold ein nad) Mahgabe des von dem Präfes der General-Ordens-Kommiſ— 
fion im Jahre 1897 dem Staatsminifterium vorgelegten und hierneben 
wieder zurüdfolgenden Muſters auszuprägendes filbernes Kreuz mit goldenem 
Mittelichilde am Bande de3 Großkreuzes des Roten Adlerordens als erfte 
Klaſſe des Allgemeinen Ehrenzeichen? einzuführen, und jehe der Einreichung 
eines entiprechenden Statutenentwurfes durch das Staatsminifterium entgegen. 

Berlin Schloß, den 1. Januar 1900, Wilhelm R 

Am 27. Januar werden die Statuten über die Stiftung de3 Kreuzes 
des Allgemeinen Ehrenzeichend veröffentlicht. 


1. Januar. (Bayern.) Der Prinz-Regent richtet anläßlich 
der Jahrhundertwende folgenden Erlaß an das bayerifche Heer: 


Am Schluffe de3 Jahrhunderts, in welchem mit der wiedererrungenen 
Einigung des Deutjchen Reiches da3 Band der Zufammengehörigfeit um 
alle deutjchen Kontingente geihlungen wurde, drängt es Mich, Meiner be: 
ſonders dankbaren Gefinnung für die hervorragenden Leiftungen ber Armee 
Ausdruck zu geben, durch welche diefe an dem Ginigungswerf beteiligt 
war. In Erinnerung an die demjelben vorausgegangenen opfervollen 
Kämpfe und an den rühmlichen Anteil der bayerischen Truppen hieran 
verleihe ch den jämtlichen ahnen und Standarten der Armee Fahnen: 
bänder mit Spangen, wie leßtere Meine hohen Verbündeten nach gemein: 
ſamem Bejchluffe auch den Fyeldzeichen ihrer Truppen verleihen werden. 
Möge diefe Auszeichnung Anlaß jein zur Erneuerung des Gelübdes, es 
immerbar den Vätern an Heldenmut und Treue gleichzuthun. 

1. Januar. (Sachſen.) Der König erläßt folgenden Armee— 
befehl: 

Ich verleihe in Uebereinftimmung mit der von Sr. Majeftät dem 
Deutichen Kaifer und König von Preußen für die föniglich preußische Armee 
gefaßten Entichliegung auch den Fahnen Meiner Armee zum 1. Januar 1900 
Spangen als Grinnerungszeichen an die glorreichen Waffenthaten in der 
Vergangenheit, zum ehrenden Gedächtnis an die ruhmreiche Mitwirkung 
bei Wiederbegründung des Deutjchen Reiches und als fihtbares Mahnzeichen, 
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ed au im Juturtt dee Arsocdere Immmerdar gleich zu thun an Tapferkeit 
umd Zreme dı3 jaut Tede Deo Grommerumgijeichen find an filbern-grünen 
. Rebeendirierr mi '2.e ze meımem WMermer Armee in Zukunft zu 
tüseem daden, ju ereit ser Tora Azlsger der Spangen und Fahnen bänder 
az die meet Ferihem Sorbere zer ückenden Fchmen hat im feierlicher Weiſe 
ja reizee. Tas Rerzsmirterıe hut das Weitere zu veranlafien. 

ur. Vrerßen) Der Minifter der öffentlichen 


geiten der Eriertchmberzietsteumtenr: 

1. jrür Srammszimeanie, Zeisgrositen. Namgiermeifter, Halteitellen- 
aufıder un? Beüeriein: Were er Tier eine umunterbrochene, an: 
geſtrerzte Ihanzter erfiomderı Fü die dburchichnittliche tägliche Tauer 
S Stzın de Teer erzer are Ttenſttidtdt 10 Stunden nicht über: 
Ichreiten. In üreızem far I XRO;SZT:RAAche tägliche Dienſtdauer biz 

2 Su x Dauer xer rohen Dienſtdfticht bis zu 14 (bei ein- 
taten Rerummersälize zei irren Kauien im der dienſtpflicht bis 
. t&r Feramieter umd Haltepunftwärter ſoll 
die Duxer der risııhen Zr St 14 Starden micht überjchreiten; nur 
bei emraden Berrummersäiizr te ı eine Ausdehnung bi! zu 16 Stunden 
zulsitig; 8 für de; Susterierersiperfemat sell die tägliche Dienſtdauer 
m mweratchen Surd’srir mit: eier eis 11 Stunden und 4. für das 
Noten upprional mit: mebr als Id Sterden : bei einfachen Betriebäver: 
bäleniiten die zu 11 Stamm: beiresm Wet legteren beiden Beamten- 
fategerien dark die eizjeine Zuemt’zııı 16 Stunden micht überfchreiten; 
uberdiod münen derartez iarze Sl 
broden werden. 

9. Januar, Preußen) Winiiterprändent Fürſt Hohen- 
lobe eröffnet den Landtag mit folgender Thronrede: 

„Erlauchte, edie und gerdrte Serum von beiden Häuſern des Land⸗ 
tagt! Im Anuitrage Sr. Wretit des Ketiers und Königs heiße ich Sie 
an der Schwelle des neuen Jsdrturderti zur Wiederaufnahme Ihrer Ar: 
beiten wilfommen und begrüie Sir in dieiem Augendlick in um fo freu: 
digerer Stimmung. ald forden aus Kiel die Nachricht von ber Geburt eines 
neuen Sproiien des Königlichen Duni eimgetrofen iſt. Die finanzen des 
Staates geltalten ſich infolge dee arbeitenden Aufihimunges des gewerb⸗ 
lichen Yebens und der dauernden Steigerung der Erträgniffe der meiften 
Staatübetriebe fortgeſetzt günitig. Wie in den Vorjahren, bat auch bie 
Rechnung Für das Gtatijabr IS2S 99 mit einem beträchtlichen Neberichuß 
abgeſchleſſen. und ebenio darf für das laufende Jahr ein befriedigende: 
Ergebnis ertwartet werden. Der Stuaräbausbeltietat für dad Jahr 1900 01, 
deſſen Entwurf Ihnen alsbald vorgelegt werden wird, bält in Einnahmen 
und Ausgaben das Gleichgewicht und bat tat auf allen Gebieten der 
Staativerwaltung erbebliche Mebrauftvendungen zur Befriedigung £ultureller 
und wiriſchaftlicher Aufgaben im Austiche mebmen können. Insbeſondere 
tann das Ergebnis der ZStaatteiienbabnverwaltung trog der wachſenden 
Schtwierigleiten und Koſten des Betriebes alä dauernd zufriedenftellend be: 
eichnet werden. Dieſes Ergebnis in Verbindung mit dem günftigen Ab: 
Sehluffe der anderen VBetricbiverwaltungen bat e& möglich gemacht, ohne 
Inanspruchnahme des Staatsfreditd die Anlagen und Nusrüftungen der 
Staatseifenbahnen im erbeblihem Umiange zu ergänzen und zu verboll: 
fommnen. Ten fteigenden Anforderungen dei Verkehrs und den Bedürf: 
niſſen der mit Schienenwegen biäber nicht genügend bedachten Zandesteile 
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jol auch in Zukunft durch Erweiterung und VBervollftändigung des Staats: 
eifenbahnneßes und durch Förderung von Kleinbahnunternehmungen Red): 
nung getragen werden. Zu diefem Zwecke werden umfaſſende Mittel von 
Ihnen erbeten werden. Die Staatöregierung hält nad) wie vor an ber 
Meberzeugung feſt, daß die Herftellung eines Schiffahrtäfanald vom Rhein 
bi3 zur Elbe zur teilweifen Entlaftung der Staatseifenbahnen wie zur 
Hebung des binnenländijchen Verkehrs notwendig ift. Die borjährige 

ejegesvorlage wird Ihnen daher, eriveitert durch Vorjchläge für die be: 
ſonders dringliche Herftellung anderer Schiffahrtäverbindungen und Ber: 
befjerungen natürlicher Flußläufe im Intereſſe des Verkehrs wie namentlich 
der Landesmelioration wiederum unterbreitet werden, jobald die betreffenden 
Projekte fertiggeftellt find und deren wirtfchaftliche und finanzielle Grund: 
lage £largelegt ift. Als jolche Projekte fommen in erfter Linie in Betracht 
die Herftellung eine Großſchiffahrtsweges zwiſchen Stettin und Berlin, die 
Beihaffung ausreichender Vorflut im Hderbruch, die Verbejferung der Ver: 
hältnifje an der unteren Oder, jowie an der Spree und der Havel, bie 
weitere Ausbildung der Waflerftraßen zwifchen Oder und Weichjel und die 
Herftellung des majurifchen Seefanald. In das Ertraordinarium des Etats 
der Staat3bauverwaltung find die Mittel eingeftellt worden, um ben 
preußiichen Nordjeehafen Emden für die großen Seejchiffe, inäbefondere auch 
der hanjeatischen transatlantiſchen Dampferlinien, brauchbar zu machen. 
Es darf erwartet werden, daß das mit dieſer Maßregel verfolgte nationale 
Ziel, einen wejentlichen Zeil des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiets von 
den ausländijchen Häfen unabhängig zu ftellen, allmählich erreicht werden 
wird. Die jchwierige Lage, unter der die Landiwirtichaft andauernd leidet, 
nimmt die ernſteſte Aufmerkſamkeit der Regierung bejtändig in Anspruch. 
Die Regierung ift fich der Pflicht bewußt, dieſem wichtigen Erwerbszweig 
auch fernerhin jede mögliche Fürforge angedeihen zu laſſen. Die Erörte: 
rungen, welche im Anſchluß an die — — von 1897 zu dauern— 
der Sicherung ſchwer heimgeſuchter Landesteile eingeleitet waren, ſind für 
die Provinz Schleſien dem Abſchluſſe nahe, ſo daß vorausſichtlich eine ent— 
ſprechende Vorlage noch in dieſer Tagung wird gemacht werden können. 
In gleicher Weiſe wird Ihre Zuſtimmung zur Fortſetzung der für die ge— 
teilte Weichſel begonnenen Regulierungsarbeiten erbeten werden. In beiden 
Fällen iſt die Uebernahme des größten Teils der Koſten auf den Staat 
vorgeſehen. Im Intereſſe der Förderung der inneren Koloniſation wird 
der im vergangenen Jahre nicht zur Verabſchiedung gelangte Entwurf eines 
Geſetzes wegen Gewährung von Zwiſchenkredit bei Rentengutsbildungen von 
neuem dem Landtag zugehen. Der ſchon für die letzte Tagung in Ausſicht 
genommene Entwurf eines Geſetzes wegen beſonderer Beſteuerung der großen 
Warenhäuſer wird Ihnen nunmehr vorgelegt werben, und, wie die Staats— 
regierung hofft, zur Erhaltung und Stärkung des Mitteljtandes in Handel 
und Gewerbe beitragen. Das Bedürfnis, die infolge der Steuerreform des 
jahres 1891 auf dem Gebiete des Gemeindewahlrechts eingetretenen Ver: 
ichiebungen im Wege der Gejehgebung auszugleichen, wird von ber Staats— 
regierung fortgejeßt anerfannt. In Erfüllung der in der vorigen Geifion 
gegebenen Zufage wird daher in Anbahnung an das Ergebnis der Kom: 
milfionsberatungen ein Gejegentwurf Ihrer erneuten Beichlukfaffung unter: 
breitet werden. Die Erfahrungen des Öffentlichen Lebens lafjen leider eine 
zunehmende und für die religiöje und fittliche Entwidlung des Volkes bedroh: 
liche Berwahrlofung unter der Jugend erkennen. Um bier, joweit es mit den 
Machtmitteln de3 Staates möglich ift, Abhilfe zu ſchaffen, ift e3 geboten, 
die Zwangserziehung in ausgedehnteren Make als nach der biöherigen 
Lage der Gejehgebung gejchehen konnte, zuzulaſſen. Ihre Mitwirkung wird 
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dazu erbeten werden. Meine Herren! Zu wichtigen Arbeiten find Gie 
berufen. Möchten diefe von Erfolg begleitet und auch die Erinnerung an 
da3 zur Rüfte gegangene Jahrhundert geweiht fein, das durch Gottes 
gnädige Fügung da3 Vaterland zu Kraft und Größe geführt hat! Möge 
fich in diejer Tagung, wie in ber fommenden, der Geift einträchtigen Zus 
ſammenwirkens zwijchen Regierung und Volk bethätigen und damit das 
feite Fundament für die weitere gebdeihliche Entwicklung de3 Vaterlandes 
allzeit gefichert bleiben! Auf Befehl Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs 
erkläre ich den Landtag der Monarchie für eröffnet. 


I. Januar. Württemberg.) Der „Staat3anzeiger” ver= 
dffentlicht folgende Depeſche des Kaiſers an den König als Ant— 
wort auf die Mitteilung, daß der König das Protektorat über den 
württembergiſchen Flottenverein übernommen habe: 

Ich danke Dir aufrichtig dafür, daß Du durch Uebernahme des 
Protektorats über den württembergiſchen Landesausſchuß des deutſchen 
Flottenvereins erneuten Beweis davon gegeben, daß Deutſchlands Fürſten 
bei allen Beſtrebungen zum Wohle Unſeres Vaterlandes vorangehen, und 
bitte Dich, dem Fürſten Karl von Urach Meinen Dank dafür zu über— 
mitteln, daß er ſich an die Spitze des Landesausſchuſſes geſtellt hat. Ich 
hoffe, daß die Vorgänge der letzten Tage immer weitere Kreiſe davon über— 
zeugt haben, daß nicht nur Deutſchlands Intereſſen, ſondern auch Deutſch— 
lands Ehre in fernen Meeren geſchützt werden, und daß hierzu Deutſchland 
auch zu Waſſer ſtark und mächtig daſtehen muß. 


9. Januar. (Berlin) Auf einer Feier der Techniſchen 
Hochſchule anläßlich der Jahrhundertwende zitiert der Rektor, Ge— 
heimrat Riedler, folgende Anjprache, die der Kaijer an ihn über 
die Bedeutung der Technifchen Hochſchulen gerichtet hat: 

„Es hat Mich gefreut, die Technifchen Hochſchulen auszeichnen zu 
fönnen. Sie wiſſen, daß jehr große Widerftände zu überwinden waren; 
die find jebt bejeitigt. Ich wollte die Techniſchen Hochichulen in den 
Vordergrund bringen; denn fie haben große Aufgaben zu Löjen, nicht bloß 
technische, jondern auch große foziale Aufgaben. Die find bisher nicht jo 
gelöft, wie Ich wollte. Sie können auf die jozialen Verhältniffe vielfach 
großen Einfluß ausüben, da Ihre vielen Beziehungen zu Arbeit und zu 
Arbeitern und zur Induftrie überhaupt eine Fülle von Anregung und Ein: 
wirkung ermöglichen. Sie find deshalb auch in der fommenden Zeit zu 
großen Aufgaben berufen; die bisherigen Richtungen haben ja leider in 
fozialer Beziehung vollftändig verfagt. Ich rechne auf die Technifchen 
Hochſchulen! Die Sozialdemokratie betrachte Ich als eine vorübergehende 
Gricheinung: fie wird fich austoben. Sie müfjen aber Ihren Schülern die 
fozialen Pflichten gegen die Arbeiter klar machen und die großen allgemeinen 
Aufgaben nicht außer Acht laſſen. Alfo Ich rechne auf Sie! An Arbeit 
und an Anerkennung wird e3 nicht fehlen. Unfere technijche Bildung hat 
ichon große Erfolge errungen. Wir brauchen jehr viele technische Intelligenz 
im ganzen Lande; was brauchen jchon die Kabellegungen, die Kolonien an 
technisch Gebildeten! Das Anjehen der deutjchen Technik ift jeßt jchon ein 
jehr großes. Die beften Familien, die fi) anjcheinend jonft jerngehalten, 
wenden ihre Söhne der Technik zu, und Ich hoffe, dab das zunehmen wird. 
Auch im Auslande ift Ihr Anjehen jehr groß, und Ausländer ſprechen mit 
größter Begeifterung don ber technifchen Bildung, die fie an Ihrer Hoch: 
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jchule erhalten haben. Es ift gut, daß Sie auch Ausländer heranziehen. 
Das jchafft Achtung vor unferer Arbeit. Auch in England habe Ich überall 
die größte Hochachtung vor der deutjchen Technik gefunden. Das habe Ich 
jet jelbjt wieder erfahren, wie man dort die deutiche technijche Bildung 
und die Leiftungen der deutjchen Technik ſchätzt. Wenden Sie ſich daher 
auch mit aller Kraft den großen wirtjchaftlichen und jozialen Aufgaben zu.“ 

Die „Kreuz: Ztg.“ Schreibt zu der zitierten Bemerkung des Kaiſers: 
Wenn die Sozialdemokratie in der That eine „vorübergehende Erfcheinung“ 
wäre, wie e8 3. B. die englifche Chartiften- Bewegung in den 40er Jahren 
de3 vorigen Jahrhundert war, jo würde e3 allerdings richtig fein, fie ſich 
„austoben“ zu laffen. Leider aber vermögen wir Ddieje Unficht, wie die 
deutichen Verhältniſſe find, nicht zu teilen. 

Die „Poſt“: Zu oft und unzmweideutig hat fich ja der Monarch über 
das jtaatsgefährliche Treiben der Umfturzpartei ausgejprochen, und auch 
jeßt hat er keineswegs gejagt, die Sozialdemokratie habe fich ausgetobt, fie 
habe ihren Charakter ald revolutionäre Partei geändert und jei eine bürger: 
liche Reformpartei geworden; vielmehr hat dieje Auslafjung des Kaiſers 
einen ganz anderen Sinn, indem fie nur bejagen foll, dab die Sozial: 
bemofratie jpäter einmal, wenn die Verhältniſſe fich geändert haben, über: 
haupt von der Bildfläche verjchwinden wird, eine Anficht, über deren 
Richtigkeit der Zukunft die Entfcheidung vorbehalten bleiben muß. Dabei fann 
aber voll und ganz beftehen bleiben, daß die gegenwärtige Sozialdemokratie 
der unerbittliche Feind unjerer Staatd: und Gejellichaftsorduung und dem: 
gemäß von allen vaterlandöliebenden Politikern als jolcher zu behandeln ift. 


10. Januar. GPreußiſches Abgeordnetenhaug.) Finanz— 
minijter Dr. v. Miquel legt den Etat vor. 


Min. v. Miquel: Meine hochverehrten Herren! Auf Grund ber 
Allerhöchften Ermächtigung habe ich die Ehre, Ihnen den Staatöhaushalt 
für 1900 nebſt Anlagen zur verfaffungsmäßigen Genehmigung zu unter: 
breiten. Der erfte Etat im neuen Jahrhundert jchließt ſich im weſenktlichen 
dem be3 vergangenen Jahres an, er jpringt gewilfermaßen mit einem zu: 
friedenen Auge in dad neue Jahrhundert. Die Grundjäße, nach denen er 
aufgeftellt ift, find diefelben wie in früheren Jahren. Die Einnahmen find 
wie bisher vorfichtig aufgeftellt, ja doppelt vorfichtig, weil jolche Steige: 
rungen, wie fie in den Vorjahren vorgekommen find, für die nächiten Jahre 
nicht wahrjcheinlich find. Der Etat bilanziert in Einnahmen und Aus: 
gaben mit einem Gejamtbetrage von 2472360000 M Gegen da3 laufende 
Jahr beträgt die Einnahmenfteigerung nicht weniger ala 145 989 000 M. 
Don den Ausgaben fallen 160 000 000 A. auf da3 Ertraordinarium gegen 
139 508 000 4, im laufenden Jahre; da3 Ertraordinarium ift aljo wiederum 
erheblich geftiegen. Die höchiten Beträge fallen naturgemäß auf die Be: 
trieböverwaltung. Aber auch in der Staatöverwaltung find die extra: 
ordinären Verwendungen erheblich geftiegen. Die Steigerung der Ausgaben 
im Ordinarium erklärt fich zum Zeil daraus, daß der Gejamtbetrag für 
die Beamtenbejoldunggerhöhungen nunmehr im Etat des Finanzminiſteriums 
weggefallen und auf die einzelnen Reſſorts verteilt find. Die Ergebniſſe 
des Rechnungsjahres vom 1. April 1898/99 zeigen einen Ueberſchuß von 
84305000 A Dazu haben u. a. beigetragen die Tyorftverwaltung mit 
12 350 000 A., die Verwaltung der direften Steuern mit 30 Millionen, die 
indireften Steuern mit 11 Millionen, die Bergmwerfe mit 9 Millionen, die 
allgemeine Finanzverwaltung infolge von Mehrüberweifungen vom Reiche 
mit 19 Millionen. Demgegenüber fteht eine Reihe von Mehrausgaben für 
bie einzelnen Reſſorts. 50 Millionen find auf Grund des Schulden: 
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tilgungsgefeße® zu Gunften der Eifenbahnverwaltung verwendet worden. 
Was die vermutlichen Mehrüberjchüffe des laufenden Jahres betrifft, jo 
wird wahrjcheinlich der Meberichuß im großen und ganzen der gleiche ſein 
wie im vorigen Jahre; es fehlen uns noch die Meberfichten der lebten 
Monate. Jedenfalls fteht die Entwidlung unferes Finanzweſens noch auf 
dem gleichen günftigen Boden wie in den vorigen Jahren. Der Minifter 
geht dann zur ziffernmähigen Angabe einer großen Reihe von Einzelheiten 
des neuen Etats über, jeine Ausführungen find aber, da er jehr leiſe jpricht 
und infolge deſſen auch den meiften entfernter ſitzenden Abgeordneten nicht 
verftändlich wird, jo daß fich Gruppen bilden, die fi) laut unterhalten, 
auf der Tribüne immer weniger zu verftehen. Unter anderem weift der 
Minifter darauf hin, daß die direften Steuern wieder mit einem höheren 
Betrage eingeftellt werden können. Man brauche nur die fteigenden Ein: 
lagen der Sparfafjen zu jehen, um fi) davon zu überzeugen, daß ber 
standard of life in allen Klaſſen ſich gehoben habe, und die wirkliche Ver: 
mehrung des Vermögens jei wahricheinlicy noch höher ala die Vermehrung 
de3 verjteuerten VBermögend. Auch die indirekten Steuern haben höher ver: 
anichlagt werden fönnen. Die wiederum erhöhten Einnahmen aus der 
Gijenbahnverwaltung jeien unentbehrlich zum Zeil für die Verwendung für 
allgemeine Staatözwede, aber man jet doc; jchon zu einer geringeren Ab: 
Lieferung der Eijenbahneinnahmen für allgemeine Staat3zwede gekommen. 
Aus der Etatifierung ſei der wirtjchaftliche und finanzielle Wert der Eijen: 
bahnen an fich nicht zu entnehmen, weil unzweifelhaft eine Reihe von Aus: 
gaben ſich mehr oder weniger als Rejerve darftellen. Wir haben feine 
Rejervefonds in unſerer Finanzverwaltung und auch feinen allzu großen 
Betriebsjfonde. Meine Berjuche, einen Ausgleichsfonds zu erlangen, find 
befanntlih an dem Widerſpruch des Hauſes geicheitert. Sie werden zu: 
geben, daß jeder verftändige Haushalter eines großen Unternehmens in 
guten Jahren mit reichen Ergebnifjen Vorſorge trifft, daß nicht das ganze 
Ergebnis der guten Ergebnijje ausgegeben wird, jondern daß man ſich 
einigermaßen dedt für vorausfichtlich fommende ungünftige Jahre. Man 
verteilt nicht alles, was man gewonnen hat, jondern man jchreibt ab, aber 
der Staat hat jolche Fonds nicht. Aber wenn der Staat mit VBorficht und 
namentlich mit Vorausſicht feine Finanzen verwalten will, jo ift Ddiejes 
Syſtem für ihn noch viel nötiger als für einen Privatmann und zwar, 
weil der Staat nicht die freie Dispofition über die Dividenden hat. Unjere 
Mehreinnahmen find vielmehr längft in dauernde Ausgaben verwandelt 
worden, und wir laufen Gefahr, jpäter die dauernden Ausgaben nicht mehr 
deefen zu können. Wir können aber wohl annehmen, daß viele Ausgaben 
im Grtraordinarium der Eijenbahnverwaltung, die anläßlich der großen 
Umtwandlungen infolge der plößlich geftiegenen großartigen Berfehrsent: 
wickelung ftattfinden, nicht dauernder Natur find. Es wird wohl die Zeit 
fommen, wo wir den größeren Betrieb auch ohne jolche neuen großen Aus: 
gaben weiterführen können, weil die jet gemachten Anlagen dod) für die 
Dauer aushalten. Man darf fich aber weder allzufehr vor der Zukunft 
fürchten, noch fie im rofigften Lichte jehen. Zu bedenken ift auch, da die 
Eijenbahnverwaltung jetzt für die Penfionen der Beamten ber früheren 
Privateijenbahnen eintritt, nachdem die Beftände der Penſionskaſſen der 
früheren Privatbeamten aufgezehrt find. Wir müſſen ferner noch mehr den 
Beamten dur Schaffung von Wohnungen entgegenfommen. Es ijt den 
Beamten oft jchwer, geeignete Mietwohnungen zu finden. Das Verhältnis 
des Gejamteintommens zu den Ausgaben für die Miete ftellt jih um jo 
ungünftiger, je geringer da3 Einkommen ift. Wir können aljo damit den 
Beamten eine außerordentlihe Wohlthat erweilen. In den lebten zehn 
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Sahren feien 800 Millionen Schulden getilgt worden. Wenn bem gegen: 
über auch neue Anleihen ftehen, jo ergebe fic) boch immerhin eine Schulden: 
tilgung bon 1 vom Hundert und es jei zu hoffen, daß bei richtiger 
Behandlung der Finanzen und bei möglichit energifcher Zurücweifung 
übermäßiger Anjprüche (Heiterkeit recht3) dauernd eine ſolche Schulden: 
tilung möglich fein werde. Der Minifter geht dann näher auf den Gtat 
des Minifteriums für Handel und Gewerbe, des Yuftizminifteriums, des 
Minifteriums des Innern und des landwirtichaftlichen Minifteriums ein; 
auf der Tribüne werden aber nne ganz wenige Ginzelheiten bruchitüd: 
weije verftändlich. Bei der Beiprechung de3 Etats des Hultusminifteriums 
erwähnt der Minifter auch der eingetretenen Notwendigkeit der Erhöhung 
der Krankengeld: und Verpflegungsſätze in der Berliner Charitee. Am Schluß 
diefer Einzeldarftellungen wirft der Minifter einen Bli auf die Entwicke— 
lung der preußiichen Finanzen ſeit dem Beginn bed Jahrhunderts bezw. 
jeit den Frreiheitäfriegen. Das bewährte Prinzip der Finanzverwaltung ift 
die Sparjamfeit gewejen; die für die damalige Zeit pafjenden Steuern 
wurden in mäßiger, nicht drüdender Weife eingeführt. Preußen hat in 
jenen Zeiten große Finanzmänner gehabt, denen es unendlich viel verbantt, 
namentlich durch die Schaffung des Zollvereins. Hier beginnen die olofjalen 
neuen Anforderungen an die Vermehrung der Ginnahmen; e3 folgt die 
Einführung des Syitem3 der Verbrauchsabgaben, und den Entwickelungs— 
prozeß diefer Politik Schloß die Verftaatlichung der Eifenbahnen ab. Auf 
den ficheren Grundlagen diejer Entwidelung ruhen unſere Finanzen, und 
dieje fiheren Grundlagen werden auch in das neue Jahrhundert über: 
nommen. Ihr Erfolg und ihre Wirfjamfeit werden aber defto mehr ver: 
bürgt, je mehr die alte Bejcheidenheit in den Anforderungen an den Staat 
erhalten bleibt. Ein jehr einfichtiger Mann hat einmal das Wort ge: 
ſprochen: „Preußen hat fich groß gehungert.“ Ich empfehle Ihnen den 
zu einer ernjten, zugleich aber auch zu einer wohlwollenden Prüfung. 
(Beifall.) 


11. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaud.) Inter— 
pellation der Eonjervativen Partei über die Beamtenmaßregelungen 
im legten Sommer. (Vgl. Jahrg. 1899 ©. 136.) 


Die Interpellation lautet: Inwiefern erachtet die königliche Staats: 
regierung die im vorigen Sommer im Anjchluß an die Abftimmung dritter 
Lejung über die Kanalvorlage gegenüber einer Anzahl von Staatsbeamten 
von ihr getroffenen bdienftlihen Maßnahmen im Einklang mit den Bor: 
jchriften der Artikel 83 und 84 der Verfaſſung? 

Abg. v. Köller (konf.): Die Regierung habe im Kampfe um die 
Kanalvorlage verfafjungswidrig gehandelt. Am Morgen der entjcheidenden 
Abſtimmung in dritter Lejung zitierte der Minifter des Innern die kanal: 
gegnerischen Abgeordneten der Rechten, die in Staat3ämtern ftanden, und 
wies fie auf ihre Dienftpflichten hin. Wußte der Minifter nicht, daß das 
mit der Verfaſſung in Widerſpruch fteht? Sind die Beamten nicht im 
Gegenteil verpflichtet, fi) von der Erfüllung ihrer Pflicht weder durch Er: 
öffnung von Vorteilen, noch durch Androhung von Nachteilen abhalten zu 
lafien? Der Minifter von der Recke hätte erklären jollen: Das mache ich 
nit mit, dann bitte ich um meinen Abjchied! Die Heilighaltung der 
Verfaffung war ein liberales Parteiziel; von Johann Jacoby bis auf 
Walde, von Walde bis auf Richter war die Verfafjung das Palladium, 
der Männerftol3 vor KHönigsthronen. Seht haben allerdings zahlreiche 
Blätter, die „Danziger Zeitung”, die „National:Zeitung”, der „Hannovderjche 
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Kurier“ und vor allem die „Kölnische Zeitung“ (Heiterkeit rechts), im 
Chorus auf bie Regierung eingerebet, fie müßte die unbotmäßigen Beamten 
maßregeln, fie zur Dispofition ftelen! Den Redakteuren diefer Zeitungen 
follte einmal ber Kopf gewaichen und ihnen klar gemacht werden, daß es 
ein Unterfchied ift ziwiichen dem Mammon und den Idealen, welche bie 
liberale Partei verfolgt. (Lebhafte Zuftimmung recht3.) Täglich wird pro: 
voziert, daß dieſe fonjervativen und oftelbijchen Agrarier, Junker und 
Pfaffen u. j. tv. darauf audgehen, das Königtum zu beugen und die Herr: 
jchaft in ihre Hand zu befommen. (Sehr richtig! im Zentrum und linf3.) 
Nicht ein bischen davon ift wahr. Wiſſen Sie nicht, dat ber große König 
7 Jahre lang nur durch die Dftelbier den gejamten Heeren Europas wider: 
ftand? (Gelächter im Zentrum und links), wiſſen Sie nicht, daß 1812 die 
oſtpreußiſchen Stände unter Führung eines Dohna die erſten waren, welche 
die Fahnen des Freiheitskampfes erhoben? Wiſſen Sie nicht, daß, als es 
ſich um die Armeeorganiſation handelte, die Konſervativen die einzigen 
waren, welche dafür eintraten? Dieje erprobte Stübe des Landes glaubt 
man abjchütteln zu können wie einen alten Mantel, und da3 alles um eines 
erbärmlichen Kanals willen? (Große Heiterkeit und Beifall.) Königstreu 
jind die Konjervativen bis auf die Knochen! 

Minifterpräfident Fürſt Hohenlohe verlieft folgende Erklärung: 
Meine Herren! Die Interpellation, welche Sie an die Staatsregierung 
gerichtet haben, berührt eine Frage, welche ſeit dem Schluſſe der letzten 
Seſſion dieſes Hohen Hauſes bereits den Gegenſtand ſcharfer Angriffe in 
der Preſſe gebildet hat. Es muß der Staatsregierung daran liegen, jenen 
Angriffen gegenüber gleich beim Beginn der Seſſion die wirkliche Bedeutung 
ihrer Maßnahmen hier im Hauſe feſtzuſtellen, und ſie benutzt daher gern 
die hierzu gebotene Gelegenheit. Sie wünſcht von vorneherein Klarheit 
darüber zu ſchaffen, daß es ſich für fie lediglich um einen durch ſachliche 
Rüdfichten gebotenen Schritt gehandelt hat. Bon einer disziplinaren Be: 
ftrafung derjenigen Beamten, welche im vergangenen Sommer hier gegen 
die Kanalvorlage ihre Stimmen abgegeben haben, fann feine Rede jein; 
eine jolche ift jchon durch die Verfaſſung ausgeſchloſſen. Der Staatöregie- 
rung liegt jeder Gedanke eines Eingriffes in die parlamentarischen Rechte 
de3 einzelnen Abgeordneten fern. Was fie gethan hat, charakterifiert ſich 
gejeglich al3 eine Verfügung im Intereſſe de3 Dienftes, welche nach aus: 
drücflicher Vorjchrift des $ 87 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 nicht Gegen: 
ſtand eines Disziplinarverfahrens if. Wenn man der Regierung aljo den 
Vorwurf einer Beftrafung der Beamten macht, jo widerjpricht dieſer Vor: 
wurf dem Geſetz. Das Recht der Regierung, einen Beamten im Intereſſe 
de3 Dienſtes zur Verfügung zu Stellen, wird durch das Recht des Beamten, 
in dieſem Haufe nach feiner Meberzeugung zu ftimmen, nicht beeinträchtigt. 
Seit Erlaß der Verfaſſung hat die preußiſche Staatäregierung dieſen Stand: 
punft jtet3 innegehalten. Meine Herren! Soll eine einheitliche Aktion der 
Staatsregierung möglich jein und die Autorität der Regierung im Lande 
gewahrt bleiben, jo ift e3 unerläßlich, dab die im erfter Linie zur Ver: 
tretung der Politif der Regierung berufenen Beamten, nämlich die poli: 
tiichen Beamten, die Anfchauungen ber Regierung in entjcheidenden Fragen 
auch im Lande politiich zu vertreten willen und in der Lage find. Dies 
anzunehmen iſt nicht möglich bei politiichen Beamten, die im Landtage 
jelber eine der Staatsregierung entgegengejegte Haltung öffentlich befundet 
haben, Bon ihnen war nicht zu erwarten, daß fie diejenige Auffafjung, 
welche fie im Landtage befämpft haben, nachher dem Lande gegenüber wirf: 
ſam vertreten würden. Konnte hiernach die Staatöregierung in diejen Be: 
amten die geeigneten politijchen Organe für die Durchführung ihrer Inten— 
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tionen nicht erbliden, jo blieb nur übrig, auf ihre Dienfte in ren 
Stellungen zu verzichten, unbeſchadet der gejeglichen Möglichkeit, diefelben 
in anderen, nicht politifchen Stellungen wieder zu bejchäftigen. Meine 
Herren! Es ift ein unhaltbarer Zuftand, daß die Regierung bejtimmte 
Ziele verfolgt, während die pflichtgemäß zu ihrer Unterftügung berufenen 
politifchen Beamten dieſe Ziele befämpfen. Um folchen Zuftänden vorzu— 
beugen, hat das Gejeh der Regierung die Befugnis gegeben, von ber fie 
jegt Gebraud; gemacht hat. Der Königlichen Staatsregierung ift der Ent: 
ſchluß zu ber getroffenen Maßregel nicht leicht getworden; fie bedauert es 
lebhaft, gezwungen gewejen zu fein, tüchtige Beamte, deren Amtsführung 
anzuerfennen fie Anlaß hat, aus ihrer dermaligen Dienftftellung abzuberufen. 
Aber die Rüdficht auf diefe Beamten kann nicht ſoweit gehen, um bie poli- 
tifche Autorität der Regierung Seiner Majeftät des Königs zu gefährden. 
Hiernach glaube ich, dab die Staatäregierung, unter voller Wahrung der 
verfaffungsmäßigen Rechte der WVolfävertretung, nur gethan hat, was das 
von ihr wahrzunehmende Staatsinterefje ihr zur Pflicht macht. 

Abg. Dr. Krauſe (nml.) tadbelt da3 Vorgehen der Regierung, erfennt 
aber an, daß die Regierung ihrer politiichen Beamten ficher fein müffe. 
Die Löjung de3 Konflikts liege im Ausschluß der politifchen Beamten aus 
den Parlamenten. AJuftizminifter Schönftedt: Die Disziplinierung der 
Beamten jei rechtlich zuläffig, denn das Disziplinargefe ftamme in feinem 
bier in Betracht fommenden Paſſus aus dem Fahre 1849, ſei aljo älter 
al3 die Verfaſſung. Die fonjervative Partei hat nicht immer jo gedacht 
wie heute RE v. Köller. Im Halle Bockum-Dolffs in der Konfliktszeit 
hat fie die Verfaſſungsmäßigkeit der Maßregel nicht bezweifelt. Allerdings 
handelte es ſich damals um einen liberalen Beamten. Bon einer Dis: 
ziplinierung der Beamten kann nicht die Rede fein; ebenjowenig davon, daß 
fie zur NRechenfchaft gezogen worden find. Von einer Mahregel gegen die 
Konjervativen ift ebenfalls feine Rede; es ift ein Zufall, daß die betreffenden 
Beamten faft ausnahmslos der fonjervativen Partei angehört haben. 

Minifter des Innern dv. Rheinbaben: Nad dem mir vorgelegten 
Stenogramme hat Herr vd. Köller über die Unterhaltung meines Amts— 
vorgängerd mit den betreffenden Beamten eine Aeußerung gethan, welche 
ih nicht unwiderfprochen laſſen kann. Im weſentlichen follte diejer danad) 
gejagt haben: Stimmt für den Kanal, ſonſt werben die jchlimmften Maß: 
regeln gegen euch ergriffen! Mein Amtsvorgänger hat nach den beftimmten 
Verficherungen, die er mir gegeben hat, eine derartige Aufforderung und 
eine derartige Androhung nicht an die Herren gerichtet. (Lebhafte an: 
dauernde Bewegung.) 


11. Januar. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Lieferung von Kriegsmaterial an England (vgl. 1899 
©. 185): 


In der Preffe wurde wiederholt berichtet, daß die Firma Krupp in 
Eſſen mit der jchleunigen Ausführung eines großen Auftrags zur Lieferung 
von Stahlgranaten an England bejchäftigt fei. Dabei wurde die Trage 
aufgeworfen, ob e3 mit den Pflichten ftrenger Neutralität, die das Deutjche 
Reich im jüdafrifanijchen Krieg beobachtet, als verträglich erachtet werden 
fönne, wenn Lieferungen von Kriegsmaterial aus Deutjchland an eine der 
friegführenden Parteien ausgeführt würden. Wie wir erfahren, wurde dieſe 
Frage an zuftändiger Stelle verneint und es ift deshalb die Firma Krupp 
alsbald nad dem Erjcheinen jener Meldungen erjucht worden, eine etiwa 
beabfichtigte Abjendung von Waffen, Gejhügen, Munition oder ander: 
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Hingabe an den Königlichen Dienft, volles Einſetzen aller Kräfte des Leibes 
und der Eeele in raftlojer Arbeit an der Ausbildung und Fortentwidelung 
Unjerer Truppen. Und wie Mein Großvater für Sein Zandheer, jo werde 
auch Ich für Meine Marine unbeirrt in gleicher Weiſe da3 Merk der 
Reorganijation fort: und durchführen, damit auc) fie gleichberechtigt an der 
Seite Meiner Streitkräfte zu Lande jtehen möge und durch fie das Deutjche 
Reich auch im Auslande in der Lage ei, den noch nicht erreichten Pla zu 
erringen. Mit beiden vereint hoffe Ich in der Lage zu fein, mit feſtem 
Vertrauen auf Gottes Führung den Spruch Friedrich Wilhelms I. wahrzu: 
machen: „Wenn man in der Welt etwas will dezidieren, will e3 die Feder 
nicht machen, wenn fie nicht von der Force des Schwertes joutenieret wird.“ 


1. Januar. (Berlin.) Der Kaijer richtet folgenden Erlaß 
an das Heer anläßlich der Jahrhundertwende: 


An Mein Heer! 

Vollendet ift dad Jahrhundert, deſſen Beginn dad DBaterland in 
feiner tiefften Erniedrigung Jah, deffen Ausgang gekrönt ift durch die Wieder: 
erftehung von Kaiſer und Reich! Unter den Schlägen de3 Eroberer war 
das Deutjche Reich zujammengebrochen, dahingefunfen die Macht Preußens, 
vernichtet da3 Heer de Großen Königs, welches einer Welt in Waffen 
ſiegreich id, geboten hatte. Wohl hatte nach fieben unvergefjenen Leidens: 
jahren Preußen in wunderbarer Erhebung mit der ganzen Kraft eines zur 
Verzweiflung gebrachten Volkes die Ketten der Fremdherrichaft zerbrochen 
und damit Deutjchland fich jelbft wiedergegeben; wohl hatte in dem Be: 
freiungäfampfe jein neu erſtandenes Heer ungezählte Ruhmesfränze um 
feine Fahnen gewunden: der höchite Lohn für feine opferwillige Hingebung 
blieb dem Baterlande verjagt, unerfüllt da3 unauslöjchliche Sehnen nad) 
Deutjchlands Einheit. Hadernd und entfremdet gingen die deutſchen Stämme 
nebeneinander her, Deutichland blieb gering im Rate der Völker. Endlich 
ließ Gott ihm die Männer erjtehen, die das auf blutgetränkten Schladht: 
feldern begonnene Ginigungswerf zur Vollendung führten. Heute fteht das 
gemeinjame große Vaterland, geichirmt durch fein von einem Geifte bejeeltes 
Heer machtvoll, ein Hort des Friedens da. Dankerfüllten Herzens richtet 
ji an dem MWendetage de3 Jahrhundert? Mein Auge zu dem Throne des 
Almächtigen, der fo Großes an Uns gethan hat; zu Ihm flehe Jch mit 
Meinem Bolt in Waffen, dab Er aud in Zukunft mit Uns fein möge. 
Boll freudigen Stolzes gedenfe Ich derer, die Er Seine Werkzeuge jein 
ließ: Meines vielgeprüften Herren Urgroßvaters, des unvergehlichen Großen 
Kaijerd, Meines geliebten Heren Vaters und ihrer treuen Verbündeten; 
ihrer Berater und Heerführer, die Preußens Schwert gejchärft und, als bie 
Stunde des Kampfes jchlug, fein Heer von Sieg zu Sieg geführt haben; 
der Männer, die für des Vaterlandes Befreiung und Ehre willig und 
furchtlos Leben und Blut zum Opfer gebracht haben. Unauslöjchlicy wird 
die Erinnerung an dieſe Helden im Deutjchen Volke fortleben. Ich danke 
Meinem Heere für alles, was es in diefem langen Zeitraume Mir, Meinem 
Haufe und dem Vaterlande geleiftet hat, für feine Hingebung und Opfer: 
willigfeit, für feine Zapferfeit und Treue. Und wenn fich heute jeine 
ruhmgefrönten Fahnen im Schmude des Lorbeerd vor dem Altare des All» 
mächtigen neigen, um von Mir das Erinnerungszeichen zu empfangen, das 
nach dem einmütigen Beichluffe Meiner erhabenen Bundesgenofjen den Feld— 
zeichen des gefamten beutjchen Heeres ala ein neues Unterpfand feiner Ein: 
heit und feiner Untrennbarfeit zu Zeil wird, dann ſoll es das Gelübbde 
erneuern, immerdar e3 den Vätern und Vorvätern gleich zu thun, mit deren 
Blute der Bund gefittet ift, der Deutichlands Fürften und Völker jet und 
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in alle Zukunft umſchließt. Mögen dann nach dem Willen der Vorſehung 
auch neue Stürme über das Vaterland hinbrauſen und ſeinen Söhnen 
abermals das Schwert in die Hand drücken: an Meinem tapferen Heere, 
werden fie fich brechen, e3 wird fein und bleiben, was es war und ift, ein 
Fels, auf dem Deutſchlands Macht und Größe ruht. Das walte Gott! 
Berlin, den 1. Jannar 1900. Wilhelm. 


1. Januar. (Berlin) SKaiferliche Erlaſſe an den Kriegs— 
minifter über die Erneuerung der Yahnen- und Standartentücher 
jowie an da3 Staatäminijterium über die Erjegung des Allgemeinen 
Ehrenzeichena in Gold. 


Der Erlaß an den Sriegäminifter lautet: 

Ih will an denjenigen Fahnen und Standarten Meines Heeres, 
deren Tücher durch die ruhmvoll beitandenen Feldzüge und den Zeitablauf 
vollftändig zerftört find oder fich in einem ihre Wiederherftellung aus: 
ichliegenden Zuftande befinden, die Tücher erneuern. Sie haben das hier: 
nad Erforderliche nad) Meinen Ihnen dieferhalb erteilten bejonderen Be: 
fehlen und nad) Maßgabe der verfügbaren Mittel zu veranlafien. 


Der Erlaß an da3 Staatäminifterium lautet: 

Ich habe beichlofien, an Stelle de3 Allgemeinen Ehrenzeichen in 
Gold ein nad) Maßgabe des von dem Präfes der General-Ordens-Kommiſ— 
fion im Jahre 1897 dem Staatäminifterium vorgelegten und hierneben 
wieder zurücjolgenden Mufters auszuprägendes filbernes Kreuz mit goldenem 
Mittelichilde am Bande des Großkreuzes de3 Roten Adlerordens als erſte 
Klaſſe des Allgemeinen Ehrenzeichens einzuführen, und jehe der Einreichung 
eines entiprechenden Statutenentiwurfes durch das Staatsminifteriuum entgegen. 

Berlin Schloß, den 1. Januar 1900. Wilhelm R 

Am 27. Januar werden die Statuten über die Stiftung des Kreuzes 
des Allgemeinen Ehrenzeichend veröffentlicht. 


1. Januar. (Bayern.) Der Prinz-Regent richtet anläßlich 
der Jahrhundertwende folgenden Erlaß an das bayerifche Heer: 


Am Schluſſe des Jahrhunderts, in welchem mit der wiedererrungenen 
Einigung des Deutjchen Reiches da8 Band der Zufammengehörigfeit um 
alle deutichen Kontingente gejchlungen wurde, drängt es Mich, Meiner be: 
fonder3 dankbaren Gefinnung für die hervorragenden Leiftungen der Armee 
Ausdrud zu geben, durch welche dieje an dem Ginigungswerf beteiligt 
war. Sn Erinnerung an die demjelben vorausgegangenen opfervollen 
Kämpfe und an den rühmlichen Anteil der bayerischen Truppen hieran 
verleihe Sch den jämtlichen Fahnen und Standarten der Armee Fahnen: 
bänder mit Spangen, wie lettere Meine hohen Verbündeten nach gemein: 
jamem Beichluffe auch den Feldzeichen ihrer Truppen verleihen werben. 
Möge diefe Auszeichnung Anlaß jein zur Erneuerung bed Gelübdes, es 
immerdar den Vätern an Heldenmut und Treue gleichzuthun. 

1. Januar. (Sachſen.) Der König erläßt folgenden Armee- 
befehl: 

Sch verleihe in Mebereinftimmung mit der von Sr. Majeftät dem 
Deutjchen Kaiſer und König von Preußen für die föniglich preußijche Armee 
gefaßten Entichliegung auch den Fahnen Meiner Armee zum 1. Januar 1900 
Spangen als Erinnerungszeichen an die glorreichen Waffenthaten in der 
Vergangenheit, zum ehrenden Gedächtnis an die ruhmreiche Mitwirkung 
bei Wiederbegründung des Deutjchen Reiches und als fihtbares Mahnzeichen, 
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es auch in Zukunft den Altvordern immerdar gleich zu thun an Tapferkeit 
und Zreue bis zum Tode. Dieje Erinnerungszeichen find an filbern:grünen 
‚ Fahnenbändern, wie fjolche die Fahnen Meiner Armee in Zukunft zu 
führen haben, zu befeftigen. Das Anlegen der Spangen und Fahnenbänder 
an bie mit friichem Lorbeer zu jchmücenden Fahnen hat in feierlicher Weije 
zu erfolgen. Das Kriegsminiſterium hat das Weitere zu veranlafien. 


5. Januar. (Preußen) Der Minijter der öffentlichen 
Arbeiten erläßt folgende Beitimmungen über die Dienft- und Ruhe— 
zeiten der Eifenbahnbetriebsbeamten: 


1. Für Stationdbeamte, Telegraphiften, Rangiermeifter, Halteftellen: 
aufjeher und Meichenfteller: Wenn der Dienft eine ununterbrochene, an: 
geitrengte Thätigkeit erfordert, ſoll die durchichnittliche tägliche Dauer 
8 Stunden, die Dauer einer einzelnen Dienftichicht 10 Stunden nicht über: 
jchreiten. Im übrigen fann die durchjchnittliche tägliche Dienftdauer bis 
zu 12 Stunden, die Dauer einer einfachen Dienftpflicht bis zu 14 (bei ein: 
fachen Betrieböverhältuiffen mit längeren Pauſen in der Dienftpflicht bis 
zu 16) Stunden betragen; 2. für Bahnwärter und Haltepunftwärter joll 
die Dauer der täglichen Dienftihicht 14 Stunden nicht überjchreiten; nur 
bei einfachen Betriebaverhältniffen ift eine Ausdehnung bis zu 16 Stunden 
zuläjfig; 3. für das Zugbegleitungsperjonal ſoll die tägliche Dienjtdauer 
im monatlichen Durchichnitt nicht mehr ala 11 Stunden und 4. für das 
Lofomotidperjonal nicht mehr ala 10 Stunden (bei einfachen Betrieböver: 
hältnijfen bis zu 11 Stunden) betragen. Bei leßteren beiden Beamten: 
fategorien darf die einzelne Dienftihicht 16 Stunden nicht überjchreiten; 
überdied müſſen derartig lange Echichten durch ausgiebige Paujen unter: 
brochen werden. 

9. Januar. (Preußen) Minijterpräfident Fürſt Hohen— 
(ohe eröffnet den Landtag mit folgender Thronrede: 


„Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern de3 Land: 
tags! Im Auftrage Sr. Majeftät des Kaiſers und Königs heiße ich Sie 
an der Schwelle des neuen Jahrhunderts zur Wiederaufnahme Ihrer Ar: 
beiten willfommen und begrüße Sie in diefem Augenblid in um jo freu: 
digerer Stimmung, al3 joeben aus Kiel die Nachricht von der Geburt eines 
neuen Sproſſen des königlichen Hauſes eingetroffen it. Die Finanzen des 
Staates geftalten fich infolge de3 anhaltenden Aufſchwunges de3 gewerb: 
lichen Zeben3 und der dauernden Steigerung der Erträgnifje der meiften 
Staatöbetriebe fortgejegt günftig. Wie in den Vorjahren, hat auch die 
Rechnung für das Gtatzjahr 1898/99 mit einem beträchtlichen Ueberſchuß 
abgeichlofjjen, und ebenjo darf für das laufende Yahr ein befriedigendes 
Ergebnis erwartet werden. Der Staatshaushaltsetat für das Jahr 1900 01, 
deſſen Entwurf Ihnen alsbald vorgelegt werden wird, hält in Einnahmen 
und Ausgaben das Gleichgewicht und hat faſt auf allen Gebieten ber 
Staatsverwaltung erhebliche Mehraufwendungen zur Befriedigung fultureller 
und wirtjchaftlicher Aufgaben in Ausficht nehmen können. Insbeſondere 
fann da3 Ergebnis der Staat3eijenbahnverwaltung troß der Wwachjenden 
Schwierigkeiten und Koſten des Betriebed als dauernd zufriedenftellend be: 
zeichnet werden. Dieſes Ergebnis in Verbindung mit dem günftigen Ab: 
Ichlufje der anderen Betriebsverwaltungen hat es möglich gemacht, ohne 
Snanjpruchnahme de3 Staatäfredit3 die Anlagen und Ausrüſtungen der 
Staatäeifenbahnen in erheblichem Umfange zu ergänzen und zu verboll: 
fommnen. Den fteigenden Anforderungen des Verkehrs und den Bedürf: 
niſſen der mit Schienenmwegen biäher nicht genügend bedachten Landesteile 
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ſoll aud in Zukunft durch Erweiterung und Vervollftändigung des Staats: 
eifenbahnneßes und durch Förderung von Kleinbahnunternehmungen Rec): 
nung getragen werden. Zu dieſem Zwecke werden umfafjende Mittel von 
Ihnen erbeten werden. Die Staatöregierung hält nad) wie vor an der 
Ueberzeugung feſt, dab die Herftellung eines Schiffahrtäfanald vom Rhein 
bi3 zur Elbe zur teilweijen Entlaftung der Staatzeifenbahnen wie zur 
Hebung des binnenländijchen Verkehrs notwendig iſt. Die vorjährige 
Gejetesvorlage wird Ihnen daher, erweitert durch Vorjchläge für die be: 
jonder3 dringliche Herftellung anderer Schiffahrtsverbindungen und Der: 
befjerungen natürlicher Flußläufe im Intereſſe des Verkehrs wie namentlich 
der Zandesmelioration wiederum unterbreitet werden, jobald die betreffenden 
Projekte fertiggeftellt find und deren wirtjchaftliche und finanzielle Grund: 
lage Elargelegt ift. Als jolche Projekte kommen in erfter Linie in Betracht 
die Herftellung eines Großſchiffahrtsweges zwiſchen Stettin und Berlin, die 
Beihaffung ausreichender Vorflut im Oderbruch, die Verbeſſerung der Ver: 
hältnifje an der unteren Oder, jowie an der Spree und der Havel, die 
weitere Ausbildung der Wafjerftraßen zwijchen Oder und Weichjel und die 
Herftellung des mafurifchen Seefanald. In das Ertraordinarium des Etats 
der Staatöbauverwaltung find die Mittel eingeftellt worden, um ben 
preußifchen Nordjeehafen Emden für die großen Seejchiffe, insbefondere auch 
der hanjeatijchen transatlantiichen Dampferlinien, brauchbar zu machen. 
E3 darf erwartet twerden, dab das mit diejer Maßregel verfolgte nationale 
Ziel, einen wejentlichen Zeil de3 xheinifch-weftfäliichen Jnduftriegebiet3 von 
den ausländijchen Häfen unabhängig zu, ftellen, allmählich erreicht werden 
wird. Die fchwierige Lage, unter der die Landwirtſchaft andauernd leidet, 
nimmt die ernftefte Aufmerkſamkeit der Regierung beftändig in Anspruch. 
Die Regierung ift fich der Pflicht bewußt, diefem wichtigen Erwerbszweig 
auch fernerhin jede mögliche Fürſorge angedeihen zu lajjen. Die Erörte: 
rungen, welche im Anſchluß an die — von 1897 zu dauern— 
der Sicherung ſchwer heimgeſuchter Landesteile eingeleitet waren, find für 
die Provinz Schlefien dem Abjchluffe nahe, jo daß vorausfichtlich eine ent: 
jprechende Vorlage noch in diejer Tagung wird gemacht werden fönnen. 
In gleicher Weije wird Ihre Zuftimmung zur Fortſetzung der für die ge: 
teilte Weichjel begonnenen Regulierungsarbeiten erbeten werden. In beiden 
fällen ift die Mebernahme des größten Teils der Koften auf den Staat 
vorgejehen. Im Intereſſe der Förderung der inneren Solonijation wird 
der im vergangenen Jahre nicht zur VBerabjchiedung gelangte Entwurf eines 
Gejebes wegen Gewährung von Zwiichenfredit bei Rentengutsbildungen von 
neuem dem Landtag zugehen. Der jchon für die letzte Tagung in Aussicht 
genommene Entwurf eines Gejeßes wegen bejonderer Beiteuerung der großen 
MWarenhäujer wird Jhnen nunmehr vorgelegt werden, und, wie die Staats: 
regierung hofft, zur Erhaltung und Stärkung des Mitteljtandes in Handel 
und Gewerbe beitragen. Das Bedürfnis, die infolge der Steuerreform des 
Sahres 1891 auf dem Gebiete des Gemeindewahlrecht3 eingetretenen Ver: 
jchiebungen im Wege der Gejehgebung auszugleichen, wird von der Staats: 
regierung fortgejegt anerkannt. In Erfüllung der in der vorigen Seſſion 
gegebenen Zujfage wird daher in Anbahnung an da3 Ergebnis der Kom: 
miffionsberatungen ein Geſetzentwurf Ihrer erneuten Beſchlußfaſſung unter: 
breitet werden. Die Erfahrungen de3 Öffentlichen Lebens laſſen leider eine 
zunehmende und für die religiöje und fittliche Entwidlung des Volkes bedroh: 
liche Verwahrlojung unter der Jugend erkennen. Um hier, joweit eg mit den 
Machtmitteln de3 Staates möglich ift, Abhilfe zu jchaffen, ift e3 geboten, 
die Ziwangderziehung in ausgedehnteren Maße als nach der bisherigen 
Lage der Geſetzgebung gejchehen konnte, zuzulaſſen. Ihre Mitwirkung wird 
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dazu erbeten twerden. Meine Herren! Zu wichtigen Arbeiten find Gie 
berufen. Möchten diefe von Erfolg begleitet und auch die Erinnerung an 
das zur Rüfte gegangene Jahrhundert geweiht fein, das durch Gottes 
gnädige Fügung das Baterland zu Kraft und Größe geführt hat! Möge 
fih in biefer Tagung, wie in der fommenden, der Geift einträchtigen Zu: 
ſammenwirkens zwijchen Regierung und Volk bethätigen und damit das 
fefte Fundament für die weitere gedeihliche Entwicklung des Vaterlandes 
allzeit gefichert bleiben! Auf Befehl Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs 
erkläre ich den Landtag der Monarchie für eröffnet. 


I. Januar. (Württemberg) Der „Staat3anzeiger“ ver— 
Öffentlicht folgende Depejche des KHaiferd® an den König als Ant- 
wort auf die Mitteilung, daß der König das Proteftorat über den 
württembergijchen Flottenverein übernommen habe: 


Ich danke Dir aufrichtig dafür, daß Du durch Uebernahme des 
Proteftorat3 über den württembergiſchen Landesausſchuß des beutjchen 
Flottenvereins erneuten Beweis davon gegeben, dab Deutjchlands Fürften 
bei allen Beftrebungen zum Wohle Unſeres VBaterlandes vorangehen, und 
bitte Dich, dem Fürften Karl von Urach Meinen Dank dafür zu über: 
mitteln, daß er fi an die Spibe des Landesausſchuſſes geftellt Hat. Ich 
hoffe, dat die Vorgänge ber letzten Tage immer weitere Kreiſe davon über: 
zeugt haben, dab nicht nur Deutichlands. Interefjen, fondern auch Deutjch: 
lands Ehre in fernen Meeren geichüßt werden, und dab hierzu Deutjchland 
auch zu Waſſer ftarf und mächtig daftehen muß. 


I. Januar. (Berlin) Auf einer eier der Technijchen 
Hochſchule anläßlich der Jahrhundertwende zitiert der Rektor, Ge- 
heimrat Riedler, folgende Anfprache, die der Kaifer an ihn über 
die Bedeutung der Technischen Hochjchulen gerichtet hat: 

„Es hat Mich gefreut, die Technifchen Hochſchulen auszeichnen zu 
fönnen. Sie willen, daß jehr große Widerftände zu überwinden waren; 
die find jetzt bejeitigt. Sch wollte die Technifchen Hochſchulen in ben 
Vordergrund bringen; denn fie haben große Aufgaben zu löſen, nicht bloß 
technische, jondern auch große joziale Aufgaben. Die find bisher nicht jo 
gelöft, wie Ich wollte. Sie fünnen auf die jozialen Verhältniſſe vielfach 
großen Einfluß ausüben, da Ihre vielen Beziehungen zu Arbeit und zu 
Arbeitern und zur Induſtrie überhaupt eine Fülle von Anregung und Ein: 
wirkung ermöglichen. Sie find deshalb auch in der fommenden Zeit zu 
großen Aufgaben berufen; die bisherigen Richtungen haben ja leider in 
fozialer Beziehung vollftändig verſagt. Ich rechne auf die Techniſchen 
Hochſchulen! Die Sozialdemokratie betrachte Ich ala eine vorübergehende 
Erſcheinung: fie wird fich audtoben. Sie müfjen aber Ihren Schülern die 
fozialen Pflichten gegen die Arbeiter klar machen und die großen allgemeinen 
Aufgaben nicht außer Acht laſſen. Alfo Ich rechne auf Sie! An Arbeit 
und an Anerkennung wird e8 nicht fehlen. Unfere technifche Bildung hat 
ihon große Erfolge errungen. Wir brauchen jehr viele technifche Jntelligenz 
im ganzen Lande; wa3 brauchen jchon die Kabellegungen, die Kolonien an 
techniich Gebildeten! Das Anjehen der deutſchen Technik ift jetzt jchon ein 
jehr großes. Die beiten Familien, die fich anfcheinend jonft ferngehalten, 
wenden ihre Söhne der Technik zu, und Ich hoffe, bat das zunehmen wird. 
Auch im Auslande ift Ihr Anjehen jehr groß, und Ausländer jprechen mit 
größter Begeifterung von der technijchen Bildung, die fie an Ihrer Hoc): 
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jchule erhalten haben. Es ift gut, dab Sie auch Ausländer heranziehen. 
Das ſchafft Achtung vor unferer Arbeit. Auch in England habe Ich überall 
die größte Hochachtung vor der deutſchen Technik gefunden. Das habe Ich 
jet jelbjt wieder erfahren, wie man dort die deutſche technijche Bildung 
und die Leiftungen der deutichen Technik ſchätzt. Wenden Sie ſich daher 
auch mit aller Kraft den großen wirtjchaftlichen und jozialen Aufgaben zu.“ 

Die „Kreuz: Ztg.” Schreibt zu der zitierten Bemerkung des Kaiſers: 
Wenn die Sozialdemokratie in der That eine „vorübergehende Erjcheinung“ 
wäre, wie e3 3. B. die englifche Ehartiften- Bewegung in den 40er Jahren 
de3 vorigen Jahrhundert? war, jo würde e3 allerdings richtig fein, fie fid) 
„austoben“ zu laſſen. Leider aber vermögen wir Dieje Anficht, wie die 
deutichen Verhältniſſe find, nicht zu teilen. 

Die „Poſt“: Zu oft und unzweideutig hat fi ja der Monard) über 
da3 jtaatägefährliche Treiben der Umfturzpartei ausgejprochen, und au 
jetzt hat er keineswegs gejagt, die Sozialdemokratie habe ſich ausgetobt, fie 
habe ihren Charakter als revolutionäre Partei geändert und fei eine bürger: 
liche Reformpartei geworben; vielmehr hat bieje Auslaffung bes Kaiſers 
einen ganz anderen Sinn, indem fie nur bejagen foll, dab die Sozial: 
demofratie jpäter einmal, wenn die VBerhältnifje fich geändert haben, über: 
haupt von der Bildfläche verihwinden wird, eine Anficht, über beren 
Richtigkeit der Zukunft die Enticheidung vorbehalten bleiben muß. Dabei fann 
aber voll und ganz beftehen bleiben, dab die gegenwärtige Sozialdemokratie 
ber umerbittliche Feind unjerer Staats- und Geiellihaftsorbnung und dem— 
gemäß von allen vaterland3liebenden Politifern ala jolcher zu behandeln ift. 


10. Januar. GPreußiſches Abgeordnetenhaus.) Finanz— 
minijter Dr. v. Miquel legt den Etat vor. 


Min. v. Miguel: Meine hochverehrten Herren! Auf Grund ber 
Allerhöchſten Ermächtigung habe ich die Ehre, Ihnen ben Staatshaushalt 
für 1900 nebit Anlagen zur verfafiungsmäßigen Genehmigung zu unter: 
breiten. Der erfte Etat im neuen Jahrhundert ſchließt ſich im meientlichen 
dem de3 vergangenen Jahres an, er jpringt gewiſſermaßen mit einem zu: 
friedenen Auge in das neue Jahrhundert. Die Grundſätze, nad) denen er 
aufgeitellt ift, find diejelben wie in früheren Jahren. Die Einnahmen find 
wie bisher vorfichtig aufgeftellt, ja doppelt vorfihtig, weil ſolche Steige: 
rungen, iwie fie in den Borjahren vorgefommen find, für bie nächſten Jahre 
nicht wahrscheinlich find. Ser Gtat bilanziert in Ginnahmen und Aus: 
gaben mit einem Geiamtbetrage von 2472360000 .M. Gegen das laufenbe 
Jahr beträgt die Einnahmenfteigerung nicht weniger als 14599000 M 
Von den Ausgaben fallen 160 000 000 M auf das Grtraorbinarium gegen 
139508000 ..4 ım laufenden Jahre; das Ertraorbinarium ift alio wieberum 
erheblich geftiegen. Die höchſten Zeträge fallen naturgemäß auf bie Be 
trieböverwaltung. Aber auch in der Staatöverwaltung finb bie erira: 
ordinären Berwwendungen erheblich geftiegen. Zie Steigerung ber Ausgaben 
im Ordinarium erflärt ıH zum Zeil baraus, bad ber Geiamtbetrag für 
bie BeamtenbeioldungserGögungen nunmehr im Gtat des yinanzminifteriums 
weggefallen und auf bie einzelnen Refiorts verteilt find. Zie Grarbnifte 
bes Rechnungsjahres vom 1. April 14492 zeigen einen Deberitub von 
84305000 AM. Zamı babe u. a. beigetrazen bie Fyorfiverweitung mit 
12350000 .A, bie Berwaltuns ber birefien Steuern mit 9, M:licnen, bie 
indireften Steuern wit 11 Mil:cmen, bie Berzwerte mit 9 Viilionen, bie 
allgemeine yinanpwerwaltung inisige von Meirüterweriungen vom Herde 
mit 19 Millionen Temz:zenider neht eine Kr:te von Yhesrcus.cten für 


* 


bie einzeluen Keim. Licnen Frb aui Grund des Szulben⸗ 


8 Das Deuifche Keich und feine einzelnen Glieder. (Januar 10.) 


tilgungsgefeßes zu Gunften der Eijenbahnverwaltung verwendet worden. 
Was die vermutlichen Mehrüberjchüfle des laufenden Jahres betrifft, jo 
wird wahrjcheinlich der Ueberſchuß im großen und ganzen der gleiche ſein 
wie im borigen Jahre; ed fehlen uns noch die Meberfichten der letzten 
Monate. Jedenfalls fteht die Entwidlung unferes Finanzweſens noch auf 
dem gleichen günftigen Boden wie in den vorigen Jahren. Der Minifter 
geht dann zur ziffernmäßigen Angabe einer großen Reihe von Einzelheiten 
des neuen Etat3 über, jeine Ausführungen find aber, da er jehr leife jpricht 
und infolge deſſen auch den meiften entfernter fißenden Abgeordneten nicht 
verftändlicy wird, jo daß ſich Gruppen bilden, die fich laut unterhalten, 
auf der Tribüne immer weniger zu verftehen. Unter anderem weilt der 
Minifter darauf Hin, dab die direkten Steuern wieder mit einem höheren 
Betrage eingeftellt werden können. Man brauche nur die fteigenden Ein: 
lagen der Sparkfafjen zu jehen, um fi) davon zu überzeugen, daß der 
standard of life in allen Klaſſen fich gehoben habe, und die wirkliche Ver: 
mehrung des Vermögens jei wahricheinlich noch höher ala die Vermehrung 
de3 verſteuerten Vermögens. Auch die indirekten Steuern haben höher ver: 
anjchlagt werden fünnen. Die wiederum erhöhten Einnahmen aus der 
Gifenbahnverwaltung jeien unentbehrlich zum Zeil für die Verwendung für 
allgemeine Staatözwede, aber man jei doch jchon zu einer geringeren Ab: 
Lieferung der Eijenbahneinnahmen für allgemeine Staatszwecke gefommeır. 
Aus der Etatifierung jei der wirtjchaftliche und finanzielle Wert der Eijen: 
bahnen an fich nicht zu entnehmen, weil unzweifelhaft eine Reihe von Aus: 
gaben ſich mehr oder weniger als Reſerve darftellen. Wir haben feine 
Reſervefonds in unjerer Finanzverwaltung und auch feinen allzu großen 
Betriebsfonds. Meine Verjuche, einen Ausgleichsfonds zu erlangen, find 
befanntlih an dem MWiderjpruch des Haujes geicheitert. Sie werden zu: 
geben, daß jeder verftändige Haushalter eines großen Unternehmens in 
guten Jahren mit reichen Ergebniſſen Vorſorge trifft, daß nicht das ganze 
Ergebnis der guten Ergebnifje ausgegeben wird, jondern daß man fich 
einigermaßen deckt für vorausfichtlich kommende ungünftige Jahre. Man 
verteilt nicht alles, was man gewonnen hat, jondern man jchreibt ab, aber 
der Staat hat jolche Fonds nicht. Aber wenn der Staat mit Vorficht und 
namentlich mit Borausficht feine Finanzen verwalten will, jo ift diejes 
Syitem für ihn noch viel nötiger als für einen Privatmann und zwar, 
weil der Staat nicht die freie Dispofition über die Dividenden hat. Unjere 
Mehreinnahmen find vielmehr längft in dauernde Ausgaben verwandelt 
worden, und wir laufen Gefahr, jpäter die dauernden Ausgaben nicht mehr 
deefen zu können. Wir fönnen aber wohl annehmen, dab viele Ausgaben 
im Grtraordinarium der Eijenbahnverwaltung, die anläßlich der großen 
Umwandlungen infolge der plößlich geftiegenen großartigen Verkehrsent— 
wicelung ftattfinden, nicht dauernder Natur find. Es wird wohl die Zeit 
fommen, wo wir den größeren Betrieb auch ohne jolche neuen großen Aus: 
gaben weiterführen fönnen, weil die jet gemachten Anlagen dod) für die 
Dauer aushalten. Man darf fich aber weder allzufehr vor der Zukunft 
fürchten, noch fie im rofigften Lichte jehen. Zu bedenken ift auch, da die 
Eijenbahnverwaltung jet für die Penfionen der Beamten der früheren 
Privateijenbahnen eintritt, nachdem die Beſtände der Penfionskajjen der 
früheren Privatbeamten aufgezehrt find. Wir müſſen ferner noch mehr den 
Beamten durch Schaffung von Wohnungen entgegenfommen. Es ift ben 
Beamten oft jchwer, geeignete Mietswohnungen zu finden. Das Verhältnis 
des Gejamteinfommens zu den Ausgaben für die Miete ftellt fih um jo 
ungünftiger, je geringer dag Einfommen ift. Wir können aljo damit den 
Beamten eine außerordentliche Wohlthat erweifen. In den lebten zehn 
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Jahren ſeien 800 Millionen Schulden getilgt worden. Wenn dem gegen— 
über auch neue Anleihen ſtehen, ſo ergebe ſich doch immerhin eine Schulden— 
tilgung von 1 vom Hundert und es ſei zu hoffen, daß bei richtiger 
Behandlung der Finanzen und bei möglichſt energiſcher Zurückweiſung 
übermäßiger Anſprüche (Heiterkeit rechts) dauernd eine ſolche Schulden— 
tilung möglich ſein werde. Der Miniſter geht dann näher auf den Etat 
des Miniſteriums für Handel und Gewerbe, des Juſtizminiſteriums, des 
Miniſteriums des Innern und des landwirtſchaftlichen Miniſteriums ein; 
auf der Tribüne werden aber nnr ganz wenige Einzelheiten bruchſtück— 
weiſe verſtändlich. Bei der Beſprechung des Etats des Kultusminiſteriums 
erwähnt der Miniſter auch der eingetretenen Notwendigkeit der Erhöhung 
der Krankengeld- und Verpflegungsſätze in der Berliner Charitee. Am Schluß 
dieſer Einzeldarſtellungen wirft der Miniſter einen Blick auf die Entwicke— 
lung der preußiſchen Finanzen ſeit dem Beginn des Jahrhunderts bezw. 
ſeit den Freiheitskriegen. Das bewährte Prinzip der Finanzverwaltung iſt 
die Sparſamkeit geweſen; die für die damalige Zeit paſſenden Steuern 
wurden in mäßiger, nicht drückender Weiſe eingeführt. Preußen hat in 
jenen Zeiten große Finanzmänner gehabt, denen es unendlich viel verdankt, 
namentlich durch die Schaffung des Zollvereins. Hier beginnen die koloſſalen 
neuen Anforderungen an die Vermehrung der Einnahmen; es folgt die 
Einführung de3 Syſtems der Verbrauchdabgaben, und den Entwidelungs: 
prozeß diefer Politik Schloß die DVerftaatlichung der Eifenbahnen ab. Auf 
den ficheren Grundlagen diefer Entwidelung ruhen unjere Finanzen, und 
diefe ficheren Grundlagen werden auch in das neue Jahrhundert über: 
nommen. hr Erfolg und ihre Wirkſamkeit werden aber dejto mehr ver: 
bürgt, je mehr die alte Bejcheidenheit in den Anforderungen an den Staat 
erhalten bleibt. Ein jehr einfichtiger Mann hat einmal das Wort ge: 
ſprochen: „Preußen hat fi) groß gehungert.“ Sch empfehle Ihnen den 
Etat zu einer ernten, zugleich aber auch zu einer wohlwollenden Prüfung. 
(Beifall.) 


11. Januar. (Preußiiches Abgeordnetenhaus.) Inter— 
pellation der fonjervativen Partei über die Beamtenmaßregelungen 
im legten Sommer. (Bol. Jahrg. 1899 ©. 136.) 


Die Interpellation lautet: Inwiefern erachtet die fönigliche Staats: 
regierung die im vorigen Sommer im Anſchluß an die Abftimmung dritter 
Leſung über die Kanalvorlage gegenüber einer Anzahl von Staatöbeamten 
von ihr getroffenen dienftlihen Maßnahmen im Einklang mit den Bor: 
ichriften der Artifel 83 und 84 der Verfafjung? 

Abg. dv. Köller (konf.): Die Regierung habe im Kampfe um die 
Kanalvorlage verfafjungswidrig gehandelt. Am Morgen der entjcheidenden 
Abftimmung in dritter Leſung zitierte der Minifter des Innern die kanal: 
gegnerischen Abgeordneten der Rechten, die in Staatsämtern ftanden, und 
wies fie auf ihre Dienftpflichten hin. Wußte der Minifter nicht, dab das 
mit der Berfaffung in MWiderjpruch fteht? Sind die Beamten nicht im 
Gegenteil verpflichtet, fich von der Erfüllung ihrer Pflicht weder durch Er: 
Öffnung von Vorteilen, noch durch Androhung von Nachteilen abhalten zu 
lafien? Der Minifter von der Rede hätte erklären jollen: Das made ich 
nicht mit, dann bitte ich um meinen Abjchied! Die Heilighaltung der 
Verfaffung war ein liberales Parteiziel; von Johann Jacoby bis auf 
MWalded, von Walde bis auf Richter war die Verfaſſung da3 Palladium, 
der Männerftol3 dor Königsthronen. Seht haben allerdings zahlreiche 
Blätter, die „Danziger Zeitung”, die „National: Zeitung”, der „Hannoverjche 
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Kurier” und vor allem die „Kölnische Zeitung“ (Heiterkeit rechts), im 
Chorus auf bie Regierung eingeredet, fie mühte die unbotmähigen Beamten 
maßregeln, fie zur Dispofition ftellen! Den Redakteuren diejer Zeitungen 
jollte einmal der Kopf gewaichen und ihnen Elar gemacht werden, daß e3 
ein Unterjchied ift zwiichen dem Mammon und den Idealen, welche bie 
liberale Partei verfolgt. (Lebhafte Zuftimmung rechts.) Täglich wird pro: 
voziert, da dieſe fonjervativen und oftelbiichen Agrarier, Junker und 
Pfaffen u. j. w. darauf ausgehen, das Königtum zu beugen und die Herr: 
schaft in ihre Hand zu befommen. (Sehr richtig! im Zentrum und links.) 
Nicht ein bischen davon ift wahr. Willen Sie nicht, daß der große König 
7 Jahre lang nur durch die Ditelbier den gejamten Heeren Europas wider: 
ftand? (Gelächter im Zentrum und links), willen Sie nicht, daß 1812 bie 
oftpreußiichen Stände unter Führung eines Dohna die erften waren, welche 
die Fahnen des Freiheitskampfes erhoben? Wiſſen Sie nicht, dab, ala e3 
fih um die Armeeorganijation handelte, die Konjervativen die einzigen 
waren, welche dafür eintraten? Dieſe erprobte Stübe de3 Landes glaubt 
man abjchütteln zu können wie einen alten Mantel, und da3 alles um eines 
erbärmlichen Kanals willen? (Große Heiterkeit und Beifall.) Königätreu 
find die KHonjervativen bis auf die Knochen! 

Minifterpräfident Fürft Hohenlohe verlieft folgende Erklärung: 
Meine Herren! Die Snterpellation, welche Sie an die Staatöregierung 
gerichtet haben, berührt eine Frage, welche jeit dem Schlufje der legten 
Seſſion dieſes Hohen Hauſes bereit3 den Gegenstand jcharfer Angriffe in 
der Preſſe gebildet hat. Es muß der Staatäregierung daran liegen, jenen 
Angriffen gegenüber gleich beim Beginn der Seſſion die wirkliche Bedeutung 
ihrer Maßnahmen bier im Haufe feftzuftellen, und fie benußt daher gern 
die hierzu gebotene Gelegenheit. Sie wünſcht von vorneherein Klarheit 
darüber zu jchaffen, daß e3 fich für fie lediglich um einen burch jachliche 
Rückſichten gebotenen Schritt gehandelt hat. Bon einer disziplinaren Be: 
ftrafung derjenigen Beamten, welche im vergangenen Sommer hier gegen 
die Kanalvorlage ihre Stimmen abgegeben haben, fann feine Rede jein; 
eine jolche ift jchon durch die Verfaſſung ausgeichloffen. Der Staatäregie: 
rung liegt jeder Gedanke eines Eingriffes in die parlamentarifchen Rechte 
de3 einzelnen Abgeordneten fern. Was fie gethan hat, charakterifiert ſich 
gejeglich ala eine Verfügung im Intereſſe des Dienftes, welche nach aus: 
drüclicher Vorſchrift des 8 87 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 nicht Gegen: 
ſtand eines Disziplinarverfahrens if. Wenn man der Regierung aljo den 
Vorwurf einer Beftrafung der Beamten macht, jo widerjpricht diejer Vor: 
wurf dem Geſetz. Das Recht der Regierung, einen Beamten im Intereſſe 
de3 Dienfte3 zur Verfügung zu ftellen, wird durch das Recht des Beamten, 
in dieſem Haufe nach jeiner Ueberzeugung zu ftimmen, nicht beeinträchtigt. 
Seit Erlaß der Verfaſſung hat die preußiiche Staatsregierung diejen Stand: 
punft ftet3 innegehalten. Meine Herren! Soll eine einheitliche Aktion der 
Staatsregierung möglich jein und die Autorität der Regierung im Lande 
gewahrt bleiben, jo iſt e3 unerläßlich, dab die in erfter Linie zur Ver: 
tretung der Politif der Regierung berufenen Beamten, nämlich die poli: 
tiichen Beamten, die Anjchauungen ber Regierung in entfcheidenden Fragen 
auch im Lande politifch zu vertreten mwillen® und in der Lage find. Dies 
anzunehmen ift nicht möglich bei politiichen Beamten, die im Landtage 
jelber eine der Staatsregierung entgegengejegte Haltung öffentlich bekundet 
haben. Bon ihnen war nicht zu erivarten, daß fie diejenige Auffafjung, 
welche fie im Landtage befämpft haben, nachher dem Lande gegenüber wirf: 
ſam vertreten würden. Konnte hiernach die Staatöregierung in diejen Be: 
amten die geeigneten politijchen Organe für die Durchführung ihrer Inten— 
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tionen nicht erbliden, jo blieb nur übrig, auf ihre Dienfte in politischen 
Stellungen zu verzichten, unbejchadet der gejeglichen Möglichkeit, diejelben 
in anderen, nicht politiichen Stellungen wieder zu bejchäftigen. Meine 
Herren! Es ift ein unhaltbarer Zuftand, daß die Regierung beftimmte 
Ziele verfolgt, während die pflichtgemäß zu ihrer Unterftügung berufenen 
politifchen Beamten dieſe Ziele befämpfen. Um folchen Zuftänden vorzu— 
beugen, hat das Gejeg der Regierung die Befugnis gegeben, von ber fie 
jet Gebrauch gemacht hat. Der Königlichen Staatsregierung ift der Ent: 
ihluß zu der getroffenen Maßregel nicht leicht getvorden; fie bedauert es 
lebhaft, gezwungen geweſen zu fein, tüchtige Beamte, deren Amtsführung 
anzuerkennen fie Anlaß hat, aus ihrer dermaligen Dienftftellung abzuberufen. 
Aber die Rückficht auf dieſe Beamten kann nicht ſoweit gehen, um bie poli- 
tifche Autorität der Regierung Seiner Majeftät des Königs zu gefährden. 
Hiernah glaube ich, daß die Staatsregierung, unter voller Wahrung ber 
verfafjungsmäßigen Rechte der Wolfävertretung, nur gethan hat, was das 
von ihr wahrzunehmende Staatsintereffe ihr zur Pflicht macht. 

Abg. Dr. Krauſe (nl.) tadelt da3 Vorgehen der Regierung, erkennt 
aber an, daß die Regierung ihrer politifchen Beamten ficher fein müſſe. 
Die Löſung ded Konflikt3 Liege im Ausschluß der politifchen Beamten aus 
den Parlamenten. Juftizminifter Schönftedt: Die Diöziplinierung der 
Beamten fei rechtlich zuläffig, denn das Disziplinargefeg ftamme in jeinem 
bier in Betracht fommenden Pafjus aus dem Fahre 1849, ſei alſo älter 
al3 die Berfaffung. Die fonjervative Partei hat nicht immer jo gedacht 
wie heute ger v. Köller. Im Halle Bodum:Dolffs in der Konfliktszeit 
hat fie die Verfaſſungsmäßigkeit der Maßregel nicht bezweifelt. Allerdings 
handelte es fich damal3 um einen liberalen Beamten. Bon einer Dis: 
ziplinierung der Beamten fann nicht die Rede fein; ebenjowenig davon, daß 
fie zur NRechenjchaft gezogen worden find. Bon einer Mahregel gegen bie 
Konſervativen ift ebenfalls feine Rede; es ift ein Zufall, dab die betreffenden 
Beamten faft ausnahmslos der konſervativen Partei angehört haben. 

Minifter des Innern dv. Rheinbaben: Nach dem mir vorgelegten 
Stenogramme hat Herr v. KHöller über die Unterhaltung meines Amts— 
vorgängerd mit den betreffenden Beamten eine Aeußerung gethan, welche 
ich nicht unwiderfprochen laſſen kann. Im wejentlichen follte diefer danach 
gejagt haben: Stimmt für den Kanal, jonft werden die fchlimmften Maß: 
regeln gegen euch ergriffen! Mein Amtsvorgänger hat nach den beftimmten 
Verficherungen, die er mir gegeben hat, eine derartige Aufforderung und 
eine derartige Androhung nicht an die Herren gerichtet. (Xebhafte an: 
dauernde Bewegung.) 


11. Januar. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Lieferung don Kriegsmaterial an England (vgl. 1899 
©. 185): 


In der Prefje wurde wiederholt berichtet, daß die Yyirma Krupp in 
Efjen mit der fchleunigen Ausführung eines großen Auftrags zur Lieferung 
von Stahlgranaten an England bejchäftigt ſei. Dabei wurde die Trage 
aufgeworfen, ob es mit den Pflichten ftrenger Neutralität, die das Deutjche 
Reich im jüdafrifanijchen Krieg beobachtet, al3 verträglich erachtet werden 
fünne, wenn Lieferungen von Kriegamaterial aus Deutjchland an eine der 
friegführenden Parteien ausgeführt würden. Wie wir erfahren, wurde dieje 
Frage an zuftändiger Stelle verneint und es ift deshalb die Firma Krupp 
alsbald nad) dem Erjcheinen jener Meldungen erjucht worden, eine etwa 
beabfichtigte Abjendung von Waffen, Gejhügen, Munition oder ander: 
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weitigem Kriegsmaterial an eine der beiden friegführenden Parteien ein: 
äuftellen. 


12. Januar. Der Reichstag verlangt mit großer Mehrheit 
die Vorlegung einer Witwen- und Waijenverficherung im Anjchluß 
an die Snvalidenverficherung. 

14. Januar. (Berlin.) Der Kaiſer empfängt den Präſi— 
denten der belgijchen Kammer, Beernaert. Es handelt fich um die 
Abgrenzung des Kongojtaates. 

16. Januar. (Preußen.) In Danzig bildet fich eine Zentral- 
jtelle zur Förderung industrieller Unternehmungen in den Dit: 
provinzen. Viele Banken gehören ihr an, die Oberpräfidenten von 
Mejtpreußen und Pojen nehmen an der Verhandlung teil. 


16.118. Januar. (Preußijches Abgeordnetenhaud.) Erite 
Beratung des Etats. Handelsvertragsfrage. 


Abg. Sattler (nl.) ift befriedigt von der Finanzverwaltung im 
allgemeinen, wünjcht aber eine jchärfere finanzielle Trennung der Eijenbahn: 
verwaltung von der Finanzverwaltung. Abg. dv. Strombed (3.) fordert 
Reform der Kommunalwahlen und Bejeitigung der Reſte aus dem Kultur: 
fampf. Abg. Graf Limburg: Stirum (fonf.) betont die ungünftige Lage 
der Landwirtichaft und wünſcht die Verwendung der Ueberſchüſſe aus den 
Domänen zum Ankauf neuer Domänen. Sparjamfeit ſei notwendig; man 
müfle vor dem Bau neuer Kanäle die Wirkung des Dortmund:Emd:stanals 
abwarten. Am folgenden Tage bringt Abg. v. Jazdzewski (Pole) Be: 
jchwerden über unparitätiiche Behandlung der Polen vor, die die Minifter 
Studt und v. Rheinbaben befämpfen. Abg. Dr. Hahn (Bd. d. Low.) 
betont die Notwendigkeit, den Bauernjtand, die feſteſte Stütze des Staates, 
zu erhalten und gegenüber der Weltmachtpolitif Heimatpolitif zu treiben. 
Finanzminiſter v. Miquel: Der Abg. Hahn hat ein beftimmtes Melio: 
rationsprogramm vermißt. Wir haben allerdings jeit langen Jahren ftels 
der Landwirtichaft ihre Aufgaben zu erleichtern gejucht durch Maßregeln 
jehr bedeutender Art. In welchem Lande ift die Grund: und Gebäude: 
jteuer aufgehoben und find die Gemeinden entiprechend erleichtert? In 
welchem Lande befteht eine Branntweinfteuer jo wie in Deutjchland, wo ift 
ein jolches Eintreten für die Zuderfteuer? Bor einer Schranfe müfjen wir 
aber Halt machen: vor der Beachtung beftehender völferrechtlicher Verträge. 
Ob fie demnächft jo abgejchlofien werden wie bisher, ift eine andere frage. 
(Sehr gut! rechts.) Ein jehr erheblicher Teil nad) meiner Meinung be: 
rechtigter Wünsche der Landwirtichaft muß allerdings berüdfichtigt werben. 
Die Verträge find in Vorbereitung und ich hoffe, wir werden beweijen, 
daß nicht bloß der nduftrie und dem Handel und dem Großfapitaliften 
der Staat jeine Fürſorge widmet, ſondern vor allem dem Zweige, deſſen 
größte Bedürfniffe ich vollftändig anerfenne, der Landwirtichaft. 

Am 18. Januar wird der Etat der Budgetlommijfion überwieſen. 


19. Januar. Reichstag.) Interpellation über die Bejchlag- 
nahme deutjcher Schiffe. Bülow über die Verhandlungen mit Eng= 
land. (Vgl. Staatsarchiv Bd. 64.) 

Abg. Möller: Duisburg (nl.) begründet folgende Interpellation: 
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Melde Schritte haben die verbündeten Regierungen gegenüber den Beichlag: 
nahmen beutjcher Schiffe durch Organe der englijchen Regierung gethan? — 
Der Redner meint, dem Gefühle der Entrüftung über die Beichlagnahme 
müffe Fräftig Ausdrud gegeben werden. Das Seerecht fei zwar unklar, 
aber die englijche Handlungsweiſe jei offenbare Willtür. England müſſe 
Entſchädigung leiften für die Störung der deutfchen Schiffahrt, aber außer: 
dem Genugthuung für die der deutjchen Flagge angethane Schmach geben. 
Deutichland Halte troß feiner einmütigen Sympathie für die Buren ftreng 
Neutralität im jüdafrikanischen Kriege und habe Anſpruch darauf, loyal 
behandelt zu werden. 

Staatsjefretär des Auswärtigen Amt3 Graf Bülow: Der Antrag: 
fteller hat mit Recht jene Berftimmung hervorgehoben, twelche die Beichlag: 
nahme deutjcher Dampfer durch die englifchen Kriegsschiffe in ganz Deutjch: 
land hervorgerufen hat. Schon im Hinblid auf die berechtigte Erregung 
der deutjchen öffentlichen Meinung war ich gern bereit, die Interpellation 
zu beantworten, doch werden Sie e3 verftehen, wenn ich mit Rüdficht auf 
die Tragweite und ben großen Ernſt diefer Angelegenheit wie auf ben 
Ernſt der gefamten politiichen Lage mich in meinen Ausführungen auf das 
Sachliche und Notwendige bejchränfe. Zunächit möchte ich über die völfer: 
rechtliche Seite der Angelegenheit folgendes jagen. Feſtſtehende und für 
alle Seemächte bindende Rechtsſätze über die Befugniffe der neutralen 
— in dem kriegführenden Lande, wie über die Befugnis der 

riegführenden gegenüber dieſem neutralen Handel gibt es noch nicht. Es 
iſt ja wiederholt vorgeſchlagen worden, auf dem Wege internationaler Ver— 
einbarung die ſtrittigen Punkte des internationalen Seekriegsrechts zu regeln, 
bis jetzt iſt aber dieſe Regelung immer noch geſcheitert an den Schwierig— 
keiten, die ſich aus den divergierenden Anſichten der verſchiedenen Mächte 
ergaben. Noch auf der Haager Friedenskonferenz iſt der Verſuch gemacht 
worden, dieſe Frage in den Bereich der Beratungen zu ziehen. Das Er— 
gebnis war aber ſchließlich doch nur, daß die Friedenskonferenz ſich dahin 
ausſprach, es möchte auf dem Wege weiterer internationaler Konferenzen 
verſucht werden, einerjeits die Rechte und Pflichten der Neutralen, andrer: 
jeit3 die Trage des Privateigentums zur See zu regeln. Das Deutjche 
Reich würde jeine Zuftimmung und Unterftügung nicht verjagen, wenn 
unter Mitwirkung anderer Mächte ſich die Ausficht böte, auch auf dem 
Mege internationaler Bereinbarung einer internationalen Regelung der 
ftrittigen Puntte des Seerecht3 näher treten zu fünnen, als dies bisher der 
Fall ift. Vorläufig hat der Antragjteller nur zu recht, wenn er jagt, daß 
das Seerecht noch jehr flüffig ift. Das Seerecht ift noch jehr dehnbar und 
noch jehr lückenhaft, wie die Verhältniffe auch heute Liegen. In Eritifchen 
Augenbliden pflegt die Lüde durch Seemacht ausgefüllt zu werden. Der 
Machtſtandpunkt ift noch lange nicht überwunden durch den Rechtäftand: 
punkt. Als praftiich gültiges Recht, deifen Bruch nad) unjerer Auffaſſung 
darjtellen würde eine Verlegung völferrechtlicher Verträge und völferrecht: 
licher Gebräuche, kann ich ım Einvernehmen mit den anderen diesjeitigen 
Reſſorts die nachjtehenden Säbe aufjtellen. 

1. Neutrale Schiffe auf hoher See oder in den territorialen Ge: 
twäjjern der Kriegführenden unterliegen der Bilitation der friegführenden 
Zeile. Dies gilt zweifellos von den vom Sriegichauplaß nicht zu meit ent: 
fernten Gewäjjern. Für die Poftdampfer beftehen zur Zeit noch feine be— 
jonderen Vereinbarungen. 2. Das Vifitationsrecht ift möglichft fchonend 
und ohne unnötige Beläftigung auszuführen. Das Verfahren bei der 
Pifitation befteht je nad) den Umftänden des einzelnen Falles in einer 
Prüfung der Schiffe u. j. w. Eine Unterfuchung ift zuläffig, wenn ein Ver: 
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dacht begründet ift. 3. Hat fich bei der Anhaltung eines neutralen Schiffes 
ein Widerfpruch mit dem Inhalt der Schiffäpapiere herausgeftellt oder ftellt 
fi Kontrebande heraus, jo fann das Schiff der friegführenden Macht das 
neutrale Schiff aufbringen, damit die Sade von dem zuftändigen Gericht 
geprüft werde. 4. Begriffgmähig werden unter Stontrebande die Waren 
oder Perjonen zu verjtehen fein, welche für eine Kriegspartei bejtimmt find. 
Welche Arten von Waren unter diejen Begriff fallen, ift ftreitig und wird, 
abgejehen von Kriegswaffen und Munition, fich in der Regel nur unter 
Berüdfihtigung aller Umſtände de3 einzelnen Falles entjcheiden Lafjen. 
5. Die borgefundene Kontrebande unterliegt der Beichlagnahme; ob mit 
oder ohne Werterjaß, hängt von dem einzelnen Fall ab. 6. Erweiſt fich 
die Ausbringung als nicht gerechtfertigt, jo ift die friegführende Macht zur 
underzüglichen tyreigabe von Schiff und Ladung und zur vollftändigen 
Schadenserſatzleiſtung verpflichtet. 

Auf Grund diefer Säße läßt ſich gegen die in Aden erfolgte An: 
haltung der Dampfer und die Prüfung ihrer Papiere ein Einwand nicht 
erheben, dagegen erjcheint die Verbringung de3 „Bundesrat“ und des 
„Herzog“ nad Durban völferrechtlich ala nicht gerechtfertigt. Ich möchte 
noch erwähnen, daß wir anfangs beftrebt waren, die engliiche Regierung 
zu veranlafjen, betreff3 der Behandlung der nach der Delagva:Bai be: 
jtimmten neutralen Schiffe derjenigen rechtlichen Theorie beizutreten, wonach 
beim Handel mit nach neutralen Häfen Eonfignierten Waren der Begriff 
der Kriegäfontrebande überhaupt nicht plaßgreife. Dieje Auffafiung wurde 
von der englifchen Regierung beanftandet. Wir haben uns die Erörte: 
rungen hierüber für die Zufunft vorbehalten, weil es und darauf an: 
fommen mußte, möglichjt bald zu einer praftiichen Löjung der vorliegenden 
Differenzpuntte zu gelangen, und weil thatjächlich der aufgeftellte Sa in 
der Praris bisher noch nicht allgemeine Anerkennung gefunden hat. Den 
Standpunft, den wir auf Grund diejer generellen Rechtsauffaſſung der 
civilifierten Welt gegenüber der Beichlagnahme unjrer Schiffe eingenommen 
haben, möchte ich dabei zujammenfafjen: 

Wir erkennen die Rechte an, welche das Völkerrecht den kriegfüh— 
renden Parteien gegenüber neutralen Schiffen und dem neutralen Handel 
und neutralen Verkehr wirflich einräumt. Wir verfennen nicht die Pflicht, 
welche der Kriegszuſtand dem neutralen Rheder, Kaufmann und Schiffer 
auferlegt, aber wir verlangen, daß die friegführenden Parteien ihre Be: 
fugniffe nicht über die Grenze der abjoluten Kriegsnotwendigkeit ausdehnen. 
Wir verlangen, daß die friegführenden Parteien die underäußerlichen Rechte 
des Tegitimen Handel3 der Neutralen achten, und wir fordern vor allem, 
daß die friegführenden Parteien ihr Recht der Unterfuhung und der Be: 
ihlagnahme in einer Weiſe ausüben, welche der Notwendigkeit der Auf: 
rechterhaltung des neutralen Handels in den neutralen Beziehungen zwijchen 
befreundeten Völkern entipricht. (Beifall.) 

Von diejer Auffafjung ausgehend haben wir in London jofort ernite 
Verwahrung eingelegt gegen das Vorgehen der engliichen Seebehörden. 
(Lebhafter Beifall.) Wir verlangten in erfter Linie die unverzügliche Frei⸗ 
gabe der Reichspoſtdampfer „Bundesrat“, „General“ und „Herzog“. Die 
Dampfer „General“ und „Herzog“ find auf dieſe Forderung hin alsbald 
freigegeben worden, und bie Freigabe des „Bundesrat“ ift geftern erfolgt. 
2. forderten wir Schadenerjat für den durch die Feſthaltung unſern Schiffen 
und den beteiligten Reichsangehörigen entſtandenen Schaden. Die Schadens— 
erjagpflicht ift von der engliichen Regierung prinzipiell anerfannt worden. 
Sie hat fich bereit erklärt, jede legitime Genugthuung zu geben. 3. wünjchten 
wir, daß an die engliichen Schiffstommandanten Weifungen erlaffen würden, 
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alle deutſchen Handelsjchiffe außerhalb der Nähe des Kriegsſchauplatzes, 
jedenfall3 von Aden ab norbwärts nicht zu behelligen. Die engliſche 
Regierung hat darauf Inftruftionen erlafjen, denen zufolge die Anhaltung 
und Durchſuchung von Schiffen weder in Aden nod) in gleich weiter Ent: 
fernung dom Kriegsſchauplatz ftattfinden darf. 4. Wir haben ed ala im 
hohen Grade münjchenswert bezeichnet, daß die englifche Regierung bie 
englijchen Sciffstommandanten anweiſt, die Dampfer, die mit deutjcher 
Poftflagge jahren, nicht anzuhalten. Die englifche Regierung hat hierauf 
Inſtruktionen erlaffen, denen zufolge deutiche Poftdampfer nicht auf bloßen 
Verdacht Hin angehalten und durchjucht werden jollen. Dieje Inſtruktion 
bleibt in Kraft, bis etwa ziwijchen den beiden Regierungen ein anderes 
Arrangement getroffen wird. 5. Haben wir in London die Unterwerfung 
aller nicht geflärten ftrittigen Fragen unter ein einzuſetzendes Schiedögericht 
vorgeichlagen. Die englifche Regierung hat die Hoffnung ausgeiprocen, 
daß es der Einjegung eines Schiedögerichts nicht bedürfen wird, fich aber 
gegebenenfalld mit der Einſetzung eines jolchen für die Feſtſetzung von 
Schadenserſatzanſprüchen einverjtanden erklärt. Endlich hat die englische 
Regierung ihrem Bedauern über das PVorgefallene Ausdrud gegeben. Wir 
geben und der Erwartung hin, daß fich derartige bedauerliche Zufälle nicht 
wiederholen werden. Wir hoffen, daß die englifchen Seebehörben nicht 
wieder ohne augreichenden Grund in jo unfreundlicher Weiſe gegen unjere 
Schiffe vorgehen werden. Schon die Reellität der deutjchen Rhederei, bie 
fi) auch Hiebei wieder bei der Deutich-Oftafrifa:Linie bewährt hat, jollte 
da3 verhindern (Beifall), und die Rücdficht, welche befreundete Staaten fich 
jchulden, follte da3 exit recht verhindern. Gerade weil wir aufrichtig be: 
jtrebt find, die guten umd aufrichtigen Beziehungen zwiſchen Deutichland 
und England aufrechtzuerhalten, wünjchen wir, daß nicht Vorkommniſſe 
eintreten, welche in hohem Grade geeignet find, die Aufrechterhaltung jolcher 
Beziehungen zu erjchweren, die nur möglich find auf der Bafis voller 
Parität und gegenjeitiger Rüdfichtnahme. Das Deutjche Reich, welches jeit 
jeinem Beftehen unausgeſetzt bewiejen hat, wie fern ihm alle aggreffiven 
Tendenzen liegen, hat ein Recht, von allen anderen Staaten in rückfichta: 
vollfter Weiſe behandelt zu werden. (Sehr richtig!) Die dankenswerte 
Thatjache, dat die Interpellation des Abg. Möller von der jehr großen 
Mehrheit dieſes hohen Haufes unterftüßt worden ift, beweift auf neue, 
daß, wo es fih um die Wahrung de3 Rechtsftandpunftes und nationaler 
Rechtätitel handelt, zwijchen diefem hohen Haus und den verbündeten 
Regierungen jene UHebereinftimmung befteht, die eine fichere Stübe unjerer 
auswärtigen Politik ift. (Lebhafter Beifall auf allen Seiten.) 

Eine Beiprehung der SInterpellation findet nicht Statt. — Diele 
Zeitungen tadeln diefe Bejchränfung des Reichstags, jo namentlich die anti: 
jemitifchen, ferner „Tägliche Rundſchau“, „Leipziger Neueften Nachrichten“, 
„Frankfurter General-Anzeiger”. 

20. Januar. (Reichstag.) Etat. Angriffe auf den Reichs» 
fanzler. Aufhebung des Sozialiftengejees. 

Abg. Dr. Hahn (Bd. d. Lw.) greift den Reichäfanzler an, weil er 
das Verbindungsverbot gegen Vereine aufgehoben habe (1899 ©. 166) und 
weil er die Sozialdemokratie al3 vorübergehende Ericheinung betrachte. Er 
tadelt die englandfreundliche Politif der Regierung, die einen geheimen 
Vertrag mit England abgejchloffen habe und England moraliſch gegen die 
Buren unterftüße. Abg. Bebel (Soz.): Seine Partei habe weder von dem 
PVerbindungsverbot noch von einem Sozialiſtengeſetz etwas zu fürchten. Nach 
der neuen Auffaffung der Sozialdemokratie als einer vorübergehenden Er: 
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jcheinung ſei wohl die Zeit der Umfturz: und Zuchthausvorlagen vorüber. 
Abg. Fürft Bismard (wild): Der Auffhwung der Sozialdemokratie jeit 
1890 rühre her von der Aufhebung des Sozialiftengejeged. Ich möchte 
dabei noch einer Legendenbildung entgegentreten. Es ift vielfach gejagt 
worden, auch in Schriften von Lehrern der jozialpolitiichen Wiſſenſchaft, 
Fürſt Bismard hätte das Sozialiftengejeg nicht verlängern wollen. Das 
it ein Irrtum. Der erſte Kanzler hat jeinerjeit3 taftiich daran immer 
feftgehalten, daß er ala Präfident de3 Bundesrat nicht vor einem Kom: 
miſſionsbeſchluß des Reichstages eine Verbeugung machen wollte, wenn er 
fie auch jehr wohl vor einem Plenarbeihluß machen wollte. Er hat dem 
damaligen Führer der fonjervativen Partei zu verftehen gegeben, dab, wenn 
das Plenum das Geſetz jo annehmen würde, wie die Nationalliberalen es 
wollten, und wenn dafür eine Majorität vorhanden twäre, die Regierung 
e3 acceptieren würde; er fünne aber nicht von Bundesrat3 wegen jofort 
erklären: twir beugen una vor dem Kommiſſionsbeſchluß. Ich kann Ihnen 
von ben wenigen Elajfiichen Zeugen aus den damaligen Verhandlungen den 
vor mir fihenden Herrn von Hardorff nennen, der damals in Friedrichsruh 
und Berlin thätig gemwejen ift. Wenn das Sozialiftengejeg damals ver: 
längert worden wäre, und wenn die damaligen Sartellparteien fich auf ben 
einzig möglichen Standpunft geftellt hätten, jo würde wahrjcheinlich die 
Mahl eine andere geworden fein. Abg. Lieber ($.) proteftiert gegen die 
Angriffe, wie fie die Rechte gegen den Reichskanzler gerichtet habe (vgl. 
1899 ©. 182). bg. Dr. Arendt (R®P.) tadelt den Reichäfanzler, daß er 
in die alte manchefterliche Politik zurücklenke. 

Die Aeukerung bes Fürften Bismard führt zu lebhaften Diskuſſionen 
in der Preſſe. Der frühere Abg. v. Heldorff:Bedra, dem vielfach die Schuld 
am Sceitern de3 Sozialiftengejeßes beigemefjen wird, verteidigt fich in der 
„Deutichen Revue“ Februarheft. 

19. Januar. (Preußen) Züchtigungsrecht der Lehrer. 
(Bol. 1899 ©. 90). 

Der Kultusminifter Studt richtet an die Regierungen einen Erlaß 
über da3 Züchtigungsrecht der Lehrer, durch den die früheren Erlaſſe vom 
1. Mai und vom 27. Juli 1899 aufgehoben werden. Hinfichtlich des Züch: 
tigungsrecht3 der Lehrer bleibt es demnach bei den gejeglichen Beftimmungen 
und den hiezu ergangenen Erlaſſen vom 3. April und 22. Oftober 1888. 
Der Minifter fügt dem Erlaß hinzu, er erwarte eine mahvolle, die gejeßlichen 
Grenzen ftreng achtende Handhabung des nur für Ausnahmefälle beftimmten 
Züchtigungsrechts der Lehrer und die Vermeidung jeglichen Mißbrauchs. 

22. Januar. (Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Antrag 
auf Abänderung der Wahlbezirke. 

Die Abgg. Barth (fr. Vg.) und Wiemer (fr. Bp.) bringen folgen: 
den Antrag ein: „Die königliche Staatöregierung zu erjuchen, eine Abände: 
rung des Geſetzes vom 27. Juni 1860, betreffend die Feititellung der Wahl: 
bezirke für das Haus der Abgeordneten, und des Gejehed vom 17. Mai 
1867 entjprechend den in den letzten 40 Jahren eingetretenen Verſchiebungen 
der Bevölkerung in die Wege zu leiten.” — Der Antrag auf Kommiſſions— 
beratung wird gegen die Stimmen der Freifinnigen und Nationalliberalen 
abgelehnt. 

23. Januar. Der Reichstag verweilt nach zweitägiger 
Beratung die Novelle zu den Unfallverficherungsgejegen an eine 
Kommiſſion. 


x 
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23. Januar. (Preußen.) Dem Landtag geht eine Vorlage 
über Erweiterung des Staatseifenbahnneßes zu. 


Die Staatäregierung foll ermächtigt werben, zu verwenden: 1. zum 
Bau von Haupteiienbahnen und Nebeneifenbahnen (im ganzen ungefähr 
669,6 km) 84 964 000 A; zur Beichaffung von Betriebsmitteln 6 696 000 M, 
2. zur Beteiligung des Staat? am Bau einer Eifenbahn von Treuenbriegen 
nah Neuftadt a. D. 4000000 A; 3. zur Förderung bed Baues von Stlein: 
bahnen 20000000 A Die Herftellung einzelner Nebenbahnlinien ift wie 
bisher von einer angemeffenen Beteiligung der Intereſſenten abhängig ge: 
macht worden. Zur Dedung des unter 1 aufgeführten Gefamtbetrages von 
91660 000 M find zunächſt Baufoftenzufchüffe des Reiche im Betrage von 
5026400 .#, jodann ein Barzujchuß der Beteiligten von 600 000 A. für 
eine außerhalb Preußens gelegene Nebeneifenbahn zu verwenden. Ferner 
fol ein Betrag don mindeftens 14 Millionen Mark verwendet werben, ber 
von der großherzoglich Heifiichen Regierung auf die ſeitens Preußens beim 
Erwerb des heſſiſchen Ludwig: Eijenbahnunternehmens gemachten Aufwendungen 
zurüdzuerftatten iſt. Endlich noch find Kleinere Reftbeftände im Betrage von 
184 996 A. verfügbar. Für den alddann noch zu deckenden Reftbetrag von 
höchſtens 71848 604 M, fowie zur Dedung der unter 2 und 3 aufgeführten 
Beträge find Staatsfchuldverichreibungen auszugeben. 


25. Januar. (Dresden.) Die Mutter der Kaiſerin, Her— 
zogin Friedrich von Schleswig-Holſtein, 64 Jahre alt, f. 


25. Januar. Dem Reichstag geht folgende Flottendvorlage zu: 


1. Schiffsbeſtand. 
$1. 
1. Der in dem Gejehe, betreffend die deutjche Flotte, vom 10, April 
1898 feftgejegte Schiffsbeftand wird 
vermehrt um: 
a) verwendungsbereit: 
1 Flottenflaggſchiff, 
2 Geſchwader zu je 8 Linienjchiffen, 
2 Große Kreuzer ı ala Aufflärungsichiffe der heimischen Schladht: 
8 go — f flotte, 
5 Große Kreuzer „; RR 
5 Rleine Kreuzer | für den Auslandsdienſt; 
b) als Materialrejerve: 
2 le 
1 Großer Kreuzer ., zenft. 
2 Stleine Kreuzer I für den Auslanbadienft; 
vermindert um: 
2 Divifionen zu je 4 Küſtenpanzerſchiffen. 
2. Auf dieſe Vermehrung kommen die 8 Süftenpanzerichiffe bis zu 
ihrem Erſatz als Linienſchiffe in Betracht. 
II. Indienſthaltungen. 
82 


Infolge diefer Vermehrung gelten bezüglich der Indienfthaltungen 
ber heimischen Schladhtflotte folgende Grundjäge: 
1. Das erfte und zweite Gejchwader bilden die aktive Schladhtflotte, das 
dritte und vierte Geſchwader die Rejerve:-Schladhtflotte. 
2. Bon der aftiven Scladtflotte jollen ſämtliche, von der Reſerve— 
Guropäifcher Gejchichtötalender, Bd. XLI. 2 
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Schlachtflotte foll die Hälfte der Linienfchiffe und Kreuzer dauernd im 
Dienfte gehalten werben. 

3. Zu Mandvern follen einzelne außer Dienst befindliche Schiffe der 
Rejerve:Schlachtflotte vorübergehend in Dienft geftellt werden. 


III. Bereitjtellung der Mittel. 


8 3. 

Die Bereitftellung der infolge dieſes Geſetzes erforderlichen Mittel 
unterliegt der jährlichen Feltiegung durch den Reichshaushalts-Etat. 

Die Begründung de3 Entwurfes verweift zunächft auf die Notwendig: 
feit der Kriegsmarine. Der Aufichwung der deutichen Seeintereffen, der 
gerade in den letzten Jahren beijpiellos geweſen ift, erheiſche ebenjo wie 
die politifche Weltlage eine ftarke deutjche Flotte, damit Deutjchland einen 
Frieden in Ehren auch dem jeemächtigften Gegner gegenüber aufrecht er: 
halten könne. Zu dieſem Zwecke genüge die Flotte des Geſetzes von 1898 
nicht. Eine zweite Schlachtflotte und eine Vermehrung der Auslandajchiffe 
jei nötig. Dieſe Verſtärkung könne einjchließlich der in diejen Zeitraum 
fallenden zahlreichen Erſatzbauten innerhalb von 16 Jahren durchgeführt 
werden, indem der Regel nad) jährlich drei große und drei fleine Schiffe 
auf Stapel gelegt werden, wie dies jchon in den lebten Jahren gejchehen 
ift. Um möglichit bald die aktive Schlachtflotte, die ftet3 die neuejten und 
beiten Schiffe enthalten jolle, auf die volle Höhe der Kraft zu bringen, 
jollen zuerst die Vermehrungsbauten (Linienjchiffe und Kreuzer) für die 
aktive Schlachtflotte, dann erft die Erjagbauten für die Referbeflotte in 
Angriff genommen werden. Die Koften für Schiffsbauten und Armierungen 
erreichen die Gejamthöhe von 1600 Millionen, die für Hafen:, Werft: und 
Kafernen- Anlagen 261 Millionen. Bon diefen 1861 Millionen, die im 
Laufe von 16 Jahren als einmalige Ausgaben in Betracht kommen, jollen 
769 Millionen durch Anleihen, 1092 Millionen aus laufenden Mitteln 
gedeckt werden. Die fortdauernden Ausgaben fteigen durchichnittlich jährlich 
um 5,4 Millionen. Dazu tritt noch der Penfionsfonde, der jährlih um 
360 000 «A. anwächſt, und die Steigerung der Schuldzinfen. Die jährlichen 
Gejamtaufiwendungen für die Marine würden von 169 Millionen im Jahre 
1900 auf 323 Millionen im Jahre 1916 fteigen. Die bisherige Entwide: 
[ung der Reichsfinanzen laſſe erivarten, daß fich dieje Ausgaben ohne neue 
Steuern deden laſſen. Die gejeßliche Feſtlegung des Sollbeſtandes durch 
die Novelle jei die Konſequenz des Flottengeſetzes vom 10. April 1898. 
Nur wenn ein Gejamtplan durch Geſetz jejtgelegt worden jei, laſſe fich für 
die Durchführung eine fefte Garantie, eine rationelle Verwaltung und Bau: 
dispofition, jowie die Sicherung de3 Perjonalzugangd gewinnen. Bor 
allem aber werde ber einmütig befundete feſte Wille der gejeßgebenden 
Faktoren, die Kriegäflotte zu verdoppeln, für das Anjehen des deutjchen 
Namens im Auslande und für unjere gefamte politifche und wirtjchaftliche 
Entwidelung von größter Bedeutung fein. Dagegen fei die Thatjache zu: 
zugeben, bob e3 große Bedenken habe, für ein Programm, da3 zu feiner 
Durchführung einen langen Zeitraum braucht, eine VBollendungsfrift geſetz— 
lich zu beftimmen. Die verbündeten Regierungen hätten hievon Abjtand 
genommen in der Zuverficht, dat der Reichdtag, wenn er die Verftärfung 
der Flotte angenommen habe, auch fein Möglichites thun werde, dies Ziel 
nad) Maßgabe der finanziellen Leiftungsfähigfeit des Reichs feiner Vollendung 
entgegenzuführen. Der Begründung find ausführliche Anlagen über die 
Drganifation der Schlachtflotten, über dad Bauprogramm, die finanziellen 
Anforderungen und über das gewaltige Anwachſen der deutjchen Seeinter: 
eifen jeit 1896 beigegeben. 
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25. Januar. (Reichstag) Zweite Beratung des Gejeb- 
entwurf3 zur Anderung und Ergänzung de3 Strafgeſetzbuchs (lex 


Heinze). 

Die Beratung des Gefekentwurf3 wird verbunden mit den biejelbe 
Materie betreffenden Anträgen des Zentrums und des Frhrn. v. Stumm, 
auf Grund bes Perichtes ber 11. Kommiſſion. 

Referent Abg. de Witt (3.) gibt einen Rückblick auf die Bor: 
geichichte der Vorlage, die jeht jeit dem 1892 ftattgehabten Zuhälterprozeh 
Heinze zum brittenmale au den Reichstag gefommen jei und eine erfolg: 
reichere Bekämpfung der Proftitution anftrebe; diefem Rückblick folgt eine 
Darftellung de3 Inhalts der Vorlage und der von der Kommiffion be: 
ichlofjenen Abänderung. 

$ 180 StGB. des Entwurf verſchärft die Strafvorfchrift über die 
Kuppelei; es joll Gefängnis nicht unter einem Monat eintreten, auch fann 
zugleich auf Gelbdftrafe von 150 bis 6000 Mark erkannt werden. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo kann die Gefängnisftrafe bis auf einen 
Tag ermäßigt werden. Den Zuſatz in dem Antrage des Zentrums, wonach 
die Vermietung von Wohnungen an Frauensperſonen, die gewerbsmäßig 
Unzucht treiben, nicht als Vorfchubleiftung anzufehen ift, fofern damit nicht 
eine Ausbeutung des umfittlichen Erwerbes der Mieterin verbunden ift, hat 
die Kommiſſion geftrichen. 

$ 180 wird ohne Debatte in der Faſſung der Kommijfion angenommen. 

Nach $ 181 der Vorlage, von der Kommiſſion unverändert an: 
genommen, iſt die Kuppelei, felbit wenn fie weder gewohnheitsmähig nod) 
aus Gigennuß betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu be: 
ftrafen, wenn 1. um der Unzucht Vorfchub zu leiften Hinterliftige Kunſt— 
griffe angewendet werden oder 2. der Schuldige zu der verfuppelten Perſon 
in dem Verhältnis des Ehemanns zur Ehefrau, von Eltern zu Kindern, 
von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Geiftlichen, Lehrern oder Er: 
ziehern zu den von ihnen zu unterrichtenden oder zu erziehenden Perjonen 
steht. Neben der Zuchthausftrafe ift der Verluſt der bürgerlichen Ehren: 
rechte auszusprechen, auch kann zugleich auf Geldftrafe von 150—6000 Mar, 
ſowie auf Zuläffigkeit von Polizeiaufficht erfannt werden. Sind im Falle 
der Nummer 2 mildernde Amftände vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe ein, 
neben welcher Gelditrafe bis zu 3000 Mark erkannt werden kann. 

Die Abgg. Himburg und Genoffen (dE.) wollen mildernde Umftände 
nur zulafien, wenn es fih um die Verkuppelung Verlobter handelt; die 
Abgg. Albrecht und Genojjen (Soz.) wollen die Strafe des $ 181 im 
falle der Nummer 2 nur eintreten lafjen, wenn bie Kuppelei aus Eigen: 
nutz betrieben ober auf den Willen der zu verfuppelnden Perfon zur Bor: 
nahme der Duldung der unzüchtigen Handlung eingewirkt ift. Für den 
Tall der Ablehnung des lekteren Antrages wollen diejelben Antragiteller 
in Nummer 2 die Worte „des Ehemanns zur Ehefrau“ ftreichen; ferner 
wollen fie dem $ 181 einen neuen Abjat hinzufügen: „Als Kuppelei ift 
die Duldung eines gefchlechtlichen Verkehrs zwiſchen Verlobten nicht zu 
erachten.“ 

8 181 wird unter Ablehnung aller Amendement3 unverändert an— 
genommen. 

$ 18la wird am 26. Januar nach den Beichlüffen der Kommiifion 
angenomment. 

$ 1814 führt in das Strafgefegbuch neu ben Begriff de3 Zuhälters 
ein. Der Paragraph lautet nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen: Eine männ: 
liche Perfon, die von einer Frauensperſon, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, 

9% 
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unter Ausbeutung ihres unfittlichen Erwerbes ganz oder teilweije den Lebens— 
unterhalt bezieht, der einer ſolchen Frauensperſon gewohnheitmäßig oder 
aus Eigennuß in Bezug auf die Ausübung des unzüchtigen Gewerbes Shut 
gewährt oder jonjt förderlich ift (Zuhälter), wird mit Gefängnis nicht unter 
1 Monat bejtraft. Iſt der Zuhälter der Ehemann ber Frauensperſon oder 
hat der Zuhälter die Frauensperſon unter Anwendung von Gewalt oder 
Drohung zur Ausübung des unzüchtigen Gewerbe angehalten, jo tritt 
Gefängnisftrafe nicht unter 1 Jahre ein. Neben der Gefängnizftrafe kann 
auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte, auf Zuläffigfeit von Polizei: 
aufficht jowie auf Ueberweiſung an die Yandespolizeibehörde erfannt werben. 

$ 182 wird nach dem Antrage des Zentrums in folgender Faſſung 
angenommen: Wer ein unbejcholtenes Mädchen, welches das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, zum Beiſchlaf verführt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre beitraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern 
oder des Wormundes der Verführten ein. — Staatsjefretär Nieberding 
bat diejen Paragraphen für unannehmbar erklärt. 


26. Januar. Die Bayeriſche Abgeordnetenfammer ges 
nehmigt einen Antrag, wonach die VBorjchriften betr. die Sonn- 
tagsruhe in den Kanzleien der jtaatlichen Behörden aufs neue 
nachdrüdlich einzujchärfen und der Bureaudienft, insbejondere 
während des Hauptgottesdienjtes, joweit das öffentliche Intereſſe 
nicht eine Ausnahme fordert, zu unterjagen ift. 

27. Januar. (Berlin.) Staatsjefretär Graf Bülow em— 
pfängt den Gejandten der Südafrikaniſchen Republik, Leyds, der 
zur Feier des Geburtstags des Kaiſers nach Berlin gekommen ift. 


Januar. Februar. Agitation für und gegen die Ylotten= 
verjtärkung. 

Den ganzen Winter hindurch, vornehmlich nach der Veröffentlichung 
ber Flottenvorlage, wird in der Prefje und in Vereinen die Flottenfrage 
diskutiert. Unbedingt für die Vorlage find die Organe der Mittelparteien, 
der Freifinnigen Bereinigung, der National:Sozialen und die meijten fon: 
ſervativen Blätter, einige agrariihe Stimmen äußern ſich zurüdhaltender, 
find aber im allgemeinen auch dafür. Die Zentrumaftimmen opponieren 
im allgemeinen nicht gegen die Vorlage, jondern äußern nur Bedenken gegen 
die vorgeichlagene Art der Koftendedung, die nicht auf die jchwächeren 
Schultern gelegt werben dürfe. Die Freifinnige Volkspartei ift in ihrer 
parlamentarifchen Vertretung prinzipiell gegen die Vorlage, in den Partei: 
verjammlungen aber äußern fich (3. ®. in Königsberg i. Pr.) mande Stim— 
men dafür. Die fozialdemokratiichen Zeitungen lehnen die Vorlage un: 
bedingt ab. 

Die Agitation für die Vorlage wird außer von der Parteiprefje 
geführt vom „Deutjchen lottenverein” und bon der „Freien Vereinigung 
für Flottenvorträge“, an deren Spike einige Profeſſoren der Berliner Uni: 
verfität ftehen. (Vgl. „Nauticus“, Jahrbuch für Deutjchlands Seeinterefien; 
„Preußiſche Jahrbücher”; „Deutjche Rundſchau“; „Grenzboten“ und andere 
Wochen: und Monatsjchriften.) 

Die fozialdemofkratijche Partei gibt die Parole aus, dab Sozial: 
demofraten die Berfammlungen für die Flottenvorlage nicht bejuchen jollen. 
Sin Berlin fordern die Profefjoren Delbrüd, Schmoller, Sering und Wagner 
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die jozialdemofratiichen Abgg. Auer, Bebel, Heine, Schippel zu einer öffent: 
lichen Diskuſſion über die Flottenfrage heraus. Die Abgg. lehnen fie ab 
(Anf. Januar). Infolgedeſſen wird die jozialdemofratijche Partei verjpottet, 
weil fie den Kampf fürchte und ihrer Parteigenofjen nicht ficher jei; die 
Sozialdemokraten würden durch eine öffentliche Diskuffion erfennen, daß 
die Vorlage den Arbeiterinterefjen diene und ihre Führer verlaffen. Des: 
halb wolle die Parteileitung fie fünftlih in Unfenntni3 erhalten. Als 
Antwort hierauf beruft die jozialdemofratifche Partei für den 7. Februar 
19 Berfammlungen in Berlin gegen die Flottenvorlage, in denen die Führer 
über die Flottenvorlage referieren. In allen diejen Berfammlungen treten 
ihnen Redner für die Flottenvorlage, zum großen Teil Profefforen, ent: 
gegen. — Die Verfammlungen nehmen zwar jämtlich eine Rejolution gegen 
die Flottenvorlage an, aber die flottenfreundlichen Redner erklären, ihren 
Zwed, den Arbeitern eine von den Lehren ihrer Führer abweichende Auf: 
faffjung vorzutragen, erreicht zu haben. (Vgl. „Preußiſche Jahrbücher“ 
März: Heft.) 

Der „Vorwärts“ jchreibt über diefe Diskuſſionen vom 7. Februar: 
Don Sombart, der aus Breslau herbeigeeilt war, bi3 herab zu Wendftern 
erleuchteten fie die Maffen. Aber es fam anders, wie fie träumten. Gie 
haben nun wohl jelbft eingejehen, daß fie einer jener Einbildungen zum 
Opfer gefallen waren, an denen die Weltpolitifer jo reich find. Man hörte 
fie ruhig an, jehüttelte den Kopf und — proteftierte einmütig gegen die 
Flottenvorlage. Sie haben niemand befehrt, alle ihre Luftigen Argumente 
zerftoben an der geichulten Vernunft des Proletariat3. Leider müſſen wir 
auch unjererjeitö zugeben, dab wir wohl feinen von unferen verehrten 
Marinegäften befehrt haben. 

Die „Pot“: Die ſozialdemokratiſchen Protejtrefolutionen find troß 
ber Gegenreden der Herren Wagner, Delbrüf und Genojjen überall ein: 
ftimmig oder nahezu einflimmig angenommen worden. Das war voraus: 
zufehen; wer nur einigermaßen mit der Natur der jozialdemofratijchen Be: 
wegung und ihrer Wirkung auf die Maſſen vertraut ift, mußte fich vorher 
jagen, daß der Verſuch, mit profefjoralen Reden Eindrud zu machen, eines 
glänzenden Mißerfolges ficher fein würde. Gleichwohl ift es ganz gut, daß 
diejer Verſuch mit untauglichen Mitteln unternommen worden ift. Es ift 
zwar nicht anzunehmen, daß die beteiligten Sozialpolitifer ficy durch die 
Erfahrung belehren laſſen werden, dazu ift die Eitelkeit diefer Herren viel 
zu groß, aber der Vorgang zeigt doch wieder einmal mit der erwünfchten 
Deutlichkeit, wie wenig unjere Sozialphantaften auf den Lehrftühlen der 
Hochſchulen von dem Wejen der Sozialdemokratie und der abjoluten Herr: 
ichaft, welche dieje über die im Bann ihrer Propaganda befindlichen Maſſen 
ausübt, verftehen, wie wenig fie in Wirklichkeit von den Dingen wiſſen, 
über welche fie jo ſalbungsvoll zu theoretifieren lieben. Das ijt bejonders 
nüglich in einem Augenblid, wo ed den Anjchein gewinnt, als finge man 
zur Abwechjelung wieder einmal an, die fathederjozialiftiichen Theorien für 
bare Münze zu halten. Ohne Zweifel hat auch das Vorgehen jener Pro: 
fefforengruppe der Sache der Flottenverſtärkung jelbit geſchadet. Den jozial: 
demofratiichen Proteftverfammlungen ift durch ihr erfolglojes Auftreten ein 
Relief verliehen worden, deſſen fie jonft entbehrt haben würden. 

„Hamburger Korreſpondent“: Es gehört die ganze Verbifjenheit und 
Derbohrtheit der „Poſt“ dazu, um über das „Fiasko“ der Profefjoren, das 
die Bedeutungslofigkeit ober vielmehr Schädlickeit diejer Leute erwieſen 
habe, zu jubeln, weil dieje Flottenfreunde angeblich jozialpolitiiche Kontre— 
bande an Bord führen jollen. Nicht einmal „Vorwärts“ und „Volkszeitung“, 
aljo die radifalften Flottengegner, gehen in ihren Ausfällen ſoweit wie das 
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freifonjervative Blatt, das doc für die Verftärfung der Marine jein will. 
Aber jein Urteil ift erfreulicheriweife eine völlige quantité negligeable. 
Man muß im Gegenteil fetitellen, daß der moraliiche Eindrud des Auf: 
iretens der Flottenfreunde in jozialdemofratiihen Verſammlungen ein jehr 
bedeutjamer ift. E3 ift jeit Jahren das erfte Mal, dab den Sozialdemo- 
fraten, die jonft nur die Reden und Zeitungen ihrer eigenen Farbe zu Ge— 
fiht befommen, auch die Gründe für eine große nationale und wirtichafts 
liche Aufgabe vor Augen geführt werden. Und ebenjo ift es eine Wieder: 
anfnüpfung an die beiten Zeiten unſeres politiichen Lebens, daß hervor: 
ragende Männer der Wiſſenſchaft freudig in die Arena eintreten, um Auge 
in Auge mit den Gegnern die Waffen zu kreuzen. Und daß die Sozial: 
demofraten, die vor 15 und 20 Jahren jeden Andersdenfenden in ihren 
Derjammlungen einfach niederbrüllten, jetzt jo weit find, daß fie Reden von 
Slottenfreunden ruhig und mit Intereſſe anhören, ift auch ein erfreulicher 
Fortſchritt. 

„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“: Es wird allgemein berichtet, 
daß der Eindruck, den die ernſten, ſachlichen und wiſſenſchaftlich wohl— 
begründeten Ausführungen der zahlreichen Opponenten auf die durchweg 
aus Sozialdemokraten beftehende Zuhörerichaft machten, ein jehr ftarfer 
gewejen ift. Konnte und jollte natürlich fein augenblidlicher und prak— 
tifcher Erfolg erzielt werden, jo ift nicht zu bezweifeln, dab die dauernde 
Nachwirkung eine überaus Weitgehendere und tiefere jein wird, alö die 
jozialiftiiche Parteiprefje und ihre Führer zur Zeit zuzugeben oder einzu: 
jehen geneigt jein werden. 


Februar. Streit? von Bergarbeitern. 

Sm Anschluß an die Ausftände in Defterreich (vgl. Defterreich) findet 
auch in der deutjchen Arbeiterichaft lebhafte Bewegung ftatt. Am 1. Februar 
treten im Wurm-Revier (Machen) etwa 2—3000 Mann von 8000 in 
den Ausftand, um eine Lohnerhöhung und die Zurüdnahme einiger Map: 
regeln zu erzwingen. Der Ausſtand, der ſchlecht organifiert ift, erliſcht 
nad furzer Zeit ohne Erfolg. 

Im ſächſiſchen Steinkohlen-Revier (SZwickau-Oelsnitz-Lugau) und 
im thüringiſchen Braunkohlen-Revier (Weißenfels-Zeitz und Meuſel— 
witz) verlangen die Bergleute Anfang Februar Lohnerhöhung, Verkürzung 
der Arbeitszeit, Abſtellung von Uebelſtänden und vor allem Einſtellung der 
Kohlenlieferung nach Oeſterreich. Infolge der ſchroffen Zurückweiſung der 
Forderungen durch die ſächſiſchen Grubenverwaltungen, die den Streif als 
ungerechtfertigt und ein bloße Werk der Heber bezeichnen, fommt es im 
Zwidauer Revier zum teilweifen Ausftand. Die Grubenverwaltungen und 
Behörden verbieten Geldiammlungen, beichlagnahmen die Flugblätter und 
drohen den Ausftändigen mit dem Verluſt ihrer Anjprüche an die Knapp: 
ichaftsfafje. Infolgedejien geht der Ausftand nach einigen Wochen (Anfang 
März) erfolglos zu Ende. Die Haltung der Arbeitgeber und Behörden 
wird von manchen Seiten, 3. B. der „Sozialen Praxis“, lebhaft getadelt. — 
Während des Ausftandes herricht in Sachſen teilweiſe Kohlennot, die Bahnen 
müſſen ihren Betrieb einjchränfen. 

Auch im thüringiichen Braunfohlen:Revier gibt es nur partielle 
Streiks, die zum Zeil dur Entgegenfommen erledigt werden, zum Zeil 
fehren die Arbeiter bedingungslos zur Arbeit zurüd. 


2. Februar. Der „Reichs: Anzeiger” bringt folgenden faijer- 
lichen Dankerlaß: 
Unter dem jchmerzlichen Eindrud des Hinicheidens Jhrer Hoheit PR 


x 
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grau Herzogin Friedrich zu Schleswig:Holftein, der Erlauchten Mutter 
Ihrer Mazeftät der KHaijerin und Königin, habe Ich Meinen diesjährigen 
Geburtätag mit wehmütigen Empfindungen begangen. Die Trauer um die 
hohe Entjchlafene bannte die jonftige Feitesfreude in Meinem Haufe. Um 
jo Sauter aber drangen zu Meinem Herzen bie zahlreichen KHundgebungen, 
welche Mir mit ber Teilnahme an dem jchiweren Berlufte treue Segen? 
wünjche zu dem Eintritt im ein neues Lebensjahr von nah und fern zum 
Ausdrud brachten. Wahrhaft erhebend war e3 für Mich, aus den Zu: 
ichriften und Zelegrammen zu erjehen, welch lebhaften Widerhall Freude 
und Leid Meines Haufes in dem Herzen des beutjchen Volks finden und 
mit welch freundlichen Gefinnungen Meiner an dieſem Tage gedacht ift. 
Selbit in fernen Weltteilen, wo nur immer Pioniere deutjcher Kultur und 
Gefittung Fuß gefaßt haben, haben die Deutjchen fich vereint, um Zeugnis 
bon dem Gefühl ihrer Zujammengehörigkeit mit ber Heimat und ihrer 
freude über da3 wachjende Anjehen des deutjchen Namens im Auslande 
abzulegen. Mit bejonderer Befriedigung bin Jcd in den Kundgebungen 
dem Berftändnis für die dringende Notwendigkeit begegnet, eine der Welt: 
ftellung de3 Deutjchen Reich und feinen Handelsinterefjen entjprechende 
Flotte zu fchaffen, und habe Ich die vielfachen VBerficherungen treuer Mit: 
arbeit an diejer großen nationalen Aufgabe mit herzlicher Freude entgegen: 
genommen. Allen aber, welche Mir zu Meinem Geburtstage freundliche 
Wünjche und Aufmerkjamkeiten gejpendet haben, gebe Ich hiermit Meinen 
wärmiten Dank zu erkennen. 
Wilhelm, IR. 


5. Februar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Bergetat. 


Abg. Dasbach (3.) tadelt einige Mikftände in den Gruben, jo die 
mangelhafte Beriejelung der Gruben, Uebernahme von Reparaturen erft im 
Moment des Erjcheinens eines Auffichtsbeamten, Uebertretung der Arbeits: 
zeit bis zu achtzehn Stunden für jugendliche Arbeiter. Er jchlägt vor, bei 
der Kontrolle der Wohlfahrtd: und Sicherheits:Einrichtungen Arbeiter: 
delegierte zu beteiligen. Abg. Schulz-Bochum (nl.) bejtreitet die von dem 
Vorredner angeführten Thatjachen; die Angriffe gegen die Grubenbefier der 
Zeche „Unfer Fritz“ und ihr Perjonal feien ungerecht. Die Zuziehung von 
Arbeiterdelegierten ſei unthunlich, weil diefe nicht technijc genug ausgebildet 
ſeien. Handelsminiſter Brefeld gibt zu, dba mande der von Dasbach 
angeführten Beſchwerden begründet jeien. Die Frage ber Zuziehung von 
Arbeiterdelegierten ſei noch nicht jpruchreif. Für die Zuziehung von Ar: 
beitern jprechen fich ferner aus Abg. Hirich (fr. Bp.), unter gewifjen Vor: 
behalten Abg. Lohmann (nl.), dagegen Abg. vd. Bodelberg (fonj.) und 
Feliſch (fr.). 

6. Februar. (Neichdtag.) Lex Heinze. Arbeitgeber: und 
Kunjtparagraphen. 

$ 182a (Urbeitgeberparagraph) lautet: Arbeitgeber oder Dienftherren 
und deren Vertreter, welche unter Mihbrauch einer durch dad Arbeits: oder 
Dienftverhältnis begründeten wirtjchaftlichen Abhängigkeit durch Androhung 
oder VBerhängung von Entlaffung, von Rohnverfürzung oder anderen mit 
dem Arbeits- oder Dienftverhältnis zujammenhängenden Nachteilen oder 
durch Zufage oder Gewährung von Beichäftigung, von Lohnerhöhung oder 
bon anderen aus dem Arbeitd: oder Dienftverhältnis fich ergebenden Vor: 
teilen ihre Arbeiterinnen oder jonjtigen weiblichen Dienftverpflichteten zur 
Duldung oder Verübung unzücdhtiger Handlungen bejtimmen, werden mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre bejtraft. Sind mildernde Umſtände vor: 
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handen, jo kann auf Geldftrafe bis zu 600 Mark erkannt werden. Die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Staatäjefretär Nieberding erklärt diefe Beftimmung für unannehm- 
bar, weil fie zu Denunziationen und Erprefjungen Anla geben würde. 
Die Arbeiterinnen könnten fich jehr wohl gegen Zumutungen ihrer Dimſt— 
herren ſchützen, ſobald fie nur den notwendigen moraliichen Halt beißen. 
Trotzdem wird der Paragraph gegen die Stimmen der Freiſinniam und 
Nationalliberalen angenommen. 

Ferner wird genehmigt $ 184, wonach (nach der Kommiſſionsfaſſung) 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldftrafe bis zu 1000 Mark 
oder mit einer diefer Strafen beftraft werben ſoll, wer unzüchtige Schriften, 
Abbildungen oder Darftellungen feilhält, verkauft, verteilt, am Orten, welche 
dem Publikum zugänglich find, ausſtellt oder anjchlägt oder ſonſt verbreitet, 
fie zum Zweck ber Verbreitung hinftellt oder zu demjelbm Zweck vorrätig 
hält, anfündigt oder anpreift. (Nr. 1.) Derjelben Strafandrohung wird 
unterftellt, wer unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen einer 
Perſon unter 18 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet. (Nr. 2.) 
Derjelben Strafvorjchrift unterliegt derjenige, der Gegenftände, die zu uns 
züchtigem Gebrauch beftimmt find, an Orten, welche dem Publifum zugäng: 
lich find, ausftellt oder folche Gegenftände dem Publikum anfündigt oder 
anpreift. (Nr. 3.) 

Am folgenden Tage polemifiert Abg. Müller: Meiningen (fr. Vp.) 
gegen $ 184a, der lautet: „Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit 
Gelditrafe bi3 zu 600 Mark wird beftraft, wer Schriften, Abbildungen 
oder Darftellungen, welche, ohne unzüchtig zu fein, das Schamgefühl gröb— 
lich verlegen, einer Perjon unter 18 Jahren gegen Entgelt überläßt oder 
anbietet oder zu gejchäftlichen Zwecken oder in der Abficht, dag Schamgefühl 
zu verlegen, an öffentlichen Straßen, Pläten oder anderen Orten, die dem 
Öffentlichen Verkehr dienen, im ärgerniserregender Weiſe auzftellt oder an— 
ſchlägt.“ Durch dieje Beitimmung würden unfterbliche Kunſtwerke betroffen, 
hätten doch Schon Schußleute Böcklins „Spiel der Wellen“ aus den Schau: 
fenftern entfernen laffen. Abg. Roeren (3.): Die jhamlofen Ausftellungen 
gefährdeten die Jugend. Die Strafbarkeit joll nur dann eintreten, wenn 
geichäftliche Ziwede vorliegen, wenn die Ausftellung oder der Anichlag in 
ärgerniderregender Weiſe gejchieht und das Schamgefühl gröblich verleßt 
wird. Es muß eine eigenartige Art von Kunft fein, die hier auf Berüd: 
fihtigung Anſpruch glaubt erheben zu können. Es werden Abbildungen 
verfauft, 3. B. von der Leda, die mit dem Original faft nichts mehr zu 
thun haben. In einem biefigen Zeichengejchäft wurde mir ftatt der im 
Cchaufenfter befindlichen Modelle eine ganze Kollektion vorgelegt, die mit 
Kunft gar nicht? mehr zu thun haben, und von denen ich einige Mufter 
auf den Tiſch des Hauſes niederlege, und in dieſen Gejchäften verfehren 
zwölfjährige Gymnafiaften und Mädchen! Ich erinnere weiter an die un— 
fittlichen Poſtkarten, an die Bilder in FFrifeurichaufenftern! Wer KHunft 
genießen will, mag in die Mufeen gehen. Der Begriff unzüchtig ift gerabe 
jo klar, wie der der Verlegung des Schamgefühls. Die Rechtiprechung des 
Reichögericht3 gibt hier völlig genügende Fingerzeige. Die Richter werden 
allerdings genötigt fein, die fittlichen Anſchauungen ihrer Gegend, ihres 
Landſtrichs bei der Beurteilung jolcher Strafthaten zu berüdfichtigen. Dieje 
Nücficht wird ftrafmildernd einwirken. 

Abg. Heine (Spz.): Der $ 184a hat eine ganz gefährliche Tendenz, 
er richtet fich gegen das Umbekleidete, Ungejchminkte, kurz gegen das Wahre 
in der Kunſt (Sehr richtig! Links); das Gejchlechtliche, das Nackte, alles 
das ift dem Reinen rein, dem Schwein ift das alles Schweinerei. E3 gibt 
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Leute, die fi aufregen an Adam und Eva in der Bibel, an ben natur: 
wiſſenſchaftlichen und medizinischen Darftellungen des Menfchen, fie jehen 
darin nicht den Menjchen, jondern nur das Nadte, fie befriedigen daran 
ihre unfauberen Gelüfte. Es gibt ja Dämchen, welche nicht das Wort Hoje 
hören fönnen, ohne zu erröten wegen deſſen, was darin ftedt. Es gibt 
Leute, welche fich ſchämen, weil fie nadt in ihren Kleidern fteden. Die 
Judikatur des Reichagericht3 hat heute jchon alles Mögliche ala unzüchtig 
getroffen, woran früher fein Menjch gedacht hatte. Der Herr Abg. Roeren 
jcheint zu fürchten, dieſe Judikatur könnte fi) wandeln, und deshalb will 
er da3 Gejeß jchaffen, aber leider haben wir bisher immer nur gefehen, daß 
diefe Judikatur fi) nach rückwärts entwidelt. 

In namentlicher Abftimmung wird $ 184a nach der Kommijfiond: 
faffung mit 159 gegen 100 Stimmen angenommen. Dagegen ftimmen bie 
Sozialdemokraten, die beiden Volksparteien, die FFreifinnige Vereinigung, 
die Nationalliberalen mit Ausnahme von Boerner, von der Reichapartei 
Gamp, Hegelmeier, Hol&, v. Kardorff und Witt, von den Deutjchkonfer: 
vativen Rettich. 

Als neuen 8 184b hat die Kommiſſion eingeſchaltet: Mit Gefängnis— 
ſtrafe bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mark wird 
beſtraft, wer öffentlich theatraliſche Vorſtellungen, Singſpiele, Geſangs- oder 
deklamatoriſche Vorträge, Schauſtellungen von Perſonen oder ähnliche Auf— 
führungen veranſtaltet oder leitet, welche durch gröbliche Verlegung des 
Scham: und Sittlichfeitägefühla Aergernis zu erregen geeignet find. Gleiche 
Strafe trifft denjenigen, welcher in öffentlichen theatraliichen VBorftellungen, 
Singjpielen, Geſangs- oder deklamatoriſchen Vorträgen, Schauftellungen von 
PBerjonen oder ähnlichen Aufführungen durch die Art feines Vortrags oder 
Auftreten? da3 Scham: und Sittlichfeit3gefühl gröblich verlegt. 

Abg. Müller: Meiningen (fr. Bp.): Es wird hier eine direkte Ge: 
fahr für die Maffizität heraufbejchtworen. Wenn man Schiller und Shake— 
jpeare auf die lex Heinze hin burchlieft, fommt man zu ben unglaublichiten 
Konjequenzen. Was joll mit Wallenfteina Lager, was mit der Braut von 
Meifina, was mit dem Fiesko, was mit den jämtlichen Königsdramen 
Shafejpeared werden, welche durchiveg unter die lex Heinze fallen müfjen? 
Wohin wir jchon jetzt unter der Läppifchen Art gelangt find, wie die polizei: 
liche Theaterzenfur ausgeübt wird, bezeugt dad Vorgehen gegen das Stüd 
Roſtands Eyrano von Bergerac. (Redner verlieft unter großer Heiterkeit 
des Haufes die einzelnen beanftandeten Stellen.) Unter anderem iſt der 
Ausdrud Hühnerfteih, auch Hochzeitsnacht ala unfittlich geftrichen worden 
(große Heiterkeit), auch die Stelle, wo das Klyftier erwähnt wird, das man 
dem Dach3 gab, ift bejeitigt. Im Probefandidaten von Mar Dreyer wird 
am Schluß gejagt: Gehe du nac Preußen, dort hat jedermann das ver: 
briefte Recht, jeine Meinung frei zu äußern. Die Stelle wurde in Breslau 
von dem Zenſor geftrichen. (Stürmijche, andauernde Heiterkeit.) Neuer: 
ding3 hat die Berliner Polizei die Theaterdireftoren zufammengerufen, um 
gewifje Sittlichkeit3vorfchriften bezüglich der Koftümierung u. dergl. anzu: 
ordnen. Wir find ganz damit einverftanden, müffen dann aber bitten, daß 
man vor den Hofbällen nicht Halt mache. 

Abg. Roeren: Die Furcht, daß die deutiche KHlaffizität von diejem 
Paragraphen getroffen werden könnte, ftellt dieſer ein jchlechtes Zeugnis 
au. Sind Stüde da, die das Schamgefühl gröblich verlegen und dadurch 
Aergernis erregen, dann mögen fie ausgemerzt werden, fie jeien klaſſiſch 
oder nicht. (Hört! hört! Links.) Im übrigen ift dieſe Beftimmung ge: 
richtet gegen die dad Scham: und Sittlichkeitsgefühl in gröblichiter Weiſe 
verlegenden Schauftellungen, wie fie in den Darbietungen der Barriſſons, 
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der Prinzejfin Chimay u. ſ. w. fih jahrelang in jchlimmfter Weiſe haben 
breit machen dürfen. 
Der Paragraph wird angenommen, ebenjo ohne Debatte der Reft 


des Geſetzes. 

8.10. Februar. (Reihdtag.) Erjte Beratung der Flotten— 
vorlage. Militärifche Notwendigkeit und Kojtenfrage. Verweiſung 
an die Kommilfion. 


Staatsjefretär des Reichsmarineamts Vizeadmiral Tirpitz: Bezüg- 
lich der Bedeutung einer ſtarken Flotte für Deutſchland haben die hiſto— 
riſchen Ereigniſſe der letzten beiden Jahre eine jo deutliche Sprache geredet, 
daß die Notwendigkeit einer Verſtärkung in immer weiteren Kreiſen unjeres 
Vaterlandes anerkannt worden ift. Die Flottengegner und Flottenfreunde 
unterjcheiden fich mwejentlich nur darin, daß die Anfichten auseinandergehen 
über den Umfang, über den Zeitpunkt, über da3 Tempo der einzujchlagenden 
Verftärfung und über die Form der Koftendefung. Der Abitand zwischen 
der militäriichen Stärke Deutichlands und derjenigen einzelner fremder 
Staaten ift jo groß, daß die verbündeten Regierungen in diefem Abſtande 
eine erhebliche Gefahr erbliden. Die Gefahr ericheint um fo größer, ala 
die wirtichaftliche Konkurrenz der Mächte menichlichem Ermeſſen nah in 
den nächiten Jahrzehnten noch zunehmen wird. Sriegsmarinen lafjen fich 
nicht improdifieren, am wenigften in der Stunde der Gefahr... Man 
hat vielfach behauptet, daß wir die Entwidelung unjerer Flotte nicht zu 
juchen hätten in einer Schladhtflotte, jondern in der Entwidelung unjerer 
Kreuzergeichtvader. Wie denken fich wohl die Herren, die dafür plaidieren, 
einen jolchen Krieg für Deutichland? Wenn Sie unfere geographiiche Lage 
berücdfichtigen und ſich namentlich unjere Küfte anjehen, jo werden Sie ein: 
jehen, daß wir einer Blodade durch eine feindliche Flotte gegenüberftehen 
würden. Selbjt wenn es uns gelingen jolite, die Blodade zu durchbrechen 
und die von dem Feinden bejegten Defileed zu pajfieren, jo würden wir, 
wenn wir die Prijen mit eigner Mannjchaft bejegen würden, jelbjt von der 
Mannſchaft entblößt fein, und die Prien würden vorausfichtlich unſere 
Häfen nicht erreichen. Wo jollen wir aber die Kohlen hernehmen, und 
was geichieht während der Zeit an unjerer Hüfte? Der Feind wird mit 
Leichtigkeit unfere Küfte dann blodieren fönnen und unjeren gejamten See: 
verfehr abjchließen, und das würde für unjere Weltwirtjchaft tödlich jein. 
Entwideln wir dagegen unjere Flotte nach der Richtung der Schladhtflotte, 
jo würde der Feind, ehe er zur Blodade jchreitet, unſere Flotte nieder: 
fämpfen müſſen. Se ftärfer unjere Flotte ift, um jo ſchwerer wird e3 nicht 
nur für ihn fein, fondern um jo gefährlicher. Er wird vor die frage ge: 
jtellt werden, jobald er einen Krieg mit Deutjchland beginnt, ob ein jolches 
Geſchäft eigentlich die Koften deckt, d. h. ob das Riſiko fich lohnt. Er wird 
fi vorausfichtlich mit ung arrangieren, wenn wir eine ftarfe Schladhtflotte 
befiten. Darin liegt die Friedensgewähr, die eine ftarfe Flotte jchafft und 
das ift auch der bejte Schuß, den wir unjerem Handel angedeihen lajjen 
fünnen. 

Abg. Schädler (3.): Die Vorlage ftehe im Widerſpruch zu den 
Aeußerungen des Staat3jefretärd von früher. Herr Tirpiß hatte im Januar 
1899 die Erklärung abgegeben, „dab an feiner Stelle in irgend einer Weije 
die Abficht hervorgetreten ift, einen neuen Flottenplan vorzulegen, daß im 
Gegenteil bei allen in Betradht fommenden Stellen die feſteſte Abficht be: 
jtehe, das fylottengejeg auszuführen und die darin vorgejehene Limitierung 
innezubalten. Weiter: „Wenn Sie dieje Flotte jchaffen, dann jchaffen Sie 
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Deutſchland eine Seemacht. gegen melde an der euiiien Kaden dorzu 
gehen ſelbſt eine Seemacht erſten Rauges Bedenden tragen man? Mrd 
heute dieje Novelle, weldye die Scheffung der Beitdette art Unterlage der 
Weltpolitik inauguriert unter Bindung auf fat zwer Deyemmien und das 
während ber Dauer des Serennat3 und vertreten durch denielden Vertreder. 
welcher 1898 noch ausſprach: „Ja, meine Herren, dinden ſich denn Die ver⸗ 
bündeten Regierungen nit aud?* Die Vorlage bedürie der ſorgialtigſten 
Prüfung; das Zentrum jei nicht für eine Tedung jümtlicer Ketten durch 
Anleihen. Abg. v. Levetzow (konſ.): Die Konſervatiden ſeien keine Flotten- 
ſchwärmer und wollten feine der engliſchen gewachſene Seemacht, aber die 
Verjtärfung hielten fie für notwendig. Abg. Frohme (Soy.)!: Die Thron: 
befteigung des Kaiſers bezeichne eine meue Flottenära. Die fFlottenpropas 
gandiften haben fich auf die Meberzeugung, Wünsche und Forderungen eines 
Monarchen berufen können; gerade deshalb hat die tlottenpropaganda ſo 
überaus häßliche Züge aufzuweijen; fie ift geradezu eine Ausſchweiſung des 
Byzantinismus zur Verherrlichung der Weltpolitit. Weber die Ziele des 
Kaiſers gibt ein Blatt Auskunft, das bei Hofe die Lieblingsleltüre bilden 
joll; da heißt es u. a.: Auf dem hohen Meere herricht kein deruon, fein 
König, auf dem hohen Meere gibt e8 nur die eine Parole: ein ch und 
ein Kaijer! Das heißt: Ihr Bundesfürften, du Reichstag, feid gar nichts! 
Nur da du die Flotte zu bewilligen haft! Durch derartige byyantinifche 
Ergüſſe müſſe ſich jeder anftändige Mann angewidert fühlen; die ehrlichfte 
Oppofition wurde } al3 Vaterlandöverrat bezeichnet. Es ift bas alte Kieb, 
wir fennen es lange; e3 iſt das Lied von ber suprema lex rogin voluntus, 
Die Weltmahtspolitif Führe nur zu Unfrieden und kriegerischen Verwichke— 
lungen; die Arbeiter jeien dagegen, benn fie hätten ben Echaben bavoı, 
Abg. Bajjermann (nl.): Zie retrofpeftive Betrachtung und bie Derwunbe- 
rung über die Frage, dab ſchon nad) 2 Jahren das Gefey von Inn um- 
geworfen wird, find wenig angebraht. Tas Ringen ber großen Mädıtr 
Deutichland, Rubland, Franfreih, Japan, Amerita um ben wirtichattlihen 
Einfluß ift allerdings ſchon 1°9% vorhanden geweſen; inſofern fönnte man 
jagen, es iſt 1598 zu wenig geforbert worben, unb im Lanbe hat #4 ba 
mal3 an folden Stimmen auch nicht geiehlt, Inzwiichen ıft 60% Hin“ 
Reihe von weıteren Ereige:# sem ım ber Bieltlage enzetreten Menn honte 
die Regierung freimä:ız ertiärt, das Sexennat lirne wit burdapia’rs ı 
werden, io füunen wır das 50% nur Freusız Seyräbsr. Zolion m + Ara 3 
mit Herm Zirrig hadera? Kez, wer finanm mar mi m yon ner 
wünicden, bah mr Ice weisen Zertaclang 4 3, ver At mern 
möge. 2er yariiameriiıie Br una sr Proton len ur 
Gechtäpuntz 2.15.4 da = 1er Bamezzıas ua ve Beyer / har 
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ftiegen; ber Wert unjrer Einfuhr an Rohproduften für die Induftrie hat 
in den zehn Sahren 500 Millionen Mark betragen; die Einfuhr von 
Fabrikaten ftieg nur um 22 Millionen Mark, die Ausfuhr in demjelben 
Zeitraum um 300 Millionen Mark; die Steigerung der Ausfuhr an 
Fabrikaten hat aljo in einem Jahr noch 8 Millionen Mark mehr betragen 
al3 die gejamte Einfuhr von Fabrifaten in zehn Jahren. Nun kann man 
einwenden: alle diefe Zahlen handeln von der gejamten Ein: und Ausfuhr 
und nicht bloß don der See-Einfuhr oder Ausfuhr; aber aud ein großer 
Zeil der Landeinfuhr iſt See-Einfuhr; im ganzen gehen 70 Prozent der 
Ein: und Ausfuhr über See. Was würde aus Deutjchland, aus ber 
Lebenzhaltung des deutjchen Volkes werden in dem Augenblid, wo der 
deutjchen Induſtrie die Rohjtoffe nicht mehr zugehen können, die fie braucht, 
und wo wir unjere Fabrifate nicht mehr ficher über See befördern können? 
Man fürchtet eine nachteilige Wirkung der Flottenvermehrung auf Süd: 
deutichland; das ift ein Irrtum. Die Baumwollen- und MWollenwaren: 
fabrifation in Süddeutſchland ift hauptjächlich auf die Einfuhr aus Amerika 
und Auftralien angewiejen, die ſüddeutſche Majchinenfabrifation ſetzt nach 
dem Ausland für über 30 Millionen jährlich) ab, wovon ein großer Teil 
über See geht, die Spielwareninduftrie ift ebenjo an dem Export über 
See ganz hervorragend beteiligt; die chemiſchen Werfe dort liefern ein 
Sechſtel aller in Deutichland hergeftellten Produkte nach allen Ländern der 
Erde. Dieſe Thatjachen beleuchten das erhebliche Intereſſe, welches auch 
Sübddeutichland an der Erhaltung der überjeeifchen Verbindung hat. Wie 
ftellt fih nun der Schuß der Nhedereien anderer Staaten gegenüber dem 
Schub, den die deutjche Marine zur Zeit gewährt? In Deutichland kommt 
1 Zonne Kriegäflotte auf 7.58 Tonnen Handeläflotte, in Amerika ſchon auf 
5, in Stalien jchon auf 2, in Rußland jogar ſchon auf 1.72 Tonnen; in 
England ijt allerdings das Verhältnis 1:8.15, aber England fann jchon 
deswegen nicht in Betracht kommen, teil e3 die abjolut ftärkjte Krieg: 
flotte und Handelsflotte hat. Und wie fteht e3 mit der finanziellen Be— 
laftung? In Preußen hat fi) das Einkommen ftärker ala die Bevölkerung 
vermehrt; legt man das Verhältnis der Steigerung ber preußijchen Ein— 
fommen der Steigerung in ganz Deutichland zu Grunde, jo würde ſich das 
Einfommen im Reiche von 1892—1899 um etwa 134 Milliarden ver» 
mehrt haben. 

Abg. Richter (fr. Vp.): Die Tlottenbeftrebungen ftammen nicht 
wie die Einheitöbeftrebungen von unten, jondern von oben; Orbenäftreberei 
jei weſentlich maßgebend gewejen. Wenn diejer Fylottenplan ausgeführt 
ift, wird die Marine auch im Frieden mehr Soldaten haben, ala die ge 
jamte deutjche Handelsflotte. Die und zugeftellte Dentjchrift weiſt die 
Steigerung des Seeverfehr3 von 1896—1899 nad. Dieje Steigerung hat 
fi vollzogen in einer Zeit, wo man gerade von feiten der Regierung be: 
weglich Elagte über Sreuzernot u. j. w. Dieje Ausdehnung ift auch feine 
jelbjtändige Ericheinung des Seeverfehr?, jondern hängt zufammen mit dem 
ganzen wirtjchaftlichen Aufſchwunge Deutichlands überhaupt, mit einer 
Beſſerung der wirtjchaftlichen Verhältniſſe der Bevölkerung, einer Steige: 
rung des Konſums, welche ihrerfeit3 befruchtend auf andere Induſtrien 
einwirfte. Wer die See beherricht, beherricht den Handel und feine 
Schäße, hieß es. Aber England beherricht doch die See und es hat in 
dem Geeverfehr von 1896—98 nicht jo zugenommen; dasjelbe gilt von 
Frankreich, und das beweilt, daß jener Sab geradezu faljch if. Soll eine 
neue Schladhtflotte die Konkurrenz erleichtern? Ach nein, die Einmijchung 
der Seemadt fann gerade das Gelbjtgefühl der anderen Nationen, die 
nationale Eiferjucht wachrufen und jo die Konkurrenz Deutſchlands jchä- 
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digen... ... Iſt nun gerade die gegenwärtige Zeit geeignet, einen ſolchen 
Sciffebauplan für zwanzig Jahre feftzulegen? Ueber die Ziele, tvelche 
die Regierung verfolgt, ift man fich noch heute nicht klar, und das ift ein 
Grund mehr, auf dieje gejeßliche Bindung des Reichdtages einzugehen. Wir 
lehnen im übrigen auch heute nicht die Vergrößerung der Kriegsmarine ab. 
Wir unterjcheiden zwijchen Auslandsſchiffen und Schlachtſchiffen. Die erfte 
Vermehrung der Auslandajchiffe nach dem Plane foll erft 1906 ftattfinden; 
wa3 haben wir für Veranlaſſung, das jchon heute feitzulegen? Daß bie 
Trage der Zufuhr des Getreides bei der Flottenverftärfung überhaupt eine 
Rolle jpielt, hat der preußijche Landwirtichaftsminifter im Abgeordneten: 
hauſe ausdrüdlich in Abrede geſtellt. In der Budgetlommijfion wird man 
wahrjcheinlich eine Schredensfammer einrichten, worin die Gefahren, bie 
von ben anderen Seemächten drohen, und im einzelnen vor Augen geführt 
werden jollen. Aber das wiſſen wir jchon, dab die anderen Seemädhte ihre 
Flotten vergrößern, wir wiſſen aber auch, daß fie ihre Flotten keineswegs 
jo günftig verwenden und weit mehr gezwungen find, fie zu zerfplittern. 
Und hat doch jelbft Herr Chamberlain neuerdings die Eventualität eines 
Pündnifje mit Deutjchland angedeutet! Lediglich die Rüdficht auf Ruß— 
land bliebe übrig. Und haben wir ein politifche3 Intereffe, ung mit Ruß: 
Iond noch enger zu verbinden, mit demjelben Rubland, das fich wirtjchaft: 
Lich abjchließt? In England wird der Imperialismus nicht obfiegen; hüten 
wir uns, daß wir nicht bei und den Imperialismus züchten, defjen wir 
andere bejchuldigen! Kaiſer Friedrich hat ausdrücklich vor diefem Im— 
perialismus, vor dem Chauvinismus gewarnt, der undeutſch ſei, für den 
Deutjchland fogar den Namen vom Auslande entlehnen müſſe. Wir haben 
für 50 Jahre Kolonien genug. Die Alldeutichen freilich fteden die Grenzen 
bes neuen Weltreichs ab: Marokko, Kleinafien, Brafilien, und die Flotten: 
profejjoren machen e3 jchon ganz ebenjo. Die Stimmung, bie man fünft: 
li erzeugt hat, muß notwendig in diejer verderblichen Richtung weiter: 
wirken. Ergibt ſich für die Folgezeit das neue Bedürfnis von Schiffen, 
fo werden aucd Wir biefem Bedürfnis gerecht werden; aber die jchiwer: 
wiegenden Gründe fonjtitutioneller und finanzieller Art machen es un: 
möglich, auf die Grundlage diejer Vorlage zu treten. 

Abg. Ridert (fr. hofft, daß fich in der Kommiſſion eine Ver: 
ftändigung über die Vergrößerung der Flotte herbeiführen laſſen wird. 
Abg. Motty (Pole) gegen die Vorlage; die Mikhandlung, die die Polen 
durch das Anfiedlungsgejeß erführen, hindern fie, dafür zu ftimmen. Abe. 
Liebermann d. Sonnenberg (Antij.) für die Flotte, fordert aber befjere 
Sorge für die Landwirtichaft. Die Capriviiche Politik: „Deutichland muß 
Induftrieftaat werden“ dürfe nicht wiederfehren. 

10. Februar. Abg. Bebel (Spz.): Die Vorlage fteht mit allem, 
wa3 feierlich: von den Regierungen und dem Gtaatsjefretär im Reichstag 
verkündet wurde, in fchreiendem Widerſpruch. Bei jolden Zumutungen 
hätte man doch das deutſche Volk auch einmal fragen jollen. Der Reichs: 
tag hätte Auflöfung verlangen und die Befragung bed Volkes fordern 
müfjen, dad wäre der natürliche Stand, wenn wir in Deutichland natür: 
liche Berhältnifje hätten; die haben wir aber nicht. Wer Augen und 
Ohren offen hat, für den ift e8 unzweifelhaft, daß auch mit diejer Vor: 
lage noch lange nicht das letzte Wort gejprocdhen ift. Eine dritte, vierte 
derartige Vorlage wird und muß fommen. Man fieht heute ala jelbjtver: 
ftändlich an, was noch vor furzem als unmöglich galt. Man fteuert hin: 
aus auf das Ziel, eine Flotte zu jchaffen, welche es im Offenfivfampf mit 
der mächtigften Flotte der Welt, der englifchen, aufnehmen fann. Die 
fremben Staaten würden ebenfall® ihre Rüſtungen fteigern und Deutjch: 
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land würde nicht die Koften beden können. Der —— habe nicht die 
Vermehrung der Flotte verlangt, er habe erſt ſein Einverſtändnis erklärt, 
nachdem von hoher Stelle die Vermehrung befohlen ſei. Das Geld ſei 
beſſer für Schulen, Hofpitäler und wirtjchaftliche Meliorationen ala für die 
Flotte angewendet. Staatsſekretär Tirpik: Der Abg. Bebel ift auf die 
militärijche Bedeutung zurüdgefommen, die ich der flotte nach dem FFlotten: 
gejeß von 1898 beigelegt habe. In der Begründung diejes Flottengeſetzes 
iſt ausdrüdlich ausgeführt, daß es fih bei Schaffung diejer Flotte und bei 
der Bemeſſung des Sollbeftandes lediglich und ausſchließlich um eine Aus: 
fallaflotte handelte und -ich habe ausgeführt, daß der Charakter unferer 
Flotte durch das Geſetz in feiner Weiſe gegenüber demjenigen Charakter 
geändert würde, den die Flotte 1873 erhalten hätte. Eine Ausfallflotte 
hält fi) einem übermächtigen Gegner gegenüber gewifjermaßen hinter der 
Mauer zurück und wagt gelegentlich einen Ausfall, und, um überhaupt 
eine Chance zu haben bei einem jolchen Gefecht, haben wir damals bie 
Sollftärfe in der Form bemefjen, wie fie durch das zweite Gejchtwader ge: 
geben ift. Unſere Auffafjung hat fich allerdings darin geändert, daß wir 
die Gefahren jetzt größer ſchätzen als damals. Dieſe Auffaffung hat fich 
von Monat zu Monat, von Halbjahr zu Halbjahr verdichtet und hat dieje 
lottenvorlage erzeugt. Wir find der Anficht, daß die Flotte, wie fie in 
der Vorlage gewünjcht wird, jo ftarf ift, dab fie die Nordjee jelbit frei: 
hält. Unjere Seegefechte jollen in die Nordſee gelegt werden. 

Nach weiterer Debatte, in der fich noch Abg. Haußmann (Südd. 
Vp.) gegen die Vorlage erklärt, wird die Vorlage an die Budgetkommiſſion 
veriviejen. 


9. Februar. (Breußen.) Die Regierung in Minden erläßt 
folgende Verordnung über die Annahme polnijcher Ausländer als 
Arbeiter: 


8 1. Die Annahme polnischer Ausländer als Arbeiter ift nur auf 
Grund einer Genehmigung des Landrates, joweit e3 fi um Stadtfreije 
handelt, der Ortspolizeibehörde, geitattet. Die Erteilung der Genehmigung 
it dor der Ankunft der Arbeiter bei derjenigen Ortspolizeibehörde nachzu— 
juchen, in deren Bezirk die Arbeiter bejchäftigt werden follen. — $2. Die 
Arbeitgeber, die die Genehmigung zur Zulaffung joldher Arbeiter erhalten 
haben, find verpflichtet: 1. die Arbeiter jofort, jpäteften® am dritten Tage 
nach ihrer Ankunft mittels Schriftlichen Verzeichnifjes unter Beifügung der 
Zegitimationspapiere bei der Ortspolizeibehörde, in deren Bezirk der Be: 
trieb liegt, anzumelden, 2. der Ort3polizeibehörde drei Tage vor dem Zeit: 
punfte, zu dem die Entlafjung der Arbeiter erfolgen wird, hierüber An: 
zeige zu erſtatten, 3. der Oxt3polizeibehörde jofort, jpäteftens binnen drei 
Tagen jchriftlih Meldung zu machen, falls Arbeiter heimlich die Arbeits: 
ftätte verlaffen haben. Durch die gemäß Ziffer 1 erfolgte Anzeige gelten 
die Vorſchriften der Polizei:VBerordnung über dad Meldewejen vom 31. Mai 
1894 (ABI. ©. 227) als erfüllt. — 8 3. Mebertretungen diefer Verord— 
nung werden mit Gelditrafe bi3 zu 60 Mark, im Unvermögenzfalle mit 
entjprechender Haftitrafe geahndet. 

Februar. Zentrum und Agrarier über die Ylotte. 

Die „Germania“ behauptet, einflußreiche fonjervative und agrarijche 
Abgeordnete hätten verjucht, dad Zentrum in feiner Oppofition gegen die 
Slottenvorlage zu beftärfen. Die „Deutiche Tageszeitung“ und „Kreuz— 
zeitung“ widerſprechen dieſer Nachricht, ebenjo Abg. v. Wangenheim 
(fonf.) im Reichstage am 10. Februar. Hierauf erklärt Abg. Szmula (3.): 
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Ih habe in voriger Woche mit Dr. Hahn im Foyer des Landtages über 
die Arbeiterfrage geiprochen, da hat mir der gejagt: „Wenn wir nur erft 
die gräßliche Flotte weg haben. Wenn nur im Zentrum möglichit viele 
Stimmen gegen bie Flotte abgegeben würden.” — An dieſe Erklärung 
fnüpft fich eine längere Preßfehde an. 


12. Februar. (Berlin) Unter dem Proteftorat des Erb— 
großherzogd von Oldenburg Eonftituiert fich ein deutjcher Schul- 
ihiffverein.. Der Berein verfolgt die Aufgabe, junge Geeleute 
heranzubilden, um auf diefe Weije einen Nachwuchs an tüchtigen 
Seemännern zu fördern und junge Leute aus allen reifen der 
Bevölkerung zu dem Beruf heranzuziehen. 


12. Februar. (Berlin) Generalverfammlung des Bundes 


der Landwirte. 

Die Verfammlung bejchließt folgende Rejolution: „1. Der Bund 
der Landwirte jpricht dem Beftreben der verbündeten Regierungen, den 
Meltfrieden zu erhalten, feine volle Zuftimmung au. 2. Er vermißt bis: 
her auf wirtſchaftlichem Gebiet bei den verbündeten Regierungen die that: 
jächliche Nückehr zu den bewährten Grundjägen Bismardicher Politik und 
zu entjchiedenem und wirkſamem Schub der vaterländifchen Arbeit, in 
welchem allein er die Vorausſetzung für die dauernde Aufrechterhaltung 
der Macht des Deutjchen Reiches erblidt. 3. Er verlangt zur Zeit vor 
allem die nachdrüdlichite Wahrung der deutjchen Intereſſen gegenüber den: 
jenigen meiftbegünftigten Staaten, welche ihrerjeit3 uns fortgejegt die Vor— 
teile der Meiftbegünftigung vorenthalten. 4. Gegenüber der Thatjache, daß 
wir in abjehbarer Zeit mit dem Berlufte eines Teiles unſres überſeeiſchen 
Abſatzes zu rechnen haben, müfjen wir umfomehr auf die Wichtigkeit der 
Erhaltung eines aufnahmefähigen inländiichen Markes, namentlich im In— 
texejje unfrer Induſtrie, aufmerkſam machen. Dieſe Aufnahmefähigfeit ift 
aber abhängig von der Durchführung einer Wirtjchaftspolitif, welche der 
deutjchen Landwirtjchaft eine angemeſſene Preisbildung für ihre Erzeugniſſe 
fihert und ihr dadurch die Kaufkraft zurüdgibt. 5. Der Bund der Land: 
wirte ſpricht gegenüber der neuerdings ftärker hervortretenden Tendenz 
einer Weltmachtspolitik des Deutichen Reiches feine Meberzeugung dahin 
aus, daß eine folche Politik ala für da3 deutjche Volk heilfam nur dann 
erachtet werden fann, wenn fie aufgebaut ift auf der Grundlage einer ge: 
junden Nationalwirtjchaft.” 

Nah dem Gefchäftsbericht zählt der Bund 206,000 Mitglieder, 
19,000 mehr als im Borjahr, und zwar öſtlich der Elbe 100,600, weſtlich 
105,400 Mitglieder, jo daß twieder eine Kleine Verjchiebung nach Weſten 
ftattgefunden hat. ®4s Prozent der Gejamtzahl, nämlicd) 1506 Mitglieder, 
gehören dem Großgrundbeligerftande an, 13 Prozent oder 27,500 Mitglieder 
dem Mittelbefit, 177,000 oder 861/; Prozent zählen zu den Kleinbeſitzern, 
14,000 endlich zum Handwerkerſtande, bezw. den Getverbetreibenden. Neben 
den Herren des Vorſtandes waren 24 Wanderredner in 5379 Verſamm— 
lungen thätig. Das „Zentral:MWochenblatt” hat eine Auflage von 112,415 
Eremplaren und wurde im Jahre in zujammen faſt 6 Millionen Exem: 
plaren verbreitet. Weit über 2 Millionen Zentner Dünge: und Futter: 
mittel wurden durch den Bund bezogen, ebenjo 172,000 kg Saatgut, Ma: 
jhinen im Werte von 380,000 Mark. Die Genojjenschaftsabteilung hat 
204 Genoſſenſchaften ins Leben gerufen und mit Betriebsfapital verjehen. 
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freifonjervative Blatt, das doch für die Verftärfung der Marine fein will. 
Aber jein Urteil ift erfreulicherweije eine völlige quantité negligeable. 
Man muß im Gegenteil feftitellen, daß der moraliſche Eindrud des Auf: 
iretens der Frlottenfreunde in jozialdemofratiichen Verſammlungen ein jehr 
bedbeutjamer ift. Es ift jeit Jahren das erfte Mal, dab den Sozialdemo- 
fraten, die jonft nur die Reden und Zeitungen ihrer eigenen Farbe zu Ge: 
ficht befommen, auch die Gründe für eine große nationale und wirtichaft: 
liche Aufgabe vor Augen geführt werden. Und ebenjo ift es eine Wieder: 
anfnüpfung an die beften Zeiten unſeres politiichen Lebens, daß hervor: 
ragende Männer der Wiſſenſchaft freudig in die Arena eintreten, um Auge 
in Auge mit den Gegnern die Waffen zu kreuzen. Und dab die Sozial: 
demofraten, die dor 15 und 20 Jahren jeden Andersdenfenden in ihren 
Derfammlungen einfach niederbrüllten, jet jo weit find, daß fie Reden von 
slottenfreunden ruhig und mit Intereſſe anhören, ift auch ein erfreulicher 
Fortſchritt. 

„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“: Es wird allgemein berichtet, 
daß der Eindruck, den die ernſten, ſachlichen und wiſſenſchaftlich wohl: 
begründeten Ausführungen der zahlreichen Opponenten auf die durchweg 
aus Sozialdemofraten bejtehende Zuhörerichaft machten, ein jehr ftarfer 
gewejen ift. Konnte und jollte natürlich fein augenblidlicher und praf« 
tiicher Erfolg erzielt werden, jo ift nicht zu bezweifeln, daß die dauernde 
Nachwirkung eine überaus weitgehendere und tiefere jein wird, ala die 
jozialiftiiche Parteiprefje und ihre Führer zur Zeit zugugeben oder einzu: 
jehen geneigt jein werben. 


Februar. Streiks von Bergarbeitern. 


Im Anſchluß an die Ausftände in Defterreich (vgl. Defterreich) findet 
auch in der deutſchen Arbeiterjchaft lebhafte Bewegung Statt. Am 1. Februar 
treten im Wurm:Revier (Aachen) etwa 2—3000 Mann von 8000 in 
den Ausftand, um eine Lohnerhöhung und die Zurüdnahme einiger Map: 
regeln zu erzwingen. Der Ausftand, der jchlecht organifiert ift, erliſcht 
nad) furzer Zeit ohne Erfolg. 

Im ſächſiſchen Steinfohlen:Revier (Zwidau:Delsnig:Lugau) und 
im thüringiichen Braunfohlen:Revier (Weißenfels: Zei und Meujel: 
wit) verlangen die Bergleute Anfang Februar Lohnerhöhung, Verkürzung 
der Arbeitszeit, Abitellung von Uebelftänden und dor allem Einjtellung der 
Stohlenlieferung nach Defterreich. Infolge der jchroffen Zurückweiſung der 
Horderungen durch die jächfiichen Grubenverwaltungen, die den GStreif als 
ungerechtfertigt und ein bloßes Werk der Heber bezeichnen, fommt e3 im 
Zwickauer Revier zum teilweifen Ausftand. Die Grubenverwaltungen und 
Behörden verbieten Geldjammlungen, bejchlagnahmen die Ylugblätter und 
drohen den Ausftändigen mit dem Verluſt ihrer Anjprüce an die Anapp: 
ſchaftskaſſe. Infolgedejjen geht der Ausftand nach einigen Wochen (Anfang 
März) erfolglos zu Ende. Die Haltung der Arbeitgeber und Behörden 
wird don manchen Seiten, 3. B. der „Sozialen Praxis”, lebhaft getadelt. — 
Während des Ausftandes herricht in Sachſen teilweije Kohlennot, die Bahnen 
müffen ihren Betrieb einjchränten. 

Auch im thüringischen Brauntohlen:Revier gibt es nur partielle 
Streiks, die zum Zeil durch Entgegenftommen erledigt werden, zum Zeil 
fehren die Arbeiter bedingungslos zur Arbeit zurüd. 


2. Yebruar. Der „Reichs: Anzeiger” bringt folgenden kaiſer— 
lichen Dankerlaß: 
Unter dem jchmerzlichen Eindruck des Hinjcheidens Ihrer Hoheit bee 
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Frau Herzogin Friedrich zu Schlewig-Holftein, der Erlauchten Mutter 
Ihrer Mazeftät der Kaijerin und Königin, habe Ich Meinen diesjährigen 
Geburtätag mit wehmütigen Empfindungen begangen. Die Trauer um die 
hohe Entjchlafene bannte die jonftige Feltesfreude in Meinem Haufe. Um 
ſo iauter aber drangen zu Meinem Herzen die zahlreichen KHundgebungen, 
welche Mir mit der Teilnahme an dem jchweren Berlufte treue Segens— 
wünſche zu dem Eintritt in ein neues Lebensjahr von nah und fern zum 
Ausdrud brachten. Wahrhaft erhebend war es für Mich, aus den Zu: 
Ichriften und Telegrammen zu erjehen, welch lebhaften Widerhall Freude 
und Leid Meines Haufes in dem Herzen bed beutjchen Volks finden und 
mit welch freundlichen Gefinnungen Meiner an diefem Tage gedacht ift. 
Selbit in fernen Weltteilen, wo nur immer Pioniere deutjcher Kultur und 
Gefittung Fuß gefaßt Haben, haben die Deutjchen fi) vereint, um Zeugnis 
von dem Gefühl ihrer Zujammengehörigkeit mit der Heimat und ihrer 
Freude über dad wachjende Anjehen des deutſchen Namens im Auslande 
abzulegen. Mit bejonderer Befriedigung bin Ich in den Hundgebungen 
dem Berftändnis für die dringende Notwendigkeit begegnet, eine der Welt: 
ftellung de3 Deutjchen Reichs und jeinen Handelsintereſſen entjprechende 
Flotte zu ſchaffen, und habe Ich die vielfachen Verficherungen treuer Mit: 
arbeit an diejer großen nationalen Aufgabe mit herzlicher freude entgegen: 
genommen. Allen aber, weiche Mir zu Meinem Geburtstage freundliche 
MWünjche und Aufmerkjamfeiten gejpendet haben, gebe Ich hiermit Meinen 
wärmſten Dank zu erkennen. 
Wilhelm, I.R. 


5. Februar. (Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Bergetat. 

Abg. Dasbach (3.) tadelt einige Mißſtände in den Gruben, jo die 
mangelhafte Beriejfelung der Gruben, Uebernahme von Reparaturen erft im 
Moment des Erjcheinens eines Auffichtsbeamten, Mebertretung der Arbeits: 
zeit bi3 zu achtzehn Stunden für jugendliche Arbeiter. Ex jchlägt vor, bei 
der Kontrolle der MWohlfahrtd: und Sicherheits-Einrichtungen Arbeiter: 
delegierte zu beteiligen. Abg. Schulz-Bochum (nl.) bejtreitet die von dem 
Borredner angeführten Thatjachen; die Angriffe gegen die Grubenbefiger der 
Zeche „Unjer Fri" und ihr Perjonal jeien ungerecht. Die Zuziehung von 
Arbeiterdelegierten ſei unthunlich, weil dieje nicht technijch genug ausgebildet 
jeien. SHandeläminifter Brefeld gibt zu, dab manche der von Dasbach 
angeführten Bejchwerden begründet jeien. Die Frage der Zuziehung von 
Arbeiterdelegierten jei noch nicht jpruchreif. Für die Zuziehung von Ar: 
beitern jprechen fich ferner aus Abg. Hirſch (fr. Vp.), unter gewifjen Vor: 
behalten Abg. Lohmann (nl.), dagegen Abg. dv. Bodelberg (fonj.) und 
Feliſch (frf.). 

6. Februar. (Reichstag.) Lex Heinze. Arbeitgeber- und 
Kunftparagraphen. 

$ 182a (Urbeitgeberparagraph) lautet: Arbeitgeber oder Dienftherren 
und deren Vertreter, welche unter Mißbrauch einer durch das Arbeits: oder 
Dienftverhältnis begründeten wirtjchaftlichen Abhängigkeit durch Androhung 
oder Verhängung von Entlafjung, von Lohnverfürzung oder anderen mit 
dem Arbeitd: oder Dienftverhältnis zufammenhängenden Nachteilen oder 
durch Zufage oder Gewährung von Beichäftigung, von Lohnerhöhung oder 
bon anderen aus dem Arbeits: oder Dienftverhältnis fich ergebenden Vor: 
teilen ihre Arbeiterinnen oder jonftigen weiblichen Dienftverpflichteten zur 
Duldung oder Verübung unzüchtiger Handlungen bejtimmen, werden mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre bejtraft. Sind mildernde Umftände vor: 
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handen, jo kann auf Geldftrafe bis zu 600 Mark erkannt werden. Die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Staatäjefretär Nieberding erklärt diefe Beftimmung für unannehm- 
bar, weil fie zu Denunziationen und Erprefjungen Anlaß geben würde. 
Die Arbeiterinnen könnten fich jehr wohl gegen Zumutungen ihrer Dimft: 
herren ſchützen, jobald fie nur den notwendigen moralijchen Halt befäßen. 
Troßdem wird der Paragraph gegen die Stimmen der Freifinniam und 
Nationalliberalen angenommen. 

ferner wird genehmigt $ 184, wonad (nach der Kommiſſioasfaſſung) 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldftrafe bis zu 1000 Mark 
oder mit einer diejer Strafen beftraft werden joll, wer unzüchtige Schriften, 
Abbildungen oder Darftellungen feilhält, verfauft, verteilt, am Orten, welche 
dem Publikum zugänglich find, ausſtellt oder anjchlägt oder jonft verbreitet, 
fie zum Zweck der Verbreitung hinftellt oder zu demjelbm Zweck vorrätig 
hält, anfündigt oder anpreift. (Nr. 1.) Derjelben Strafandrohung wird 
unterftellt, wer unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen einer 
Perſon unter 18 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet. (Nr. 2.) 
Derjelben Strafvorjchrift unterliegt derjenige, der Gegenftände, die zu un: 
züchtigem Gebrauch beftimmt find, an Orten, welche dem Publitum zugäng: 
lich find, ausftellt oder jolche Gegenjtände dem Publikum anfündigt oder 
anpreift. (Nr. 3.) 

Am folgenden Tage polemifiert Abg. Müller: Meiningen (fr. Bp.) 
gegen $ 184a, der lautet: „Mit Gefängnis bi zu jechd Monaten oder mit 
GSeldftrafe bi3 zu 600 Mark wird beftraft, wer Schriften, Abbildungen 
oder Darftellungen, welche, ohne unzüchtig zu fein, das Schamgefühl gröb— 
lich verlegen, einer Perfon unter 18 Jahren gegen Entgelt überläßt oder 
anbietet oder zu geichäftlichen Zwecken oder in der Abficht, das Schamgefühl 
zu verlegen, an öffentlichen Straßen, Plägen oder anderen Orten, die dem 
Öffentlichen Verkehr dienen, im ärgerniserregender Weiſe ausſtellt oder an: 
ſchlägt.“ Durch dieje Beftimmung würden unfterbliche Kunſtwerke betroffen, 
hätten doch Schon Schugleute Böcklins „Spiel der Wellen“ aus den Schau: 
fenftern entfernen lafjen. Abg. Roeren (3.): Die ſchamloſen Ausſtellungen 
gefährdeten die Jugend. Die Strafbarkeit joll nur dann eintreten, wenn 
geichäftliche Zwede vorliegen, wenn die Ausftellung oder ber Anichlag in 
ärgerniderregender Weiſe gejchieht und das Schamgefühl gröblich verleßt 
wird. Es muß eine eigenartige Art von Kunft jein, die hier auf Berüd: 
fihtigung Anſpruch glaubt erheben zu können. E3 werden Abbildungen 
verfauft, 3. B. von der Leda, die mit dem Original faft nichts mehr zu 
thun haben. In einem hiefigen Zeichengeichäft wurde mir ftatt der im 
Schaufenſter befindlichen Modelle eine ganze Kollektion vorgelegt, die mit 
Kunft gar nicht? mehr zu thun haben, und von denen ich einige Mufter 
auf den Tiſch des Hauſes niederlege, und in dieſen Gejchäften verfehren 
zwölfjährige Gymnafiaften und Mädchen! ch erinnere weiter an die un— 
fittlichen Poftkarten, an die Bilder in Frijeurfchaufenitern! Wer Kunſt 
genießen will, mag in die Mufeen gehen. Der Begriff unzüchtig ift gerade 
jo Elar, wie der der Verlegung des Schamgefühls. Die Rechtiprechung des 
Reichsgerichts gibt hier völlig genügende Fingerzeige. Die Richter werden 
allerdings genötigt fein, die fittlichen Anſchauungen ihrer Gegend, ihres 
Landſtrichs bei der Beurteilung joldher Strafthaten zu berüdfichtigen. Dieſe 
Rückſicht wird ftrafmildernd einwirken. 

Abg. Heine (Spz.): Der $ 184a hat eine ganz gefährliche Tendenz, 
ex richtet fich gegen das Unbekleidete, Ungeichminkte, kurz gegen das Wahre 
in der Kunſt (Sehr richtig! Links); das Gejchlechtliche, das Nackte, alles 
das iſt dem Reinen rein, dem Schwein ijt das alles Schweinerei. Es gibt 
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Leute, die fich aufregen an Adam und Eva in der Bibel, an ben natur: 
wifjenjchaftlihen und medizinischen Darftellungen des Menichen, fie jehen 
darin nicht den Menjchen, jondern nur das Nadte, fie befriedigen daran 
ihre unfauberen Gelüfte. E3 gibt ja Dämchen, welche nicht dad Wort Hoje 
hören fönnen, ohne zu erröten wegen deſſen, was darin ſteckt. Es gibt 
Leute, welche ſich jchämen, weil fie nadt in ihren Kleidern fteden. Die 
Judikatur des Reichdgericht3 hat heute ſchon alles Mögliche ala unzüchtig 
getroffen, woran früher fein Menjch gedacht hatte. Der Herr Abg. Roeren 
ſcheint zu fürchten, dieſe Judikatur könnte fi) wandeln, und deshalb will 
er das Geſetz jchaffen, aber leider haben wir biäher immer nur gejehen, daß 
dieſe Judikatur fi) nach rückwärts entwidelt. 

In namentlicher Abftimmung wird $ 184a nad) der Kommiſſions— 
faffung mit 159 gegen 100 Stimmen angenommen. Dagegen ftimmen bie 
Sozialdemokraten, die beiden Volksparteien, die FFreifinnige Vereinigung, 
die Nationalliberalen mit Ausnahme von Boerner, von der Reichäpartei 
Gamp, Hegelmeier, Holt, v. Kardorff und Witt, von ben Deutichkonfer: 
vativen Rettich. 

Als neuen 8 184b hat die Kommiſſion eingefchaltet: Mit Gefängnis: 
ftrafe bi3 zu einem Jahre oder mit Geldftrafe bi3 zu 1000 Mark wird 
beftraft, wer öffentlich theatraliiche Vorftellungen, Singipiele, Geſangs- oder 
beflamatorifche Vorträge, Schauftellungen von Perjonen oder ähnliche Auf: 
führungen veranftaltet oder Leitet, welche durch gröbliche Verlegung des 
Scham: und Sittlichfeitägefühls Aergernis zu erregen geeignet find. Gleiche 
Strafe trifft denjenigen, welcher in öffentlichen theatraliichen Borftellungen, 
Singjpielen, Geſangs- oder deflamatorischen Vorträgen, Schauftellungen von 
Perſonen oder ähnlichen Aufführungen durch die Art feines Vortrags oder 
Auftretens das Scham- und nd gröblich verletzt. 

Abg. Mühler-Meiningen (fr. Bp.): Es wird hier eine direkte Ge: 
fahr für die Klaſſizität heraufbejchtworen. Wenn man Schiller und Shafe: 
jpeare auf die lex Heinze hin durchlieft, fommt man zu den unglaublichiten 
Konjequenzen. Was joll mit MWallenfteind Lager, wa3 mit der Braut von 
Meifina, was mit dem Fiesko, was mit den jämtlichen Königsdramen 
Shakeſpeares werden, welche durchweg unter die lex Heinze fallen müfjen? 
Wohin wir jchon jet unter der läppifchen Art gelangt find, twie die polizei: 
liche Theaterzenſur ausgeübt wird, bezeugt dad Vorgehen gegen das Stüd 
Roſtands Eyrano von Bergerac. (Redner verlieft unter großer Heiterkeit 
des Haufe die einzelnen beanftandeten Stellen.) Unter anderem ift ber 
Ausdrud Hühnerfteiß, auch Hochzeitänacht als unfittlich geſtrichen worden 
(große Heiterkeit), auch die Stelle, wo da3 Klyftier erwähnt wird, dad man 
dem Dach3 gab, ift befeitigt. Im Probefandidaten von Mar Dreyer wird 
am Schluß gejagt: Gehe du nach Preußen, dort hat jedermann das ver: 
briefte Recht, jeine Meinung frei zu äußern. Die Stelle wurde in Breslau 
von dem Zenſor gejtrichen. (Stürmijche, andauernde Heiterkeit.) Neuer: 
dings hat die Berliner Polizei die Theaterdireftoren zufammengerufen, um 
gewiſſe Sittlichkeitävorfchriften bezüglich der Koftümierung u. dergl. anzu: 
ordnen. Wir find ganz damit einverftanden, müſſen dann aber bitten, dat 
man dor den Hofbällen nicht Halt mache. 

Abg. Roeren: Die Furcht, daß die deutjche Klaſſizität von dieſem 
Paragraphen getroffen werden könnte, jtellt diefer ein jchlechtes Zeugnis 
aus. Sind Stüde da, die das Schamgefühl gröblich verlegen und dadurch 
Aergerni3 erregen, dann mögen fie auögemerzt werden, fie jeien klaſſiſch 
oder nicht. (Hört! Hört! Links.) Im übrigen ift dieſe Beftimmung ge: 
richtet gegen die das Scham: und Sittlichkeitsgefühl in gröblichiter Weiſe 
verlegenden Schauftellungen, wie fie in den Darbietungen der Barriffong, 
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ber Prinzeifin Chimay u. ſ. w. fih jahrelang in jchlimmfter Weije haben 
breit machen dürfen. . 

Der Paragraph wird angenommen, ebenjo ohne Debatte der Reft 
des Geſetzes. 


8.10. Februar. (Reichstag.) Erfte Beratung der Ylotten- 
vorlage. Militärifche Notwendigkeit und Kojtenfrage. Verweiſung 
an die Kommiſſion. 


Staatsjefretär des Reichsmarineamts Bizeadmiral Tirpitz: Bezüg- 
li) der Bedeutung einer ftarfen Flotte für Deutichland haben die hifto- 
riichen Ereigniſſe der legten beiden Jahre eine jo deutliche Sprache geredet, 
daß die Notwendigkeit einer Berftärfung in immer weiteren Kreijen unſeres 
Baterlandes anerfannt worden ift. Die Yylottengegner und Flottenfreunde 
unterjcheiden fich wejentlich nur darin, dab die Anfichten auseinandergehen 
über den Umfang, über den Zeitpuntt, über das Tempo der einzufchlagenden 
Verftärfung und über die Form der Koftendekung. Der Abitand zwijchen 
der militärifchen Stärke Deutichlands und derjenigen einzelner fremder 
Staaten ift jo groß, daß die verbündeten Regierungen in dieſem Abjtande 
eine erhebliche Gefahr erbliden. Die Gefahr ericheint um jo größer, ala 
die wirtichaftliche Konkurrenz der Mächte menſchlichem Ermefjen nad in 
den nächiten Jahrzehnten noch zunehmen wird. Sriegsmarinen lafjen fich 
nicht improvifieren, am wenigſten in ber Stunde ber Gefahr. . . . Man 
hat vielfach behauptet, daß wir die Entwidelung unjerer Flotte nicht zu 
juchen hätten in einer Schlachtflotte, jondern in der Entwicelung unjerer 
Kreuzergeſchwader. Wie denken fich wohl die Herren, die dafür plaidieren, 
einen jolchen Krieg für Deutjchland? Wenn Sie unjere geographiiche Lage 
berüdfichtigen und ſich namentlich unjere Hüfte anjehen, jo werden Sie ein: 
jehen, daß wir einer Blodade durch eine feindliche Flotte gegenüberftehen 
würden. Selbjt wenn es uns gelingen jollte, die Blodade zu durchbrechen 
und die von ben Feinden bejeßten Defileed zu pajlieren, jo würden wir, 
wenn wir die Prijen mit eigner Mannjchaft bejeßen würden, jelbjt von der 
Mannſchaft entblößt fein, und die Prifen würden vorausfichtlich unjere 
Häfen nicht erreichen. Wo jollen wir aber die Kohlen hernehmen, und 
was geichieht während der Zeit an unſerer Hüfte? Der Feind wird mit 
Leichtigkeit unjere Küfte dann blodieren fönnen und unjeren gejamten See: 
verkehr abjchließen, und das würde für unjere Weltwirtjchaft tödlich jein. 
Entwideln wir dagegen unjere Flotte nach der Richtung der Schlachtflotte, 
jo würde der Feind, ehe er zur Blodade jchreitet, unjere Flotte nieder: 
fämpfen müſſen. Je ftärfer unfere Flotte ift, um jo ſchwerer wird e3 nicht 
nur für ihn fein, fondern um jo gefährlicher. Er wird vor die Frage ge: 
jtellt werden, jobald er einen Krieg mit Deutjchland beginnt, ob ein jolches 
Geſchäft eigentlich die Koſten dedt, d. h. ob das Rififo fich lohnt. Er wird 
fi) vorausfichtlich mit uns arrangieren, wenn wir eine ftarke Schlachtflotte 
befigen. Darin Liegt die Friedensgewähr, die eine ftarfe Flotte jchafft und 
* iſt auch der beſte Schutz, den wir unſerem Handel angedeihen laſſen 
önnen. 

Abg. Schädler (3.): Die Vorlage ſtehe im Widerſpruch zu den 
Aeußerungen des Staatsjefretärd von früher. Herr Tirpitz hatte im Januar 
1899 die Erklärung abgegeben, „daß an feiner Stelle in irgend einer Weije 
die Abficht hervorgetreten ift, einen neuen Flottenplan vorzulegen, daß im 
Gegenteil bei allen in Betracht fommenden Stellen die feitefte Abficht be: 
ftehe, das fylottengejeg auszuführen und die darin vorgejehene Limitierung 
innezuhalten. Weiter: „Wenn Sie bdieje Flotte jchaffen, dann jchaffen Sie 
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Deutichland eine Seemacht, gegen welche an den deutſchen Hüften vorzu— 
gehen jelbjt eine Seemacht erften Ranges Bedenken tragen würde.” Und 
heute dieſe Novelle, welche die Schaffung der Weltflotte als Unterlage der 
Weltpolitik inauguriert unter Bindung auf faft zwei Dezennien und das 
während der Dauer de3 Serennat3 und vertreten durch denjelben Vertreter, 
welcher 1898 noch ausſprach: „Ya, meine Herren, binden fich denn die ver: 
bündeten Regierungen nicht auch?" Die Borlage bedürfe der jorgfältigften 
Prüfung; da3 Zentrum fei nicht für eine Dedung jämtlicher Koſten durch 
Anleihen. Abg. v.Leveom (konf.): Die Konjervativen jeien feine Flotten— 
ſchwärmer und wollten feine der englijchen gewachjene Seemadt, aber die 
Verftärfung hielten fie für notwendig. Abg. Frohme (Spz.): Die Thron: 
befteigung des Kaiſers bezeichue eine neue Flottenära. Die Flottenpropa— 
gandijten haben fich auf die Heberzeugung, Wünjche und Forderungen eines 
Monarchen berufen können; gerade deshalb hat die Fylottenpropaganda jo 
überaus häßliche Züge aufzumweiien; fie ift geradezu eine Ausjchweifung des 
Byzantinismus zur Verherrlichung der Weltpolitif. Ueber die Ziele des 
Kaiſers gibt ein Blatt Auskunft, das bei Hofe die Lieblingsleftüre bilden 
joll; da heißt es u. a.: Auf dem hohen Meere herrſcht fein Herzog, fein 
König, auf dem hohen Meere gibt es nur die eine Parole: ein Reich und 
ein Kaijer! Das heißt: Ihr Bundesfürften, du Reichätag, jeid gar nichts! 
Nur daß du die Flotte zu bewilligen haft! Durch derartige byzantinifche 
Ergüſſe müſſe fich jeder anftändige Mann angewidert fühlen; die ehrlichite 
Oppofition wurde ja als Baterlandsverrat bezeichnet. Es iſt das alte Lied, 
wir fennen es lange; es ijt das Lied von der suprema lex regis voluntas. 
Die Weltmachtspolitif führe nur zu Unfrieden und friegerifchen Verwicke— 
lungen; die Arbeiter jeien dagegen, denn fie hätten den Schaden davon. 
Abg. Bajjermann (nl.): Die retrofpeftive Betrachtung und die Verwunde— 
rung über die Frage, daß jchon nad) 2 Fahren das Gejek von 1898 um: 
geworfen wird, find wenig angebradt. Das Ringen der großen Mächte 
Deutjchland, Rußland, Frankreich, Japan, Amerika um den wirtjchaftlichen 
Einfluß ift allerdings jchon 1898 vorhanden gewejen; injofern fünnte man 
jagen, es ift 1898 zu wenig gefordert worden, und im Lande hat es ba: 
mal3 an ſolchen Stimmen auch nicht gefehlt. Inzwiſchen ift doch eine 
Reihe von weiteren Ereignifjen in der Weltlage eingetreten. Wenn heute 
die Regierung freimütig erklärt, dad Serennat fönne nicht durchgehalten 
werden, jo fünnen wir dad doch nur freudig begrüßen. Sollen wir deshalb 
mit Heren Tirpitz hadern? Nein, wir können nur mit ihm hoffen und 
wünjchen, daß mit diejer weiteren Verſtärkung da3 Ziel erreicht werden 
möge. Der jpanijchzamerifanifche Krieg und der Burenkrieg rüden den 
Gefichtspunkt plößlich jcharf in den Vordergrund, daß die Reibungsflächen 
ſich gegen früher jehr ftarf vermehrt haben, daß friegerifche Verwickelungen 
leichter ala früher eintreten können. 

9. Februar. Abg. Graf Arnim (RP.): Vergleichen wir die heutige 
Lage mit den Anftrengungen Kaiſer Wilhelms I. Heute ift die Reorganijation 
der Flotte ebenjo notwendig wie damals die Armeereorganijation. (Sehr 
richtig rechts.) Die damaligen Prophezeiungen ver Linken über Bedrüdung 
des Volkes durch den Militarigmus find nicht eingetroffen. Die damals 
aufgewandten Gelder waren eine ganz kleine Verficherungsprämie für das, 
was Deutjchland inzwijchen erreicht hat. Die demokratiſche Partei hat 
1848 und, den Junfern, zugerufen: „Wir werden eine Flotte bauen“. Die 
Demokraten von heute jollten fi) von diefem Hauch anmehen lafjen. 

Staatölefretär de3 Innern Graf Poſadowsky: Die Frage ift: Iſt 
die Verftärfung notwendig und fann das deutjche Volk die Koften tragen? 
Bon 1889 bi3 1899 iſt die Gejamteinfuhr um 900 Millionen Mark ge: 
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ftiegen; der Wert unſrer Einfuhr an Rohproduften für die Induſtrie hat 
in den zehn Jahren 500 Millionen Mark betragen; die Einfuhr von 
Fabrikaten ftieg nur um 22 Millionen Mark, die Ausfuhr in demjelben 
Zeitraum um 300 Millionen Mark; die Steigerung der Ausfuhr an 
Habrifaten hat alfo in einem Jahr noch 8 Millionen Mark mehr betragen 
als die gejamte Einfuhr von Fabrikaten in zehn Jahren. Nun kann man 
einwenden: alle dieſe Zahlen handeln von der gejamten Ein: und Ausfuhr 
und nicht bloß don der See:-Einfuhr oder Ausfuhr; aber auch ein großer 
Teil der Zandeinfuhr ift See-Einfuhr; im ganzen gehen 70 Prozent der 
Ein: und Ausfuhr über See. Was würde aus Deutjchland, aus der 
Lebenzhaltung des deutichen Wolke werden in dem Augenblid, wo der 
deutjchen Induſtrie die Rohſtoffe nicht mehr zugehen fünnen, die fie braucht, 
und wo wir unſere Fabrikate nicht mehr ficher über See befördern fünnen ? 
Man fürchtet eine machteilige Wirkung der Tlottenvermehrung auf Süd: 
deutichland; das ift ein Irrtum. Die Baummollen: und Wollenwaren— 
fabrifation in Süddeutſchland ift hauptjächlich auf die Einfuhr aus Amerika 
und Auftralien angewieſen, die ſüddeutſche Majchinenfabrifation ſetzt nach 
dem Ausland für über 30 Millionen jährlich ab, wovon ein großer Zeil 
über See geht, die Spielwareninduftrie ift ebenfo an dem Export über 
See ganz hervorragend beteiligt; die chemijchen Werke dort liefern ein 
Sechſtel aller in Deutichland hergeftellten Produkte nach allen Ländern der 
Erde. Dieſe Thatjachen beleuchten da3 erhebliche Intereſſe, welches auch 
Süddeutichland an der Erhaltung der überjeeifchen Verbindung hat. Wie 
jtellt fih nun der Schuß der Rhedereien anderer Staaten gegenüber dem 
Schuß, den die deutjche Marine zur Zeit gewährt? In Deutichland fommt 
1 Zonne Kriegsflotte auf 7.58 Tonnen Handelsflotte, in Amerika jchon auf 
5, in Stalien jchon auf 2, in Rußland fogar jchon auf 1.72 Tonnen; in 
England ift allerdings das Verhältnis 1:8.15, aber England fann jchon 
deswegen nicht in Betracht fommen, weil es die abjolut ftärkjte Kriegs: 
flotte und Handeläflotte hat. Und wie fteht e3 mit der finanziellen Be: 
laftung? In Preußen hat fi das Einkommen ftärfer als die Bevölkerung 
vermehrt; legt man das Verhältnis der Steigerung der preußiichen Ein: 
fommen der Steigerung in ganz Deutfchland zu Grunde, jo würde ſich das 
Einkommen im Reiche von 1892—1899 um etwa 134 Milliarden ver: 
mehrt haben. 

Abg. Richter (fr. Bp.): Die FFlottenbeftrebungen ftammen nicht 
wie die Einheitsbeftrebungen von unten, jondern von oben; Orbenäftreberei 
jei wejentlich maßgebend gewejen. Wenn diejer Flottenplan ausgeführt 
it, wird die Marine auch im Frieden mehr Soldaten haben, ala die ge: 
jamte deutſche Handeläflotte.. Die und zugeftellte Dentjchrift weift Die 
Steigerung des Seeverfehrs von 1896—1899 nad. Dieje Steigerung hat 
ſich vollzogen in einer Zeit, wo man gerade von jeiten der Regierung be: 
weglich Elagte über Kreuzernot u. ſ. w. Dieje Ausdehnung ift auch feine 
jelbftändige Erjcheinung des Seeverfehr3, fondern hängt zufammen mit dem 
ganzen wirtjchaftlichen Auffchwunge Deutjchlands überhaupt, mit einer 
Beſſerung der wirtjchaftlichen Verhältniffe der Bevölkerung, einer Steige: 
rung des Konſums, welche ihrerjeit3 befruchtend auf andere Induſtrien 
einwirfte. Wer die See beherrijcht, beherricht den Handel und jeine 
Schäße, hieß ed. Aber England beherricht doch die See und es hat in 
dem Geeverfehr von 1896-98 nicht jo zugenommen; dasjelbe gilt von 
Frankreich, und das beweift, daß jener Sat geradezu falſch ift. Soll eine 
neue Schladhtflotte die Konkurrenz erleichtern? Ach nein, die Einmifchung 
der Seemadt kann gerade das Selbftgefühl der anderen Nationen, die 
nationale Eiferjucht wachrufen und jo die Konkurrenz Deutjchlands jchä: 
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digen..... Sft nun gerade die gegenwärtige Zeit geeignet, einen jolchen 
Scifisbauplan für zwanzig Jahre feitzulegen? Ueber die Ziele, welche 
die Regierung verfolgt, ift man ſich noch heute nicht klar, und das ift ein 
Grund mehr, auf dieje gejegliche Bindung des Reichstages einzugehen. Wir 
lehnen im übrigen auch heute nicht die Vergrößerung der Kriegsmarine ab. 
Wir unterfcheiden zwijchen Auslandsſchiffen und Schladhtichiffen. Die erfte 
Vermehrung der Auslandsſchiffe nach dem ‘Plane foll erft 1906 jtattfinden; 
wa3 haben wir für Veranlafjung, dad ſchon heute feitzulegen? Daß die 
Trage der Zufuhr des Getreides bei der ylottenverftärfung überhaupt eine 
Rolle jpielt, hat der preußijche Landwirtichaftsminifter im Abgeordneten: 
hauſe ausdrüdlich in Abrede gejtellt. In der Budgetfommiffion wird man 
wahrjcheinlich eine Schredensfammer einrichten, worin die Gefahren, bie 
von den anderen Seemächten drohen, uns im einzelnen vor Augen geführt 
werden jollen. Aber das wiſſen wir jchon, dab die anderen Seemädhte ihre 
Hlotten vergrößern, wir wiſſen aber auch, daß fie ihre Flotten keineswegs 
jo günftig verwenden und weit mehr gezwungen find, fie zu zerjplittern. 
Und Hat doch jelbft Herr Chamberlain neuerdings die Eventualität eines 
Pündnifjes mit Deutfchland angedeutet! Lediglich die Rückſicht auf Ruf: 
land bliebe übrig. Und haben wir ein politifches Intereſſe, und mit Ruf: 
lond noch enger zu verbinden, mit demjelben Rußland, das fich wirtjchaft: 
lich abſchließt? In England wird der Imperialismus nicht obſiegen; hüten 
wir uns, daß wir nicht bei uns den Imperialismus züchten, defien wir 
andere bejchuldigen! Kaijer Friedrich hat ausdrüdlich vor diefem Am: 
perialismus, dor dem Chauvinismus gewarnt, der undeutſch jei, für den 
Deutjchland fogar den Namen vom Auslande entlehnen müſſe. Wir haben 
für 50 Jahre Kolonien genug. Die Alldeutichen freilich fteden die Grenzen 
des neuen Weltreichs ab: Marokko, Kleinafien, Brafilien, und die Flotten- 
profefjoren machen es jchon ganz ebenjo. Die Stimmung, die man fünft- 
li erzeugt hat, muß notwendig in diejer verderblichen Richtung weiter: 
wirken. Ergibt ſich für Die Folgezeit das neue Bedürfnis von Schiffen, 
jo werden auch wir dieſem Bedürfnis gerecht werden; aber die jchwer: 
twiegenden Gründe Eonftitutioneller und finanzieller Art maden e3 un: 
möglich, auf die Grundlage diefer Vorlage zu treten. 

Abg. Ridert (fr. ve hofft, daß fich in der Kommiſſion eine Ver: 
ftändigung über die Vergrößerung der Flotte herbeiführen laffen wird. 
Abg. Motty (Pole) gegen die Vorlage; die Mißhandlung, die die Polen 
durch das Anfiedlungsgejeg erführen, hindern fie, dafür zu ftimmen. Abe. 
Liebermann dvd. Sonnenberg (Antij.) für die Flotte, fordert aber A 
Sorge für die Landwirtichaft. Die — Politik: „Deutſchland muß 
Induſtrieſtaat werden“ dürfe nicht wiederkehren. 

10. Februar. Abg. Bebel (Spz.): Die Vorlage ſteht mit allem, 
was feierlich von den Regierungen und dem Staatsſekretär im Reichstag 
verkündet wurde, in ſchreiendem Widerſpruch. Bei ſolchen Zumutungen 
hätte man doch das deutſche Volk auch einmal fragen ſollen. Der Reichs— 
tag hätte Auflöſung verlangen und die Befragung des Volkes fordern 
müſſen, da3 wäre der natürliche Stand, wenn wir in Deutichland natür: 
liche Berhältnifje Hätten; die haben wir aber nicht. Wer Augen und 
Ohren offen hat, für den ift es unzweifelhaft, daß auch mit diejer Vor: 
lage noch lange nicht das letzte Wort gejprochen ift. Eine dritte, vierte 
derartige Vorlage wird und muß fommen. Man fieht heute al3 jelbftver: 
ſtändlich an, was noch vor Furzem ala unmöglich galt. Man ſteuert hin: 
aus auf das Ziel, eine Flotte zu jchaffen, welche es im Offenfivfampf mit 
der mächtigiten Flotte der Welt, der engliichen, aufnehmen fann. Die 
fremden Staaten würden ebenfall3 ihre Rüftungen fteigern und Deutjch: 
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land würde nicht die Koften deden können. Der Handel habe nicht die 
Vermehrung der Flotte verlangt, er habe erit fein Einverftändnis erklärt, 
nachdem von hoher Stelle die Bermehrung befohlen ſei. Das Geld jei 
beſſer für Schulen, Hojpitäler und wirtjchaftliche Melivrationen ala für die 
Flotte angewendet. Staatsjefretär Tirpitz: Der Abg. Bebel ift auf die 
militärifche Bedeutung zurüdgefommen, die ich der Flotte nach dem Flotten— 
gejeg von 1898 beigelegt habe. In der Begründung diejes Flottengeſetzes 
ift ausdrüdlich ausgeführt, daß es fich bei Schaffung diejer Flotte und bei 
ber Bemefjung des Sollbeitandes lediglich und ausfchließlih um eine Aus: 
falläflotte handelte und -ich habe ausgeführt, dat der Charakter unferer 
Flotte durch das Geſetz in feiner Weiſe gegenüber demjenigen Charafter 
geändert würde, den die Flotte 1873 erhalten hätte. Eine Ausfallflotte 
hält fich) einem übermächtigen Gegner gegenüber gewifjermaßen hinter der 
Mauer zurük und wagt gelegentlich einen Ausfall, und, um überhaupt 
eine Chance zu haben bei einem jolchen Gefecht, haben wir damals bie 
Sollftärfe in der Form bemefjen, wie fie durch das zweite Geſchwader ge: 
geben iſt. Unſere Auffaffung hat fi) allerdings darin geändert, daß wir 
die Gefahren jet größer ſchätzen als damals. Dieſe Auffafjung hat fich 
von Monat zu Monat, von Halbjahr zu Halbjahr verdichtet und hat dieje 
Flottenvorlage erzeugt. Wir find der Anficht, dat die Flotte, wie fie in 
der Vorlage gewünfcht wird, jo ftark ift, dab fie die Nordſee jelbit frei: 
hält. Unfere Seegefechte jollen in die Nordſee gelegt werden. 

Nach weiterer Debatte, in der fi no Abg. Haußmann (Südb. 
ae die Vorlage erklärt, wird die Vorlage an die Budgetlommijfion 
veriiejen. 


9. Februar. (Breußen.) Die Regierung in Minden erläßt 
folgende Verordnung über die Annahme polnischer Ausländer als 
Arbeiter: 


81. Die Annahme polnifcher Ausländer al3 Arbeiter ift nur auf 
Grund einer Genehmigung des Landrates, foweit e3 ſich um Stadtkreiſe 
handelt, der Ort3polizeibehörde, geftattet. Die Erteilung der Genehmigung 
ift vor der Ankunft der Arbeiter bei derjenigen Ort3polizeibehörde nachzu— 
juchen, in deren Bezirk die Arbeiter bejchäftigt werden jollen. — $2. Die 
Arbeitgeber, die die Genehmigung zur Zulafjung jolcher Arbeiter erhalten 
haben, find verpflichtet: 1. die Arbeiter jofort, jpäteftens am dritten Tage 
nach ihrer Ankunft mittels jchriftlichen DVBerzeichnifjes unter Beifügung ber 
Zegitimationzpapiere bei der Ort3polizeibehörde, in deren Bezirk der Be: 
trieb liegt, anzumelden, 2. der Ort3polizeibehörde drei Tage vor dem Zeit: 
punfte, zu dem die Entlaſſung der Arbeiter erfolgen wird, hierüber An: 
zeige zu erftatten, 3. der Ortspolizeibehörde jofort, jpäteftens binnen drei 
Zagen ſchriftlich Meldung zu machen, fall Arbeiter heimlich die Arbeits: 
ftätte verlaffen haben. Durch die gemäß Ziffer 1 erfolgte Anzeige gelten 
die Vorfchriften der Polizei:Verordnung über das Meldewejen vom 31. Mai 
1894 (ABI. ©. 227) als erfüllt. — 8 3. Mebertretungen diefer Verord— 
nung werden mit Gelditrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögenzfalle mit 
entjprechender Haftjtrafe geahndet. 

Hebruar. Zentrum und Agrarier über die Flotte. 

Die „Germania“ behauptet, einflußreiche fonjervative und agrarijche 
Abgeordnete hätten verfucht, da3 Zentrum in feiner Oppofition gegen die 
Flottenvorlage zu beftärfen. Die „Deutjche Tageszeitung” und „Sreuz: 
zeitung” widerſprechen dieſer Nachricht, ebenjo Abg. v. Wangenheim 
(fonj.) im Reichdtage am 10. Februar. Hierauf erklärt Abg. Szmula (3.): 
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Sch habe in voriger Woche mit Dr. Hahn im Foyer des Landtages über 
die Arbeiterfrage geiprochen, da hat mir der gejagt: „Wenn wir nur erft 
die gräßliche Flotte weg haben. Wenn nur im Zentrum möglichit viele 
Stimmen gegen die Flotte abgegeben würden.” — An diefe Erklärung 
fnüpft fich eine längere Preßfehde an. 


12. Februar. (Berlin.) Unter dem Proteftorat des Erb— 
großherzogd von Oldenburg fonftituiert fich ein deutjcher Schul- 
Ihiffverein. Der Berein verfolgt die Aufgabe, junge Seeleute 
beranzubilden, um auf diefe Weije einen Nachwuchs an tüchtigen 
Seemännern zu fördern und junge Leute aus allen Kreiſen der 
Bevölkerung zu dem Beruf heranzuziehen. 


12. Februar. (Berlin.) Generalverfammlung de3 Bundes 
der Landwirte. 


Die Verfammlung bejchließt folgende Rejolution: „I. Der Bund 
ber Landwirte jpricht dem Beftreben der verbündeten Regierungen, ben 
Meltfrieden zu erhalten, feine volle Zuftimmung au. 2. Er vermißt bia- 
ber auf mwirtjchaftlichem Gebiet bei den verbündeten Regierungen die that: 
fächliche Rüdkehr zu den bewährten Grundjägen Bismardicher Politik und 
zu entjchiedenem und wirkſamem Schub der vaterländiichen Arbeit, in 
welchem allein er die VBorausfegung für die dauernde Aufrechterhaltung 
der Macht des Deutjchen Reiches erblickt. 3. Er verlangt zur Zeit vor 
allem die nachdrüdlichite Wahrung der deutjchen Intereſſen gegenüber den: 
jenigen meiftbegünftigten Staaten, welche ihrerjeit3 uns fortgejeßt die Bor: 
teile der Meiftbegünftigung vorenthalten. 4. Gegenüber der Thatjache, daß 
wir in abjehbarer Zeit mit dem Berlufte eines Teiles unſres überjeeifchen 
Abſatzes zu rechnen haben, müſſen wir umſomehr auf die Wichtigkeit der 
Erhaltung eines aufnahmefähigen inländijchen Marked, namentlich im Sn: 
terejje unfrer Induſtrie, aufmerkſam machen. Dieje Aufnahmefähigkeit ift 
aber abhängig von der Durchführung einer Wirtjchaftspolitif, welche der 
deutjchen Landwirtſchaft eine angemefjene Preisbildung für ihre Erzeugniffe 
fihert und ihr dadurch die Kaufkraft zurüdgibt. 5. Der Bund der Land: 
wirte Tpricht gegenüber der neuerdings ſtärker herbortretenden Tendenz 
einer Weltmachtspolitik des Deutjchen Reiches feine Meberzeugung bahin 
aus, dab eine folche Politik ala für das deutjche Volk heilfam nur dann 
erachtet werden kann, wenn fie aufgebaut ift auf der Grundlage einer ge: 
junden Nationalwirtjchaft.“ 

Nah dem Gejchäftsbericht zählt der Bund 206,000 Mitglieder, 
19,000 mehr ala im Vorjahr, und zwar öſtlich der Elbe 100,600, weſtlich 
105,400 Mitglieder, jo daß twieder eine Kleine Verjchiebung nach Weiten 
ftattgefunden hat. 24 Prozent der Gejamtzahl, nämlich) 1506 Mitglieder, 
gehören dem Großgrundbefißerftande an, 13 Prozent oder 27,500 Mitglieder 
dem Mittelbefit, 177,000 oder 861/; Prozent zählen zu den Kleinbeſitzern, 
14,000 endlich zum Kandwerkerftande, bezw. den Gewerbetreibenden. Neben 
den Herren des Vorftandes waren 24 Wanderredner in 5379 Verſamm— 
lungen thätig. Das „Zentral:Wochenblatt“ hat eine Auflage von 112,415 
Eremplaren und wurde im Jahre in zujfammen fait 6 Millionen Erem- 
plaren verbreitet. Weit über 2 Millionen Zentner Dünge: und Futter: 
mittel wurden durch den Bund bezogen, ebenjo 172,000 kg Saatgut, Ma: 
ihinen im Werte von 380,000 Mark. Die Genofjenjchaftsabteilung hat 
204 Genoſſenſchaften ins Leben gerufen und mit Betrieböfapital verjehen. 


vr 
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13. Februar. Der Reichstag genehmigt den Gejegentwurf, 
durch welchen dem Kaiſer die Vollmacht gegeben wird, die Freund— 
ichaftsverträge mit Tonga von 1876, mit Samoa von 1879 und 
die auf die Erterritorialitätsrechte bezüglichen VBorjchriften des 
Freundſchafts-, Handels- und Schiffahrtsvertragg mit Sanjibar 
von 1885 „ganz oder teilweife außer Anwendung zu jegen“. (Val. 
„Staats-Archiv“ Bd. 64.) 

13. Februar. (Berlin) NRüdfehr des Prinzen Heinrich von 
jeiner oftafiatifchen Erpedition (vgl. 1899 u. 1897). Der Kaijer 
hält auf einem Feſtmahl folgende Rede: 

„Euere föniglihe Hoheit, mein teurer Bruder! Ich Heike Dich 
von Herzen in unjerem Baterlande und in unjerer Hauptſtadt willfommen ! 
Vor zwei Jahren jandte ih Dich hinaus, um Deine Aufgabe im fernen 
Dften zu löjen, und konnte es nur Gott anheimftellen, daß Er Dir feinen 
Schuß und dem Werfe das Gelingen gebe. Der freudige und Dbegeifterte 
Empfang aller Schichten Meiner Refidenzftadt Berlin gibt Dir Zeugnis 
davon, mit welch liebevollem Intereſſe unjer ganzes Bolt Dich in der Er: 
füllung Deiner nunmehr gelöften Aufgabe begleitet hat. Der Empfang 
bat aber noch eine tiefere Bedeutung. Er ift ein unzweideutiger Finger— 
zeig dafür, wie groß das Verftändnis für die Stärkung unjerer Seegeltung 
in der Bevölkerung geworden ift. Das deutiche Volk ift mit jeinen Fürſten 
und jeinem Kaijer darüber willenseinig, daß e3 in feiner mächtigen Ent: 
wicklung einen neuen Markftein jegen will in der Schaffung einer großen, 
den Bedürfniffen entiprechenden Flotte. Wie Kaiſer Wilhelm der Große 
ung die Waffe jchuf, mit deren Hilfe wir wieder Schwarz-Weiß-Rot ge: 
worden find, jo ſchickt das deutjche Volk fih an, die Wehr fich zu fchmie: 
den, durch die e8, jo Gott will, in alle Ewigkeit Schwarz-Weiß-Rot bleiben 
fann, im In- und im Auslande Bei Deiner Heimkehr findeft Du ein 
blühend Knäblein in den Armen Deiner Gattin. Mögeſt Du als Pate 
für den neuen Zuwachs unferer jungen Flotte denjelben fi unter Gottes 
Schuß in voller Stärke entwideln jehen. Hurra!“ 


14. Februar. (PBreußen.) Der „Reich! Anzeiger“ veröffent- 
licht folgende Bejtimmungen über die militärifche Dienftpflicht der 
Volksſchullehrer: 


1. Auf Volksſchullehrer und Kandidaten des Volksſchulamts, welche 
ihrer aktiven Dienſtpflicht als Einjährig-Freiwillige genügen wollen oder 
genügen, finden die in der Wehr- und Heerordnung enthaltenen Beſtim— 
mungen über „Einjährig-Freiwillige“ Anwendung. 2. Alle übrigen Volks— 
jchullehrer u. ſ. w., welche ihre Befähigung für das Schulamt in vor: 
Ihriftsmäßiger Prüfung nachgewiejen haben, find vom Jahre 1900 ab 
nach einjähriger aktiver Dienftzeit bei einem Infanterie-Regiment zur Re: 
ferve zu beurlauben. 3. Ein Recht auf die Wahl des Truppenteil3 haben 
die einzuftellenden Lehrer u. ſ. w. nicht, vielmehr werben fie durch bie 
Generalfommandos bezw. die großherzoalich heifiiche (25.) Pivifion auf die 
Sinfanterietruppenteile ihres Bezirkes verteilt. Dabei ift den Münfchen der 
Lehrer möglichft Rechnung zu tragen. Diejenigen Volksjchullehrer u. ſ. w., 
welche ſich gut geführt und ausreichende Dienftkenntniffe erworben haben, 
dürfen nach mindeftens ſechsmonatiger Dienftzeit zu überzähligen Gefreiten 
ernannt; diejenigen, welche bei mujfterhafter Führung und Haltung Her: 
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vorragendes geleiftet haben, bei der Entlafjung aus dem aktiven Dienfte 
ausnahmäweije zu überzähligen Unteroffizieren befördert; diejenigen, welche 
ſich nach dem Urteile der Vorgeſetzten zu Unteroffizieren des Beurlaubten: 
ftandes eignen, als Unteroffizier-Ajpiranten entlafjen werden. 


14. Februar. (Reichdtag.) Zweite Beratung des Kolonial- 
etats. Bahnbauten in Oſtafrika. 


Für Oftafrifa werden gefordert für den Eifenbahnbetrieb 82,842 Mar, 
für Fortführung der Eifenbahn Tanga: Muheja bis Mombo 2,309,000 Mar, 
zu Vorarbeiten für eine Bahn von Dar:ed:Salaam nad) Mrogoro und für 
telegraphifche Verbindung zwiſchen Dar:ed:Salaam und Kiloſſa 120,000 Mar. 
Diejen Ausgaben ftehen Einnahmen aus dem Eijenbahnbetrieb gegenüber, 
die auf 85,000 Mark angejchlagen werden. 

Abg. Richter (fr. DVp.) bezeichnet die Bahnen als unrentabel; 
Kultur könnten fie nicht fchaffen. 

Kolonialdireftor v. Buchka: Ber Eifenbahnverfehr werde die viel: 
fach für das Land jchädlichen Karawanen bejeitigen, ein Mittel geben, um 
Hungeröndte zu mildern und den Gflavenhandel unterdrüden helfen. -— 
Die Koften für die Fortführung des Betriebes werden bewilligt; die übrigen 
Forderungen werden an die Budgetlommiffion zurüdverwiejen. 


14. Februar. (Berlin) Der frühere preußifche Minifter 
des Innern, Herrfurth, 70 Jahre alt, f. 

15. Februar. (Bayerifches Abgeordnetenhaus.) Debatte 
über die Beflaggung von Staatsgebäuden zu Kaiſers Geburtätag. 


Kurz vor Kaiſers Geburtätag war don der bayerifchen Regierung 
ein Erlaß, der für jämtliche Staategebäude das Hifien von Flaggen nur 
an bayerischen Feſttagen geftattet, in Erinnerung gebracht worden. 

Abg. Eajjelmann (Lib.) fragt im Finanzausſchuß nach der Ur: 
jache dieſes Vorgehens, da3 in der Preſſe lebhaft diskutiert worden var. 
Kultusminifter v. Landmann: Nach einem älteren, vor der Wiederauf: 
richtung des Reichs ergangenen, nach Einjegung der Regentjchaft vervoll: 
ftändigten Erlaß dürften die bayerischen Staatsgebäude ohne vorherige 
Allerhöchite Genehmigung nur an den Geburts- und Namenstagen des 
Königs und des Prinz: Regenten und am Fronleichnamstag beflaggt werden. 
Diefer Erlaß ſei neuerdings den Behörden wieder in Erinnerung gebradt; 
es jei dazu Anlaß gewefen; die Spige aber habe fich weder gegen Se. Maje: 
ftät den Kaiſer noch gegen eine andere hohe Perjönlichkeit gerichtet. Die 
Forderung liberaler Abgeordneter, für Kaiſers Geburtstag die Beflaggung 
der Staatsgebäude ein für allemal anzuordnen, lehnt der Minifter ab. 
Abg. Daller (3.) fiimmt ihm zu, weil das „bayeriiche Bewußtſein“, dem 
„nichts vergeben werben dürfe", die Beflaggung der Staatögebäude an des 
Kaiſers Geburtstag nicht geftatte. („Allg. Ztg.“) 

Am 19. April eriwidert in der Hammer Minifter Frhr. v. Crails— 
heim auf eine ähnliche Anfrage: Die bayerifche Regierung ift jederzeit für 
Deutichlands Macht und Größe eingetreten, fie hat nie ein Hehl daraus 
gemacht, daß fie fich freut an Deutſchlands Größe, von deſſen Glanz ein 
Schimmer auf Bayern Fällt und von deſſen Blühen auch wirtjchaftlich 
Bayern den Nuten mitzieht. Dieſe Gefinnung der bayerijchen Regierung 
ift fo offenkundig, daß fie durch Beflaggung der öffentlichen Gebäude nad) 
außen nicht erft dokumentiert werden muß. In der Öffentlichen Meinung 
aber und in der Preſſe find Anjchauungen in lebter Zeit zu Tage getreten, 
die im Intereſſe der deutjchen Nation nur tief bedauert werden fünnen. 

Guropäijcher Geſchichtskalender. Bb. XLI. 3 
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Um aller Welt zu beweijen, daß wir diefen Auslafjungen fremd gegenüber: 
ftehen und fie ſcharf verurteilen, haben wir e3 für notiwendig erachtet, uns 
von Sr. Kgl. Hoheit dem Prinz-Regenten die Erlaubnis zu erbitten, daß 
fortan auch an Kaiſers Geburtstag die Öffentlichen Gebäude beflaggt werben. 
(Stürmifche® Bravo links.) Dieſe Erlaubnis ift bereit3 erteilt worden 
(Lebhafter Beifall Links) und es werden demgemäß die Vorjchriften über 
die Beflaggung dementjprechend abgeändert werden. 


Mitte Februar. (Bayern) Das Yuftizminifterium ver- 
fügt, daß die Schüler, die bei Überfchreitung des Züchtigungsrechts 
durch Volköfchullehrer vernommen werden, nicht mehr von den 
Organen der Polizei, jondern von Beamten der Schulbehörden ver- 
nommen werden jollen. 

16. Februar. Die Bayerifche Abgeordnetenfammer ge= 
nehmigt mit 82 gegen 39 Stimmen die Novelle zum Berggejeß. 


Darin ift über die Arbeitszeit beftimmt: Die Arbeitäzeit unter Tage 
darf acht Stunden für den Tag in der Regel nicht überfteigen. Bei un: 
günftigen Verhältnifien des Waſſers und der Temperatur in den Gruben 
hat das Oberbergamt eine entjprechende Minderung der regelmäßigen Arbeits: 
zeit feſtzuſetzen. Die Verlängerung der Dauer der Schicht kann bei be: 
ftimmten Bedingungen um zwei Stunden, jedoch höchitens 52 mal im Jahre 
erfolgen. Die Arbeitszeit wird gerechnet vom Verlaſſen der Erdoberfläche 
bis zur Rückkehr an diejelbe. 


16. Februar. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus ver- 
wirft einen Antrag Langerhans (fr. Bp.), geeignete Maßregeln 
zur Einführung der freitwilligen Yeuerbeftattung zu treffen gegen 
die Stimmen der Linken und einiger reifonjervativen. (Val. 
Neuberg, Die Leichenverbrennung und die evangelifche Kirche, 
„Preuß. Jahrb.“ Bd. 101.) 

17. Februar. (Baden.) Die Erjte Kammer fpricht fich in 
einer NRejolution für die Ylottenvorlage aus und erklärt, daß fie 
nicht von der Dedungsfrage abhängig gemacht werden dürfe. 

0. Februar. Die Regierungen über den Theaterparagraphen 
der Lex Heinze. (Bal. ©. 25.) 


Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt: „In verjchiedenen 
Zeitungen wird der Verſuch gemacht, eine gewifje Meinungsverichiedenheit 
zwiichen dem GStaat3jefretär des Reichsjuftizamtes und dem preußischen 
Minifter de3 Innern bezüglich des jogenannten Theaterparagraphen ($ 184 b) 
der lex Heinze zu konſtruieren. Wir find im der Lage, dieſe Nachrichten 
als umgutreffend zu bezeichnen. Es herrſcht vielmehr bei der Regierung 
völlige Uebereinftimmung darüber, daß ber genannte Paragraph in feiner 
jegigen Faſſung nicht annehmbar erjcheint. Ob ſich der ihm zu Grunde 
liegende Gedanke gejeßgeberiich wird realifieren laſſen, fann erft beurteilt 
werden, wenn eine anderweitige Faſſung vorgejchlagen werden jollte.“ 


21. Februar. (Reihdtag.) Antrag auf Bejeitigung des 
Diktaturparagraphen in Elfaß-Lothringen. 
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Abg. Winterer (Elſ.) beantragt, die dem Statthalter übertragenen 
außerordentlihen Gewalten aufzuheben. Der Paragraph wirke deprimierend 
und aufregend auf die Bevölkerung. Reichskanzler Fürft Hohenlohe: 
Ich kann den Ausführungen des Vorredners wenig praftiichen Wert bei: 
mejjen, weil ich zu meinem Bedauern nicht in der Lage bin, die Erfüllung 
feiner Wünfche in Ausficht zu ftellen. Der jogenannte Diktaturparagraph) 
iſt erft im neuerer Zeit wieder an die Oberfläche gefommen, nachdem fich 
längere Zeit ernftlich niemand damit bejchäftigt hat; in den neun Jahren 
meiner Statthalterihaft hat man fich nur wenig um ihn gekümmert und 
der frühere Unterftaatsfefretär v. Köller hat im Reichstag erklärt, dab er 
während der vier Jahre, die er dort im Amte war, ihn nicht einmal ges 
Iejen hat. Wenn das einer der erſten Berwaltungsbeamten der Reichslande 
jagt, jo beweiſt das doch, daß die angeblichen Schredniffe, die im Hinter: 
grunde der Diskuſſion ftanden, erſt in neuerer Zeit wieder auftraten, weil 
der Paragraph fi als Agitationsmittel verwerten läßt, um Mipftimmung 
und Unzufriedenheit im Lande zu erregen. Schließlich ift er mur eine 
MWarnungstafel, eine Fahne, die wir aufpflanzen gegenüber der franzöfiichen 
Gefinnung, joweit fie noch vorhanden ift. Die Bevölkerung des Reichs: 
landes ift deutjch gefinnt und loyal, aber eine Minderheit hegt noch anti: 
deutſche Gefinnungen und diefe haben Wurzeln geichlagen, die von Zeit zu 
Zeit wieder frifche Reiſer hinaustreiben. Ich will damit biefer Minderheit 
feinen Vorwurf machen, ich erwähne nur Thatjächliches. Dafür nur ein 
Beiipiel aud jüngfter Zeit. Die Regierung geht mit dem Gedanken um, 
zur wiſſenſchaftlichen Ausbildung des fatholiichen Klerus in Elſaß-Loth— 
ringen eine fatholifche Fakultät an der Univerfität Straßburg zu errichten. 
Hervorragende deutjche fatholifche Männer empfehlen die Mafregel und in 
Rom ift man dem Gedanken günftig gefinnt. Dagegen erhebt ein großer 
Teil des reichsländiſchen Klerus Proteft. Diefen Widerſpruch kann ich mir 
nicht erflären, wenn nicht dadurch, daß ich ihn auf die franzöfiiche Gefin- 
nung eines Teiles des eljaß:lothringifchen Klerus zurückführe, der an den 
franzöſiſchen Traditionen feſthält, die ihm in dem alten großen katholiſchen 
Seminar in Straßburg eingepflanzt ſind. Eine ſolche Beſtimmung wie der 
Diktaturparagraph eignet ſich nur für außerordentliche Zuſtände; es iſt, 
wie der Vorredner ſagte, gewiſſermaßen ein immerwährender Belagerungs: 
zuftand, aber er wird gar nicht empfunden; daß jolche Zuftände entitehen 
fönnen, wird niemand leugnen. Eljaß:Lothringen ift ein Grenzland, unjere 
Nachbarn find erregbar, unfere Bevölkerung fteht noch an vielen Orten in 
Beziehung zu ihren früheren Zandaleuten und es ilt immerhin möglich, 
daß wir einmal in Berwidlungen mit unjerem Nachbarlande geraten. 
Allerdings find unfere Beziehungen zur franzöfiihen Regierung die dent: 
bar beiten (Hört! Hört!), aber eine Gewähr für die Dauer diejer Stim: 
mung ift nicht gegeben. Deshalb müſſen wir für alle Eventualitäten vor: 
bereitet fein und dürfen die Mittel nicht aus der Hand geben, deren wir 
zur Sicherung unferes Befiges bedürfen. Wir haben Eljaß:Lothringen er: 
tworben, nicht durch Volksabftimmung, ſondern durch MWaffengewalt, wir 
wollen dad uns wiedergewonnene Land behalten, denn das iſt unjer Recht. 

Gegen den Paragraphen erklären ſich die Redner aller Parteien, 
nur Abg. dv. Levetzow (fonj.) will der Regierung die Zeit der Aufhebung 
überlafjen. — Der Antrag wird gegen die Stimmen ber Deutjchkonjervativen 
angenommen. 


22. Februar. (Sachſen.) Kammerbdebatte über den Kohlen- 
ſtreik. (©. 22.) 
Auf eine Interpellation des Abg. Fräßdorf (Soz.) wegen bed Berg: 
3* 
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arbeiter-Ausftandes erwidert Staatsminifter v. Metzſch: Er ftelle zunächft 
feft, daß die mit dem böhmijchen Ausſtande im urfächlichen Zufammenhang 
ftehende Ausftandsbewegung einzig auf jozialiftifche Agitation zurüdzuführen 
jei. Bei den durchaus friedlichen und geordneten Verhältnifjen der ſächſi— 
ichen Bergarbeiter würden dieſe aus allgemein ſolidariſchem Intereſſe für 
die böhmischen Yergarbeiter in einen Ausſtand mit immerhin jehr zweifel- 
haftem Erfolge nimmermehr eingetreten fein, wären fie nicht durch jozial: 
demofratifche Agitation dazu verleitet worden. Deshalb jollte er eigentlich 
an die Interpellanten die Gegenfrage richten: „Was wollen Sie thun, um 
die durch Ihre Genofjen aeichaffene Situation wieder aus der Welt zu 
ichaffen?“ Die Regierung habe bisher nur jorgen können, die ins Stoden 
geratenen Verhältniſſe möglichit aufrecht zu erhalten, und ift auch) angeficht3 
der Beitimmungen in $$ 152/53 der Gewerbeordnung nicht in ber Lage, 
eine andere Stellung einzunehmen. Er, der Minifter, habe e3 zwar für 
jeine Pflicht gehalten, möglichit Frieden zu ftiften, könne und dürfe fich 
aber in die materielle Seite der Trage nicht einmijchen. Nur die durch 
Snappichaftsverfammlungen gewährten Arbeiterausichüfje können die Dinge 
wieder zum Guten führen. Im übrigen ſucht der Minifter alle zur Auf: 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und zum Schuße der Arbeitswilligen 
getroffenen Maßregeln zu rechtfertigen und charakterifiert zuletzt den gegen: 

wärtigen Ausſtand al3 eine Kraftprobe der jozialdemokratifchen Partei, die 
zu weiter nichts als zur Schädigung der Unbemittelten und Armen führen 
würde, ald deren berufene Schußpatrone fich die Parteiführer hinftellten. 


23. Gebruar. GPreußiſches Abgeordnetenhaus.) Erſte 
Beratung des Gejeßentwurfs zur Reform des Gemeindewahlrechts. 


Der Entwurf geht von der Korrektur des Dreiklaſſenwahlſyſtems 
durch das jogenannte Durchſchnittsprinzip aus, vermöge defjen jeder Wähler, 
welcher mehr als den auf einen Stimmberechtigten in der Gemeinde ent: 
fallenden durchichnittlichen Steuerbetrag zahlt, aus der dritten in eine ber 
oberen Wählerabteilungen verjeßt, die zweite von der erjten Abteilung aber 
durch Halbierung der auf dieje beiden Abteilungen fallenden Gejamtiteuer: 
beträge abgejchichtet werden ſoll. Bon dieſer Regel werden aber Abwei— 
chungen durch Ortsſtatut zugelajjen. 

Minister des Innern Fehr. v. Rheinbaben begründet den Ent: 
wurf mit der Notwendigkeit, Ausgleichungen zwijchen den verjchiedenen 
Klaſſen herbeizuführen. Wir leben in einer Zeit, wo man fich bemüht, 
die Grundlagen des bürgerlichen Lebens ins Wanken zu bringen, wo bie 
Sozialdemokratie bejtrebt ift, jich der fommunalen Vertretungen zu bemäch— 
tigen. Aber hier muß man unterjcheiden zwijchen der großen Menge der 
Berführten und den Verführern. Sie haben fi verführen laffen durch 
die Phantagmagorien der Hetzer und haben nicht erfannt, daß ihnen Steine 
ſtatt Brot gegeben werden. Diejen Verführten gegemüber darf der Bürger: 
jtand nicht wanfend werden in warmherzigem und werkthätigem Eintreten 
für die arbeitenden Klaſſen. Durch chriftliche Lebensführung und Arbeit: 
jamfeit muß man den Berführten klar machen, daß ihr Wohl in dem Zu: 
jammenarbeiten mit den bürgerlichen Bejtrebungen Liegt. 

Abg. Schnikler (nl.) hat viele Bedenken gegen die Vorlage. 
Abg. Bachem (3.): Das Zentrum werde in der Kommiſſion eine Ber: 
bejjerung der Vorlage verjuchen. Ich bin ehrlich genug, zu erklären, daß 
ih in dieſer Sache Parteipolitif treibe, weil die Wähler, die hinter una 
ftehen, bisher in unberechtigter Weiſe zurüdgedrängt find. (Zuftimmung 
im Zentrum.) Unjere PBarteipolitif geht dahin, im Intereſſe des Mittel: 
ftandes und der breiten Mafje des Volks eine gerechte Einteilung der Wahl: 
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abteilungen vorzunehmen. Einer jolchen PBarteipolitit brauchen wir uns 
nicht zu ſchämen. (Beifall im Zentrum.) Abg. Wintermedyer (fr. Bp.) 
fordert Einführung des geheimen Wahlrehts. Abg. dv. Eynern (nl.) 
polemifiert gegen das Zentrum, das aus dem Gejete einen Schuß für ultra: 
montane Gemeindevertretungen machen wolle. Abg. Fuchs (3.): Wenn 
es nach den Nationalliberalen ginge, müſſe das Geſetz heißen: Geſetz zur 
Sicherung der Herrihaft der nationalliberalen Parteı in Rheinland und 
Meftfalen. Wir wollen dagegen nur den Mittelftand ftärfen. Wir Katho: 
Lifen halten feſt am Mittelpunkt der Kirche, an Rom; das Weltwerk der 
Kirche ift unſer Glaubensbekenntnis. Die Nationalliberalen meinen aber, 
für una jei im politifchen Staat fein Pla. Auf eine Gegenbemerfung des 
Abg. dv. Eynern ermwidert der Redner: Wenn Sie den Ultramontaniamus 
befämpfen, befämpfen Sie den Katholizismus. Wer nicht ultramontan ift, 
ift nicht katholiſch. Ultramontan heißt, den fatholifchen Glauben prafti- 
zieren, feine Grundjäße überall im Leben anwenden. — Der Entwurf wird 
einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern überwieſen. 


23. Februar. (Preußen.) Sanalvorlage. 


Zu Bisfuffionen, ob und wann die Kanalvorlage zu erwarten jei, 
bemerkt die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“, die mehrfach fundgegebene 
Stellung der Staat3regierung zur Kanalvorlage veränderte fich in feiner 
Meife. Die Enticheidung über den genauen Zeitpunft der Einbringung 
ift jelbjtverftändlich erft nach volljtändiger Fertigſtellung aller angefündigten 
GEinzelvorlagen möglih. Schon deshalb fünne die Nachricht nicht zutreffen, 
die Gejamtvorlage befände fich im Kabinett des Kaiſers zur Allerhöchiten 
Beihlukfaffung Damit entfallen von jelbft die an dieſe Nachricht ge: 
fnüpften Vermutungen. 


26. Februar. (Preußijches Abgeordnetenhaug.) Grite 
Beratung der Warenhausiteuer. 


Der Entwurf unterjcheidet vier Warengruppen: 

A. Material: und FKolonialwaren, Eh: und Trinkwaren, Tabat, 
Drogen ıc.; B. Manufaktur: und Modewaaren, Wäſche, Konfektion ꝛc.; 
C. Haus: und Küchengeräte, Gladwaren, Möbel ꝛc.; D. Edelmetalle, Kunft:, 
Luxus-, Kurz: und Galanteriewaren, Papierwaren, Inſtrumente, Waffen ıc. 

Mer nun das ftehende Gewerbe de3 Klein: (Detail:) Handels mit 
mehr al3 einer diefer Warengruppen betreibt, unterliegt, wenn der Jahres: 
umjag — einjchließlich desjenigen der in Preußen belegenen Zweignieder: 
lafjungen, Filialen, Verfaufsftätten — 500000 Mark überfteigt, der nach 
Vorſchrift dieſes Gejeges zu entrichtenden, den Gemeinden zufließenden 
Warenhausſteuer. Ob der Detailhandel im offenen Laden, Warenhaus, 
Lager und dergleichen oder als Verſandgeſchäft, auf Beltellung oder ohne 
jolche betrieben wird, macht für die Belteuerung feinen Unterjchied. Ber: 
eine, eingetragene Genofjenjchaften und Korporationen unterliegen nicht der 
MWarenhauöfteuer, falla fie auch der Gewerbefteuer nicht unterworfen find. 

Die Warenhausfteuer beträgt bei einem Jahresumſatz von 

mehr ald 500000 Mark bis 550000 Mark 7500 Markt Steuerjaß, 


„550000 „ „600000 „ 8500 „ j 
„600000 „650000 „ 9500 „ i 
„650000 700000 „ 10500 „ : 
„70000 70000 11500 , — 
J "750000 800000 12500 „ ; 
„800000 „ „850000 „ 13500 „ i 
» "85000 „900000 „ 15000 ö 


38 Das Deutliche Keich und feine einzelnen Glieder. (Februar 27.) 


mehr al3 900000 Mark bi8 950000 Marf 16500 Mark Steuerja, 


» 550000 „ „1000000 „ 18000 , i 
» „1000000 _, . 1100000 „2000 , 
»„_ „ 1100000 , 200000 „ 22000 


und jo fort für jede 100000 hart mehr 2000 Mark Steuer mehr, höchftens 
aber 2 v. H. des Ertrages. 

Die Veranlagung der Warenhausftener erfolgt für jedes Steuerjahr 
im Anjchluß an die Veranlagung der allgemeinen Gewerbefteuer. Jeder 
bereit3 zur Warenhausſteuer veranlagte Gewerbetreibende ift zur Angabe 
der Höhe jeines fteuerpflichtigen Jahresumjaßes verpflichtet. Der Steuer: 

pflichtige ift auf Beſchluß des Steuerausſchuſſes auch verpflichtet, jeine Ge: 
ſchäftsbücher vorzulegen. 

Die Warenhauäfteuer ift von ben Gemeinden (Gutäbezirken) in viertel: 
jährlichen Beträgen zu erheben. Die Erträge find von den Gemeinden, 
jomweit fie von den in der dritten und vierten Steuerflajje veranlagten Ge- 
werbetreibenden Prozente der ftaatlichen oder einer bejonderen Gewerbe: 
fteuer erheben, zur gleichmäßigen Erleichterung der von diejen Steuerflaffen 
zu erhebenden Prozente bezw. Steuer, andernfalla zur Beftreitung von Ge: 
meindebedürfnifjen zu verwenden. 

Hinanzminifter v. Miquel: Die Entwidlung der Warenhäujer jet 
eine großartige. Bei dem großen Intereſſe, dad der Staat an der Erhal: 
tung der mittleren Schichten im Gewerbe habe, müfje die Regierung, wenn 
auch nicht gern, fich dazu entjchließen, eine gejegliche Regelung für alle 
Gemeinden vorzunehmen. Dürfte auch ein großer Erfolg mit der Vorlage 
borerft nicht erreicht werden, jo genüge e8 doch volllommen, wenn fie die 
Entwidlung des Warenhausſyſtems gewiffermaßen jo verlangjame, bis die 
fleinen Händler in der Lage jein würden, fich zu genofjenjchaftlichen Ber: 
bänden zufammenzufchließen. Die Kleinbetriebe jeien ohnehin mit Steuern 
belaftet; wenn jeßt eine noch drüdendere Konkurrenz dazufomme, jo jei der 
Staal doppelt genötigt, ihnen zu beweifen, daß er gejonnen ift, für fie 
etwas zu thun. Abg. Roeren (3.) wünjcht, dat in die Vorlage die pro: 
grejfive Umſatzſteuer eingefügt werde (27. Febr.). Abg. Barth (fri. 2g.): 
Die Vorlage fei fteuerpolitiich unbedeutend und bringe den Gemeinden 
wenig Nußen. Es jei infonjequent, die Warenhäujer mit mehreren Branchen 
zu bejteuern, die großen Spezialgejchäfte aber nicht. Die Warenhäufer 
nehmen nicht den Kleinen Händlern den Abjaß, jondern ichaffen neue Be: 
dürfniffe und Abjabgebiete. — Die Vorlage wird einer Kommilfion von 
21 Mitgliedern überwiejen. 


27. Februar. (Reihatagswahl.) Im Wahlfreife Ajchers- 
leben=Galbe wird Plade (nl.) mit 19224 Stimmen gegen Schmidt 
(Spz.) mit 17929 Stimmen gewählt. In der Hauptwahl Hatte 
der Kreis jozialdemofratijch gewählt. 

27. Yebruar. Der Reichstag genehmigt nach mehrtägiger 
Debatte den Militäretat. In der Debatte bringt Abg. Bebel eine 
Anzahl Bejchwerden zur Sprache, worauf der preußijche Kriegs— 
minijter antwortet. 

Ende Februar. (Preußen.) Entfernung eines jozialdemo- 
fratijchen Privatdozenten. (Bgl. 1899 ©. 120.) 


Dem Privatdozenten der Phyfif an der Univerfität Berlin Dr. Arons 
wird durch Beichluß des Staatäminifteriums die Eigenjchaft als Privat: 


Das Deutfhe Keich und feine einzelnen Glieder, (Februar 28.) 39 


dozent aberfannt. In der Begründung heißt ed: „Nach dem eigenen Zu: 
geftändnia des Angejchuldigten fteht feft, daß er der ſozialdemokratiſchen 
Partei angehört und e3 fich angelegen jein läßt, ihre Beftrebungen zu 
unterftüßen und Öffentlich zu fördern. Die Disziplinarbehörde erfter Inſtanz 
nimmt an, daß der Angejchuldigte ſich dadurch noch nicht in Widerfpruch 
mit jeiner Stellung gejeßt habe, folange er in jeiner Agitation gewiſſe 
Grenzen des Takts und Anftands beobachtet und fich aller ungerechten, un: 
wahren Behauptungen und gehäffigen Angriffe enthalte. Diejer Anficht 
fann nicht beigetreten twerden. Die ſozialdemokratiſche Partei erftrebt den 
Umfturz der gegenwärtigen Staatd: und Recdt3ordnung mit Hilfe der zur 
politiichen Macht gelangten Arbeiterflaffe. Die bewuhte Förderung diejer 
Beitrebungen ift unvereinbar mit der Stellung eined Lehrers an einer 
föniglichen Univerfität und der fi) daraus ergebenden Verpflichtung, die 
jungen Leute, welche fich diejer Anftalt anvertrauen, „zum Eintritt in bie 
verijchiedenen Zweige des höheren Staat: und Kirchendienftes tüchtig zu 
machen“ ($ 1 der Statuten der Berliner Univerfität), Ein akademischer 
Lehrer, der mit derartigen Gegnern der beſtehenden Staatd: und Rechts: 
ordnung gemeinfame Sache macht, zeigt fich des Vertrauens, das fein Beruf 
erfordert, unwürdig. Der Angejchuldigte hat fich hienach eines Disziplinar: 
vergehena im Sinne de $ 1 Nr. 2 des Geſetzes betreffend die Disziplinar: 
verhältniffe der Privatdozenten ꝛc. vom 17. Juni 1898 (Gej.©. ©. 125) 
fhuldig gemacht.“ 

In wiſſenſchaftlichen Kreiſen wird im allgemeinen der Standpunkt 
der Regierung nicht geteilt. Die Urteile der bürgerlichen Parteiprefje find 
verjchieden; die liberale Prefje fieht in dem Vorgehen meift eine Bedrohung 
ber Freiheit der Wiſſenſchaft, die konſervative beftreitet den Sozialdemo: 
fraten das Recht, Lehrer an einer vom Staat unterhaltenen Anjtalt zu fein. 
Die klerikale „Kölnische Volkszeitung“ jagt: „Den fleinen Arons hängt 
man und große wifjenjchaftliche Gegner des Ehriftentums, welche unter dem 
Schub ftaatlicher Anftellung fortgejet die Grundlagen unſerer chriftlichen 
Geſellſchaftsordnung untergraben, läßt man laufen! Sn einer ſolchen Politik 
liegt nicht Sinn und Syſtem.“ 

28. Februar. (Sachſen.) Die Zweite Ständefammer be= 
willigt 2 Millionen Mark zum Bau von Arbeiter- und Beamten- 
wohnungen für Eifenbahnangeftellte. 

28. Februar. (Reich3tag.) Budgetlommilfion. Graf Bülow 
über Handeläfammern im Auslande. 

Auf eine Anfrage, wie fich dad Auswärtige Amt zu den Beftrebungen, 
deutfche Handelskammern im Auslande zu begründen, ftelle, erwidert Staats: 
jefretär Graf Bülow: Die Reichäregierung wende der Frage ihr beſonderes 
Augenmerk zu, ſei aber bei eingehender Würdigung aller Momente noch 
nicht zu der Meberzeugung gelangt. daß ein Bebürfni3 zur Gründung 
jolcher Handeldfammern vorliege. Für diefe Haltung feien hauptjächlic) 
folgende, bereit3 1886, als Fürft Bismard dad Auswärtige Amt befleidete, 
aufgeftellte Erwägungen maßgebend: Die Deutichen im Auslande vertreten 
nicht bloß die deutjchen Intereſſen, jondern nicht jelten ausländijche Inter— 
eſſen. Im Gegenjfag zum engliihen Kaufmann nehme ber deutiche Kauf: 
mann Waren daher, von wo er fie am günftigften erhalte, namentlich finde 
in Oftafien englifche Ware beim deutjchen Kaufmann regen Abſatz. Die 
Intereſſen der Deutichen im Auslande würden dadurch, wenn auch nicht 
von ber heimifchen Induſtrie losgelöſt, jedenfalls doch ſtark mit der nicht: 
deutjchen Produktion verbunden. Die Handelskammern im Ausland könnten 
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aber nur dann Bedeutung für una haben, wenn fie unfere Intereſſen allein 
und gegen fremdländijche Konkurrenz fürderten. Eine andere Schwierigfeit 
bilde die Frage der Zufammenfegung jolcher Handeläfammern. Bon nicht 
mehr die Reichdangehörigfeit befienden Perjonen ſei dad nötige Intereſſe 
nicht zu erwarten. NReichgangehörige aber bildeten oft die Minderzahl und 
hätten auch untereinander gegenfäßliche Intereffen. Eigentlich jollten frei= 
lih die Sonderinterefjen der deutjchen Kaufleute im Ausland hinter den 
Heimatsinterefjen und dem allgemeinen deutjchen Exrportinterefje zurücktreten. 
Gegen die Errichtung don Handeldfammern im Ausland jpreche noch fol: 
gended: Aus Reciprozität müßten auch ausländifche Handelskammern in 
Deutichland zugelaflen werden, was die Gefahr ber Induſtrieſpionage er: 
höhe. Außerdem jeien zwiichen Handelskammern und Konjulaten Leicht 
Hriftionen möglid. Graf Bülow betont fchließlic” die ungünftigen Er: 
fahrungen fremder Staaten mit ihren Handeläfammern. Die franzöfijche 
Handelsfammer in Mailand mußte im Jahre 1890, die italienische in 
London im Jahre 1889 gemaßregelt werden. Auch entipradhen die fran: 
zöfiiche Kammer in London, die italienische in SKonftantinopel und bie 
franzöfiiche in Rio de Janeiro durchaus nicht ben Erwartungen. 


28. Februar. (Berlin) Ankunft einer jpanifchen außer: 
ordentlichen Gejandtichaft unter Führung von Grijtobal Colon 
Herzog von Veragua, die dem Kronprinzen den Orden des Goldenen 
Vließes überbringt. 

Ende Februar. Die Preſſe bejpricht die Gefangennahme 
Gronjes und fat allgemein wird die Meinung vertreten, daß ein 
Sieg der Buren jet nicht mehr zu hoffen ift. Einige Stimmen 
erwarten die Intervention der Mächte. 

Anfang März. Protefte gegen die Abänderung des Straf- 


geſetzbuchs (lex Heinze). 

Gegen die Beitimmungen über Litteratur und Kunſt macht fidh 
ftarfer MWiderftand unter Künftlern und Schriftitelleen aller Art geltend. 
In vielen Städten, vornehmlich Berlin und München, werden Proteſt— 
verjammlungen abgehalten, die ſtark bejucht werden. An der Spiße ftehen 
u.a. Prof. Mommjen, Paul Heyje, €. v. Wildenbrud, H. Sudermann, 
Eberlein, R. Begad, M. Liebermann, %. dv. Lenbach. Außer vielen Litte: 
rariichen und künſtleriſchen Vereinigungen reicht auch die preußijche Aka— 
demie der Künſte eine Vorftellung gegen die Beftimmungen ein. In München 
bildet fih ein „Goethe-Bund“ zum Schuße freier Kunſt und Wiſſenſchaft, 
der vielen Anklang findet. Der Kampf wird von Freunden und Gegnern 
des Geſetzentwurfs zum Zeil in großer Erregung geführt. 

Am 12. März empfängt der Reichsfanzler und Staatsjefretär Nieber: 
ding mehrere hervorragende Vertreter von Kunſt und Wiſſenſchaft, um fid) 
über die Bedenken näher zu unterrichten, welche gegen einzelne Beftim: 
mungen der lex Heinze in fünftleriichen und wiſſenſchaftlichen Kreiſen 
hervorgetreten find. Als Anficht der Regierung wird folgendes feftgeftellt: 
1. Daß Beltrafung nach $$ 184 und 184a der Vorlage immer nur dann 
erfolgen könne, wenn der Thäter nicht nur den Inhalt der von ihm vor: 
rätig gehaltenen, verkauften, ausgeſtellten oder verbreiteten Schriften oder 
Bilder fannte, jondern wenn außerdem auch das Bewußtſein ihm beimohnte, 
daß der Inhalt unzüchtig oder ſchamlos ſei und Aergernis erregen fönne. 
Dies müſſe dein Thäter nachgewiejen werden. 2. Daß der Begriff defjen. 
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was unzüchtig oder jchamlos fei und Aergernis erregen könne, gemäß der 
Auffaffung des Reichögericht nicht nach der Auffaffung einer einzelnen 
leicht erregbaren Perjon, jondern nach der Auffaffung normal angelegter 
Menſchen fich beftimme. 3. Daß zu den im $ 184a erwähnten Orten, die 
dem öffentlichen Verkehr dienen, nicht auch Ausſtellungsräume, Gärten, 
welche nur gegen Eintrittägeld zugänglich find, Privatpläge, Privatgärten, 
Atelierd, Verkaufsräume, abgejehen von den Schaufenftern, gerechnet werben 
fönnen. 4. Daß 8 184a nicht die fünftlerifche oder wiſſenſchaftliche Pro: 
duftion, jondern nur den gejchäftlichen Vertrieb Litterarifcher Werke treffe, 
infoweit diefer Vertrieb ſich der Schauftellung auf den Straßen oder im 
nach der Straße gehenden Ladenfenfter bediene. 5. Daß e3 unzweifelhafte 
Gemeinheiten und Roheiten gebe, welche nach der Rechtiprechung des Reiche: 
gericht3 nicht unter den Begriff des Unzüchtigen fallen, aber gleichwohl 
ſchon im Intereſſe der Jugend von den Strahen und den Schaufenftern 
ferngehalten werden müßten. — Den Theaterparagraphen der zweiten Leſung 
(S. 25) erklärt der NReichöfanzler für unannehmbar. 


1. März. (Reihdtag.) Etat des Auswärtigen Amts. 
Friedenskonferenz. 


Abg. Gradnauer (Soz.) tadelt die Regierung, daß fie ſich den 
Zielen der Haager Friedenskonferenz (1899 S. 263) gegenüber ablehnend 
verhalten habe. Der deutſche Bevollmächtigte habe der Humaniſierung des 
Kriegsrechts entgegengearbeitet; die Beſchickung der Konferenz ſei eine Ko— 
mödie geweſen. Das Syſtem der Kriegsverwüſtung werde ſo lange wie das 
kapitaliſtiſche Syſtem dauern. Staatsſekretär Graf Bülow: Unſere all— 
gemeine Stellung gegenüber der Haager Friedenskonferenz ging hervor aus 
unſerer ganzen bisherigen Politik. Unſere Politik, das wiederhole ich auch 
heute, iſt immer und unentwegt gerichtet geweſen auf die Erhaltung des 
Friedens, wir haben unſere Rüſtungen zu Lande und zu Waſſer immer nur 
zu dem Zweck vervollſtändigt und vervollkommnet und wir wollen dieſelben 
nur zu dem Zweck vervollſtändigen, um unſer Territorium und unſere wohl— 
erworbenen Rechte gegen ungerechte feindliche Angriffe zu ſchützen. Von 
unſerer Seite wird der Frieden nicht geſtört werden. Für das Gegenteil 
kann ich keine Garantie übernehmen, und gegen eine Möglichkeit, daß das 
nicht ausgeſchloſſen iſt, müſſen im Reich rechtzeitig Vorſichtsmaßregeln er— 
griffen werden. Alſo bei der friedlichen Richtung und Tendenz unſerer 
geſamten Politik haben wir den Vorſchlägen Sr. Majeſtät des Kaiſers von 
Rußland, die dem Frieden dienen ſollten, und davon ausgingen, daß jeder 
das Recht des andern zu achten habe, ſelbſtverſtändlich nicht nur in keinem 
Augenblick irgend welche Schwierigkeiten in den Weg gelegt, ſondern wir 
haben ſelbſt den Vorſchlag bereitwillig angenommen, nachdem feſtgeſtellt 
worden war, daß durch die Konferenzverhandlungen der territoriale status 
quo ber beteiligten Mächte nicht berührt werden ſolle. Wir haben uns 
auch an den Konferenzverhandlungen eifrig und, wie ich wohl jagen barf, 
auch mit gutem Erfolge beteiligt. Ueber unſere Haltung zu den verjchie: 
denen Fragen, welche die Konferenz bejchäftigt haben, möchte ich aus dem 
Zirfularerlaß, den ich nad Abſchluß der Konferenzverhandlungen an unjere 
Miffionen im Auslande gerichtet habe, einiges vorleſen. Vorher möchte 
ich aber noch) erwähnen, dat die Konventionen und Deflarationen der Haager 
Konferenz von unferer Seite nur deshalb nicht jofort unterzeichnet waren, 
weil biejelben zunächft einer eingehenden Prüfung durch die beteiligte 
Zentralbehörde und durch das preußiſche Staatöminifterium unterzogen 
worden find. Nachdem dieſe Prüfung feine Bedenken ergeben hatte, find 
die Konventionen und Deklarationen von deutjcher Seite unterzeichnet worden. 
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Dieje Konventionen und Deklarationen werden auch veröffentlicht werben, 
und ich werde die Ehre haben, fie diefem Haufe zu unterbreiten, jobald 
die Ratififation derjelben ftattgefunden hat. Der Staatsſekretär verlieft 
nunmehr da3 obenerwähnte Zirfular. Der Anhalt desjelben bewegt fich 
in folgendem: Wir hatten unjere Beteiligung zugejagt, wenn und jolange 
alle übrigen Großmächte dabei waren. Zugleich hatten wir bei der An: 
nahme der Einladung die ausdrückliche Vorausſetzung gemacht, dab eine 
Minorität der Konferenz nicht verpflichtet jein follte, fi einem Votum der 
Majorität zu unterwerfen. Unſere deutichen Delegierten waren ferner an: 
gewiejen, an den Beratungen aller ragen teilzunehmen. Sie hatten nicht 
nur mit den Öfterreichiichen und italienijchen Kollegen Fühlung zu halten, 
jondern auch mit den ruſſiſchen. Was unjere Stellung zu den einzelnen 
Puntten des Programms anlangt, jo waren wir gerne bereit, alle Anträge 
zu fördern, welche wirklich geeignet waren, dem ?yrieden zu dienen. Es 
gab darunter aber auch jolche, welche vielleicht geeignet waren, den Krieg 
zu erleichtern. Auf dem Gebiete der Einjchränfungen der Rüftungen konn: 
ten wir im Bewußtſein der Verantwortung vor dem deutſchen Volfe feine 
Konzeifion machen, welche die Wehrhaftigfeit des Reiches beeinträchtigen 
fonnte, das verftand ſich auf unjerer Seite von jelbft. Dieſer Standpunft 
hat allgemeine Zuftimmung gefunden. Dagegen haben die deutſchen Dele: 
gierten fich allen außerhalb der Rüftungsfrage gemachten Vorjchlägen rück— 
haltlos angejchloffen. Auch an den Arbeiten über die Ausdehnung ber 
Genfer Konvention, über den Seefrieg und den Verhandlungen über den 
Landfrieg haben fich die deutjchen Delegierten in hervorragendem Maße 
beteiligt. Ich möchte auch erwähnen, dat unjere Delegierten aus Anlaß 
der ungenauen Veröffentlichung der Verhandlungen Beranlafjung genommen 
haben, einen Antrag auf Veröffentlihung der Protokolle jowohl der Plenar: 
wie der Kommiſſions-Sitzungen zu ftellen. Dieſer Antrag ift von den an 
deren Mächten nicht angenommen worden. Das ift aber nicht unjere Schuld. 
Dem Borjchlage einer obligatoriichen Arbitrage haben wir nicht zuftimmen 
können. Wir haben fein höheres Ziel, ald die Wahrung der eigenen inter: 
ejlen und der Selbfterhaltung. Bei allen ernften politijchen Fragen werben 
wir niemals einer anderen Richtichnur folgen al3 der salus publica de3 
deutichen Volkes. Deshalb können wir uns nicht a priori einem Schieds— 
ſpruch unterwerfen, der unjere ftaatlichen Intereſſen berührt. Deshalb ift 
die obligatoriiche Arbitrage für uns unannehmbar. Dagegen haben wir 
ein permanentes Schiedägericht unter gewiſſen Bedingungen angenommen. 
Das permanente Schiedögericht ftellt eine Lifte von Perjonen dar, aus denen 
in einzelnen Fällen das Schiedägericht zu bilden if. So ift die Möglich: 
feit gegeben, für jeden Spezialfall Perionen zu finden. Die Mitglieder 
haben al3 Gejamtheit keinerlei Funktionen. Bor allen Dingen ift die von 
der Konferenz angenommene Arbitragefonvention in allen ihren Beftimmungen 
durchaus fafultativ gehalten, jo dab fie unjere MWehrfraft bei fünftigen 
Streitfällen in feiner Weije bindet und unjerer Aftionäfreiheit feine Schranfen 
auferlegt und eine Gefährdung der vitalen Intereſſen nicht zu bejorgen ift. 
Unjere Gefamthaltung ift aufrichtig und ehrlich und entiprach den Abfichten 
des Monarchen, dem fie entjprangen, unter voller Wahrung der unveräußer: 
lien Souveränitätärechte des deutichen Volkes. Dieje unjere Haltung hat 
unjeren Beziehungen zu den übrigen Mächten nicht nur nicht gejchadet, 
jondern fie gefräftigt. 


1. März. Die Bayerifche Abgeordnnetenfammer ge— 
nehmigt einftimmig einen Antrag auf Schaffung einer Handwerfer- 
Zentralkaſſe. 
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1. März. (Reichdtagserjagwahl.) Im 2. oberpfälzifchen 
MWahlkreife wird der bisherige Abg. Lerno (3.) mit 4432 von 
4718 Stimmen wiedergewählt. 

3. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus lehnt gegen 
die Stimmen der Freifinnigen einen Antrag auf Herabjegung der 
Perjonentarife ab. 


5. März. (Berlin) Der Kaiſer bringt bei dem Galadiner 
zu Ehren der jpanijchen Gejandtjchaft folgenden Trinkſpruch aus: 

Mit dem Gefühle herzlichften Dankes bringe Ich die Gejundheit 
Ihrer Majeftät der KHönigin-Regentin von Spanien und Seiner Majejtät 
des Königs Alfons XII. aus für die hohe Ehre, welche Sie Meinem Hauje 
angethan hat durch die Verleihung des altehriwürbigen Ordens des Gol— 
denen Vließes an Meinen Sohn, den Sronprinzen. ch erblide in diejer 
Verleihung nicht nur den Ausdrud wohlmwollender Sympathie der König: 
lichen Frau für den Hronprinzen und Mich, jondern auch eine neue Be: 
fräftigung der Bande gegenjeitiger Freundichaft und Hochachtung, welche 
das ritterliche ſpaniſche Volk und fein Erlauchtes Königshaus mit dem 
deutjchen Volke und feinem Kaiferhaufe verbinden. Es dürften wohl wenig 
Orden eriftieren, um die fich ein joldher Hauch von Poefie webt, wie gerade 
das Goldene Wiek. Bon Fürften und Feldherren vieler Jahrhunderte 
jowohl als aud) von Königen und Kaiſern getragen, auf Monumenten und 
Bildern verewigt und verherrlicht, iſt das Goldene Vließ, umjtrahlt von 
der Heldengejchichte der verfloffenen Jahrhunderte und den Thaten vieler 
Helden, die es getragen, mit Recht eine Dekoration, welche das Herz eines 
Jünglings höher jchlagen lafjen muß, wenn er für würdig befunden wird 
der Ehre, in dieje hohe Gemeinschaft eingereiht zu werden. Mit dem Dante 
Meines Sohnes und dem Meinen für diefe Auszeichnung verbinde Ich von 
neuem den Dank für die herzliche und wahrhaft großartige Aufnahme, 
welche Ihre Majeftät Meinem Oheim und feinen Herren auf den jchönen 
Gefilden Spaniens zu teil werden ließ. Ihre Majeftät kann verfichert fein, 
daß nicht nur ch, ſondern auch das ganze deutjche Volt mit vollftem 
Sjnterefje und wärmfter Sympathie Ihre Majeftät die Königin in Ihrem 
pflichtenjchiveren Amte begleiten und von Herzen wünjchen, daß in dem in 
nicht zu ferner Zeit zum Throne berufenen Sohne der forgenden Mutter 
jowohl als auch dem hoffenden Lande ein König bejchert werden möge, der 
unter Gottes gnädigem Schutze fi würdig der Reihe großer jpanijcher 
Herrjcher einfügen möge. 

Wir trinken auf das Wohl Ihrer Majeftät der Königin Chriftine 
und Seiner Majeftät de3 Königs Alfons XIII.! 


5. März. (Berlin.) Der deutjche Landwirtjchaftsrat be— 
ichließt, zur Abhilfe der Ländlichen Arbeiternot dem Reichskanzler 
folgende Vorſchläge zu machen: 

Dat a) eine Beſchränkung der Freizügigkeit ftattfindet in der Weije, 
daß junge Leute unter 18 Jahren nicht ohne ausdrüdliche Genehmigung 
der Eltern oder Vormünder ihre Heimat verlaffen dürfen und auch da nur 
dann, wenn bie Aufnahme in ein feftes Arbeitöverhältnis nachgewiejen wird; 
b) auf den Erlaß gejeglicher Beitimmungen Bedacht genommen wird, wo: 
nach der Zuzug in die Stadt nicht anders geftattet wird ala bei dem Nach: 
weis einer Wohnung, die den fittlichen und hygienischen Anforderungen 
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entipricht; e) im weiteren Ausbau der Arbeiterichußgeieggebung die Ber: 
wendung jugendlicher Arbeiter in ber Induſtrie mehr als bisher ein: 
geichränft werde. 


6. März. (Reihdtagserjagwahl.) Im Wahlfreife Bay- 
reuth-Berned-Wunfiedel wird Friedel (nl.) gegen Frank (Soz.) 
gewählt. Der Wahlfrei® war bisher nationalliberal vertreten. 


6.115. März. (Preußijches Abgeordnetenhaus.) Kultus— 
etat. Diffidenten, Polenfrage, Fall Arons, Fall Weingart, huma— 
niftiicher Unterricht, Zehrerftatiftif. 

Abg. dv. Heeremann (3.) fordert beifere Behandlung der Ordens: 
Ichweitern und im Religiondunterriht mehr Rückſicht auf chriftliche Art 
und Eitte. Kultusminiiter Studt: Ich bitte, mir einen Fall zu nennen, 
wo ein Lehrer Religiondunterricht gegen das Bekenntnis der Kirche erteilt 
hätte und die Regierung nicht gegen ihn eingeichritten wäre. Was die 
Hriftlicde Erziehung des Volkes anbetrifft, jo find wir darin vollftändig 
einig mit dem Borredner. Sollte ein Fall eintreten, wo der Unterricht 
der Abficht der Kirche zuwider gehandhabt würde, jo wird die Unterrichts: 
verwaltung gern bereit jein, Remedur eintreten zu laſſen. Aber für jolche 
Vorwürfe liegt meiner Anficht nach fein Grund vor. 

Abg. Saenger (fri. Vp.) beſchwert fich über den Zwang der Diſſi— 
dentenfinder zum Bejuch des Religionsunterricht3. In den höheren Schulen 
habe man Dispenſationen eintreten lafjen, aber nicht in der Volksſchule. 
Der Minifterialerlag von 1892 widerſpreche der Verfaſſung, welche volle 
Freiheit in Bezug auf das Religionsbefenntni® gewähre und die ftaatd- 
bürgerlichen Rechte davon nicht abhängig made 

Kultusminifter Studt: Bezüglih der Diifidentenfinder kann ich 
nur eriwidern, dab der Auffaffung des Kultusminifteriums das Urteil des 
Kammergericht3 zur Seite fteht. Ich bin nicht in der Lage, eine Aende: 
rung in der Praxis jchon jet in Ausficht Stellen zu fönnen. 

Am folgenden Tage beichwert fi Abg. Mizerski (Pole) über das 
Derbot des polnischen Privatunterricht, und zwar des unentgeltlichen, im 
Leſen und Schreiben und über die Behinderung der Ordensthätigkeit auf 
diefem Gebiete, jowie über den Erlaß wegen des polniichen Sprach- und 
Religionsunterricht3 überhaupt. Kultusminifter Dr. Studt: Die polnijche 
Preſſe pflegt einen weniger gemäßigten Ton ala die Abgeordneten. Der 
polnifche Privatunterricht unterliegt wie jeder andere den Beitimmungen 
der Allerhöchſten Kabinett3ordre von 1834, die die gewerbsmäßige Aus: 
übung von einer Genehmigung abhängig madt. Die Regierung legt die 
DOrdre dahin aus, dab das Beftreben, in längerer Thäligkeit den Kindern 
einen Unterrichtägegenftand beizubringen, al3 ein gewerbsmäßiges anzujehen 
ift. (Zachen bei den Polen.) Die Auslegung ift volllommen richtig. Die 
Beftimmung darf auch nicht dadurch umgangen werden, dat der Unterricht 
unentgeltlich erteilt wird. Die polnischen Ordensdamen erfüllen eine poli: 
tifche Aufgabe. Es ift feftgeitellt, dak in Staatäanftalten durch ftaatliche 
Lehrer der polniiche fakultative Sprachunterricht in einer Weiſe erteilt ift, 
die lediglich politiiche Zmwede verfolgt. Zu welchen Zuftänden fämen wir, 
wenn Sie die Abficht der KHabinettsordre durch Zulafjung des unentgelt: 
lichen Unterrichts illuforiih machen wollen! Wir haben die unerläßliche 
Pflicht, die Deutichen vor der fonftanten Gefahr der Polonifierung zu be: 
wahren. Es muß einem die Schamröte ins Geficht treiben, daß im vorigen 
Jahrhundert über 400000 Deutiche ind polnische Lager übergegangen find. 
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(Hört, hört!) Sind wir ed nicht unjern Stammesbrübern katholischer 
Konfeffion ihuldig, fie vor der Polonifierung zu bewahren! Ich begrüße 
e3 als die Morgenröte einer beſſeren Zeit, daß in Zentrumskreiſen fich die 
Anfiht Bahn bricht, die deutichen Katholiken möchten fi) zufammenthun, 
um biejen Polonifierungs:Beitrebungen entgegenzutreten. 

Abg. Mundel (fr. Dp.) befämpft dad Vorgehen gegen Dr. Arons 
(S. 38) und fieht darin einen Angriff auf die Lehrfreiheit. Kultusminifter 
Studt beftreitet, daß das Disziplinarverfahren gegen die Freiheit der 
Wiſſenſchaft verftoße. 

Am 9. März interpelliert Abg. Virchow (fr. Vp.) den Minifter 
über die Angelegenheit des Predigerd Weingart in Osnabrüd, der von der 
Kirchenbehörde wegen dogmatiſcher Differenzen jeiner Stellung entſetzt ift. 
Kultusminifter Studt: Dad Haus jei als politifche KHörperichaft nicht be— 
fugt, über innerfirchliche Angelegenheiten zu urteilen. Abg. Hadenberg 
(nl.): Der Fall diene nicht der gefunden Entwidlung der evangelifchen 
Kirche. Diele dunkle Schatten jehe ich aus dem Fall auftauchen, am 
dunfelften den, daß das Gewiſſen der evangelijchen Bevölferung verwirrt 
wird. Gvangelijche Prediger find Zeugen, und evangelijche Prediger ftehen 
unter dem Safe: Wir glauben, darum reden wir. Etwas Gutes wird aus 
dem Tall herausfommen: weite Kreiſe unferer Kirche werden fich darauf 
befinnen, twa3 unjeres Glaubens Wejen und was die Grundlagen der evan: 
gelifchen Kirche find. Unſere evangeliiche Kirche beruht auf zwei unver: 
rüdbaren Wahrheiten, dem Heiläglauben, dem Weberzeugtjein, das nichts 
mit einem Fürwahrhalten zu thun hat, und dem Schriftglauben. Die ge: 
junde Entwidlung der evangeliichen Kirche kann nur beitehen in der Stetig- 
feit der evangelijchen Lehrentwidlung Dabei will fie nicht des Dienftes 
der freien Wiſſenſchaft entraten, die fich in den Dienft der Kirche ftellt 
und nicht? anderes fennt, ald dem evangeliichen Glauben die Wege zu 
bahnen. Die evangelijche Kirche ift ftarf genug, verichieden lehrhafte An: 
fihten der Theologen zu ertragen. Die evangeliihe Kirche muß ihren 
Dienern geftatten, zu fragen und zu forichen; darum muß fie ihnen auch 
geftatten, zu irren. (Sehr richtig! Links.) Solche Lehrprozeſſe jchaden, 
dienen aber auch zur Wedung neuen Lebend. Die der evangelijchen Kirche 
übel wollen, haben ihren Spott und jchreien und druden, daß diejer Fall 
wieder die fortichreitende Selbftzerjegung ded Proteftantismus zeige. Den 
Spott lajje ih ihnen, die Prophezeiung erkenne ich nicht an. Wir be: 
trachten e3 nach wie vor ald unjer Borrecht, im gläubigen Gottvertrauen 
zu Stehen umd doc über alle Probleme nachzudenken, immer wieder nad) 
der Wahrheit zu juchen, diejelbe immer tiefer zu erfaſſen und die erfaßte 
Wahrheit immer mehr uns anzueignen. Und bdaber leuchtet uns jenes 
Wort voran: Ahr werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird 
euch — machen. 

Am 10. März plädiert Abg. v. Heydebrand (konſ.) für die Auf: 
rechthaltung des humaniftiihen Gymnaſiums. ch Halte mit einer großen 
Anzahl meiner Freunde mich dazu um jo mehr verpflichtet, für den huma— 
niftsfehen Bildungsgang einzutreten, als manche Zeute mit mehr ala nötiger 
Hervorhebung den realiftiichen, technijchen Untergrund jo in den Vorder: 
grund ftellen, daß es Zeit ift, daran zu erinnern, daß e3 auch einen huma— 
niftifchen Bildungsgang gibt. Die Art, wie der altiprachliche Unterricht 
auf den Gymnafien getrieben wird, ift geeignet, den Zweck und den Wert 
dieſes Unterrichts zu gefährden. Man muß anerkennen, dab allerdings 
Mißſtände im altjprachlichen Unterricht abzuftellen waren, aber ich glaube, 
man ift über das Ziel hinausgejchofien. Die Reformen von 1892 haben 
den altiprachlichen Unterricht nicht nur bejchränkt, jondern auch eine andere 
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Methode für ihn eingeführt, die meiner Anficht nach einen Uebelſtand her- 
vorruft. Die Methode, in welcher die neueren Sprachen gelehrt werden, 
fann man nicht auf die alten Sprachen übertragen. Mit den alten Sprachen 
wollen wir auf die Gelehrtenjchulen vorbereiten, den Schülern die Kennt: 
nis des klaſſiſchen Altertums verichaffen und ihnen einen Bildungsgang 
geben, der den Geift ſchult und logiſches Denken erwedt. In den Sinn 
* klaffiſchen Litteratur kann man nur eindringen, wenn man den Geiſt 
der Sprache verſtanden hat. Die jetzige Lehrmethode wird dem Geiſte der 
alten Sprache nicht mehr gerecht. Erſt wenn ich den Geiſt der Sprache 
verſtehe, kann ich den hohen Wert der klaſſiſchen Litteratur erkennen. 
Anderenfalls wird der ganze Zweck der Schule, die Schulung des Geiſtes 
und logiſche Bildung, gefährdet, und an die Stelle der Gründlichkeit tritt 
die Oberflächlichkeit. (Sehr richtig! rechts.) Es liegt jetzt geradezu eine 
Gefahr für unſeren humaniſtiſchen Bildungsgang vor. Ich bin weit ent— 
fernt, den Wert des techniſchen Bildungsganges zu verkennen, der in unſerem 
praftijchen Leben durchaus motwerdig ift, aber ich wende mich entjchieden 
dagegen, daß unſer humaniſtiſches Gymnafium zu einem Grperimentierobjeft 
gemacht wird. Preußen jteht auf dem Unterrichtögebiete an der Spibe ber 
Nation. Wir wollen nicht die amerifanifche Art, die fi) mehr und mehr 
breit macht. Unſere bisherige Art ift deutſch, und alle, denen es Ernſt 
mit unferem Bildungsgange iſt, follten hierin mit mir zufammenftehen. 
(Lebhafter Beifall rechts.) 

KHultusminifter Studt: Ich hege aber nicht die Befürchtungen, die 
ber Vorredner ausſprach. Sch hoffe, dat es gelingen wird, die Beftrebungen 
der jogenannten modernen Richtung mit derjenigen berechtigten Eigenart 
des deutſchen Volkes, die fich in der Vorliebe für den altſprachlichen Unter: 
richt kundgibt, in Einklang zu bringen. Ich habe mich ſchon in meiner 
früheren Stellung, und bejonders jet als Minifter mit diefen Fragen eifrig 
beichäftigt, und jo allmählich ein jelbftändiges Uxtel gewonnen. Ich habe 
deshalb von vornherein mir diefe Aufgabe geftellt, zu prüfen, ob die be: 
ftehenden allgemeinen Normen der höheren Unterrichtäverwaltung den Be: 
dürfniffen genügen, ob fie damit den Anforderungen gerecht werden kann, 
welche nicht — im nationalen Intereſſe, ſondern auch im Intereſſe einer 
guten, allgemeinen Bildung an den altſprachlichen Unterricht geſtellt werden 
müſſen. Ich habe verſchiedene Unterrichtsanſtalten, z. B. in Frankfurt a. M. 
und auch in Berlin, revidiert, um mir ein Urteil zu bilden. Ich bin um 
ſo weniger in der Lage, heute eine beſtimmte Erklärung abgeben zu können, 
als einzelne wichtige Fragen, z. B. das Berechtigungsweſen und die ver— 
ſchiedenen Prüfungsordnungen, nicht von der Unterrichtsverwaltung allein 
abhängen. Ich bitte Sie, ſich mit der Verſicherung zu begnügen, daß ich 
nach Kräften bemüht ſein werde, dasjenige herauszufinden, was nachher die 
richtigen Wege weiſt. 

Abg. Saenger (fr. Vp.) empfiehlt Erteilung ber vollen Berechtigung 
an die neunklaffigen RE: (Ueber dieje Ungelegenheit vgl. Paul 
Gauer, Preuß. Jahrb. Bd. 101). 

Am 13. März — die Regierung die Bewilligung von 6 neuen 
Kreisſchulinſpektoren. Die Rechte und das Zentrum erklären ſich dagegen, 
weil die Kirche das berufene Organ zur Kontrolle der Volksſchule darftelle 
und die Gefahr einer Entchriftlihung der Volksſchule naheliege. Die For: 
berung wird mit 178 gegen 104 Stimmen abgelehnt und nur eine Stelle 
bewilligt. — Am 15. März wird, nachdem noch eine große Zahl jpezieller 
Dinge, namentlich die Frage nach ber Lebensdauer der Lehrer an höheren 
—— behandelt worden iſt, die Beratung über den Kultusetat be— 
endet. 
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6. März. Die Bayerifche Abgeordnetenfammer ge= 
nehmigt mit 81 gegen 44 Stimmen einen Antrag auf Gründung 
einer jtaatlich geleiteten Mobiliarbrandverficherung. 

7. März. GReichstag.) In der Budgetlommiffion erklärt 
der Kriegäminijter v. Goßler über das Penſionsgeſetz: 


Ih habe ſchon früher meine Anficht dahin zu erkennen gegeben, daß 
ih) die gegenwärtige Militärpenfionsgefeßgebung nicht mehr für zeitgemäß 
halte; fie ift durch die mehrfachen Novellen, welche zu dem Grundgejeß von 
1871 ergangen find, verwidelt und unklar geworben, fie enthält Ungleich: 
heiten und Härten; leßtere find auch zum Zeil in der überreichten Dent: 
ichrift offen zum Ausdruck gebradt. Die Ungleichheiten und Härten durch 
weitere Novellen zu befeitigen, halte ich für ausgeſchloſſen. Ich habe ba: 
her neue Gejeße auf neuer Grundlage entiwerfen lafjen, die Mannjchafts: 
verjorgung unter Anlehnung an bie bürgerliche Unfallgejeggebung. Die 
Arbeit, die wegen bed Umfanges der Materie und ber vielfachen Bezieh: 
ungen berjelben zu anderen Rechteverhältniffen immerhin ſchwierig ift, hat 
nur langjam vorfchreiten können. Seht find drei Entwürfe, einer für 
Mannjchaften, einer für Kriegöhinterbliebene vom Kriegsminifterium fertig 
geftellt; diejelben müfjen nun den zuftändigen Stellen des Reiches zur Prü— 
fung zugeführt werden, zumal da bie in Ausficht genommenen neuen Be: 
ftimmungen eine nicht unerhebliche Steigerung der Ausgaben zur Folge 
haben würden. ch werde mir angelegen jein laſſen, die Weiterentwidlung 
der neuen Gejebgebung nad Möglichkeit zu fördern. 


8. März. (Sachſen.) Sämtliche Kohlenwerfe des Zwidauer 
Revierd bejchließen eine allgemeine Kohnerhöhung für ihre Berg- 
arbeiter. 

8.19. März. (Reihstag.) Zweite Beratung des Fleiſch— 


beſchaugeſetzes. 

Nah dem Kommiſſionsbeſchluß ſollen die Hausſchlachtungen vom 
Unterjuchungszwange frei fein, ein jozialdemofratiicher Antrag will ihn 
wieberherftellen. Pöckelfleiſch, Würfte und Büchjenfleifch jollen nicht mehr 
eingeführt werden dürfen, weil fie bei der Einfuhr nicht mehr unterfucht 
werden fönnen. Schweineſchinken und frifches Fleiſch dürfen bis 31. De: 
zember 1903 noch eingeführt werden. Sped, Schweinejchmalz, Dleomargarine 
und Därme unterliegen dem Verbot nicht. 

Abg. Gerftenberger (3.) polemifiert gegen den jozialdemofratijchen 
Antrag, bie Beihau auch bei Hausfchlachtungen einzuführen, weil fie un: 
ausführbar und überflüffig jei, denn die Bauern würden mit Rüdficht auf 
ihre Gejundheit Vorfiht üben. Abg. Freie (fr. Bag.) gegen das Geſetz, 
weil e3 eine Preiöfteigerung hervorrufen werde. Es habe die Tendenz, die 
Einfuhr ganz zu verbieten, wodurch die arbeitenden Klaſſen und die Schiff: 
fahrt gejchädigt werden würden. Amerika werde zu Reprefjalien gegen die 
deutſche Schiffahrt greifen. Abg. Graf Klindomftröm (fonf.): Die bis: 
herige Agitation gegen das Geſetz läßt fich in die Worte zujammenfafjen: 
Angft vor Amerifa! Und deshalb gänzliches Preisgeben jeder nationalen 
Produktion! (Stürmifche Zuftimmung rechts.) Auf dieſe Angftmeierei gebe 
ich nicht3. Herr Freſe verlangt Berüdfichtigung des Handels, der Schiff: 
fahrt und der Induſtrie Durch die Landwirtſchaft, aber in demjelben Moment 
empfiehlt er den Bezug landwirtjchaftlicher Erzeugnifje aus dem Auslande! 
Das Geſetz jei in janitärem Intereſſe notwendig, und von jchroffem Bor: 
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gehen gegen Amerika könne nicht die Rede fein. Abg. Wurm (Soz.) be: 
tont die Nlotwenbigfeit der Kontrolle bei Hausjchlacdhtungen; dem Vorgehen 
gegen das ausländische Fleiſch Liege kraſſe Profitwut zu Grunde. 

Am folgenden Tage betont Staatsjefretär Graf Pojadomwsty, daß 
e3 fi) bier nicht um eine internationale Trage fondern um einen auto: 
nomen Akt der deutichen Gejeßgebung handelt. Wir müfjen vermeiden, 
auch nur den Schein zu erregen, daß unjere Debatten irgendwelche wirt: 
ichaftspolitifchen Zwede verfolgen. Wir verfolgen mit diefem Geſetz ebenjo: 
wenig den Zwed, etwa den deutjchen Viehzüchter zu unterftüßen, wie wir 
mit veterinären PBolizeieinfuhrverboten bezweden, die Fleiſchpreiſe in Deutſch— 
land zu heben. Nun mu ich allerdings mit Bedauern fejtitellen, daß in 
der Debatte zum Teil eine Begründung beliebt worden ift, die in mir den 
Eindrud erweckte, daß der Redner nicht über ein Gejeg zum Schuß der 
Gejundheit des deutichen Volkes jprechen, jondern über eine Pofition des 
neuen Zolltarifd: Verzollung von Fleiſch und Fleiicherzeugnifien. (Sehr 
richtig! lints. Ein Vorredner hat gejagt: „Wir können unjeren Fleiſch— 
bedarf in Deutichland jelbjt deden und müflen uns deshalb mindermwertiges 
ausländijches Fleiſch vom Halſe jchaffen.” Diejes — iſt dafür nicht die 
sedes materiae. Wenn wir uns auf den Standpunkt ſtellten, daß wir die 
Waren zu probibieren juchten, die wir in Deutichland jelbft in ausreichender 
Quantität und Qualität berftellen fönnen, würde das jedenfalld auch zur 
Nahabmung der anderen Staaten führen. Auf diefem Wege können wir 
den Güteraustausch ziwiichen den verjchiedenen Völkern überhaupt aus: 
ichließen, und wir brauchen uns dann über die künftige Geftaltung ber 
bandelspolitiichen Berbältnifje den Kopf nicht mehr zu zerbrechen. (Sehr 
wahr! bei den Sozialdemokraten.) Wenn man prohibitiv gegen Waren 
eines anderen Staates vorgebt, jo mu man ihm bemweijen können, daß 
wir diele fremden Maren zur Zeit nicht mehr brauchen und ferner mit 
einem hoben Maß von Wahricheinlicheit im einzelnen nachweiien können, 
daß dieje Waren einen gejundheitsichädlichen Charakter haben. Nun ftellen 
fich die Herren, die geftern für die Kommiſſionsvorlage iprachen, auf ben 
Standpunkt folgender formaler Beweisführung. E3 wird von dem inlän: 
diichen Fleiſch, was zum gemwerbimäßigen Verkehr gelangen joll, verlangt, 
daß das Tier, don dem es ftammt, vor und nach der Schlachtung unter: 
juht wird. Wir dürfen, jagen Sie, das ausländiiche Fleiſch nicht beſſer 
jtellen, alio würde der Schluß der Sache der fein, wir müſſen ganz dies 
jelben forderungen an das ausländische Fleiſch ftellen, wie an das inlän: 
diiche, und da dieje Forderung micht erfüllt wird, jo müſſen wir das ge 
jamte ausländiiche Fleiſch prohibiren. (Sehr wahr! reits.) So weit iſt 
aber im richtiger Erkenntnis der Sadlage die Kommiſſion in ihren Be 
ſchlüſſen jelbit nicht gegangen, wäre fie jo weit gegangen, fo bätte fie weder 
Sped noch Schmalz dauernd zulaſſen dürfen. (Zuftimmung bei den Soz.) 
Nun baben die Herren probibiert Würfte, Konierven, Pökelfleiſch. Schinken 
und frisches Fleiſch vom 31. Degember 1903 ab. Ich bin auch überzeugt, 
daß die Würſte. die und zugefübrt werden, manchmal eine ganz graujame 
Miſchung enthalten (Sehr richtig! und Heiterfeit);: und was die Konſerven 
betrifft, jo muß man zugeiteben, daB fte in jo fleinen Stüden eingeführt 
werden, daß eine Unteriuchung kaum mebr möglich if, während anderer: 
ſeits gegen ihre GSeiundbertiichädlichkeit allerdings Ipricht, daß fie meines 
Wiens einem ſehr boben Hitzegrade ausgeſetzt werden. Wan ipricht aber 
jept von dem Pöleifterich, Welcher Unterſchied iſt nun zwüſchen der Gefahr 
dei Spedii, welcher von einem unterjuchten, vielleicht frunfen Tiere kommt, 
und ar Greiabr dei Völelfleiſches? Nob werden fie beide micht gegeifen. 
Der einzige Unterichied Liegt darın, dab ſich um Spedl verhättniämäßtg jelten 
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Trichinen finden, während im Schweinepöfelfleifch und im Schinken fie fich 
häufiger finden. Aber diefe Gefahr wird dadurch befeitigt, daß das Fleiſch 
jelbftverftändlich an der Grenze auf Trichinen unterfucht werden kann. Ich 
frage nun weiter: Warum haben Sie dem Bundesrat die Befugnis ent: 
zogen, im einzelnen nach Lage des Falles zu entjcheiden? Es wird von 
niemand beftritten, daß zur Zeit der Bedarf an Fleiſch in Deutichland 
noch nicht gedeckt ift; ich glaube allerdings, daß er gebedt werden fann. 
Und wa3 die Gefundheitsjchädlichkeit anbetrifft, jo möchte ich doch dringend 
die Herren, die fih für die Kommijfionsvorlage interejfieren, daran er: 
innern, welcher ungeheure Fortſchritt für den Schub der Volksgeſundheit 
darin liegt, daß jedes Stüd Fleiſch, das in Zukunft in Deutfchland ein: 
geht, jachverftändig an der Grenze unterfucht wird. Bezüglich der Einfuhr 
frifchen Fleiſches hat die Kommiſſion ja eingehende Vorfichtämakregeln ge: 
troffen, welche in hohem Make die MWahrjcheinlichkeit zulafien, daß kranke 
Tiere und nicht zugeführt werden, und wenn Pökelfleiſch an der Grenze 
unterjucht wird, jo jprechen diejelben Gründe für die Zulaffung desjelben, 
wie für die Zulaffung des Speds. Wir verhandeln allerdings hier eine 
Landesjache, bei der die internationalen Beziehungen zurüdtreten müſſen, 
und ich glaube, die Gegner der Vorlage können wirklich ausrufen: „Gott 
bewahre und vor unfern Freunden“, denn die Gründe — ich fpreche nur 
von Neuerungen außerhalb dieſes Hauſes —, die gegen die Bejchlüffe der 
Kommiffion angeführt find, können wirklich dazu beitragen, das nationale 
Gefühl in hohem Maße zu erdrüden. (Hört! hört! rechtd.) Die Gründe, 
die ich bezüglich des Pökelfleiſches angeführt habe, jprechen auch dagegen, 
die Prohibition von Schinken von einem beftimmten Zeitpunft an eintreten 
zu lafjen. Diejer Zeitpunkt ift außerdem in außerordentlichem Grade be: 
denklich und fann die Vorftellung erweden, daß man mit dieſem Gejeß nicht 
gefundheitliche, jondern eigentlich” handelspolitijche Zwecke verfolgt. (Sehr 
richtig! Links.) Ob und wann Deutichland genügend Fleiſch produziert, 
um fremde Waren im Intereſſe der Volksgeſundheit ausſchließen zu können, 
fann nicht auf dem Wege der Gejeßgebung entjchieden werden, jondern nur 
auf dem Wege der Verwaltung. Deshalb kann ich Sie nur dringend bitten, 
gegenüber den ſchweren Bedenken, die gegen die Kommiſſionsvorlage an den 
maßgebenditen Stellen vorliegen (Hört! hört!), die KRegierungsvorlage 
wieder herzuftellen. Es handelt ſich hier um nichts, ald um eine Ergänzung 
de3 Nahrungsmittelgejeßes. Die Herren, die fi auf den Boden der Som: 
miffionsvorlage ftellen, verbinden damit wirtjchaftliche, politiiche Erwägungen. 
Ich habe oft gehört, daß man von der agrarijchen Bewegung jagt, fie ſei 
fünftlich erzeugt, werde vorübergehen und ſei ein Werk lediglich der Agi: 
tation. Ich halte dieſe Auffaffung für eine folche, die die Dinge ober: 
flächlich anfieht. (Sehr wahr! rechts; Heiterkeit links.) Eine Bewegung, 
die jolche große Dimenfionen angenommen hat im Often und im Welten, 
ım Norden und im Süden, die doch bis zu einem gewiffen Grade den Cha: 
rafter einer elementarischen Gricheinung trägt, kann nicht nur das Werk 
der Agitation fein, jondern man wird mit Recht jagen: Wo Rauch ift, 
ift auch Teuer. (Sehr gut! rechts.) Wenn wir deshalb unjere handele: 
politijchen Beziehungen neu regeln, jo werden wir und ernftlich prüfen 
müfjen: Inwieweit find diefe Beſchwerden gerechtfertigt, und wie weit fünnen 
wir fie ohne Schädigung der übrigen Erwerbaftände lindern. Gin fran: 
zöfiſcher Minifter jagte einmal: Wenn man feine Oppofition hätte, müßte 
man fich eine jchaffen. Ich ſage: Wenn wir nicht die fonjervative Richtung 
hätten, die mit der Landwirtichaft untrennbar verbunden ift — ich ſpreche 
nit von der konſervativen Partei als ſolcher — dann müßten wir uns 
diefe Richtung jchaffen. (Heiterkeit links.) Denn in der jehigen Zeit de3 
Guropäifcher Geſchichtskalender. XLI. ° 4 
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Radikalismus ift auch dieſe fonjervative Richtung für die liberalen Par: 
teien ein wertvoller Anker. Hätten wir dieſe Richtung nicht und damit 
einen feften Damm gegen den Radifalismus, jo würden, fürchte ich, auch 
die liberalen Parteien don den radifalen Parteien jehr bald verjchlungen. 
Mir werden ernftlich prüfen müſſen, ob wir bei Abjichluß der neuen Hanbel3: 
verträge nicht unferer heimifchen Sandivirtichaft aus politijchen und wirt: 
ichaftlichen Gründen einen verftärkten Schutz angedeihen lafjen müſſen. 
(Sehr wahr! rechts.) Das Abwandern der Bevölkerung vom platten Yande 
nach den Städten, von den polnijchen Landesteilen nach dem Welten, nad 
den Induſtriezentren, ift zum Teil geradezu mit einer nationalen Gefahr 
verbunden. Für die Stärkung der Landwirtjchaft fpricht auch, daß der 
landwirtjchaftliche Arbeiter der ausdauerndſte und jchlagfertigite Solbat ift. 
(Zuftimmung rechte.) Deshalb muß man die Tendenz, die ſich bei Begrün: 
dung der Kommiſſionsvorlage geltend gemacht hat, bis zu einem gewifien 
Grade ald berechtigt anerkennen. Die verbündeten Regierungen haben aber 
ernſte Bedenken gegen die Berquidung ſolcher Gefichtspunfte mit der gegen: 
wärtigen Vorlage. (Hört! hört! Link!) Wir ftehen vor einer wichtigen 
Aufgabe, die von einem hervorragenden Landwirte ald die wichtigfte des 
neuen Jahrhunderts bezeichnet worden ift. Dieſe Aufgabe können die land— 
wirtjchaftlichen Kreife nicht Löfen, wenn fie nicht die Unterftüßung der 
Induſtrie geniehen. Iſt es nun taktifch richtig, jetzt das Geſetz ſo zu ge: 
italien, daß e3 weite Kreiſe der Induſtrie, auch in ihren en in hohem 
Make bejorgt maht? (Zuftimmung Links.) Seht ift die Induſtrie nur 
bejorgt, jollte aber das Geſetz Folgerſcheinungen mit fich bringen, welche 
für die Induftrie in der That pofitiv jchädlich find, jo wird aus der Be: 
jorgnis der Induſtrie Gegnerichaft gegen die landwirtichaftlichen Kreiſe 
entjtehen (Zuftimmung links), und dann wollen wir einmal jehen, ob e3 
möglich jein wird, bei der Neugeftaltung unſeres Zolltarif3 die Vorteile 
zu erreichen, die Sie (nad) rechts) I unbedingt nötig halten für die Inter: 
eſſen der Landwirtſchaft. (Abg. dv. Kardorff: Bange machen gilt nicht!) 
Ich kann Ihnen nur jagen, daß, wenn ich jolche —— thue, das 
kein taktiſcher Schachzug iſt, ſondern daß ich es thue auf Grund ernſter 
Thatſachen. Nur noch zwei Jahre, und wir müſſen unſere handelspoli— 
tiſchen Intereſſen neu regeln. Ich würde es für durchaus falſch halten, 
bei den großen Bedenken, welche derartigen Geſtaltungen entgegenſtehen, 
wegen eines Zeitraums don 21/ Jahren einen Vorgriff zu machen oder 
den Anjchein davon zu erwecken. Wir werden, wenn wir dazu fommen, 
unsere handelspolitiſchen Berhältnifie auf Grund eines neueren und bejjeren 
Zolltarif3 zu regulieren, feinen andern Gefichtspunft verfolgen fünnen, als 
den — der heimiſchen Arbeit; wir haben dann die Rückſichten nicht zu 
nehmen, die jetzt vielleicht tiugerweiſe noch zu nehmen ſind. Wir haben 
bisher die Verträge loyal gehalten; wir werden aber nicht zögern, autonom 
und auch durch die Handelsverträge unjerer heimijchen Produktion das: 
jenige Maß von Schub zu gewähren, wa3 andere Staaten längft ihrer 
heimischen Produktion und jehr zum Schaden der heimischen Produktion 
bis zur Prohibition gewährt haben. Gegen dad: „Bange machen gilt 
nicht!“ bemerfe ich noch: der Beſchluß, den die Mehrheit jeßt faßt, ift von 
ganz aufkerordentlicher Tragweite und von einer Schwerkraft, viel weiter 
reichend, als es jetzt ſcheint. Alfo haben Sie die Geduld, noch ein paar 
Jahre zu warten (Rufe: Nein! und Ausdrüde des Bedauerns rechts, 
Heiterkeit Links) bis zur Neugeftaltung unjerer handelspolitiſchen Bezieh: 
ungen. Sie werden damit den Intereſſen, die Sie vertreten, am beiten 
dienen. Fabius Gunctator war bekanntlich nicht der jchlechteite Taktiker. 

Nach längerer Debatte, in der fich der Reichskanzler noch gegen die 
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Kommijfionsbeichlüffe ausjpricht, werden dieſe mit großer Mehrheit an: 
genommen. — Am folgenden Tage wird ber Reſt des Gejeted angenommen. 


10. März. (Baden) Kammerbejchlüffe über Orden und 
Klöjter. 


Die Erfte Kammer lehnt einftimmig den von der Zweiten Hammer 
angenommenen Zentrumsantrag auf unbejchräntte Zulafjung der Klöſter 
und Orden ab. Deögleichen Iehnt fie mit großer Mehrheit den von Graf 
Helmftadt und Genoffen eingebrachten, ebenfalla von der Zweiten Hammer 
angenommenen Antrag ab, die Regierung möge von dem ihr zuftehenden 
Rechte der Zulafjung einzelner Klöfter Gebrauch machen. 

März. In der Preffe und Verfammlungen wird Tebhaft 
für und wider das Fleiſchbeſchaugeſetz agitiert. Gegen das Geſetz 
jprechen fich viele Handelafammern aus, dafür u.a. der Deutjche 
Landwirtjchaftsrat. 

13. März. GKonitz i. Wejtpreußen.) Es wird die zerjtüdelte 
Leiche eines Gymnaſiaſten Ernjt Winter aufgefunden. Da der 
Mörder nicht entdedit wird, verbreitet fich in der Bevölferung die 
Meinung, Winter ſei von jüdischen Schächtern zu rituellen Zweden 
geichlachtet worden. Es kommt in der Folge zu wiederholten An— 
griffen auf die Juden und ſolchen Unruhen, daß Militär ein- 
jchreiten muß. Die Angelegenheit bejchäftigt die Öffentliche Meinung 
außerordentlich und veranlaßt mehrere Prozeſſe. 

13.17. März. (Reichdtag.) Dritte Beratung der Novelle 
zum Strafgejegbuch (lex Heinze). Objtruftion. 

Die fonjervativen Parteien und das Zentrum bringen folgende 
Kompromißanträge ein: 

Der Reichstag wolle befchließen: 1. den $ 181b zu ftreichen; 2. den 
$ 182 zu freien; 3. den $ 182a zu ftreihen; 4. im $ 184 Nr. 2 den 
Wortlaut der Regierungsvorlage wieder herzuftellen; 5. dem $ 184a fol: 
gende fFafjung zu geben: „Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit 
Geldftrafe bis zu ſechshundert Mark wird beftraft, wer Schriften, Abbil: 
dungen oder Darftellungen, welche, ohne unzüchtig zu fein, das Scham: 
gefühl gröblich verlegen, 1. zu gejchäftlichen Zwecken an öffentlichen Straßen, 
Plägen oder an anderen Orten, die dem. öffentlichen Verkehr dienen, in 
Aergernis erregender Weiſe ausſtellt oder anjchlägt, 2. einer Perfon unter 
16 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet.“ 6. Dem $ 184b fol: 
gende Faſſung zu geben: „Wer innerhalb öffentlicher Schauftellungen, Auf: 
führungen oder Vorträge von Geſangs- und jonftigen Unterhaltungsjtücden 
Öffentlich ein Aergernis gibt durch eine Handlung, welche, ohne unzüchtig 
zu fein, da3 Schamgefühl gröblich verlegt, wird mit Gefängnisftrafe bis 
zu einem Jahre oder mit Geldftrafe bis zu 1000 Mark beftraft* und diejen 
Paragraphen ald $ 183a vor $ 184 einzufügen; 7. den $ 184c als 
$ 184b zu bezeichnen; 8. den Eingang des Geſetzes folgendermaßen zu faſſen: 
„In dem Strafgejeßbuch werden die $$ 180, 181, 184 und 362 durch 
nachftehende unter den gleichen Zahlen aufgeführte Beftimmungen erjeßt 
und die folgenden $$ 1814, 183a, 184a und 184b neu eingeftellt. 

Abg. Roeren (3.) wendet fich gegen die Agitation wider das Gejeß, 
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die von unglaublichen Verdrehungen wimmele und oft von recht jchlechten 
Elementen betrieben werde. Nichts hat weniger mit Kunſt zu thun als 
diefe Schmußartifel und die platten Gemeinheiten der Tingel-Tangel, die 
wir befämpfen wollen; e3 zeugt nicht von einem hohen Begriff von Kunſt 
und Litteratur, wenn man behaupten wollte, Kunft und Wiſſenſchaft könnten 
fih irgendwie beengt fühlen durch die Paragraphen, welche gegen Zucht: 
lofigfeit und Gemeinheit gerichtet werden jollen. 

Abg. Bajjermann (nl.): Der Vorredner unterichäße die Bewegung 
in der Künſtlerſchaft. Der Begriff des „Unzüchtigen“ und Schamlojen jei 
juriftifch nicht definierbar; ein „normales“ Schamgefühl gebe es nicht. Wir 
wollen nicht die Hand dazu bieten, dat Polizei und Gerichte immer mehr 
zu Mihgriffen veranlaßt werden, daß dem bisfretionären Ermeijen ein 
immer weiterer Spielraum gewährt wird; wir wollen, daß die Kunſt frei 
jein und bleiben joll, unbeirrt durch Heuchelei und Prüberie. 

Abg. Gröber (3.): Die Kunſt müfje fich den Gejeken der Moral 
fügen. Wohin fommen wir, wenn für die Kunſt die Gejeke der Moral 
nicht mehr gelten jollen? Wenn für die Künftler und bie Vertreter der 
Wiſſenſchaft die gewöhnliche Moral nicht gelten fol, wenn fie erflären 
dürfen, ich habe nichts mit der Moral zu thun, ich mache mir meine eigene 
Herrenmoral (Große Unruhe links), dann bleibt die gemeine Moral nur 
übrig für den großen Haufen, den man in Ordnung halten will. Wenn 
fih die oberen Schichten frei machen vom Gottesgebot, dann ift die Gejell: 
ichaft reif zum Untergang! (Stürmifche Unruhe links, lebhafter Beifall 
im Zentrum.) 

Abg. Bebel (Soz.) polemifiert gegen bie Erweiterung der polizei: 
lichen Befugniffe. Die Polizei nimmt jegt jchon dem Kaufmann, dem 
Händler, dem Friſeur einfach die Gegenftände, die fie beanftandet, weg oder 
verbietet die Auslage; fommt das Geſetz, jo folgt dieſer Wegnahme die 
Denunziation auf dem Fuße. Schon jet muß die Polizei dem Andrängen 
gewiſſer hochitehender Kreije, namentlich der Damen, die allerlei anftößig 
zu finden beginnen, weichen und nachgeben. Es find das diejelben Damen, 
welche bei den Hofbällen tief bi3 nad unten ausgejchnitten gehen; ein 
wiberwärtigeres Beiſpiel erbärmlicher Heuchelei ift faum aufzuweijen. Der 
Arbeitgeberparagraph joll preisgegeben werden, der gerade eine Quelle ver— 
ftopfen jollte, aus der die Proftitution Jahr für Jahr die reichte Nahrung 
zieht; muß da nicht in den Arbeiterfreijen ganz bedeutender Zweifel an 
der Aufrichtigteit der fittlichen Entrüftung der Mehrheit überhaupt ent: 
ftehen. Auf allen Gebieten herricht feit zehn Jahren die Reaktion; in der 
Kette ihrer Maßregeln bildet diefe Vorlage zur Knebelung ber Freiheit 
des Volkes einen weiteren Ring. 

Staatzjekretär Nieberding: Man hat behauptet, daß das Geſetz 
auf die Erziehung unferer Richter einen jchlechten Einfluß ausüben wird, 
aber nicht nachgetviejen. Sind Beltimmungen unferes Strafgejeges nicht 
mehr ausreichend, dann Hat die Gejeggebung die Pflicht der Ausfüllung, 
denn ſonſt fommen die Richter in die Lage, unter dem Einfluß dev Volks— 
ftimmung den beftehenden VBorjchriften eine erweiterte Auslegung zu geben. 
In diefer Beziehung hat uns der Grobe Unfug: Paragraph heiljame Lehren 
gegeben. Die Erregung in der Künftlerwelt bedaure ich, bin aber mit 
Herrn Schrader nicht über die Urſachen der Erregung einverftanden. ch 
habe auch mit den Vertretern diejer Kreiſe gejprochen und habe thatjächlich 
gefunden, daß fie von den Beitimmungen vielfach nur gehört oder aber fie 
vollftändig falich verftanden hatten. Die Geſetze der fritiichen Logik find 
der Künftlerwelt naturgemäß fremd; fie darf fich deshalb auch nicht das 
beſſere Urteil zujprechen. 
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Am folgenden Tage beginnt die Spezialdistuffion. 

Die neue Fafjung, welche $ 180 Str.GB. nah den Beichlüffen 
zweiter Lejung erhalten ſoll, lautet: 

$ 180. Wer gewohnheit3mäßig oder aus Eigennuß durch jeine Ver: 
mittelung oder durch Gewährung oder Verihaffung von Gelegenheit ber 
Unzucht Vorſchub leiftet, wird wegen Kuppelei mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat beftraft; auch fann zugleich auf Geldftrafe von 150 bis zu 
6000 Mark, auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, jowie auf Zuläffig: 
feit von Polizeiaufficht erfannt werden. Sind mildernde Umftände vor: 
handen, jo fann die Gefängniöftrafe bi3 auf einen Tag ermäßigt werden. 

Mit diefem $ 180 wird gleichzeitig diskutiert $ 181b der Beſchlüſſe 
zweiter Leſung: 

$ 181b. Die Vorjchriften des $ 180 finden feine Anwendung auf 
die Vermietung von Wohnungen an Frauensperſonen, welche gewerbämäßig 
Unzucht treiben, ſofern damit nicht eine Ausbeutung de3 unfittlichen Er: 
werbes der Mieterin verbunden ift. 

Abg. Beh (Fri. Vp.) beantragt, ftatt de $ 181b dem $ 180 fol: 
genden zweiten Abjat zu geben: 

Die Vermietung don Wohnungen an Frauensperſonen, welche ge: 
werbsmäßig Unzucht treiben, ift nicht als Vorjchubleiftung anzufehen, jofern 
damit nicht eine Ausbeutung des unfittlichen Erwerbes der Mieterin ver: 
bunden ift. 

Nach den Kompromißanträgen foll $ 181b gänzlich befeitigt werben. 

Die Sozialdemokraten beantragen: dem 8 181b zuzufügen: 

Die Polizei ift nicht berechtigt, anzuordnen, dab Perjonen, welche 
gewerb3mäßig Unzucht treiben, nur in beftimmten Stadtteilen, Straßen, 
MWohnhäufern oder Wohnungen Wohnung nehmen. Ebenſowenig iſt die 
Polizei berechtigt, zu verbieten, daß Perjonen, welche gewerbsmäßig Unzucht 
treiben, in beftimmten Stadtteilen, Straßen, Wohnhäufern oder Wohnungen 
Wohnung nehmen; eventuell $ 181b zu ftreichen. 

Staatsfefretär Nieberding: Die verbündeten Regierungen legen 
auf die Aufrechterhaltung des $ 181b der Vorlage den allergrößten Wert. 
Die zahlreichen Unterjchriften unter dem Kompromißantrage und der An- 
trag Albreht und Genofjen zeigen allerdings, daß die Parteien entweder 
gar nicht oder nicht bedingungslos diejer Vorjchrift zuftimmen. Die Re: 
gierung toleriert allerdings die Einjchränkung, welche $ 181b in der zweiten 
Leſung erfahren hat. ch verftehe den Widerjpruch der Gegner gegen eine 
Beitimmung, bei der es fich gewijjermaßen um die Legalifierung eines von 
uns allen mihachteten Betriebes handelt. Aber derartiges fann für bie 
Reichögejeßgebung nicht entjcheidend jein. Wir ftehen hier Thatjachen des 
unbarmberzigen Lebens gegenüber, denen wir Rechnung tragen müſſen. Die 
Polizei legt Wert darauf, die Proftitution in beftimmte Regel und Orb: 
nung zu bringen, und num foll fie die Wirte verfolgen? Das ift ein un: 
erträglicher Widerfprudh. Ich bitte Sie, halten Sie an den Beftimmungen 
der zweiten Lejung feft und verwerfen Sie die Anträge. 

Abg. Bebel (Soz.) begründet den jozialdemofratiichen Antrag und 
behauptet, da in Hamburg, Kiel und anderen Städten Bordelle wider: 
rechtlich geduldet würden. Hamburg. Senator Burhard: ch erkläre, 
daß im polizeilich-technifchen Sinn auch heute Bordelle in Hamburg nicht 
vorhanden find (Gelächter Links), nicht im Sinne, wie der Staatsjefretär 
fie verfteht, denn danach ift ein Bordell nur dann vorhanden, wenn ein 
Unternehmer mit polizeilicher Konzeſſion das unfittliche Gewerbe einer 
Proftituierten zu feinem eigenen Vorteile ausbeutet. ch erkläre hiermit, 
die polizeiliche Konzeſſion wird nicht erteilt. 


54 Das Perifhe Bei uud feine einzelnen Glirder. (März 15.) 


In der Abftimmung wird $ 130 mit großer Mehrheit angenommen. 
Für das Amendement Beh flimmt nur die Linkle und bie Hälfte ber 
— ⸗ für den Antrag Albrecht Sozialdemofraten und Frei⸗ 

nige. 

$ 181b wirb gegen bie Stimmen ber Fyreifinnigen und Rational: 
liberalen abgelehnt. 

55 181 und 181a (Eualifizierie Kuppelei und Zuhälterei) werden 
ohne Debatte nah den Beihlüflen zweiter Leſung beftätigt. 

& 182 (Erhöhung des Schutzalters für Mädchen von 16 auf 13 Jahre) 
ift einftimmig verworfen. Zer $ 182a (Arbeitgeberparagraph) ſoll nad) 
bem Rompromibantrag ebenfalls abgelehnt werden. Abg. Beckh-Koburg 
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ber Strafandrohung befreit wiſſen und empfiehlt dieien Antrag mit ben 
ihon in ber zweiten Leſung dorgetragenen Argumenten. In der Debatte 
rihten bie Abgg. Heine und Bebel (Soz.) iharfe Angriffe geaen bie 
Unfittlichleit auf dem Lande, bie die ftäbdtiiche weit übertreffe. — Ter An: 
trag Beckh wirb angenommen, $ 182a gegen die Stimmen der Zinfen und 
Antijemiten abgelehnt. 

15. März. 85 184—184b, bie gemeinjam disfutiert werden, lauten 
nad) ben Beihlüflen zweiter Leſung: 

8 184. Mit Gefängnis bi3 zu einem Jahre und mit Geldftrafe 
bi3 zu 1000 Mark oder mit einer biejer Strafen wird beftraft, wer 1. un- 
züchtige Schriften, Abbildungen oder Zarftellungen feilhält, verfauft, ver: 
teilt, an Orten, welche dem Publitum zugänglich find, ausſtellt oder an- 
fchlägt ober fonft verbreitet, fie zum Zwecke der Verbreitung herftellt oder 
zu bemjelben Zmwede vorrätig hält, anfündigt oder anpreift; 2. unzüchtige 
Schriften, Abbildungen oder Zarftellungen einer Perfon unter 18 Jahren 
gegen Entgelt überläbt oder anbietet; 3. Gegenitände, die zu unzüchtigem 
Gebrauch beftimmt find, an Orten, welche dem Publikum zugänglich find, 
ausftellt oder ſolche Gegenftände dem Publiftum anfündigt oder anpreift; 
4. öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu beftimmt find, unzüchtigen 
Verkehr herbeizuführen. 

Neben der Gefängnisftrafe kann auf Berluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte jowie auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erfannt werden. 

8 184a. Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Gelbditrafe 
bis zu 600 Mark wird beitraft, wer Schriften, Abbildungen oder Dar: 
ftellungen, welche, ohne unzüchtig zu fein, das Schamgefühl gröblich ver: 
legen, einer Perſon unter 18 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet 
oder zu geichäftlichen Zwecken oder in der Abſicht, dad Schamgefühl zu 
verlegen, an öffentlichen Straßen, Pläßen ober anderen Orten, die dem 
Öffentlichen Berfehre dienen, in Aergerniß erregender Weiſe ausſtellt oder 
anſchlägt. 

$ 184b. Mit Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre oder mit Gelb: 
firafe biß zu 1000 Mark wird beftraft, wer öffentlich theatralijche Vor: 
ftellungen, Singipiele, Geſangs- oder deflamatorische Vorträge, Schauftellungen 
von Perfonen oder ähnliche Aufführungen veranftaltet oder leitet, die durch 
gröbliche Be des Scham: oder Sittlichkeitägefühla Aergernis zu er: 
regen geeignet find. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der in öffentlichen theatralijchen 
Dorftellungen, Singipielen, Gejangs: oder beflamatorifchen Borträgen, 
Schauftellungen von Perjonen oder ähnlichen Aufführungen durch die Art 
jeined Vortrages oder Auftretend das Scham: oder Sittlichfeitägefühl gröb- 
lich verletzt. 
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den Lande £onftatieren, daß diejelben Herren, 50 an der Zahl, bis auf 
einen, die die namentliche Abftimmung beantragt haben, kurz dor derjelben 
das Haus demonftrativ verlafjen haben. (Betäubender Lärm Links; ftür- 
miſche Pfui-Rufe rechts und im Zentrum. Abg. Richter ruft nochmals mit 
dröhnender Stimme: Unfer gutes Recht!) Ich Habe nur Fonftatiert, was 
geichehen ift. (Erneute betäubende lärmende Kundgebung, Rufe: Und wir 
— Und wir auch! Toſende Schreie auf der Rechten: Ruhe! Raus! 
Der Präſident läutet ununterbrochen.) Wenn Sie ſich nicht ruhig ver— 
halten, werde ich dieſen Platz verlaſſen, ohne Tag und Stunde der nächſten 
Sitzung mitgeteilt zu haben. (Der ohrenzerreißende Lärm auf beiden Seiten 
wiederholt ſich. Einige Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Partei, u. a. 
Bebel, bemühen fich, die Linke zu beruhigen.) Herr Abg. Frohme, halten 
Sie den Mund! Ich jeße die ai — ar auf den 12. März, 
1 Uhr. (Zuruf lints: 19!) . den März .... Wenn man 
etwas... (Der Präfident deutet auf ie "Sim — ſich die Rufe 
lints Wir auch, wir auch! mit Bezug auf dieſe Geberde längere Zeit un— 
aufhörlich vernehmen Lafjen.) Ehe ich die Tagesordnung verfünde, möchte 
ich auch vor dem Haufe und vor dem Lande erklären, daß ich dieje Tages: 
ordnung nur King weil e3 die erſte Pflicht des Reichätages ift, den Etat 
vor dem 1. April fertig zu ftellen, und das nicht möglich ift, wenn ich den 
Gegenftand, der uns jebt viele Tage lang beichäftigt hat, noch weiter auf 
der Tagesordnung beließe. Dies ift der einzige Grund, weshalb ich das 
nicht thue. („Zägl. Rundichau“.) 


13. März. (Reichitag.) Die Budgetfommijfion lehnt die 
Forderung von 100000 Mark für die Vorarbeiten für die Zentral- 
bahn in Dftafrifa ab, ebenjo 20000 Mark für die Telegraphen= 
bauten. 

14. März. Die Bayeriſche Abgeordnetenfammer be- 
willigt einjtimmig 6 Millionen Mark für die Beichaffung von 
Wohnungen für Beamte und Arbeiter der Staatsbahnen. 

15. März. (Karzin i. Pommern.) Der Oberpräfident von 
Pommern, vd. Buttfamer, bis 1888 Minifter des Innern, faft 
72. Jahre alt, }. 

Mitte März. Die deutjche Reichgregierung antwortet auf 
dad von den Regierungen der Südafrifanijchen Republifen aus— 
gejprochene Erjuchen um freundjchaftliche VBermittelung zur Her— 
jtellung de3 Friedens: 


Die Regierung Sr. Majeftät des Deutjchen Kaiſers wird gern bereit 
jein, bei freundjchaftlicher Dermittelung mitzuwirken, jobald die Grund: 
bedingungen einer ſolchen vorhanden find, d. h. jobald fejtgeftellt ift, daß 
beide Gegner diejelbe wünjchen. Darüber, ob auf englifcher Eeite diejer 
Wunſch gegenwärtig vorhanden ift, werden die beiden jüdafrifanijchen 
Regierungen ſich entweder direkt in London oder durch die guten Dienfte 
einer dritten Regierung Auskunft verichaffen können, welche feine eigenen, 
wichtigen Intereſſen in Sübdafrifa wahrzunehmen hat. Letztere Voraus: 
jegung trifft bei einer Anzahl von Staaten in Europa und außerhalb 
Europas zu, jedoch nicht bei Deutjchland. Jeder derartige Schritt ber 
deutjchen Regierung würde daher den Verdacht erwecken, dab wir andere 
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al® Humanitäre Zwecke verfolgen, und das dadurch vermehrte Mißtrauen 
würde der Sacde des Friedens nicht förderlich fein. Dem Wunfche der 
jüdafrifanischen Regierungen, ihre Bitte um Wermittelung auch an die 
öfterreichijch-ungarifche und die jchweizerifche Regierung, deren Intereſſen 
durch das deutſche Konjulat in Pretoria wahrgenommen werden, gelangen 
zu laſſen, ift jelbitredend ſofort entiprochen worden. 


19. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus geneh- 
migt in dritter Beratung den Etat. (Annahme im Herrenhaufe 
31. Januar.) 

19. März. (Berlin.) Durch eine KHabinett3ordre wird die 
Beurlaubung von deutjchen Offizieren nach Frankreich, die bisher 
nur in Ausnahmefällen gejtattet war, allgemein den Beurlaubungen 
in da& Ausland gleichgeitellt. 

19. März. (Preußen.) Feier des 200jährigen Beſtehens 
der Akademie der Wiſſenſchaften. 


Im Weißen Saale des Schlofjes findet unter Teilnahme vieler in- 
ländijcher und ausländiicher Gäfte eine Feſtſitzung ftatt, der der Kaiſer bei- 
wohnt. Nach den Feftreden des Sefretärd der Akademie, Profejjor Auwers, 
und des Kultusminiſters hält der Kaiſer folgende Anſprache: 

Indem Jh Sie an Ihrem YJubeltage in diefem durch große Er: 
innerungen geweihten Saale Meines Schlofje3 willfommen heike, erinnere 
Ih Mich gern der Beziehungen, welche Ihre Körperichaft mit Meinem 
Königlichen Haufe verknüpfen. Das verftändnisvolle Intereſſe, dag Kur: 
fürft Friedrich III. Leibniz’ weitausfchauenden Plänen entgegenbrachte, hat 
fie ins Leben gerufen. Der Große Friedrich hat ihr den Stempel eines 
Geiftes aufgedrüdt. Alle Könige Preußen? haben al3 unmittelbare Pro: 
teftoren teilnehmend, leitend, fürdernd über diejer Schöpfung gewaltet, aljo 
dab das Wort KHaifer Wilhelms des Großen „Das in jedem preußischen 
Könige einwohnende Gefühl für Wiſſenſchaft ift auch in Mir lebendig“ 
im Berhältnifje zu ihr in bejonderer Weiſe feinen Ausdrud gefunden hat. 
Ich freue Mich, heute anerkennen zu dürfen, daß die Akademie der Wiſſen— 
ichaften nun jchon durch zwei Jahrhunderte ihre unvderfiegte Lebenskraft 
bewährt und daß fie den Erwartungen, die Meine Vorfahren in fie gejegt 
haben, voll entiprocdhen hat. E3 hat gewik guten Grund, wenn fich bie 
deutjche Willenichaft im engen Anſchluß an die Univerfitäten entwidelt hat, 
und Ich zweifle nicht, daß der Forſchung, wie es auch unfer unvergeßlicher 
Helmholtz bezeugte, aus dem akademiſchen Unterricht und dem Verkehr mit 
der ftudierenden Jugend reiche Lebensftröme zufließen. Aber nicht minder 
hat ſich die Organijation und Leitung wiljenjchaftlicher Arbeit durch die 
Akademien al3 ein wejentliche® und zur Erreichung großer Ziele unent: 
behrliches Element wiſſenſchaftlichen Fortjchritt3 erwiejen. Mehr als ein 
Sahrhundert vor der Berliner Univerfität ind Leben getreten, hat die Ber: 
liner Akademie auch früher die Aufgabe verfolgt, allen Zweigen der Wiſſen— 
ihaft gleichzeitig zu dienen. Wenn ch in weiterem Ausbau defjen heute 
die Zahl der ordentlichen Mitglieder in der philojophijch:hiftorifchen Klafje 
durch Hinzufügung einiger vorzugsweiſe für deutjche Spracdhforjchung be: 
ftimmter Stellen vermehrt habe, jo leitet Mich hierbei der Gedanke, daß 
die deutſche Sprachforſchung, auf die ſchon der Stiftungsbrief von 1700 
hinweift, in der Hauptitadt des jeßt geeinten Deutjchen Reiches bejonderer 
Pflege bedarf. Zugleich erjchien es Mir umerläßlich, auch die Zahl der 
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Stellen in der phyfitalifch-mathematischen Klaſſe mit Rücdficht auf die heu— 
tige Bedeutung der Technik in derjelben Weiſe zu verftärfen. Und wie die 
Alademie die Wiſſenſchaft von vornherein in ihrer vollen Univerjalität er: 
faßt hat, jo kann man e3 ihr anderjeit3 nachrühmen, daß fie fi) der Ver— 
folgung aller außerhalb der Wiffenichaft liegenden Intereſſen gänzlich fern 
gehalten hat. Wohl haben fich die großen Erlebnifje der Nation auch in 
ihrem Wirken gejpiegelt und in den Worten ihrer Feſtredner nicht jelten 
begeifterten Ausdruck gefunden. Aber fie hat es ftet3 verichmäht, in das 
Gewühl der politifchen Leidenschaften hinabzufteigen, und ihre oberfte Pflicht 
vielmehr allezeit in der reinen und interefjelofen Pflege der Wiſſenſchaft 
erblidt. In diejer jelbftlofen Hingabe, der fie Großes zu danken hat und 
die ihr weiterhin den Erfolg ihres Schaffens verbürgt, dient fie zugleich 
dem gottgewollten Ziele alles Wiſſens, die Menjchheit tiefer in die Er: 
fenntnis der göttlichen Wahrheit einzuführen. Wie die Naturwifjenichaften 
im leßten Ziele den Urgrund alles Seins und Werden? zu erforjchen 
trachten, jo bleibt, wie es Goethe — jelbit einft auswärtiges Mitglied diefer 
Körperſchaft — ausgeſprochen hat, „das eigentliche, einzige und tieffte 
Thema der Welt: und Menfchengejchichte, dem alle übrigen untergeordnet 
find, der Konflift de3 Unglauben® und Glauben?“ und, wie in jeinem 
Sinne hinzuzufügen ift, die Bethätigung Gottes am Menſchengeſchlecht. 
So bewährt fi) auch an Ihrem Arbeiten, wie es Leibniz wollte, daß durch 
die Wiffenjchaften „die Ehre Gottes und das Befte des ganzen menjchlichen 
Geſchlechts beftändig befördert wird“. Daß dies allezeit geichehe, dazu walte 
der Segen bed Höchſten über Ihnen auch im neuen Jahrhundert. 

Am 20. März findet im Saale de3 Abgeordnietenhaufe? eine Feſt— 
ſitzung ftatt, in der Prof. Adolf Harnad die Feſtrede hält. 


25. März. (Sadhjen.) Eine Verfammlung von 90 jäch- 
fifchen fozialdemofratifchen Gemeindevertretern in Chemnitz fordert 
das geheime und direkte Gemeindewahlrecht und die Abjchaffung 
der getrennten Kollegien. 


27. März. (Reichstag) Die Budgetlommilfion beginnt 
die Beratung der Tlottenvorlage. 


Abg. Müller: Fulda (3.) beantragt: 

I. eine Generaldebatte und zwei Lejungen ftattfinden zu lajjen; 

II. die Generaldebatte in vier Hauptabjchnitte zu teilen: 1. Not: 
wendigfeit und Umfang der Flottenvermehrung, 2. Koften und Beichaffung 
der Mittel, 3. Gejeßliche Feltlegung der Vermehrung, 4. Durhführung der 
Vermehrung. 

Nachdem dieſer Antrag angenommen ift, legt er folgenden Frage— 
bogen vor: 

Zu 1. Notwendigkeit und Umfang der Frlottenvermehrung. 

1. Welche Ereignifje find feit dem Erlaß des Flottengeſetzes vom 
10. April 1898 eingetreten, die eine Aenderung desjelben notwendig machen? 

2. Wie ift da3 derzeitige Stärfeverhältnis der Flotten: a) Deutſch— 
lands, Italiens, Oeſterreich- Ungarns, b) Rußlands und Frankreich, c) Eng: 
lands und ber Vereinigten Staaten von Nordamerika? 

3. Welche VBerftärfungen der Flotten dieſer Staaten find zur Zeit 
bereit3 bewilligt oder in Ausficht genommen? 

4. Welches find die Stärfeverhältniffe der Landarmeen diejer Staaten? 

5. Wie find unjere politifchen Beziehungen zu dieſen Staaten? 

6. Wie weit ift der vorgejchlagene Umfang der Flottenverftärfung 
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begründet mit: a) der Abwehr der Blodabegefahr, b) dem Echuß ber 
— ag c) der Berteidigung der vorhandenen Schußgebiete? 

7. Welde Ziele verfolgen die verbündeten Regierungen über vor: 

ftehende Aufgaben hinaus mit der geplanten Weltmadtpolitit? 
Zu 2. SKoften und Beihaffung der Mittel. 

8. Welche Steigerung der jonftigen Reichdausgaben ift mit Wahr: 
icheinlichkeit bi3 zum Jahre 1920 zu erwarten, insbejondere durch Mehr: 
foften für das Heer, den Penſionsfonds, die Verſicherungsgeſetze, die Kolonien, 
Neubewaffnung, Feſtungsbauten, Ueberſee-Kabel, Anlagen in Kiautichou, 
maritime Stüßpunfte, Kohlenftationen, Afrifabahnen und Vermehrung der 
Kolonialtruppen? 

9. Sind die verbündeten Regierungen geneigt, die aläbaldige An: 
lage eine Nidelitahl-Panzerplatten-Werk3 zur Herſtellung des gejamten 
Panzermateriald für die deutſche Kriegäflotte auf Rechnung des Reichs in 
Erwägung zu ziehen? 

10. Welche neuen Steuern jchlagen die verbündeten Regierungen 
unter Aufredhterhaltung des im Art. 8 des Geſetzes vom 10. April 1898 
feftgeftellten Grundjages zur Dedung der Koften der geplanten Flotten-— 
verjtärfung vor? 

Zu 3. Geiegliche Feſtlegung der Vermehrung. 

11. Wie denken fich die verbündeten Regierungen die praftiiche Durch: 
führung der 88 1 big 3 der Novelle unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
bes 8 7 des Geſetzes vom 10. April 1898? 

12. Wäre e3 nicht befler, die Vorjchriften des geltenden und des 
geplanten Flottengeſetzes in ein einheitliches Geſetz zuſammenzufaſſen? 

Zu 4 Durdführung der Bermehrung. 

13. In welcher Weije gedenken die verbündeten Regierungen den 
Nachteilen zu begegnen, welche aus der Berftärfung der Flotte für die 
Landwirtichaft zu befürchten find? 

14. Sind die verbündeten Regierungen geneigt, im Intereſſe der 
Zandwirtichaft: 1. eine Marimalpräjenzziffer, für Heer und Flotte zu: 
fammen berechnet, zu gewährleiften, welche die Zahl der für beide Zwecke 
auszuhebenden Mannjchaften auf ein erträgliches Maß beichräntt? 2. für 
eine angemefjene Erhöhung der Schußzölle auf landwirtichaftliche Erzeug: 
nifje bei den bevorftehenden Handeläverträgen energiich einzutreten? 

Die Debatte, an der ſich namentlich die Staatsjefretäre Graf Bülow 
und Zirpik beteiligen, wird am 28. und 29. fortgejeßt. Ueber die Steige: 
rung der Reichseinnahmen erflärt Staatsjefretär v. Thielmann: Die Fit: 
Einnahme der Zölle, Steuern und Averjen (dann Getreidezölle und Lotterie: 
ftempel) hat betragen 1895/96 613.9 Mill. Mark, 1896/97 647.1, 1897/98 
670.8, 1898 709.8, 1899, nach Dezember veranjchlagt, 744 Mill. Darf, 
mit Getreidezöllen und Lotterieftempel belief fich diejelbe auf 733, bezw. 
796.9, bezw. 800, bezw. 855, bezw. 866 Mill. Markt. Die Zölle (ohne 
Getreidezölle), Steuern, Averjen, Poſt- und Telegraphenüberihuß nebit den 
Ausgleichabeträgen und der Reichsdruderei, Eijenbahnverwaltung, Bant- 
zinjen, verjchiedene Verwaltungseinnahmen nebſt Ausgleichabeträgen haben 
eine Iſt-Einnahme erzielt von 704.9 pro 1895/96, 745.2 pro 1896; 97, 
188.7 pro 1897/98, 829.8,pro 1898, 856.6 Mill. Marf 1899, nad De: 
zember veranjchlagt; (mit Getreidezöllen) 807.5, bezw. 878.6, bezw. 893.5, 
bezw 957.3, bezw. 960.7 Mill. Mark. Wenn wir die einzelnen often 
betrachten, jo haben die Zölle (ohne Getreidezölle, aber mit Zabafitener 
und Averſen) eingebradht 2912 Mill. Mark, bezw. 311.9 Mill. Marf, 
bezw. 340.2 Mill. Mark, bezw. 360.3 Mill. Mark, bezw. 372 Mil Marf, 
die Getreidezölle (für die fünf KHauptgetreidearten) 102.6, bezw. 133.4, 
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Radikalismus ift auch dieſe fonjervative Richtung für die liberalen Par: 
teien ein wertvoller Anker. Hätten wir dieje Richtung nicht und damit 
einen feften Damm gegen den Radikalismus, jo würden, fürchte ich, auch 
die Liberalen Parteien von den radikalen Parteien jehr bald verjchlungen. 
Mir werden ernftlich prüfen müfjen, ob wir bei Abjchluß der neuen Handels: 
verträge nicht unferer heimijchen Landwirtichaft aus politijchen und wirt: 
ichaftlihen Gründen einen verftärkten Schuß angebeihen lafjen müſſen. 
(Sehr wahr! rechts.) Das Abwandern der Bevölkerung vom platten Lande 
nad) den Städten, von den polnijchen Landesteilen nach dem MWeften, nach 
den Sinduftriezentren, ift zum Zeil geradezu mit einer nationalen Gefahr 
verbunden, Für die Stärkung der Landwirtjchaft jpricht auch, daß der 
landwirtjchaftliche Arbeiter der ausdauerndſte und jchlagfertigfte Soldat ift. 
(Zuftimmung rechts.) Deshalb muß man die Tendenz, die ſich bei Begrün— 
dung der Kommijfionsvorlage geltend gemacht hat, bis zu einem gewifien 
Grade ald berechtigt anerkennen. Die verbündeten Regierungen haben aber 
ernfte Bedenken gegen die VBerquidung jolcher Gefichtspunfte mit ber gegen 
wärtigen Vorlage. (Hört! hört! Links.) Wir ftehen vor einer wichtigen 
Aufgabe, die von einem hervorragenden Landwirte als die mwichtigfte des 
neuen Jahrhunderts bezeichnet worden ift. Diefe Aufgabe können die land: 
wirtichaftlichen Kreije nicht Löfen, wenn fie nicht die Unterftüßung der 
Induſtrie genießen. Iſt es nun taktiſch richtig, jetzt das Geſetz jo zu ge: 
italien, daß es weite Kreiſe der Induſtrie, auch in ihren Spitzen, in hohem 
Maße beſorgt macht? (Zuſtimmung links.) Jetzt iſt die ———— nur 
beſorgt, ſollte aber das Geſetz Folgerſcheinungen mit ſich bringen, welche 
für die Induſtrie in der That poſitiv ſchädlich ſind, ſo wird aus der Be: 
jorgnis der Induſtrie Gegnerichaft gegen die landwirtichaftlichen Kreiſe 
entftehen (Zuftimmung lint3), und dann wollen wir einmal jehen, ob es 
möglich jein wird, bei der Neugeftaltung unſeres Zolltarif3 die Vorteile 
zu erreichen, die Sie (nad) recht3) für unbedingt nötig halten für die Inter— 
efjen der Landwirtichaft. (Abg. dv. Kardorff: Bange machen gilt nicht!) 
Ih kann Ihnen nur jagen, daß, wenn ich jolche Aeukerungen thue, das 
fein taktiſcher Schachzug ijt, jondern dab ich es thue auf Grund ernfter 
Thatſachen. Nur noch zwei Jahre, und wir müſſen unjere handeläpoli: 
tiichen Sinterefjen neu regeln. Ich würde es für durchaus faljch halten, 
bei den großen Bedenken, welche derartigen Geftaltungen entgegenftehen, 
wegen eined Zeitraums von 2! Jahren einen VBorgriff zu machen oder 
den Anjchein davon zu erwecken. Mir werden, wenn wir dazu fommen, 
unsere handelzpolitijchen Verhältnifje auf Grund eines neueren und bejjeren 
Zolltarif3 zu regulieren, feinen andern Gefichtspunft verfolgen fünnen, als 
den Schuß der heimijchen Arbeit; wir haben dann die Rüdfichten nicht zu 
nehmen, die jet vielleicht Elugerweife noch zu nehmen find. Wir haben 
bisher die Verträge loyal gehalten; wir werden aber nicht zögern, autonom 
und auch durch die Handeläverträge unjerer heimifchen Produktion das: 
jenige Maß von Schuß zu gewähren, wa3 andere Staaten längft ihrer 
heimijchen Produktion und jehr zum Schaden der heimiſchen Produktion 
bis zur Prohibition gewährt haben. Gegen dad: „Bange machen gilt 
nicht!” bemerfe ich noch: der Beſchluß, den die Mehrheit jet fat, ift von 
ganz auferordentlicher Tragweite und von einer Schwerkraft, viel weiter 
reichend, ala es jeßt jcheint. Alſo haben Sie die Geduld, noch ein paar 
Fahre zu warten (Rufe: Nein! und Ausdrüde de3 Bedauerns rechts, 
Heiterkeit links) bis zur Neugeftaltung unjerer handelspolitiſchen Bezieh: 
ungen. Sie werden damit den Intereſſen, die Sie vertreten, am beiten 
dienen. Fabius Gunctator war bekanntlich nicht der jchlechtefte Taktiker. 

Nach längerer Debatte, in der ſich der Reichsfanzler noch gegen die 
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Kommiſſionsbeſchlüſſe ausipricht, werben dieſe mit großer Mehrheit an: 
genommen. — Am folgenden Tage wird ber Reſt des Gejeted angenommen. 


10. März. (Baden) Kammerbejchlüffe über Orden und 
Klöſter. 


Die Erſte Kammer lehnt einſtimmig den von der Zweiten Kammer 
angenommenen Zentrumsantrag auf unbeſchränkte Zulaſſung der Klöſter 
und Orden ab. Desgleichen lehnt ſie mit großer Mehrheit den von Graf 
Helmſtadt und Genoſſen eingebrachten, ebenfalls von der Zweiten Kammer 
angenommenen Antrag ab, die Regierung möge von dem ihr zuſtehenden 
Rechte der Zulaſſung einzelner Klöſter Gebrauch machen. 

März. In der Preffe und Verſammlungen wird Iebhaft 
für und wider das Fleiſchbeſchaugeſetz agitiert. Gegen das Gejet 
iprechen fich viele Handelsfammern aus, dafür u. a. der Deutjche 
Landwirtſchaftsrat. 

13. März. (Konitz i. Weſtpreußen.) Es wird die zerſtückelte 
Leiche eines Gymnaſiaſten Ernſt Winter aufgefunden. Da der 
Mörder nicht entdeckt wird, verbreitet ſich in der Bevölkerung die 
Meinung, Winter ſei von jüdiſchen Schächtern zu rituellen Zwecken 
geſchlachtet worden. Es kommt in der Folge zu wiederholten An— 
griffen auf die Juden und ſolchen Unruhen, daß Militär ein— 
ſchreiten muß. Die Angelegenheit beſchäftigt die öffentliche Meinung 
außerordentlich und veranlaßt mehrere Prozeſſe. 

13.17. März. (Reichstag.) Dritte Beratung der Novelle 
zum Strafgejegbuch (lex Heinze). Objtruftion. 

Die fonjerdativen Parteien und das Zentrum bringen folgende 
Kompromißanträge ein: 

Der Reichstag wolle bejchließen: 1. den $ 181b zu ftreichen; 2. den 
$ 182 zu ftreichen; 3. den $ 182a zu ftreichen; 4. im $ 184 Nr. 2 den 
Mortlaut der Regierungsvorlage wieder herzuftellen; 5. dem $ 184a fol: 
gende Faſſung zu geben: „Mit Gefängnis bis zu jechd Monaten oder mit 
Geldftrafe bis zu ſechshundert Mark wird beftraft, wer Schriften, Abbil: 
dungen oder Darftellungen, welche, ohne unzüchtig zu fein, das Scham: 
gefühl gröblich verlegen, 1. zu gejchäftlichen Zwecken an öffentlichen Straßen, 
Plätzen oder an anderen Orten, die dem. Öffentlichen Verkehr dienen, in 
Aergernis erregender Weiſe auzftellt oder anjchlägt, 2. einer Perjon unter 
16 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet.“ 6. Dem $ 134b fol: 
gende Faſſung zu geben: „Wer innerhalb öffentlicher Schauftellungen, Auf: 
führungen oder Vorträge von Gefangd: und ſonſtigen Unterhaltungsftücen 
Öffentlich ein Aergernis gibt durch eine Handlung, welche, ohne unzüchtig 
zu jein, dad Schamgefühl gröblich verlegt, wird mit Gefängniäftrafe bis 
zu einem Jahre oder mit Geldftrafe bis zu 1000 Mark beftraft* und diejen 
Paragraphen als $ 183a vor $ 184 einzufügen; 7. den $ 184c als 
$ 184b zu bezeichnen; 8. den Eingang des Gejeßes folgendermaßen zu faflen: 
„In dem Strafgejeßbuch werden die 88 180, 181, 184 und 362 durch 
nachſtehende unter den gleichen Zahlen aufgeführte Beftimmungen erjeßt 
und die folgenden $$ 181la, 183a, 184a und 184b neu eingeftellt. 

Abg. Roeren (3.) wendet fich gegen die Agitation wider das Geſetz, 

4* 
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die von unglaublichen Verdbrehungen wimmele und oft von recht fchlechten 
Elementen betrieben werde. Nichts hat weniger mit Kunft zu thun ala 
diefe Schmußartifel und die platten Gemeinheiten der Zingel:Tangel, bie 
wir befämpfen wollen; e3 zeugt nicht von einem hohen Begriff von Kunſt 
und Litteratur, wenn man behaupten wollte, Kunft und Wiſſenſchaft könnten 
fi) irgendwie beengt fühlen durch die Paragraphen, welche gegen Zucht— 
lofigfeit und Gemeinheit gerichtet werden jollen. 

Abg. Bajjermann (nl.): Der Vorredner unterfchäße die Bewegung 
in der Künftlerfchaft. Der Begriff des „Unzüchtigen“ und Schamlojen jei 
juriftifch nicht definierbar; ein „normales“ Schamgefühl gebe e3 nicht. Wir 
wollen nicht die Hand dazu bieten, dat Polizei und Gerichte immer mehr 
zu Mikgriffen veranlaßt werden, daß dem biäfretionären Ermefjen ein 
immer weiterer Spielraum gewährt wird; wir wollen, daß die Kunſt frei 
jein und bleiben joll, unbeirrt durch Heuchelei und Prüberie. 

Abg. Gröber (3.): Die Kunſt müfje fich den Gejeken der Moral 
fügen. Wohin fommen wir, wenn für die Kunſt die Gejehe der Moral 
nicht mehr gelten follen? Wenn für die KHünftler und die Vertreter der 
Wiſſenſchaft die gewöhnliche Moral nicht gelten joll, wenn fie erklären 
dürfen, ich habe nichts mit der Moral zu thun, ich mache mir meine eigene 
Herrenmoral (Große Unruhe links), dann bleibt die gemeine Moral nur 
übrig für den großen Haufen, den man in Ordnung halten will. Wenn 
fi die oberen Schichten frei machen vom Gottesgebot, dann ift die Gejell: 
ichaft reif zum Untergang! (Stürmifche Unruhe Links, Iebhafter Beifall 
im Zentrum.) 

Abg. Bebel (Soz.) polemifiert gegen die Erweiterung der polizei: 
lichen Befugniſſe. Die Polizei nimmt jet jchon dem Kaufmann, dem 
Händler, dem Friſeur einfach die Gegenftände, die fie beanftandet, weg oder 
verbietet die Auslage; kommt das Gejeß, jo folgt diefer Wegnahme die 
Denunziation auf dem Fuße. Schon jet muß die Polizei dem Andrängen 
gewifier hochſtehender Kreiſe, namentlid der Damen, die allerlei anftöhig 
zu finden beginnen, weichen und nachgeben. Es find das diefelben Damen, 
welche bei den Hofbällen tief bis nad) unten audgejchnitten gehen; ein 
widerwärtigeres Beiſpiel erbärmlicher Heuchelei ift faum aufzuweilen. Der 
Arbeitgeberparagraph joll preiögegeben werden, der gerade eine Duelle ver: 
ftopfen follte, aus der die Proftitution Jahr für Jahr die reichte Nahrung 
zieht; muß da nicht in den Arbeiterfreifen ganz bedeutender Zweifel an 
der Aufrichtigfeit der fittlichen Entrüftung der Mehrheit überhaupt ent: 
ftehen. Auf allen Gebieten herrjcht jeit zehn Jahren die Reaktion; in der 
Kette ihrer Maßregeln bildet diefe Vorlage zur Knebelung der Freiheit 
bes Volkes einen weiteren Ring. 

Staatzjekretär Nieberding: Man hat behauptet, daß das Gejet 
auf die Erziehung unferer Richter einen jchlechten Einfluß ausüben wird, 
aber nicht nachgewiejen. Sind Beftimmungen unſeres Strafgejeßes nicht 
mehr ausreichend, dann Hat die Gejehgebung die Pflicht der Ausfüllung, 
denn jonft kommen die Richter in die Lage, unter dem Einfluß der Volke: 
ftimmung den beftehenden Borjchriften eine erweiterte Auslegung zu geben. 
In diefer Beziehung hat und der Grobe Unfug: Paragraph heilfame Lehren 
gegeben. Die Erregung in der Künftlerwelt bedaure ich, bin aber mit 
Herrn Schrader nicht über die Urfachen der Erregung einverftanden. Ich 
habe auch mit den Vertretern diejer Kreiſe geiprochen und habe thatjächlich 
gefunden, daß fie von den Beitimmungen vielfach nur gehört oder aber fie 
vollftändig faljch verftanden hatten. Die Geſetze der fritiichen Logik find 
ber Künſtlerwelt naturgemäß fremd; fie darf fich deshalb auch nicht das 
beſſere Urteil zujprechen. 
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Am folgenden Tage beginnt die Spezialbiskuffion. 

Die neue Fafjung, welche $ 180 Str.GB. nad den Beichlüffen 
zweiter Leſung erhalten foll, lautet: 

$ 180. Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennuß durch jeine Ver: 
mittelung oder durch Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit ber 
Unzucht Vorſchub Leiftet, wird wegen Kuppelei mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat beftraft; auch kann zugleich auf Geldjtrafe von 150 bis zu 
6000 Mark, auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte, ſowie auf Zuläjfig: 
feit von Polizeiaufficht erfannt werden. Sind mildernde Umftände vor: 
handen, jo fann die Gefängniäftrafe bi3 auf einen Tag ermäßigt werden. 

Mit diefem $ 180 wird gleichzeitig diskutiert $ 181b der Beſchlüſſe 
zweiter Leſung: 

8 181b. Die Vorjchriften des $ 180 finden feine Anwendung auf 
die Vermietung von Wohnungen an fyrauensperjonen, welche gewerbamäßig 
Unzucht treiben, fojern damit nicht eine Ausbeutung des unfittlichen Er: 
werbes der Mieterin verbunden ift. 

Abg. Beh (frj. Bp.) beantragt, ftatt des $ 181b dem $ 180 fol: 
genden zweiten Abjat zu geben: 

Die Vermietung von Wohnungen an Frauensperſonen, welche ge: 
werbsmäßig Unzucht treiben, ift nicht ala Vorſchubleiſtung anzufehen, jofern 
damit nicht eine Ausbeutung des unfittlichen Erwerbes der Mieterin ver: 
bunden ift. 

Nach den Kompromikanträgen foll $ 181b gänzlich befeitigt werben. 

Die Sozialdemokraten beantragen: dem $ 181b zuzufügen: 

Die Polizei ift nicht berechtigt, anzuordnen, daß Perjonen, welche 
gewerbamäßig Unzucht treiben, nur in beftimmten Stadtteilen, Straßen, 
MWohnhäufern oder Wohnungen Wohnung nehmen. Ebenfowenig ift die 
Polizei berechtigt, zu verbieten, daß Perjonen, welche gewerbsmäßig Unzucht 
treiben, in beftimmten Stadtteilen, Straßen, Wohnhäufern oder Wohnungen 
Wohnung nehmen; eventuell $ 181b zu ftreichen. 

Staatsſekretär Nieberding: Die verbündeten Regierungen legen 
auf die Aufrechterhaltung des $ 181b der Vorlage den allergrößten Wert. 
Die zahlreichen Unterfchriften unter dem Kompromißantrage und der An: 
trag Albreht und Genofjen zeigen allerdings, dat die Parteien entweder 
gar nicht oder nicht bedingungslos diejer Vorſchrift zuftimmen. Die Re: 
gierung toleriert allerdings die Einjchränkung, welche $ 181b in der zweiten 
Sefung erfahren hat. Ich verftehe den MWiderfpruch der Gegner gegen eine 
Beitimmung, bei ber es fich gewiflermaßen um die Legalifierung eines von 
uns allen mihachteten Betriebes handelt. Aber derartiges kann für die 
Reichsgeſetzgebung nicht entjcheidend fein. Wir ftehen hier Thatjachen des 
unbarmbherzigen Geben: gegenüber, denen wir Rechnung tragen müſſen. Die 
Polizei legt Wert darauf, die Proftitution in beftimmte Regel und Orb: 
nung zu bringen, und num joll fie die Wirte verfolgen? Das ift ein un: 
erträglicher Widerſpruch. Ich bitte Sie, halten Sie an ben Beftimmungen 
der zweiten Lejung feft und verwerfen Sie die Anträge. 

Abg. Bebel (Soz.) begründet den fozialdemofratifchen Antrag und 
behauptet, da in Hamburg, Kiel und anderen Städten Bordelle wider: 
rechtlich geduldet würden. Hamburg. Senator Burhard: Ich erkläre, 
daß im polizeilich-technifchen Sinn auch heute Bordelle in Hamburg nicht 
vorhanden find (Gelächter Links), nicht im Sinne, wie der Staatsſekretär 
fie verfteht, denn danach ift ein Bordell nur dann vorhanden, wenn ein 
Unternehmer mit polizeilicher Konzeffion das unfittliche Gewerbe einer 
Proftituierten zu feinem eigenen Vorteile ausbeutet. Ich erfläre hiermit, 
die polizeiliche Konzeſſion wird nicht erteilt. 
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In der Abftimmung wird $ 180 mit großer Mehrheit angenommen. 
Für dad Amendement Bedh ſtimmt nur die Linke und bie Hälfte der 
—— für den Antrag Albrecht Sozialdemokraten und Frei— 
innige. 

181b wird gegen die Stimmen der Freiſinnigen und National: 
liberalen abgelehnt. 

88 181 und 1814 (Qualifizierte Kuppelei und Zubhälterei) werden 
ohne Debatte nach den Beichlüffen zweiter Leſung beftätigt. 

$ 182 (Erhöhung de3 Schußalters für Mädchen von 16 auf 18 Jahre) 
ift einftimmig verworfen. Der { 182a (Arbeitgeberparagraph) foll nach 
dem Kompromißantrag ebenfall® abgelehnt werden. Abg. Beh: Koburg 
will die „Zujage der Gewährung von Beihäftigung, von Lohnerhöhung 
oder don anderen aus dem Lohnverhältnis fich ergebenden Vorteilen“ von 
der Strafandrohung befreit wiſſen und empfiehlt diefen Antrag mit den 
ſchon in der zweiten Leſung vorgetragenen Argumenten. In der Debatte 
richten die Abgg. Heine und Bebel (Soz.) jcharfe Angriffe genen bie 
Unfittlichfeit auf dem Lande, die die ftädtijche weit übertreffe. — Der An: 
trag Beh wird angenommen, $ 182a gegen die Stimmen der Linken und 
Antijemiten abgelehnt. 

15. März. 85 184—184b, die gemeinfam diskutiert werden, lauten 
nad den Beichlüffen zweiter Leſung: 

8 184. Mit Gefängni3 bis zu einem Jahre und mit Geldftrafe 
bi3 zu 1000 Mark oder mit einer diejer Strafen wird beftraft, wer 1. un: 
züchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen feilhält, verkauft, ver: 
teilt, an Orten, welche dem Publitum zugänglich find, ausftellt oder an— 
ichlägt oder fonft verbreitet, fie zum Zwecke der Verbreitung herftellt oder 
zu demſelben Zwede vorrätig hält, antündigt oder anpreift; 2. unzüchtige 
Schriften, Abbildungen oder Darftellungen einer Perfon unter 18 Jahren 
gegen Entgelt überläßt oder anbietet; 3. Gegenftände, die zu ungzüchtigem 
Gebrauch beftimmt find, an Orten, welche dem Publikum zugänglich find, 
auäftellt oder ſolche Gegenftände dem Publitum anfündigt oder anpreift; 
4. öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu beftimmt find, unzüchtigen 
Verkehr herbeizuführen. 

Neben der Gefängnisjtrafe kann auf Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte jowie auf Zuläffigkeit von Polizetaufficht erfannt werben. 

$ 184a. Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Gelbitrafe 
bi3 zu 600 Mark wird bejtraft, wer Schriften, Abbildungen oder Dar: 
ftellungen, welche, ohne unzüchtig zu jein, das Schamgefühl gröblich ver: 
legen, einer Perjon unter 18 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet 
oder zu geichäftlichen Ziweden oder in der Abficht, das Schamgefühl zu 
verlegen, an öffentlichen Straßen, Pläßen oder anderen Orten, die dem 
Öffentlichen DVerfehre dienen, in Aergerniß erregender Weiſe ausftellt oder 
anjchlägt. 

$ 184b. Mit Gefängnizftrafe bis zu einem Jahre oder mit Gelb: 
ftrafe bi8 zu 1000 Mark wird bejtraft, wer öffentlich theatralifche Vor: 
ftellungen, Singipiele, Geſangs- oder deflamatorijche Vorträge, Schauftellungen 
von Perfonen oder ähnliche Aufführungen veranftaltet oder leitet, die durch 
gröbliche Babe des Scham: oder Sittlichkeitsgefühls Aergernis zu er: 
regen geeignet find. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der in öffentlichen theatralijchen 
Vorftellungen, Singſpielen, Gejangs: oder deklamatoriſchen Worträgen, 
Scauftellungen von Perjonen oder ähnlichen Aufführungen durch die Art 
ſeines — oder Auftretens das Scham: oder Sittlichkeitsgefühl gröb— 
lich verletzt. 
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Abg. Beh: Koburg (Fri. Vp.) beantragt die Streichung der $$ 184 a 
und 184b und die Streihung der Worte „vorrätig hält“ in $ 184. 

Der Kompromikantrag will in $ 184 Nr. 2 den Wortlaut der Bor: 
lage wiederherftellen: „Unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen 
einer Perfon unter 16 Fahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet“; 
ferner ſoll danach $ 184a folgende Faſſung erhalten: „Mit Gefängnis bis 
zu 6 Monaten oder mit Gelditrafe bis zu 600 Mark wird beftraft, wer 
Schriften, Abbildungen oder Darftellungen, welche, ohne unzüchtig zu fein, 
dad Schamgefühl gröblich verlegen, 1. zu geichäftlichen Zwecken an öffent: 
lihen Straßen, Pläßen oder an anderen Orten, die dem öffentlichen Ver: 
fehr dienen, in Nergerni3 erregender Weije auäftellt oder anjchlägt; 2. einer 
Perſon unter 16 Jahren gegen Entgelt überläßt oder anbietet.” 

Deögleichen $ 184b (ber als $ 183a vor $ 184 eingefügt werben 
joll): „Wer innerhalb öffentlicher Schauftellungen, Aufführungen oder Bor: 
träge von Gejang3: und fonftigen Unterhaltungsftücen öffentlich ein Aerger: 
nis gibt durch eine Handlung, twelche, ohne unzüchtig zu fein, das Scham: 
gefühl gröblich verlegt, wird mit Gefängniöftrafe bis zu einem Jahre oder 
mit Gelditrafe bis zu 1000 Mark beitraft.“ 

Abg. dv. Bollmar (Soz.): Die Freunde des Geſetzes haben ſich in 
Schilderungen der Berrohung und Entfittlihung unſeres Zeitalterd ergangen, 
al3 wenn wir und in einem Sodom und Gomorrha befänden. Solche 
Klagen haben aber die Moraliften zu jeder Zeit erhoben. Das gries- 
grämige Alter blidt mit einem gewiſſen Bedauern auf die zurüdgelegte 
Jugend zurüd und Elagt über Verfchlechterung der Welt... .. Die Ten: 
denz geht dahin, alles auf den Standpunft der Mädchenpenfionate, der 
Schuljugend zu nidvellieren. (Sehr gut! links.) Die alte katholische Kirche 
war vorurteilslos genug gegen die antife Kunſt, fie fühlte fich dadurch in 
ihrer GSittenreinheit nicht bedroht, und die Scheu vor der Nadtheit iſt erſt 
aufgetreten, als die Kunft unvermögend geworden war, da3 von der Natur 
Geihaffene richtig wiederzugeben; als dieſe Kunſt wieder erwachte — und 
die Päpfte haben an der Renaifjance den hervorragenditen Anteil —, da 
eritand auch die Kunſt der Darftellung des Nadten wieder zu höchfter Blüte. 
Am Site des Hauptes der Chriftenheit ift man damals nicht prüde ge: 
wejen; ich erinnere nur an die Mandragola, an die Klytia, die erftere ift 
jo ziemlich dad Echlimmfte, was unter den $ 184a fällt. Der auch von 
Katholiken verehrte DOperbef hat die Venus von Milo ala ein Kunſtwerk 
gefeiert, dem jede finnliche Wirkung fern liege; ein Münchener fatholifches 
Blatt hat aber dieſe jelbe Venus als eine finnlich wirkende Nubdität, ala 
eine Objcönität bezeichnet. 

Abg. Himburg (fonf.): Kunſt und Wiſſenſchaft würden überhaupt 
von den Paragraphen gar nicht berührt. — Nach weiterer Debatte muß 
die Abftimmung wegen Beichlußunfähigkeit vertagt werben. 

Am folgenden Tage beginnt, nachdem $ 184 angenommen tworben 
it, eine fyftematische Obftruktion der Freifinnigen und Sozialdemokraten 
durch Gejchäftsordnungsdebatten, namentliche Abftimmungen und Stellung 
neuer Anträge. 

Am 17. März findet eine geheime Beratung über die Beftrafung 
der Verbreitung von geichlechtlichen Krankheiten ftatt. — Nach Wieder: 
aufnahme ber Deffentlichkeit erklärt fi Abg. Prinz Hohenlohe (wild) 
gegen das Gejek, weil es den Sozialdemokraten neue Anhänger aus den 
Reihen der KHünftler und Gelehrten zuführen müſſe. — Die Obftruftion 
wird fortgefeßt und bei einer namentlichen Abjtimmung die Beichluß;: 
unfähigfeit konſtatiert. Präfident Graf Balleftrem: Ehe ih Tag und 
Etunde der nächſten Sitzung feſtſetze, möchte ich vor dem Haufe und vor 
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dein Lande E£onftatieren, dab diejelben Herren, 50 an der Zahl, bis auf 
einen, die die namentliche Abjtimmung beantragt haben, kurz dor derjelben 
da3 Haus demonftrativ verlafjen haben. (Betäubender Lärm Links; ftür- 
miſche Pfui-Rufe rechts und im Zentrum. Abg. Richter ruft nochmals mit 
dröhnender Stimme: Unfer gutes Recht!) Ich Habe nur fonftatiert, was 
geichehen ift. (Erneute betäubende lärmende Kundgebung, Rufe: Und wir 
auch! Und wir auch! Toſende Schreie auf der Rechten: Ruhe! Raus! 
Der Präfident läutet ununterbrocden.) Wenn Sie fih nicht ruhig ver: 
halten, werde ich diefen Plaß verlaffen, ohne Tag und Stunde der nächſten 
Sigung mitgeteilt zu haben. (Der ohrenzerreißende Lärm auf beiden Seiten 
wiederholt fih. Einige Mitglieder der fjozialdemokratijchen Partei, u. a. 
Bebel, bemühen fich, die Linfe zu beruhigen.) Herr Abg. Frohme, halten 
Sie den Mund! Ich ſetze die RUM u hi = Montag ben 12. März, 
1 Uhr. (Zuruf lints: 19.!) . ben ärz .... Wenn man 
etwas . . . (Der Präfident deutet. auf — ein worauf fi) die Rufe 
links: Wir auch, wir auch! mit Bezug auf dieſe Geberde längere Zeit un— 
aufhörlich vernehmen lafjen.) Ehe ich die Tagesordnung verkünde, möchte 
ich auch vor dem Haufe und dor dem Lande erklären, daß ich dieje Tages: 
ordnung nur rg si weil es die erfte Pflicht des Reichdtages ift, den Etat 
vor dem 1. April fertig zu ftellen, und das nicht möglich ift, wenn ich den 
Gegenjtand, der uns jebt viele Tage lang beichäftigt hat, noch weiter auf 
der Tagedordnung beließe. Dies ift der einzige Grund, weshalb ich das 
nicht thue. („Zägl. Rundichau”.) 


13. März. (Reichätag.) Die Budgetlommijfion lehnt die 
Forderung von 100000 Mark für die Vorarbeiten für die Zentral— 
bahn in Dftafrifa ab, ebenjo 20000 Mark für die Telegraphen= 
bauten. 

14. März. Die Bayeriſche Abgeordnetenfammer be— 
willigt einjtimmig 6 Millionen Mark für die Beichaffung von 
Wohnungen für Beamte und Arbeiter der Staatsbahnen. 

15. März. (Karzin i. Pommern.) Der Oberpräfident von 
Pommern, dv. Puttkamer, bis 1888 Minifter des Innern, fat 
72. jahre alt, }. 

Mitte März. Die deutjche Reichgregierung antwortet auf 
dad von den Regierungen der Südafrifanijchen Republifen aus— 
gejprochene Erjuchen um freundjchaftliche VBermittelung zur Her— 
jtellung des Friedens: 


Die Regierung Sr. Majeftät des Deutjchen Kaijerd wird gern bereit 
jein, bei freundjchaftlicher VBermittelung mitzuwirken, jobald die Grund: 
bedingungen einer jolchen vorhanden find, d. h. ſobald fejtgeftellt ift, daß 
beide Gegner diejelbe wünjchen. Darüber, ob auf englijcher Eeite diejer 
Wunſch gegenwärtig dorhanden ift, werden die beiden jüdafrifanijchen 
Regierungen fi entweder direft in London oder durch die guten Dienfte 
einer dritten Regierung Auskunft verjchaffen können, welche feine eigenen, 
wichtigen Intereſſen in Südafrika wahrzunehmen hat. Letztere Boraus- 
jeung trifft bei einer Anzahl von Staaten in Europa und außerhalb 
Europas zu, jedoch nicht bei Deutjchland. Jeder derartige Schritt ber 
deutjchen Regierung würde daher den Verdacht eriweden, daß wir andere 
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als humanitäre Zwede verfolgen, und das dadurch vermehrte Miktrauen 
würde der Sache des Friedens nicht förderlich fein. Dem Wunſche der 
jüdafrifanischen Regierungen, ihre Bitte um Bermittelung auch an die 
Öfterreichijcheungariiche und die jchweizerifche Regierung, deren nterefjen 
durch da3 deutſche Konjulat in Pretoria wahrgenommen werden, gelangen 
zu laffen, ift jelbjtredend ſofort entiprochen worden. 


19. März. Das Preußifche Abgeordnetenhaus geneh- 
migt in dritter Beratung den Etat. (Annahme im Herrenhauje 
31. Januar.) 

19. März. (Berlin.) Durch eine Habinett3ordre wird die 
Beurlaubung von deutjchen Offizieren nach Frankreich, die bisher 
nur in Ausnahmefällen gejtattet war, allgemein den Beurlaubungen 
in das Ausland gleichgejtellt. 

19. März. (Preußen.) eier des 200jährigen Bejtehens 
der Akademie der Wiſſenſchaften. 


Im Weihen Saale des Schlofjes findet unter Teilnahme vieler in: 
ländijcher und ausländischer Gäfte eine Feſtſitzung ftatt, der der Kaiſer bei- 
wohnt. Nach den Feſtreden des Sefretärd der Akademie, Profeſſor Aumers, 
und des Kultusminiſters hält der Kaiſer folgende Anſprache: 

indem Ich Sie an Ihrem AJubeltage in dieſem durch große Er: 
innerungen geweihten Saale Meines Schlofje3 willkommen heiße, erinnere 

Mich gern der Beziehungen, welche Ihre Körperfchaft mit Meinem 
Königlichen Haufe verknüpfen. Das verftändnisvolle Intereſſe, das Kur: 
fürft Friedrich III. Leibniz’ weitausfchauenden Plänen entgegenbrachte, hat 
fie ins Leben gerufen. Der Große Friedrich hat ihr den Stempel Seines 
Geiftes aufgedrüdt. Alle Könige Preußens haben als unmittelbare Pro: 
teftoren teilnehmend, leitend, fürdernd über diefer Schöpfung gewaltet, aljo 
daß das Wort Kaiſer Wilhelms des Großen „Da3 in jedem preußischen 
Könige einwohnende Gefühl für Wiſſenſchaft ift auch in Mir lebendig“ 
im Berhältniffe zu ihr im bejonderer Weiſe feinen Ausdrud gefunden hat. 
ch freue Mich, heute anerkennen zu dürfen, daß die Akademie der Wiſſen— 
ihaften nun jchon durch zwei Jahrhunderte ihre unvderfiegte Lebenskraft 
bewährt und daß fie den Erwartungen, die Meine Vorfahren in fie gejeßt 
haben, voll entiprochen hat. E3 hat gewiß guten Grund, wenn fich die 
deutjche Wiſſenſchaft im engen Anſchluß an die Univerfitäten entwicelt hat, 
und Sch zweifle nicht, daß der Forſchung, wie e3 auch unfer unvergehlicher 
Helmhol bezeugte, aus dem akademiſchen Unterricht und dem Verkehr mit 
der ftudierenden Jugend reiche Lebensftröme zufließen. Aber nicht minder 
hat ſich die Organijation und Leitung wiſſenſchaftlicher Arbeit durch die 
Akademien al3 ein wejentliches und zur Erreichung großer Ziele unent: 
behrliches Element wiſſenſchaftlichen Fortſchritts erwieſen. Mehr als ein 
Sahrhundert vor der Berliner Univerfität ins Leben getreten, hat die Ber: 
liner Afademie auch früher die Aufgabe verfolgt, allen Zweigen der Wifjen: 
ihaft gleichzeitig zu dienen. Wenn Ich in weiterem Ausbau deſſen heute 
die Zahl der ordentlichen Mitglieder in der philojophijch:hiftorischen Klaſſe 
durch Hinzufügung einiger vorzugsweije für deutjche Sprachforſchung be: 
ftimmter Stellen vermehrt habe, jo leitet Mid) hierbei der Gedanke, daß 
die deutjche Sprachforſchung, auf die jchon der Stiftungsbrief von 1700 
hinweift, in der Hauptitadt des jet geeinten Deutjchen Reiches bejonderer 
Plege bedarf. Zugleich erjchien es Mir umerläßlich, auch die Zahl der 
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Stellen in der phyfifalifch-mathematifchen Klaſſe mit Rüdficht auf die heu— 
tige Bedeutung der Technik in derjelben Weife zu verftärfen. Und wie die 
Akademie die Wiſſenſchaft von vornherein in ihrer vollen Univerjalität er: 
faßt hat, jo kann man e3 ihr anderjeit3 nachrühmen, daß fie fi der Ver: 
folgung aller außerhalb der Wifjenjchaft Liegenden Intereſſen gänzlich fern 
gehalten hat. Wohl haben fich die großen Erlebnifje der Nation aud in 
ihrem Wirken gejpiegelt und in den Worten ihrer Feſtredner nicht jelten 
begeifterten Ausdrud gefunden. Aber fie hat es ftet3 verſchmäht, in das 
Gewühl der politifchen Leidenjchaften hinabzufteigen, und ihre oberſte Pflicht 
vielmehr allezeit in der reinen und interefjelofen Pflege der Wiſſenſchaft 
erblidt. In diejer jelbftlojen Hingabe, ber fie Großes zu danken hat und 
die ihr weiterhin ben Erfolg ihres Schaffens verbürgt, dient fie zugleich 
dem gottgewollten Ziele alles Wiſſens, die Menfchheit tiefer in die Er: 
kenntnis der göttlichen Wahrheit einzuführen. Wie die Naturwifjenichaften 
im letten Ziele den Urgrund alles Seins und Werden? zu erforjchen 
trachten, fo bleibt, wie e8 Goethe — jelbft einft austwärtiges Mitglied diejer 
Körperſchaft — ausgeiprochen hat, „das eigentliche, einzige und tieffte 
Thema der Welt: und Menjchengeichichte, dem alle übrigen untergeordnet 
find, der Konflift des Unglauben® und Glauben?“ und, wie in jeinem 
Sinne hinzuzufügen ift, die Bethätigung Gottes am Menſchengeſchlecht. 
So bewährt ſich auh an Ihrem Arbeiten, wie es Leibniz wollte, daß durch 
die Wiſſenſchaften „die Ehre Gottes und das Befte des ganzen menjchlichen 
Geſchlechts beftändig befördert wird‘. Daß dies allezeit geichehe, dazu walte 
der Segen des Höchſten über Ihnen auch im neuen Jahrhundert. 

Am 20. März findet im Saale de3 Abgeordnetenhauſes eine Felt: 
figung ftatt, in der Prof. Adolf Harnad die Feitrede hält. 


25. März. (Sadhjen.) Eine Verfammlung von 90 ſäch— 
fifchen jozialdemofratifchen Gemeindevertretern in Chemnit fordert 
da3 geheime und direkte Gemeindewahlrecht und die Abjchaffung 
der getrennten Kollegien. 


27. März. (Reichdtag.) Die Budgetlommijfion beginnt 
die Beratung der Tlottenvorlage. 


Abg. Müller: Fulda (3.) beantragt: 

I. eine Generalbebatte und zwei Leſungen ftattfinden zu lafjen; 

II. die Generaldebatte in vier Hauptabjchnitte zu teilen: 1. Not: 
wendigfeit und Umfang der Flottenvermehrung, 2. Koften und Beichaffung 
der Mittel, 3. Gejegliche Feltlegung ber Vermehrung, 4. Durhführung der 
Vermehrung. 

Nachdem diejer Antrag angenommen ift, legt er folgenden Trage: 
bogen vor: 

Zu 1. Notwendigkeit und Umfang der Flottenvermehrung. 

1. Welche Ereigniſſe find jeit dem Erlaß des Flottengeſetzes vom 
10. April 1898 eingetreten, die eine Aenderung desſelben notwendig machen? 

2. Wie ift das derzeitige Stärfeverhältnis der Flotten: a) Deutjch- 
lands, Italiens, Oeſterreich-Ungarns, b) Ruklands und Frankreichs, c) Eng: 
lands und ber Vereinigten Staaten von Nordamerika? 

3. Welche VBerftärfungen der Flotten diefer Staaten find zur Zeit 
bereit3 beiwilligt oder in Ausficht genommen? 

4. Welches find die Stärfeverhältniffe der Landarmeen dieſer Staaten? 

5. Wie find unjere politiichen Beziehungen zu diefen Staaten? 

6. Wie weit ift der vorgejchlagene Umfang der Yylottenverftärfung 
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begründet mit: a) der Abwehr der Blocdadegefahr, b) dem Echuß der 
Handelsflotte, c) der Verteidigung der vorhandenen Schußgebiete? 

7. Welche Ziele verfolgen die verbündeten Regierungen über vor: 

ftehende Aufgaben hinaus mit der geplanten Weltmadhtpolitit? 
Zu 2, Koften und Beichaffung der Mittel. 

8. Melche Steigerung der fonftigen Reichdausgaben ift mit Wahr: 
icheinlichfeit bi3 zum Jahre 1920 zu erwarten, inäbejondere dur; Mehr: 
foften für das Heer, den Penfionsfonds, die Verſicherungsgeſetze, die Kolonien, 
Neubewaffnung, Feſtungsbauten, Weberjee-Fabel, Anlagen in Kiautjchou, 
maritime Stüßpunfte, Kohlenftationen, Afrifabahnen und Vermehrung ber 
Kolonialtruppen? 

9. Sind die verbündeten ———— geneigt, die alsbaldige An— 
lage eines Nickelſtahl-Panzerplatten-Werks zur Herſtellung des geſamten 
Panzermaterials für die deutſche Kriegsflotte auf Rechnung des Reichs in 
Erwägung zu ziehen? 

10. Welche neuen Steuern ſchlagen die verbündeten Regierungen 
unter Aufrechterhaltung des im Art. 8 des Geſetzes vom 10. April 1898 
feftgeftellten Grundfaßes zur Dedung der Koſten ber geplanten flotten: 
verftärfung dor? 

Zu 3. Gejegliche Teftlegung der Vermehrung. 

11. Wie denken fich die verbündeten Regierungen die praftifche Durch: 
führung der 88 1 bi 3 der Novelle unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
des $ 7 des Gejeßed vom 10. April 1898? 

12. Wäre e3 nicht bejjer, die Vorjchriften de3 geltenden und des 
geplanten Tylottengejeßes in ein einheitliches Gejeh zufammenzufafjen? 

Zu 4 Durchführung der Vermehrung. 

13. In welcher Weije gedenken die verbündeten Regierungen den 
Nachteilen zu begegnen, welche aus der Verftärfung der Flotte für bie 
Landwirtſchaft zu befürchten find? 

14. Sind die verbündeten Regierungen geneigt, im Intereſſe ber 
Sandwirtjchaft: 1. eine Marimalpräfenzziffer, für Heer und Flotte zu: 
jammen berechnet, zu gewährleiften, welche die Zahl der für beide Zwecke 
auszuhebenden Mannjchaften auf ein erträgliches Maß beichräntt? 2, für 
eine angemejjene Erhöhung der Schußzölle auf landwirtjchaftliche Erzeug: 
niffe bei den bevorftehenden Handelöverträgen energijch einzutreten? 

Die Debatte, an der fich namentlich die Staatsjefretäre Graf Bülow 
und Tirpitz beteiligen, wird am 28. und 29. fortgejeßt. Ueber die Steige: 
rung der Reichdeinnahmen erklärt Staatsjefretär vd. Thielmann: Die it: 
Einnahme der Zölle, Steuern und Averjen (dann Getreidezölle und Lotterie: 
ftempel) hat betragen 1895/96 613.9 Mill. Mark, 1896/97 647.1, 1897/98 
670.8, 1898 709.8, 1899, nach Dezember veranjchlagt, 744 Mill. Mark, 
mit Getreidezöllen und Lotterieftempel belief ſich diejelbe auf 733, bezw. 
796.9, bezw. 800, bezw. 855, bezw. 866 Mill. Mark. Die Zölle (ohne 
Getreidezölle), Steuern, Averjen, Poft: und Telegraphenüberichuß nebſt den 
Ausgleichsbeträgen und der Reichsdruderei, Eijenbahnverwaltung, Bant- 
zinſen, verjchiedene Verwaltungseinnahmen nebft Ausgleichsbeträgen haben 
eine Iſt-Einnahme erzielt von 704.9 pro 1895/96, 745.2 pro 1896/97, 
188.7 pro 1897/98, 829.8,pro 1898, 856.6 Mill. Mark 1899, nad) De: 
zember veranjchlagt; (mit Getreidezöllen) 807.5, bezw. 878.6, bezw. 893.5, 
bezw 957.3, bezw. 960.7 Mill. Marf. Wenn wir die einzelnen Poſten 
betrachten, jo haben die Zölle (ohne Getreidezölle, aber mit Tabaäkſteuer 
und Averjen) eingebraht 291.2 Mill. Mark, bezw. 311.9 Mill. Mark, 
bezw. 340.2 Mill. Mark, bezw. 360.3 Mill. Mark, bezw. 372 Mill Mark, 
die Getreidezölle (für die fünf Hauptgetreidearten) 102.6, bezw. 133.4, 
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bezw. 112.8, bezw. 127.5, bezw. 104.1 Mill. Mark, die Zuderfteuer 80.5, 
bezw. 93.1, bezw. 84.1, bezw. 96.7, bezw. 105.3 Mill. Mark; die Salz: 
fteuer 45.5, bezw. 46.9, bezw. 47.2, bezw. 47.2, bezw. 48.7 Mill. Mark; 
die Branntweinfteuer aller Arten (außer Brennfteuer) 113.3, bezw. 117.2, 
bezw. 118.7, bezw. 119.4, bezw. 128.2 Mill. Mark; die Brauſteuer (zu: 
züglich der Ausgleichabeträge) 35.2, bezw. 35.7, bezw. 37.9, bezw. 38.4, 
bezw. 39.4 Mill. Mark; Stempelabgaben aller Art (ausjchließlich der Staat3- 
lotterien) 48.2, bezw. 42.3, bezw. 42.7, bezw. 47.8, bezw. 50.4 Mill. Mark; 
Lotterieftempel (für Staat3lotterien) 16.5, bezw. 16.4, bezw. 16.4, bezw. 
17.7, bezw. 17.9 Mill. Mark. Der Poft: und Telegraphenüberſchuß nebft 
den Ausgleichäbeträgen und der Reichädruderei hat betragen 31.7, bezw. 
33.1, bezw. 42.1, bezw. 46.8, bezw. 46.5 (noch unficher) Mill. Mark; die 
Gijenbahnverwaltung hat eingebracht 25.3, bezw. 23.6, bezw. 23, bezw. 
22.7, bezw. 20.2 (noch unficher) Mill. Mark; das Bankweſen 3.1, bezw. 
8.9, bezw. 10.7, bezw. 14, bezw. 12 (der Anteil am Reingewinn der Reiche- 
bank ift nicht berüdfichtigt) Dil. Mark; verjchiedene VBerwaltungseinnahmen 
(nebjt Ausgleichabeträgen) ergaben 14.4, bezw. 16.1, bezw. 17.7, bezw. 18.8, 
bezw. 16 (noch unficher) Mill. Marf. 

27. März. Der Reichstag genehmigt mit großer Mehrheit 
gegen die Stimmen der fonjervativen Partei einen Antrag auf 
Gewährung von „Anwejenheitsgeldern”. 

28. März. Der Reichdtag genehmigt den Etat in dritter 
Beratung. 

Der Etat balanciert in Einnahmen und Ausgaben mit 2059825412 
Mark. Davon find fortdauernde Ausgaben 1783778780, einmalige Aus: 
gaben des ordentlichen Etat3 196998221 und 79048411 einmalige Aus: 
gaben de3 außerordentlichen Etat. — 72620029 find durch eine Anleihe 
aufzubringen. 

Ende März. April. Kompromiß über das Fleiſchbeſchaugeſetz. 

Die Führer der Konjervativen erklären fi zu Konzeffionen über 
die Bejchlüffe zweiter Lefung hinaus bereit, um das Geſetz nicht am Wider: 
ftande der Regierungen jcheitern zu laffen. Der Vorſtand de3 Bundes der 
Zandwirte proteftiert dagegen, jo daß es zu einer lebhaften Polemik zwijchen 
beiden kommt („Deutiche Tageszeitung“, „Konjervative Korreſpondenz“). — 
Ende April verftändigt fich die Regierung mit den Vertretern der Majorität 
(vgl. 23. Mai). 

1. April. Der preußiiche Etat balanciert mit 2472266 033 
Mark. Fortdauernde Ausgaben find 2306076751, einmalige und 
außerordentliche 166189232 Mar. 

Anfang April. (Bayern.) Der Kultusminifter legt dem 
Kandtag eine Denkjchrift zur Frage der Revifion der gejeglichen 
Beltimmungen über die Gehälter und Penfionen der Volksſchul— 
lehrer vor. 

Danach jollen die wirklichen Schullehrer 1200 Mark Anfangagehalt, 
ferner freie Dienftwohnung oder Wohnungsentichädigung erhalten. Den 
Lehrern, die den Kirchendienft bejorgen, joll ein Betrag bi 200 Mark aus 


den Erträgniſſen dieſes Dienftes in das Anfangsgehalt nicht eingerechnet 
werden. Für die Schulveriwejer und die weltlichen Lehrerinnen erden 
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1000 Mark, für die Schulgehilfen, Hilfälehrer und Schulverweferinnen 
800 Mark, für die Schulgehilfinnen und Hilfälehrerinnen 750 Mark ala 
Anfangsgehalt in Vorſchlag gebradt. Weiterhin bezeichnet die Denkſchrift 
für die finanzielle Durchführung biefer Reformen eine jährliche Mehraus: 
gabe von 3054529 Mark ala erforderlih. Davon ſoll die Staatäfafje 
1! Millionen übernehmen, den Reft jollen die betreffenden Gemeinden 
tragen. Eine Berftaatlihung der Volksſchule wird neuerdings abgelehnt 
und an den Grundſätzen des Schulbedarfgejeßes feitgehalten, wonach zu- 
nächft die Gemeinden und jubfidiär die Kreije für den Schulaufiwand auf: 
zukommen haben. Eine Herabjegung der Normal:Schülerzahl einer Schule 
oder Schulklaffe wird in Ausficht genommen. Die fofortige Aufhebung 
de3 Schulgeldes empfiehlt die Denkichrift im Intereſſe der Gemeindekaſſen 
nicht, dagegen eine wohlwollende Regelung besjelben. 


3. April. Die Evangelifchen Arbeitervereine, 60000 Mann 
jtarf, treten dem lottenverein bei. Diefer zählt nunmehr un— 
gefähr 600000 Mitglieder. 


6. April. (Berlin) Der deutjche Handelstag jpricht fich 
für die Bermehrung der Flotte und gegen das Fleifcheinfuhrverbot 


und die Warenhausjteuer aus. 

Anfang April. Preußen.) Die Minijter für Landwirt- 
ichaft und des Innern erlaffen folgende Verfügung an die Regie- 
rung3präfidenten über den Kontraftbruch ländlicher Arbeiter (vgl. 
©. 71, 43): 

63 -ift eine allgemeine Anordnung dahin in Anregung gebracht 
worden, daß die Angelegenheiten, welche fi) auf den Vertragsbruch des 
Gefindes und der ländlichen Arbeiter beziehen, als eilige zu behandeln jein 
follen. Wenn fih auch annehmen läßt, dab mit Rüdficht auf die in Be: 
tracht kommenden wichtigen ftaatlichen und Privatintereffen jchon ieh? ent: 
iprechend verfahren wird, jo empfiehlt e3 fich doch, auf die Eilbedürftigkeit 
folder Sachen noch bejonderd aufmerkjam zu machen. Wir erjuchen des: 
halb, joweit die Mitwirkung der Polizeibehördben in Angelegenheiten jener 
Art in Frage kommt, für den dortigen Bezirk eine entjprechende Berfügung 
zu erlaſſen. 


Anfang April. Amtliche Statiftif über die Streiks im 


Sahre 1899. 

Die Zahl ber Streiks 1899 hat 1297 betragen, die fich auf 7113 Ber 
triebe erſtreckten. Bon bdiefen Betrieben famen durch die Streif3 1928 zum 
Stillftand. In den von den Ausftändigen 1899 ergriffenen 7113 Betrieben 
waren im ganzen 240246 Arbeiter bejchäftigt, von denen 98304 fi) am 
Streik beteiligten; unter ihnen wurden 27017 fontraftbrüdhig. Ein Viertel 
aller Streit betraf da3 Baugewerbe, in ihm famen 443, in der Textil: 
induftrie 109, in ber Induſtrie von Stein und Erde 103, in der Majchinen: 
induftrie 85, in der Bekleidungs- und Reinigungsinduftrie 64, in der 
Nahrungs: und Genufmittelinduftrie 52 Streits vor. Während im 
Baugewerbe die Zahl der Streifenden 35924 betrug, don denen 3114 
fontraftbrüchig waren, belief fich die Zahl der kontraktbrüchigen Streifen: 
den in ber ZTertilinduftrie auf faft die Hälfte ber Streifenden: 5323 don 
11 377. 
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10. April. (Berlin) Der Kaifer kündigt den bevorftehen- 
den Bejuch des Kaiſers Franz Joſeph durch folgendes Telegramm 
an den Oberbürgermeifter von Berlin an: 


Se. Majeftät der Kaiſer Franz Joſeph hat Mir die hocherfreuliche 
Mitteilung zugehen laffen, dat er beabfichtige, in den erften Tagen des 
Mai die Kaiferin und Mich zu befuchen. MUeberzeugt, daß die Bürger 
Meiner Refidenzftadt in treuer Verehrung und warmer Zuneigung zu dem 
Hohen Gafte emporbliden, der einft ein treuer Freund unſeres unvergeß- 
lichen Großen Kaiſers war, teile Ich Ihnen den bevorstehenden Bejuch mit, 
damit Meine Berliner frühzeitig in der Lage feien, die Stadt würdig zu 
ihmücen zum Willtommen für Meinen verehrten, treuen Verbündeten. 

Wilhelm IR. 


15.16. April. (PBojen.) Der Parteitag der polnischen Sozial- 
demofratie verwirft einen Antrag, der nationalen Propaganda zu 
entjagen und auf internationalen Boden zu treten. 

18. April. (Dresden) Auf der Landesfonferenz der jäch- 
fiichen Sozialdemokratie wird bejchloffen, infolge der Abänderung 
des ſächſiſchen Wahlrechts (Jahrg. 1896) den Nachdruck auf die 
Agitation zu den Gemeindewahlen zu legen. — Die Abonnenten 
der jozialdemokratifchen Blätter haben fich von 57800 im Jahre 
1898 auf 87000 im Jahre 1899 vermehrt. 

19./21. April. Die Bayerifhe Abgeordnetenfammer 
debattiert in der Generaldebatte des Kultusetats lebhaft die lex 
Heinze. Die Majorität und die Regierung find im allgemeinen 
für die Bejchlüffe der Reichstagsfommijfion, Liberale und Sozial- 
demofraten polemifieren dagegen. 

20. April. (Altona) Der Kaifer und Prinz Heinrich 
treffen mit dem Prinzen von Wales zujammen, der von Kopen— 
hagen nach London reift. 

24. April. Der Reichstag genehmigt nach kurzer Debatte 
die Urheberfonvention mit Öfterreich-Ungarn. 

24. April. Das Preußifche Abgeordnetenhaus geneh- 
migt einftimmig einen Antrag Hirjch auf Gewährung von Reiſe— 
foften an Handwerker, Landwirte und gewerbliche Arbeiter zum 
Bejuch der Parijer Weltausjtellung. 

25. April. Der Reichstag verweiſt den Entwurf eines 
Reichsjeuchengejeges, die Vorlage zur Vermehrung der Kameruner 
Schußtruppe und die Vorlage betr. Subvention der Pojtdampfer 
nah Afrifa an Kommijfionen. 

26. April. eichstagserſatzwahl.) Im 2. hannoverſchen 
Wahlkreife Aurih-Wittmund wird Semler (nl.) mit 6515 Stim= 
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men gewählt gegen Bruhn (antij.) mit 1727, Allmers (frj. Vg.) 
mit 2885, Bant (Soz.) mit 1071 Stimmen. 


26. April. Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Erfte Be- 
ratung des Gejeentwurfs über die Zwangserziehung von Minder- 
jährigen. 

Abg. Beder (3.) wünſcht eine fonfejfionelle religiöfe Erziehung, 
wobei man die Orden zur Mitwirkung heranziehen könne. Minifter de3 
Innern Fehr. v. Rheinbaben: Die frage der religidjen Erziehung ſei 
außerordentlich wichtig. Aber dies ausdrüdlich in das Gejeß aufzunehmen, 
erjcheine nicht angezeigt. E3 ſei jelbftverftändlih, daß Kirche, Gemeinde 
und Staat auf diefem Gebiete zuſammenwirken müſſen. Nachdem fich noch 
mehrere Abgeordnete der Rechten und Linken für die Tendenz des Geſetzes 
ausgejprochen haben, wird der Entwurf an eine Kommiſſion verwiejen. 


27. April. (Berlin.) Generaloberit Graf Walderfee feiert 
jein fünfzigjähriges Dienftjubiläum. Der Kaijer jendet ihm fol— 
gende Kabinettzordre: 

Mein lieber General:Oberft! ch ſpreche Ihnen zu dem morgenben 
Tage, an welchem Sie vor 50 Jahren in die Armee eintraten, Meine auf: 
richtigften und herzlichiten Glückwünſche aus. Es ift Mir eine angenehme 
Pflicht, Mich hiebei der ausgezeichneten Dienfte zu erinnern, welche Sie in 
diefer langen Zeit Ihren Königen und der Armee geleiftet haben. Es 
war Ihnen vergönnt, jchon zu Meinem in Gott ruhenden Herrn Groß: 
vater in nahen Beziehungen zu ftehen und feines bejonderen Vertrauens 
in ernfter, großer Zeit fich zu erfreuen. Wie Sie dieſem Vertrauen alle: 
zeit bei den verjchiedenften und wichtigften Aufträgen voll entjprochen haben, 
jo haben Sie ſich audy in den höchſten, verantwortungsvolliten Stellungen, 
ala Chef de3 Generaljtab3 der Armee wie als fommanbdierender General 
de3 IX. Armeeforps, rühmlichjt bewährt. Die Erinnerung an dieje Ihre 
reichen Verdienſte wird unvergefjen bleiben. Mir aber gereicht es zur be: 
jonderen Freude, Ihnen heute Meine dankbare Anerkennung und Meine 
warme Wohlgeneigtheit dadurch zu bethätigen, dab Ich Ihnen die hiebei 
erfolgenden Brillanten zu Meinem hohen Orden vom Schwarzen Adler 
verleihe. ch verbleibe immer Ihr wohlgeneigter 

Karlsruhe, 26. April. Wilhelm R. 


27. April. (Reichstag.) In der Budgetlommiffion bringt 
dad Zentrum folgenden Antrag zur Ylottenvorlage ein: 

$ 1. Sciffäbeftand: Es joll beitehen 

1. die Schladtflotte: aus zwei Flottenflaggichiffen, vier Geſchwadern 
zu je acht Linienfchiffen, acht großen Kreuzern und 24 Kleinen Kreuzern 
ala Aufklärungsſchiffen. 

2. die Auslandflotte: aus drei Kreuzern und zehn kleinen Kreuzern. 

3. die Materialrejerven: aus vier Linienjchiffen, drei großen Streu: 
zern und vier fleinen Kreuzern. 

Auf diefen Sollbeftand fommen die am 1. April 1900 vorhandenen 
und bewilligten Schiffe in Anrechnung. 

$ 2. Grjagbauten: Ausgenommen bei Sciffsverluften jollen erſetzt 
werden: Linienſchiffe nach 25 Jahren, Kreuzer nad) 20 Jahren. Die Friften 
laufen vom Jahre der Bewilligung der erjten Rate des zu erjeßenden 
Schiffea bis zur Bewilligung der erften Rate des Erſatzſchiffes. Für den 
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Zeitraum von 1901 bis 1917 werden die Erſatzbauten nach der Maßgabe 
der Anlage B geregelt. 

8 3. Ambienfthaltungen: Bezüglich der Indienſthaltungen der 
Schladhtflotte gelten folgende Grundjäße: 1. Dad 1. und 2. Geſchwader 
bilden die aktive Schladtflotte, da8 3. und 4.-Gejchtwader die Reſerve— 
Schladtflotte. 2. Bon der aktiven Schlachtflotte follen jämtliche, von der 
Reſerve-Schlachtflotte die Hälfte der Linienfchiffe und Kreuzer dauernd in 
Dienst gehalten werden. 3. Zu Mandvern follen einzelne außer Dienft 
befindliche Schiffe der Reſerve-Schlachtflotte vorübergehend in Dienft ge: 
ftellt werben. 

$ 4. Perfonalbeftand: An Dedoffizieren, Unteroffizieren und Ge- 
meinen ber Matrojendivifionen, MWerftdivifionen und Torpedo-Abteilungen 
follen vorhanden fein: 1. volle Beſatzungen für bie zur aktiven Echladht: 
flotte gehörigen Schiffe, für die Hälfte der Torpedoboote, die Schulichiffe 
und die Spezialjchiffe. 2. Bejagungsftämme (Majchinenperfonal ?/s übriges 
Perfjonal, !/2 der vollen Bejaßungen) für die zur Rejerve-Schladhtflotte ge: 
börigen Schiffe, ſowie für die zweite Hälfte ber Torpeboboote. 3. 1!/afache 
Belagungen für die im Auslande befindlichen Schiffe. 4. der erforderliche 
Landbedarf. 5. ein Zuichlag von fünf Prozent zum Gejamtbedarf. 

85. Bereitftellung der Mittel: Die Bereitjtellung der erforder: 
lichen Mittel unterliegt der jährlichen Feſtſetzung durch den Reichshaus— 
halts⸗Etat. 

86. Beſchaffung der Mittel: Soweit die Summe der fortdauern— 
den und einmaligen Ausgaben der Marineverwaltung in einem Etatsjahr 
den Betrag von 117525494 Mark überſteigt und die eigenen Einnahmen, 
welche dem Reich auf Grund der am 1. April 1900 geltenden Geſetze zu: 
fließen, zur Deckung des Mehrbedarf3 nicht ausreichen, wird der Mehrbetrag 
gedbedt: 1. Durch Erhöhung der Stempelabgaben auf Wertpapiere und 
Lotterielofe jowie durch Einführung einer Stempelabgabe auf Kure, Schiffs: 
fonnofjamente und Serfahrkarten, 2. durch Einführung einer Abgabe auf 
Schaumwein jowie durch Erhöhung der Zollfäße auf ausländijche Schaum: 
weine, Liköre, Zigarren und Zigaretten, 3. ſoweit die unter 1 und 2 be: 
zeichneten Abgaben und Zölle nicht genügen, durch Einführung einer er: 
gänzenden, den Mafjfenverbrauch nicht belaftenden Neichäftener, deren Höhe 
für Die einzelne Finanzperiode nach Bedarf feftgejekt wird. 

$ 7. Schlußbeſtimmung. Dieſes Geje tritt gleichzeitig mit den 
im 8 6 erwähnten, noch in diejer Gefeßgebungsperiode zu erlafjenden Steuer: 
und BZollgejegen in Kraft. Das Gejeß über die deutjche Flotte vom 
10. April 1898 wird aufgehoben. 

Staatsjekretär Tirpig: Er könne heute namens der vberbündeten 
Negierungen zu dem Antrage noch feine beftimmte Stellung nehmen. Die 
Frage jei in der geftrigen Situng des Bundesrats geftreift worden und 
jei die einftimmige Anficht dahin gegangen, daß ein Verzicht auf den Bau 
der Auslandfreuzer bis 1916 ganz außgejchlofjen ſei. Dagegen liege die 
Möglichkeit einer Erwägung vor, daß die Enticheidung über den Bau jo- 
lange hinausgejchoben werde, bis die Regierung den Bau ber fleinen Kreuzer 
für nötig halte. 

Bei der Abftimmung wird zunächit $ 1 der Regierungdvorlage gegen 
die 8 Stimmen der Konjervativen, Nationalliberalen und des Abg. Freie 
(freif. Vg.) abgelehnt. 

$ 1 des Zentrumsantrags wird fodann gegen biefe 8 Stimmen an: 
genommen, ebenjo die $$ 2, 3, 4 und 5 des Zentrumsantrags. 

Es folgt die Beratung des $ 6 (Beihaffung der Mittel). Abg. 
Müller: Fulda (3.): Der Mehrbedarf infolge der Flottenvorlage jei noch 
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nit ganz Klar geitellt. Eine Ergänzungsjteuer jei eventuell ind Auge zu 
fafien. Er halte Vorjchläge des Reichsſchatzamts für erwünſcht. Staats— 
jefretär Frhr. v. Thielemann: Er könne den Mehrbedarf jelbftverftändlich 
nicht auf Heller und Pfennig berechnen. Im allgemeinen ftelle fich bie 
Sade jo: 1. Die Steuer auf Wertpapiere, Zotterielofe, Konnofjemente und 
Schiffahrtkarte (ohne Kuxe) jei joweit vorbereitet, daß fie zugleich mit ber 
Flottenvorlage in Kraft treten fünne; fie werde etwa 40 Millionen mehr 
ergeben. 2. Schaummeinfteuer, Sackharinfteuer, erhöhte Zölle auf Cham: 
pagner bieten noch bedeutende technijche Schwierigkeiten. Eine Vorlage 
fönnte früheftens bis zum Herbſt fertig geftellt werden. Die Genehmigung 
der verbündeten Regierungen jei aber feitgeftellt. 3. Die vorgejchlagenen 
Zollerhöhungen für ausländiſche Liköre, Jmport: Zigarren und » Zigaretten 
würden faum nennenswerte Mehreinnahmen ergeben. 4. Ueber die Er: 
gänzungsſteuer könne er fich heute noch nicht mit Beitimmtheit ausjprechen. 


April. Diskuffion über einen Bertrag zwijchen deutjchen 
und englifchen Gejellichaften in Süd-Weſt-Afrika. 

In der „Solonialzeitung“ polemifiert Dr. Pafjarge gegen einen Ver: 
trag, den die South Welt Afrifa Co. mit der De Beers Co. gejchlofjen 
haben foll. Hiernach habe die South Weit Afrifa Co. ihr Gebiet von 
Sibeon, in dem Diamanten vermutet werden, der Rhodes’schen De Beers Co. 
ausgeliefert. In der Prefje wird die Regierung heftig angegriffen, daß fie 
diefen Vertrag nicht verhindert habe. Die „Norddeutjche Allgemeine Ztg.“ 
erwidert, die Regierung fei hinfichtlich einer Konzeſſion im Gibeoner Gebiet 
noch feinerlei bindende Verpflichtung eingegangen, mit der South-Weſt— 
Afrifa:Company ſei aber überhaupt nicht über die Verleihung einer Kon: 
zeifion verhandelt worden. Jedenfalls werde bei einer etwaigen Erteilung 
von Bergwerförechten in jenem Gebiet jorgfältig darauf Bedacht genommen 
werden, daß die deutjch:nationalen Intereſſen in jeder Richtung gewahrt 
werben. 


Ende April. Mai. (Sachſen.) Das „Leipziger Tageblatt“ 
bringt einen Artikel, wonach evangelifche Kadetten und Soldaten 
in der fatholifchen Hoffirche zur Kniebeugung vor dem Santtiffimum 
fommandiert jeien. Von evangelifchen Synoden und vielen Blättern 
wird heftig dagegen protejtiert; eine fgl. Verordnung ftellt den 
Gebrauch ab (Anfang Juni). 

Ende April. (Lübeck.) Verbot des Streifpojtenftehens. 

Der Senat erläßt folgende Verfügung: Perfonen, welche planmäßig 
zum Zweck der Beobachtung oder Beeinflufjung der Arbeiter einer Arbeits: 
ftelle oder deö Zuzuges don Arbeitern zu einer Arbeitsftelle an einem öffent: 
lichen Orte fi) aufhalten, werden mit Geldftrafe bis zu 150 Marf oder 
mit Haft beftraft. — Die Verordnung wird von vielen Seiten als mit den 
Reichsgeſetzen in Widerſpruch ftehend bezeichnet. 

Ende April. (Berlin) Unter Borfi des Reichsbankpräfi— 
denten Koch bringen Berliner Finanzkreiſe 400000 Mark zur Unter: 
ſtützung der Notleidenden Indiens auf. — In vielen Blättern 
wird diefe Sammlung als überflüffige englandfreundliche Kunde 
gebung bezeichnet. 

Europäiſcher Geſchichtskalender. XLI. 5 
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30. April. Das Preußifche Abgeordnetenhauß geneh- 
migt in zweiter Beratung das Gemeindewahlgejeb. 

Ende April. (Preußen.) Die Regierung legt dem Landtag 
einen Nachweiß vor über die Verwendung der bisher bewilligten 
5 Millionen Mark zur Errichtung von Getreidehäufern. 


Danach ift in 24 Getreidelagerhäufern der Betrieb eröffnet, darunter 
10 in Pommern, 1 in Weftpreußen, 1 in Poſen und 1 in Schlefien, das 
Derjuchägetreidelagerhaus in Berlin, 1 in Sadjen, 2 in Hannover, 2 in 
Weitfalen, 5 im Regierungsbezirk Kafjel. In 2 Lagerhäufern in Gallies - 
in Pommern und Nordhaujen in Sachſen ſoll der Betrieb demnächſt er: 
öffnet werben. 2 Gebäude werden jegt ausgeführt in Plathe in Pommern 
und in Zilfit in Oftpreußen. Für das Getreidelagerhaus in Falkenburg 
in Pommern wird die Ausführung vorbereitet. Die Verhandlungen über 
ein Getreidelagerhaus in NRaftenburg in Dftpreußen find noch nicht zum 
Abſchluß gelangt. Des weiteren ift die Förderung des Baued bon drei 
fleineren Getreidelagerhäufern in Brakel (Weftfalen), in Simmern (Rhein: 
probinz) und im Oſtrach (Hohenzollern) in Anregung gebracht a ohne 
jedoch fürs erfte zu einem abjchließenden Ergebnis zu führen. für Die 
29 zuerft erwähnten Getreidelagerhäufer find 3930643 Mark in Ausficht 
genommen. Zur Zeit lafje fich nicht überjehen, ob mit den 5 Millionen Mart 
noch weitere Getreidelagerhäufer gebaut werden fünnen. Ueber den Nutzen 
und die Zweckmäßigkeit der Getreidehäufer jagt der Bericht: Ueber die Er: 
folge, welche mit dem Betriebe der Getreidelagerhäufer erzielt worden find, 
hat fi naturgemäß ein zuverläffiges und abjchließendes Urteil noch nicht 
gewinnen lajjen. Die Zeit des Betriebes der einzelnen Getreidelagerhäufer 
(bei manden noch nicht ein volles Gejchäftsjahr) war hierfür zu kurz, fo 
daß ein Urteil verfrüht fein würde. Erſt nach einer Reihe von Jahren 
wird ſich überjehen laffen, ob und in welchem Umfange die von ben Ge: 
treidelagerhäufern erhofften Vorteile eintreten werden und ob die auf dieſem 
Wege angeftrebte bejjere Organijation des Angebotes des inländijchen Ge: 
treides und ber Getreidelagerung eine höhere Verwertung dieſes wichtigen 
landwirtjchaftlicden Erzeugniffes zu gewyährleiften im ftande fein wird. 


2. Mai. Württemberg.) Die Zweite Kammer bewilligt 
7820000 Mark zur Beichaffung von DRDEREFIFDRIRDIENNAN für 
Eifenbahnen. 


Don diefer Summe können 1!4 Millionen aus laufender Einnahme 
beftritten twerden, der Reſt ift durch Anleihe zu deden. Es handelt fich 
um eine Gejamtforderung von 11320000 Mark, von denen 3, Millionen 
bereits bewilligt find. Neu angeichafft werden 40 Lolomotiven und 32 Tender, 
110 Perjonenwagen, 70 Gepädwagen, 1200 Güterwagen u. ſ. w. In der 
vorgelegten Begründung wird eine ftete Zunahme de3 Perjonen: und Güter: 
verkehrs Eonftatiert. Der Minifterpräfident Frhr. v. Mittnacht teilt über 
die Ergebnifje des Jahres 1899 mit, daß die Einnahmen über den Etats: 
voranſchlag 3420000 Mark mehr ergeben haben, allerding3 auch die Aus: 
gaben um 2751900 Mark (inklufive der obigen 1!/ Millionen) geſtiegen 
find. Der Reinertrag ift vorläufig berechnet auf 17300000 Mar, 
668000 Mark mehr ala der Anjchlag. („Allg. Ztg.“) 


2. Mai. (Baden) Die Zweite Kammer fordert mit 28 
gegen 18 Stimmen die Regierung auf, im Bundesrate gegen die 
lex Heinze zu jtimmen. 
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3. Mai. Depejchenmwechjel zwijchen dem Kaiſer und dem Vize— 
fönig von Indien (vgl. ©. 65). 

Der Kaiſer telegraphiert an den Vizekönig don Indien: Erfüllt 
von tiefem Mitgefühl für da3 fchredliche Elend in Indien, hat Berlin mit 
Meiner Genehmigung eine Summe von über einer halben Million Marf 
aufgebracht. Ich habe Befehl gegeben, daß diefe Summe nad Kalfutta 
geführt und Em. Excellenz zur Verfügung geftellt wird. Möge Indien in 
diefer Handlung der Hauptſtadt de3 Deutjchen Reiches das warme Gefühl 
von Sympathie und Liebe für Indien erbliden, welches Mein Bolt leitete 
und da3 aus der Thatjache herrührt, dat Blut dicker ift ald Waſſer. — 
Der Vizekönig antwortet am 4. d. M.: Ich habe die Ehre, Eurer Kaiſer— 
lichen Majejtät den Empfang des überaus huldreichen Telegramm zu be: 
ftätigen. Sein Inhalt wird in ganz Indien tiefgehende Dankbarkeit für 
da3 mwarmherzige, jympathiiche Verhalten Eurer Majeität und der Reiche: 
hauptftadt Berlin hervorrufen, welche der edlen Initiative Eurer Kaijer: 
lichen Majeftät entiprang. Es ift in ber That eine Slluftration ber ver: 
bindenden Kraft der Verwandtichaft, auf welche Eure Majeftät verwieſen 
haben, daß das beutiche Volk freundlich des Werkes gedenft, da3 die bri: 
tifche Regierung in diefem Lande vollführt, um die fchredlichen Leiden zu 
lindern, von denen das arme indiſche Volk jo ſchwer betroffen wird. Im 
Namen des indijchen Volkes geftatte ich mir, für die großherzige Handlung?: 
weife Eurer Majeftät und für die jo reiche Gabe Ihres Volkes zu danken. 


4.6. Mai. (Berlin) Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph 
zur eier der Großjährigfeitserflärung des deutſchen Kronprinzen. 


4. Mai. (Berlin.) Der Kaifer bringt bei der Galatafel 
folgenden Trinfjpruch auf den Kaiſer Franz Yojeph aus: 

Es wird Mir ſchwer, Worte zu finden, um Ew. Majeftät Meinen 
Dank und den Meines Volkes darzubringen für Em. Majeftät gnädigen 
erneuten Beſuch. Aber wenn Ich aucd die fchönften Worte finden umd 
zufammenfügen wollte, jo wären fie doch nicht im ftande, die Gefühle 
wiederzugeben, die Uns heute bewegen. Worte müfjen verjtummen, two der 
Pulsjchlag eines ganzen Volkes fih fühlbar macht. Diejer Puls: und 
Herzichlag hat heute Em. Majeftät entgegengejchlagen, wie wohl noch nie. 
Der jubelnde Empfang ber Berliner am heutigen Tage gilt zunächit Em. 
Majeftät erhabener Perfon, ala dem großen und weiſen Herrfcher. Aber 
Mein Volk fieht au in Ew. Majeftät den treuen Freund und Bundes: 
genofjen Meines jeligen Herrn Großvaterd, Meines Herrn Vaters umd 
Meiner jelbft. Und nun find Ew. Majeftät erjchienen, um der vierten 
Generation unjchägbare Gabe Ew. Majeftät Liebe und Freundſchaft anzu: 
tragen. Fürwahr das herrlichite Kleinod, welches heute uuter allen Ge: 
ichenfen Meinem Sohn mitgegeben werden fann. Zugleich aber haben 
Ew. Majeftät durch Ihren Beſuch der Welt offenbart, wie feft und ficher 
der Bund befteht, den Ew. Majeftät dereinft mit Meinem jeligen Herrn 
Großvater und dem Herrjcher des jchönen jüdlichen Landes, Italien, abge: 
ichlojfen haben. Wahrlich, diefer Bund ift nicht nur eine Uebereinkunft 
der Gedanten ber Fürften, jondern je mehr und mehr er beftanden hat, 
hat er fich tief eingelebt in die Meberzeugung ber Völker; und wenn erſt 
die Herzen der Völker zufammenjchlagen, dann fann fie nicht3 mehr aus: 
einanberreißen, Gemeinjame Intereſſen, gemeinjame Gefühle, gemeinjam 
getragenes Freud und Leid verbinden unfre drei Völker heute über 20 Jahre 
und obwohl oft verfannt und mit Hohn und Kritik übergofjen, ift es den 
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drei Völkern gelungen, bisher den Frieden zu bewahren und ala ein Hort 
des Friedens in aller Welt angejehen zu werden. So beugt fi denn 
auch heute Mein Volt dem Weiſen und Welteften dieſes Bundes. Unſere 
Wünſche, die fih am heutigen Tage um Ew. Majeftät und Em. Majeftät 
erlauchtes Haus und Ihre Völker zufammenfcharen, gipfeln in noch einem 
andern Punkt. Ich glaube faum zu weit zu gehen, wenn ch ausjpreche, 
daß, ſoweit heute in deutſchen Landen ein WBaterherz jchlägt, es Em. 
Majeftät in tiefer Bewegung dafür danfen wird, daß Ew. Majejtät Meinem 
jungen Sohn Ihren Segen mit auf feinen Lebensweg geben wollen. Allen 
Gefühlen aber, die Mein Volt, Mein Haus und Mich heute erfüllen, geben 
Wir Ausdrud, indem Wir rufen: Se. Majeftät der Kaiſer und König, 
franz Joſeph, hurra! hurra! Hurra! 


Kaijer Franz Joſeph erwidert: 

Bon den herzlichen Worten Ew. Majeftät innig bewegt, danfe Ich 
aus vollem Herzen für den jchönen Willtomm, den Ew. Majeftat Mir be: 
reitet haben, und gedenfe mir wärmſter Grfenntlichkeit des feſtlichem Em: 
pfangs ſeitens Ew. Majeftät prächtiger Hauptitadt. Ich bin glüdlich, daß 
e3 Mir heute gegönnt ift, in Erfüllung eines lange gehegten Wunſches 
Ew. Majeftät im Kreiſe der Ihrigen die Hand zu drüden. Die under: 
brüchliche Freundichaft, die Uns vereinigt, bildet auch ein fojtbares Gut 
Unſrer Reiche und Völker. Erweitert durch die Mithilfe Unfres verehrten 
Freundes und Berbündeten, Sr. Majeftät de3 Königs von Stalien, be: 
deutet fie für Europa ein Bollwerk des Friedens. Um die Pflege dieſes 
jegenäreichen Werkes, welches Ich mit Ihrem ruhmreichen Großvater zu 
begründen jo glüdlic) war, haben fi) Ew. Majeſtät ala mannhafter Hüter 
eines für alle Teile gleich Eoftbaren Erbteild unvergängliche Verdienſte er: 
worben. In der frohen Zuverficht auf die Fortdauer Unſrer Freundicaft 
erhebe Jh Mein Glas auf das Wohl Ew. Majeftät, Ihrer Majeſtät der 
Kaiferin und der königlichen Familie. Sie leben hoch! 


6. Mai. (Berlin) Der Mündigfeitserflärung des Kron— 
pringen wohnen außer dem Kaiſer Franz Joſeph Vertreter aller 
deutjchen und europäijchen Höfe bei. Der Kaifer bringt beim Feſt— 
mahl folgenden Trinkſpruch aus: 

Es ift ein tiefbewegtes Vaterherz, welches in dieſem Augenblicd zu 
Such Fpricht und, von innigftem Dank durchzogen, bittet, daß Ihr oder 
Euere Souveräne Meinen berzlichiten Dank entgegennehmen wollt dafür, 
daß Ihr Alle hierher gefommen jeid, um am heutigen Tage mit Uns dies 
Feſt zu feiern. Ew. Mazeftäten Erjcheinen und die Entjendung jo vieler 
Vettern Seitens der europäifchen Souveräne haben aus einem einfachen 
jamilienfefte einen welthiftorifchen Moment erfter Größe gejchaffen. Ich 
wage nicht, dieſe Huldigung als Mir geltend anzunehmen, aber Ich glaube 
daraus ſchließen zu dürfen, daß durch diefe gemeinjame Feier mit Uns 
am heutigen Tage alle Staaten Europas anerkennen, daß da3 Deutjche 
Neich und Preußen vermöge der Politik, die Wir geführt haben, im ftande 
ift, mit jedermann in gutem Frieden und in Freundſchaft zu leben. Ich 
möchte aber auch fernerhin darin den Ausdrud finden der gemeinjamen 
Bande, die alle Herrjcherhäufer Europas umſchlingen und die auf derjelben 
Grundlage beruhen, auf der Unjer Haus aufgebant ift, auf der Tradition. 
Worin dieje befteht, das ift heute jchon in der Kirche gejagt worden. In 
eifriger, ernfter Arbeit für Volk und Vaterland in langjamem Aufbau, 
in gemeinfamem Grtragen von Freud und Leid zwiſchen Herrſcher und 
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Volk hat fi Unſer Haus emporgearbeitet. Getragen durch das Bewußt— 
fein der von Gott ihnen geftellten Aufgabe haben Meine Vorfahren die 
Grundlagen gelegt. Dieſes Bemwußtjein einer von Gott geftellten Aufgabe 
erfüllt einen jeden der Monarchen und Fürften ebenjo wie Und. Sch er: 
hebe Mein Glas auf das Wohl der Majeftäten, auf das Wohl der Sou: 
beräne, wie aller der teuern Vettern und Oheime, die heute anweſend find, 
mit dem Wunſche, daß auch Ihnen in Ihrer Arbeit einem Jeden an jeinem 
Zeil, die Genugthuung zu Zeil werden möge, das Empfinden zu befiken, 
dab Ihr Volk und Ihr Vaterland Ihnen Ihre Arbeit fo dankt wie Mir 
dad Meine. ch trinke auf da3 Wohl der hier anmwejenden und vertretenen 
Souveräne und Fürften. 


Kaiſer Franz Joſeph antwortet: 


Indem Ich Mein Glas auf das Wohl des Kronprinzen Friedrich 
Wilhelm, Meines lieben Patenkindes, erhebe, welcher heute die Schwelle 
der Großjährigkeit überjchreitet, drängt es Mich zunächft, jeinen Mir 
teuern Eltern zu diefem Freudentage die innigften Glückwünſche auszu— 
jprechen. Möge das Walten der Elternliebe dem edlen Prinzen lange er: 
halten bleiben. Möge er die reichen Keime feiner jungen Kraft glüdlich 
entwiceln und in ernfter Arbeit, aber mit frifchem Mut und Gottvertrauen 
fih heranbilden für den hohen und ſchweren Beruf, der feiner harrt. Ich 
bin hoch erfreut, ihn beim Eintritt in das Öffentliche Leben hier begrüßen 
zu können, und jehe hierin ein glückliches Vorzeichen dafür, daß die Einig- 
feit und Treue der Vorfahren nachleben wird in ben fommenden Geichledh: 
tern. Gott jegne und jchüße den Kronprinzen. 

6. Mai. (Berlin.) Der Kaifer jtellt den Kronprinzen 
a la suite des Grenadierregiment® Nr. 1 Kronprinz. Vor einer 
Abordnung des Regiments richtet er folgende Anſprache an den 
Kronpringen: 

Du thuft heute einen wichtigen Schritt ins Leben. Der Rang be3 
Kronprinzen ift durch Deinen hochjeligen Großvater, der die längſte und 
wichtigfte Zeit feines Lebens in diefer Stellung gewejen ijt, jo empor: 
gehoben, daß e3 der Arbeit eines Lebens und Deiner ganzen Mannesfraft 
bedürfen wird, um bieje Stellung jo zu erhalten, wie fie jeit Deinem 
Großvater im Herzen des bdeutichen Volkes und der Armee fortlebt. Zu: 
exit al3 Kronprinz von Preußen, dann als Kronprinz des Deutjchen Reiches, 
als diejed im Jahre 1870/71 zufammengefchweißt war, ragt diefe herrliche 
Geftalt, die zulegt jo unfagbar gelitten, in ber Gefchichte, lebt fie im 
Herzen des Volkes als der Kronprinz par excellencee. Das Anjehen, 
welches Dein Großvater der Stellung des deutjchen Kronprinzen im der 
Welt und bei feinem Wolfe verfchafft hat, ift für Dich ein Erbteil, welches 
Du ungefhädigt zu erhalten und zu mehren haſt. Mache es Dir Klar, 
dad Du Deiner ganzen Manneskraft bedarfit, um dieſer hohen und 
jchweren Aufgabe gerecht zu werden. — Das ift der Gedanke, der Mich be: 
wegt, wenn Ich Dich heute im perjönliche Beziehungen zum Regiment 
Kronprinz bringe. 


7. Mai. Der Reichstag genehmigt die Vorlage über die 
Subvention der Poſtdampfer zur Verbindung mit Afrika und nimmt 
dazu folgende Rejolutionen an: 


a) den Heren Reichsfanzler zu erjuchen, mit dem Unternehmer, dem 
die Einrichtung einer vierzehntägigen Poftdampfichiffzverbindung mit Oft: 
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afrifa und einer vierwöchentlichen Poftdampfichiffsverbindung mit Süd: 
afrifa übertragen werden wird, eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß 
der Herr Reichskanzler die Befugnis erhält, landwirtichaftlihe Produkte 
des Auslandes, welche mit denen der deutſchen Zandwirtichaft fonfurrieren 
— mit Ausnahme von Tabak, Bienenwachs, Häuten, Fellen und Wolle — 
von der Einfuhr durch die fubventionierten Dampfer nach deutjchen, bel: 
giſchen und holländijchen Häfen auszujchließen; 

b) den Herrn Reichsfanzler zu erjuchen, baldmöglichſt dahin zu 
wirken, daß die Fahrtgeſchwindigkeit bei den Poftdampfichiffen nach Afrika 
im Rahmen der Beitimmungen diejes Geſetzes thunlichjt erhöht werde. 


8. Mai. (Reihstagswahl.) Bei der Erjagwahl in Öffen- 
burg=eOberficch- Kehl erhält Schüler (3.) 7351, Reinhard (nl.) 6529, 
Geiß (Spz.) 906 Stimmen. In der Stichwahl wird Schüler mit 
9534 gegen Reinhard mit 9050 Stimmen gewählt. 


11. Mai. Das Preußijche Herrenhaus genehmigt den 
vom Abgeordnetenhaufe bejchloffenen Gejegentwurf über die Ge= 
währung von Biwijchenfrediten bei Rentengutsgründungen mit 
einigen Modifikationen. 


14. Mai. (Bayerijcher Landtag.) In der Abgeordneten= 
fammer erflärt Minifter Frhr. dv. Crailsheim über die Reform der 


jüddeutjchen Perjonentarife: 

Zwiſchen den jüddeutichen Bahnverwaltungen jeien Berhandlungen 
über die Reform der Perjonentarife im Gange nnd zwar auf Grund der 
Süße von 6, 4 und 2,5 bezw. 2,3 Pfennig für den Kilometer in den drei 
MWagenklafjen mit 1, 0,7 und 0,5 Pfennig Zufchlag für Schnellzüge. Dieje 
Herabjegung der Zarife würde bei dem Sate von 2,5 Pfennig für bie 
dritte Wagenklafje einen Ausfall von 4240000 Mark, bei 2,3 Pfennig 
einen jolchen von 5600000 Mark und bei 2 Pfennig jogar 8000 000 Marf 
Ausfall ergeben. Trotz diejes Ausfalles würde Bayern einer jolchen Re: 
gulierung zuftimmen. Eine Schlußfonferenz in diejer frage habe nod) 
nicht ftattgefunden. Es ſei jet wieder fraglich geworden, ob fich alle 
anderen füddeutichen Staaten beteiligen würden. Er (der Minifter) müſſe 
auch offen erklären, daß er der Herabjegung der Perjonentarife um einige 
Temperaturgrabde fühler gegenüberftehe, wie vor 10 Jahren. 


15. Mai. Der Bund der Jnduftriellen reicht dem Reichs— 
amt de3 Innern einen Entwurf über die Ausarbeitung des Zoll— 
tarifs ein. 

Die leitenden Grundjäße, nach welchen dabei verfahren worden ift, 
find: 1. möglichfte Nutzbarmachung der bisherigen Arbeiten des wirtjchaft: 
lihen Ausſchuſſes, 2. möglichfte Herbeiführung des Zujammenhanges 
zwijchen Robftoff, Urproduftion und Entwidlung bis zur höchſten Pro: 
duftion, zur größten Verfeinerung. Als Anhalt bot ſich die Zuteilung 
der Warengruppierung nad den fünf Kommijfionen des wirtjchaftlichen 
Ausſchuſſes und die Klaſſifizierung der Einzelinduftrien nach den Frage: 
bogen der Produftionsftatiftit. Doch wurde zum Zeil von diejer Fixierung, 
wie unten im Entwurf nachzujehen ift, abgewichen. Sodann hatte bie 
Zandwirtihaft (V. Kommiffion) einen eigenen Tarif eingereicht, der zum 
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Zeil, acceptiert werden fonnte. Die Metallinduftrie (II. Kommiſſion) hatte 
eine nach ihren Vorſchlägen entjprechende Berüdfichtigung im Schema ge: 
funden, jo daß der Tert für deren Waren ungeändert blieb. E3 trat nur 
eine Umftellung in der Gruppierung unter Beifügung der Erzrohprodufte 
ein und wurde an dem Anfang diejer Gruppe die Kohle aufgeführt. Was 
den Entwurf des landwirtichaftlichen Tarifs anlangt, jo ftellt fich dieſer 
im wejentlichen als eine Umgruppierung und anderweite Syftematifierun 

des Abjchnittes I A—F des amtlichen Entwurfs dar, der Vorzüge, bc 
auch Nachteile nicht abzufprechen find. Nach der Auffafjung des Bundes 
gehört nämlich ein Zeil der Waren zur Tertilinduftrie, ein anderer zur 
chemifchen, Leder: und Holzinduftrie. Es ift deshalb nötig geweſen, wenn 
ichon dies zuerft nicht beabfichtigt war, den von der Landwirtjchaft vorge: 
legten Tarif unter Benugung des Tarifſchema-Textes wieder umzugruppieren. 
Unter Berüdfichtigung diefer Momente ift der Tarif aljo, anlehnend an 
den Entwurf des neuen Zolltarif:Schemas, nad) dem Grundja der Ent: 
widlung einer Induſtrie vom Rohftoff zur möglichit höchften Produktion, 
anderweit gruppiert. Die Waren fonnten in folgenden Hauptabteilungen 
untergebradht werden: 1. Landwirtichaft, Nahrungs: und Genußmittel. 
2. Erden und Steine, feramiihe und Glasinduftrie. 3. Montan: und 
Hütteninduftrie, Metallverarbeitung. 4. Chemijche, Kautſchuk- und Papier: 
induftrie. 5. Textil- und Bekleidungsinduftrie. 6. Lederinduftrie. 7. Holz: 
und Schnibftoffinduftrie. Zu dem einzelnen Hauptgruppen gehören folgende 
Untergruppen: 1. Zandwirtichaft, landwirtichaftliche Gewerbe, Induſtrie 
ber Nahrungs: und Genußmittel. 2. Erden, Steine, Thon: und Porzellan- 
waren, Glaswaren. 3. Brennftoffe, Metalle, Feuerwaffen, Uhren, Ma: 
ſchinen, Fahrzeuge. 4. Chemikalien, Seifen und Lichte, Kautjchuf und 
Guttapercha, Papier, Bücher, Bilder, Gemälde. 5. Textilwaren, Linoleum, 
Roßhaare, Bekleidungsinduftrie, Beſen und Bürften, Sieb: und Flechtwaren. 
6. Leder: und Därmewaren, Hürjchnerwaren. 7. Holzwaren, Korfwaren, 
Schnitzſtoffwaren, Thonwerfzeuge, Spielwaren. 


15. Mai. Der Reichdtag genehmigt die Vorlage über die 
See-Unfallverficherung. 

16. Mai. (Preußijches Abgeordnetenhaus.) Beratung 
über den Kontraftbruch Ländlicher Arbeiter. (Vgl. ©. 43, 61.) 


Abg. v. Mendel:Steinfels (konf.) beantragt, die Regierung zu 
einem Gejete, da3 den Kontraftbruch Ländlicher Arbeiter beftraft, aufzu— 
fordern. Trotz der Steigerung der Löhne ſei die Arbeiternot eine allge: 
meine KHalamität auf dem Lande. Die Spie der Gefahr fei der doloſe 
Kontraktbruch. Der Arbeitgeber, der fontraftbrühig wird, fönne heute 
icon beftraft werden, nicht aber ber Arbeitnehmer und der Agent, der 
vielleicht einen unerfahrenen Arbeiter zum Kontraktbruch verleite. Das ei 
eine Ungerechtigkeit. 

Minifter Frhr. v. Hammerftein: Die Regierung erkenne den Not: 
ftand an. Auf Grund der Berhandlungen de3 Landesökonomiekollegiums 
jei das SLandwirtichaftäminifterium in kommiſſariſche Beratungen einge: 
treten. Er würde wünjchen, daß noch möglichit in diefem Jahre eine Bor: 
lage gemacht werden könnte, jedoch ſcheine wenig Ausficht dafür zu jein, 
weil zweifellog mehrere Wochen vergingen, ehe die Verhandlungen abge: 
ichlofjen jeien. Ob dann der Landtag noch zuſammen ſei oder zujammen: 
zuhalten fein werde, jcheint dem Redner einigermaßen zweifelhaft. 

Abg. Hirich (fr. Vp.): Ein jolches Ausnahmegejeg für die länd— 
lichen Arbeiter werde der Sozialdemokratie zu ftatten kommen. — Der 
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Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen. (Vgl. Karl Schmelker, 
Eine Kulturjfizze aus dem Often. Preuß. Jahrb. Bd. 101.) 


Über die ländliche Arbeiternot heißt es in der Statiftif des 
Deutjchen Reiches Bd. III: 


In allen Provinzen Preußens hat von 1882—1895 eine Abnahme 
der landwirtjchaftlichen und eine Zunahme der induftriellen und fommer: 
zielen Bevölkerung ftattgefunden. Die großen Schwankungen in ber pro: 
zentualen Zu: und Abnahme der drei genannten Bevölferungsgruppen 
(die Zunahme der induftriellen und Handelöbevölferung ſchwankt zwischen 
10,8 Prozent und 49,8 Prozent, die Abnahme der Tandwirtichaftlichen 
zwiſchen 1,1 Prozent und 9,1 Prozent) laſſen darauf jchließen, daß Ver: 
ihiebungen nicht nur innerhalb einer Provinz, jondern auch von einer 
Provinz in die andere ftattgefunden haben. Aus der vergleichenden Sta: 
tiftit der Jahre 1882 und 1895 läßt fih nun nachweifen, daß aus den 
Öftlichen Provinzen Oftpreußen, Weftpreußen, Pojen und Sclefien ein Ab: 
fluß der Bevölkerung in die weitlichen Provinzen und nad Brandenburg 
erfolgt ift. Ferner ift nachgewieſen, daß eine jährliche Wanderung der 
Bevölkerung don einer Berufsabteilung in die andere von rund 180 000 
Perjonen in Preußen und von rund 270000 Perjonen im Deutjchen Reich 
ftattgefunden hat. Der jährliche Gefamtabfluß der Arbeiter aus der Land» 
wirtichaft im Deutichen Reich berechnet fich auf rund 109000 Perſonen, 
unter denen 77000 männliche. In diefem Rüdgang der männlichen land: 
wirtjchaftlichen Arbeiterbevölferung, der 10,7 Prozent beträgt, gegenüber 
dem Zuwachs der imduftriellen männlichen Bevölkerung von 39,8 Prozent 
und derjenigen von Handel und Verkehr von 48,9 Prozent ſpricht fich die 
thatjächliche Arbeiternot in ber Landwirtichaft aus, die fich in bejonders 
drüdender Weiſe im Often der Monarchie fühlbar macht. Diejelbe wird 
hier noch verstärkt durch die jährlichen Wanderzüge der jog. Sachjengänger, 
von deren Umfang man fich ein Bild machen fann aus einer Zeitungsnotiz, 
nach welcher in der vorlekten Märzwoche d. J. auf der einen Station 
Pojen 15000 Fahrjcheine für Sachſengänger ausgefertigt wurden. Die 
Klagen der Landwirtſchaft, und beſonders im Oſten der Monarchie, über 
den Arbeitermangel ſind daher berechtigt; unberechtigt aber muß die Be— 
hauptung bezeichnet werden, daß der Bau von Kanälen dieſen Arbeiter: 
mangel erhöhen müſſe. Der Bedarf an ſolchen Arbeitern, die überhaupt 
der Landwirtſchaft entzogen werden fönnten, verſchwindet jo gegen bie 
jahraus, jahrein ſtattfindenden Abflüſſe aus der landwirtſchaftlichen Ar— 
beiterbevölkerung in einen anderen Beruf, daß er gar nicht ins Gewicht 
fällt. Ebenſowenig erſcheint es gerechtfertigt, wenn überhaupt gegen die 
Erweiterung und Vervollkommnung unſrer Waſſerſtraßen aus dem Grunde 
agitiert wird, weil ſie die Induſtrie ſtärke und dadurch indirekt darauf 
einwirke, der Landwirtſchaft immer mehr Arbeitskräfte zu entziehen. Durch 
Verweigerung von Kanalbauten läßt ſich das in einer natürlichen Ent— 
wicklung begriffene Erſtarken der Induſtrie nicht hemmen und ihr von 
Jahr zu Jahr zunehmendes Wachstum wird doch jo lange immer wieder 
Arbeitskräfte aus den anderen Berufen an fich ziehen, als nicht den Ar: 
beitern dieſer Berufe eine lohnende, d. h. jo gut bezahlte Beihäftigung 
und eine ſolche Lebenslage und Fürſorge geboten werden, daß fie in ihrer 
Heimat und in ihrem Berufe fi wohl fühlen und jeßhaft bleiben. Das 
ift der jpringende Punkt in der ganzen Arbeiterfrage. Deshalb müſſen 
ſich einerjeit3 die durch Arbeiterverluft gefährdeten Berufe und Provinzen 
und namentlich die Yandwirtichaft und der Dften der Monarchie Eelbft: 
hilfe Schaffen durch Mittel, welche eine größere Sehhaftigkeit ihrer Arbeiter 
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herbeizuführen geeignet find. Andrerſeits ift eine ftaatliche Hilfe in diefer 
Richtung nicht nur gerechtfertigt, jondern jogar eine Pflicht der Regierung, 
denn den wirtjchaftlich Schwächeren durch gefegliche Mittel jo zu ftärfen, 
dat er den Konfurrenzlampf mit dem ftärferen Gegner aufnehmen kann, 
ift gewiß eine wichtige Aufgabe des Staates. 


16. Mai. (Reichdtag.) Die Budgetlommiffion beendet die 
dritte Beratung des Flottengeſetzes. Die Vorlage des Bundesrat 
ift abgelehnt und ein neuer Entwurf ausgearbeitet, der eine An- 
zahl Auslandichiffe ftreicht. (Val. 6.112. Juni.) 


16. Mai. Der Reich3tag bewilligt 865300 Marf zur Ver- 
mehrung der Schußtruppe in Kamerun und 252000 Marf für die 
neu einzufegende Verwaltung von Samoa. 


17.19. Mai. (Reihstag.) In der dritten Beratung der 
lex Heinze macht die Linke Obftruftion durch Dauerreden, Gejchäfts- 
ordnungsdebatten und namentliche Abjtimmungen. Infolgedeſſen 
jeßt der Seniorenfonvent die weitere Beratung vorläufig aus. 


18. Mai. (Sachſen.) Vorſchläge zum Zufammenjchluß der 
deutſchen evangelifchen Landesfirchen. 

Die Meißener Kirchenkonferenz bejchließt einftimmig eine Rejolution, 
in welcher die Landesſynode erjucht wird, beim Sirchenregiment dahin zu 
wirken, daß dasſelbe einen Zuſammenſchluß der deutjchen evangelischen 
Landestirhen zur Wahrung und Förderung der allen gemeinjamen An: 
gelegenheiten in die Wege leiten helfe. Dabei foll der Befenntnisftand 
und die volle Selbjtändigfeit der einzelnen Landeskirchen in Verfafjung, 
Verwaltung und allen innerfirchlichen Angelegenheiten gewährleiftet werden. 
Die Konferenz gibt ferner dem Wunjche Ausdrud, daß die Frage des Zu: 
jammenjchluffe® von allen Synoden der deutjchen evangelifchen Landes: 
firchen zum Gegenftand der Beratung gemacht werde. Die Notwendigfeit 
eines ſolchen Zuſammenſchluſſes ift begründet in der wachſenden Macht: 
entfaltung der römijchen Kirche, die auf deutjchem Boden für alle Gebiete 
des öffentlichen Lebens eine wirkſame Bertretung habe, in der parlamen: 
tariſchen Geſetzgebung des Deutichen Reiches und der Bundesftaaten, durch 
welche Intereſſen und Rechte der evangeliichen Kirche öfters in Mitleiden: 
ichaft gezogen werden, in dem Antwachjen des Sektenweſens, zu deſſen Ab: 
wehr gemeinfame Grundjäße der Landeskirchen nötig find, und im der 
firchlichen Pflege der deutichen Evangeliſchen in den deutjchen Kolonien 
und in der aufßerenropäifchen Diajpora. Abzuweiſen jei bei dem Zu: 
jammenjchluß der Gedanke einer einheitlichen deutjchen Nationalkirche (Reichs: 
firche, Reichsſynode u. ſ. w.). Die Konföderation folle nicht eine über die 
Landeskirchen geordnete firchenrechtliche Inſtitution, ſondern ein freimilliges 
Zuſammenwirken der einzelmen Landezfirchen zur Wahrung der gemein: 
jamen Intereſſen jein. Ebenſo wie feine Verfaſſungseinheit, werde aud) 
feine Kultus: und feine Befenntniseinheit exftrebt. 


18.119. Mai. Das Preußifche Abgeordnetenhaus geneh- 


migt in zweiter Beratung die Borlage über die Warenhausjteuer. 
Die Steuer joll bei einem Umjate von 300000 Mark beginnen, 
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während die Regierung 500000 Mark al3 unterjte Grenze vor— 
geichlagen hatte. (Annahme in dritter Beratung 23. Mai.) 

19. Mai. (Bayern.) Prinz Ludwig von Bayern hält auf 
der Hauptverfammlung des „Verein? für Hebung der Yluß- und 
Kanalihiffahrt in Bayern“ in Straubing eine Rede, in der er jagt: 

Es wird uns in Bayern vielfach vorgeworfen, daß wir die Vor: 
teile, die wir vom Deutjchen Reiche haben, nicht genug zu würdigen wiſſen. 
Meine Herren! Bor allem verwahre ich Bayern dor dem Vorwurfe, daß 
e3 eine Gnade jei, daß wir zum Reiche gehören! Denn das Deutjche Reich 
ift ebenjogut mit bayerischen Blute zujammengejchweißt worden, wie mit 
dem DBlute irgend eines anderen beutjchen Stammes und infolgedeſſen 
wollen wir nicht ala mindere Brüder, jondern als volle Brüder angejehen 
werden. Und wie wir für dad ganze Deutjche Reich einftehen und einge: 
ftanden find, jo verlangen wir auch, daß das Deutjche Reich unfere jpeziell 
bayerifchen Intereſſen ebenſo wahre wie die Intereſſen von denen an ben 
großen Strömen, die in die Nord: und Oſtſee fich ergießen, gewahrt werben. 
Menn das ift, jo werden wir nicht nur im jpeziell bayerischen Intereſſe, 
wir werben im Intereſſe des ganzen Deutjchen Reichs handeln. — Die 
Rede wird viel fommentiert und daraus auf eine Verftiimmung zwiſchen 
dem Bayerifchen und Preußiichen Hofe geichloffen. 


19. Mai. Gegen die lex Heinze erlaſſen eine Anzahl Pro— 
fefforen des Strafrecht? folgende Erklärung: 


„Der unter dem Namen „lex Heinze“ befannte Gejeßentwurf Leidet 
an jolcher Unbeftimmtheit der Begriffe, daß er, zum Geſetze erhoben, in 
verjchiedenftem Sinne audgelegt und angewendet werden fünnte. Wer: 
urteilung oder Freiſprechung wären völlig vom jubjeftiven Empfinden des 
Richters abhängig und es ift Schon ohnehin das Vertrauen de3 Volkes zur 
Nechtspflege infolge unklarer und mangelhaft gefaßter Stafgejege ſchwer 
erjchüttert. Durch die Annahme der „lex Heinze“ würde es in erheblichem 
Maße weiter gefährdet und jo das deutjche Volk in einem feiner idealften 
Güter gejchädigt.“ 

Unterzeichner find die ordentlichen Profefforen: Alfeld, Erlangen, 
v. Bar, Göttingen, Beling, Gießen, Binding, Leipzig, Birkmeyer, München, 
v. Galfer, Straßburg, Frank, Halle, Güterbod, Königsberg, d. Lilien: 
thal, Heidelberg, v. Lilzt, Berlin, Löning, Jena, v. Meyer, Tübingen, 
v. Rohland, Freiburg i. Br., Schmidt, Freiburg i. Br., d. Seeger, Tübingen, 
Stein, Halle. 


19. Mai. Württemberg.) Zweite Hammer. Erklärung 
Mittnachts über die ſüddeutſche Tarifgemeinjchaft. 


Abg. K. Haußmann fragt, ob die von dem Minifterpräfidenten 
im vorigen Jahr bekannt gegebenen Beftrebungen, eine ſüddeutſche Tarif: 
gemeinschaft zu jchaffen, ihren Fortgang nähmen, oder ob, wie man aus 
Aeußerungen des bayerijchen Minifterpräfidenten im dortigen Landtag 
jchließen könnte, der Plan aufgegeben ſei. Minifterpräfident Frhr. von 
Mittnacht erinnert an die Vorgänge des vorigen Jahres, insbejondere 
die in Karlsruhe im April 1899 abgehaltene Konferenz von Kommifjären 
ſüddeutſcher Eifenbahnverwaltungen, bei der auch die elſaß-lothringiſchen 
Bahnen vertreten waren. Baden wollte damal3 mit dem Normaltarif für 
die dritte Klaſſe auf 2 Pfennig herunter, andernfall® wollte e3 feine Kilo: 
meterbefte beibehalten. Der Bertreter der NReichseifenbahnen erklärte den 


Das Ventſche Bei umd feine einzelnen Glieder. (Mai 19.20.) 75 


Zarif von 2 Pfennig für dritte Klaſſe für feinenfall3 annehmbar, weil 
dies in Norbdeutjchland der Tarif für die vierte Klaſſe ſei. Württemberg 
machte dann den Bergleichdvorjchlag, den von den anderen jüddeutjchen 
Verwaltungen ins Auge gefaßten Zarif von 2,5 Pfennig für die britte 
Stlaffe auf 2,3 herabzujegen. Bejchlüffe wurden auf der Konferenz feine 
gefaßt, da die Kommifſäre hiezu nicht Vollmacht hatten. Die bayerijche 
Regierung erklärte fich in der Folge bereit, den württembergiſchen Vor: 
ichlag anzunehmen, für den Fall, daß eine allgemeine Einigung zujtande 
fomme, während Baden an feinem Standpuntt zunächit feſthielt. Bon ber 
Verwaltung der Reichseijenbahnen ift eine Aeußerung bis jebt überhaupt 
nicht ergangen. Der preußiſche Eifenbahnminifter Thielen hat erklärt, daß 
er fein Freund der badijchen Silometerhefte jei, weil diefe — was aud) 
die Auffafjung de3 Herrn v. Mittnacht iſt — eine Begünftigung der be: 
mittelten Klaſſen bedeuten, und weiter erflärte der preußiſche Minifter, 
daß er bei einer Reform der Perjonentarife auf die Vereinfachung den 
Hauptwert lege und nicht auf die Verbilligung. Der Präfident des Reichs: 
eifenbahnamts, Schulz, hat im Reichdtag erflärt, er thue alles, was er zur 
Beichleunigung "der Reform thun fönne, aber er ftoße eben auf große 
Schwierigkeiten, die er bei feiner geringen Machtbefugnis nicht überwinden 
fönne. Eine durchgreifende allgemeine Zarifreform erklärte der Präfibent 
des Reich2eifenbahnamt3 bei der Stellungnahme Preußens geradezu für 
ein „ausfichtslojes Unternehmen“ und die Ausficht für die Reform über: 
haupt ala „ziemlich tief gejunfen*. Wei den lebten Verhandlungen der 
Landtage in München und Karlsruhe wurden Beichlüffe ebenfalls nicht ge: 
faßt. In Baden hält man an der Vorliebe für die KHilometerhefte feft, 
in Bayern will ınan die Kilometerhefte nicht; man will fich dort nicht 
ausschließen, ergreift aber auch nicht die Initiative. Wenn er jet mit 
Baden oder Bayern in Verhandlung treten wollte, würde er wohl auch 
feine andere Antwort befommen, al3 die von den betreffenden Miniftern 
in ihren Landtagen abgegebenen: abwarten, was in Berlin bezüglich der 
Reichseifenbahnen beichloffen wird. Die meifte Ausficht, einen Schritt 
weiter zu führen, hätte aljo ein gemeinſames Vorgehen ber jüddeutichen 
Regierungen beim Reichsfanzler um Bejchleunigung der Sache, die ja doc) 
ichließlich nicht hängen bleiben fann. Herr v. Mittnacht vermutet aber, 
da man jchlieglicy mit Bedauern auf den Beitritt der Reichzeifenbahn: 
verwaltung bezüglich der Bahnen des Reichdlandes werde verzichten müſſen. 
Es wird fich alddann darum Handeln, mit den beiden anderen füddeutichen 
Staaten oder mit einem bderjelben fich zu einigen, und wenn auch dies 
nicht gelingt, jelbftändig in Württemberg vorzugehen. (Lebhafter Beifall.) 
Das aber glaubt Redner vorausjagen zu jollen: der erwähnte Vermittlungs— 
vorschlag von 2,3 Pfennig wird alsdann die Bafis eine! Vorgehens von 
Württemberg allein nicht mehr bilden können; ein Hauptwort wird ber 
württembergijche Finangminifter bezüglich der Finanzlage, d. h. alſo das 
ganze Staatäminifterium, mitzuiprechen haben. Als jeinen Standpunft, 
an dem ex fefthalte, bezeichnet er jchließlich, er erſtrebe nach wie vor nicht 
bloß eine Bereinfachung, jondern auch eine fühlbare Verbilligung, nament: 
lich im Nahverkehr. (Lebhafter Beifall.) Wenn der Zeitpunft eıntrete, 
wo ein Entihluß in diefer hochwichtigen Frage zu fallen fein werde, jo 
werde die württembergijche Regierung natürlich, d. i. in ihrem eigenen 
rg: in Fühlung mit der Volfävertretung treten. (Lebhafter Beifall.) 
(„Allg. Ztg.“) 


19.120. Mai. (Berlin.) Bei einem Streif der Straßenbahn 
angejtellten fommt e3 zu lebhaften Tumulten und Zufammenjtößen 
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mit der Polizei. Die Unruhen rühren nicht von Ausſtändigen 
jondern von Unbeteiligten her. — Der Ausjtand wird nach zwei— 
tägiger Dauer unter Vermittlung des Oberbürgermeiſters beendet. 


20. Mai. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
offizids über die Abgrenzungsverhandlungen zwijchen Deutjchland 
und dem Kongoftaat: 


E3 handelt fi dabei um eine verfchiedenartige Auslegung der 
Grenzabmadhungen. Die Grenze bes Kongoftaat® wird nad Anficht der 
Reichsregierung beftimmt durch den Lauf des Rufifi, die Mittellinie des 
Kiwu-Sees und eine Linie, welche vom Endpunkt jener Mittellinie big 
zum Schnittpunft des 30. Grades öſtlich von Greenwich mit dem 19 20 
jüblicher Breite läuft. Der Kongoftaat dagegen beanſprucht ala Grenze 
eine gerade Linie von dem erwähnten Schnittpunfte bi3 zum nördlichiten 
Punkte des Tanganyifa:Seed. Neuere Forſchungen machen es wahrſchein— 
lich, daß der Kiwu-See und der Ruſiſi erheblich weiter öſtlich liegen, als 
die vorhandenen Karten angeben, möglicherweiſe alſo völlig öſtlich der vom 
Kongoſtaat beanſpruchten Grenzlinie, in welchem Falle jedes Intereſſe an 
den beſtehenden Meinungsverſchiedenheiten verſchwände. Unter dieſen Um— 
ſtänden kamen beide Regierungen am 10. April in Brüſſel überein, unter 
ausdrücklichem Vorbehalt der Rechte der Anſprüche zunächſt die genaue 
Beſtimmung der Lage des Kiwu-Sees und des Ruſiſi an Ort und Stelle 
durch eine gemiſchte Kommiſſion von vier Fachmännern vornehmen zu 
laſſen, welche die Arbeit innerhalb zweier Jahre beendigen müſſen. Bis 
zur endgültigen Vereinbarung ſoll eine beiderſeitige Okkupation des ſtrit— 
tigen Gebietes gemäß dem am 23. November 1899 zwiſchen dem Komman— 
danten Bethe (Deutih:Oftafrifa) und Hecq (Kongoftaat) getroffenen Ab— 
fommen darauf geregelt bleiben, dab Deutjchland die Hoheitärechte ausübt, 
daß die Stärfe der Hongotruppen die Stärke der deutſchen Bejayung nicht 
überfteigen darf, da die Kongotruppen fich jeglicher Einmiſchung in poli: 
tiiche Angelegenheiten zu enthalten haben und die von Deutichland für 
das fragliche Gebiet gegebenen Beftimmungen zu beachten haben. Bei 
Diejer Sachlage darf als ausgeſchloſſen betrachtet werden, daß es zwiſchen 
den beiderſeitigen Truppen zu einem bewaffneten Zuſammenſtoß gekommen 
a wovon thatjächlich auch beiden Regierungen nichts befannt ge: 
worden ift. 


22. Mai. (Reihitag.) Erledigung der lex Heinze. An— 
nahme eine Kompromißantrages. 


Den Anlaß zur Obftruftion hatte bie Annahme ber 88 184a und b 
gebildet (S. 54); da die Linke diefe Beftimmungen nicht in Kraft treten 
laſſen wollte, jo mußte fie das ganze Geſetz zu Fall bringen, und da bei 
ber herrichenden Mebrheit eine regelmäßige Ablehnung nicht möglich war, 
jo juchte fie durch Obftruftion die Abftimmung zu verhindern. Am 21. Mai 
erkennt die Mehrheit, daß die Objtruftion nicht zu bezwingen ift und fie 
juccht eine Berftändigung. Es wird daher vom Seniorentonvent beichlofjen, 
die lex Heinze aufzugeben, dafür aber einen neuen Geſetzentwurf vorzu— 
legen (Antrag Hompeſch), der alle bisher angenommenen Beftimmungen 
der lex Heinze bis auf die von der Linken perhorreszierten $$ 184a und b 
enthält. Der Theaterparagraph ($ 184b) verjchwindet ganz und von 
$ 184 a bleibt nur die letzte Beitimmung übrig, daß der Verkauf oder das 
Anbieten der dort bezeichneten Dinge an Perjonen unter 16 Jahren unter 
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Strafe geftellt werden ſoll. Gegen dieſes Zugeftändnis verzichtet die Op: 
pofition auf die Obftruftion. 

Der neue Gejehentwurf wird nach furzer Debatte am 22. in allen 
drei Lejungen angenommen. Dagegen ftimmen die Sozialdemokraten und 
Hreifinnigen. 


22. Mai. (Berlin.) Der Staatsjefretär des Innern er— 
widert auf eine Eingabe de3 deutjchen Handelstages über die Vor— 


bereitung von Handelöverträgen: 


Bei den biäherigen Erörterungen im wirtſchaftlichen Ausſchuß über 
die Aufftellung eines neuen Zolltarifs find Sacverftändige in großer Zahl 
aus allen Zeilen des Reichs und aus allen Erwerbszweigen zugezogen 
worden. Bei der Auswahl der Sachkundigen hat der mirtjchaftliche Aus: 
ſchuß in bejonderem Maße auch auf diejenigen Vorſchläge Bedacht ge: 
nommen, welche die Handeläfammern der verjchiedenen Bundesjtaaten jeiner: 
zeit hierher hatten gelangen lafjen. Auch für die noch bevorftehenden 
weiteren Beratungen de3 wirtjchaftlichen Ausschuffes joll eine rege Fühlung 
mit den Induſtriellen und Handelsvertretungen beibehalten werden, jowohl 
durch Vernehmung von Sachverftändigen über ragen, welche durch die 
bisherigen Erörterungen noch nicht geklärt find, ald auch durch Einholung 
von Gutachten der Handelsorgane oder durch Anhörung der Yuterefjenten: 
Vertretungen an Ort und Stelle. Inſoweit daneben die Handelsfammern 
es für nüßlich erachten, entweder durch VBermittelung des Deutſchen Handels: 
tag3 oder direft Mitteilungen und Gutachten hierher gelangen zu lafien, 
wird mir jede jolche Darlegung von Wert fein und zur zutreffenden Ab— 
wägung der fich entgegenftehenden wirtjchaftlichen Intereffen beitragen. — 
Hinfichtlich der Veröffentlihung eines umgearbeiteten Entivurf3 vermag ich 
zur Zeit eine Auskunft nicht zu erteilen. 


23. Mai. Der Reichdtag genehmigt das Gejeh über die 
Fleiſchbeſchau in dritter Beratung mit 163 gegen 123 Stimmen. 


Die Differenz zwijchen der Regierung und der Mehrheit (S. 47, 60) 
wird durch einen Kompromikantrag der fonjervativen Parteien und des 
Zentrums bejeitigt, nad dem die Einfuhr von Fleiſch in Luftdicht ver: 
ichlofjenen Büchjen oder ähnlichen Gefäßen, ferner von MWürften und 
jonftigen Gemengen zerfleinerten Fleiſches verboten jein jol. ferner joll 
bis zum 31. Dezember 1903 die Einfuhr Klichen Fleiſches nur in ganzen 
Zierförpern bezw. Hälften und die Einfuhr von zubereitetem Fleiſch nur 
dann erlaubt jein, wenn gejundheitliche Gefahren ausgeſchloſſen find. Letz— 
teres aber feitzuftellen, gilt bei Pöfelfleifchverwendungen unter 4 Kilogramm 
al3 unausführbar. Nach dem 31. Dezember 1903 joll die Fleifcheinfuhr 
eine neue gejegliche Regelung erfahren oder .e3 jollen andernfalls die 
obigen Beftimmungen in Kraft bleiben. — Gegen das Gejek ftimmen 
außer Sozialdemokraten und Freifinnigen die Antijemiten und eine An: 
an Sonjervative, die die Milderung der Beftimmungen 2. Lejung miß— 
illigen. 


23. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
einftimmig die Gewerbeordnungs-Novelle. — Die Beltimmungen, 
die am 1. Oftober in Kraft treten, beziehen fich vornehmlich auf 
die offenen Ladengejchäfte. 

25. Mai. Die Bayerijche Abgeordnetenfammer fordert 
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die Regierung auf, im Bundesrat bei fünftigen Handelöverträgen 
auf die Einführung eines Zolle® auf Gerfte und Hafer in der— 
jelben Höhe wie für Weizen und Roggen zu wirken. 

26. Mai. (Reihstagswahl.) Bei der Erjagwahl in Nürn- 
berg wird Dr. Südefum (Soz.) mit 21120 gegen Seiler (lib.) mit 
14112, Heim (3.) mit 1111 und Abt (konf.) mit 360 Stimmen 
gewählt. 

26. Mai. (Reichstag) Provijorium über die Handels- 
beziehungen zum britifchen Reiche. 

Die Regierungsvorlage fordert, daß da3 gegenwärtige bis zum 
3. Juli reichende Handelsproviforium mit England auf unbeftimmte Zeit 
verlängert werde. — Abg. Dertel (fonf.) fordert Vorlegung des neuen 
Zolltarif3 in der nächiten Seifion. Abg. Dr. Roeſicke (Bd. d. Ldw.) be: 
antragt, das Proviforium nur bis zum 3. Juli 1901 zu verlängern. 
Staatsſekr. Graf Pojadomwsty: Die Verhandlungen mit England und 
jeinen weit verzweigten Kolonnien feien äußerſt verwidelt, deshalb ſei die 
Verlängerung um ein Jahr zu furz. bg. Paaſche (nl.) erwartet don 
der einjährigen Verlängerung eine Beichleunigung der Zollverhandlungen. 
— Der Antrag Roefide wird angenommen. 


27. Mai. (Nördlingen) Rede des Prinzen Ludwig von 
Bayern auf der Wanderverfammlang bayerifcher Landwirte. 


Nachdem der Prinz die Notwendigkeit, daß Induſtrie und Land: 
wirtichaft zufammengehen, ausgeſprochen hat, fommt er auf die an feiner 
Straubinger Rede geübte Kritit zu fprechen. Gr betont, daß er jeine 
Neden vollflommen frei halte und wünſche, es möchten aus im Auszuge 
verbreiteten Zeilen jeiner Reden feine Schlußfolgerungen gezogen werben, 
die er micht jelbit gezogen habe. Etudieren Sie die deutjche Reiche: 
verfafjung! Sie werden jehen, daß, wo immer ich aufgetreten bin, ich mich 
an die Neichöverfaffung gehalten habe. Die Reichtverfafjung beruht auf 
den Verträgen, die nach einem fiegreichen Kriege der damalige Norddeutſche 
Bund mit den verbündeten und mit:fiegreichen ſüddeutſchen Staaten abge: 
ſchloſſen hat. Wenn die deutishe Verfaffung beifer befannt wäre, fo würde 
man gar viele faljche Anfichten in Reden und Schriften nicht hören und 
lefen. Ich nenne mit Abficht feine Namen. Denn dann hätte man eine 
große Aufgabe zu erfüllen. Meberall und an allen Orten und zu allen 
Zeiten find faljche Anfichten vertreten über die Reicheverfafjung, und in: 
folge deſſen werben vielfach Anfichten geäußert, die fich mit der Reichsver— 
ſaſſung abfolut nicht decken. 

Tiefe Rede wird wiederum in der Preſſe Iebhaft fritifiert und 
namentlich getabelt, daß der Prinz feine beftimmten Angaben über bie 
Urſache feiner Berflimmung mache. — Auch im Auslande erregt die Rede 
Aufſehen, franzöflfche Blätter ſehen fie als ein Zeichen für das Sinten des 
Neichsgebanfens an, 


27. Dai, (München.) Prinz Rupprecht von Bayern ſpricht 
ſich in einen Delegiertenverfammlung des Bayerifchen Flottenvereins 
energiich für die Wlottenvorlage auß. 

30. Mai, (Potsdam.) Der Kronprinz tritt zum aktiven 
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Dienjt in das erfte Garde-Regiment zu Fuß ein. Der Kaifer hält 
dabei folgende Anfprache: 


Nachdem Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit ber Kronprinz ben 
Bildungs: und Entwicklungsgang, wie er für Die preußifche Armee und 
ihre Offiziere vorgejchrieben ift, durchgemacht hat und vollendet hat durch 
das Beftehen eines Examens, welches jeine Vorgeſetzten mit der Königlichen 
Belobigung zu belohnen gebeten haben, ftelle Jch ihn nunmehr als aktiven 
dienftthuenden Offizier in die Reihen Meines Regimentd. Soweit über: 
haupt ein junger Offizier für feinen Beruf vorbereitet werben fann, joweit 
ift alles geleiftet. E3 wird nun an ihm fein, in der gejchichtlichen alt: 
klaſſiſchen Atmojphäre, die in den Reihen diejes Regiments weht und feine 
ahnen umſpielt, den Dienft in allen feinen Phaſen kennen zu lernen. Es 
ift eine Ehre für ihn, in diefem ausgezeichneten Regiment nunmehr in das 
militärifche Leben einzutreten. ch hege das vollite Vertrauen zu Meinem 
Regiment, daß, wie es jo manchen preußiichen König, manchen Prinzen 
und Heerführer auögebildet und aus feinen Reihen hat hervorgehen jehen, 
e3 fi) audh an Meinem Sohn bewähren möge. Und ihm will Ich wün— 
ichen, daß er in den Reihen Meiner alten teuren Kompagnie diejelbe 
freude empfindet im Verkehr mit dem Grenadier und bdiejelbe Kamerad— 
ichaft unter jeinen Offizieren und vor allen Dingen dasſelbe Vertrauen 
feiner Leute fi) wird erwerben können, wie es auch Mir einft gelungen 
war, und daß er fich eng verwachſen fühle mit den Söhnen Meines Landes. 
Sp übergebe Jh Euch Meinen Sohn mit der Hoffnung, daß er dereinft 
ein tüchtiger preußifcher Offizier und ordentlicher Soldat fein möge! 


1. Juni. (Koblenz.) Die deutjche Kolonialgejellichaft er— 
klärt fich ſcharf gegen die Überlaffung von Konzeffionen in Süd— 
wejtafrifa an ausländijche Gefellichaften. 


Anfang Juni. Die deutjche Preſſe beipricht die Bekannt— 
machung des italienijchen Minifter® des Auswärtigen über Die 
Arbeiterverhältnifje in Oftpreußen (vgl. Italien). Außer den jozial- 
demofratifchen Blättern weifen alle diefe Behauptungen zurüd. 
Das Auswärtige Amt erhebt in Rom Borftellungen dagegen. 


Juni. Berhandlungen über die Errichtung einer fatholijch- 
theologijchen Fakultät in Straßburg. 

Seit mehreren Monaten finden zwifchen der bdeutjchen Regierung 
und dem Batifan Berhandlungen über die Errichtung einer Fatholijch: 
theologischen Fakultät in Straßburg ſtatt. Gegen dieſes Projekt agitiert 
ber eljäflisch-proteftlerijche Klerus. Defjen Wortführer Kanonikus Guerber 
behauptet im „Elſäſſer“, es handle fid) von Seiten derer, die die Fakultäts— 
angelegenheit zu fördern fjuchten, ganz allein um die „Ausrottung des 
wäljchen Geiftes*, der im Straßburger Seminar zu Haufe ſei — nidt 
aber um die Berüdfichtigung der Eirchlichen Intereſſen. Die deutjche 
Zentrumaprefje befürwortet das Projekt entjchieden; die „Germania“ wendet 
fih jcharf gegen Guerber. (Anf. Juni.) 


5. Juni. (Braunfchweig.) Der deutjche Gymnafialverein, 
an defjen Tagung 250 Schulmänner teilnehmen, faßt eine Reſolu— 
tion gegen die DVerallgemeinerung des Lehrplang des Reform- 
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gymnaſiums und gegen die Einführung eines gemeinjamen latein= 
(ofen Unterbaues für höhere Schulen. 

6. Juni. (Berlin) Der Direktor des Kolonialamts, 
v. Buchka, tritt zurüd. Sein Nachfolger wird der Gejandte in 
Ghile, Dr. Stübel. 

6.7. Juni. Reichstag.) Zweite Beratung der Flottenvorlage 


(vgl. ©. 63, 73). Streit zwifchen Sozialdemokratie und Zentrum. 


Abg. Müller: Fulda (3.) empfiehlt die Kommiſſionsbeſchlüſſe. 
Staatöjefretär Tirpitz motiviert die Zuftimmung der Regierungen zum 
Verzicht auf die Auslandſchiffe. Ein Mehrbedarf an Auslandichiffen Liegt 
eigentlich heute jchon vor. Bei Aufftellung des erjten Flottengeſetzes, das 
heißt im Sommer 1897, waren für die oftafiatische Station nur zwei große 
Kreuzer in Ausficht genommen. In dem lebten von dem hohen Haufe 
genehmigten Etat für das Rechnungsjahr 1900 find für diefelbe Station 
bereits vier große Kreuzer vorgeſehen. Diejer Mehrbedarf ift hervorgerufen 
durch die erft nach Aufftellung des erſten Flottengeſetzes erfolgte Eriverbung 
von Kiautſchou, ferner durch die gerade in jüngfter Zeit außerordentlich 
gefteigerten deutſchen Schiffahrtsinterejjen in Oftafien, kurz, durch die ſtarke 
Entwidlung der chinefiichen Verhältniffe in den legten beiden Jahren. In 
der Begründung der Vorlage der verbündeten Regierungen ift hierauf auch 
ausdrücklich hingewiefen worden. Trotz dieſes heute jchon vorliegenden 
Mehrbedarf3 haben die verbündeten Regierungen in dem der Novelle bei: 
gefügten Bauplan Ihnen vorgejchlagen, den Mehrbedarf an Auslandichiffen 
erft im Jahre 1906 in Bau zu nehmen. Die Motive für diefes Hinaus: 
ichieben find ebenfall3 in der Vorlage angegeben. Es iſt da gejagt worden, 
dab es in erfter Linie erforderlich wäre, ein drittes Gejchwader moderner 
Linienjschiffe mit dem erforderlichen Zubehör an Sreuzern und Torpedo: 
booten zu Schaffen. Die verbündeten Regierungen befanden fich bei Auf: 
ftellung des Bauplans in einer gewijjen Zwangslage. Gleichzeitig die 
heimische Schlacdhtflotte und die Auslandsjchiffe zu vermehren, erichien nicht 
angängig, und da war e3 notwendig, das MWichtigite zuerft auszuführen, 
das heißt, die Verſtärkung der heimiichen Schlachtflotte. Eine eingehende 
Erörterung dieſer Notwendigkeit hat ja in der Kommiſſion ftattgefunden. 
Nun liegt die Frage nahe, wie man den heute jchon vorhandenen Mehr: 
bedarf an — in den nächſten Jahren dann zu decken gedachte, 
wenn die Auslandsjchiffe nicht jofort vermehrt werden fonnten. Da ift 
zuerft zu verweiſen auf die Materialrejerve der Auslandsjchiffe. Die Herren 
werden fich erinnern, daß die Materialreferve für die Auslandsjchiffe feiner: 
zeit jo hoch bemefjen worden ift, daß man daraus eine vorübergehende Ber: 
ftärfung der ausländiichen Stationen eintreten lafjen fonnte. Die Material: 
rejerve hat gewifjermaßen eine doppelte Funktion: einmal jollte fie die er: 
forderliche Auswechslung von Schiffen bei Reparaturbedürftigfeit ermög: 
lichen, und zweitens jollte fie die Möglichkeit einer vorübergehenden Der: 
ftärfung gewähren, gewijjermaßen als soutien dienen. Der hierfür beftimmte 
Zeil der Materialreferve, welcher gewiſſermaßen al3 soutien für jämtliche 
Stationen zu dienen hatte, ift num durch die daraus erfolgte Verftärfung 
einer einzelnen Station, nämlih Oftafien, aufgebraudt. Das geht im 
Notfalle für einige Jahre, kann aber als ein dauernder Zuftand nicht als 
angängig erachtet werden; man müßte ſonſt das wohlerwogene und vom 
hohen Haufe jelbft anerkannte Prinzip der Materialreferve wieder aufheben. 
Eine zweite Rejerve zur Verſtärkung der Auslandsichiffe liegt für die nächiten 
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Jahre in den Aufflärungsgruppen der heimifchen Schlachtflotte. Solange 
die heimifche Schlachtflotte noch nicht vollftändig formiert ift, jolange die 
einzelnen Formationen noch in der Bildung begriffen find, wird es möglich 
jein, auf einzelne Schiffe der Aufflärungsgruppen der heimifchen Echladht: 
flotte für Auslandszwecke zurüdzugreifen. Sind die Formationen aber erft 
einmal fertig, find die Gejchwader gebildet, jo ift das nicht mehr möglich, 
ohne die Leiftungsfähigkeit und leichte Verwendbarkeit unferer heimijchen 
Schlahtgefhwader in ganz außerordentlihem Maße zu beeinträchtigen. In 
der Kommijfion ift auch die Trage erörtert worden, ob es nicht angängig 
fei, im Falle eines europäischen Konflikts die Auslandsſchiffe zurückzuziehen, 
um fie dann als Aufklärungsjchiffe für die heimische Schlachtflotte zu ver: 
menden. Dabei wird vergefjen, daß die zurücbeorderten Auslandzjchiffe 
auf ihrer Rüdreife in großer Gefahr find, in ben natürlichen Engpäſſen, 
welche fie pajfieren müſſen, von überlegenen Streitkräften abgefangen zu 
werden. Sollten fie die Heimat aber troßdem erreichen, jo würden fie erft 
eintreffen, wenn die großen Entjcheidungen jchon gefallen find, fie würden, 
mit einem Wort, zu jpät fommen. Was nun den Umfang der von den 
verbündeten Regierungen geforderten Vermehrung der Auslandajchiffe an- 
betrifft, jo habe ich bei der erften Leſung der Novelle bereits ausgeführt, 
daß fichere Anhaltspunkte hierfür nicht gegeben werden fünnen. Es wäre 
ja möglich, wenngleich meiner perjönlichen Anficht nad) ſehr unwahrſchein— 
lich, daß wir die Vermehrung zu hoch gegriffen hätten. E3 ift aber ebenjo 
möglich, daß unſere Interefjen fich auch weiterhin noch derart fteigern, daß 
jeinerzeit vielleicht noch eine ftärfere Vermehrung der Auslandsſchiffe, als 
fie jet vorgejehen war, notwendig erjcheint. Ihre Kommiffion hat, wie 
der Herr Abgeordnete Müller (Fulda) ausgeführt hat, bejchlojjen, die Ver: 
mehrung der Auslandsjchiffe aus dem vorliegenden Gefegentwurf ganz zu 
bejeitigen.. Als Gründe wurden in der Kommiffion angegeben, daß bie 
verbündeten Regierungen jelbft die Vermehrung erſt vom Jahre 1906 ab 
beginnen lafjen wollten. E3 wurde ausgeführt, daß dann vielleicht die 
Vermehrung nicht mehr jo notwendig erjcheinen twürde, man fich vielleicht 
auch auf andere Weije helfen könnte. Wie ich bereit3 ausgeführt habe, 
halte ich es für jehr unmwahrjcheinlich, daß die Vermehrung von den ver: 
bündeten Regierungen zu hoch gejchäßt worden iſt. Sch würde es ferner 
für ſehr unzwedmäßig halten, wenn man infolge dauernder Vermehrung 
der Auslandajchiffe grundiäglich auf die Materialreferve verzichten wollte, 
und ich würde e3 jchließlich nicht für angängig halten, daß man auf bie 
Auftlärungsschiffe der Schladtflotte auch dann noch zurüdgreifen könnte, 
mwenn bie fyormationen der Schladhflotte erſt einmal vollendet find. Ander— 
ſeits glaube ich wohl zu der Erwartung berechtigt zu fein, daß die ver: 
bündeten Regierungen einer Vertagung der Entjcheidung dieſer Frage zu: 
ftimmen würden. 

Abg. Bebel (Soz.) greift da3 Zentrum jcharf an, weil es feine 
Politik geändert habe, denn in der erften Leſung habe ſich Abg. Schäbdler 
gegen die Vermehrung ausgeiprochen. Nach dem, was da3 Zentrum in 
den legten zwei Jahren in Bezug auf den Umfall und das Verlaffen jeiner 
vorher auögejprochenen Grundjäße geleitet hat, brauchen die verbündeten 
Regierungen nicht im geringiten im Zweifel zu fein, daß vom Jahre 1906 
oder ein oder zwei Jahre jpäter die Herren im Zentrum auch bereit jein 
werden die Auslandaflotte zu bewilligen, nachdem fie jet die Verdoppelung 
der Schlachtflotte gutgeheißen haben. Die Flotte jei nußlos, denn Grund 
zur Spannung mit England liege nach den Worten des Fürſten Bismard 
nicht vor. Eine Konkurrenz mit dem Auslande jei nicht möglich, denn für 
jedes deutſche Linienfchiff würden England und die übrigen Nationen zwei 
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bis brei Schiffe bauen. Abg. Graf Stolberg: Wernigerode (fonj.) 
für die Vorlage, wünſcht aber erhöhten Zolihuß für die Landwirtichaft. 
Abg. Gröber (3.) hält dem Abg. Bebel entgegen, daß er am 10. Februar 
dem Abg. Schädler Bereitwilligkeit die Flottenvorlage zu bewilligen, vor: 
geworfen habe. Das Zentrum habe die Vorlage bewilligt, weil die Re- 
gierung Abftriche angenommen habe und die frage bes Etatsrechts jeßt 
für den Reichstag günftiger ala im Gejeh von 1898 gelöft jei. Cs ıft 
weder ein Anfangstermin für die erforderlichen Neubauten, noch ein End: 
termin für dag neu zu bewilligende Gefchwader beſtimmt. Wir haben es 
vollftändig in der Hand, nad) Lage unjerer fFinanzverhältniffe im jedem 
Sahre die Höhe der Ausgaben für Sciffeneubauten zu bejchließen, wie 
wir es für gut finden; eine gejegliche Bindung nad) diefer Richtung gibt 
es nicht. Endlich, meine Herren, und das ift für und im Zentrum die 
allerwichtigfte Frage gegenüber dem geltenden Flottengejeß: in dem gelten: 
den Flottengeſetz ift bezüglich der Dedungsfrage nur eine negative Ent: 
jcheidung getroffen; es fol die Dedung erforberlichenfalld nicht durch 
Steuern gejucht werden, welche den Mafjenverbrauch belaften. Jetzt wird 
eine pofitive Löſung angeftrebt, und fie wird — da3 kann man voraus— 
jegen — auch gefunden werden in ben beiden Steuergejeßen, die dem hohen 
Haufe zur Annahme vorliegen. Es wird auf dem Wege diejer beiden 
Steuergejege der Mafjenverbraud nicht belaftet; e3 werden damit nur 
Zeile de3 deutjchen Volkes betroffen, die leiftungsfähig find. Es wird aljo 
hier dad Programm auögeführt, dad wir von Anfang an gejeglich feſtzu— 
legen gewünjcht haben, und diejes Programm wird nicht in einem bloßen 
Grundjaß, in einem allgemeinen, finanztechnifch nicht unmittelbar ausführ: 
baren Sate feftgelegt, jondern e3 werden jpezielle Steuerborjchriften in 
diefer Beziehung gegeben. Das ift ein ungeheuer großer Fortſchritt gegen: 
über dem Geje von 1898. 

Abg. Richter (fr. Bp.): E3 ift charakteriftiich für diejes Gejeß, daß 
e3 ala Gejeß nicht zur Verſtärkung der MWehrfraft des Inlandes gegen das 
Ausland dient, fondern zur Verſtärkung der Machtbefugnifje der Regierung 
gegenüber dem Reichsſtage. Die Blodadegefahr in einem Kriege exiftiere 
nicht, die Zollpolitit der Regierung erſtrebe jogar eine DBlodade aller 
deuticher Grenzen im Frieden an. Abg. Ridert (fr. Vg.) tadelt Die 
innere und die Wirtjchaftspolitif der Regierung, erklärt fi) aber für die 
Vorlage, um den Frieden und den Kandel zu jchüßen. 

In namentlicher Abftimmung wird $ 1 der Vorlage angenommen 
mit 153 gegen 79 Stimmen. Gegen $ 1 ftimmen die Sozialdemofraten, 
die deutſche und die freifinnige Volkspartei, die Eljäffer, die Bauern: 
bündler und vereinzelte bayerifhe und oberichlefiiche Zentrumsmit— 
glieder. Die Polen und Welfen beteiligen ſich größtenteil3 an der Abjtim: 
mung nicht. 

Am folgenden Tage wird die Dedungsfrage bebattiert. Abg. von 
Siemens (fr. Bg.) wendet fich gegen die Befteuerung der Börſe. Durch 
die Schwächung der Börje werde zugleich die politifche Leiftungsfähigkeit 
de3 Landes vermindert. Abg. Bebel (Soz.) wendet fich gegen die vorge: 
ichlagenen Steuern, weil fie die ſchwachen Schultern träfen. Abg. Gröber 
(3.) bedauert, daß die Reichderbichaftäftener nicht zu ftande gekommen ift. 
— Der Reft des Geſetzes wird mit großer Mehrheit angenommen, ebenjo 
die vorgeichlagenen Rejolutionen. 


6.8. Juni. (Karlsruhe) Tagung des evangelifch-jozialen 
Kongrefjed. Der Kongreß wird von der badijchen Regierung warm 
begrüßt. 
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7. Juni. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Interpel— 
lation über den Bau eines Kanals Berlin-Stettin. Erklärung der 
Regierung. 

Abg. Brömel (fr. Vg.) bringt folgende Snterpellation ein: „Welche 
Gründe veranlafjen die Königliche Staatöregierung, bie bereit? in ber 
Thronrede angekündigte Vorlage eined Entwurfs zu einem Großſchiffahrts— 
wege Berlin: Stettin hinauszufchieben, obwohl die fchleunige Herftellung 
diefer Waſſerſtraße im Intereſſe des erften Seehandelaplaßes Preußens an: 
geficht3 der für den 16. Juni d. J. bevorftehenden Eröffnung des Elbe: 
Trave-Kanals eine dringende Notwendigkeit ſei?“ Der Interpellant führt 
aus, daß die Verzögerung des Kanalbaues ein bittere Unrecht gegen 
Stettin ſei. Seit 1890 ift Stettin durch verjchiedene Maßnahmen beein: 
trächtigt worden, in erfter Linie durch den Oder-Spree-Kanal, der den Weg 
von Schlefien nah Hamburg abgelentt hat, ferner durch den Bau bes 
Kaiſer Wilhelm-ſtanals, von dem überwiegend Hamburg Vorteile gezogen 
hat. Der Handelöverfehr Stettins hat von 1891 bi3 1899, d. h. jeit Er: 
Öffnung des Oder-Spree-Kanals, jo gut wie ftagniert; er betrug 1891 
1350 000 Zonnen und 1899 nur 1360000 Tonnen. In derſelben Zeit 
ilt der Verkehr Hamburgs um 50 v. H. geftiegen. Dagegen hatte fich ber 
Verkehr Stettind von 1881 bis 1890 um 96 dv. H., derjenige Hamburgs 
nur um 80 dvd. H. gehoben. Auch in dem neuen Freihafen Stettina ent— 
wicelt fich der Verkehr jehr langſam; dieſer Hafen hat nicht die Erleich: 
terungen für den Weltverfehr, welche Hamburg genießt. Die Wirkung des 
neuen Elbe-Trave-Kanals darf nicht unterfchäßt werden; Lübeck erwartet 
den größten Aufſchwung davon und rüftet ſich bereits, eine Spedition nach 
allen Elbehäfen einzurichten. Unter diefen Umftänden bieten die neuen 
Hafenanlagen Stettins für die Kaufmannjchaft nur Laften. 

Minifter der öffentlichen Arbeiten v. Thielen: In der Thronrede 
vom 9. Januar d. %. heißt es: Die Staatöregierung hält nach wie vor 
an der Meberzeugung feſt, dab die Herftellung eines Schiffahrtäfanald dom 
Rhein bis zur Elbe zur teilweijen Entlaftung der Staat3eifenbahnen wie 
zur Hebung des binnenländifchen Verkehrs notwendig iſt. Die Thronrede 
fährt dann fort: Die vorjährige Vorlage wird Ihnen daher, ermeitert 
durch die Vorſchläge für Herftellung anderer Schiffahrt3unternehmungen, 
Derbejjerungen natürlicher Flußläufe im Intereſſe des Verkehrs und nament: 
lich der Landesmeliorationen, wiederum unterbreitet werden, ſobald die be: 
treffenden Projekte fertig geftellt find und deren wirtjchaftliche und finan: 
zielle Grundlagen klar gelegt. Als folche Projekte bezeichnet die Thronrede 
die Herftellung eines Großſchiffahrtsweges zwiſchen Berlin und Stettin, 
Beihaffung ausreichender Makregeln im Oderbruch, die Verbefferung der 
Derhältnifie an der unteren Dder, wie an der Spree und an der Havel, 
die erweiterte Ausbildung der Waflerftraßen zwiſchen Oder und MWeichiel, 
jowie die Herftellung de3 maſuriſchen Seenfanald. Nachdem die Baupläne 
dieſes Progamms im mejentlichen im Februar dieſes Jahres vollendet 
waren, find jofort die erforderlichen Verhandlungen mit den Vertretern der 
betreffenden Provinzen und den jonftigen Beteiligten eingeleitet und unter 
ftändiger Mitwirkung der Minifteriallommifjare aller beteiligten Reſſorts, 
foweit irgend thunlich, bejchleunigt worden. Es handelte fich bei diejen 
Verhandlungen einesteild darum, die Anfichten der zunächft Beteiligten 
über die Pläne zu hören, andernteil3 deren Geneigtheit zu der von ihnen 
verlangten Mitwirkung bei Aufbringung der Koften feitzuftellen. Dieje 
Verhandlungen find, joweit fie bisher zum Abjchluß gebracht werden 
fonnten, im großen und ganzen von günftigem Erfolg begleitet gewejen. 

6* 
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Auch die neuen Projekte haben mit alleiniger Ausnahme des mafurijchen 
Kanals überhaupt grundjäglih Zuftimmung erfahren, wenngleich im ein- 
zelnen Ergänzungs- und Abänderungsvorichläge gemacht find. Ebenjo hat 
fich faft überall bei den Intereſſenten Geneigtheit gezeigt, auf die Anfor: 
derungen der Staatäregierung hinfichtlich ihrer Beteiligung an den Koften 
der Unternehmungen einzugehen. Um dem Landtage eine in jeder Be: 
ziehung wohl vorbereitete Vorlage machen zu können, was der Landtag 
bei diefer jo wichtigen Angelegenheit zu fordern durchaus berechtigt ift, 
werden indeſſen die von den Intereſſenten gemachten VBorjchläge wegen Ab: 
änderung der Projekte noch eingehend zu prüfen und in Bezug auf die 
Beteiligung an den Koften noch in mancher Beziehung zu ergänzen jein. 
Bei der erheblich vorgerüdten Jahreszeit würde der Landtag faum nod in 
der Lage fein, eine jo umfangreiche und ſchwerwiegende Vorlage in der 
laufenden Seifion zu verabjchieden, noch weniger würde e3 richtig und an 
gängig erjcheinen, einzelne Teile der Gejamtvorlage aus dem fie mit andern 
Unternehmungen des Gejamtprogramms verbindenden Rahmen herauszu: 
nehmen und als bejondere Vorlage dem Landtage noch in der laufenden 
Seifion zu unterbreiten. Auch die Rüdficht auf die vernünftige Defonomie 
der Arbeiten de3 Landtags, die bei Behandlung eines jolchen Gegenftands 
in zwei Seifionen nicht gewahrt werden könnte, jpricht gegen die Ein: 
bringung in der laufenden Sejfion. Die Staatöregierung würde ja darüber 
binwegjehen können, daß bis zum heutigen Tage noch feine bindenden Er: 
flärungen vorliegen über die Garantien, da zu hoffen fteht, daß die Um: 
ftände in furzer Zeit bejeitigt fein werden. Die Trennung des Berlin: 
Stettiner Großichiffahrtäweges von der Kanalvorlage ift aber aus dem 
entjcheidenden Grunde nicht möglich, weil der Großichiffahrtäiweg mit dem 
Projefte der Regulierung ber unteren Oder in unlösbarem Zujamınenhange 
jteht, und die Befürchtungen der Anlieger der unteren Oder fönnen nur 
behoben werden, wenn gleichzeitig mit dem Großſchiffahrtsweg durch die 
Regulierung der unteren Oder genügend Flut geichaffen wird. Das ur: 
jprüngliche Projekt der Regulierung der unteren Oder jah ald Grundlage 
die jogenannte MWeftlinie vor, wobei auch die Oft:Oder erhalten bleiben 
follte. Außerdem war im Intereſſe von Schwedt die Möglichkeit vorgejehen, 
Sehähunderttonnenschiffe durch einen bejonderen Kanal von Schwedt nad) 
der Dft:Dder zu bringen. Bei den Verhandlungen über diejes Projekt an 
Ort und Stelle ift von Schwedt und Gark lebhaftefter Widerjpruch erhoben 
worden. infolge dejjen find von den beteiligten Rejjort3 von neuem Der: 
handlungen über die Linienführung eingeleitet worden. Die Vorbereitungen 
find ziemlich weit vorgejchritten, allerdings nicht joweit, dab zwiſchen heute 
und dem 20. Juni die Vorlage vorgelegt, beraten und erledigt werden 
fann. Die Regierung wird aljo, jo ſchwer es ihr auch fällt, das Projekt 
nicht mehr in diejer Seſſion vorlegen, jondern erjt in der nächiten, dann 
aber jo früh, daß die Beratung diefer hochwichtigen Vorlage in aller Ruhe 
und Gründlichkeit erfolgen fann. Das fann ich im Namen der Staatd: 
regierung erklären. Perſönlich möchte ich hinzufügen, daß ich den Vor: 
wurf des Abg. Broemel, die Regierung habe Stettin bittere® Unrecht zu: 
gefügt, aufs Allerentichiedenfte zurücmeijen muß. Die Regierung hat für 
Stettin jo viel gethan, wie für feine andere Stadt. Als 1894 der Abg. 
Broemel dem Elbe-Trave-Kanal zuftimmte unter der Vorausſetzung, daß 
Preußen jeinem erften Seehandelsplatz auch die nötige Unterftügung zu 
Zeil werden laſſen möge, habe ich noch im April 1894 den Auftrag ge: 
geben, den Großichiffahrtäweg Berlin:Stettin zu projeftieren, und das ift 
ausgeführt worden. Dazwijchen kam das Projekt des jog. Oſtweges, welches 
die Erledigung der Frage zum großen Bedauern der Regierung auf lange 
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Zeit hinausſchob, allein die Gründe für das Dftprojeft waren doch fo 
fchweriviegend, daß die Regierung nicht ohne weiteres dieſes Projekt be: 
feitigen fonnte. Erſt nach langen Unterſuchungen entſchied ſich dann bie 
Regierung für das Weſtprojekt. Indeſſen war es nötig, diejes noch einmal 
nachzuprüfen, auch in finanzieller Hinfiht. Die Trennung des Großidiff: 
fahrtsprojeft3 von der übrigen Kanalvorlage würde größeren Schaden ver: 
urjachen, ald die Verzögerung, über die fich der Abg Broemel beklagt hat. 
Auf die ftatiftiichen Zahlen will ich nicht eingehen, die lafjen fich grup: 
pieren, wie e3 der Zweck gerade erfordert. Der Seeverkehr Stettins ift 
von 1891 bis 1898 um 60 v. 9. geftiegen, der von Lübeck um 22 v. H., 
der von Hamburg um 58 d. H., der von Bremen um 33 v. H. Es ift 
ja richtig, daß jeit 1998 ein langſames Sinken eintritt, welches fich zum 
Teil aus ganz jpeziellen Berhältniffen, zum Zeil durch die mächtige Kon: 
furrenz von Hamburg erklärt. Ich will auch die Gefahr, die Stettin von 
Lübeck erfährt, durchaus nicht verfennen, glaube aber namens der Re: 
gierung erklären zu können, daß fie nach wie vor ein warmes Herz für 
Stettin haben wird. 

Abg. Dr. Hahn (Bd. d. %b.) ift gegen den Ausbau der Waſſer— 
Straßen, die dem Transport der ausländijchen Maffengüter zum Schaden 
der deutſchen Landwirtjchaft dienten. Vor allem müſſe die Abgabenfreiheit 
der natürlichen Waſſerſtraßen aufgehoben werden. Abg. Sattler (nl.) 
fordert dringend Beichleunigung de3 Baued. Abg. Fritzen (3.) tadelt die 
Berfuppelung des Dortmund-Rhein-Kanals und des Berlin-Stettin-Kanals 
mit dem Mittellandfanal. 


6.8. Juni. (Berlin.) Konferenz über das höhere Schul- 
wejen. (Bgl. ©. 44.) 


Zur Teilnahme find berufen die Abgg. Dr. Böttinger (Direktor der 
Farbenfabriken Bayer u. Comp. in Elberfeld), Dr. dv. d. Borght, Profefjor 
an der Technischen Hochſchule in Aachen, Dr. Dittrich, Profeffor am fatho: 
liſchen Lyeeum in Braundberg, Graf Douglas, Profeffor Kropatſcheck; Die 
Univerfitätsprofefjoren Mommſen, Virchow, Harnad, Felix Hlein:Göttingen, 
die Gymnaftaldireftoren Schwalbe und KHübler:Berlin, Jäger-Köln, Rein: 
harbdt, Direktor de3 Goethe: (Reform:) Gymnafiums in Frankfurt aM., 
ferner Geh. Rat Hinkpeter: Bielefeld, Geh. Rat Albrecht: Straßburg, Die 
Profefforen Slaby und ne 3 von den Techniſchen Hochichulen zu Char: 
lottenburg und Wachen. erner nehmen teil u. a. Minifterialdirektor 
Dr. Althoff und die Geh. Regierungaräte Dr, Köpfe, Gruhl, Dr. Schmidt, 
Naumann und Renverd, General der Infanterie Frhr. von Funk, General: 
injpetteur des Militärerziehungs: und Bildungsweſens, Generalmajor Frhr. 
von Sedendorff, Kommandeur des Kadettenkorps zu Berlin, und der 
Kapitän zur See Türpel; Profeffor von Bezold, Profefjor Koſer, Wirk: 
liher Geh. Ober: Finanzrat Dr. Germar, Geh. Regierungsrat Profeſſor 
Dr. von Wilamowig:Möllendorff, Ober: Juftizrat Dr. Holtgreven, Minifte- 
tialdireftor Dr. Thiel und Ober:Konfiftorialrat Profefjor D. Dr. Weiß. 

Die Konferenz fpricht fi) grumdjäßlich für die Gleichberechtigung 
der Abiturienten der Realgymnafien und humaniftifchen Gymnafien aus. 


7. Juni. (PBofen.) Bei der Eröffnung der Wanderaugitel- 
(ung der Deutjchen Landwirtjchafts-Gejellichaft hält Finanzminifter 
v. Miguel eine Rede, in der er jagt: 


Wir Minifter find Hierher gefommen, nicht nur um unſer Intereſſe 
zu zeigen für das Gedeihen der Landwirtichaft, jondern auch um der 
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Freude darüber Ausdrud zu geben, daß bie hochverehrliche Landwirtſchafts— 
Gejellichaft gerade Poſen zum diesjährigen Ausftellungsort gewählt hat. 
Wir wollten auch unjer Intereſſe zeigen für die fulturelle Entwidelung 
der öftlichen Landesteile. Obwohl hier noch nicht eine volle Ginigfeit in 
der Bevölkerung vorhanden ift, werden wir aber doch dereinft den Frieden 
in Zufunft erwarten dürfen. Die großen preußiichen Könige haben fich 
von jeher die Aufgabe geftellt, die fulturelle Entwidelung in diefem Landes: 
teile mit großen Opfern troß der bejchränkten Mittel zu heben. Die be- 
freiende Stein-Hardenbergſche Gejeßgebung jchlug andere Wege ein; fie er- 
blidte ihre Hauptaufgabe in der Befreiung des Bauernftandee. Sie ging 
von der Anficht aus, daß der freie Mann fid) ohne Staatähilfe jelber 
helfen £önne. Eine lange Erfahrung hat uns aber gelehrt, daß zu der 
Selbfthilfe auch die Staatöhilfe fommen muß ..... 

Es ift da3 befte Zeugnis für die Kraft und Zähigfeit unjerer Land: 
wirtſchaft, daß fie troß aller Not und Traurigkeit den Mut nicht verloren 
hat, jondern daß fie im ftande geweſen ift, in der technifchen und wiſſen— 
ichaftlichen Behandlung der Landwirtichaft die größten Fortſchritte zu 
maden, was nicht zum geringsten Teile der Deutjchen Landwirtjchafts: 
Gejellichaft zu danken if. Wir begrüken vom ſtaatlichen Standpunfte aus 
die Thätigfeit und Wirkſamkeit * landwirtſchaftlichen Geſellſchaft, die 
aus eigener Kraft ſich weiter entwickelt hat. Ich hoffe, daß die Führer 
der landwirtſchaftlichen Geſellſchaft nicht ermüden werden, daß fie immer 
wieder die Landwirte auf die Wichtigkeit der Selbſthilfe und des wiſſen— 
ſchaftlichen Fortſchrittes hinweiſen. Eine der ſchwerſten Aufgaben iſt heute 
die Führung eines großen, ja auch eines kleines Gutes. Daß auch alle 
anderen Klaſſen erkennen, daß es nicht bloß ihr Intereſſe iſt, ſondern auch 
ihre ſtaatliche Pflicht iſt, der Landwirtſchaft ſo viel wie möglich zu Hilfe 
zu kommen, das muß man wünſchen und ſogar verlangen. Ich kann Sie 
verſichern, daß die Staatsregierung vor allen Dingen auf dieſem Stand— 
punkte ſteht, und ich darf hoffen, daß der Landwirtſchaft Hilfe kommen 
wird, auch durch beſſeren Schutz ihrer Produkte. 


8.9. Juni. Der Reichstag genehmigt in zweiter Beratung 
den Antrag Müller: Fulda (3.) auf Abänderung des Reichs— 
ftempelgejeßes und den Antrag Baſſermann (nl.) auf Anderung 
des Zolltarife. 


Danach werden u. a. außer Aktien, Renten und Schuldverjchreibungen 
auch die Kuxe zur Stempelabgabe herangezogen und zwar mit einem Fix— 
jtempel von 1.50 Mark. — Nah dem geltenden Tarif find inländijche 
Altien, Aktienanteiljcheine, jowie Interimsſcheine und Ginzahlungen auf 
dieje Wertpapiere einem Stempel von 1 v. H. unterworfen. Biejer Steuer: 
jaß joll auf 2 v. H. erhöht werden und ihm auch die Reichsbanfanteil: 
jcheine unterworfen werden. Der Stempel für ausländijche Aktien joll von 
1’ auf 2'/2 v. H. erhöht werden. ferner wird der Emijjionsftempel in: 
ländijcher Renten: und Schuldverfchreibungen von 1 auf 2 vom Zaufend 
erhöht und der Umjagjtempel für ausländijche Banknoten von ?/ıo auf 3ıo 
vom Taujend erhöht. Der Kaufſtempel auf Kuxſcheine beträgt 1 pro Mille, 
der Stempel auf Lotterieloje für inländifche 20, für ausländijche 25 Pro: 
zent. Neu eingeführt wird ein Fixſtempel für Sciffsfradhturfunden. Er 
joll für SKonofjemente und Frachtbriefe im Schiffsverkehr zwiſchen in— 
ländiichen und ausländijchen Seehäfen, oder zwijchen inländischen Fluß— 
häfen und ausländijchen Seehäfen, jofern fie im Inlande auägejtellt oder 
behufs Empfangnahme oder Ablieferung der darin bezeichneten Sendungen 
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im Inlande vorgelegt oder ausgehändigt werben, 1 Mark, für im Verkehr 
zwifchen inländifchen und ausländiſchen Hafenpläßen der Nord: und Oſtſee, 
de Kanals oder der norwegiſchen Küſte auögeftellte, vorgelegte oder aus: 
gehändigte Konnofjemente und Frachtbriefe 10 Pfennig betragen. (An: 
nahme in 3. Beratung am 12. Juni mit 208 gegen 87 Stimmen.) 

Am 9. Juni bewilligt das Haus die Novelle zum Zolltarif. Hier: 
nad wird Schwefeläther als Branntwein mit 125 reip. 180 Mark ver: 
zollt, der Bierzoll wird auf 6 Mark, ber Likörzoll auf 240 Mark, der 
rege auf 120 Mark erhöht. (Annahme in 3. Beratung am 

. Juni. 


11. Juni. Das Preußiſche Herrenhaus genehmigt die 
vom Abgeorönetenhaujfe angenommenen Gejehentwürfe über die 
Zwangserziehung Minderjähriger und die Novelle zum Gemeinde- 


wahlgejeß. 

11. Juni. (Reihdtag.) Auf eine fozialdemokratifche Inter— 
pellation, ob die Verordnungen in Anhalt und Lübed gegen den 
Kontraftbruch ländlicher Arbeiter refp. gegen das Streikpoſtenſtehen 
in Widerjpruch mit den Reichsgejegen jtänden, erklärt Staat3jefretär 
Nieberding, daß dieje Verordnungen den Reichsgeſetzen nicht wider- 
jprechen. — Die meijten Redner erklären fich gegen die Verord— 
nungen. 

12. Juni. Reichdtag.) Dritte Beratung des Flotten— 
gejeßes. Annahme. Rede Hohenlohes. 


Abg. Dertel (konf.): Die Rechte ftimme der Vorlage zu, troßbem 
ihre Wünſche durch dad Fleiſchbeſchaugeſetz nicht erfüllt jeien, weil Die 
Meltlage fie notwendig mache und weil bie Dedungsfrage zu ihrer Zu: 
friedenheit gelöft fe. Abg. Liebknecht (Soz.): Die Flottenbegeiſterung 
fei auf Befehl von oben fünftlich ins Leben gerufen worden. Das perfön- 
liche Element fei in Deutfchland noch ftärfer al3 in Rußland ausgebildet, 
wie die jeit 1896 jo gründlich veränderte Politit beweiſe. Wegen jeiner 
heftigen Angriffe auf die Regierung wird der Redner dreimal zur Orb: 
nung gerufen. 

Reichskanzler Fürſt Hohenlohe: Der Herr Abgeordnete Liebfnecht 
bat außer feinem Angriff auf die Vertreter der verbündeten Regierungen, 
für welchen er jchon vom Präfidenten zur Ordnung gerufen ift, noch eine 
andere Behauptung aufgeftellt, welche ich nicht ganz unbeantwortet in bie 
Melt hinausgehen laffen möchte. Er meinte, die Begeifterung für die Flotte 
jei erſt im Herbit entitanden und habe früher im deutichen Wolfe nicht 
eriftiert; jo habe ich feine Aeußerung aufgefaßt. Diefe Auffaffung ift nun 
meines Erachtens eine irrtümliche Auffafjung der Gejchichte des letzten Jahr: 
hundert3. Deshalb iſt es notwendig, die Genefiß der Flottenfrage noch: 
mals dem beutjchen Bolt ind Gedächtnis zurüdzurufen. Wenn ich an die 
Zeit der Begeifterung der 40er Jahre für eine deutjche Flotte zurückdente, 
jo möchte ih an die TIhatjache erinnern, daß damals die deutjchen Regie: 
rungen, mit Ausnahme der preußischen, fich ablehnend gegen biejen Ge: 
danken verbielten. Das Drängen nad einer beutjchen Flotte ift recht 
eigentlic) aus dem bdeutfchen Volke hervorgegangen. Die Gejchichte des 
vergangenen Jahrhunderts zeigt, daß der Ruf nad) einer Flotte ftet3 dann 
berborgetreten ift, wenn fi) das Streben nad einheitlicher Geſtaltung 
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Deutſchlands geltend machte oder wenn dieſe Beitrebungen einer Verwirk— 
lichung entgegenzugehen jchienen. Es gab ja eine Zeit, wo der Gedanke 
einer deutjchen Flotte uns fern lag; ed war die Zeit ded Bundestags; da: 
mal3 lebten wir ftill und harmlos (Heiterkeit); es gab auch feine Agrarier. 
(Erneute Heiterkeit.) Die einzelnen Regierungen begnügten fi) damit, den 
Antagonismus zwischen den großen Mächten zu beobachten und fich je nach 
Bebürfnifjen und Neigungen der einen oder der anderen Macht anzujchließen ; 
im ganzen war es eine Zeit Fleinftädtiicher Beichränfung. Allein dem deut— 
ſchen Volke genügte dies nicht; auch die Erinnerung an die einftige Bedeu: 
tung bed deutjchen Reichs und die Mikftimmung über die derzeitige Zer: 
riffenheit ließen es nicht in den Genuß jeines Wohlergehen? fommen. Der 
alte Einheitögedanfe, den zunächft die ftudierende Jugend pflegte, ging in 
immer weitere Kreiſe über und bildete da3 Ferment der revolutionären 
Bewegung don 1848, aber erit 20 Jahre fpäter wurde durch die vereinigten 
deutjchen Heere und ihre Siege das Deutjche Reich gegründet. In der jeit: 
dem erfolgten induftriellen Entwidlung find wir jet dahin gekommen, da 
fi) wiederum der Ruf nad einer verftärften Flotte erhoben hat. Es 
handelt fi) gar nicht mehr um einzelne Schiffe, jondern e3 handelt ſich 
um unſere Eriftenz als handeltreibendes Volk, darum, dieje Eriftenz zu 
fihern. Das Deutjche Reich darf nicht abhängig jein von dem guten Willen 
anderer mächtigerer Nationen (Sehr richtig! recht3); daraus ergibt fich die 
Notwendigkeit einer ftarfen Flotte, denn die neuefte Geſchichte lehrt, wohin 
ein Staat gelangt, wenn er bloß über eine ſchwache, ungenügende Flotte 
verfügt. Ich kann Sie nur bitten, wie e3 ja auch nach dem bisherigen 
Derlaufe den Anjchein hat, daß es gejchehen joll, der Vorlage zuzuftimmen. 
Das Geſetz wird mit 201 gegen 103 Stimmen angenommen. 
12. Juni. Das Ylottengejeß lautet nunmehr: 
Il. Schiffsbeſtand. 
$1. 
Es joll beftehen: 
1. die Schladhtflotte: 
aus 2 Tlottenflaggichiffen, 
- — zu je 8 Linienſchiffen, 
roßen Kreuzern 
24 Kleinen Page hd | als Aufklärungsſchiffen; 
2. die Auslandflotte: 
aus 3 Großen Kreuzern, 
10 Kleinen Kreuzern; 
3. die Materialrejerve: 
aus 4 Linienjchiffen, 
3 Großen Kreuzern, 
3 Stleinen Kreuzern. 
Auf diefen Sollbeftand kommen bei Erlaß dieſes Geſetzes die in der An: 
lage A aufgeführten Schiffe in Anrechnung. 


82. 
Ausgenommen bei Sciffäverluften jollen erjegt werben: 
Linienſchiffe nah) 25 Jahren, 
Kreuzer nach 20 jahren. 
Die Yriften laufen vom Jahre der Bewilligung der erſten Rate 
—5— erſetzenden Schiffes bis zur Bewilligung der erſten Rate des Erſatz- 
iffes. 
Für den Zeitraum von 1901 bis 1917 werden die Erſatzbauten nach 
der Anlage B geregelt. 


Das Jeutſche Keich und feine einzelnen Glieder, (Juni 12.) 89 


II. — — 


Bezüglich der Indienſthaltung der Schlachtflotte gelten folgende 
—— 
. Das 1. und 2. Geſchwader bilden die aktive Schlachtflotte, 
das 3. und 4. Gefchwaber die Rejervde-Schlachtflotte. 

2. Von der aftiven Schlachtflotte jollen jämtliche, von ber Reſerve— 
Schladtflotte die Hälfte der Linienfchiffe und Kreuzer dauernd im 
Dienft gehalten werden. 

3. Zu Mandvern follen einzelne außer Dienft befindliche Schiffe der 
Rejerve:Schlachtflotte vorübergehend in Dienft geftellt werben. 


III. BER ORLTNERONE 


An Dedoffizieren, Unteroffigieven und Gemeinen der Matrojendivi: 
fionen, Werftdivifionen und Zorpedo:Abteilungen jollen vorhanden jein: 
1. volle Bejagungen für die zur aktiven Schlachtflotte gehörigen Schiffe, 
für die Hälfte der Torpedoboote, die Schulfchiffe und die Spezialichiffe, 
2. Beſatzungsſtämme (Mafchinenperfonal ?/s, übriges Perfonal der 
vollen Bejagungen) für die zur Reſerve-Schlachtflotte gehörigen Schiffe, 
fowie für die 2. Hälfte der Torpeboboote, 
. 11/2fache Bejagungen für die im Auslande befindlichen Schiffe, 
. ber erforderliche Yandbedarf, 
. ein Zujchlag von 5 Prozent zum Gejamtbedarf. 


IV. gone 


or Co 


Die Bereitjtellung der zur — dieſes Geſetzes erforderlichen 
Mittel unterliegt der jährlichen Feſtſetzung durch den Reichshaushalts-Etat. 
6. 


Inſoweit vom Rechnungsjahre 1901 ab der Mehrbedarf an fort— 
dauernden und einmaligen Ausgaben des ordentlichen Etats der Marine— 
verwaltung den Mehrbetrag der Reichsſtempelabgaben über die Summe von 
53708000 Mark hinaus überfteigt, und der Fehlbetrag nicht in den fon: 
ftigen Einnahmen de3 Reichs jeine Dedung findet, darf der lettere nicht 
durch Erhöhung oder Vermehrung der indirekten, den Maſſenverbrauch be: 
laftenden Reichsabgaben aufgebracht werden. 


V. Schlußbeftimmung. 
Diejes Geſetz tritt gleichzeitig mit ben Gejeken, betreffend Abände: 
zung des Reichs-Stempelgeſetzes vom 27. April 1894 (Reichs-Geſetzbl. ©. 381) 
und betreffend die Abänderung des Zolltarifgejeßes, in Kraft. 
Das Gejeß, betreffend die deutjche Flotte, vom 10. April 1898 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 165) wird aufgehoben. 


Nahmeifung der bei Erlaß diejes Geſetzes auf den Sollbejtand 
in Anrehnung fommenden Schiffe. 
27 Linienſchiffe. 


1. Bayern. 10. Kaiſer Friedrih II. 19. G. 

2. Sadjen. 11. Kaifer Wilhelm I. 20. Siegfried. 
3. Württemberg. 12. Kaiſer Wilhelm d. Gr. 21. Beomulf. 
4. Baben. 13. Kaiſer Barbaroija. 22. Frithjof. 
5. Oldenburg. 14. Kaiſer Karl d. Gr. 23. a 
6. Brandenburg. 15. C. 24. Heimball. 
7. Kurfürft Friedr. Wilhelm. 16. D. 25. Hagen. 

8 Weißenburg. 17. E. 26. Aegir. 

9. Wörth. 18. F. 27. Odin. 
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12 große Kreuzer. 


1. König Wilhelm. 5. Hertha. 9. Vineta. 
2. Kaiſer. 6. Victoria Zouife. 10. Fürſt Biamard. 
3. Deutichland. 7. Freya. 11. Prinz Heinrich. 
4. Kaiſerin Augufta. 8. Hanfa. 12. B. 
29 kleine Kreuzer. 

1. Zieten. 11. Jagd. 21. Geier. 

2. Blitz. 12. Sperber. 22. Hela. 

3. Pfeil. 13. Buſſard. 23. Gazelle. 

4. Arkona. 14. Meteor. 24. Niobe. 

5. Alerandrine. 15. Falle. 25. Nympbe. 

6. Greif. 16. Komet. 26. C. 

7. Sirene. 17. Kormoran. 27. D. 

8. Prinzeh Wilhelm. 18. Kondor. 28. E. 

9. Schwalbe. 19. Seeadler. 29. F. 

10. Wadıt. 20. Gefion. 


VBertheilung der in den Jahren 1901 bis 1917 einfchlieglid 
borzunehmenden Erſatzbauten auf die einzelnen Jahre. 
Erſatzjahr Linienſchiffe — — 

1901 - —1 — 

1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 

Summ ....1 10 

Die Rejolutionen, die ber Reichdtag zum Geſetz gefaßt hat, lauten: 

I. 1. daß vom Rechnungsjahr 1901 ab im Etat für die Verwaltung 
der Kaiferlichen Marine die vollen Koften für Armierungen (ftatt biöher 
zwei Drittel) und von den Schiffsbaukoften ſechs (ftatt bisher fünf) Prozent 
des Werts der Flotte auf dem ordentlichen Gtat übernommen werden; 
2. daß ber aus der Nenderung des gg = Fr noch verbleibende 
Meberfchuß zur Verminderung der Reichsſchuld nach Maßgabe der hierüber 
im Stat zu treffenden Beitimmungen Verwendung finde; 

II. den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, dahin zu wirken, daß im 
Intereſſe der Landwirtichaft und zum Zwed deren Verſorgung mit den 
nötigen Arbeitskräften die deutſchen Reichögrenzen für den erforderlichen 
Zuzug frembländifcher Arbeiter geöffnet werben; 

II. die verbündeten Regierungen zu erjuchen, ſpäteſtens Anfang der 
nächſten Seifion des Reichstags einen Gejegentwurf vorzulegen, durch welchen 
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die Beſteuerung des Saccharins und ähnlicher Süßſtoffe in einer ber be— 
ftehenden Zucerfteuer und der Süßkraft der fünftlichen Süßftoffe entjprechen: 
den Höhe gefichert wird. 

12. Juni. Die Sejjion des Reichstags wird gejchloffen. 

Folgende Geſetze find zu ftande gefommen: Gejeg über die Kontrolle 
des Haushalt? der Reichslande und der Echußgebiete (Reichs-Geſetzbl. 5), 
Freundſchaftsverträge mit Togo, Samoa, Handelsvertrag mit Sanfibar (6), 
Reichsſchuldenordnung (11), Etatsgeſetz (13), Verwendung überjchüjjiger 
Reichgeinnahmen (13), Feititellung de3 Haushalt? der Schußgebiete (13), 
Konjulargerichtöbarfeit (15), Beſtrafung der Entziehung elektrifcher Arbeit 
(15), Patentanwälte (17), Poftdampfer:Berbindung mit Afrifa (18), 3 Ge: 
jeße über Nachtragdetat3 (19), Uenderung im Münzweſen (19), Gejeß über 
die deutjche Flotte (21), Abänderung des Reichöftempelgejeßes (21), Aende— 
rung des Zolltarifs (21), Aenderung und Ergänzung des Strafgejegbuchs 
(23), Militärische Strafrechtöpflege in Kiautſchou (23), Handelöbeziehungen 
zum britifchen Reiche (24), Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten (24), 
Aenderung der Gewerbeordnung (25), Aenderung des Krankenverficherungs: 
gejetes (25), Aenderung der Unfallverficherungsgejee (26), Unfallfürjorge 
für Gefangene (26), Schladhtvieh: und Fleiſchbeſchau (27), Rechtsverhältnifie 
der deutjchen Schußgebiete (40). 


12. Juni. (Eisleben) Die Mansfelder Gewerkſchaft feiert 
das 700jährige Beitehen de3 Mansfelder Bergbaues. Der Kaijer 
nimmt an der eier teil, wobei ihm ein Ehrentrunf geboten wird 
aus einem Becher, den König Guſtav I. von Schweden Luther ge- 
jchenft Hat. Auf mehrere Anjprachen erwidert der Kaifer: 


Diefen von Erinnerung geweihten Pokal bin Ich im Begriff, auf 
dad Wohl der Manäfelder Gewerkichaft zu leeren. Eine Fülle von ge: 
Ichichtlihen Erinnerungen und viele Jahrhunderte treuer Arbeit knüpfen 
fih an die Stätte, an welcher wir bier verfammelt find und die eines jeden 
Menjchen Herz ergreift und überwältigt. Ich wüßte feine beſſere Devije, 
um die Arbeit der Knappen: ausharren in fchweren, prüfungsvollen Zeiten, 
den Mut nicht verlieren bei der Ueberwindung der Schwierigkeiten, zugleich 
leuchtend hervorragen durd die Eigenjchaft der Treue, im ganzen zufammens 
zufaffen als die des Grafen Manzfeld: „Dennoch!“ So möge fie auch ferner: 
bin die Entjchlüffe und die Sinnesrihtung der Knappen der Manäfelder 
Gewerkichaft beherrichen. Das nahm auch Ich zu Meiner Richtfchnur: je 
höher die Schwierigkeiten, deſto fefter das Ziel ins Auge gefaßt! Der: 
jenige, der Mir dies großartige Beiſpiel gab, ift der Reformator, vor dem 
wir bier ftehen, auch derjenige, deſſen Pokal ich hier in Händen halte. So 
fönnen auch wir auf unfere evangeliiche Sache diejelbe Devije anwenden, 
und wir wollen fie hoch und heilig halten, folange noch einer von uns 
lebt und Nachkommen hat. In danktbarer Ergebenheit an Ihn, der uns 
diejen Häuersjohn gab, welcher und die evangeliiche Wahrheit brachte und 
finden ließ, trinfe Jh auf das Wohl Meiner Mansfelder Gewerkichaft und 
der Stadt Eisleben, der Ich Meinen und der Kaiferin herzlichiten Dank 
für den wunderjchönen Empfang ausſpreche. „Dennoch!“ „Glück auf!“ 

Die Rede wird viel beiprochen und findet in evangelijchen Kreiſen 
ftarken Beifall. So richtet die 54. Jahresverfammlung des brandenburgi: 
ſchen Hauptvereind der Guftad Adolf-Stiftung folgendes Telegramm an 
den Raijer: Unter dem noch friichen Eindrud der erhebenden Worte, mit 
denen Ew. Majeftät an der Geburtsftätte Luthers da3 Andenfen des Re: 
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formatord und mit ihm das Guſtav Adolfs, als des Retters der evange- 
liſchen Sache in ſchwerer Zeit, geehrt haben, bringt Ew. Majeftät die in 
Pritzwalk tagende Jahresverfammlung des —— Guſtav Adolf— 
Vereins ihre ehrfurchtsvollſte Huldigung dar. Das „Dennoch“ des Mans— 
felder Grafen, das Ew. Majeſtät Allerhöchſt ſich zum Wahrſpruch erſehen 
haben, ſoll auch für uns angeſichts aller Schwierigkeiten, mit denen unſere 
evangeliſchen Brüder in der Zerſtreuung zu kämpfen haben, das Lojungs: 
wort unferer Arbeit bleiben und eine immer erneute Mahnung zum Aus: 
harren in evangelifcher Treue werden. Spillin, Wirkl. Geh. Ober: Poftrat, 
Dr. Rogge, Seifert, Amtsgerichtsrat. 

Die katholiſche Preſſe protejtiert gegen die feier Guſtav Adolfs, den 
die „Germania” ala Mordbrenner bezeichnet. Die „Kölnische Volkszeitung“ 
ichreibt: Wenn der Kaiſer — die Stelle ift unklar — die Anficht geäußert 
hat, daß der Mansfelder „Häuersjohn” Martin Yuther uns erft die „evan— 
gelifche Wahrheit“ bringen mußte, jo find wir ja anderer Meinung; das 
ift achthundert Fahre vorher und noch früher durch den h. Bonfacius und 
jeine Vorgänger gejchehen. Aber gegen das Bekenntnis des Kaiſers zu dem, 
was er ala Proteftant für die „evangeliiche Wahrheit” hält, iſt an fich 
nicht3 einzuwenden, im Gegenteil ift das wiederholte offene Eintreten Wil: 
helms II. für feine religiöje Ueberzeugung ein auch für den katholiſchen 
Volksteil jympathifcher Zug. Anderjeit? muß man freilich bedauern, daß 
die Beranftalter diejer rein weltlichen eier derjelben eine ausgeſprochen 
fonfejfionelle Färbung gegeben haben. Die Gründer der Mansfelder Ge- 
werkichaft, deren Jubiläum gefeiert wurde, find doch unſeres Willens 
fatholifch gewejen, und es lag nicht der Schatten eines Grundes vor, bei 
diefer Gelegenheit eine Reformationskundgebung zu veranftalten. Wichtiger 
ift die frage, ob der deutjche Kaiſer den jchwediichen Eroberer ald Mär: 
tyrer der „evangelijchen Sache“ gefeiert hat. Nicht bloß der katholische 
Volksteil Deutichlands fteht befanntlic) auf einem ganz anderen Stand: 
punkt. Beim Guftad Adolf: Jubiläum haben wir eine Menge proteitan: 
tijcher Zeugen aus alter und neuer Zeit benannt, welche die Einmijchung 
Guſtav Adolf3 in die deutjchen Angelegenheiten, eines der dunkelſten Blätter 
der ganzen deutſchen Gejchichte, auf ganz andere als religiöjfe Motive zurüd: 
führen. Auch der Kurfürſt Georg Wilhelm von Brandenburg, Guſtav 
Adolfs Schwager, dem diejer zärtliche Verwandte mitten im Frieden den 
Hafen von Pillau mweggefapert hatte, war von der evangelijchen Miffion 
des Schweden jo wenig überzeugt, daß er erft durch die vor Berlin auf: 
gefahrenen jchwediichen Kanonen eines anderen belehrt wurde. Welch un: 
jägliches Elend die ehr: und landſüchtige ſchwediſche Einmiſchung über 
Deutichland gebracht hat, ift befannt. Wenn wirklich am 12. Juni der 
deutſche Kaiſer, ohne jeden ſachlichen Anlaß, den Bannerträger diejer Politik 
in ſolchen Ausdrücden gefeiert hat, wie die erwähnten Berliner Blätter 
behaupten, jo müßten wir nad) dem Ausdrud des Prinzen Ludwig „min: 
dere Brüder“ fein, um nicht dagegen gemefjenen, aber nachdrücklichen Ein: 
fpruch zu erheben. 


13. Juni. Das Preußifche Herrenhaus genehmigt die 
Vorlage über die Warenhausfteuer mit der Anderung, daß die 
Steuer bei einem Umſatze von 400000 Mark beginnen joll. 


13. Juni. (Raftede in Oldenburg) Großherzog Peter 
von Oldenburg f. Geboren am 8. Juli 1827 vegierte er ſeit 
27. Yebruar 1853. (Vgl. Preuß. Jahrb. Bd. 102, 464.) 
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14. Juni. (Sachſen.) Das Minifterium bejchließt, vom 
1. Juli ab weibliche Bertrauensperfonen für die ftaatliche Gewerbe- 
aufficht anzustellen. 


Mitte Juni. Preußen.) Verbot an die Eifenbahnarbeiter 
dem „Berband der Eijenbahner Deutſchlands“ beizutreten. 


Zu einem im „Vorwärts“ veröffentlichten Aufruf an die Angeftellten 
der Staat3bahnen, dem Verbande beizutreten, bemerkt die offiziöfe „Ber: 
liner Korreſpondenz“: Der Verſuch, die Beamten und Arbeiter der Staats— 
eifenbahn für eine unter fozialdemofratifcher Führung ftehende Gewerfichaft 
anzuwerben und in weiten Kreifen derſelben Unzufriedenheit zu verbreiten, 
ift nicht neu. Ex ift feit dem Jahre 1890 an den verjchiedenften Orten, 
zulegt noch in Hamburg und Breslau, und in mannigfaltigen Formen 
wiederholt worden. Die Staatöerfenbahn:Verwaltung ift allen dieſen Be: 
ftrebungen ftet3 mit der beftimmten Erklärung entgegengetreten, daß die 
Beteiligung an derartigen ordnungsfeindlichen Beftrebungen und Vereinen 
mit der Beichäftigung im Dienft der Staatsbahn unverträglich jei und daß 
daher der Beitritt zu jolchen Verbänden, ſowie die agitatorische Förderung 
ihrer Zwecke unnachfichtlicy die Kündigung des Dienftverhältniffes zur Folge 
haben würde. Die Beamten und Arbeiter der Staatseijenbahn find dem- 
nach über bie für fie maßgebende Auffafjung der Verwaltung in weiteſtem 
Umfange und in einer jeden Zweifel ausfchließenden Weife unterrichtet. 


16. Juni. (übel) Unter großer Teierlichfeit wird der 
Elbe-TravesKanal eröffnet. Der Kaifer nimmt teil und erwidert 
auf die Anjprache des Bürgermeifterd Klug: 


Sch ſpreche der Stadt Lübeck von ganzem Herzen Meinen Glüd: 
wunſch zu dem heutigen Tage aus. Boran fchide Ich Meinen herzlichen 
Dank für den wundervollen Empfang, den Sie Mir bereitet haben. ch 
habe aus der Haltung und den Mienen der Lübecker gelejen, wie freudig 
bewegt Ihre Herzen heute find; denn Sie wiffen, daß auch Ich regen An: 
teil nehme an dem, was Ihre Gemüter bewegt. Möge der Kanal, den 
Sie mit unvermüftlicher hanfeatifcher Thatkrajt in Angriff genommen haben, 
in jeder Beziehung Ihren Erwartungen entſprechen! Sch hege die Weber: 
zeugung, das wird er thun! Sie jehen an dem fertiggeftellten Werke, was 
eö für eine Bedeutung hat, daß ein einiges Deutjches Reich beſteht. Was 
Lübeck war, verdankt ed den beutjchen Kaifern, und was Lübeck jebt ift, 
verdankt e3 dem Deutjchen Reiche. So möge fich überall in unjerem Reiche 
und Wolfe die Meberzeugung immer mehr Bahn brechen, daß durd das 
MWiedererftehen und Erftarfen de3 Deutjchen Reiches jene alten Aufgaben 
von neuem an uns herantreten, die durch die Uneinigkeit unjerer Vorfahren 
leider verloren gingen und nicht gelöft werden konnten. Zuverfichtlich hoffe 
Ih, dab unter Meinem Schube Lübeck ſich weiter entwideln wird. 
würde dieſe Hoffnung nicht mit der Freudigkeit ausfprechen künnen, wenn 
Ich nicht jetzt vor Ahnen ftünde, freudig gehoben dadurch, daß wir bie 
Ausficht haben, einmal eine deutfche Flotte zu befommen. (Lebhaftes Bravo!) 
Für eine Seeftadt kann ein Kaiſer nur dann den Schuß übernehmen, wenn 
er ihre Flagge, fei ed die lübijche, fei es die hamburgiſche, jei es die bre- 
mijche, ſei es die preußiche, bis in die entfernteften Yyernen der Welt durch 
feine Kanonen ſchützen kann. (Erneutes Bravo!) Möge es uns denn ver: 
gönnt fein, durch den Ausbau unferer Flotte nach außen den Frieden mit: 
erhalten zu können, und möge es una gelingen, durch den Ausbau unferer 
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Kanäle im Innern die Erleichterung des Verkehrs zu erreichen, deren wir 
bedürfen! Der Segen wirb bei unjeren Waſſerſtraßen niemala ausbleiben ! 
(Lebhaftes Bravo und Hochrufe.) 


16. Juni. Es treffen Nachrichten aus Tientfin ein, daß alle 
Gejandtichaften in Peking zerjtört jeien und der deutjche Gejandte 
v. Kettelex ermordet jei. 

18. Juni. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus genehmigt 
das vom Herrenhauje abgeänderte Geſetz über die Warenhaugfteuer. 

18. Juni. (Preußen.) Schluß des Landtag?. 


An Gejegen find während der Legiälaturperiode zu ftande gefommen: 

Gtatägejeg (Nr. 11 der Geſetzſammlung), Erweiterung der Stadtfreije 
Halle, Poſen, Stettin, Flensburg (12, 13, 15), Bildung von Waſſergenoſſen— 
ichaften im Ruhrgebiet (171, über Hinterziehung und Weberhebung von 
Verfehräabgaben (18), Erweiterung des Staat3-Eijenbahnnehes (19), Prarrer: 
mwahlen in Hannover (20), Ruhegehaltsordnung für die Geiftlichen in Han: 
nover (20), Vertretung der evangelijchen Kirche in Hannover in vermögens— 
rechtlichen Fragen (20), Bildung der Wahlverbände im Kreiſe Teltow (21), 
Ermeiterung des Stabdtfreije Frankfurt a. M. (23), Verhütung von Hoch— 
waſſer in Sclefien (24), Bildung der Wählerabteilungen bei Gemeinde: 
wahlen (25), Abänderung der hohenzollernjchen Zandesordnung (26), Ab- 
änderung der hohenzollernichen Landtagswahlen (26), Polizeiverwaltung in 
Charlottenburg, Schöneberg und Rirdorf (27), Regulierung des Hochwajjer: 
profil3 der MWeichjel (27), Dienftvergehen der Beamten der Landesverfiche: 
rungsanftalt (28), Umgeftaltung der Staatäfteuern in Hohenzollern (28), 
Vermeidung von Doppelbefteuerung (29), Erziehung Minderjähriger (29), 
Evangeliſch-lutheriſche Kirche in Hannover (30), Ruhegehalt der Organiften, 
Kantoren und Küfter in der evangelifchen Landeskirche der älteren Pro: 
vinzen (31), Bewilligung von Staat3mitteln zur Verbefjerung der Woh— 
nungen ftaatlicher Arbeiter (32), Warenhausfteuer (32), Zwiſchenkredit bei 
Rentengutsgründungen (32), Verpflichtung der hannoverjchen und weſt— 
fälifchen Gemeinden zur Bullenhaltung (33). 


20. Juni. (Kiel) Der Kaiſer enthüllt ein Denkmal, 
Chriſtus mit einer ihm zu Füßen liegenden Frau, und hält dabei 
folgende Anjprache: 


Meine lieben Kameraden, Offiziere, Mannjchaften, Eure Gattinnen 
und Verwandten! Als das alte Jahrhundert zur Neige ging, und das 
neue emporjtieg, regte fi in Mir der Gedanke, für die gefamte Marine 
ein einheitliches Erinnerungszeichen zu fjchaffen, welches dieſelbe in dieſer 
Weiſe noch nicht befigt und welches ihre Traditionen und Meberlieferungen 
fefthalten joll. Sie leben zwar in Herz und Mund, in Wort und Sinn. 
AN dies genügt nicht, und Ich eriwog lange bei Mir in Gedanken, in 
welcher Form ein Grinnerungszeichen zu geben jei. Jährlich durchiwandere 
Ich die Schlachtfelder, doch alle jene Denkmäler und jchlichten Tafeln 
dünften Mich nicht geeignet, ihre Stelle hier zu finden. Es galt, die eigen: 
tümlich ſchwere Aufgabe, die in der Marine Liegt und in den Offizieren 
und Mannjchaften verkörpert ift, richtig darzuftellen. Ein Zufall, oder 
lieber gejagt: Gottes Fügung, hat es gewollt, daß Ich bei dem Beſuch 
eines Künftleratelierö diefe padende, einen überrafchenden Eindrud machende 
gewaltige Schöpfung jah. Wie zudendes euer durchfuhr es Mein Herz, 
dab dies das Richtige jei. Jede Gefahr im Beruf führt die Gemüter mehr 
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zu Gott, wie viel mehr der Beruf in der Marine und die Aufgaben, bie 
er ftellt! Dieſes Denkmal mit der zu Chrifti Füßen liegenden Frau foll 
auch für Sie, meine verehrten Damen, eine Erleichterung fein! 


23. Juni. (Berlin) Der chinefifche Gejandte teilt offiziell 
mit, daß der deutjche Gefandte in Peking in Sicherheit ift und fich 
wohl befindet. 

23. Juni. Der Gouverneur von Dftafrifa, Gen. v. Liebert, 
tritt zurüd. Seine Verwaltung wird von der „Kolonialen Zeit: 
ſchrift“ Scharf Fritifiert; viele Zeitungen verteidigen ihn Lebhaft. 

24. Juni. (Mainz) Der 500jährige Geburtstag Guten- 
bergs wird gefeiert durch einen Feſtzug und eine typographifche 
Ausstellung. 

Ende Juni. (Sachjen.) Veröffentlichung über die Ein- 
nahmen der jächfifchen Staatsbahnen 1899. 


Die Einnahme, 131068233 Mark, ift zwar um 4841680 Mart 
höher als im Vorjahre, dagegen überfteigen die Ausgaben von insgeſamt 
98852222 Mark die vorjährigen um 6823192 Markt. Der Ueberihuß 
betrug hienach 32216011 Mark, gegen 34197524 Mark im voraufgegangen 
Fahr, aljo 1981513 Mark weniger. Das Anlagefapital, welches 1898 
839.1 Mil. Mark, 1899 dagegen 870.1 Mill. Mark betrug, wurde durch) 
diejen Ueberichuß mit 3.70 Proz. verzinft, gegen 4.07 Proz. im Jahre 1898. 
Dieſe Verzinſung ift die niedrigfte jeit 1851. Die Gründe diefer unerfreu: 
lichen Erſcheinung find einmal in der unaufhaltjamen Steigerung der Aus: 
gaben infolge der Vermehrung des Betriebaperjonald, die Erhöhung ber 
Arbeitzlöhne und der Materialpreife, dann aber auch in der erheblichen 
Zunahme de3 Anlagefapital3 durch den foftipieligen Umbau von Bahnhöfen 
und ben Neubau unrentabler Linien zu fuchen. 

25. Juni. (Kiel.) Der Kaiſer erläßt folgende Kabinetts— 
Ordres über Bildung und Führung eines Expeditionskorps nach 
China: 

Ich beftimme: 1. Für die Entjendung nah China ift von Meiner 
Marine ein Expeditionskorps zu bilden, beftehend aus dem 1. und 2. See: 
bataillon, einer fahrenden Freldbatterie und einem Pionierdetachement. 
2. Dem Befehlähaber des Erpeditionäforps verleihe Jch die gerichtsherrlichen 
und disziplinaren Befugnifje eines Divifionstommandeurd. 3. Sein Stab 
befteht aus: einem Stabaoffizier al3 Chef des Stabes, einem Hauptmann, 
einem Oberleutnant, einem Oberftabsarzt, einem Oberzahlmeifter, einem 
evangeliichen und einem katholiſchen Marinepfarrer, ſowie dem erforderlichen 
Unterperfonal. 4. Für dad 1. und 2. GSeebataillon ift in Kiel und Wil: 
helmshaven al3bald je ein Erjaßbataillon zu bilden. Ausführungsbeftim: 
mungen erläßt der Staatsjefretär de3 Reichsmarineamts. 5. Die In— 
ftradierung und Abwicklung des Transports liegt der Marineftation der 
Nordjee ob. 

Kiel, an Bord Meiner Yaht „Hohenzollern“, 

den 25. Juni 1900. 


An den KReichafanzler (Reichgmarineamt). 


Wilhelm. 
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ch beftimme hiedurch: Der Inſpekteur der Marine: Infanterie, 
Generalmajor dv. Hoepfner a.1.s. des 1. Seebataillons, hat die Führung 
der nach China zu entjendenden kriegsſtarken Geebataillone Nr. 1 und 2 
zu übernehmen. Mit dem Eintreffen auf der oftafiatifchen Station tritt 
derjelbe unter den Befehl des Chefs des Kreuzergeſchwaders. Der Inſpekteur 
der Marine: Infanterie ift Befehlshaber der am Lande operierenden Streit: 
fräfte. Mit Wahrnehmung der Geſchäfte des Inſpekteurs der Marine: 
Sinfanterie in der Heimat wird der Major dv. Kehler vom 1. Eeebataillon, 
Vorſtand des Bekleidungsamts der Marineftation der Oftjee, unter Belafjung 
in diejem Dienftverhältnis beauftragt. Sch habe den genannten General 
hievon unmittelbar in Kenntnis gejeßt. 

Kiel, an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, 

den 25. Juni 1900. 
Wilhelm. 
An den Reichsfanzler (Reichsmarineamt). 


26. Juni. Reihdtagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Waldenburg (Schlefien) wird Sachſe (Soz.) mit 13167 gegen 
Ritter (fonf.) mit 11761 und Feige (frj. Bp.) mit 1336 Stimmen 
gewählt. 

27. Juni. (Stuttgart) Der König verabjchiedet feierlich 
die Freiwilligen der württembergifchen Regimenter, die nach China 
aufbrechen. 


28. Juni. (Bayern) Schluß des Landtags. 


In der neunmonatigen Tagung find 32 a vorgelegt 
worden, von denen vier unerledigt geblieben find. Bon den erledigten 
find die michtigften das Berggejeh, das Ausführungsgejeg zum Reichs: 
militärgejeß, die Novelle zum Polizeiftrafgejegbuch und das Abmarkungs— 
geſetz. Zu den unerledigten gehören die Vorlage zum Schulgejeg und die 
über die Gehaltserhöhung der Geiftlichen beider Konfejfionen. 


29. Juni. (Kiel) Der Kaijer nimmt eine Parade von 
2400 ehemaligen Gardijten ab und hält dabei folgende Anjprache: 


Kameraden von der Garde! Ich habe Mich außerordentlich gefreut, 
als Mir die Mitteilung zu Zeil wurde, dat Ihr den Wunjch hättet, vor 
Mir hier zu erjcheinen. Es ift wohl das erfte Mal auf diefem Boden, in 
diejer Stadt eine jo ftattliche Anzahl Gardiften zufammengezogen. Unter 
Euch ift noch mancher, der vor Meinem Königlichen Großvater und Vater 
geftanden hat und mithalf, unſer jebiges Vaterland zufammenzujchmieden 
und die Kaiſerkrone auf den Schladhtfeldern zu erobern. ch hoffe und 
bin deijen gewiß, daß Ihr als alte, gute Gardiſten fernerhin im Leben 
gewußt habt, den ausgezeichneten Sinn, die treue Pflichterfüllung, die Hin- 
gabe, welche die Garde:Regimenter ftet3 ausgezeichnet haben, auf Eure 
Umgebung zu übertragen, bejeelt von dem Bewußtjein, daß Ihr unter den 
Augen Eures Königs geftanden habt. Daß Ihr aud in Zukunft bi3 zum 
Schluß Eurer Tage jtet3 treue Gardiften bleiben werdet, das hoffe Ich. 
Ich freue Mich, Euch) in jo großer Anzahl vor Mir zu jehen, und jpreche 
Euch Meinen Dank aus. 


30. Juni. Der „Norddeutjche Lloyd“ erleidet durch einen 
Brand im Hafen von Hobofen große Verlufte. (Vgl. Nord-Amerfa.) 
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2. Juli. Es trifft eine offizielle Nachricht ein, daß der 
deutjche Gejandte in Peking, Frhr. dv. Ketteler, ermordet ift. 

2. Juli. (Preußen.) Es wird eine neue Penfiongordnung 
für das preußiſche Heer veröffentlicht. 

2. Juli. Baden.) In der zweiten Hammer gibt der Mi- 
nijter de3 Innern folgende Erklärung ab über die beantragte Ab— 
änderung des Wahlrechts: 

Die Regierung muß fich Hinfichtlich der Anträge auf Abänderung 
einiger Beitimmungen der Berfaffung und der Wahlbezirkdeinteilung auf 
die Erklärung bejchränfen, daß fie diefe Entwürfe als eine geeignete Grund: 
lage für eine Einigung der gejeßgebenden Faktoren nicht anzuerkennen ver: 
mag. Sie hält nad) wie vor an dem auch von der Minderheit der Ver: 
fafjungsfommijfion prinzipiell angenommenen Grundgedanken ihrer den 
Ständen unterbreiteten Denkjchrift feit, dab bei Einführung des direkten 
Mahlrecht3 nicht nur die Kopfzahl der Wähler in Betracht gezogen werden 
fann. Die Regierung muß in Erwägung des Umftandes, daß ein Zu: 
jammentritt mit der Verfaſſungskommiſſion bezüglich der erwählten An: 
träge und der Denkſchrift nicht ftattgefunden und fie von ben Beichlüfjen 
der Kommiſſion erjt dor einigen Tagen Kenntnis erhalten hat, fich den 
Kammerverhandlungen gegenüber Zurüdhaltung auferlegen. Sie wird 
aber in ihrem ernten Bemühen, eine Annäherung der Anjchauungen der 
gejeßgebenden Traktoren herbeizuführen, auch ferner beharren, jotwie, wenn 
die Ausficht auf eine Einigung ſich nicht ergeben follte, zu einer Revifion 
der Wahlbezirkseinteilung jchreiten. 

2. Juli. Wilhelmshaven.) Der Kaijer bejtimmt, daß 
die erjte Divifion des erjten Gejchtwaders fich mit Bejchleunigung 
vorbereite, nach China in See zu gehen. Die Divifion bejteht aus 
den 4 Linienjchiffen 1. Hlaffe „Brandenburg“, „Wörth“, „Weißen- 
burg“, „Kurfürft Friedrich Wilhelm“ und dem fleinen Kreuzer 
„Hela“. 

2. Juli. Wilhelmshaven.) Der Kaiſer beſichtigt die zur 
Einſchiffung bereiten Truppenteile und hält dabei folgende Anſprache: 

Mitten in den tiefſten Frieden hinein, für Mich leider nicht uner— 
wartet, iſt die Brandfackel des Krieges geſchleudert worden. Ein Ber: 
brechen, uuerhört in feiner Frechheit, ſchaudererregend durch ſeine Grau: 
jamfeit, hat Meinen bewährten Vertreter getroffen und dahingerafft. Die 
Gejandten anderer Mächte jchweben in Lebensgefahr, mit ihnen die Same: 
reden, die zu ihrem Schuße entjandt waren. Vielleicht haben fie jchon 
heute ihren legten Kampf gefämpft. Die deutjche Fahne ift beleidigt und 
dem Deutjchen Reiche Hohn geiprochen worden. Das verlangt eremplarijche 
Beitrafung und Rache. Die Verhältniffe haben fich mit einer furchtbaren 
Geſchwindigkeit zu tiefem Ernſte geftaltet und find, jeitdem Ich Euch unter 
die Waffen zur Mobilmachung berufen, noch ernſter. Was Ich hoffen 
fonnte, mit Hilfe der Marine:-Infanterie wieder herzuftellen, wird jebt eine 
ſchwere Aufgabe, die nur durch gejchloffene Truppenkörper aller civilifierten 
Staaten gelöft werden kann. Schon heute hat der Chef de Kreuzer— 
geichwader Mich gebeten, die Entjendung einer Divifion in Erwägung zu 
nehmen. Ihr werdet einem Feinde gegegenüberftehen, der nicht minder 
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todesmutig ift, wie Jhr. Don europäischen Offizieren ausgebildet, haben 
die Chineſen die europäifchen Waffen brauchen gelernt. Gott jei Dank, 
haben Euere Kameraden von der Marine-Infanterie und Meiner Marine, 
two fie mit ihnen zufammengelommen find, den alten deutjchen Waffenruf 
bekräftigt und bewährt und mit Ruhm und Sieg fid) verteidigt und ihre 
Aufgaben gelöft. So jende Jh Euch nun hinaus, um dag Unrecht zu 
rächen. und Sch werde nicht eher ruhen, ala bi3 die deutjchen Fahnen ver: 
eint mit denen der anderen Mächte fiegreich über den chinefiichen wehen, 
und auf den Mauern Pekings aufgepflanzt, den Chineſen den Frieden 
diftieren. Ihr habt gute Kameradichaft zu halten mit allen Truppen, mit 
denen Ihr dort zuſammenkommt. Ruſſen, Engländer, Franzoſen, wer es 
auch ſei, ſie fechten alle für die eine Sache, für die Civiliſation. Wir 
denken auch noch an etwas Höheres, an unſere Religion und die Ver— 
teidigung und den Schutz unſerer Brüder da draußen, welche zum Teil 
mit ihrem Leben für ihren Heiland eingetreten ſind. Denkt auch an unſere 
Waffenehre, denkt an diejenigen, die vor Euch gefochten haben, und zieht 
hinaus mit dem alten Brandenburgiſchen Fahnenſpruch: „Vertrau auf 
Gott, Dich tapfer wehr', daraus beſteht Dein ganze Ehr'! Denn wer's 
auf Gott herzhaftig wagt, wird nimmer aus der Welt gejagt." Die 
ahnen, die hier über Euch wehen, gehen zum erjtenmal in3 feuer, daß 
Ihr Mir diefelben rein und fledenlos und ohne Makel zurüdbringt! 
Mein Dank und Mein Interefje, Meine Gebete und Meine Fürforge werden 
Euch nicht verlafjen, mit ihnen werde Ich Euch begleiten. 


3. Juli. GBilhelmshaven.) Prinz Rupprecht von Bayern 
nimmt am Stapellauf eines Linienjchiffes teil und tauft es auf 
den Namen „Wittelsbach“. Beim Diner bringt er einen Toaſt 
auf den Kaiſer aus, der Kaiſer erwidert: 


Euerer föniglihen Hoheit danke Jh für die freundlichen Worte, 
welche Sie an Mich zu richten die Güte hatten. Euere fönigliche Hoheit 
haben heute bei der Taufe de3 neuen Schiffs die Unterftüßung erwähnt, 
welche die Wittel3bacher dem Deutjchen Kaifer zu teil werden ließen. Ich 
möchte dabei noch an eine Epijode aus der PVorgejchichte unſrer Häufer 
erinnern. Auf den Gefilden vor Rom war e3 einem Vorfahren Euerer 
föniglichen Hoheit im Verein mit einem der Meinigen bejchieden, ber jel- 
tenen Auszeichnung teilhaftig zu werden, hoch zu Roß, in Stabl gepanzert, 
angeficht3 der feindlichen Reitergefchtvader durch Kaifer Heinrich VII. den 
Nitterjchlag zu erhalten. Dieſer Vorgang ift im Bilde auf der Yacht 
„Hohenzollern“ verewigt. Die Nachkommen jener tapferen Fürſten halfen 
fi) gegenjeitig bei Mühldorf, wo der Hohenzollern dem Kaiſer Ludwig 
dem Bayern die Schladht gewann. Wie damals Witteldbacher und Hohen: 
zollern Seite an Seite für das Wohl de3 Reiches kämpften, jo wird e3 
auch jekt und in Zukunft gejchehen. Euere königliche Hoheit hatten in 
diejen Tagen Gelegenheit, wichtigen Entihlüffen beizumohnen und Zeuge 
hiſtoriſcher Augenblicke zu jein, die einen Markftein in der Geſchichte Unjres 
Volkes bedeuten. Euere fönigliche Hoheit fonnten fich überzeugen, wie 
mächtig der Wellenjchlag de3 Ozean? an Unfres Volkes Thore klopft und 
es zwingt, als großes Volk jeinen Pla in der Welt zu behaupten, mit 
einem Wort: zur Weltpolitif. Der Ozean ift unentbehrlich für Deutjch: 
lands Größe; aber der Ozean beweift auch, daß auf ihm und in der ferne 
jenjeit von ihm ohne Deutjchland, ohne den Deutjchen Kaijer feine große 
Entjcheidung mehr fallen darf. ch bin nicht der Meinung, daß Unjer 
deutjches Volk vor 30 Jahren unter der Führung feiner Fürften gefiegt 
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und geblutet hat, um fich bei großen auswärtigen Entjcheidungen beijeite 
ichieben zu laſſen. Gejchähe das, jo wäre e3 ein für allemal mit der Welt: 
machtftellung des deutjchen Volkes vorbei. ch bin nicht gewillt, es dazu 
fommen zu lafjen. Hiefür die geeigneten und, wenn e3 fein muß, auch die 
ſchärfſten Mittel rücficht3los anzuwenden, ift Meine Pflicht nur und Mein 
ichönftes Vorrecht. Ich bin überzeugt, daß Ich hiebei Deutichlands Fürften 
und das gejamte Volk geichloffen hinter Mir habe. Daß Euere £önigliche 
Hoheit die Ehrenjtellung a la suite des Eeebataillond anzunehmen geruhten, 
ift von hoher Bedeutung gerade in dem Augenblid, wo Bayern, Württem: 
berg, Sachſen und Preußen nach dem fernen Dften gehen, um bie Ehre 
der deutjchen Flagge wieder herzuftellen. Wie das Haus der Wittelsbacher 
1870 zu den Waffen griff, um für Deutjchlands Ehre, Einigung und Kaiſer— 
würde zu fechten, jo möge allezeit das Reich diejes edlen Gejchlechtes Unter: 
ftügung ficher jein. Als Vertreter diejes erlauchten Haujes begrüße ch 
Euere königliche Hoheit in Unfrer Mitte mit dem Wunjche, dab die enge 
Beziehung, in die Euere königliche Hoheit durch die A la suite: Stellung 
zu Meiner Marine getreten find, allezeit Euerer königlichen Hoheit Inter— 
ejle für diefelbe lebendig erhalten möge. ch trinke auf das Wohl Seiner 
föniglichen Hoheit des Prinzen Rupprecht von Bayern! Hurra, hurra, hurra ı 

5. Juli. (Reihstagswahl.) Bei der Erjagwahl in Mül- 
haufen i. €. erhält Schlumberger, Kandidat der Ordnungsparteien, 
17670, Emmel (©oz.) 7688 Stimmen. Der Wahlfrei3 war bis— 
ber fozialdemofratijch vertreten. 

Anfang Zuli. Die „Hamburg-Amerifa-Linie“ jtellt ihren 
Dampfer „Savoia” in Hongkong dem Kaiſer ala Hofpitalfchiff zur 
Verfügung. 

6. Zuli. Der Kaiſer richtet folgendes Telegramm an den 
Chef des Kreuzergefchwaders, den Gouverneur von Kiautjchou, den 
Generalgouverneur von Schantung, den Bizelönig von Nanking 
und den Bizefönig von Wutjchang: 


Ich verpflichte Mich auf Mein kaiſerliches Wort, für jeden der zur 
Zeit in Peking eingeſchloſſenen Fremden jeder Nationalität, welcher lebend 
einer faiferlich deutjchen oder fonftigen fremden Behörde übergeben wird, 
demjenigen, ber die Auölieferung herbeiführt, 1000 Taels (6000 Mark) 
auszuzahlen. Auch übernehme Ich alle Koften, die jedwede Nebermittelung 
Meiner Zufage nad) Peking verurjacht. gez.: Wilhelm. 


6. Zuli. (Reihstagswahl.) Bei der Erjagwahl im Wahl- 
freie Einbed-Northeim (Hannover) erhält Jorns (nat.lib.) 5282, 
Fiſcher (Soz.) 3626, Lüders (Bd. d. Low.) 3559, dv. Hafe (Welfe) 
2162 Stimmen. Bei der Stihwahl am 17. wird Jorns mit 
8700 Stimmen gewählt gegen Fijcher mit 4400 Stimmen. 

6. Zuli. (Heſſen.) Die Regierung lehnt eine von der 
Zweiten Kammer bejchlofjene Erhöhung der Lehrergehälter ab als 
zu weitgehend, obwohl fie die Notwendigkeit der Bejoldungsver- 
befjerung anerkennt. Ein von der Regierung vorgejchlagenes Geſetz 


lehnt die Kammer als ungenügend ab. 
7* 
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7. Zuli. (Hamm.) SOberlandesgericht3präfident Dr. Falk, 
1872—79 preußifcher Kultusminifter, falt 73 Jahre alt, f. 

9. Zuli. (Kiel.) Die erjte Divifion des erjten Linienjchiffs- 
geſchwaders bricht nach China auf. 

10. Juli. (München.) Prinz Rupprecht von Bayern ver- 
mählt fi) mit der Prinzeſſin Marie Gabriele, Tochter des Herzogs 
Theodor in Bayern. 

10. Juli. (Baden.) Prinz Mar von Baden vermählt jich 
in Gmunden mit der Prinzeſſin Marie Luiſe von GCumberland. 

10. Juli. Abſchluß eines Handelsabkommens mit den Ver— 
einigten Staaten. (Vgl. Nord-Amerifa.) Die „Norddeutjche All- 
gemeine Zeitung“ ſchreibt über die Entjtehung des Vertrages: 


Nachdem die Vereinigten Staaten von Amerifa am 28. Mai 1898 
mit frankreich ein Handelsabkommen gejchloffen hatten, in welchem fie ge: 
wiſſen franzöfiichen Erzeugniffen bejondere Zollerleichterungen vor benen 
anderer Länder gewährten, war das Beftreben der faijerlichen Regierung 
darauf gerichtet, auf Grund der dem Vertrag vom 1. Mai 1828 ftipulierten 
Meiftbegünftigungsflaufel von der Union auch für deutſche Herfünfte die 
gleichen Vergünftigungen zu erlangen. Wie bereit3 von dem Staatsſekretär 
Grafen dv. Bülow in der NReichstagsfigung vom 11. Februar 1899 auäge: 
führt worden ift, ftießen diefe Bemühungen zunächft auf die Schwierigkeit, 
daß die Regierung in Wajhington bei Auslegung der vertraglichen Be: 
ftimmungen über die Meiftbegünftigung einen von dem unjern abweichenden 
Standpunkt einnahm und erklärte, fie fönne die an Frankreich nur gegen 
beſondere Gegenleiftung eingeräumten Vorteile uns nicht ohne weiteres zu 
teil werden lafjen. So geftalteten fich die gegenjeitigen a en 
dahin, daß einzelne deutjche Erzeugniffe bei ihrer Einfuhr in die Union 
ungünftiger behandelt wurden, als die gleichen Waren franzöfifcher Her: 
funft, während wir nad wie vor, in loyaler Erfüllung der nach unjrer 
Auffaffung der Meiftbegünftigung uns obliegenden Pflichten, alle ameri- 
faniichen Erzeugniffe zu den Sätzen unjeres Bertragstarif3 einließen. Ob: 
gleich diejer Zuftand allen Gründen der Billigfeit widerjprad), war die 
Unionsregierung troß vieler Verſuche von ihrer Auffaffung der Meift: 
begünftigungsflaufel nicht abzubringen, die fie im übrigen auch anderen 
Ländern gegenüber aufrecht erhalten hat. Obwohl wir nın vom ameri: 
faniichen Standpunft aus berechtigt gewejen wären, den Vereinigten Staaten 
den ihnen bis dahin zugeftandenen Stonventionaltarif zu entziehen, jo er: 
ſchien e3 doch nicht ratjam, die3 ohne weitered zu thun und damit bie 
zwijchen beiden Ländern bejtehenden bedeutenden Kandelsbeziehungen plöß: 
lich zu unterbrechen. Denn wenn auch durch eine ſolche Mahregel in erfter 
Linie die Vereinigten Staaten, deren Ausfuhr nach Deutichland an indu— 
jtriellen Erzeugnijjen in den legten Jahren enorm zugenommen hat, em: 
pfindlich getroffen worden wären, jo kann doch fein Zweifel darüber herr: 
ihen, daß auch für ausgedehnte und wichtige deutjche Antereffengruppen 
der Abbruch der Handelsbeziehungen zur Union großen Schaden nad fich 
gezogen hätte. Dabei fam noch in Betradht, daß die an frankreich einge: 
räumten Vergünftigungen dem deutjchen Erport nicht jehr nachteilig werden 
fonnten. Nachdem jedoch die Vereinigten Staaten in der folge mit Por: 
tugal und alien Abkommen, ähnli dem mit Frankreich, abjchlofjen, 
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und Deutſchland daher in die Gefahr geriet, mehreren Ländern gegenüber 
differenziert zu werden, wurde der amerifanijchen Regierung eröffnet, daß 
den amerikanischen Erzeugnifjen bei der Einfuhr in Deutjchland der Kon: 
ventionaltarif nur dann noch weiter gewährt werden könne, wenn binnen 
furzer Zeit die infolge des franzöſiſch-amerikaniſchen Abkommens eingetretene 
differentielle Behandlung beutjcher Erzeugnifje bejeitigt werde. Das Habinet 
von Wafhington hat die Berechtigung des beutjchen Standpunftes aner: 
fannt. Bon dem Eaiferlichen Botjchafter v. Holleben dajelbjt und dem 
Staatöjefretär der Vereinigten Staaten ift am 10. d. M. ein Abkommen 
unterzeichnet worden, nach welchem biejelben Zollvergünftigungen, die 
franzöfijchen, italienischen und portugiefiichen Waren in den Vereinigten 
Staaten zu teil werden, in Zukunft auch den gleichen Waren deutjcher 
Herkunft zu gute fommen. Es handelt fih um SZollermäßigungen für 
rohen Weinftein, Branntwein, Gemälde, Zeichnungen, Bildhauerarkeiten, 
ftille Weine und Wermut. Auf die den portugiefiichen Schaummeinen von 
den Vereinigten Staaten eingeräumte Zollermäßigung ift unfrerfeit3 ver: 
zichtet worden, da die portugiefiiche Schaummeinproduftion zu unbedeutend 
ift, ala dab ihr Wettbewerb auf dem amerikanischen Markt für una fühl: 
bar jein fönnte, und von den Vereinigten Staaten Wert darauf gelegt 
wurde, dieje, auch frankreich und Italien gegenüber abgelehnte Konzeſſion 
nicht weiter zuzugeftehen. Unfrerjeits ift den Vereinigten Staaten von 
Amerika für die Dauer des Abkommens der ungejchmälerte Fortgenuß ber 
in den Verträgen mit Defterreich: Ungarn, Italien, Belgien, Schweiz, Ru: 
mänien, Gerbien und Rußland vereinbarten Zollermäßigungen zugefichert 
worden. Damit ift, troß der über die Auslegung der Meiftbegünftigungs: 
flaujel fortdauernden Meinungsverfchiedenheit, thatjächlich das alte Prinzip 
ber gleichen gegemjeitigen Behandlung wieder hergeftellt. Wird dieſes in 
Zufunft von einer Seite verleßt, jo kann fich der andere Zeil durch das 
beiden Kontrahenten zuftehende Recht dreimonatiger Kündigung des Ab: 
fommend vor etwaigen Nachteilen jchügen. Sollte fi) Deutjcyland zur 
Kündigung veranlaßt jehen, jo würde damit jede Verpflichtung erlöfchen, 
ben Vereinigten Staaten von Amerika weiter den Konventionaltarif zu ge: 
währen. Darin, daß dies don amerifanifcher Seite durch den Abſchluß 
be3 Abfommens ausdrüdlich anerkannt, und damit die Gefahr eines wirt: 
fchaftlichen Konflikts zwiſchen Deutjchland und den Vereinigten Staaten 
ganz twejentlich verringert worden ift, liegt die größte Bedeutung der ge: 
troffenen Vereinbarung. 


11. Juli. (Berlin) Der Staatzjefretär des Auswärtigen, 
Graf Bülow, erläßt ein Rundfchreiben an die Bundesregierungen 
über die chinefifche Frage, worin es heißt: 


Die jüngften Vorgänge in China zogen, wie überall in civilifierten 
Ländern, jo auc in Deutjchland, in hohem Maße die öffentliche Aufmerf: 
ſamkeit auf fih. Die deutjche Nation wurde durch Ermordung de3 deut: 
ichen Gejandten in Peking in bejondere Mitleidenſchaft gezogen. Die eriten 
amtlichen Nachrichten von aufrührerifhen Bewegungen in der Provinz 
Tichili ftammen von Mitte Januar. Zunächſt wurde der Bewegung von 
den Bertretern der Mächte eine ernfte Bedeutung nicht beigemeijen. Die 
Gefandten wurden in dieſer Auffafjung der Sachlage dadurch beftärft, daß 
die von den chinefiichen Geheimgejellichaften, dem „Großen Meſſer“ und der 
„Roten Fauft”, im vergangenen Jahre in der Provinz Schantung verur— 
achten Unruhen durch das energifche Eingreifen des faiferlichen Gouverneurs 
in Kiau-tſchau und des neuen Generalgouberneur® der Provinz, Yuean: 
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ichifai, bewältigt werden konnten. Für den beutjchen Vertreter fam hinzu, 
daß in der Provinz Tſchili, außerhalb Tientfin und Peking, die damals 
noch für ungefährdet galten, jpezifiiche deutjche Intereſſen von nennen? 
wertem Umfang nicht direft bedroht waren. Gleichwohl jahen fich die 
diplomatischen Vertreter in Peking bereit? am 27. Januar veranlaßt, bei 
der chinefiichen Regierung Borftellungen zu erheben. Der deutjche, fran: 
zöfiiche, englifche und amerikanische Vertreter, denen fich jpäter noch der 
italienische Vertreter anichloß, forderten durch gleichlautende Noten die 
chinefiiche Regierung auf, die Sekten der „Roten Fauft“ und de3 „Großen 
Meſſers“ durch ein Edikt ala ftaat3gefährlic und fremdenfeindlich zu be: 
zeichnen und deſſen Mitglieder als dem Geſetz verfallen zu erklären. Das 
Tſungli-Yamen ließ erft nad) langem VBerhandeln die Beröffentlichung des 
Edikts erfolgen. Die unheilvolle Wirkung des offenbaren Mangels an 
gutem Willen und der Läjfigfeit der Pekinger Zentralregierung blieb nicht 
aus. Das endlich ergangene Edikt hatte feinen fichtbaren Erfolg. Die 
aufrühreriiche Bewegung nahm immer größere Dimenfionen und einen all: 
gemeinen fremdenfeindlichen Charakter an. Die Vertreter derjenigen Mächte, 
welche Kriegsjchiffe in den chinefiichen Gewäſſern hatten, beantragten nun— 
mehr bei ihren Regierungen die Entjendung eines Marinedetachement3 von 
50 Mann zum Schuß der Gejandtichaften und deren Schußbefohlenen. 
Dem Antrag unjres Gejandten wurde jofort entiprochen, jo dat das deutjche 
Detachement am 3. Juni in Peking eintraf. Nachdem auch Detachement3 
der Vereinigten Staaten, Frankreichs, Rußland, Defterreich: Ungarns, Eng— 
lands, Japans und Italiens eingerüdt waren, verfügten die Gejandten, 
ohne Hinzurechnung der in Peking anjäjfigen waffenfähigen Europäer, über 
eine Schutzwache von etwa 450 Mann, die fie für alle Eventualitäten aus: 
reichend bezeichneten. Bei den Ausſchreitungen gegen die Europäer im 
Sahre 1898 hatte auch ein deutjches Detachement von 30 Seejoldaten mit 
einem Offizier in Verbindung mit den übrigen gleich ftarfen fremden Kon— 
tingenten volllommen genügt. Da die Gejandten angeficht3 der Zeritörung 
ber Eifenbahn und einer Telegraphenlinie die Befürchtung hegten, der Auf: 
ftand könne gefährliche Dimenfionen annehmen, wurden auf ihren Antrag 
die Gejchtwaderchef3 von den Mächten angewiejen, mit den Gejandten bie 
geeigneten Maßnahmen zur Eicherung der Verbindung mit Peking zu ver: 
einbaren. Wenige Tage nach dem Eintreffen des Schutzdetachements in 
Peking jchien die dortige Regierung ſich darauf befinnen zu wollen, daß 
fie endlih Schritte zur Unterdrüdung des Aufitandes thun müſſe. Die 
von fremden Inſtrukteuren ausgebildeten Truppen erhielten Befehl, in die 
Hauptitadt einzurücden, wurden jedoch bald wieder in das Lager außerhalb 
der Stadt gejchickt, weil fie zu jcharf gegen die Borer vorgegangen waren. 
Die und andere Vorgänge zeigten, daß die fremdenfeindliche Partei im 
Rat der KHaiferin: Witwe mehr und mehr die Oberhand gewonnen hatte. 
Die letzte Nachricht von Frhrn. dv. Ketteler ift datiert vom 12. Juni und 
bejagt, daß der fremdenfeindliche Prinz Tuan zum Mitglied des Tjungli: 
Yamens ernannt und jebt die Loslafjung der regulären chinefischen Truppen 
gegen die fremden zu befürchten jei. Seit 13. Juni ift jede telegraphiiche 
und jonftige Verbindung Pekings mit der Außenwelt völlig unterbrochen. 
Nur vereinzelt drangen jpärliche Botennachrichten durch. Eine Nachricht, 
deren Richtigkeit leider nicht mehr zu bezweifeln ift, war die von der Er: 
mordung des Frhrn. v. Setteler durch chinefiiche Soldaten. Die Gerüchte 
von der Niedermeßelung jämtlicher in Peking befindlichen Europäer und 
von der Zerftörung aller Gejandtichaften wurden bisher authentiſch nicht 
beftätigt. Der Verſuch der Geſchwaderchefs in Taku, mit einem inter: 
nationalen Expeditionskorps von über 2000 Mann, darunter über 500 
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Deutjche, unter dem Befehl de3 Admirald Seymour, nach Peking vorzu— 
dringen, jcheiterte an der Zerftörung ber Eifenbahn und an der chinefijchen 
Uebermacht. Mit den augenblicklich gelandeten Streitkräften einen noch: 
maligen Vorſtoß auf Peking zu verfuchen, ift nach übereinftimmender An: 
fit der Admirale ausfichtslos, da zwiſchen Tientſin und Peking die beit: 
ausgebildeten Truppen der Chinejen ftehen. Schweren Herzens entichlojfen 
fih daher die Gejchwaderdefs, um nicht vergeblich neue Opfer an Menjchen: 
leben zu bringen, mit weiteren militärischen Operationen zu warten, bis 
die nötigen Verftärfungen eingetroffen find. Die jet dort vorhandenen 
internationalen Truppen jchienen höchſtens auszureichen, um Zafu und 
Tientfin zu entjegen. In Tientfin, wohin am 11. Juni ein deutjches 
Detachement in Stärke von 25 Mann und 1 Offizier entjandt wurde, 
waren am 10. Juni 650 Mann fremder Truppen. Als die Chinejen 
Torpedos legten und reguläre Truppen fonzentrierten, erfolgte ein Ulti— 
matum ber fremden Befehlshaber, das der Stommandant der Taku—-Forts 
am 17. Juni durch Feuer auf die fremden Kriegsjchiffe beantwortete. Das 
Rundjchreiben berichtet jodann über die Vorgänge bei Erftürmung ber 
Taku-Forts, dem Entja Tientfins am 23. Juni und der Wegnahme ber 
Befeftigungen und des dortigen Arjenals am 27. Juni und bemerft, an 
diejen Kämpfen nahmen unfere Marinemannjchaften hervorragenden Anteil. 
Das Rundichreiben fährt dann fort: Die militärifche Lage hat fich jet 
anjcheinend dahin geftaltet, daß die Chinejen den Kaiſerkanal durchitachen, 
um den Anmarſch auf Peking von Süden durch die Ueberſchwemmung zu 
hindern, und daß Tientfin von Norden und Dften durch große andringende 
feindlihe Heermafien ernjtlic) bedroht if. Das Rundjchreiben bejpricht 
ferner die militärischen Maknahmen. Gelandet waren bis zum 28. Yuni 
in Zafu deutſcherſeits 46 Dffiziere, 1500 Mann mit 4 Slanonen und 
7 Majchinengewehren. Gleichzeitig hatten die Ruſſen etwa 6000 Mann 
auzgejchifft, die Engländer 3000 Mann, die Japaner 4000 Mann, die 
Franzoſen 400 Mann, die Amerikaner 350 Mann, dazu famen noch £leinere 
Kontingente, Defterreicher und Staliener. Sehr erhebliche Nachſchübe treffen 
inzwijchen fortgejegt ein. Das Schreiben zählt dad am 3. Juli abgegangene 
deutſche Erpeditionsforps in Stärfe von 69 Offizieren und 2432 Mann, 
die Entjendung der Gejchwaderdivifion mit 2402 Köpfen und fchließlich die 
in Vorbereitung befindliche Brigade, beftehend aus 8 Bataillonen Infan— 
terie, 3 Eskadrons Kavallerie, 4 Batterien Feldartillerie, Spezialwaffen, 
Munitionzkolonne und Train auf. „Unjere militäriihen Maßnahmen 
jollen ung in den Stand jeßen, an der von allen Mächten für notwendig 
erachteten militärischen Aktion in China in einer der politischen Bedeutung 
Deutichlands entiprechenden Weiſe teilzunehmen. Durch die Vorgänge in 
China find da3 erfolgreiche deutſche Miſſionswerk, der blühende deutjche 
Handel und die in Schartung im Entjtehen begriffenen großen deutjchen 
wirtichaftlichen Unternehmungen gleihmäßig bedroht. Dieje idealen und 
materiellen Intereſſen müjjen wir mit allem Nachdruck jchügen. Unſer Ziel 
ift die MWiederherftellung der Sicherheit für Perjon und Eigentum und für 
die Thätigfeit der Reichgangehörigen in China, die Rettung der in Peking 
eingejchlojjenen Fremden, die Wiederherftellung und Sicherftellung geregelter 
Zuftände unter einer geordneten chinefiichen Regierung und die Sicherung 
und Genugthuung für die verübten Unthaten. Wir wünjchen feine Auf: 
teilung Chinas, wir erftreben feine Sondervorteile. Die faijerliche Regie: 
rung ift von der Meberzeugung durcchdrungen, daß die Aufrechterhaltung 
des Einverftändnifjes unter den Mächten eine Borbedingung für die Wieder: 
berftellung bed Friedens und der Ordnung in Ehina ift und wird ihrer: 
jeit3 in ihrer Politik diefem Gefichtspuntte auch ferner in erfter Stelle Red: 
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nung tragen." Das Rundjchreiben jchließt: Die vorftehend dargelegten 
Gefichtäpunfte haben die volle Zuftimmung des Bundesratsausjchuffes für 
auswärtige Angelegenheiten gefunden. 


Mitte Juli. Die deutjche Preſſe ift im allgemeinen ein 
verftanden mit den Rundjchreiben Bülows und der Haltung Deutjch- 
lands in der Chinafrage. Entjchieden befämpft fie nur die fozial- 
demofratifche Prefje; der „Vorwärts“ jchreibt 3. B. u. a.: 


Es erjcheint nicht fraglich, daß der chinefiiche Volksaufſtand zurüd: 
zuführen ift auf die Politik der gepanzerten Fauft, die vor einigen Jahren 
für China proflamiert worden ift! Gin Artikel der Wiener „Zeit“, der 
von einem Kenner chinefilcher Zuftände verfaßt ift, behauptet, daß die Ent— 
ſtehung der Boxerbewegung ſeit der Beſitzergreifung Kiau-tſchaus durch 
Deutſchland datiere. Deutſchland habe das Signal der Annexion gegeben, 
Rußland und England ſeien gefolgt, und die natürliche Folge ſei die 
Gründung eines nationalen Schutzverbandes geweſen. Das Wort der be— 
kannten Kieler Rede von der „gepanzerten Fauſt“ ſei auch in Oſtaſien 
bald zu einem geflügelten Worte geworden — da ſei es denn kein Wunder 
geweſen, daß auch in China ſich die gepanzerte Fauſt erhoben habe. Welche 
von dieſen Fäuſten ſich ſchließlich als die ſtärkere erweiſen wird, werden 
wir ja ſehen. . . .. 

Intereſſant wird es auch ſein, ob die deutſchen Imperialiſten ſich 
nicht entblöden werden, im Stile des englichen Jingoismus über das ſeine 
nationalen Güter verteidigende Volk herzufallen. Denn wenn von einem 
„heiligen“ Krieg geſprochen werden kann, ſo iſt der chineſiſche Krieg gegen 
die herriſch auftretenden fremden Ausbeuter ſolch ein „heiliger“ nationaler 
Krieg. Wer gibt den Fremden das Recht, die Chineſen ihrem alten 
Glauben abtrünnig zu machen und fie zu Anhängern einer Religion zu 
befehren, deren Worte in einem jo jchreienden Widerſpruch ftehen zu ben 
Thaten der „chriftlichen“ Mächte? Mer gibt ihnen das Recht, ihr Land 
aufzuteilen und ihnen Erzeugnifje einer fremden Induſtrie aufzuzwingen? 
Mag China mit den Burenrepublifen jonft nichts gemein haben, in jeinem 
Kampf um die heimische Scholle, um jeine nationalen Gigentümlichkeiten 
müffen ihm die gleichen Sympathien aller freunde einer politischen Moral 
gehören, wie den Buren! Wenn unjere Jugend auf dem oftafiatischen Kriegs: 
ſchauplatz verblutet, ſo gehört ihr unſer Mitleid, ihren Feinden aber können 
wir unſere Sympathie nicht verſagen! ..... 

Es iſt uns außerordentlich unklar, was an wahrhaften kulturellen 
Segnungen wir den Chineſen zu übermitteln vermöchten. Das bißchen 
Technik allein macht's doch nicht. Oder ſollen wir die Chineſen, die ein 
Gelehrtenvolk find, darüber belehren, daß fie unrecht thun, wenn fie nicht 
den jüngiten Qeutnant höher einjchäßen, al3 den älteften Gelehrten? Sollen 
wir fie mit dem Glauben an den allein jelig machenden Polizeijäbel ver: 
traut machen, oder fie durch bie unmögliche Aufgabe verwirren, die Lehren 
des Evangeliums der Bergpredigt mit dem Gvangelium der gepangerten 
Fauſt zu reimen? Oder jollen wir ihnen die fulturelle Glückſeligkeit eines 
Daſeins preifen, daß Millionen in Not, Elend, Siechtum vegetieren müfjen, 
um ein paar Bevorzugten der Gejellichaft ein ftrahlendes Dajein zu ver: 
ichaffen? Iſt die geiftige Dede, die unjeren, dem Schneidigfeitäfult ver: 
tallenen, herrſchenden Klaſſen eigentümlich ift, ein Fortjchritt gegenüber dem 
chineſiſchen „Gehirnfatzkletum“? Oder bedeutet die moraliſche und leibliche 
Hörigkeit, in die unſer Staat die Maſſen wie den Einzelnen zu zwingen 
ſucht, in Wirklichkeit ein ſo wertvolles Kulturgut, daß es den Chineſen mit 
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Pulver und Blei einverleibt werden müßte? Stehen der preußifche Land— 
junfer und der fatholifche Kaplan, die unfere Politik beherrjchen, kulturell 
wirklich höher ala ein Mandarine? 

Die agrariiche „Deutiche Tages: Ztg.“ ſchreibt: Unſeres Erachtens 
liegt eine große Gefahr” für und infofern vor, als e3 ſehr nahe liegt, daß 
von gewiſſer Seite in dem Zwifchenfall eine überaus günftige Gelegenheit 
für eine Eroberungspolitik erblidt werden wird, welche durchaus nicht 
unjerem Intereſſe entfpricht, jondern nur geeignet ift, un® in eine Reihe 
unabjehbarer Abenteuer zu ftürzen.... . 

Es wäre durchaus verfehlt, wenn Deutjchland nunmehr fich in einen 
offiziellen Rachefrieg gegen Ehina hineindrängen ließe, denn man muß bod) 
immer im Auge behalten, welchen Zweck ein folcher Krieg verfolgen könnte 
außer ber Sühne. — Wir find überzeugt, dab die Neigung, Tauſende und 
Abertauſende deutjcher Soldaten nad China zu werfen, im Reichdtage nur 
einen geringen Widerhall finden würde, und daß er gleich uns ſich darauf 
bejchränfen würde, im fernen Often das Notwendige zur Sühne ber ſchnöden 
Gewaltthat zu thun, mehr aber nicht. 


12. Juli. Der Kaiſer ernennt den Generalmajor v. Leſſel, 
den Kommandeur der 28. Divifion, unter Beförderung zum General- 
leutnant zum Kommandeur des oftafiatifchen Erpeditionsforps. 

16.— 20. Juli. (Berlin) Internationaler Kongreß der 
Zertilarbeiter. 


In dem Kongreſſe ift nur ein geringer Zeil der gefamten Arbeiter: 
Ichaft und weniger als die Hälfte der organilierten Arbeiter vertreten. In 
den Verhandlungen treten Differenzen zu Tage über die Akkordarbeit, die 
die Belgier verteidigen, während fie die übrigen befämpfen; ferner über 
die Trage, wie die Lage der Arbeiter zu verbeflern jei. Die Engländer 
befämpfen bier das Hinneigen der feftländijchen Arbeiter zur Sozial: 
demofratie und wollen die Politik aus den Gewerkichaften entfernen. 


17. Juli. Dem Präfidenten des Reichdtags, Grafen Balle- 
jtrem, wird der Charakter als Wirklicher Geheimer Rat mit dem 
Prädikat „Excellenz“ verliehen. 

18. Juli. (Berlin.) Staatäjefretär Graf Bülow verbietet 
der chineſiſchen Gejandtichaft, hiffrierte oder in verabredeter Sprache 
abgefaßte Telegramme abzujenden. Offene Telegramme müfjen dem 
Staatsjefretär zur Genehmigung vorgelegt werden. 

21. Zuli. (Berlin.) Die hinefische Gefandtjchaft überreicht 
dem Auswärtigen Amt in folgender Berbalnote einen Brief des 
Kaiſers von China an den Deutjchen Kaifer: 

Die kaiſerlich chinefifche Gejandtichaft beehrt ſich dem kaiſerlich 
deutſchen Auswärtigen Amt nachjtehendes Telegramm des Staatsrates zur 
gefälligen Kenntnisnahme zn bringen. Dasfjelbe war dem Gouverneur bon 
Schantung, Yuanſchikai, zur Weiterbeförderung an den Toatai von Schang: 
hai behufs Nebermittelung an die Gejandtichaft zugeftellt worden. „Der 
Kaifer der Ta-Tſing-Dynaſtie entbietet Sr. Majeftät dem Deutichen Kaiſer 
feinen Gruß. China und Deutjchland haben lange im Frieden gelebt; 
beiderjeit3 hat fein Mißtrauen beftanden. Neuerdings ift es zwiſchen der 
Hinefiichen Bevölkerung und einheimifchen Chriſten zu Habausbrüchen ge- 
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fommen, wobei unerwartet der kaiſerlich deutjche Gejandte Frhr. dv. Ketteler 
von den Aufftändifchen ermorbert wurde, wa3 und zum Ausdruck tiefften 
Bedauern? Anlaß gibt. Eine Unterfuhung behufs Feſtnahme und Be: 
ftrafung ber Mörder war im Gange, als bei allen fremden Staaten fich 
der Verdacht regte, daß fich die faiferliche Regierung der Bevölferung gegen: 
über bei der Verfolgung von Chriften in Konnivenz verhalte Darauf er: 
folgte zuerft die Einnahme der Vefeftigungen von Tafu, die Feindſeligkeiten 
begannen und das Unglüd wurde immer verwidelter. Die Lage, in welcher 
fih zur Zeit China befindet, ift ſchwer zu ordnen, bejonderd da die chi: 
nefiiche Regierung nicht die Abficht hat, im den beftehenden guten Be: 
ziehungen jemal3 Aenderungen eintreten zu lafjen, denn es find nur Um: 
ftände, die zur Zeit obwalten, welche die Regierung zu deren Bedauern in 
diefe Zwangslage gebracht haben. Zur Bejeitigung de3 allgemeinen Un: 
willens gegen die chinefifche Regierung und zur Klärung der LZage bleibt 
es nur als einziges Mittel, die Hilfe Deutjchlands anzurufen. Daher 
öffnen wir Ew. Majeftät unjer Herz in diefem Schreiben mit der Hoff: 
nung, daß dadurch der Fortbeſtand unferer freundichaftlichen Beziehungen 
zugefichert werde und daß Allerhöchitdiejelben beivogen werden, einen Plan 
zur Erreichung dieſes Zwecks ins Auge zu faſſen und die Leitung zu über: 
nehmen, um die früheren friedlichen Zuftände wieder herbeizuführen. Wir 
bitten una einen günftigen Bejcheid zu erteilen, wofür unjere Dankbarkeit 
Ew. Majeftät gegenüber immer lebendig bleiben wird. Gegeben am 23. Tage 
des 6. Mondes im 26. Jahre des Regierungsftiles Kmwang:Sfü (19. Juli 
1900).“ Berlin, den 21. Yuli 1900. 


Die deutjche Regierung antwortet darauf am 24. Juli: 


Der Staatöjefretär des Auswärtigen, Staatsminister Graf dv. Bülow, 
hat die VBerbalnote der chineſiſchen Gejandtichaft vom 21.d. M., enthaltend 
die telegraphifche Mitteilung Sr. Majeftät des Kaijerd von China an Se. 
Majeftät den Kaiſer und König, erhalten. Graf v. Bülow fieht fich nicht 
in der Lage, diejes Telegramm Seiner Majeftät dem Kaiſer und Könige 
zu unterbreiten, folange nicht das Schickſal der in Peking eingejchloffenen 
fremden Gejandtichaften und der dortigen übrigen Fremden aufgeklärt ift 
und die chinefijche Regierung für die frevelhafte Ermordung des faijer: 
lichen Gefandten Sühne gewährt und für ein dem Völkerrechte und Die 
Are entjprechende3 fünftiges Verhalten genügende Garantien ge: 
leiftet hat. 


24. Juli. (Berlin.) Kaiferliche Verordnung über den Aus— 
ichluß der Öffentlichkeit im Militärgericht. 

Da: „Armeeverordnungsblatt“ veröffentlicht eine faiferliche Wer: 
ordnung vom 28. Dezember 1899, worin über die Vorausfegungen, unter 
denen nach Inkrafttreten der Militärftrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 
1898 dag Gericht die Deffentlichkeit der Hauptverhandlung wegen Gefähr: 
dung der Disziplin ausschließen joll, folgende allgemeine Vorſchriften ge: 
geben werden: 

„Die Disziplin verlangt, daß auch im gerichtlichen Verfahren da3 
Anfehen der Kommandogewalt, der militärischen Ginrichtungen, Verord— 
nungen und Gebräuche erhalten, der Sinn für die unbedingte Unterordnung 
des Untergebenen unter den Borgejeßten jeden Grades gewahrt, und dem 
berechtigten Ehrgefühl aller Reteiligten, insbeſondere derjenigen des Offizier: 
ftandes, Rechnung getragen wird. a 

Sobald diejer Grundjag gefährdet ift, jei ed nach dem Gegenftand 
der Anklage, nad) den Eigenheiten des zur Verhandlung kommenden 
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Falles, nach der Perfönlichkeit des Angeklagten oder ber Zeugen, nach zeit: 
ai oder örtlichen befonderen Berhältnifien, ift bie Deffentlichkeit auszu— 
ießen. 

Die Prüfung, ob der Ausschluß der Deffentlichkeit zu beantragen, 
gehört in erjter Linie zu dem Pflichten des Gerichtäheren und des Vertreters 
der Anklage. Aber auch die erfennenden Gerichte find verpflichtet, ohne 
ſolchen Antrag die Deffentlichkeit für die ganze Verhandlung oder einen 
Zeil derjelben auszuschließen, wenn die Vorausſetzungen hierfür nach dem 
vorftehend von Mir gegebenen Grundſatze eintreten.“ 

Die neue Strafgerichtsordnung tritt für das oftafiatifche Expedition: 
forp3 fofort, für die Armee am 1. Oktober in Kraft. Präfident des neu 
zu errichtenden Militärgerichtd wird Generalleutnant Frhr. dv. Gemmingen. 


27. Juli. (Bremerhaven.) Der Kaifer befichtigt Truppen= 
teile, die nach Dftafiien aufbrechen, und hält dabei folgende An— 
ſprache: 

Große überſeeiſche Aufgaben find es, die dem neu entſtandenen 
Deutſchen Reich zugefallen ſind, Aufgaben, weit größer, als Viele Meiner 
Landsleute es erwartet haben. Das Deutſche Reich hat feinem Charakter 
nad) die Verpflichtung, jeinen Bürgern, wofern dieſe im Auslande bedrängt 
werden, beizuftehen. Die Aufgaben, welche da3 alte römische Reich deut: 
fcher Nation nicht hat Löjen können, ift das neue Deutjche Reich in der 
Lage zu löſen. Das Mittel, da3 ihm died ermöglicht, ift Unfer Heer. In 
30 jähriger treuer fyriedendarbeit ift es herangebildet worden nad) den 
Grundjähen Meines verewigten Großvaterd. Auch ihr habt eure Aus: 
bildung nad diejen Grundjägen erhalten und jollt nun vor dem Feinde 
die Probe ablegen, ob fie fich bei euch bewährt haben. Eure Kameraden 
von der Marine haben diefe Probe bereit beftanden; fie haben euch ge: 
zeigt, daß die Grundjäge Unſrer Ausbildung gute find, und Ich bin ftolz 
auf dad Lob aud aus dem Munde ausmwärtiger Führer, dad eure Kame— 
raden draußen fich erworben haben. An euch ift es jebt, es ihnen gleich: 
zuthun. Gine große Aufgabe harrt euer. Ihr follt das ſchwere Unrecht, 
das geichehen ift, jühnen. Die Chineſen haben das Völkerrecht umgeworfen; 
fie haben in einer in der MWeltgejchichte nicht erhörten Weiſe der Heiligkeit 
des Gejandten und ben Pflichten des Gaftrecht3 Hohn geſprochen. Es ift 
da3 um jo empörender, als diejed Verbrechen begangen mworben ift von einer 
Nation, die auf ihre uralte Kultur ftolz ift. Bewährt die alte preußifche 
Tüchtigkeit: Zeigt euch als Ehriften, im freudigen Ertragen von Leiden! 
Möge Ehre und Ruhm euren Fahnen und Waffen folgen! Gebt der 
Manneszucht und Disziplin aller Welt ein Beifpiel! Ihr wißt es wohl, 
ihr ſollt fechten gegen einen verjchlagenen, tapferen, gut bewaffneten und 
graufamen Feind. Kommt ihr an ihn, jo wißt: Pardon wird nicht ge 
geben, Gefangene werden nicht gemacht! Führt eure Waffen jo, dab auf 
taufend Jahre hinaus fein Chinejfe mehr es wagt, einen Deutjchen fcheel 
anzujehen. Wahrt Manneszucht! Der Segen Gottes jet mit euch! Die 
Gebete eines ganzen Volkes und Meine Wünjche begleiten euch und jeden 
Einzelnen. Deffnet der Kultur den Weg ein: für allemal. Nun könnt ihr 
reifen, adieu Kameraden! 

Nach einer nicht offiziellen Verfion hätte der Kaifer am Schluß der 
Rede gejagt: „Kommt ihr vor den Feind, jo wird derjelbe gejchlagen! 
Pardon wird nicht gegeben! Gefangene werden nicht gemacht! Wer euch 
in die Hände fällt, fer euch verfallen! Wie vor 1000 Jahren die Hunnen 
unter ihrem König Ebel fich einen Namen gemacht, der fie noch jeßt in 
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Ueberlieferung und Märchen gewaltig erjcheinen läßt, jo möge der Name 
Deutſcher in China auf 1000 Jahre durch euch in einer Weije bethätigt 
werden, daß niemals wieder ein Ehineje es wagt, einen Deutjchen auch nur 
ſcheel anzujehen!” 

Ende Juli. Die Prefje über die Rede des Kaifers. 


Die Rede wird im In- und Auslande lebhaft beiprochen, namentlich 
die Stelle „Pardon wird nicht gegeben“ wird zum Zeil jcharf fritifiert als 
mit dem modernen Kriegsrecht in Widerfpruch ftehend. Dagegen bemerft 
der „Frankfurter General-Anzeiger”: Wie aus dem Bericht über das Ge: 
feht von Taku hervorgeht, haben die Rufjen alle verwundeten Chinejen mit 
dem Kolben zerjcehmettert, Gefangene hat niemand gemacht. Sa, Bauer, 
— „lo etwas thut man, aber man jagt ed doch nicht!” Die Engländer 
haben bei Omdurman genau jo gehandelt. Tommy Atkin® oder Pjotr 
Iwanowitſch braucht man das nicht zu erzählen; die muß man eher von allzu 
großer Wildheit abhalten. Aber bei deutichen Truppen liegt umgefehrt Die 
Gefahr falſcher Humanität vor, und deshalb müſſen fie von berufener 
Stelle aufgeklärt werden. Pardon wird nicht gegeben! Diejes Wort ift 
für alle, die mit uns jeßt liebe Verwandte in den Feldzug ziehen laſſen, 
ein großer Troft. Wenn wir wüßten, daß ber deutjche Soldat Gefangene 
zu machen verpflichtet ift, die im nächſten Augenblick vielleicht einen ver: 
borgenen Dolch hervorziehen, um den Transporteur zu meucheln, jo müßten 
wir in eiwiger Angjt jchweben. Wie aus einem geftern von ung veröffent— 
lichten Telegramm hervorgeht, haben die Rufjen bereits die Erfahrung ge: 
macht, vor der wir unjere Leute bewahren möchten: die Bejagung eines 
chinefijchen Forts meldete, daß fie fich ergebe, um gleich darauf die fich 
arglos zur Abwidelung der Formalitäten nahenden Gegner mit feuer zu 
überjchütten. Bor ähnlichen Thorheiten bewahrt das Wort des Kaiſers die 
Unferigen. 

29. Juli. Bremerhaven.) Der Kaijer richtet folgendes 
Handjchreiben an den Feldmarfhall Graf Blumenthal, der am 
30. Juli 90 Jahre alt wird: 


Mein lieber Generalfeldmarichalt! 

DBewegten Herzen jprehe Ich Ihnen zu dem Tage, an bem Sie 
Gottes Güte ein Maß der Gnade vollenden läßt, wie e8 nur wenigen be: 
jchieden ift, Meine wärmften Glüd: und Segenswünſche aus. Mit welcher 
Befriedigung dürfen Sie auf Ihre lange, ruhmvolle Laufbahn zurücblicen! 
In voller Manneskraft war es Ihnen vergönnt, eine Zeit zu durchleben, 
in der Ihr König mehr denn je der Männer bedurfte, und Ihre reichen 
Gaben zum Wohle de3 Vaterlandes einzufeen. Das Vertrauen ihres 
Königs, durch das Gie in den brei großen Kriegen an hervorragend ver: 
antwortungsvolle Stelle berufen wurden, haben Sie glänzend gerechtfertigt, 
und dann in langer aufopfernder Friedensarbeit Ihre unſchätzbaren Er: 
fahrungen der Armee nutzbar gemadt. Mit bejonderer Freude und Genug: 
thuung erinnere Ich Mich hierbei der Zeit, in der e8 Mir vor 17 Jahren 
vergönnt war, in Ihrem Stabe an ben lehrreichen Manövern des IV. Armee: 
korps dor Meinem in Gott ruhenden Herrn Großvater teilzunehmen. Hohe 
Anerfennungen find Ihnen zu teil geworden und legen in beredter Epradye 
davon Zeugnis ab, was Sie Meinen Vorfahren gewejen find. Mir aber 
ift e3 ein aufrichtig empfundenes Bedürfnis, Sie von neuem Meiner un: 
wandelbaren Dankbarkeit zu verfichern. Sie wollen den Tag im ftiller, 
ländlicher Zurüdgezogenheit begehen, und es hat Mich mit herzlicher Freude 
erfüllt, Ihre Gejundheit jo weit gefräftigt zu willen, daß Sie fich ben 
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Anftrengungen einer Reife ausſetzen durften. Möchten Sie völlige Erholung 
finden und der allmäcdhtige Gott Sie Mir und dem Baterlande noch lange 
erhalten ala ein leuchtendes Beijpiel für das jegige Gejchleht. Das ift 
der aufrichtige Wunſch Ihres ftet3 wohlaffeftionierten Königs 
Wilhelm. 
Bremerhaven, an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, 
den 29. Juli 1900. 


3. Zuli. (Bremerhaven.) Telegramm de3 Kaiſers an 
den König und die KHönigin-Mutter von Italien: 

An den König Viktor Emanuel telegraphiert der Kaiſer: 

Tief erjchüttert durch den Tod Deines edlen Vaters, Meines innig 
geliebten treuen Freundes und Bundesgenofjen, jende Ich Dir mit dem 
Ausdruf Meiner Trauer Meine aufrichtigen und heißen Wünſche für Deine 
Regierung. Möge die Freundſchaft, welche Unjere Häufer umd Völker 
während der Regierung Deines Vaters vereinigte, immer fortbeftehen. Sein 
Gedächtnis bleibt auf ewig in Mein Herz eingejchrieben. 

Wilhelm. 


Da3 Telegramm an die Königin Margherita lautet: 

Furchtbar erjchüttert durch den Tod Deines Königlichen Gemahls, 
Meines teuren Freundes und Verbündeten, ſende Ich Dir mit der Kaijerin 
den Ausdrud Unſeres tiefften innigften Beileids. Ritterlich durch und durch, 
gütig, tapfer und treu fiel König Humbert wie der Eoldat auf dem Schlacht— 
feld, ein Opfer jener teufliichen Beitrebungen, welche göttliche und mensch: 
lie Ordnung zu zerftören trachten. Gott tröfte Did in Deinem namen: 
Iojen Schmerz! Er ftärfe den Arm Deines Sohnes, daß er Spin und 
Schwert führen möge zum Heil jeines Volkes, für den Ruhm und die 
Wohlfahrt Italiens! Das Andenken Deines verewigten Gemahl3 wird in 
Unjeren Herzen unauslöjchlich fortleben. Wilhelm. 


3. Juli. (Koburg.) Herzog Alfred von Koburg, fait 
56 Jahre alt, +. — Der Nachfolger ijt der unmündige Herzog 
von Albany, für den der Bormund, der Erbprinz von Hohenlohe 
Langenburg, die Regentjchaft führt. 

3. Juli. (Bayern) Die Ziviljtaatäminifterien faſſen 
folgenden gemeinjfamen Beſchluß über die Beflaggung der Zivil- 
jtaatögebäude (vgl. ©. 33): 

1. Sämtliche Zivilftaatsgebäude des Königreichs, einfchließlich der 
Gebäude der Univerfitäten und der ftaatlich verwalteten Anftalten und Stif: 
tungen, find ohne bejondere Anordnung zu beflaggen: a) am Geburts: und 
Namenzfeit des Königs, b) am Geburt3: und Namenäfeft des Prinz:Regenten, 
c) am Geburtsfeſt de3 Deutjchen Kaiſers. 2. Bei Reifen des Königs und 
des Prinz:Regenten, de3 Deutjchen Kaiſers, von Prinzen und Prinzeifinnen 
des Königlichen Haujes, von Souveränen deutjcher Bundesſtaaten, dann bei 
jonftigen Anläffen erfolgt eine Beflaggung ber Zivilftaatsgebäude auf be: 
fondere Anordnung. Dieje Anordnung hat der Regierungspräfident unter 
Beachtung der beftehenden Vorjchriften über Reifen Allerhöchiter Perſonen, 
jowie der ihm im Vollzug gegenmwärtiger Entſchließung mit Allerhöchſter 
Genehmigung erteilten Inſtruktion oder der jeweiligen beſonderen Beſtim— 
mungen zu erlaffen. Für die Haupt: und Refidenzftadt München ift dieie 
Anordnung durch das Minifterium de3 Innern auf Grund der zu erholen: 
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den Allerhöchften Befehle zu treffen. 3. Die Beflaggung der Zivilſtaats— 
gebäude erfolgt in den bayerijchen Landesfarben. Am Geburtäfeft und bei 
Reifen des Deutichen Kaiſers hat die Beflaggung in den bayerischen und 
in den beutjchen Farben zu geichehen. 4. Die Beflaggung der Zivilftaats: 
gebäude aus Anlaß der Fronleihnamsprozeifion bemißt fich nach den be- 
ftehenden Gepflogenheiten. 5. Die Schmüdung und feftliche Beleuchtung 
der Zivilftaatsgebäude bemißt fich zunächit nad dem etwa beftehenden Her: 
fommen. 6. Für die Gebäude der DVerfehrsanftalten bleiben ergänzende 
Beitimmungen nad) Makgabe des bei diefen beftehenden Bedürfniſſes dor: 
behalten. Im übrigen finden auf die Schmüdung und feftliche Beleuchtung, 
gleichviel ob eine jolche für fich allein oder neben der Keflaggung in frage 
fommt, die Beftimmungen in Ziff. 2 der gegenwärtigen Entjchliegung ent: 
jprechende Anwendung. 


Ende Juli. (Preußen) Das Kultusminifterium verfügt, 
daß der Religiongunterricht in der Stadt Pojen auf der Ober: und 
Mitteljtufe anjtatt wie bisher in polnifcher fortan in deutjcher 
Sprache erteilt werden joll. 


Anfang Auguft. Beichluß des Bundesrat3 über Frauen— 
jtudium. 


Auf Grund der Beitimmungen des $ 29 der Gewerbeordnung bejchließt 
der Bundesrat, den Reichäfanzler zu ermächtigen, in Mebereinftimmung mit 
der zuftändigen Zandesbehörde bei reichdangehörigen weiblichen Perjonen, 
die vor dem Sommerjemefter 1899 fi) dem medizinischen Studium an einer 
Univerfität außerhalb de3 Deutjchen Reich getvidmet haben, behufs Zu- 
lafjung zu den ärztlichen Prüfungen die Vorlegung des Zeugnifjes der Reife 
von einem humaniftiichen Gymnafium mit Rüdfiht auf ein ausländijches 
Reifezeugnis zu erlaffen und das medizinische Univerfitätäftudium, welches 
fie nach einer im Auslande beftandenen Prüfung vor dem Winterjemefter 
1900/1901 zurüdgelegt haben, auf die in der Bekanntmachung über die 
ärztliche Prüfung vom Jahre 1883 erforderten vier Halbjahre medizinischen 
Univerfitätöftudiums anzurechnen. 


Anfang Auguft. Die Preſſe über die Ermordung König 
Humbert3. 


Der „Reichsbote“ (konf.): Die Kultur des chriftlichen Europas muß 
ihr Haupt verhüllen, wenn dies anarchiftifche Treiben fich fortjegen darf. 
In einem Augenblid, wo fie auszieht, fremde Barbarei zu überwinden, 
zeigt fie und in ihrer eigenen Mitte Menjchen, die an verbrecherifcher Feig— 
heit und Grauſamkeit faft noch unter die chinefiichen Mörderſekten finfen. 
Da muß endlich eine Einkehr und ein energifcher Halt erfolgen. .... Die 
joziale Trage hat nicht nur die fozialreformatorische, fie hat auch die 
ftaatspolitijche Seite, ‘in der die beftehende Ordnung ihre Notwehr gegen 
den Umfturz mit allen gegebenen Mitteln durchzuführen ein volltommenes 
Recht befigt. 

Die „Deutjche Tageszeitung“ (agrariih): Wann werden die Staaten 
Europas fi) aufraffen und diejer allgemeinen Gefahr mit gemeinjamer 
Abwehr begegnen? 

Die „Poſt“ (freifonf.): Die Nachricht von der Ermordung des Königs 
von Italien hat in hiefigen politifchen Kreiſen Entjegen und Empörung 
über diejen neueften Akt anarchiſtiſcher Blutgier hervorgerufen. Man ver: 
hehlt fich nicht, daß nach den bisherigen Mordanfchlägen der Gajerio, 
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Luccheni und Breifi jeden Augenblid ein neues Attentat ihrer Genojjen 
erwartet werden fann, dem im Intereſſe des allgemeinen Wohls und der 
Sicherheit aller Völker bei Zeiten vorgebeugt werden muß. 

„Berliner Politische Nachrichten” (minifteriel): Wenn die Mächte 
auch noch jo eingehende Bereinbarungen über Maßnahmen zum Schuße 
ihrer Staatsoberhäupter treffen, fie werden dadurch nicht den Anarchismus 
und demgemäß auch nicht die Gier nach dem Königsmorde aus der Welt 
fchaffen. Die Gerichte der einzelnen Staaten aber haben die heilige Pflicht, 
ſolche Attentate mit den jchärfiten Strafen, die ihre Gejeße fennen, zu 
ahnden. Nur dadurch wird dieſe Gier möglichit zurüdgehalten. Und find 
die Geſetze ſelbſt nicht jo beichaffen, daß von ihrer Anwendung durch die 
Gerichte ein jolcher Erfolg zu erwarten ift, jo müſſen fie entjprechend ge: 
ändert werden. Das ift eine Forderung, der fich fein Staat entziehen 
darf, wenn er nicht zur Untergrabung der Grundlagen der Gefittung bei: 
tragen will. 

„Kölnische Volkszeitung“ (Elerikal): Italien ift nun einmal frant, 
ſchwer franf, frank nicht zum wenigſter danf jenen Leuten, die ihm immer 
vorgeredet haben, feine Einigkeit jei feine Gejundung, und die hinter dieſer 
ſpaniſchen Wand ihre Gejchäfte beforgten, ftetö darauf bedacht, nur ja den 
Spalt zwijchen ber Italia unita und ihren angeblichen jchlimmften Feinden, 
Papſt und Kirche, möglichjt weit offen zu halten. Wir jagen durchaus 
nicht, daß die Verſöhnung mit der Kirche das Allheilmittel wäre; aber fie 
ift eine Grundbedingung der Heilung. Innerhalb der Kirche Italiens 
fönnte noch mancher Faktor ſich mit Erfolg aufraffen, was uns die ver: 
dienftvollen Sozialreformen namentlih in Norditalien beftätigen werden. 
Dieſem Aufraffen fteht entgegen das Miktrauen, die Verfolgungsjucht der 
Regierung, die etwas ganz anderes thun jollte, al3 mit der Niederreigung 
des Quirinals, wo der leßte freie Papft, Pius IX. refidiert hatte, auf die 
Zerftörung einer wichtigen päpftlichen Erinnerung im Rom der Päpfte 
auszugehen. 

„Borwärts* (jozialdemofr.): Die monarchiiche Begeifterung, die in 
jeder Handlung eines Fürſten eine wundervolle Offenbarung fieht, und der 
Monarchenmord ift im Grund derjelben myſtiſchen Anfchauung über Die 
Allmacht fürftlichen Gottesgnadentums erwachſen. Ovationen und Attentate 
find entgegengejegte Erjcheinungen desjelben Irrglaubens, der von ben 
Mortführern der herrichenden Gejellichaft gefliffentlich genährt wird. Wie 
immer man auch die Motive des beflagenäwerten Verbrechens wählen mag, 
König Humbert ward ein Dpfer jener finfteren Mächte de3 Elends, des 
Aberglaubens, der Unwijjenheit, der Gewaltthätigfeit, die von den führen: 
den Klaſſen unabläffig geihügt und geftärft werden, deren Ausrottung aber 
die weltgeichichtliche Miffion der internationalen Sozialdemokratie ift. 

Das „Deutjche Adelsblatt”: Wir werden aus der Sadgafje, in die 
wir gerieten, auf deren Hintermauer das rote Gejpenft, Revolver und Dold) 
in der jchwieligen Fauft, höhniſch herabgrinft, nicht eher herausfommen, 
ala bis wir vorbehaltlos die Brunnen verfchütten, die fort und fort den 
jubverfiven Tendenzen bie befruchtenden Waſſer zuführen. — Wo liegen 
deren Quellen? Nimmer auf der Thaljohle — wie wir meinen. Don den 
Höhen der Wiſſenſchaft, ja felbit der Kanzel träufelt das die Köpfe ver: 
wirrende Gift der Glaubens: und Autoritätslofigkeit hernieder zu dem die 
breiten Volksmaſſen tragenden Gelände. Könige, Fürſten und Herren 
wurden in ihrem Spiel mit dem feuer der von den Encyklopädiften ins 
augurierten afademifchen Revolution zu Pionieren der bderjelben nad): 
folgenden praktiſchen und ihrer das ganze neunzehnte Jahrhundert durch: 
ziehenden Varianten. 
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3. Auguft. (Bremerhaven.) Der Kaifer verteilt Defora- 
tionen an 15 Arbeiter des Norddeutichen Lloyd und der Hamburg 
Amerifalinie und hält dabei folgende Rede: 


Ihr jeid hier verfammelt worden, um Meinen faiferlichen Dank zu 
empfangen für die Hingabe und Aufopferung, mit der ihr an der Fertig— 
ftellung der Dampfer für Meine Offiziere und Mannfchaften gearbeitet habt. 
Dank eurem raftlojen Bemühen ift die prompte und pünftliche Abjendung 
der Trandporte möglich geworden. Dadurdy habt ihr es einmal ermöglicht, 
daß unſere Truppen möglichit jchnell auf den Kampfplah kommen, zum 
andern habt ihr unjere Leiftungsfähigfeit auf dieſem biäher von uns noch 
nicht betretenen Gebiete vor der ganzen Welt ins befte Licht geſetzt und 
dadurch nach beiden Richtungen hin unferem Baterlande jchäßbare Dienſte 
erwiefen. Die Auszeichnungen, die ich euch dafür verleihe, ſollen Meine 
Anerkennung fein, aber auch zugleich der Ausdrud Meiner Zufriedenheit, 
daß ihr nicht dem jchlechten Beiſpiel der durch die vaterlandalojen Agita: 
toren verführten Arbeiter Hamburgs gefolgt jeid, fondern den Patriotismus 
de3 deutſchen Arbeiters fleckenlos gewahrt und wacker mitgearbeitet habt 
für die Schlagfertigfeit unferer braven Armee. Ehrlos ift der, welcher im 
Moment der Gefahr fein Vaterland im Stich läßt! Erhaltet euch euren 
guten deutſchen Geift, den ihr beiwiejen habt, dann wird euch der Dank des 
deutichen Volkes und Meine Anerkennung nie fehlen! 

Die Rede wird vielfach, auch von bürgerlichen Blättern, fritifiert. 
Nicht nur jozialdemofratiiche Agitation ſondern auc die Haltung der Ham: 
burger Unternehmer habe den Hamburger Streik (vgl. September) veranlaßt. 


6. Auguft. (Bielefeld.) Der Kaifer hält bei der Einweih— 
ung de3 Denkmals des Großen Kurfürjten auf dem Sparenberge 
folgende Rede: 

Meiner treuen Stadt Bielefeld und Meinen treuen Ravensbergern 
habe ich beichlofien, zum Dank für ihre Aufnahme und zur Erinnerung an 
die jahrhundertelangen Bande, die fie mit Meinem Haufe verbinden, und 
an die Treue, die fie demjelben ftet3 erwiejen, da3 Denkmal des Großen 
Kurfürften zu weihen, das hier aufgeftellt worden ift, des Fürften, dem 
dieſe Lande, unjer ganzes Baterland und unfer Haus jo unendlich viel zu 
verdanfen haben, dem jeine Feinde den Namen „de Großen“ gaben, noch 
zu jeinen Lebzeiten. Verſetzen wir uns in die Zeit zurüd, als der Kurfürſt 
in ganz jungen Jahren zur Regierung fam. Was fand er vor? Ber: 
itampfte Saaten, niedergebrannte Dörfer, ein ausgehungertes, herunter: 
gefommenes Volk, verfolgt von allen Seiten, jein Land der Tummelplatz 
für die wilden Scharen, die ſeit 30 Jahren Deutichland mit Krieg über: 
zogen hatten, fürwahr eine Aufgabe jo ungeheuerlich und jo gewaltig, daß 
man e3 ihm hätte verzeihen können, wenn er bei feiner Jugend davor zurüd: 
geichredt wäre. Nun fam er mit feinem feljenfeften Vertrauen auf Gott 
und jeinem eijenjeften Willen: er jchweißte die Stüde feines Landes zu: 
jammen, bob Handel und Wandel, Aderbau und Landwirtichaft in einer 
für damals unglaublich kurzen Zeit, er ſchuf ein neues Heer, das ihm allein 
ergeben war. Mit anderen Worten, er legte die Grundlage für unferen 
Staat und für unjere Armee und war in der Lage, bald auf große Er: 
folge zurücdzubliden. Er vermochte in Europa ausjchlaggebend aufzutreten, 
jo daß von ihm der Dichter fingen konnte, wenn er von einer Seite feines 
Reiches zur anderen eilte, um es zu jchüßen und zu bewahren: „Das war 
ein jchnelles Reiten, vom Rhein bis an den Rhin! Das war ein heißes 
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Streiten am Tag don Fehrbellin!“ Und alle diefe Thaten fchließen fich 
in einer Folge aneinander, hervorjpringend aus feiner Hoffnung, ein großes, 
gewaltiges nordijches Reich zu gründen, welches dereinft dazu dienen jollte, 
das beutjche Vaterland wieder zufammenzuführen. So jchnell bauen ſich 
MWeltreiche nicht auf. Aber den Grund: und Edftein hat er dazu gelegt 
und die gewichtigen er die er dazu gethan, haben für Mich 
eine fefte Bafi3 gejchaffen. Welche hohe Freude war es für ihn, wenn er 
inmitten jeiner Ravensberger auf dieſer von ihm fo geliebten Burg den 
Blick auf das jchöne Land hinausjchweifen lafjen konnte, für deſſen Wohl 
und Wehe er angejtrengt arbeitete und dejjen fortjchreitende Blüte ihn be— 
glüdte. Welche freude war e3 für ihn, hier jeine Dragoner zu jehen, auf 
jeinen Reifen nach dem damald noch jo fern liegenden weftlichen Lande, 
welches er erworben und zu halten und zu jchügen gejchworen hatte. Wie 
anders ift es jebt! Aus dem von ihm begründeten Staate hat ſich das 
Königreich Preußen entwidelt und durch Preußen ift da3 Deutjche Reich 
zujammengeführt und :gejchweißt worden. Der große Kaiſer, de3 großen 
Ahnen großer Nachfolger, hat das ausgeführt, was der andere fich gedadıt. 
Woher iſt es wohl möglich gewejen, daß bei dem furzen Rückblick auf die 
Gejchichte unjeres Landes und Haujes diefe wunderbaren Erfolge unjeres 
Haufes zu verzeichnen find? Nur daher, weil ein jeglicher Hohenzollern: 
fürft fih von Anfang an bewußt ift, daß er nur Statthalter auf Erden 
ift, daß er Rechenjchaft abzulegen hat von feiner Arbeit vor einem höheren 
König und Meifter, daß er ein getreuer Arbeitöführer fein muß im Aller: 
höchſten Auftrag. Daher auch die feljenfefte Neberzeugung von der Miffion, 
die jeden Einzelnen Meiner Borfahren erfüllte Daher die unbeugjame 
Willenskraft, daS durchzuführen, was man fich einmal zum Ziele gejeßt. 
(Bravo!) So möge ed denn aud Mir vergönnt jein, zum Wohl nicht nur 
de3 gejamten Reiches, jondern auch gerade diejes jchönen Ländchens bens 
felben Fußtapfen zu folgen, die diejer große Ahn ung vorgezeichnet hat. 
(Bravo!) Mir it es vielleicht gegönnt, den Zeil jeine® Traumes auszu: 
führen, der durch die jpäteren Kämpfe in unferer Entwidlung zurüdtreten 
mußte, den Weg über die See! Was damals der Große KHurfürft nur ans 
gebeutet und begonnen hat, das vermögen wir jet im großen aufzunehmen, 
weil wir ein geeintes großes deutſches Baterland haben. (Laute Bravo!) 
Wir haben e3 jüngft erlebt; die deutichen Heere unter dem Schuß der 
deutjchen Fahnen ziehen hinaus, beftehend aus Gliedern und Söhnen un 
jeres Baterlandes aus allen Gauen, von dem Schaum des Beltes bis zum 
Wasgau, gemeinfam für die jchwarz:weiß:rote Fahne zu fämpfen und die 
Größe und den Ruhm unſeres Vaterlandes im Auslande zu befiegeln und 
zu zeigen, daß der Arm des Deutjchen Kaijerd auch bis im die entferntejten 
Zeile der Welt reicht. (Bravo!) Alles dies wäre unmöglich gewejen ohne 
den Großen Kurfürjten und jein Werk, und deswegen hoffe ich, daß auch 
ein jeder Meiner Unterthanen von demjelben Geifte befeelt ift und in dem: 
elben Sinne an jeiner Aufgabe fortarbeiten wird, Mir zu helfen. Einem 
jeden ift jeine Aufgabe und jein Ziel gejeßt, und wenn jeder e3 jo auf: 
faßt wie der Große Hurfürft und wie alle aus Meinem Haufe, in der 
Meberzeugung, daß er verantwortlich ijt und dereinjt oben Rechnung ab: 
legen muß von dem, was er gethan hat, dann bin ch feſt davon über: 
zeugt, daß unjerm deutjchen Baterland noch große Zeiten bevorftehen. 
(Anhaltendes Bravo!) Dann werde Jh unbefümmert um die dunklen 
Wolfen, die über und dahinziehen, wie einft Eberhard der Greiner, von 
Meinen Ravensbergern jagen, daß Ich unbefümmert einem jeden von ihnen 
Mein Haupt in feinen Schoß legen kann. (Lang anhaltendes, jtürmijches 
Bravo und Hocrufe!) 
Europäiſcher Geſchichtskalender. Bd. XLI. 8 
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Auguft. In ganz Deutfchland fteigen die Kohlenpreije. 
Es wird von vielen Geiten, u. a. von den ſächſiſchen Handels- und 
Gewerbefammern, zur Abhilfe Anderung der Kohlentarife vor— 
gejchlagen. Auch die Regierungen von Preußen, Bayern und 
Sadjen bejchäftigen fich mit der Frage und erleichtern Anfang 
September den Bezug ausländijcher Kohlen durch Verbilligung der 
Fracht. (Vgl. unten Reichstag.) 

7. Auguft. (Charlottenburg.) Reichstagsabgeordneter 
Wilhelm Liebinecht, Chefredakteur des „Vorwärts“, 74 Jahre 
alt, 7. 

9. Auguft. (Sachſen.) Der Krieggminifter erläßt eine Be— 
fanntmachung zur Unterdrüdung revolutionärer und jozialdemo- 
fratifcher Beftrebungen in der Armee. 


Mitte Auguft. Der „Berliner Lofal-Anzeiger” veröffentlicht 
folgende Rede, die der Kaiſer laut Bericht eines Ohrenzeugen an 
die Offiziere eine nach China abgehenden Kriegsjchiffes gehalten 
haben joll: 


Sie gehen ernften Sachen entgegen. Ganz gegen Meine Abficht 
haben ſich die Verhältniffe in China bis aufs äußerte zugefpißt. Ich be: 
abfichtigte vor vier Jahren der Welt durch Meine Zeichnung: „Bölfer 
Europas, wahrt eure heiligften Güter!“, da ſich die Worte zu leicht ver: 
wijchen, einen Fingerzeig zu geben, aber Meine Warnungen blieben un: 
beachtet. Die Verhältnifje, jo wie fie liegen, haben ihren Grund in ber 
gänzlichen — — des Gegners. Hätten die Geſandten die Gärung 
im Volke geahnt und beſſer zu ſchätzen gewußt, ſo würden ſie ſich bei den 
Truppen ihrer Regierungen in Sicherheit gebracht haben. So haben wir 
dieſe Schmach erleiden müſſen. Ruhen Sie nicht eher, als bis der Gegner, 
zu Boden geſchmettert, auf den Knien um Gnade fleht. Damit Sie, Meine 
Herren, wenn Sie von anderen fremdherrlichen Offizieren gefragt werden, 
Beſcheid wiſſen, will Ich Ihnen gleich Meine politiſchen Abſichten ſagen, 
nämlich: Unterdrückung des Aufſtandes, exemplariſche Beſtrafung der Auf— 
rührer, Wiederherſtellung des status quo ante, Einſetzung einer ſtarken 
Regierung, die uns die nötigen ſchriftlichen Garantien dafür bieten kann, 
daß ſolche Zuſtände nicht wieder eintreten. Wer das ſein wird, weiß Ich 
noch nicht; es heißt ja auch, die Kaiſerin ſei ſchon geflohen. Außerdem 
ſcheint neben dem Chineſenaufſtand auch ein Mandſchuaufſtand ausgebrochen 
zu ſein. Einer Aufteilung des weiten chineſiſchen Reiches werde Ich Mich 
auf das entſchiedenſte widerſetzen; daran iſt nach Meiner Meinung vorläufig 
ganz und gar nicht zu denken, denn das würde noch zu vielen anderſeitigen 
Verwickelungen Anlaß geben. Der Chineſe iſt nun einmal an eine zentrale 
Regierung gewöhnt. So iſt es unter dem bisherigen Kaiſerreich uns und 
unſerem Handel am günſtigſten. Was nun Ihren Feldzug anbelangt, ſo 
hüten Sie ſich vor allem vor Unterſchätzung des Gegners. Der Chineſe iſt, 
wie Mir Hauptmann Mauve gejagt, ein braver Soldat, der auch am 
Schießen Freude hat und in der Hand tüchtiger Führer ein nicht zu unters 
Ichäßender Gegner, mit den mobdernften Waffen ausgerüftet und gut von 
europäifchen Inftruftoren ausgebildet. Herr Major! Sie werden bie 
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Herren eingehend über das Weſen, über die Taktik und Fechtart der Chi: 
nejen injtruteren. Bilden Sie fich ftet3 ein, einen gleichwertigen europäijchen 
Gegner vor fih zu haben. Aber vergeffen Sie aud) feine Hinterlift nicht. 
Behandeln Sie ihn gut, denn er ift um die finger zu wideln; aber er hat 
ein biel zu ausgeprägtes Gerechtigkeitägefühl, um jcheinbar ungerechte Schläge 
und fchlechte Behandlung zu ertragen. Vor allem warne ch vor Zerſplit— 
terung der Kräfte; dem Admiral Seymour würde e3 nicht jo ergangen fein, 
wenn er nicht mit 2000 Mann gegen eine Millionenftadt vorgegangen und 
außerdem befjer unterrichtet geiwejen wäre, was um jo bedauerlicher ift, als 
Seymour jchon ala Seefabdett bei der Einnahme der Takuforts mitgefämpft 
hat und die Erfahrungen, die er dor 40 Jahren gemacht hat, auf feine 
jeige Lage hätte übertragen müſſen. Eins möchte Ich Ihnen noch ans 
Herz legen, Meine Herren. Wir fönnen darin von den Engländern lernen, 
die hierin ſehr praftiich find und gerade in ben lebten Monaten viele 
Truppentransporte gehabt haben. Machen Sie mit Ihren Leuten recht 
viele Laufſpiele, damit fie nicht mit erjchlafftem Körper nach dem guten 
Efien und der geringen Bewegung plöglicd in die großen Anitrengungen 
hineinfommen. Im Verkehr mit Offizieren anderer Nationen fallen jelbft- 
verſtändlich alle politifchen Gefühle weg. Ob Engländer oder Rufe, Fran: 
zoje oder Japaner, wir fämpfen alle gegen denjelben Feind zur Aufrecht- 
erhaltung der Zivilifation; wir befonders für unſere Religion. Machen 
Sie dem beutjchen Namen, ber Flagge und Mir Ehre. Und nun, Meine 
Herren, glüdliche Reije! 


17. Auguft. Friedensgeſuch Chinas abgelehnt. 

Die deutjche Regierung antwortet auf ein Geſuch Li-Hung-Tſchangs 
um Friedensverhandlungen durch die Berliner chinefiiche Gejandtichaft, daß 
von Verhandlungen irgendwelcher Art nicht eher die Rede fein könne, als 
bi3 die Perjonen der fremden Gejandtichaften, jowie die jonitigen Fremden 
Pekings fich unter dem Schuße der SKontingente der Mächte befinden. 

Mitte Auguft. Viele Blätter, vor allem die der Linken und 
des Zentrums, fordern Einberufung des Reichstags, um über die 
aus der chinefifchen Erpedition entjtehenden Koſten zu beraten. 
Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” erklärt, e& jei fein Grund 
zur Unterbrechung der parlamentarifchen Pauſe vorhanden. — Die 
Diskuſſion wird noch lange fortgejeßt. 

Auguft. In der Preffe wird die Frage erörtert, ob die 
Miſſionen an den chinefifchen Unruhen Schuld tragen. Die Frage 
wird namentlich bejaht von dem früheren Gejandten in Peking, 
M. vd. Brandt; die theologifche Prefje, namentlich die „Chriftliche 
Melt“, widerjpricht lebhaft. 

22. Auguft. (Preußen) Der Finanzminifter ordnet in 
einem Erlaß an die Regierungen Bejchleunigung der Arbeiten bei 
GSteuerreflamationen an. 

Auguft. Die Ernennung des Grafen Walderjee zum Ober: 
fommandierenden in China. Anfprache des Kaijerd. Walderjees 
Abreife und die Öffentliche Meinung. 

8* 
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Am 6. Auguft fragt ber Kaiſer beim Grafen Walberjee an, ob er 
geneigt jei, den Oberbejehl über alle Truppen zu übernehmen. Auf die 
Ginmwilligung Walderjeed wird er den übrigen Mächten ala Oberfommandeur 
in Vorjchlag gebracht, und nachdem dieje zugeftimmt haben, ernannt. 
leber feine Kompetenzen wird mitgeteilt, daß ed darauf anfomme, den 
Dberbefehl einheitlich zu geftalten, fomweit über die Verwendung der Streit- 
fräfte der Mächte in Tſchili nach einem einheitlichen Plane zu befinden jei. 

Am 18. Auguft verabſchiedet fich der Feldmarſchall beim Kaiſer in 
MWilhelmshöhe, der an Walderjee und feinen Stab folgende Anſprache hält: 

Ih begrüke Sie in dem Moment Ihrer Abfahrt aus dem Vater: 
lande und gratuliere Ihnen dazu, dab Sie auderwählt worden find, 
als Stab unter Führung und Leitung unſeres bewährten Feldmarſchalls 
Grafen Walderjee die Kampagne in China mitmachen zu fönnen. Sieber 
MWalderfee. Ich ſpreche Ihnen Meinen Glückwunſch aus, daß Ich Sie 
nochmals als führer der vereinigten Truppen der zivilifierten Welt be— 
grüßen darf. Bon hoher Vedeutung ift es, daß Ihre Ernennung zum Aus: 
gangspunft hat die Anregung und den Wunjch Seiner Majeftät des Kaiſers 
aller Reußen, de3 mächtigen Herrſchers, der weit bi3 in die afiatifchen Lande 
hinein jeine Macht fühlen läßt. Es zeigt fich wiederum, wie eng verbunden 
die alten Waffentraditionen der beiden Kaiſerreiche find, und Ich begrüße 
e3 mit Freuden, dab auf die Anregung Seiner Majeftät hin die gejamte 
gefittete Welt ohne Unterſchied, aus freiem Antrieb, Eure Excellenz nun— 
mehr mit dem Kommando über ihre Truppen betraut. Wir fünnen als 
preußiiche Offiziere dankbar und mit Stolz erfüllt fein, ob der Aufgabe, 
die Ihnen zugefallen iſt. Es wird darin eine einheitliche Anerkennung für 
unjer ganzes militärifches Leben und Wirken ausgejprochen, ſowie für das 
militärifche EC yftem und für die Ausbildung und Führerſchaft unjerer 
Generale und Offiziere. Zum Zeichen Ihrer Würde überreiche Ich Ahnen 
den Feldmarſchall-Stab, indem Ich hoffe, daß Sie ihn führen werben mit 
der altgewohnten Frifche, mit der Sicherheit, die Sie immer’entwidelt haben 
in wichtigen Augenbliden und vor allen Dingen mit der Unterftügung der 
Vorſehung, ohne deren Hilfe jelbjt der beſte Soldat nichts zu leiften im 
ftande ift. Ich Schließe mit dem Wunfche, daß e3 Eurer Excellenz bejchieden 
jein möge, die Aufgabe, welcher Art fie auch jein möge, ob langwährig, 
ob jchnell, ob blutig oder nicht, jo zu leiften, wie Sie e3 wünfchen werden 
und wie wir alle e3 wünjchen, die wir Ihnen unjere Truppen anvertraut 
haben. Im Intereſſe unjere® Volkes wünſche Ich, daß unfere gemeine 
Expedition eine feite Bürgjchaft gegenfeitigen Friedens für die europäiſchen 
Mächte werden möge, wie dies Seine Majeftät der Kaiſer von Rußland 
im vorigen Jahre auf anderem Gebiete verurfacht hat. Was uns im 
Frieden nicht hat bejchieden fein können, das ift vielleicht nunmehr mit den 
Waffen in der Hand zu erreichen. 

Graf Walderjee antwortet: 

Eurer Majeftät Iege ich meinen innigften Dank zu Füßen für die 
überaus gnädigen und mich ebenfo ehrenden wie tief bewegenden Worte, 
Die Reihe von Jahren, die ich die Ehre habe, unter Eurer Majeftät Befehl 
zu ftehen, find gleichbedeutend mit einer Kette von Ehrungen und von Aus: 
zeichnungen und Beweiſen de3 Allerhöchſten VBertrauend. Eure Majeftät 
haben mid) zu dem höchſten Rang der militärifchen Hierarchie auffteigen 
laſſen. Es ift mir nur eins verjagt geblieben, das ift, daß ich meinen 
Dank in Thaten umjeßte. Daß nunmehr Eure Majeftät mir die Gelegen- 
heit gegeben haben, dies zu thun, beglüdt mi in hohem Maß. Cure 
Majeftät haben diejen wichtigen Moment benußt, mir auch das äußere 
Zeichen meines Ranges zu verleihen und dadurch die Bedeutung in hohem 
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Maß gefteigert. ch bitte Eure Majeftät, die DVerficherung gnäbigft anzu— 
nehmen, daß, folange der Arm die Kraft behalten wird, biefen Stab zu 
halten, ein Befehl zum Rüdzug über meine Lippen nicht fommen wird. 
Ich bitte Eure Majeftät zu glauben, und ich darf das im Namen de3 aus— 
gezeichneten Stabed, den Eure Majeftät mir gegeben haben, auöjprechen, 
daß alle Herren mit mir einmütig find, unſer Lebtes daranzufegen, Eurer 
Majeftät treu zu dienen und den lebten Blut3tropfen einzujegen für Eurer 
Majeftät und Deutjchlands Ehre. 

Walderſee reift über München nad) Genua, um fi einzufchiffen. 
Er wird auf der Reife mit großem Pomp gefeiert, was zu vielfacher Kritik 
und zu Vergleichen mit der anfpruchalojen Größe Moltkes Anlaß gibt. — 
Diele Blätter, namentlich die „reifinnige Zeitung”, tadeln die Ernennung, 
weil fie Deutjchland unnüß engagiere. 


25. Auguft. (Erfurt) Der Kaifer nimmt teil an ber Ent- 
hüllung eines Kaiſer Wilhelm-Dentmal® und erwidert auf die 
Ansprache des Oberbürgermeiſters: 


Ihrer Einladung zu entiprechen, habe Jh Mich gern entjchloffen, 
in Erinnerung an Meinen hochjeligen Herrn Großvater. Ich war Zeuge 
feiner legten Anwejenheit in Erfurt und werde nicht vergejjen den Jubel 
ber hiefigen Bevölferung und den Ausdrud der hohen freude der Bürger: 
ſchaft darüber, daß die landesväterlichen milden Augen des hochjeligen Herrn 
über der Stadt leuchteten. Geit der Zeit hat, wie Ich Mich perfönlich 
überzeugen fonnte, die Stadt einen gewaltigen Aufſchwung genommen. Sie 
wird wohl die größte und mahßgebendfte Stadt Thüringens werden dank 
ber Opferfreudigfeit der Bürgerjchaft und dank der Hilfe Meines Groß: 
daterd. Indem Sch dieſen deutjchen Wein an Meine Lippen jeße, verbinde 
Ich damit den innigften Wunſch, dab Erfurt immer grünen, blühen und 
fi) weiter entwideln möge, in der Hoffnung, daß e3 Mir immer vergönnt 
fei, ihr für die Entwidlung des großen ftädtifchen Gemeinweſens den nötigen 
—53— zu erhalten. Dazu verhelfe uns Gott! Auf das Wohl der Stadt 
Erfurt! 

25. Auguſt. Weimar.) Der Philoſoph Friedrich Nietzſche, 
faft 56 Jahre alt, }. (Bgl. über ihn „Preußifche Jahrbücher” 
Bd. 92, 93, 102. Ferner Ziegler, Fr. Niebjche, Berlin 1899.) 

3. Auguft. Depejchenwechjel zwijchen dem Kaiſer und dem 
Bräfidenten der Vereinigten Staaten. 

Anläßlich der Fertigftellung des deutjch-amerifanifchen Kabels richtet 
ber Kaiſer an den Präfidenten Mac Kinley folgendes Telegramm: 

Bei der heutigen Eröffnung des neuen Kabel, da3 das Deutfche 
Reich mit den Vereinigten Staaten von Amerika in die engfte telegraphiiche 
Verbindung bringt, freut es Mich, Ew Ercellenz Meine Befriedigung über 
bie Vollendung dieſes bedeutjamen Friedenswerkes auszufprechen. Ich weiß 
Mich mit Em. Excellenz ein3 in dem Wunſch und in der Hoffnung, daß 
die KHabelverbindung die allgemeine Wohlfahrt fördern und zur Erhaltung 
und Feitigung freundlicher Beziehungen zwijchen beiden Ländern beitragen 
werde. Wilhelm, IR. 

Präfident Mac Kinley erwidert: Majeftät Kaijer und König Wil: 
helm II. in Berlin! Ich empfange mit großer Genugthuung das Glüd: 
wunfchtelegramm Ew. Majeftät anläßlich der Eröffnung des Kabels, welches 
da3 Net engeren Verkehrs zwijchen dieſem Lande und dem Deutjchen Reich 
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verbollftändigt. In diefem Zeitalter des Fortſchritts fördert jedes Band, 
das die Nationen in ihren fommerziellen Beziehungen und freundichaftlichen 
Intereſſen einander näher bringt, ihre allgemeine Wohlfahrt, ftärkt, ich 
kann es nicht verhehlen, ihr herzliches Verhältnis und bejchleunigt ihren 
wechjeljeitigen VBormarjch auf dem Friedenspfade. 


31. August. Die „Kölnifche Zeitung” ſchreibt offizids über 
den ruffiichen Vorjchlag zur Räumung Pekings: 


Die Wafhingtoner Meldung über eine ruſſiſche Note, welche die 
Räumung von Peking durch die Truppen der Mächte anrät und die nach 
amerikaniſchen Berichten auf die Billigung der dortigen Regierung rechnen 
fann, darf, joweit der Inhalt der ruffiichen Note in Betracht kommt, ala 
zuverläjfig betrachtet werden. Thatſächlich hat Rußland allen Mächten, 
die an der chinefiichen Expedition beteiligt find, den Vorſchlag unterbreitet, 
Peking zu räumen und die internationalen Truppen und unter ihrem Schutz 
die Gejandten, die Angehörigen der fremden Staaten und die chinefijchen 
noch überlebenden Chriften nach Tientfin zurüdzuführen. Die ruffiiche Re: 
gierung geht bei diefem Vorſchlag von der Anficht aus, daß ein Friedens: 
ſchluß wmejentlich erleichtert werden wird, wenn die chinefiiche Regierung, 
mit der man zu verhandeln hat, ihren Sit in Peking hat. Da nun bie 
Regierung geflohen und feine Ausſicht auf ihre Wiederkehr vorhanden jei, 
folange die internationalen Truppen Peking bejegt hielten, jo ſei es das 
befte, Peking zu räumen und dadurch die Mitglieder der chinefifchen Regie: 
rung zu beranlafien, in die alte Hauptftadt zurüdzufehren, two dann die 
Verhandlungen beginnen könnten. 

Allerdings wäre e3 ja in der That jehr wünſchenswert, daß bie 
Mächte in Peking eine Regierung vorgefunden hätten, die ftarf genug und 
gewillt zu verftändigen Verhandlungen gemwejen wäre; die Verhandlungen 
wären erleichtert worden, wenn man fie in Peking und nicht in einem tief 
im Innern des Landes gelegenen Orte zu führen hätte; furz, der Uebel— 
ſtand, ber in ber Entfernung der chinefiichen Regierung von Peking Liegt, 
ift nicht zu verfennen. Der Vorſchlag des ruffiichen Minifter des Aus: 
wärtigen geht auf ein allen ficherlich willkommenes Ziel hin, die Beſchleu— 
nigung der fyriedensverhandlungen, aber e3 wird bei aller Beachtung, die 
man ruſſiſchen Vorjchlägen naturgemäß entgegenbringt, ſehr ernft zu prüfen 
fein, ob die Ausführung des ruſſiſchen Planes auch geeignet ift, feinen 
Zweck, einen jchnellen Friedensſchluß herbeizuführen, zu fördern. Yu dem 
Ende wird man fi vor allem fragen müſſen, welchen Eindrud die Räu— 
mung Pekings auf die chinefiiche Bevölkerung hervorbringen würde. Wir 
Europäer könnten una jagen, daß wir im Gefühle unferer Kraft zurück— 
weichen, um, nachdem wir den erften Zweck unferer Expedition, die Befrei: 
ung der Gejandten und unjerer Unterthanen, erreicht haben, dem Gegner 
eine goldene Brüde zu bauen. Es ift aber jehr fraglich, ob fich auch die 
Chineſen zu diefer Objektivität der Anjchauung werden auffchwingen können 
und ob nicht vielmehr die Wahrjcheinlichkeit dafür jpricht, daß fie die 
Räumung Pekings ala eine Schwäche oder gar eine Niederlage der ver: 
bünbdeten Truppen anjehen werden. Die Chinejen find bekanntlich Meifter 
in der Entjtellung der klarſten Dinge, und es jei nur daran erinnert, daß 
man nad dem japanijchen Krieg in den entlegenen Provinzen des Reichs 
den Glauben zu erweden verjtand, daß nicht ein Einfall fiegreicher Feinde 
ftattgefunden habe, fondern daß ein Haufe elender und jämmerlicher, dem 
Verhungern naher Bettler nah China gefommen jei, denen die Großmut 
des chinefiichen KHaijerd durch Gewährung von Almojen, das heißt zu deutich 
Kriegsentſchädigung, die Mittel gegeben habe, um unter ehrfurchtsvollem 
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Dank wieder in ihr Land zurüczufehren. E3 liegt nahe, daß die Chinefen 
jet die Räumung Pelings auch als einen chinefiichen Sieg deuten werben, 
doc könnte man über einen jolchen Verſuch, felbft wenn er bei ber chine: 
fiihen Bevölkerung gelingen jollte, ruhig hinwegſehen, wenn er nichts 
andere3 zur folge hätte, als eine Befriedigung der chinefiichen Eitelkeit. 
Nun bleibt aber wohl zu erwägen, ob eine Ausführung des rujfiichen Vor: 
ſchlags nicht auch ſehr ernfte und bösartige Folgen nach fich ziehen kann. 
Nach dem Urteil aller chinefiichen Sachverftändigen dachte vor drei Monaten 
niemand an einen ernften Widerftand der chinefiichen Truppen, ala aber 
durch die Zurüdwerfung der Erpedition Seymours ein erfter Erfolg zu ver: 
zeichnen war, loderte der chinefische Fanatismus hoch auf und das mili- 
tärifche Gefühl der Chinefen wurde in dem Grade geftärkt, daß fie in 
Zientfin einen Widerftand leifteten, der unſeren Truppen wahrlich genug 
zu fchaffen machte. Es ift daher zu bejorgen, daß bei einer Räumung bon 
Peking diefe Erjcheinung fich wiederholen und daß die außeinandergefprengten 
chinefiichen Scharen fich wieder vereinigen werden, um unter einem, wenn 
auch ganz faljchen und unberechtigten Siegesbewußtſein fich zu neuem 
Miderftande aufzuraffen. Dieje neue Erplofion des chinefiichen Fanatismus 
dürfte ſich aber nicht allein auf die Provinz Tſchili erftreden, ſondern es 
ift zu erwägen, daß auch die entjernteren Provinzen im Süden von ihr 
ergriffen werben fönnten. Die Lage ift durchaus nicht fo, daß man ben 
Zuftand der Sübprovinzen ala einigermaßen befriedigend anjehen könnte, 
und e3 ift faum nötig, daran zu erinnern, daß die Verhältnifje in Schanghai 
und im Yangtje:Thale zu fo erniten Befürchtungen Anlaß geben, baf bie 
Flotten aller Mächte dort in erheblicher Stärke zujammengezogen werben 
mußten und daß von einem Tage zum anderen fich die Entjendung euro: 
päijcher Zandtruppen nad) Schanghai ala nötig herausftellen fann. Fällt 
nun in bie Erregung, die dort herrjcht, auch noch die Nachricht, daß Peking 
von den Verbündeten geräumt jei, jo fönnte dieſe Nachricht der Sturmivind 
jein, der das noch unter der Oberfläche brennende Feuer zu heftiger Flamme 
anfacht. Nicht nur in Schanghai und den anderen Hafenftädten fien aber 
Europäer, fondern aud in Städten des Innern von China, und es ift nur 
zu wahrjcheinlih, da die Chineſen, die nur unter dem Eindrud der Er: 
oberung von Peking niedergehalten wurden, jetzt angefichtd3 der Räumung 
ber faum eingenommenen Stadt über die Europäer herfallen und unter 
ihnen ein furchtbares Blutbad anrichten würden. Der Friedensſchluß, den 
man herbeiführen will, würde dadurch erft recht erſchwert werden und ftatt 
be3 in feinen Hauptzügen in Petjchili beendeten Kriegszuges würden wir 
e3 mit einem neuen großen Kriege zu thun haben, der fich über ganz China 
erſtreckte. Es ift aber auch noch ein anderer Umftand zu bedenken: Bei 
dem Mißtrauen ber Chinefen, das in dem Bemwußtjein ihrer eigenen Ver— 
logenheit eine gewiffe innere Berechtigung hat, ift es auch möglich, daß bie 
Regierung jelbit nach der Räumung von Peking fich nicht entichließen wird, 
dahin zurüczufehren, weil fie die Räumung als eine ihr geftellte Falle be- 
traten würde. Unter ſolchen Umftänden aber würden die Mächte auf alle 
und durch bie Eroberung von Peking gebrachten Vorteile verzichten, ohne 
bie Vorteile zu erlangen, die durch den rujfiichen Vorfchlag angeftrebt werben. 
Alle beteiligten Mächte werden gewiß dieje ernften Erwägungen anftellen, 
und e3 wird darauf anfommen, einen Ausweg zu finden, der zu gleicher 
Zeit ben wohlverftandenen allgemeinen Intereſſen entipricht und die Gefahr 
abwendet, daß ein jo bedeutender Faktor wie Rußland fich von dem ge: 
meinjamen Werk abwendet. 

Die neue Lage, die durch ben ruffiichen Vorſchlag geichaffen ift, 
würde dadurch weſentlich gebejjert und erleichtert werden, wenn Rußland 
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einem Toriklon bie Anilrzuna geben würde bak es mur feine eigenen 
Irupyen ons Leting erütgeben will, derim cher feine Bedenken erblidt, 
wern bie Truppen der ordern Mitte im Tetieg bleiben. Und in ber 
That Iheint es deb bie muiride Reoierma. wenn fe and ihre eigenen 
Treppen nicht im Peting leñen will, doch nichts degegen einzuwenden haben 
würde, wenn ordere Mätte ibre Truppen dert belaftem. Die großen Auf: 
gaben, bie Aufland in ber Mandichnrei zu löien bet, machen es erflärlidh, 
bob es Ichr grobe Truspenmahem bort gebraucht. und da beren Nachſchiebung 
vom Mutterlande ber viel Zeit erfordert, io würde es biriem llebelftande 
burd; Bermerdbung ber Truppen obbeiten können, die jeht in und um Peling 
fleben. Tie Truppen der anderen Mächte in Veking find aber ftarf genug, 
um nicht nur Teling zu balten, iondern auh um von Peking aus einen 
fo ftarfen weitreichenden Einfluß auszuüben, daB bie chineftiche Regierung, 
wie weit fe auch geflüchtet iei, fich ihm nicht wird entziehen fünnen. Wenn 
wir bie Lage richtig beurteilen, jo bandelt es ſich keineswegs um eine Wer: 
ſchiebenheit ber ongefirebten Ziele unter den Mächten, ſondern nur um eine 
Abweihung über bie zur Grreihung der Ziele einzuichlagenden Mittel. 
Bei dem guten Willen, den man bei den Mächten und zumal auch bei 
Aubland voransieken fann, ift daher zu hoffen, da& eine Einigung möglich 
fein wird, namentlih wenn Rubland, jeine militäriiche Aktion auf die 
Mandſchurei beichränfend, feine Bedenfen dagegen hegt, dab die anderen 
Mächte ihre militäriiche Thätigkeit in Petichilt fortießen, die ja feinen 
anderen Zwed hat, als die möglichft rafche und unter Berüdfihtigung aller 
europäiichen Intereſſen herbeizuführende Wiederherftellung der Ordnung in 
China, und zu biejer Hoffnung ift, wie gejagt, aller Grund vorhanden. 


1. September. Zwiſchen Deutichland und der Schweiz tritt 
ein neuer Poftvertrag in Kraft. Die Briefe dürfen danach 20 an— 


ftatt, wie nach den Borfchriften des MWeltpoftvereing, 15 Gramm 
ſchwer fein. 

4. September. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Gntjchädigung für die Beichlagnahme deutjcher Schiffe 
buch England (vgl. ©. 12): 


Nachdem die engliiche Regierung die Verpflichtung zum Erſatz des 
durch die Beichlagnahme beuticher Schiffe jeinerzeit angerichteten Schadens 
grundjäglid; anerfannt hatte, trat in London eine aus deutichen und eng: 
liſchen Mitgliedern gebildete Epezialftommiffion zur Prüfung der daraufhin 
von ben beutjchen Sntereffenten erhobenen Anfprüche, wie zur Feſtſtellung 
ber für bie einzelnen Fälle zu gewährenden Entjichädigung zujammen. 
Deutihe Mitglieder der Kommiffion waren: Eduard Wörmann von der 
Dftafrifa:Linie, Rechtsanwalt Dr. A. Lievefing, Hamburg; engliihe Mit: 
glieder: Sir Walter Merton vom Board of Trade, Smith, Regiftrar of 
the Admiralty, und Henderjfon aus Glasgow, Chairman der Anchor-Linie. 
Die Kommiffion fchloß vor kurzem ihre umfangreichen Arbeiten ab und 
fepte nach Anerkennung der ihrer Begutachtung unterbreiteten Forderungen 
den Betrag ber zu beanfpruchenden Entichädigungen feit. Dieje von der 
Kommiffion einftimmig gefaßten Beichlüffe haben die deutſche und die eng— 
Lifche Regierung angenommen. Bon ber Kommiſſion werden zugefprocden: 
erftend der beutichen Oſtafrika-Linie als Schadenerjag für die Anhaltung 
der Neichapoftdampfer „Bundesrath”, „General“ und „Herzog“ der Betrag 
von 20000 Pfund nebft einem Zufaßbetrag von 5000 Pfd. St. für die 
Schabloshalung von Landungsinterefjenten. Zweitens für die Aufbringung 
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ber beutichen Bart „Hand Wagner” ein Betrag von indgefamt 4437 Pfd. Et. 
und drittens für die Feſthaltung der deutjchen Bark „Marie“ ein Betrag 
von 126 Pb. St. 


7. September. (Stettin) Aus Anlaß der Manöver be— 
jucht der Kaiſer Stettin und erwidert auf die Begrüßung des Ober- 
bürgermeifterg: 


Mein lieber Herr Oberbürgermeifter! Ich danke Ihnen in Meinem 
und in der Saiferin Namen herzlich für die freundliche Begrüßung und 
ben Empfang, den ch, wie immer, hier fand. E3 ift ja nicht das erfte 
Mal, da Wir Stettin bejuchen, bei jeder Wiederkehr fteigerte fi) Meine 
freude über den herzlichen Empfang. Weiß Ich doch, daß Stettin die 
Wege, die Ich wandle, als die richtigen erfannte. Sie haben, Herr Ober: 
bürgermeifter, unferer Brüder gedacht, bie für unfere Intereſſen nach dem 
fernen Often gegangen find. Ich habe die fefte Heberzeugung, daß e3 ihnen 
gelingen wird, dort fefte und geordnete Verhältniffe zu fchaffen, unter denen 
der beutjche Kaufmann, der dort lebt und wirft, ein für allemal vor Un: 
heil bewahrt bleiben und ohne Störung und Gefahr Handel treiben kann. 
Ich habe gar feine Beforgnifje für die Zukunft, denn mit uns ift Gott, 
der wird uns burchhelfen. 

Bei einem Yeltmahle, das die Provinz Pommern gibt, erwibert er 
auf die Anjprache des Borfikenden des Provinziallandtagd: Ich ſpreche 
Ahnen Meinen innigften Dank aus, ebenjo den Ihrer Majeftät der Haiferin 
für die warmen, jchönen Worte, welche Sie namens der Provinz Pommern 
foeben an Und gerichtet haben. Ich bin Zeuge geweſen vieler Empfänge, 
die Meinem feligen Großvater hier in Stettin bereitet wurden. Wohl ent: 
finne Ich Mich noch des Abende, wo Ihr von Meinem hochjeligen Groß: 
vater jo gern gejehener Vater von ihm angeredet wurde. Auf Schritt und 
Tritt entitehen vor Meinem geiftigen Auge in Stettin Bilder der Vergangen— 
heit, die Mich mit Freude und Dankbarkeit erfüllen. Ich hege die feſte 
unveränderliche Zuverficht, da die Provinz Pommern nad) wie vor in 
Treue an unfer Haus durchhalten wird, verbinde aber auch damit den 
Wunſch, daß der Provinz in ihrem VBorwärtäfchreiten, insbeſondere auf dem 
Gebiete der Landbwirtichaft, der Segen nicht fehlen möge. Gerade auf 
diefem Gebiete ift die Provinz mit ihren Beftrebungen und Einrichtungen 
muftergültig geworden. Mit den beſten Wünjchen für das Mohlergehen 
ber Provinz erhebe ich Mein Glas und trinfe auf das Wohl der Provinz 
Pommern. Hurra, hurra, hurra! 


9. September. (Magdeburg) Auf dem Parteitage der 
deutfch-fozialen Reformpartei wird ein Vertrauensvotum an den 
Fraktionsvorſtand abgelehnt. Infolgedeſſen tritt Abg. Liebermann 
v. Sonnenberg mit einigen Anhängern aus der Fraktion aus. 

Mitte September. Der Reichafanzler begibt von den etat3- 
mäßig bewilligten Krediten 80 Millionen in den Vereinigten 
Staaten. — Die Anleihe im Ausland wird von Blättern aller 
Richtung Fritifiert. 

17. September. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” ver— 
Öffentlicht folgenden Depefchenwechjel zwifchen dem Kaifer und dem 
Präfidenten Mac Kinley anläßlich der Wirbeljtürme in Texas: 
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Der Kaiſer telegraphiert in engliicher Sprache: 

Ich möchte Eurer Excellenz den Ausdrud Meiner tief empfundenen 
Teilnahme an dem Unglüd übermitteln, dad über die blühende Stadt und 
den Hafen Galvefton und über manche andere Teile von Texas herein: 
gebrochen ift, und trauere mit Ihnen und dem Volk der Vereinigten Staaten 
über den großen Berluft an Leben und Eigentum, ben der Orfan ver: 
urſachte. Ebenbürtig aber der Größe des Unheil ift der unbezwingbare 
Geift der Bürger ber neuen Welt, die fich in ihrem langen Ringen gegen 
feindliche Naturgewalten fiegreich bewährten. Ich hege die aufrichtige Hoff: 
nung, dab Galvefton zu neuem Wohlſtande erblüht. 

Mac Kinley antwortet in deutjcher Sprade: 

Die don Eurer Majeftät der Regierung und bem Volk ber Ber: 
einigten Staaten überjandte Botjchaft der Teilnahme und Mitleid3bezeigung 
ift höchft mwohlthuend und angenehm. Im Namen des Volkes und der 
Regierung ſowohl, als der Taufende, die durch dad Unglück von Galvefton 
unerjeglichen Verluſt und Schaden erlitten haben, ftatte ich Eurer Majeftät 
meinen verbindlichiten Dank ab. 


17.121. September. (Mainz.) Parteitag der Sozialdemo- 
fratie. Finanzen; Majeftätzbeleidigung; Verkehr und Handel; 
Beteiligung bei Landtagswahlen; Weltpolitik. 


Zum Borfienden wird Reichdtagsabg. Singer gewählt unb er: 
öffnet die Sikung mit einem Nachruf auf Liebknecht. Abg. Gerijch be- 
tont, daß ſeit langer Zeit wieder einmal die laufenden Ausgaben nicht 
durch die Einnahmen gededt werden fünnten, weil viele Wahlfreije nichts 
an bie Zentralfafje ablieferten. — Es wird dann bejchlofjen, einen Antrag 
auf Aufhebung des Majeftätsbeleidigungsparagraphen im Reichätage ein: 
zubringen. — In einem Referat über Verkehrs: und Handelspolitik betont 
Galwer, bie Sozialdemofratie müſſe fi in allen: Schritten durch Zweck— 
mäßigfeitägründe leiten laſſen, deshalb jeien auch Schutzzölle nicht unbedingt 
zu verwerfen, weil fie 3. B. durch DVerbeflerung der Lage der Induſtrie den 
Ürbeitern zu gute fommen könnten. Deshalb jei eine europäiſche Zollunion 
gegen Amerika keineswegs prinzipiell zu befämpfen, jondern als Notwehr 
au betrachten. Gegen diefen Standpunft wenden fich ſcharf Roja Luxem— 
burg und Bebel, der fih u.a. für eine Mebernahme aller Eifenbahnen 
durch da3 Reich ausjpricht, um eine Verpreußung zu verhüten. Abg. v. Boll: 
mar: Gerade die Verfehräzentralijation würde den ärgften Feind der Sozial: 
bemofratie, die „reichepreußiiche" Gewalt, verftärfen; man müfje daher die 
füddeutiche Eifenbahngemeinjchaft befördern. — Nach lebhafter Debatte wird 
dann mit 163 gegen 66 Stimmen beichlojjen, daß fich die Sozialdemokraten 
an den Landtagswahlen beteiligen jollen und mit 137 gegen 93 Stimmen 
wird der Abſchluß von Wahlbündniffen mit bürgerlichen Parteien geftattet. 
Dagegen jpricht namentlid Singer, weil jolcher Kuhhandel zur Ver: 
ichleierung der Prinzipien führe, dafür Dr. Quark (Frankfurt a. M.) und 
Haaje (KHönigäberg), der ausführt, fein Arbeiter würde bei der Leutenot 
wegen jozialdemofratijcher Abftimmung gemaßregelt werden. Die Rejolution 
lautet: „In denjenigen beutichen Staaten, in welchen das Dreiklafjenwahl: 
ſyſtem befteht, find die Parteigenofjen verpflichtet, bei den nächſten Wahlen 
mit eigenen Wahlmännern in die Wahlagitation einzutreten. Für die 
Kandtagswahlen in Preußen bildet ber Parteivorftand das Zentraltomitee. 
Ohne deſſen Zuftimmung dürfen die Rarteigenofjen in ben einzelnen Wahl: 
freijen feinerlei Abmachungen mit den bürgerlichen Parteien treffen.” — 
In den übrigen Debatten werben heftige Angriffe gegen die Weltpolitif, 
insbeſondere in der chinefifchen Frage, gerichtet. 
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18. September. Note an die deutjchen Botjchaften und Ge— 
fandtjchaften über die Vorbedingungen für die Wiederanfnüpfung 
diplomatischen Verkehrs mit China: 


An die Borichaften in London, Paris, St. Peteräburg, Rom, Wa: 
fhington, Wien und die Gejandtichaft in Tokio ergeht nachftehendes gleich: 
lautende3 Telegramm: Die Regierung bes Kaiſers erachtet ala Vorbedingung 
für den Eintritt in den diplomatischen Verkehr mit der chinefiichen Regie: 
zung die Auslieferung derjenigen Perfonen, die als die erften und eigent- 
lichen Anftifter der gegen das Völkerrecht in Peking begangenen Verbrechen 
feftgeftellt werden. Die Zahl der ausführenden verbrecheriichen Werkzeuge 
ift zu groß; dem zivilifierten Gewifjen würde eine Mafjenerefution wider: 
fprechen. Auch liegt es in ben Verhältniffen, baf felbft die Gruppe ber 
Leiter nicht vollftändig ermittelt werden fann. Die wenigen aber unter 
ihnen, deren Schuld notoriſch ift, jollten ausgeliefert und beftraft werden. 
Die Vertretungen der Mächte in Peking werden in der Lage jein, in biefer 
Unterfuhung ein vollgültige® Zeugnis abzulegen oder beizubringen. Auf 
die Zahl ber Beftraften fommt e3 weniger an al3 auf deren Eigenſchaft 
als „Hauptanftifter und Leiter“. Die Regierung glaubt auf die Einftim: 
migfeit aller Kabinette in diefem Punkt zählen zu können, denn eine Gleich: 
gültigfeit gegen ben Gedanken einer gerechten Sühne wäre gleichbedeutend 
mit der Gleichgültigkfeit gegen die Wiederholung des Verbrechens. Die 
Regierung jchlägt deshalb den beteiligten Kabinetten vor, ihre Vertreter 
in Peking zur Bezeichnung derjenigen leitenden Perjönlichkeiten in Peking 
aufzufordern, über deren Schuld bei der Anftiftung oder ber Durchführung 
ber Verbrechen Zweifel ausgeſchloſſen jeien. ge3. Bülom. 

19. September. Die „Kölnische Zeitung” fchreibt über die 
Ausweifung von Fremden aus Transvaal durch die englifche Re— 
gierung: 

Die Ausweifungen von Fremden aus Trandvaal, darunter auch einer 
Anzahl von deutjchen Reichdangehörigen, dauern fort. Mehrfach hatte man 
Gelegenheit, die wenig rüdfichtsvolle Art der Beförderung Ausgetviefener 
zu beobachten. Seitens der zuftändigen Konfuln, insbeſondere der deutichen, 
wurde hiegegen bei dem Gouverneur Milner Klage erhoben. Gouverneur 
Milner hat daraufhin die dem deutſchen Generalfonful jchon vorher 
mündlich erteilte Zuficherung wiederholt, ex werde alles thun, um bei den 
britifchen Militärbehörden darauf hinzumwirfen, daß auf beutjche Reichs: 
angehörige, infomweit ihre Ausweifung vom FKriegsjchauplak nicht zu um: 
gehen ift, jede mögliche Nüdficht genommen werde. Thatjächlich macht ſich 
in der legten Zeit eine Befferung in der Behandlung der Ausgewieſenen 
injofern bemerklich, ala die Behörden jeßt für deren Unterkunft, Verpflegung 
und freie Weiterbeförderung nach Europa Sorge tragen. Für die deutjchen 
Frauen, die fi) unter den Ausgewieſenen befanden, wurde erreicht, daß 
man fie mit Fahrkarten zweiter Klaſſe verjah. 


22. September. (Tilfit.) Der Kaiſer wohnt der Enthüllung 
eines Denkmals der Königin Luife bei und erwidert auf eine An- 
ſprache de3 Bürgermeiſters: 


Ich trinke dieſen Pokal auf das Wohl der Stadt und ihrer Bürger: 
ſchaft. Ich trinke ihn dankend zunächſt als Landesherr und König für den 
treuen, zu Herzen gehenden Empfang der Stadt Tilſit. Ich trinke ihn zum 
andern als Urenkel der hohen Frau, deren Standbild Sie heute enthüllten 
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dankend dafür, daß Sie dad Andenken der ſchwer geprüften, nie verzagenden 
Königin in fo jchöner Weife in Ihrer Stadt fortleben laffen. Ich trinke 
ihn zum dritten als Entel, denn der heutige Tag wäre einer geweſen, ber 
jo recht vom Herzen dem Wunſche Meines hochjeligen Herrn Großvaters 
entiprochen hätte. Mögen der Stadt Tilfit und unſerm Lande ftet3 Frauen 
und Mädchen erftehen, die eine ungeminderte, nie verfagende Zuverficht auf 
Gott und feine Hilfe bei unferer Generation, bei ihren Männern und 
Söhnen pflegen bis in die entfernteften Zeiten! Das ift Mein Wunjch für 
Tilfit, diefe Provinz und unſer Land, 


25. September. Die „Kölnifche Zeitung” jchreibt über den 
Erfolg der Note an die Gejandtichaften (©. 123): 


Die Antworten jämtlicher Mächte auf die Bülow'ſche Note, aus: 
genommen England, find nunmehr eingegangen. Alle erklären ſich mit 
dem beutjchen Vorſchlag im weſentlichen einverfianden. Daß Amerika hie: 
von abweicht und in China jelbjtändige Politik betreiben will, ift befannt. 
Als erfte Folge der amerifanischen Politik ift wohl zu betrachten, daß Prinz 
Tuan von der Kaijerin in das erfte Staatdamt berufen ift. Offenbar ift 
durch die amerifanische Note den Chineſen der Mut jo jehr geftärkt worden, 
daß fie ihre Lieblingsipefulation auf die Uneinigfeit der Mächte wieder 
aufnehmen durch eine Handlung, die, wie die Ernennung Tuans, der ganzen 
Melt ins Geficht jchlägt. Im diefer Berechnung dürften die Chinejen fich 
ebenfo täujchen, wie in manchem anderen. Selbſt angenommen, daß die 
aftive Arbeit gegen China nur einem Zeil der Mächte überlafjen werden 
jollte, jo wird dieſer Zeil ftark genug fein, um China jeinen Willen auf: 
zulegen; wenn auch etwa ein Staat teilnahmslos zur Seite fteht, jo wird 
er deshalb noch lange nicht daran denken, dem Werke der Gerechtigkeit ent» 
gegenzutreten, weil e3 von anderen ausgeübt wird. Es ift nicht zu ver: 
fennen, dab die Ernennung Tuans, die nad Anficht der beftunterrichteten 
Mächte thatjächlic erfolgt ift, der Lage ein veränderted Ausſehen gab. 
Manche Mächte, ficherlic mehr als eine, werden fich die Frage vorlegen, 
ob es überhaupt möglich jei, mit einem Staate in diplomatiiche Verhand— 
lungen zu treten, an deſſen Spiße ein Mann fteht, gegen den ber dringendfte 
Derdacht vorliegt, daß er fich der ſchwerſten völferrechtlichen Verbrechen 
ſchuldig gemacht habe. Die amerikanische Regierung, die in diefer Ans 
gelegenheit ihre eigenen Wege geht, beichäftigt fich jeßt, laut Depeiche aus 
MWajhington, damit, Weifungen für den Gejandten Conger feftzuftellen, der 
fih mit Li-Hung-Tſchang und Prinz Tiching über den Ort einigen wird, 
two bdiejelben mit den Vertretern der übrigen Mächte zufammentreffen jollen, 
um die erften Verhandlungen zu erledigen und gemwifje große Gefichtäpunfte 
für die Konferenz aufzuftellen. Man darf gejpannt fein, wie die Verband: 
lungen zwijchen Conger und den Bevollmächtigten Tuans verlaufen werben. 
Gonger hatte während der Belagerung der Gejandtichaften in Peking Ge: 
legenheit, die Methode fennen zu lernen, die Tuan gegen die Vertreter der 
Großmächte anwendet. Die neuerlich bewieſene Nachgiebigkeit Amerikas 
gegenüber China dürfte den chinefiichen Prinzen nicht weicher geftimmt 
haben, der möglicherweije die Vorbedingung ftellen wird, daß die ameri« 
kaniſchen Miffionäre in Zukunft aus China ausgeſchloſſen jein follen. 
Wenn in der Waihingtoner Depeiche gejagt wird, daß Conger mit Tſching 
und Li-Hung-Tſchang über den Ort fich einigen will, wo fie mit ben Ber: 
tretern der übrigen Mächte zufammentreffen follen, um die erften Verband: 
lungen zu erledigen und gewiſſe große Gefichtäpunfte für die allgemeine 
Konferenz aufzuftellen, jo muß bemerkt werden, daß hier von einem für 
ſolche Verhandlungen Amerika erteilten Mandat nichts befannt ift. 
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24.—26. September. (Köln.) Tagung des Verbandes deut- 
jcher Arbeitsnachweije. 

25.126. September. (München) Internationaler Kongreß 
fatholijcher Gelehrter. 


Ende September. In der Preffe beginnt eine lebhafte Agi- 
tation für und wider die Erhöhung der Getreidezölle bei der bevor- 
jtehenden Erneuerung der Handelsverträge. 


Ende September. (Preußen) Mehrere preußijche Minifter 
halten Konferenzen in Pojen mit den Behörden ab. Über das 
Ergebnis jchreibt die „Berliner Korreſpondenz“: 


Die durch umfaſſende Vorarbeiten geförderten Beratungen, deren 
Ziel in erfter Linie die Stärkung des Deutichtums und die Befeftigung der 
beutjchen Stellung in der Provinz Pojen bildete, haben zu einem vollen 
Einverjtändnis der Vertreter der Staatäregierung mit den Provinzial: 
behörden und den zugezogenen Sacverftändigen über die erörterten fragen 
und zur Beichlußfaffung über eine Reihe wichtiger und dringlicher Maß: 
nahmen geführt. Zu erwähnen find hierunter insbefondere die Maßnahmen 
zur Hebung de3 deutjchen Handiwerferjtandes, jowie die Maknahmen zur 
Erhaltung, Felligung und Bermehrung des beutjchen Kleinbefiges in der 
Provinz Pojen. Eine Reihe weiterer Bejchlüffe galt der Erweiterung des 
bereit3 in der Durchführung begriffenen Planes, die Stadt Pojen ala 
Mittelpunkt bes Deutjchtums auszugeftalten. E3 wird zu erivarten fein, 
daß ein Zeil der bejchlofjenen Maßregeln bereit3 im nächſtjährigen Staats— 
baushalt3etat zum Ausdrud gelangt. 


Ende September. (Hamburg.) Schluß eines großen Aus— 
ftandes der Werftarbeiter. (Vgl. ©. 112.) 

Ende Juni treten auf einer Werft die Nieter in den Auaftand, 
weil ihnen die geforderte Lohnerhöhung und neunftündige Arbeitszeit nicht 
bewilligt wird. Um die Arbeiter zum Nachgeben zu zwingen, ſperrt der 
Verband der Eijenznduftriellen die von ihm abhängigen Werftarbeiter 
aus. Nach mehreren fruchtlojen Verhandlungen nehmen die Arbeiter die 
Arbeit bedingungslos wieder auf, behalten aber ihre Organifation bei 
(24. September). 


29. September. (München. Der Prinz-Regent eröffnet 
das neue Bayerifche Nationalmujeum. 

30. September. Der Kaijer beantwortet ein Telegramm des 
Kaiferd von China über die Sühne für die Ermordung Ketteler2. 


Das Telegramm des Kaiſers von China lautet: 

Seine Majeftät der Kaiſer von China entbietet Seiner Majeftät dem 
Kaiſer jeinen Gruß. 

Daß Euerer Majeftät Gejandter Freiherr von Ketteler ala Opfer 
der plöglich in China ausgebrochenen Empörung gefallen ift, ohne daß 
Unjere Beamten e3 verhindern konnten, und dadurd) die freundjchaftlichen 
Beziehungen getrübt find, haben Wir bereit3 aufs tieffte beflagt und be— 
dauert; durch Verordnung vom heutigen Tage verordnien Wir, daß für den 
Verftorbenen an einem Altare geopfert wird, und haben den Großſekretär 
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Kun-Kang angetviefen, an dem Altare ein Tranfopfer darzubringen. Die 
Hanbel3-Superintendenten der nördlichen und ſüdlichen Häfen haben zu: 
gleich Befehl erhalten, bei der Meberführung des Sarges in die Heimat alle 
nötigen Vorkehrungen zu treffen. Bei der Ankunft des Sarges in Deutich: 
land verordnen Wir die Darbringung eines zweiten Opfers an einem Altare 
und haben mit der Bollziehung desjelben den Bizepräfidenten des Finanz— 
minifteriums Lue-Hai-Huan beauftragt. Es ſoll dadurch Unjer Schmerz 
und Unſer Gedenken an den Verftorbenen zum Ausdrud gebracht werben. 
Deutjchland hat mit China ftet3 die freundichaftlichiten Beziehungen unter: 
halten. Wir hoffen daher feft, daß Euere Majeftät vor allen Dingen bie 
großen gemeinjamen Intereſſen Chinas und de3 Auslandes jchüßen und 
deshalb allem Groll entjagen werden, damit jobald wie möglich der Friede 
vereinbart werden kann und alljeitige Eintracht für ewige Zeiten ermög- 
a. * Das iſt Unſere ſehnlichſte Hoffnung und Unſer lebhafteſter 
unſch. 


Der Kaiſer antwortet darauf: 


30. September 1900. 
An den Kaiſer von China. 

Ich, der Deutſche Kaiſer, habe das Telegramm Seiner Majeſtät des 
Kaiſers von China erhalten. Ich habe daraus mit Genugthuung erſehen, 
daß Euere Majeſtät beſtrebt ſind, die ſchändliche, jeder Kultur hohnſprechende 
Ermordung Meines Geſandten nach Gebrauch und Vorſchrift Ihrer Religion 
zu jühnen. Doch kann Ich als Deutſcher Kaiſer und Chriſt dieſe Unthat 
durch Trankopfer nicht als geſühnt erachten. Neben Meinem ermordeten 
Geſandten iſt eine große Zahl von Brüdern chriſtlichen Glaubens, Biſchöfe, 
Miſſionare, Frauen und Kinder vor den Thron Gottes getreten, die um 
ihres Glaubens willen, der auch der Meinige iſt, unter Martern gewaltſam 
geſtorben find und als Ankläger Euerer Majeftät erſcheinen. Reichen bie 
von Euerer Majeſtät befohlenen Trankopfer für alle dieſe Unſchuldigen aus? 
Ich mache nicht Euere Majeftät perſönlich verantwortlich für die Unbill, 
welche gegen die bei allen Völkern für unantaſtbar geachteten Geſandtſchaften 
verübt, noch für die ſchwere Kränkung, welche ſo vielen Nationen, Kon— 
feſſionen und den Unterthanen Euerer Majeftät, die Meinem chriſtlichen 
Glauben angehören, zugefügt worden iſt. Aber die Ratgeber des Thrones 
Euerer Majeſtät, die Beamten, auf deren Häuptern die Blutſchuld des Ver— 
brechens ruht, das alle chriſtlichen Nationen mit Entſetzen erfüllt, müſſen 
ihre Schandthat büßen, und wenn Euere Majeſtät fie der verdienten Strafe 
zuführen, jo will Ich dies ala eine Sühne betrachten, die den chriftlichen 
Nationen genügt. Wollen Euere Majeftät Ihren faiferlichen Arm dazu 
leihen und hierbei die Unterftüßung der Vertreter aller beleidigten Nationen 
genehmigen, jo erkläre Jh Mich Meinerjeit3 damit einverftanden. Auch 
würde Ich die Rückkehr Euerer Majeftät begrüßen. Mein General:FFeld: 
marjchall Graf dv. Walderjee wird den Befehl erhalten, nicht nur Euere 
Majeftät nach Rang und Würde ehrenvoll zu empfangen, jondern aud) 
Euerer Majeftät jeden militäriichen Schuß gewähren, den Sie wünjchen und 
deſſen Sie vielleiht auch gegen die Rebellen bedürfen. Auch Ich jehne 
Mich nach Frieden. Aber nach dem Frieden, der die Schuld fühnt, das 
begangene Unrecht in vollem Umfang und nach jeder Richtung wieder gut 
macht und allen Fremden in China volle Sicherheit bietet an Leib und 
geben, an Hab und Gut, bejonderd aber zu freier Ausübung ihrer Religion. 

Wilhelm IR. 


Das Telegramm des Deutjchen Kaijers findet im In- und Auslande 
lebhafte Zuftimmung. 
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30. September. (Reichslande.) Bei den Bezirkäwahlen 
erreichen weder Proteftler noch Sozialdemokraten Erfolge. 


1. Oktober. Die neue Reichgmilitärftrafgerichtsordnung tritt 
in Kraft. In Bayern werden ihren Beitimmungen entjprechend 
Anordnungen getroffen über den Ausfchluß der Öffentlichkeit. — 
Die Schußtruppen werden dem Reichgmilitärgericht unterftellt. 


1. Oftober. Staatsjelretär des Auswärtigen Graf Bülow 
richtet folgende Note an die Botjchaften in London, Paris, Peters- 
burg, Wien, Wafhington und Rom und an die Gejandtjchaft in 
Tokio: 

Der kaiſerlichen Regierung iſt durch Scheng-Taotai in Schanghai 
ein angebliches Edikt des Kaiſers von China zur Kenntnis gebracht worden, 
in dem die Beſtrafung mehrerer mit Namen aufgeführter Prinzen und 
Großwürdenträger wegen Begünſtigung der Boxer angeordnet wird. Die 
kaiſerliche Regierung nimmt an, daß den übrigen beteiligten Kabinetten 
eine gleiche Mitteilung zugegangen iſt. In der —“ der Echtheit 
dieſes Ediktes, welche wir unſererſeits bis auf weiteres nicht in Zweifel 
ziehen wollen, würden wir darin einen erſten Schritt erblicken können, um 
zu einer brauchbaren Baſis zur Wiederherſtellung geordneter Zuſtände in 
China zu gelangen. Die kaiſerliche Regierung ſchlägt deshalb den Mächten 
vor, ſich nunmehr dahin zu einigen, daß die diplomatiſchen Vertreter in 
China angewiejen werden, zu prüfen und zu begutachten: 1. ob die im 
Edikt enthaltene Lifte von ftrafbaren Perjonen genügend und richtig jei, 
2. ob die in Ausficht geftellten Strafen angemefjen feien, und 3. in welcher 
Weiſe die Ausführung der Beitrafung von den Mächen zu Eontrollieren jei. 


1.12. Oftober. (Leipzig) Auf dem Bertretertage der na= 
tionalfozialen Partei jpricht Pfarrer Naumann für die faifer- 
liche Weltpolitit, die Verſammlung billigt feinen Standpunft. 

Anfang Oktober. Es wird eine medizinische Promotiong- 


ordnung für das Deutjche Reich erlafjen. 


Danad) jollen Reichdangehörige in der Regel erft nad Erlangung 
ber ärztlichen Approbation zur Promotion zugelafjen werden. Bedingung 
für die Promotion ift die Einlieferung einer druckwürdigen Differtation 
und Abhaltung eines wijjenjchaftlichen Kolloquiums vor drei Examinatoren. 
Reichsangehörige ohne medizinische Approbation bedürfen für die Zulafjung 
zur Promotion der bejonderen Genehmigung des vorgejeßten Landesmini— 
fteriumd. Ausländer haben den Nachweis zu erbringen, daß fie einen 
Studiengang durchgemacht haben, wie er für die mediziniiche Approbation 
verlangt wird. Danach haben fie unter Vorlage einer Difjertation eine 
Prüfung zu beftehen, die der deutjchen Approbationsprüfung nachgebildet ift. 


2. Oktober. (München) Vermählung der Prinzejfin Eli- 
jabeth von Bayern mit dem Prinzen Albert von Belgien. 

7. Oktober. (Baden.) Durch ein Eifenbahnunglüd zwijchen 
Heidelberg und Nedargemünd werden 9 Perjonen getötet und über 
70 verleßt. 
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Am 6. Auguft fragt der Kaifer beim Grafen Walderſee an, ob er 
geneigt jei, den Dberbejehl über alle Truppen zu übernehmen. Auf die 
Einwilligung Walderjeed wird er den übrigen Mächten als Oberfommandeur 
in Vorſchlag gebracht, und nachdem dieſe zugeftimmt haben, ernannt. 
leber jeine Kompetenzen wird mitgeteilt, daß e3 darauf anfomme, den 
Dberbefehl einheitlich zu geftalten, fomweit über die Verwendung der Streit: 
fräfte der Mächte in Tſchili nach einem einheitlichen Plane zu befinden jei. 

Am 18. Auguft verabjchiedet fich der Feldmarſchall beim Kaiſer in 
MWilhelmshöhe, der an Walderjee und feinen Stab folgende Anjprache hält: 

Ich begrüke Sie in dem Moment Ihrer Abfahrt aus dem Bater- 
lande und gratuliere Ihnen dazu, dab Sie auderwählt worden find, 
al Stab unter Führung und Leitung unſeres bewährten Feldmarſchalls 
Grafen Walderjee die Kampagne in China mitmachen zu fönnen. Lieber 
Malderfee. Ich ſpreche Ihnen Meinen Glückwunſch aus, dab Ich Sie 
nochmals als Führer der vereinigten Truppen der zivilifierten Welt be: 
grüßen darf. Bon hoher Bedeutung ift es, daß Jhre Ernennung zum Aus: 
gangspunkt hat die Anregung und den Wunjch Seiner Majeftät des Kaiſers 
aller Reußen, de3 mächtigen Herrſchers, der weit bis in die aſiatiſchen Lande 
hinein jeine Macht fühlen läßt. E3 zeigt fich wiederum, wie eng verbunden 
die alten Waffentraditionen der beiden Saiferreiche find, und Ich begrüße 
e3 mit Freuden, daß auf die Anregung Seiner Majeftät hin die gejamte 
gefittete Welt ohne Unterſchied, aus freiem Antrieb, Eure Excellenz nun: 
mehr mit dem Kommando über ihre Truppen betraut. Wir fünnen ala 
preußijche Offiziere dankbar und mit Stolz erfüllt fein, ob der Aufgabe, 
die Ihnen zugefallen it. Es wird darin eine einheitliche Anerkennung für 
unfer ganzes militärifches Leben und Wirken ausgejprochen, jowie für das 
militäriſche Syſtem und für die Ausbildung und Führerſchaft unjerer 
Generale und Offiziere. Zum Zeichen Ihrer Würde überreihe Jh Ihnen 
ben Feldmarſchall-Stab, indem Ich hoffe, dab Sie ihn führen werben mit 
der altgewohnten Friſche, mit der Sicherheit, die Sie immer’entwidelt haben 
in wichtigen Augenbliden und vor allen Dingen mit der Unterftüßung der 
Vorſehung, ohne deren Hilfe jelbit der befte Soldat nichts zu leiften im 
Stande ift. ch jchließe mit dem Wunjche, daß es Eurer Excellenz bejchieden 
fein möge, die Aufgabe, welcher Art fie auch fein möge, ob langmwährig, 
ob jchnell, ob blutig oder nicht, jo zu leiften, wie Sie e3 wünjchen werden 
und wie wir alle e8 wünjchen, die wir Ahnen unfere Truppen anvertraut 
haben. Im Intereſſe unjere® Volkes wünjche Ich, dab unfere gemeine 
Erpedition eine feite Bürgjchaft gegenjeitigen Friedens für die europäiſchen 
Mächte werden möge, wie dies Seine Majeftät der Kaiſer von Rußland 
im vorigen Jahre auf anderem Gebiete verurjaht hat. Was uns im 
Frieden nicht hat bejchieden fein können, das ift vielleicht nunmehr mit den 
Waffen in der Hand zu erreichen. 

Graf Walderjee antwortet: 

Eurer Majejtät lege ich meinen innigften Dank zu Füßen für die 
überaus gnädigen und mich ebenjo ehrenden wie tief bewegenden Worte, 
Die Reihe von Jahren, die ich die Ehre habe, unter Eurer Majeftät Befehl 
zu ftehen, find gleichbedeutend mit einer Kette von Ehrungen und von Aus: 
zeichnungen und Beweiſen des Allerhöchiten Bertrauend. Eure Majeftät 
haben mich zu dem höchſten Rang der militärischen Hierarchie auffteigen 
lajjen. Es ift mir nur eins verfagt geblieben, da3 ıft, daß ich meinen 
Dank in Thaten umſetzte. Daß nunmehr Eure Majeftät mir die Gelegen: 
heit gegeben haben, dies zu thun, beglüdt mich in hohem Maß. Cure 
Majeftät haben diejen wichtigen Moment benußt, mir auch das äußere 
Zeichen meines Ranges zu verleihen und dadurch die Bedeutung in hohem 
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Map gefteigert. Ich bitte Eure Majeftät, die Berficherung gnädigft anzu— 
nehmen, daß, folange ber Arm die Kraft behalten wird, diejen Stab zu 
halten, ein Befehl zum Rüdzug über meine Lippen nicht fommen wird. 
Ich bitte Eure Majeftät zu glauben, und ich darf da3 im Namen de3 aus— 
gezeichneten Stabes, den Eure Majeftät mir gegeben haben, ausſprechen, 
daß alle Herren mit mir einmütig find, unfer Lebtes daranzufegen, Eurer 
Majeftät treu zu dienen und den leßten Blutstropfen einzujegen für Eurer 
Majeftät und Deutjchlands Ehre. 

MWalberjee reift über Münden nach Genua, um fi einzufciffen. 
Er wird auf der Reife mit großem Pomp gefeiert, was zu vielfacher Kritik 
und zu Vergleichen mit der anjpruchälojen Größe Moltkes Anlaß gibt. — 
Diele Blätter, namentlich die „Freifinnige Zeitung“, tadeln die Ernennung, 
weil fie Deutfchland unnütz engagiere. 


25. Auguſt. (Erfurt.) Der Kaifer nimmt teil an der Ent— 
hüllung eines Kaiſer Wilhelm-Denkmals und erwidert auf die 
Anfprache des Oberbürgermeifters: 

Ihrer Einladung zu entiprechen, habe Ich Mich gern entſchloſſen, 
in Erinnerung an Meinen hochjeligen Herrn Großvater. ch war Zeuge 
feiner legten Anweſenheit in Erfurt und werde nicht vergeſſen den Jubel 
ber hiefigen Bevölkerung und den Ausdrud der hohen freude der Bürger: 
ſchaft darüber, daß die landesväterlichen milden Augen des hochjeligen Herrn 
über der Stadt leuchteten. Seit der Zeit hat, wie Jh Mich perfönlich 
überzeugen fonnte, die Stadt einen gewaltigen Aufichtvung genommen. Gie 
wird wohl bie größte und mahRgebendfte Stadt Thüringens werden dank 
ber Opferfreudigfeit der Bürgerfchaft und dank der Hilfe Meines Groß: 
vaterd. Indem Ich diefen deutjchen Wein an Meine Lippen jebe, verbinde 
Ich damit den innigften Wunſch, dab Erfurt immer grünen, blühen und 
fi) weiter entwiceln möge, in der Hoffnung, daß e3 Mir immer vergönnt 
fei, ihr für die Entwidlung de3 großen ftädtifchen Gemeinweſens den nötigen 
—5 zu erhalten. Dazu verhelfe uns Gott! Auf das Wohl der Stadt 
Erfurt! 

25. Auguſt. Weimar.) Der Philoſoph Friedrich Nietzſche, 
faft 56 Jahre alt, F. (Bgl. über ihn „Preußifche Jahrbücher” 
Bd. 92, 93, 102. Ferner Ziegler, Fr. Nietzſche, Berlin 1899.) 

3. Auguft. Depejchenmwechjel zwijchen dem Kaiſer und dem 
Präfidenten der Vereinigten Staaten. 


Anläßlich der Fertigitellung des deutjch-amerifanifchen Kabels richtet 
der Kaiſer an den Präfidenten Mac Kinley folgendes Telegramm: 

Bei der heutigen Eröffnung des neuen Kabels, da3 das Deutjche 
Reich mit den Vereinigten Staaten von Amerika in die engite telegraphifche 
Verbindung bringt, freut es Mich, Ew. Excellenz Meine Befriedigung über 
die Vollendung dieſes bedeutjamen Friedenswerkes auszusprechen. Ich weiß 
Mih mit Em. Ercellenz ein3 in dem Wunſch und in der Hoffnung, daß 
die Kabelverbindung die allgemeine Wohlfahrt fördern und zur Erhaltung 
und Feitigung freundlicher Beziehungen zwijchen beiden Ländern beitragen 
werde. Wilhelm, IR. 

Präfident Mac Kinley erwidert: Majeftät Kaifer und König Wil: 
heim II. in Berlin! Ich empfange mit großer Genugthuung dad Glüd: 
wunfchtelegramm Ew. Majeftät anläßlich der Eröffnung des Kabels, welches 
das Net engeren Verkehrs zwiſchen diejem Lande und dem Deutjchen Reich 
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verbollftändigt. In dieſem Zeitalter des Foriſchritts fördert jedes Band, 
das die Nationen in ihren kommerziellen Beziehungen und freundſchaftlichen 
Sintereffen einander näher bringt, ihre allgemeine Wohlfahrt, ſtärkt, ich 
kann e3 nicht verhehlen, ihr herzliches Verhältnis und bejchleunigt ihren 
wechjeljeitigen VBormarjch auf dem Friedenspfade. 


31. Auguft. Die „Kölnische Zeitung“ fehreibt offiziös über 
den ruffiichen Vorjchlag zur Räumung Pekings: 


Die Wajhingtoner Meldung über eine ruffiiche Note, welche bie 
Räumung von Peking durch die Truppen der Mächte anrät und die nach 
amerifantfchen Berichten auf die Billigung der dortigen Regierung rechnen 
fann, darf, joweit der Inhalt der ruffiichen Note in Betracht fommt, ala 
zuverläffig betrachtet werden. Thatjählih hat Rußland allen Mächten, 
die an der chinefiichen Expedition beteiligt find, den Vorſchlag unterbreitet, 
Peking zu räumen und die internationalen Truppen und unter ihrem Schutz 
die Gejandten, die Angehörigen der fremden Staaten und die chinefifchen 
noch überlebenden Chriften nach Tientfin zurüdzuführen. Die ruſſiſche Re: 
gierung geht bei dieſem Vorſchlag von der Anficht aus, daß ein Friedens: 
ihluß weſentlich erleichtert werden wird, wenn die hinefiiche Regierung, 
mit der man zu verhandeln hat, ihren Sit in Peking hat. Da nun bie 
Regierung geflohen und feine Ausſicht auf ihre Wiederkehr vorhanden jei, 
folange die internationalen Truppen Peking beſetzt hielten, jo ſei ed das 
befte, Peking zu räumen und dadurch die Mitglieder der chineſiſchen Regie: 
rung zu veranlafien, in die alte Hauptjtadt zurüdzufehren, wo dann bie 
Verhandlungen beginnen könnten. 

Allerdings wäre e3 ja in der That jehr wünſchenswert, daß die 
Mächte in Peking eine Regierung vorgefunden hätten, die ftarf genug und 
gewillt zu verftändigen Verhandlungen geweſen wäre; die Verhandlungen 
wären erleichtert worden, wenn man ſie in Peking und nicht in einem tief 
im Innern des Landes gelegenen Orte zu führen hätte; kurz, der Uebel— 
ſtand, der in der Entfernung der chinefiſchen Regierung von Peking liegt, 
iſt nicht zu verkennen. Der Vorſchlag des ruſſiſchen Miniſters des Aus— 
wärtigen geht auf ein allen ſicherlich willkommenes Ziel hin, die Beſchleu— 
nigung der Friedensverhandlungen, aber es wird bei aller Beachtung, die 
man ruſſiſchen Vorſchlägen naturgemäß entgegenbringt, ſehr ernſt zu prüfen 
ſein, ob die Ausführung des ruſſiſchen Planes auch geeignet iſt, ſeinen 
Zweck, einen ſchnellen Friedensſchluß herbeizuführen, zu fördern. Yu dem 
Ende wird man fi) vor allem fragen müſſen, welchen Eindrud die Räu— 
mung Peking auf die chinefiiche Bevölkerung hervorbringen würde. Wir 
Europäer könnten und jagen, daß wir im Gefühle unjerer Kraft zurück— 
weichen, um, nachdem wir den erften Zweck unferer Expedition, die Befrei: 
ung ber Gejandten und unferer Unterthanen, erreicht haben, dem Gegner 
eine goldene Brüde zu bauen. Es iſt aber jehr fraglich, ob fich auch die 
Chineſen zu diejer Objektivität der Anjchauung werden auffchwingen können 
und ob nicht vielmehr die Wahrjcheinlichkeit dafür jpricht, daß fie die 
Räumung Peking als eine Schwäche oder gar eine Niederlage der ver: 
bündeten Truppen anjehen werden. Die Chinejen find bekanntlich Meifter 
in ber Entftellung der Elarften Dinge, und es ſei nur daran erinnert, daß 
“man nad dem japanifchen Krieg in den entlegenen Provinzen des Reichs 
ben Glauben zu eriweden verjtand, daß nicht ein Einfall fiegreicher Feinde 
ftattgefunden habe, jondern daß ein Haufe elender und jämmerlicher, dem 
Derhungern naher Bettler nad) China gefommen fei, denen die Großmut 
des chinefiichen Kaijerd durch Gewährung von Almojen, das heißt zu deutſch 
Kriegsentjhädigung, die Mittel gegeben habe, um unter ehrfurchtsvollem 
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Dank twieber in ihr Land zurüdzufehren. Es Tiegt nahe, daß die Chineſen 
jegt die Räumung Pelings auch als einen chinefiichen Sieg deuten werden, 
doch könnte man über einen foldhen Verſuch, ſelbſt wenn er bei ber chine: 
fiſchen Bevölkerung gelingen jollte, ruhig hinwegſehen, wenn er nichts 
anderes zur Folge hätte, als eine Befriedigung der chinefiichen Eitelkeit. 
Nun bleibt aber wohl zu erwägen, ob eine Ausführung des ruffiichen Vor: 
ſchlags nicht auch fehr ernfte und bösartige Folgen nach fich ziehen kann. 
Nach dem Urteil aller chinefiichen Sachverftändigen dachte vor drei Monaten 
niemand an einen ernften Widerftand der chinefifchen Truppen, ala aber 
durch die Zurücdwerfung der Expedition Seymours ein erfter Erfolg zu ver: 
zeichnen war, loderte der chinefiiche Fanatismus hoch auf und da3 mili— 
täriſche Gefühl der Chinefen wurde in dem Grabe geftärft, daß fie in 
Zientfin einen Widerftand leifteten, der unjeren Truppen wahrlich genug 
zu ſchaffen machte. E3 ift daher zu bejorgen, daß bei einer Räumung bon 
Peking diefe Erjcheinung fich wiederholen und daß die auseinandergejprengten 
hineftichen Scharen ſich wieder vereinigen werden, um unter einem, wenn 
auh ganz faljchen und unberechtigten Giegesbewußtjein fich zu neuem 
Miderftande aufzuraffen. Dieje neue Erplofion des chineſiſchen Fanatismus 
dürfte fich aber nicht allein auf die Provinz Tſchili erftreden, ſondern es 
ift zu erwägen, daß auch die entfernteren Provinzen im Süden von ihr 
ergriffen werden könnten. Die Lage ift durchaus nicht fo, daß man ben 
Zuftand der Sübprovinzen ala einigermaßen befriedigend anjehen könnte, 
und e3 ift faum nötig, daran zu erinnern, daß die Verhältniffe in Schanghai 
und im Yangtſe-Thale zu jo erniten Befürchtungen Anlaß geben, daß bie 
Flotten aller Mächte dort in erheblicher Stärke zufjammengezogen werden 
mußten und daß von einem Tage zum anderen fi) die Entjendung euro: 
päifcher Zandtruppen nach Schanghai als nötig herausftellen kann. Fällt 
nun in die Erregung, die dort herrſcht, auch noch die Nachricht, daß Peking 
von ben Verbündeten geräumt jei, jo könnte dieje Nachricht der Sturmwind 
fein, der das noch unter der Oberfläche brennende Feuer zu heftiger Flamme 
anfacht. Nicht nur in Schanghai und den anderen Hafenftädten fiten aber 
Europäer, ſondern auch in Städten des Innern von China, und es ift nur 
zu wahrſcheinlich, daß die Ehinefen, die nur unter dem Eindrud der Er: 
oberung von Peking niedergehalten wurden, jet angeficht? der Räumung 
ber faum eingenommenen Stabt über die Europäer herfallen und unter 
ihnen ein furcdhtbares Blutbad anrichten würden. Der Friedensſchluß, den 
man herbeiführen will, würde dadurch erft recht erſchwert werden und ftatt 
be3 in feinen Hauptzügen in Petjchili beendeten Kriegszuges würden wir 
e3 mit einem neuen großen Kriege zu thun haben, der jich über ganz China 
erftredte. Es ift aber auch noch ein anderer Umftand zu bedenken: Bei 
bem Mibtrauen ber Chinejen, da3 in dem Bemwußtjein ihrer eigenen Ver: 
logenheit eine gewiſſe innere Berechtigung hat, ift es auch möglich, daß bie 
Regierung ſelbſt nach der Räumung von Peking fich nicht entjchließen wird, 
dahin zurüczufehren, weil fie die Räumung als eine ihr geftellte Falle be- 
trachten würde. Unter ſolchen Umftänden aber würden die Mächte auf alle 
und durch die Eroberung von Peking gebrachten Vorteile verzichten, ohne 
bie Vorteile zu erlangen, die durch den ruſſiſchen Vorfchlag angeftrebt werben. 
Alle beteiligten Mächte werden gewiß dieſe ernten Erwägungen anftellen, 
und e3 wird darauf ankommen, einen Ausweg zu finden, der zu gleicher 
Zeit ben wohlverftandenen allgemeinen Intereſſen entjpricht und die Gefahr 
abwendet, daß ein jo bedeutender Faktor wie Rußland fi von dem ge: 
meinjfamen Werk abwendet. 

Die neue Lage, die durch ben ruſſiſchen Vorſchlag geichaffen ift, 
würde dadurch weſentlich gebejjert und erleichtert werden, wenn Rußland 
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feinem Vorſchlag die Auslegung geben mwürbe, daß e3 nur feine eigenen 
Truppen aus Peking zurüdziehen will, darin aber feine Bedenken erblidt, 
wenn die Truppen der anderen Mächte in Peking bleiben. Und in der 
That fcheint ed, daß die ruffiiche Regierung, wenn fie auch ihre eigenen 
Truppen nicht in Peking laffen will, doc) nicht? dagegen einzuwenden haben 
würde, wenn andere Mächte ihre Truppen dort belaffen. Die großen Auf: 
gaben, die Rufland in der Mandichurei zu löſen hat, machen e3 erflärlich, 
daß e3 jehr große Truppenmaffen dort gebraucht, und da deren Nachſchiebung 
vom Mutterlande her viel Zeit erfordert, jo würde ed biefem Uebelſtande 
burch Verwendung der Truppen abhelfen können, die jet in und um Peking 
ftehen. Die Truppen der anderen Mächte in Peking find aber ftarf genug, 
um nicht nur Peking zu halten, jondern auch um von Peking aus einen 
fo ftarfen weitreichenden Einfluß auszuüben, daß die chinefiiche Negierung, 
wie weit fie auch geflüchtet jei, fich ihm nicht wird entziehen fönnen. Wenn 
wir die Lage richtig beurteilen, fo handelt e3 fich keineswegs um eine Ver— 
jchiedenheit ber angeftrebten Ziele unter den Mächten, jondern nur um eine 
Abweihung über die zur Erreichung der Ziele einzufchlagenden Mittel. 
Bei dem guten Willen, den man bei den Mächten und zumal auch bei 
Rußland vorausjegen kann, ift daher zu hoffen, daß eine Einigung möglich 
fein wird, namentlich wenn Rußland, feine militärische Aktion auf Die 
Mandichurei bejchräntend, feine Bedenken dagegen hegt, dab die anderen 
Mächte ihre militärische Thätigfeit in Petichili fortjegen, die ja feinen 
anderen Zwed hat, ald die möglichft rajche und unter Berüdfichtigung aller 
europäijchen Intereſſen herbeizuführende Wiederherftellung der Ordnung in 
China, und zu diefer Hoffnung ift, wie gejagt, aller Grund vorhanden. 


1. September. Zwiſchen Deutjchland und der Schweiz tritt 
ein neuer Poftvertrag in Kraft. Die Briefe dürfen danach) 20 ans 
ftatt, wie nach den Vorfchriften des Weltpoftvereing, 15 Gramm 
ſchwer fein. 

4. September. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Entjchädigung für die Beichlagnahme deutjcher Schiffe 
durch England (vgl. ©. 12): 


Nachdem die engliiche Regierung die Verpflichtung zum Erſatz des 
durch die Beichlagnahme deutjcher Schiffe feinerzeit angerichteten Schadens 
grundjäßlich anerfannt hatte, trat in London eine aus deutjchen und eng: 
liſchen Mitgliedern gebildete Spezialtommijfion zur Prüfung der daraufhin 
von ben beutjchen Intereſſenten erhobenen Anfprüche, wie zur Feſtſtellung 
der für die einzelnen Fälle zu gewährenden Entjchädigung zuſammen. 
Deutihe Mitglieder der Kommiffion waren: Eduard Wörmann von der 
Dftafrika:Linie, Rechtsanwalt Dr. A. Lieveling, Hamburg; engliſche Mit: 
glieder: Sir Walter Merton vom Board of Trade, Smith, Regiftrar of 
the Admiralty, und Henderjon aus Glasgow, Chairman der Anchor-Linie. 
Die Kommijfion jchloß vor Furzem ihre umfangreichen Arbeiten ab und 
jegte nad Anerkennung der ihrer Begutachtung unterbreiteten Forderungen 
den Betrag der zu beanfpruchenden Entihädigungen feſt. Dieje von der 
Kommilfion einftimmig gefaßten Beichlüffe haben die deutjche und die eng: 
lifche Regierung angenommen. Bon der Kommiſſion werden zugejprochen: 
erftend der beutjchen Oſtafrika-Linie als Schadenerja für die Anhaltung 
der Reichepoftdampfer „Bundesrath“, „General“ und „Herzog“ ber Betrag 
von 20000 Pfund nebit einem Zuſatzbetrag von 5000 Pfd. St. für die 
Schadloshalung von Landungsinterefjenten. Zweitens für die Aufbringung 


Das Ventſche Reich und feine einzelnen Glieder. (September 7.—17.) 121 


ber deutſchen Bark „Hand Wagner” ein Betrag von inagefamt 4437 Pfd. St. 
und drittens für die Feſthaltung der deutjchen Bark „Marie“ ein Betrag 
von 126 Pb. St. 


7. September. (Stettin.) Aus Anlaß der Manöver be— 
fucht der Kaiſer Stettin und erwidert auf die Begrüßung des Ober- 
bürgermeifters: 


Mein lieber Herr Oberbürgermeifter! Ich danke Ihnen in Meinem 
und in der Kaiſerin Namen herzlich für die freundliche Begrüßung und 
ben Empfang, ben ch, wie immer, hier fand. 3 ift ja nicht das erfte 
Mal, dat Wir Stettin befuchen, bei jeder MWiederfehr fteigerte fi) Meine 
freude über den herzlichen Empfang. Weiß Ich doch, daß Stettin die 
Mege, die Ich wandle, al3 die richtigen erfannte. Sie haben, Herr Ober: 
bürgermeifter, unferer Brüder gedacht, die für unfere Intereſſen nach dem 
fernen DOften gegangen find. Ich habe die fefte Meberzeugung, daß e3 ihnen 
gelingen wird, dort fefte und geordnete Verhältniffe zu Schaffen, unter denen 
der deutiche Kaufmann, der dort lebt und wirft, ein für allemal vor Un: 
heil bewahrt bleiben und ohne Störung und Gefahr Handel treiben kann. 
Ich habe gar feine Bejorgnifje für die Zukunft, denn mit uns ift Gott, 
der wird una burchhelfen. 

Bei einem Feſtmahle, dad die Provinz Pommern gibt, erwibert er 
auf die Anſprache de3 Vorſitzenden des Provinziallandtagd: Ach fpreche 
Ahnen Meinen innigften Dank aus, ebenſo den Ihrer Majeftät ber Kaijerin 
für die warmen, jchönen Worte, welche Sie namens der Provinz Pommern 
foeben an Uns gerichtet haben. ch bin Zeuge geivefen vieler Empfänge, 
die Meinem feligen Großvater hier in Stettin bereitet wurden. Wohl ent: 
finne Ich Mich noch des Abende, wo Ahr von Meinem hochjeligen Groß: 
vater jo gern gejehener Vater von ihm angeredet wurde. Auf Schritt und 
Tritt entjtehen vor Meinem geiftigen Auge in Stettin Bilder der Vergangen— 
heit, die Mich mit Freude und Dankbarkeit erfüllen. Ich hege die fefte 
unveränderliche Zuverficht, daß die Provinz Pommern nad; wie dor in 
Treue an unfer Haus durchhalten wird, verbinde aber auch damit ben 
Wunſch, daß der Provinz in ihrem Vorwärtäjchreiten, insbeſondere auf dem 
Gebiete der Landwirtichaft, der Segen nicht fehlen möge. Gerade auf 
diejem Gebiete ift die Provinz mit ihren Beftrebungen und Einrichtungen 
muftergültig geworden. Mit ben beiten Wünjchen für dad Mohlergehen 
der Provinz erhebe ich Mein Glas und trinke auf das Wohl der Provinz 
Pommern. Hurra, hurra, hurra! 


9. September. (Magdeburg) Auf dem Parteitage der 
deutjch-jogialen Reformpartei wird ein Vertrauensvotum an den 
Fraktionsvorstand abgelehnt. Infolgedeffen tritt Abg. Liebermann 
dv. Sonnenberg mit einigen Anhängern aus der Fraktion aus. 

Mitte September. Der Reichskanzler begibt von den etat3- 
mäßig bewilligten Krediten 80 Millionen in den Bereinigten 
Staaten. — Die Anleihe im Ausland wird von Blättern aller 
Richtung Fritifiert. 

17. September. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” ver— 
Öffentlicht folgenden Depejchenwechjel zwifchen dem Kaifer und dem 
Präfidenten Mac Kinley anläßlich der Wirbelftürme in Texas: 
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Der Kaifer telegraphiert in englifcher Sprade: 

Ich möchte Eurer Excellenz den Ausdrud Meiner tief empfundenen 
Teilnahme an dem Unglüd übermitteln, da3 über die blühende Stadt und 
den Hafen Galvefton und über mauche andere Zeile von Texas herein: 
gebrochen ift, und trauere mit Ihnen und dem Volt der Vereinigten Staaten 
über den großen Verluft an Leben und Eigentum, den der Orfan ver: 
urſachte. Ebenbürtig aber der Größe de3 Unheils ift der unbezwingbare 
Geift der Bürger ber neuen Welt, die fich in ihrem langen Ringen gegen 
feindliche Naturgewalten fiegreich bewährten. Ich hege die aufrichtige Hoff: 
nung, daß Galvefton zu neuem Wohlſtande erblüht. 

Mac Kinley antwortet in deuticher Sprade: 

Die don Eurer Majeftät der Regierung und dem Volt ber Ver: 
einigten Staaten überjandte Botjchaft der Teilnahme und Mitleid3bezeigung 
ift höchft mwohlthuend und angenehm. Im Namen des Volkes und der 
Regierung ſowohl, al3 der Taufende, die durch das Unglüd von Galvefton 
umerjeglihen Berluft und Schaden erlitten haben, ftatte ich Eurer Majeftät 
meinen verbindlichften Dank ab. 


17.121. September. (Mainz) Parteitag der Sozialdemo= 
fratie. Finanzen; Majejtätsbeleidigung; Verkehr und Handel; 
Beteiligung bei Landtagswahlen; Weltpolitik. 


Zum Vorfibenden wird Reichdtagsabg. Singer gewählt und er— 
Öffnet die Sigung mit einem Nachruf auf Liebknecht. Abg. Gerijch bes 
tont, daß feit langer Zeit wieder einmal die laufenden Ausgaben nicht 
durch die Einnahmen gededt werden fünnten, weil viele Wahlkreije nichts 
an die Zentralfafje ablieferten. — Es wird dann beſchloſſen, einen Antrag 
auf Aufhebung des Majeftätsbeleidigungsparagraphen im Reichätage ein: 
zubringen. — In einem Referat über Verkehrs- und Handelöpolitif betont 
Galmwer, die Sozialdemokratie müfje fi in allen Schritten durch Zweck— 
mäßigfeitögründe leiten laffen, deshalb jeien auch Schubzölle nicht unbedingt 
zu verwerfen, weil fie 3. B. durch Berbefjerung der Lage der Induſtrie den 
Arbeitern zu gute fommen fönnten. Deshalb jei eine europäiiche Zollunion 
gegen Amerika keineswegs prinzipiell zu befämpfen, jondern ald Notwehr 
zu betrachten. Gegen dieſen Standpunft wenden fih ſcharf Roja Luxem— 
burg und Bebel, der fih u.a. für eine Uebernahme aller Eifenbahnen 
durch das Reich ausfpricht, um eine VBerpreußung zu verhüten. Abg. v. Boll: 
mar: Gerade die Berfehräzentralijation würde den ärgiten Feind der Sozial: 
demofratie, die „reichspreußiſche“ Gewalt, verftärfen, man müſſe daher die 
ſüddeutſche Eifenbahngemeinschaft befördern. — Nach lebhafter Debatte wird 
dann mit 163 gegen 66 Stimmen beichlojjen, daß fich die Sozialdemofraten 
an den Landtagswahlen beteiligen jollen und mit 137 gegen 93 Stimmen 
wird der Abſchluß von Wahlbündnifjen mit bürgerlichen Parteien geftattet. 
Dagegen jpriht namentli” Singer, weil folder Kuhhandel zur Ber: 
ichleierung der Prinzipien führe, dafür Dr. Quark (Frankfurt a. M.) und 
Haaje (Königsberg), der ausführt, fein Arbeiter würde bei der Leutenot 
wegen jozialdemofratifcher Abftimmung gemaßregelt werben. Die Rejolution 
lautet: „In denjenigen deutſchen Staaten, in welchen das Dreiklafjenwahl: 
ſyſtem befteht, find die Parteigenoffen verpflichtet, bei den nächſten Wahlen 
mit eigenen Wahlmännern in die Wahlagitation einzutreten. Für bie 
Landtagswahlen in Preußen bildet der Parteivorftand dad Zentraltomitee. 
Ohne deifen Zuftimmung dürfen die Parteigenofjen in den einzelnen Wahl: 
freijen feinerlei Abmachungen mit ben bürgerlichen Parteien treffen.” — 
In den übrigen Debatten werden heftige Angriffe gegen die Weltpolitif, 
insbeſondere in der chinefiichen Frage, gerichtet. 
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18. September. Note an die deutjchen Botjchaften und Ge— 
fandtjchaften über die Vorbedingungen für die Wiederanfnüpfung 
diplomatischen Verkehrs mit China: 


An die Borichaften in London, Paris, St. Peteräburg, Rom, Wa: 
Ihington, Wien und die Geſandtſchaft in Tokio ergeht nachftehendes gleich: 
lautende3 Telegramm: Die Regierung des Kaiſers erachtet als Worbedingung 
für den Eintritt in den diplomatiichen Verkehr mit der chinefiichen Regie: 
rung die Auslieferung derjenigen Perfonen, die als die erften und eigent: 
lichen Anftifter der gegen da3 Völkerrecht in Peking begangenen Verbrechen 
feftgeftellt werden. Die Zahl der ausführenden verbrecherijchen Werkzeuge 
ift zu groß; dem zivilifierten Gewiſſen würde eine Mafjenerefution wider: 
fprechen. Auch liegt es in ben Berhältnifjen, daß jelbft die Gruppe ber 
Leiter nicht vollftändig ermittelt werden kann. Die wenigen aber unter 
ihnen, deren Schuld notorifch ift, jollten ausgeliefert und beftraft werben. 
Die Vertretungen der Mächte in Peking werden in ber Lage fein, in diefer 
Unterfuhung ein vollgültige® Zeugnis abzulegen oder beizubringen. Auf 
die Zahl der Beftraften fommt es weniger an al3 auf deren Eigenjchaft 
al3 „Hauptanftifter und Leiter". Die Regierung glaubt auf die Einftim: 
migfeit aller Kabinette in diefem Punkt zählen zu können, denn eine Gleich: 
gültigfeit gegen ben Gedanken einer gerechten Sühne wäre gleichbedeutend 
mit der Gleichgültigkeit gegen die Wiederholung des Verbrechens. Die 
Regierung ſchlägt deshalb den beteiligten Kabinetten vor, ihre Vertreter 
in Peking zur Bezeichnung derjenigen leitenden Perjönlichkeiten in Peking 
aufzuforbern, über deren Schuld bei der Anftiftung oder der Durchführung 
ber Verbrechen Zweifel ausgeſchloſſen jeien. ge3. Bülow. 

19. September. Die „Kölnifche Zeitung“ jchreibt über die 
Ausweifung von Tremden aus Transvaal durch die englijche Re— 
gierung: 

Die Ausweifungen von fremden aus Trandvaal, darunter auch einer 
Anzahl von deutſchen Reichdangehörigen, dauern fort. Mehrfach hatte man 
Gelegenheit, die wenig rüdficht3volle Art der Beförderung Ausgetwiejener 
zu beobachten. Seitens ber zuftändigen Konſuln, insbeſondere der deutjchen, 
wurde hiegegen bei dem Gouverneur Milner Klage erhoben. Gouverneur 
Milner hat daraufhin die dem deutſchen Generalfonful ſchon vorher 
mündlich erteilte Zuficherung wiederholt, er werde alles thun, um bei den 
britiſchen Militärbehörden darauf hinzumwirfen, daß auf deutſche Reiche: 
angehörige, infomweit ihre Ausweifung vom Kriegsſchauplatz nicht zu um: 
gehen ift, jede mögliche Rüdficht genommen werde. Thatjächlich macht ſich 
in der lebten Zeit eine Beſſerung in der Behandlung der Ausgewieſenen 
infofern bemerflich, als die Behörden jeßt für deren Unterkunft, Verpflegung 
und freie Weiterbeförderung nach Europa Sorge tragen. Für die deutjchen 
Frauen, die fi) unter den Ausgewiejenen befanden, wurde erreicht, daß 
man fie mit Fahrkarten zweiter Klaſſe verjah. 


22. September. (Tilſit.) Der Kaiſer wohnt der Enthüllung 
eines Denkmals der Königin Luife bei und erwidert auf eine An— 
Tprache des Bürgermeijterg: 


Ich trinke diefen Pokal auf dad Wohl der Stadt und ihrer Bürger: 
ſchaft. Ich trinke ihn dankend zunächft als Landesherr und König für den 
treuen, zu Herzen gehenden Empfang der Stadt Tilfit. Ich trinke ihn zum 
andern al3 Urenkel der hohen frau, deren Standbild Sie heute enthüllten 
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dankend dafür, daß Sie das Andenken der ſchwer geprüften, nie verzagenden 
Königin in fo ſchöner Weiſe in Ihrer Stadt fortleben laſſen. Ich trinke 
ihn zum dritten ald Enfel, denn der heutige Tag wäre einer gewejen, der 
fo recht vom Herzen dem Wunſche Meines hochjeligen Herrn Großvaters 
entiprochen hätte. Mögen der Stadt Tilfit und unſerm Lande ftet3 Frauen 
und Mädchen erftehen, die eine ungeminderte, nie verfagende Zuverficht auf 
Gott und feine Hilfe bei unferer Generation, bei ihren Männern und 
Söhnen pflegen bis in die entfernteften Zeiten! Das ift Mein Wunſch für 
ZTilfit, diefe Provinz und unſer Land. 


25. September. Die „Kölnifche Zeitung” fehreibt über den 
Erfolg der Note an die Gejandtichaften (S. 123): 


Die Antworten jämtlicher Mächte auf die Bülow'ſche Note, aus— 
genommen England, find nunmehr eingegangen, Alle erklären fi) mit 
dem beutjchen Vorjchlag im mefentlichen einverfianden. Daß Amerika hie: 
von abweicht und in China jelbjtändige Politik betreiben will, ift befannt. 
Als erfte Folge der amerikanischen Politik ift wohl zu betrachten, dat Prinz 
Tuan don der Kaiſerin in das erfte Staat3amt berufen ift. Offenbar ift 
durch die amerifanische Note den Chineſen der Mut fo jehr geftärkt worden, 
daß fie ihre Lieblingsfpefulation auf die Uneinigfeit der Mächte wieder 
aufnehmen durch eine Handlung, die, wie die Ernennung Tuans, ber ganzen 
Melt ind Gefiht jchlägt. Im diefer Berechnung dürften die Chinejen fich 
ebenjo täufchen, wie in manchem anderen. Selbft angenommen, daß die 
aktive Arbeit gegen China nur einem Zeil der Mächte überlafjen werden 
jollte, jo wird diefer Zeil ftark genug fein, um China feinen Willen auf: 
zulegen; wenn auch etwa ein Staat teilnahmslos zur Seite fteht, jo wirb 
er deshalb noch lange nicht daran denken, dem Werke der Gerechtigkeit ent: 
gegenzutreten, weil es von anderen ausgeübt wird. E3 ift nicht zu ber: 
fennen, daß die Ernennung Tuans, die nach Anficht der beftunterrichteten 
Mächte thatjächlich erfolgt ift, der Lage ein veränderte® Ausfehen gab. 
Manche Mächte, ficherlich mehr als eine, werden fich die frage vorlegen, 
ob e3 überhaupt möglich jei, mit einem Staate in diplomatiiche Verband: 
lungen zu treten, an dejjen Spibe ein Mann fteht, gegen den der dringenbdite 
Verdacht vorliegt, daß er fich der fchwerften völferrechtlichen Verbrechen 
ſchuldig gemadht habe. Die amerikanische Regierung, die in dieſer An: 
gelegenheit ihre eigenen Wege geht, bejchäftigt fich jegt, laut Depeſche aus 
MWaihington, damit, Weifungen für den Gefandten Conger feftzuftellen, der 
fih mit Li-Hung-Tſchang und Prinz Tiching über den Ort einigen wird, 
wo diejelben mit den Vertretern der übrigen Mächte zufammentreffen jollen, 
um die erften Verhandlungen zu erledigen und gewifje große Gefichtspunfte 
für die Konferenz aufzuftellen. Man darf geipannt jein, wie die Verband: 
lungen zwijchen Conger und den Bevollmädtigten Tuans verlaufen tverden. 
Gonger hatte während der Belagerung der Gejandtichaften in Peking Ge: 
legenheit, die Methode kennen zu lernen, die Tuan gegen die Vertreter der 
Großmächte anwendet. Die neuerlich bewiejene Nachgiebigfeit Amerikas 
gegenüber China dürfte den chinefiichen Prinzen nicht weicher geftimmt 
haben, der möglicherweije die Vorbedingung ftellen wird, daß die ameri- 
fanifchen Miffionäre in Zukunft aus China ausgejchlofien jein jollen. 
Wenn in der Wajhingtoner Depejche gejagt wird, da Conger mit Tiching 
und Li-Hung-Tſchang über den Ort fich einigen will, wo fie mit den Ber: 
tretern der übrigen Mächte zujammentreffen follen, um die erften Verband: 
lungen zu erledigen und gewiſſe große Gefichtspunfte für die allgemeine 
Konferenz aufzuftellen, jo muß bemerkt werden, daß hier von einem für 
folche Verhandlungen Amerika erteilten Mandat nichts bekannt ift. 
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24.—26. September. (Köln.) Tagung des Verbandes deut- 
cher Arbeitsnachweije. 

25.126. September. (München) Internationaler Kongreß 
katholiſcher Gelehrter. 


Ende September. In der Prefje beginnt eine lebhafte Agi- 
tation für und wider die Erhöhung der Getreidezölle bei der bevor- 
jtehenden Erneuerung der Handelsverträge. 


Ende September. (Preußen) Mehrere preußifche Minifter 
halten Konferenzen in Pojen mit den Behörden ab. Über das 
Ergebnis jchreibt die „Berliner Korrefpondenz“ : 


Die durch umfaſſende Vorarbeiten geförderten Beratungen, deren 
Ziel in erfter Linie die Stärkung des Deutſchtums und die Befeitigung ber 
deutjchen Stellung in der Provinz Pojen bildete, haben zu einem vollen 
Einverftändnis der Vertreter der Staatsregierung mit den Provinzial: 
behörden und den zugezogenen Sachverſtändigen über die erörterten fragen 
und zur Beichlußfafjung über eine Reihe wichtiger und dringlicher Maß: 
nahmen geführt. Zu erwähnen find hierunter insbefondere die Maßnahmen 
zur Hebung des deutſchen Handwerferfiandes, jomwie die Maßnahmen zur 
Erhaltung, Feitigung und Bermehrung des beutjchen Kleinbeſitzes in der 
Provinz Pojen. Eine Reihe weiterer Beichlüffe galt der Erweiterung des 
bereit3 in der Durchführung begriffenen Planes, die Stadt Poſen ala 
Mittelpunkt des Deutjchtums auszugeftalten. Es wird zu erwarten fein, 
daß ein Zeil der beſchloſſenen Maßregeln bereit im nächſtjährigen Staats— 
haushaltsetat zum Ausdrud gelangt. 


Ende September. (Hamburg) Schluß eine großen Aus— 
ftandes der Werftarbeiter. (Vgl. ©. 112.) 

Ende Juni treten auf einer Merft die Nieter in den Ausftand, 
weil ihnen die geforderte Lohnerhöhung und neunftündige Arbeitszeit nicht 
bewilligt wird. Um die Arbeiter zum Nachgeben zu zwingen, jperrt der 
Verband der Eijen-nduftriellen die von ihm abhängigen Werftarbeiter 
aus, Nach mehreren fruchtlojen Verhandlungen nehmen die Arbeiter die 
Arbeit bedingungslos wieder auf, behalten aber ihre Organifation bei 
(24. September). 


29. September. (München) Der Prinzeftegent eröffnet 
das neue Bayerifche Nationalmufeum. 

30. September. Der Kaiſer beantwortet ein Telegramm des 
Kaiſers von China über die Sühne für die Ermordung Kettelers. 


Das Telegramm des Kaiſers von China lautet: 

Seine Majeftät der Kaiſer von China entbietet Seiner Majeftät dem 
Kaifer jeinen Gruß. 

Daß Euerer Majeftät Gefandter Freiherr von Ketteler als Opfer 
der plößlich in China ausgebrochenen Empörung gefallen ift, ohne daß 
Unfere Beamten e3 verhindern konnten, und dadurch die freundjchaftlichen 
Beziehungen getrübt find, haben Wir bereits aufs tieffte beflagt und be: 
dauert; durch Verordnung vom heutigen Tage verordnen Wir, daß für den 
Verftorbenen an einem Altare geopfert wird, und haben den Gropjefretär 


re 
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Kun⸗Kang angewwiefen, an dem Altare ein Trankopfer darzubringen. Die 
Hanbelö:Superintendenten der nördlichen und ſüdlichen Häfen haben zu— 
gleich Befehl erhalten, bei der Meberführung des Sarges in die Heimat alle 
nötigen Vorkehrungen zu treffen. Bei der Ankunft des Sarges in Deutſch— 
land verordnen Wir die Darbringung eines zweiten Opfers an einem Altare 
und haben mit der Vollziehung desjelben den Vizepräfidenten des Finanz: 
minifteriumsd Lue-HaisHuan beauftragt. Es ſoll dadurch Unjer Schmerz 
und Unſer Gedenten an den DVerftorbenen zum Ausdrud gebracht werden. 
Deutichland hat mit China ftet3 die freundichaftlichiten Beziehungen unter: 
halten. Wir hoffen daher feft, daß Euere Majeftät vor allen Dingen bie 
roßen gemeinjamen Intereſſen Chinas und des Auslandes ſchützen und 
Deshalb allem Groll entjagen werden, damit jobald wie möglich der Friede 
vereinbart werben kann und alljeitige Eintracht für ewige Zeiten ermög: 
licht wird. Das ift Unſere ſehnlichſte Hoffnung und Unſer lebhaftefter 
Wunſch. 


Der Kaiſer antwortet darauf: 


30. September 1900. 
An den Kaiſer von China. 

Ich, der Deutſche Kaiſer, habe das Telegramm Seiner Majeſtät des 
Kaiſers von China erhalten. Ich habe daraus mit Genugthuung erſehen, 
daß Euere Majeſtät beſtrebt ſind, die ſchändliche, jeder Kultur hohnſprechende 
Ermordung Meines Geſandten nach Gebrauch und Vorſchrift Ihrer Religion 
zu ſühnen. Doch kann Ich als Deutſcher Kaiſer und Chriſt dieſe Unthat 
durch Trankopfer nicht als geſühnt erachten. Neben Meinem ermordeten 
Geſandten iſt eine große Zahl von Brüdern chriſtlichen Glaubens, Biſchöfe, 
Miſſionare, Frauen und Kinder vor den Thron Gottes getreten, die um 
ihres Glaubens willen, der auch der Meinige iſt, unter Martern gewaltſam 
geſtorben ſind und als Ankläger Euerer Majeſtät erſcheinen. Reichen die 
von Euerer Majeſtät befohlenen Trankopfer für alle dieſe Unſchuldigen aus? 
Ich mache nicht Euere Majeftät perſönlich verantwortlich für die Unbill, 
welche gegen die bei allen Völkern für unantaſtbar geachteten Geſandtſchaften 
verübt, noch für die ſchwere Kränkung, welche ſo vielen Nationen, Kon— 
feſſionen und den Unterthanen Euerer Majeftät, die Meinem chriſtlichen 
Glauben angehören, zugefügt worden iſt. Aber die Ratgeber des Thrones 
Euerer Majeſtät, die Beamten, auf deren Häuptern die Blutſchuld des Ver— 
brechens ruht, das alle chriſtlichen Nationen mit Entſetzen erfüllt, müſſen 
ihre Schandthat büßen, und wenn Euere Majeſtät fie der verdienten Strafe 
zuführen, jo will ch dies ala eine Sühne betrachten, die den chriftlichen 
Nationen genügt. Wollen Euere Majeftät Ihren kaiſerlichen Arm dazu 
leihen und hierbei die Unterftügung der Vertreter aller beleidigten Nationen 
genehmigen, jo erkläre Ich Mich Meinerjeit3 damit einverftanden. Auch 
würde Ich die Rückkehr Euerer Majeftät begrüßen. Mein General-Feld— 
marſchall Graf dv. Walderjee wird den Befehl erhalten, nicht nur Euere 
Majeftät nad Rang und Würde ehrenvoll zu empfangen, jondern auch 
Euerer Majeftät jeden militäriichen Schuß gewähren, den Sie wünjchen und 
deſſen Sie vielleicht auch gegen die Rebellen bedürfen. Auch Ich jehne 
Mic nach Frieden. Aber nach dem Frieden, der die Schuld fühnt, das 
begangene Unrecht in vollem Umfang und nad jeder Richtung wieder gut 
macht und allen fremden in China volle Sicherheit bietet an Leib und 
geben, an Hab und Gut, bejonders aber zu freier Ausübung ihrer Religion. 

Wilhelm IR. 


Das Telegramm des Deutjchen Kaiſers findet im In- und Auslande 
lebhafte Zuftimmung. 
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30. September. (Reich3lande) Bei den Bezirkswahlen 
erreichen weder Protejtler noch Sozialdemokraten Erfolge. 


1. DOftober. Die neue Reichgmilitärjtrafgericht3ordnung tritt 
in Kraft. In Bayern werden ihren Beltimmungen entjprechend 
Anordnungen getroffen über den Ausſchluß der Öffentlichkeit. — 
Die Schußtruppen werden dem Reichsmilitärgericht unterftellt. 


1. Oftober. Staatsſekretär des Auswärtigen Graf Bülow 
richtet Folgende Note an die Botjchaften in London, Paris, Peters- 
burg, Wien, Wajhington und Rom und an die Gejandtjchaft in 


Tokio: 

Der kaiſerlichen Regierung iſt durch Scheng-Taotai in Schanghai 
ein angebliches Edikt des Kaiſers von China zur Kenntnis gebracht worden, 
in dem die Beſtrafung mehrerer mit Namen aufgeführter Prinzen und 
Großwürdenträger wegen Begünſtigung der Boxer angeordnet wird. Die 
kaiſerliche Regierung nimmt an, daß den Fa beteiligten Kabinetten 
eine gleiche Mitteilung zugegangen ift. In der Vorausſetzung der Echtheit 
dieſes Ediktes, welche wir unjererjeit3 bis auf weiteres nicht in Zweifel 
ziehen wollen, würden wir darin einen eriten Schritt erbliden fönnen, um 
zu einer brauchbaren Bafi3 zur Wiederherftellung geordneter Zuftände in 
China zu gelangen. Die kaiſerliche Regierung jchlägt deshalb den Mächten 
vor, fih nunmehr dahin zu einigen, daß die diplomatifchen Vertreter in 
China angewiejen werden, zu prüfen und zu begutachten: 1. ob die im 
Edikt enthaltene Lifte von jtrafbaren Perjonen genügend und richtig fei, 
2. ob die in Ausficht geftellten Strafen angemefjen jeien, und 3. in welcher 
Weiſe die Ausführung der Beitrafung von den Mächen zu Eontrollieren jei. 


1.12. Oktober. (Leipzig) Auf dem Bertretertage der na= 
tionaljozialen Partei jpricht Pfarrer Naumann für die faifer- 
liche Weltpolitik, die VBerfammlung billigt feinen Standpuntt. 

Anfang Oktober. Es wird eine medizinijche Promotiong- 


ordnung für das Deutjche Reich erlafjen. 


Dana) jollen Reichdangehörige in der Regel erft nach Erlangung 
ber ärztlichen Approbation zur Promotion zugelafjen werden, Bedingung 
für die Promotion ift die Einlieferung einer druckwürdigen Differtation 
und Abhaltung eines wiſſenſchaftlichen Kolloquium: dor drei Examinatoren. 
Reichsangehörige ohne medizinische Approbation bedürfen für die Zulafjung 
zur Promotion der bejonderen Genehmigung des vorgejegten Landesmini— 
fteriums. Ausländer haben den Nachweis zu erbringen, daß fie einen 
Studiengang durchgemacht haben, wie er für die mediziniiche Approbation 
verlangt wird. Danach haben fie unter Vorlage einer Difjertation eine 
Prüfung zu beftehen, die der deutjchen Approbationsprüfung nachgebildet ift. 


2. Oktober. (München) Vermählung der Prinzejfin Eli- 
jabeth von Bayern mit dem Prinzen Albert von Belgien. 

7. Oktober. (Baden.) Durch ein Eifenbahnunglüd zwijchen 
Heidelberg und Nedargemünd werden 9 Perjonen getötet und über 
70 verletzt. 
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8. Oktober. (Berlin) Der Reichdfanzler und der Nord— 
deutjche Lloyd bejchließen, folgenden Zuſatz zu Artikel 1 des Ver— 
trages über die Unterhaltung deutjcher Poſtdampfſchiffs-Verbindungen 
mit Oftafien und Auftralien vom 12. September/30. Oftober 1898 
hinzuzufügen: 

An Stelle der unter A 4 vorgefehenen Anjchlußlinie von Singapore 
nad) dem Neu:-Guinea-Schußgebiet und zurüd können nach Vereinbarung 
unter den vertragjchließenden Zeilen eine oder mehrere Anjchlußlinien von 
Anlaufhäfen der hinefiich-japanifchen Hauptlinie nach dem genannten Schuß: 
gebiet und nach den jonjtigen Inſelgruppen des deutſchen Südjee-Schuß- 
gebietes unter jolchen Betriebsbedingungen eingerichtet werden, daß die 
Sejamtleiftung de3 Unternehmens auf diefen Anjchlußlinien gegenüber der 


Gejamtleiftung der unter A 4 vorgejehenen Anjchlußlinie nicht verringert 
wird. (Der Vertrag im „Staats-Archiv“ Bd. 62.) 


8.19. Oktober. (Weslar.) Parteitag der Chrijtlich-Sozialen. 


Die VBerfammlung, die vorwiegend vom Hofprediger a. D. Stöder 
geführt wird, jpricht fich für die faijerliche Weltpolitif aus und fordert 
unter Verurteilung der Objtruftion im Reichstage ein ftrenges Geſetz gegen 
grobe Ausjchreitungen in Yitteratur und Kunſt. Ferner wird verlangt zur 
wirkjamen Bekämpfung der Sozialdemokratie an der Sozialreforın feitzu: 
halten und zur Hebung der Landwirtjchaft höhere Zolljäge für Getreide 
und Fleiſch ala bisher. 


11. Oktober. Baden-Baden.) Vertreter der Regierungen 
von Baden und Eljaß-Lothringen beraten über die Annahme einer 
einheitlichen Rheingrenze zwijchen beiden Staaten. 

11. Oktober. (Preußen) Auf dem Plateau de alten 
Römerkaftells Saalburg (in Naffau) wird der Grundjtein zu einem 
Reichs-Limes-Muſeum gelegt. Der Kaijer hält dabei folgende Rede: 

Der erſte Gedanfe am heutigen Tage greift zurüd in wehmutsvollem 
Danf an Meinen unvergeklicyen Vater, den Kaiſer Friedrich III.; feiner 
Thatkraft und jeinem jchaffensfreudigen Wollen dankt die Saalburg ihre 
Miedererftehung. Gleichwie im fernen Oſten der Monarchie die gewaltige 
Nitterburg, die einft die deutjche Kultur im Oſten einpflanzte, auf jein 
Geheiß wieder neu eritand und nunmehr der Vollendung entgegenjchreitet, 
fo ift auf dem hohen Taunus einem Phönix gleich aus jeiner Ajche empor: 
geftiegen da3 alte Römerkaftell, ein Zeuge römischer Macht und ein Glied 
in der gewaltigen Kette, die Roms Legionen um da3 gewaltige Reich legten, 
die auf dad Geheiß de3 einen römischen Imperators, des Cäſars Auguftug, 
der Welt jeinen Willen aufzwangen und die gejamte Welt der römijchen 
Kultur eröffneten, die befruchtend vor allem auf Germanien fiel. So weihe 
Ich diejen Stein mit dem erften Schlag der Erinnerung an Kaiſer Fried: 
rich II.; mit dem zweiten Schlag der deutjchen Jugend und den heran: 
wachjenden Gejchlechtern, die hier in dem neu erjtandenen Mujeum lernen 
mögen, was ein Weltreich bedeutet; zum dritten der Zukunft unſeres deut— 
ſchen Baterlandes, dem es bejchieden jein möge, in zukünftigen Zeiten durch 
einheitliches Zujammenwirfen der Fürſten und Völker, ihrer Heere und 
ihrer Bürger jo gewaltig, jo fejt geeint und jo maßgebend zu werden, wie 
es einſt das vömijche Weltreih war, damit es auc in Zukunft dereinft 
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heißen möge, wie in alter Zeit „Civis Romanus sum* nunmehr: „Ich bin 
ein deutjcher Bürger.“ 


13. Oftober. (Reichstagswahl) Im Wahlfreife Hof- 
geißmar-Rintelen erhalten bei der Erſatzwahl Lippoldes (konſ.) 2300, 
Vogel (Antif.) 2150, Ernſt (freif.) 320, Wittje (nl.) 1350, Garbe 
(Soz.) 1540 Stimmen. Bei der Stichwahl am 23. wird Vogel 
mit 5003 Stimmen gegen Lippoldes mit 3417 Stimmen gewählt. 

Mitte Oktober. Bilchöfliche Angriffe auf die chriftlichen 
Gewerkichaften. 


Anfnüpfend an eine Kundgebung ber legten Fuldaer Biſchofskon— 
ferenz gegen die Sozialdemofratie erläßt Erzbiichof Nörber von Freiburg 
ein Rundjchreiben gegen die chriftlichen Gewerkichaften, worin e3 heißt: 

Die Gewerfichaftsbemwegung hat zwar anfangs durch dad von ihr 
prätendierte nächjte Ziel, und weil fie ala „chriftlich” fich bezeichnete, auch 
bei fatholifchen und geiftlichen Arbeiterfreunden Eindruf gemacht und 
Hoffnungen erwedt. Allein jchon jett hat es fich gezeigt, da das Wort 
„Hriftlih” Hier nur ein leerer Schall und Aushängeichild ift und daß bie 
Bewegung mit unaudbleiblicher Konjequenz nur der Sozialdemokratie zu 
gute fommen fann, für die fie jene Kreiſe organifiert und vorbereitet, bie 
einftweilen noch auf dem Boden der gegenwärtigen Gefjellichaftsordnung 
bleiben wollen. Die Verhandlungen ihres Delegiertentages in Frankfurt, 
die ja jede religiöfe Grundlage ausjchloffen und als zu erftrebendes Ziel 
die Vereinigung mit den jozialdemofratifchen Arbeitern proflamierten, ſowie 
der Beifall, den die jozialdemofratifche Prejje diefen Verhandlungen und 
Beitrebungen jpendete, laſſen hierüber feinen Zweifel übrig. 

Gegen diejen Erlaß polemifiert die „Kölnische Volkszeitung“, ebenfo 
mehrere Gewerkjchaften, 3. B. die fatholiichen Mitglieder des Zentralvor: 
ftandes des Gewerkvereins chriftlicher Bergarbeiter in Effen. 


16. Oktober. Abjchluß einer Vereinbarung zwifchen Deutfch- 
land und England über ihre Politit in China. (Vgl. Groß— 
britannien.) — Zeitungsjtimmen. 

„Rorddeutiche Allgemeine Zeitung” (offizids): Auf den erften Blick 
ift Har, daß der Schwerpunkt dieſes Abkommens auf wirtichaftlichem Ge: 
biete liegt. Es war eine wichtige Aufgabe der deutjchen Politik, unjeren 
ftarf fich entwidelnden Handel mit China, insbejondere mit dem Yangtje: 
Gebiete, vor der Gefahr einfeitiger Begünftigung des Handels anderer 
Länder dadurch zu fichern, daß der Grundjaß der offenen Thür praftijche 
Geltung in bindender Form erlangte. Wir begrüßen es als ein beruhigen: 
be3 Moment für den Weltfrieden, daß England ebenjo wie Deutjchland 
auf die Ausnußung der chinefiichen Wirren zu Sondervorteilen ausdrüdlich 
verzichtet und für feine wwirtichaftlichen Beitrebungen an dem Grundſatze 
der Gleichberechtigung aller feithält. Beide Teile wollen für die Durch: 
führung de3 Prinzips der offenen Thür in allen chinefiichen Territorien 
wirken, wo fie einen Einfluß ausüben können. Deutjchland übernimmt 
nicht die Verpflichtung, jeinen Einfluß da geltend zu machen, wo andere 
Mächte bereits bejondere Rechte erworben haben. Die Beltimmungen in 
Artikel 2 und 3, die fich gegen eine Zerjtücelung des chineſiſchen Reiches 
richten, entiprechen einem leitenden Gefichtäpunfte der deutjchen Politik, der 
in dem Rundjchreiben des Grafen v. Bülow an die bdeutjchen Bundes: 

Europäiicher Geſchichtskalender. XLI. 9 
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Württemberg, die, wie angenommen twird, während eines Bejuches des 
Kaijerd in dem königlichen Jagdſchloß Bebenhaufen ftattgefunden Hatte. 
Die Militärfonvention hatte die Kommandierung einiger Offiziere auf 1 
bi3 2 Jahre vorgejehen, und zwar zur Beförderung ber Gleihmäßigkeit in 
ber Ausbildung und dem inneren Dienft der Truppen. In der Praris 
geftaltete fich im Laufe der Zeit die Sache infofern ein wenig anders, ala 
der Begriff „einige“ fi eine gewiffe Dehnung gefallen laffen mußte und 
ala e3 nicht immer möglich war, die Zeitgrenze von 1 bis 2 Jahren ein: 
zubalten. Aus dem gegenjeitigen Kommandierungen ergab fi) aber auch 
das praftifche Bedürfnis, eine Gleichmäßigfeit in den Dienftalterd: und 
Beförderuugsverhältnifien herbeizuführen. Die württembergifchen Offiziere 
waren in dem erften Jahrzehnt des Reichs — hauptjächlich infolge ber 
Vergrößerung des württembergiſchen Kontingent? — in günftigeren Avan— 
cementsverhältniffen, jpäter trat eine große Stodung ein. Beides führte 
bei den Kommandierungen zu Unzuträglichkeiten, die auf der einen unb 
auf der andern Seite unlieb empfunden wurden. Um dem abzuhelfen, orb: 
nete ber Befehl dom 1. Dezember 1893 an, daß die Beförderung fünftig 
unter dem Gefichtspunft zu vollziehen jei, alle jene Schwierigkeiten zu ver 
meiden. Die beiderjeitigen Kriegsminifter follten daher eine einwandfreie 
Grundlage für da3 Dienflalteröverhältni3 der mürttembergifchen zu ben 
preußifchen Dffizieren feftitellen,; auch wünſchte ber König, daß die würt— 
tembergijche Ranglifte künftig mit der preußifchen vereinigt erjcheine. Zur 
dauernden Dienftleiftung jollte ein württembergiſcher Offizier in das Mili: 
tärfabinet des Kaiſers fommandiert werden, eben zur Durchführung der 
gleihmäßigen Beförderungsverhältniffe. Diejer Befehl von 1893 machte 
damals viel von fich reden; man fah darin in Württemberg zum Teil eine 
Preisgabe von Hoheitsrechten ded Königs; doch wurde eigentlich weniger 
von diejer ftaatsrechtlichen Frage gejprochen, als von der ftet3 wachjenden 
Zahl der Kommandierungen, von welchen man ein Aufgehen der Selbjtän: 
digkeit de twürttembergijchen Armeekorps befürchtete. Eine ſolche Ver: 
mehrung der Kommandierungen fand allerdingd gerade im Jahre 1894 
ftatt. Sie war, wie man jet aus den von dem württeımbergijchen Staats: 
minifterium ber Kammerkommilfion gegebenen Aufſchlüſſen erfährt, not: 
wendig, um eben jene Mebereinftimmung des Avancements herzuftellen. In 
der Folge ging die Zahl der Kommandierungen denn auch wieder zurück 
und fie ift jet im wejentlichen diejelbe, wie in dem Jahrzehnt vor 1895, 
wie denn auch der Befehl vom Dezember 1893 eine Vermehrung überhaupt 
nicht beabfichtigt hatte. Was nun die ftaatsrechtliche Frage betrifft, jo 
gab jchon im Mai 1894 der württembergiſche Minifterpräfident die Er: 
färung in der Hammer ab, daß der Befehl von 1893 fein Vertrag jei 
und feine Aenderung der Militärkonvention von 1870 bedeute. Wäre e3 
anders, jo hätten jowohl dem württembergijchen Landtag als auch dem 
Reichstag bezügliche Vorlagen gemacht werden müſſen. Gin Vertrag würde 
aud den Thronfolger des jeßigen Königs binden, davon fei feine Rede; 
da3 Abkommen enthalte überhaupt feine Bindung. Seit jenen Erklärungen 
des Herrn v. Mittnacht war die „Bebenhaujer Konvention“ aus der öffent: 
lichen Diskuſſion auch ſo ziemlich verſchwunden. Die Kammer jelbit hielt 
zwar eine weitere Prüfung für nötig, aber wie die lange Verjchleppung 
zeigt, hat auch fie der Sache jenen hochpolitifchen Wert nicht mehr beige: 
legt, der ihr anfangs zugefchrieben worden war. Aus dem jehr eingehenden 
Kommiffionsbericht, der eben den Druck verlaffen hat und der mehrere 
authentifche Erklärungen des württembergiichen Staatsminiſteriums und 
württembergijchen Kriegsminiſters enthält, ergibt fi) nun im wejentlichen 
folgendes: Die Praxis der legten drei Jahrzehnte hat allerdings den gegen: 
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feitigen Kommandierungen eine Ausgeftaltung gegeben, die dem ftrengften 
MWortfinn der betreffenden Artikel der Konvention von 1870 nicht ganz 
entjpricht: das ergibt fi) auß der Natur der Dinge; bei Abfafjung der 
Konvention lag eben die praftifche Erfahrung nicht vor. Nicht nur, daß 
die in der Konvention gewollte Abfiht — die Herbeiführung der Gleich: 
mäßigfeit in der Ausbildung und im inneren Dienft — bie Kommandie- 
zung von mehr als nur „einigen“ Offizieren erfordert; es hat fich auch im 
Laufe der Zeit ergeben, daß e3 durchaus im Intereſſe der württembergijchen 
Difiziere liegt, wenn da3 kleine württembergifche Kontingent im Avancement 
nicht in fich abgejchlofjen ift und wenn die Offiziere am Dienft und Avance— 
ment einer großen Armee teilnehmen. So führte der Kriegaminifter u. a. 
an, daß zur Zeit 36 württembergiſche Offiziere in höheren Stellungen 
find, 1894 nur 13; allein 5 Divifionäre find zur Zeit Württemberger 
(während da3 württembergiſche Armeeforps nur 2 Divifionen hat). Daß 
die ganze Ordnung der Dinge in Formen fich vollzog, welche ftaatärecht: 
li einwandfrei find, da3 bezeugte das württembergiſche Staatsminiſterium 
der Kammerfommijfion nochmals in einer jchriftlihen Erklärung vom 
6. September diejed Jahres, die Hauptjächlich betont, dat die Beförderung 
württembergijcher Offiziere nach wie vor durch freie Entjchliegung des 
Königs erfolgt und daß die Verfügung aller württembergifchen Stellen, 
auch derjenigen, auf welche preußifche Offiziere fommandiert werden, dem 
mwürttembergijhen Sontingentsheren verbleibt. In der Kommiſſion er: 
Härten fi) zwar einige Redner für noch nicht ganz befriedigt, es wurde 
aber doch der einftimmige Beichluß gefaßt, die Kammer foll nad) den Er: 
flärungen der Regierung den Befehl vom 1. Dezember 1893 als ftaat3- 
rechtlich unbeanſtandet gelten laſſen. Dagegen war man über die Zweck— 
mäßigfeitöfragen zum Zeil anderer Meinung. Dem Wunſch, es möchten 
die Kommandierungen auf ein geringere® Maß reduziert werden, ftimmte 
auch Herr v. Geh, der Sprecher der Deutjchen Partei, bei; in den Antrag 
an dad Plenum wurde der Wunſch aufgenommen, daß das württembergische 
Armeekorps vor allem auch in den höheren Kommandoſtellen in der Haupt: 
ſache don württembergiſchen Offizieren geführt werde. Der Abgeordnete 
Gröber hat eine Tabelle aufgeftellt, wonach jeit 1890 insbeſondere in der 
Beſetzung der Oberftenftellen eine Aenderung zu Ungunften der württem— 
bergiichen Offiziere eingetreten jei. Unter 30 höheren Stellen jeien zur 
Zeit drei Fünftel von preußifchen und nur zwei Fünftel von württem: 
bergiichen Offizieren bejegt. Allerdings find, entiprechend jenen drei Fünf: 
teln, württembergijche Offiziere in höheren Stellen ber preußifchen Armee 
plaziert, aber man war in der Kommiffion auf Seiten der volföparteilichen 
und Zentrumsredner der Meinung, daß, wenn dies ben Wünſchen der 
Offiziere entjpreche, es doch nicht auch im Intereſſe des Armeekorps jelbft 
gelegen jein müſſe. 

18. Oktober. Kanzlerwechjel. Der „Reichs- und Staat3= 
Anzeiger“ veröffentlicht folgende Bekanntmachung: 


Seine Majeftät der Kaiſer und König haben allergnädigft geruht, 
bem Reichskanzler, Präfidenten de3 Staatsminifteriums, Minifter der Aus: 
wärtigen Angelegenheiten, Fürften von Hohenlohe-Schillingsfürft, Prinzen 
von Ratibor und Corvey, die nachgejuchte Entlaffung aus feinen Aemtern 
unter Verleihung des hohen Ordens vom Schwarzen Adler mit Brillanten 
zu erteilen, und den Staatäminifter, Staatsſekretär des Auswärtigen 
Amtes, Grafen dv. Bülow, zum Reichskanzler, Präfidenten des preußijchen 
Staatsminifteriumd und Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten zu er: 
nennen, 
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Herner wird folgendes Handjchreiben des Kaiſers an den 

Fürſten Hohenlohe veröffentlicht: 
Mein lieber Fürft! 

So ungern Jh Sie aud aus Ihren bisherigen Stellungen im 
Reiche: und Staatsdienfte jcheiden fehe, jo habe ch doch geglaubt, Mich 
nicht länger dem Gewichte der Gründe, welche Ihnen die Befreiung von 
ber Bürde Ihrer verantwortungsreichen Aemter wünſchenswert erjcheinen 
lafjen, verjchließen zu dürfen. Ich habe daher Ihrem Antrage auf Dienft- 
entlafjung mit jchwerem Herzen ftattgegeben. Es ift Mir Bedürfnis, 
Ihnen bei diefer Gelegenheit, wo Sie im Begriffe ftehen, eine lange und 
ehrenvolle Dienftlaufbahn abzufchließen, für die langjährigen treuen und 
ausgezeichneten Dienfte, welche Sie in allen Ihnen übertragenen Stellungen 
dem Reiche und Staate, jowie Meinen Vorfahren und Mir mit aufopfern: 
der Hingebung und unermüdlicher Pflichttreue unter den ſchwierigſten Wer: 
hältnifjen geleiftet haben, Meinen wärmften Dank noch beſonders auszu- 
ſprechen. öge Ihnen nach einer ſo thatenreichen Vergangenheit durch 
Gottes Gnade ein langer und glücklicher Lebensabend beſchieden ſein. Als 
äußeres Zeichen Meiner Anerkennung und Meines dauernden Wohlwollens 
verleihe Ich Ihnen den hohen Orden vom Schwarzen Adler mit Brillanten 
und laſſe Ihnen deſſen Infignien hieneben zugehen. 

Ich verbleibe 

Ihr mwohlgeneigter und dankbarer 
Kaijer und König 
Wilhelm, I. R. 

Homburg d. d. H., den 17. Oktober 1900. 

Zum Staat3fefretär des Auswärtigen wird Unterjtaatsjefretär 
v. Richthofen, zum Unterjtaatsjefretär Geh.-Rat dv. Mühlenfels 
ernannt. , 

Dftober. Außerungen über den Kanzlerwechjel. 

Allgemein wird die Meinung vertreten, daß der Rücktritt bed Reichs— 
fanzler3 fein Ereignis von höchſter Wichtigkeit fei, weil er in ber lebten 
Zeit wenig Einfluß auf die Regierung gehabt habe. In manchen Blättern, 
namentlich der Linfen, wird der Grund feines Rücktritt in der Unzu— 
friedenheit mit der Chinapolitif und der Nichtberufung de3 Reichstags ge: 
fucht. — In der Beurteilung Bülows wird in agrarijchen Blättern Die 
Beſorgnis laut, daß er wirtſchaftliche Zugeftändniffe an das Ausland 
machen werde, um diplomatijche Erleichterungen herbeizuführen. In Blät: 
tern der Linfen wird ein Gegenjat zwiichen Bülow und Miquel erwartet. 
Der „Vorwärts“ jchreibt: „Die jäh dahinjagende MWeltpolitif verträgt den 
Hemmijchuh nicht mehr... . Dem mühjelig befhwichtigenden Greije folgt 
der ſchmiegſame junge Mann, der mit der Gabe dürftiger Gemeinpläßig- 
feit an die größten Probleme der Gejchichte Herantritt und das Reich 
immer weiter in die Dede einer unfruchtbaren und ausfichtälojen Allerwelts— 
politik treibt.” 


18. Oktober. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt 
zu Prefäußerungen über die Antwort der deutjchen Regierung auf 
das Rundjchreiben Delcafjes (vgl. Frankreich): 


Zutreffend wird vermutet, da in diefer Antwort zunächit mit Be: 
friedigung Akt genommen wird, daß auch die franzöfiiche Regierung in der 
Behandlung der chinefiichen Frage die Beftrafung der Hauptjchuldigen 
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allem anderen voranftellt. Von ben übrigen Anregungen des franzöfiichen 
Rundichreibend gab feine zu grundjäßlichen Bedenken Anlaß. Die allge: 
meine Faſſung der verichiedenen Punkte läßt erkennen, daß auch die fran: 
zöfifche Regierung für die Feititellung der Einzelheiten nähere Erörterungen 
in Ausficht nimmt. Hieran wird fich die deutſche Regierung gern beteiligen 
in der Zuverficht, daß aus diefem Meinungsaustauſch ſchließlich ein alljeitig 
zufriedenftellendes Ergebni3 hervorgehen wird. 


18. Dftober. (Leipzig.) Es wird feierlich der Grundftein 
zu einem Völkerſchlachtdenkmal gelegt. 

18. Oftober. (Reichſstagserſatzwahl.) Bei der Erſatzwahl 
in MWefthavelland-Brandenburg erhält v. Löbell (konſ.) 7116, Bode 
(frſ. Op.) 3298, Peus (Soz.) 9509 Stimmen. In der Stichwahl 
(26. Oktober) erhält Peus 10991, v. Löbell 10345 Stimmen. 

18. Oftober. (Reichdtagserfagwahl.) Bei der Erjagwahl 
im Wahlkreiſe Wanzleben erhält Schmidt (nI.) 5166, Gerlach (Soz.) 
6045, d. Kotze (konſ.) 3747 Stimmen. In der Stichwahl (26. Oft.) 
erhält Schmidt 8875, Gerlach 6520 Stimmen. 

19. Oktober. (Berlin) Reichskanzler Graf Bülow teilt 
dem Bundesrate jeine Ernennung mit durch folgendes Schreiben: 


Berlin, 19. Oktober 1900. Nachdem Seine Majeftät der Kaiſer und 
König Seine Durchlaucht den Fürften zu Hohenlohe: Schillingsfürft von der 
Stellung als Reichskanzler, ala Präfident des preußijchen Staatsminifteriums 
und al3 Minifter der auswärtigen Angelegenheiten entbunden und mich zum 
Reichsfanzler, Präfidenten des Staatsminifteriumd und Minifter der aus: 
wärtigen Angelegenheiten ernannt hat, beehre ich mich dem Bundesrat hier: 
neben Abjchrift der betreffenden beiden Allerhöchiten Ordres vom 17. d. M. 
zu überjenden. Gleichzeitig bemerfe ich ergebenft, daß ich die Gejchäfte heute 
übernommen habe. — Die beiden Allerhöchften Ordres lauten wie folgt: 

1. Auf Ihren Antrag will Ich Sie von der Stellung ald Reichs: 
fanzler jowie als Präfident Meines Staatäminifteriums und als Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten unter Bewilligung der gejeglichen Penfion 
hierdurh in Gnaden entbinden. Zu Ihrem Nachfolger habe Ich den 
Staatöminifter und Staatsfefretär de3 Auswärtigen Amts Grafen vd. Bülow 
ernannt. 

Homburg dv. db. H., 17. Oktober 1900. 

ge. Wilhelm I.R. 
ggez. Graf dv. Poſadowsky. 

An den Reichsfanzler Fürften zu Hohenlohe-Schillingsfürft, Prinzen 
von Ratibor und Corvey. 

2. Nachdem Ich den Fürften zu Hohenlohe-Schillingsfürſt feinem 
Antrage gemäß von der Stellung als Reichskanzler entbunden habe, will 
Ich auf Grund der Beltimmung der Berfafjung des Deutjchen Reichs (IV. 
Artikel 15) Sie unter Entbindung von Ihrem bisherigen Amte hierdurch 
zum Reichsfanzler ernennen. 

Homburg vd. d. H., 17. DOftober 1900. 

gez. Wilhelm I.R. 
ggez. Graf v. Poſadowsky. 

An den Staatsminiſter und Staatsſekretär des Auswärtigen Amts 
Grafen v. Bülow. 
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Oktober. Enthüllung über die Agitation für die Vorlage 
zum Schuße der Arbeitswilligen. Reichsamt des Innern und 
Zentralverband deutjcher Induftrieller. (Vgl. unten Reichstag.) 

Die jozialdemokratifche „Leipziger Volkszeitung“ veröffentlicht fol: 
gendes Schreiben des Vorſtandes des Zentralverbandes deuticher Induſtrieller 
an mehrere große Unternehmer: 

Berlin, den 3. Augujt 1898. 


Das Reichdamt des Innern hat mir perjönlich gegenüber den Wunfch 
geäußert, daß die Induſtrie ihm 12000 Mark zum Zwecke der Agitation 
für den Entwurf eines Geſetzes zum Schuß des gewerblichen Arbeitäverhält- 
nifjes zur Verfügung ftellen möchte. Ich Habe diefe Angelegenheit dem 
ftellvertretenden Vorſitzenden des Zentralverbandes, Herrn Geh. Finanzrat 
Sende, unterbreitet, der e8 au8 naheliegenden Gründen für zwedmäßig er: 
achtet hat, dieſes etwas eigentümliche Verlangen nicht zurüczumeijen. Herr 
Geheimrat ende hat für die Firma Krupp 5000 Mark zu dem erwähnten 
Zweck zur Berfügung geftellt. 

gez. 9. A. Bued. 

Das fozialdemofratifche Blatt ſchließt aus biefem Schreiben, das 
Reichsamt des Innern habe jein Budgetrecht verlegt, indem es fich geheime, 
nicht bewilligte und nicht gebuchte Einnahmen verjchaffte. Die freifinnigen, 
manche nationalliberale und die jozialdemofratiichen Zeitungen greifen des— 
halb die Regierung heftig an, der „Vorwärts“ fpricht von einem deutjchen 
„Panama“ (vgl. Jahrg. 1892, Frankreich), Die konſervative Preffe außer 
dem „Reichöboten“ verteidigt die Regierung. Abg. Bued erklärt, der Bor: 
gang habe fich nicht 1898 jondern 1899 zugetragen. Die minifterielle 
„Berliner Korreſpondenz“ jchreibt: „Gegenüber den zum Zeil jehr ten: 
denziöſen Entftellungen in der Deffentlichfeit erjchien e3 weiten Sreifen, 
in3bejondere aus der Induſtrie, nach der Ende Juni 1899 im Reichstag 
vollzogenen erjten Leſung des Gejegentwurfs zum Schuß der Arbeitswilligen 
unbedingt notwendig, an der Hand des amtlichen parlamentariichen Mate: 
rials des Reichdtags die öffentliche Meinung möglichft umfangreicy darüber 
aufzuflären, welche Thatjachen die Einbringung diejes Geſetzentwurfs ver: 
anlaßt hatten und welche Gründe von ben Vertretern der Regierungen bei 
der Verteidigung des Geſetzentwurfs im Neichdtag beigebracht worden find. 
Zu diefem Zweck wurden Auszüge aus der der Begründung des Gejeh: 
enttwurf3 beigegebenen, das amtliche Material enthaltenden Denkſchrift, jo- 
wie ber ftenographifche Wortlaut von Reben, die bei der Verhandlung des 
Geſetzentwurfs im Neichdtag von Regierungsvertretern gehalten worden 
waren, in zahlreichen Exemplaren provinziellen Blättern beigefügt. Auf 
Anregung und duch Vermittlung des Direktors im Reichgamt des Innern 
Dr. v. Woedtke hat ber Generaljefretär Bued eine Summe von 12000 Marf 
zur Verfügung geftellt; diefe ift zur Dedung der Drudkoften verwendet 
worden, die burch die Wiedergabe des obenbezeichneten amtlichen Materials 
entftanden find. Ueber die Verausgabung der Summe behuf3 Verbreitung 
be3 bezeichneten, in ben Drudjachen des Reichstags bereit3 niedergelegten 
amtlichen Materials befitt der genannte Beamte urkundliche Belege.“ 


24. Dftober. (Barmen. Elberfeld.) Der KHaifer bejucht 
die neuerbaute Ruhmeshalle und hält folgende Anjprachen: 


In der Ruhmeshalle jagt der Kaiſer: 
Den tiefften Dank namens der Kaiferin und in Meinem Namen für 
den Empfang jeitens Ihrer Stadt bitte Ich Sie der Bürgerichaft fund zu 
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thun. Die freubigen Gefichter und die wundervolle Ausſchmückung der 
Dur: und Straßen Jhrer Stadt find Zeugen von den Gefühlen, die bie 
ürgerjchaft bejeelen und denen Eie in jo geeigneter Weije joeben Worte 
verliehen haben. Ich habe es tief bedauern müſſen, dat Ich die Stadt auf 
unieren Beſuch habe warten laſſen müflen, allein die Sorge um das in 
Gefahr jchwebende Leben Meiner Frau Mutter ließ Mich nicht von ihrem 
Krantenlager weichen. Ich bin nunmehr froh, daß Mir ihr Zuftand ge- 
ftattet, den Beſuch auszuführen, wenn auch des Herzens freudige Bewegung 
durh den Schatten, der über ihr liegt, noch getrübt ift. Sie hat Mich 
aber erjucht, auch in ihrem Namen der Stadt einen Gruß zu überbringen. 
Dieſes Auftrags entledige Ich Mich hiermit. Daß die Stadt bejonders auf 
Handel und Wandel und das Schaffen der Jnduftrie angewiejen ift, das 
weiß die Melt Längft. Ihre Leiftungen ftehen frei und offen bor allem 
Volke da, und Sie brauchen fich deſſen wahrlich nicht zu Ichämen. Daß 
es ſtets Mein erftes Ziel und Meine größte Arbeit ift, für Mein Bolf und 
feine arbeitenden Zeile den Frieden nach Möglichkeit zu erhalten, davon 
habe Ich vor wenig Tagen erft, glaube Ich, wieder einen Beweid abgelegt: 
das Uebereinkommen mit dem mädhtigften germanischen Staate außer unjerem 
Volke wird, fo hoffe Ich, in die weite Zukunft hinaus ein gemeinfames 
Streben auf dem offenen Weltmarkte für unfere beiden Völker gewährleiften 
im freundichaftlichen Wettfampfe, ohne Schärfe. Alles aber, was wir fühlen, 
denken und thun, vereinigen wir in dem Wunſche, dat Gottes Segen auf 
der Arbeit der Bürger Ihrer Stadt auch in der Folge ruhen und fie blühen 
und gedeihen möge! 
Bei Entgegennahme gines Ehrentrunf3 in Elberfeld jagt der Kaiſer: 
für die Uns dargebrachte Huldigung und für den Empfang, ben 
bie Bürgerichaft der Stadt Elberfeld Uns bereitet hat, jagen Wir beide, 
die Kaiſerin und Jh, von ganzem Herzen Unjern wärmften Danf. Wenn 
es Uns erft heute vergönnt ift, in Ihren Mauern zu erjcheinen, fo Liegt 
dad daran, dab Uns bange Sorge an das Srankenlager Meiner hohen 
Mutter gefefjelt hielt. Gott jei Dank hat es die Wendung zum Befjeren 
geitattet, daß Wir heute Ihrem Wunjche entiprechen konnten. Meine frau 
Matter, die Lebensgefährtin des Kaiſers Friedrich IIL., deifen Standbild 
Sie in fo herrlicher Schöne vor Ihrem Haufe ftehen haben, bietet Ihnen 
von Ihrem Lager dur Meinen Mund ihren Gruß. Ich freue Mich von 
ganzem Herzen, daß Ich der Einladung, die Sie an Mich vor Jahren ge: 
richtet haben, Ihr Haus einzumweihen, entiprechen kann. Ich beglüdwünfche 
Sie zu dem ftolzen Bau, den Sie aufgeführt haben. Möge in jeinen 
Räumen immer der alte gute deutjche Bürgerfinn walten, gemeinfam zu 
wirfen und gemeinjam große Ziele zu erringen, und möge der Handel und 
die Induſtrie diefer Stadt, die alljeitig anerfannt find auf dem Weltmarkte, 
ihren Ruhm von Jahr zu Jahr mehren. Daß Mir Gott aber die Mög: 
lichkeit verleihen möge und die Kraft und die Fähigkeit, den dazu not: 
wendigen Frieden zu erhalten und zu bewahren und, wenn es nötig ift, 
zu erzwingen, das jei Mein erſtes Gebet an diefer Stelle. Ich trinke den 
Pokal auf das Wohl der Stadt und auf das Gedeihen ihrer Bürgerjchaft 
und zum Heile dieſes Haufes, dad Ich damit mweihe. 


26. Oktober. Der Hundertjte Geburtstag Moltkes wird viel- 
fach gefeiert. Der Kaijer erläßt folgenden Armeebefehl: 


eute find Hundert Jahre feit dem Tage verfloffen, an dem ber 
Generalfeldmarichall Graf v. Moltke das Licht ber Welt erblidt hat. Dank: 
erfüllten Herzens preife Ich die Gnade de Allmächtigen, der dem Vater: 
lande diefen Mann gejchentt hat; voll freudigen Stolzes beglückwünſche 
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Ach Mein Heer, ba3 diefen Feldherrn fein eigen nennen durfte. Die Thaten 
beö verewigten Feldmarſchalls, ber in den glorreichen Kriegen von welt: 
erjchütternder Redeutung Meinem unvergeklichen Herrn Großvater ala treuer 
Berater zur Seike geftanden hat, find mit Flammenfchrift auf den Tafeln 
ber Gefchichte verzeichnet. Unauslöfchlic” wird in Meiner Armee die Er: 
innerung an ihn fortleben, dem bis zum lekten Tage jeined gottgejegneten 
Lebens es in ftrenger Eelbftzucht, treuer Pflichterfüllung und unwandel— 
barer Waterlandsliebe niemand zuvor gethan hat. Möge dieſes Mufter 
aller Kriegertugenden der Armee bis in die fernften Zeiten ein Vorbild fein, 
aus dem fie neue Kraft jchöpft zur vollfommenen Erfüllung der erhabenen 
und jchweren Aufgaben, die ihr zugemwiejen find. 

Berlin, den 26. Oktober 1900. 

Wilhelm. 
(Bgl. den Artikel Moltke „Preußifche Jahrbücher” Bd. 102.) 


30. Oktober. (Württemberg.) Beichluß der Kammer über 
die Bebenhaufener Konvention (©. 130). 


Die Kammer der Abgeordneten genehmigt nach jechaftündiger Be: 
ratung den Antrag der ftaatsrechtlichen Kommiſſion, worin der Befehl des 
Königs bezüglich der Abfommandierung württembergijcher Offiziere nach 
Preußen und preußijcher Offiziere nad) Württemberg — die jog. Beben- 
hauſer Konvention — als ftaatsrechtlich einwandfrei erklärt, die Regierung 
aber zugleich erjucht wird, dafür Sorge tragen zu wollen, dab dad würt— 
tembergijche Armeeforp3 in den höheren Stellen womöglich in der Haupt: 
fache von mwürttembergifchen Offizieren geführt wird. 


30. Oktober. (Berlin.) Bei der Erfagwahl im 6. Berliner 
Mahlkreije erhält Kedebour (Soz.) 53896, Ulrich (konſ.) 10490, 
MWeigelt (3.) 1116 Stimmen. Der Wahlkreis hat 156230 Wähler. 

31. Oktober. (Hildesheim.) Der Kaijer wohnt der Ent- 
hüllung eines Kaijer Wilhelm-Denfmal3 bei und Hält dabei fol- 
gende Rede: 


Es wird Ihnen wohl begreiflich fein, daß auf fo hiftorifchem Boden, 
wie auf dem, auf welchem die Stadt Hildesheim fteht, dem Landesherru 
da3 Herz doppelt hochichlagen muß. In furzen und beredten Worten hat 
das verehrte Haupt Ihrer Stadt einmal einen furzen Rüdblid auf die 
Gejchichte der Stadt geworfen, zum anderen in zu Herzen gehender Weije 
den Empfindungen und Gefühlen der Bürger der Stadt Uns gegenüber 
Ausdrud verliehen. Bon tiefftem Herzem erwidere Ich im Namen Ihrer 
Majeftät der Kaijerin und in Meinem Unſeren herzlichften und wärmſten 
Danf, von dem Ach bitte, daß Sie ihn der Bürgerfchaft ausfprechen wollen. 
Sowohl die Ausfhmüdung, wie auch die alten Zeile der Stadt, die und 
noch erhalten find, zeugen von dem Geifte der Verehrung für da3 Ber: 
gangene, für ihre Geichichte, und beweijen, daß Sie Ihre Traditionen hoc) 
und heilig halten. Eine Stadt, die eine jolche Gejchichte hat, wie Hildes— 
heim, thut recht daran. ch beglüdwünfche den Bürgerfinn, der in diejer 
Stadt weilt; denn es jchlägt Und aus ihren alten Gebäuden, den ehr: 
würdigen Kirchen und diefem jchönen Rathaufe nicht der vermoderte Geift 
vergangener Jahrhunderte entgegen, jondern dba3 Große und Schöne. Was 
da3 Studium der vergangenen Zeiten in Uns, in dem heutigen Gejchlecht, 
erweden kann, ift von Ihnen gehegt und gepflegt worden und gibt der 
Stadt ben wunderbaren Reiz, der fie jo weit in aller Welt befannt ge: 


138 Das Denifche Keich und feine einzelnen Glieder. (Dft. Nov. Anf.) 


macht hat. Zu tiefem Danke aber bin Ich vor allen Dingen Ihnen gegen 
über dafür verpflichtet, dat Sie dieſes herrliche Denfmal dem großen Kaiſer 
gejet haben. Er hat da3 Sehnen, dag Jahrhunderte lang durch die zer: 
rifjenen deutjchen Lande ging, wahr gemacht, und e3 ift Ihm vergönnt 
worden, das Deutjche Reich zu fehmieden und wiederherzuftellen, zuerſt in 
ftill verborgener Arbeit, hernach aber ald Gottes erwähltes Werkzeug, ala 
da® Er ſich immer angejehen hat. So freue Ich Mich denn, hier aus: 
iprechen zu fönnen, welche Freude Ich an dem jchönen Denkmal habe, und 
an der Art und Weiſe, wie Sie es gefeiert und enthüllt haben. Einem 
frommen, ehrwürdigen deutſchen Kaifer verdankt diefe Stadt ihr Entftehen. 
Das fortdauernde Intereſſe von vielen beutjchen Kaijern und von ehrwür— 
digen heiliggejprochenen Bilchöfen hat fie zur Blüte emporgebradt, und 
einem frommen alten Kaifer verdankt fie ed, daß fie fich wieder eine deutjche 
Stadt nennen fan. Ihm haben Sie dafür dad Denkmal geſetzt. Möge 
der edle bdeutjche Sinn, der in ben Mauern dieſer altehrwürdigen Stadt 
gepflegt worden ift und fo jchöne Blüten gezeitigt hat, in alle Ewigkeit 
Hildesheim bewahren und beichügen, und möge e8 Mir vergönnt fein, ihm 
allezeit ein friedvoller Schüßer und Förderer zu fein! Ich trinke auf das 
Wohl der Stadt Hildesheim. 


Dftober. November. Der „Vorwärts“ und einige andere 
Blätter veröffentlichen viele Briefe von Soldaten aus China, die 
er mit Bezug auf die Rede des Kaiſers vom 27. Juli (©. 107) 
„Hunnenbriefe” betitelt. Es werden darin allerlei angeblich be= 
gangene Graufamkeiten dargeftellt. 


Anfang November. Auskunftsſtelle für den Außenhandel. 


Auf eine Anfrage des Deutjchen Handelätage3 bei den Handels— 
fammern, ob die Errichtung einer Ausfunftäftelle für den Außenhandel er: 
ſtrebenswert ei, erflären fih 22 Handeldfammern dafür (darunter Berlin), 
31 dagegen (davumter Hamburg, Leipzig, München und Chemnik); acht 
nehmen eine vermittelnde Stellung ein (darunter Köln, Düffeldorf und 
Altona). 

Anfang November. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ 
gibt eine Statiftif der Majejtätsbeleidigungsprogeffe: 

Klagen über Majejtätsbeleidigungsprozefje bilden in einem Teil ber 
Preſſe ein ftehendes Kapitel. Man klagt über die Strenge der Gerichte, 
über die Zunahme der Prozeife, über die Steigerung der Verurteilungen 
und benußt jeden bemerkenswerten Prozehfall, um dieſe Klagen damit zu 
befräftigen. Nun hat jchon vor einigen Jahren der preußiiche Juſtiz— 
minifter im Reichstage und fpäter auch im Abgeordnetenhaufe auf das 
Grundlofe diejer Klagen aufmerkjam gemacht und hervorgehoben, da, in 
Preußen wenigſtens, von der angeblichen Steigerung der Straffälle nichts 
zu bemerfen jei. Indeſſen, gewiſſe Zeitungen gefallen ſich nach wie vor in 
dem Bemühen, ihre Lejer über die herrichenden Zuftände zu beunruhigen. 
Es erjcheint daher angezeigt, einmal an der Hand der Zahlen, welche die 
Reichsftatiftik feit 1882 Liefert, die Dinge darzuftellen, twie fie im Reiche 
wirklich liegen. Die Zahlen für das Jahr 1899 find noch nicht endgültig 
feftgeftellt, werden aber Nenderungen, die für unjere Berechnungen erheblich 
wären, vorausſichtlich nicht erfahren. Die Statiftit weift nad, wie viel 
Verurteilungen auf Grund der 88 94-97 bed Strafgeſetzbuchs (Thätlich: 
feiten und Beleidigungen gegen Kaiſer, Landesherrn und Mitglieder des 


Das Veuntſche Bei und feine einzelnen Glieder. (November Anf.) 139 


Yanbeöherrlichen Haufe) jährlich erfolgt find. Um nicht zu mweitläufig 
zu werben, bringen wir diefe Zahlen für die Jahre 1882—1899 in drei— 
jährigem Durchſchnitt. Darnach wurden verurteilt im Durchichnitt jähr: 


lich für 
1882/84 430 Perſonen 1891/93 547 Perfonen 
1885/87 437 ’ 1894 96 594 A 
1888/90 514 e 1897/99 437 


Dies find zumächft abjolute Zahlen, welche feine Vergleichung ge 
ftatten, jo lange man fie nicht zu dem jeweiligen Bevölkerungsſtande in 
Beziehung jet. Vergleicht man für jedes Jahr feit 1882 die abjoluten 
Zahlen mit der Volkszahl, wie folche von dem Kaiſerlichen Statiftifchen 
Amt berechnet zu werben pflegt, jo ergibt fich, daß auf je eine Million 
ftrafmündiger Perſonen der Zivilbevölferung verurteilt find: 

14 Perfonen 1882 17 Perfoneu 1888 17 Perſonen 1894 

12 883 14 1889 16 1895 


" “ ” ” 


2,» 1884 15 5, 10 15 , 1896 
1,» 1885 15 5, 181 1 , 1897 
2,» isss 5 „1892 2 , 1898 
16 1887 17 1893 11 „189 


Die Zufammenftellung befunbet, daß die Zahl der wegen Majeftäts- 
beleidbigung und dergleichen jährlich vrurteilten Perfonen keineswegs im 
Steigen begriffen ift. Mit den Jahren 1886/1887 hat zwar ein Anwachſen 
ber Etraffälle begonnen, es war aber nicht dauernd, nicht ftetig und ift 
feit 1896 vollftändig zurüdgegangen. In ben letzten drei Jahren ift bie 
Zahl ber Straffälle geringer gewejen ala in den meiften Jahren jeit 1882. 
In ber ganzen Reihe diefer Jahre ericheinen nur vier Jahre, in denen bie 
Zahl ber Straffälle ebenjo niedrig war; e3 erjcheint darin fein Jahr, in 
welchem fie niedriger gewejen wäre. 

Ein bejonderes Licht Fällt auf dieje Verhältniffe, wenn die Zahl ber 
Derurteilungen wegen Majeftätöbeleidigung verglichen wird mit den Zahlen 
der ganzen Gruppe von PVerfehlungen, zu welchen friminalpolitiih und 
ftatiftiich die Majeftätsbeleidigungen gehören; bad find die Verbrechen und 
Bergehen gegen Staat, Religion und Öffentliche Ordnung. Nach der Sta: 
tiftif diefer Gruppe, aus der wir die Vergehen gegen die Wehrpflicht und 
bie Gewerbeordnung ausjondern müflen, weil fie nur äußerlich zu dieſer 
Gruppe gehören, ergibt ſich, daß wegen ber bezeichneten Berfehlungen, wieder 
im bdreijäbrigen Durchichnitt, verurteilt worden find jährlich 

1882/84 33557 Perfonen 1891/93 40168 Perjonen 
1885/87 36022 ri 1894/96 45429 
1888/90 36 955 5 1897/99 47582 

Seht man auch hier die abjoluten Zahlen zu dem Bevölferungs 
ftande für jedes Jahr in Beziehung, jo wurden auf je 100 000 ftrafmündige 
Perſonen verurteilt 

106 Perjonen 1882 105 Perjonen 1888 125 Perfonen 1894 
100 j 1883 109 1895 


” 


" u 


110 . 1884 112 R 1890 125 € 1896 
107 R 1885 110 ö 1891 127 1897 
111 i 1886 114 — 1892 124 1898 
113 1887 119 1893 125 1899 


Ein bemerkenswerter unlerſchied waltet zwiſchen den borher gegebenen 
und dieſen Zahlen ob. Auch hier zeigt ſich zwar, wie vorher, etwa ſeit 
1886/87 ein allmähliches Anſteigen der Straffälle. Aber während es dort 
nur vorübergehend war, bleibt es hier mit kleinen Unterbrechungen im 
Wachſen. Und während bei den Majeſtätsbeleidigungen die Zahl der 


140 Bas Deutliche Keich und feine einzelnen Glieder. (Nov. Anf.—9.) 


Straffälle in den letzten Jahren gefunfen ift, jogar bis auf den niebrigften 
in der ganzen Jahresreihe zur Erjcheinung gefommenen Stand, fteigt fie 
bei den Berfehlungen gegen Staat, Religion und öffentliche Ordnung in 
ben lebten Jahren erheblich, bi? auf eine früher nie erreichte Höhe. Die 
bedauerliche TIhatjache, daß die gegen Staat und öffentliche Ordnung fich 
richtenden Verfehlungen jeit einiger Zeit ein erhebliches Wachstum zeigen, 
wird allgemein zugegeben. Daß bei den Majeftätsbeleidigungen, in einem 
erfreulichen Gegenjage dazu, die Straffälle eine Abnahme erkennen laſſen, 
ift nicht jo befaunt und wird vielfach durch irreführende Mitteilungen 
verichleiert. Wenn Zahlen beweijen, jo beweijen fie hier, wie eimjeitig die 
Vorwürfe find, welche unter Anknüpfung an einzelne VBerurteilungen wegen 
Majeftätöbeleidigung immer wieder in der Preſſe erhoben werben. 

Anfang November. Über Behandlung von gerichtlichen Zeugen 
jchreibt die „Konfervative Korrejpondenz“ mit Bezug auf einige 
Senſationsprozeſſe: 

Es herrſcht gegenwärtig in weiten Kreiſen der Bevölkerung nicht 
nur eine ſteigende Abneigung, ſondern ſogar eine wahre Furcht davor, als 
Zeuge vor Gericht auftreten zu müſſen. Durch dieſen Umſtand wird, das 
kann nicht geleugnet werden, manche Gerichtsverhandlung erſchwert und 
mancher Schuldbeweis, wenn nicht vereitelt, ſo doch in die Länge gezogen. 
Der Natur der Sache nach iſt es eine Ehrenpflicht, für die Schuld oder 
Unſchuld eines Mitmenjchen Zeugnis abzulegen, und nur ungern wird fich 
ein ehrlicher Menſch diejer Pflicht entziehen. Gleichwohl kann es nicht 
wundernehmen, daß jeßt jehr weite Bevölkerungskreiſe und zwar hauptjäch- 
lich joldhe von Anſehen und Bildung fi, wo es nur irgend angeht, ber 
Zeugnisabgabe vor Gericht zu entziehen juchen.. Man darf nur die vers 
Ichiedenen Gerichtzverhandlungen nachlejen, dann wird man die Urjache 
biejer Erjcheinung finden. Einmal betrachten e3 die Verteidiger, namentlich 
in „Senjationsprogefjen“, für ihre Hauptaufgabe, die Unglaubmwürdigfeit 
der Zeugen, die ihren Klienten entgegenftehen, nachzuweiſen und dabei die 
ihrer Zeugenpflicht genügenden Perjonen zu bdisfreditieren, wenn nicht gar 
zu bejchimpfen; dann aber wird den Zeugen nicht immer vor Gericht Die: 
jenige Behandlung zuteil, auf welche fie Anjpruch zu haben meinen. Wer 
aljo nicht geziwungen ift, vor Gericht zu erfcheinen, jucht fich fern und mit 
feiner etwaigen Kenntnis einzelner bei Strafthaten in Betracht fommenden 
Dinge hinter dem Berge zu halten. Das ift im Intereſſe unferer Rechts» 
pflege jehr bedauerlich, aber auch bedenklih. Man follte alfo darauf Be: 
dacht nehmen, in Bezug auf die Behandlung der Zeugen vor Gericht in 
jeder Hinficht Wandel zu ſchaffen. 

8. November. (Preußen.) Bei einem Eifenbahnunglüd 
zwilchen Mühlheim und Offenbach verbrennen 13 Perſonen. 

8. November. Württemberg.) Die Evangelifche Landes— 
ſynode bejchließt, die Oberkirchenbehörde zu erſuchen, die geeigneten 
Schritte zu thun, um eine Bereinigung der deutjchen evangelifchen 
Landeskirchen zur Förderung der allen gemeinfamen Intereſſen 
unbejchadet der Selbjtändigfeit und des Bekenntnisſtandes jeder 
einzelnen Landeskirche in die Wege zu leiten. 

I. November. (Reihstagswahl.) Bei der Erjaßwahl in 


Randow-Greifenhagen (Pommern) wird Prätorius (fonf.) mit 
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14583 Stimmen gewählt gegen Körften (Soz.) mit 11756 und 
Dohrn (frſ. Vg.) mit 1487 Stimmen. 

10. November. (Württemberg) Der Minifterpräfident 
Frhr. v. Mittnacht tritt wegen Augenleidens zurüd. Minijter- 
präfident wird der Sriegsminijter Gen. d. Inf. Schott dv. Schotten- 
jtein, Minifter de8 Auswärtigen wird der KHabinettächef Frhr. 
dv. Gemmingen. 

10. November. (Berlin) Dem Bundesrat geht ein Nach- 
trag zum Reichshaushalt für 1900 zu, der die Kojten für die oſt— 
aftatijche Erpedition enthält. 

$ 1. Der diefem Geſetz als Anlage beigefügte dritte Nachtrag zum 
Reichahaushalt für da3 Rechnungsjahr 1900 wird in Ausgabe auf 
152 770 000 Mark aus einmaligen Ausgaben außerorbentlichen Etats und 
in Einnahmen auf 152 770000 Mark feftgeftellt und tritt dem Reichshaus— 
halt für dad Rechnungsjahr 1900 hinzu. 

$ 2. Der Reichsfanzler wird ermächtigt, zur Beftreitung einmaliger 
außerordentlicher Ausgaben die Summe von 152 770000 Mark im Wege 
des Kredits flüjfig zu machen. 

8 3. Someit Ausgaben auf die im $ 1 bezeichneten Beträge zu den 
Derwendungszweden des zugehörigen Nachtragsetats bereit3 geleiftet find, 
werden fie nachträglich genehmigt und fommen auf den im $ 2 bewilligten 
Kredit in Anrechnung. 

Die gefamte Forderung zerfällt in folgende einzelne Pofitionen: 

1) Ausgaben bei der Verwaltung des Heered 119800 000 Mark 
2) Bei der Verwaltung’ der Marine 28857000 „ 
3) Bei der Poft: und Zelegraphenvermwaltung 3800000 „ 
4) Penfionen, Witwen: nnd Waijengelder u. j. w. 243000 „ 
5) Koften einer Medaille für die Teilnehmer an 

der Erpedition 7000 „ 

Die einzelnen Anſätze entjprechen dem nach überjchlägiger Schäung 
ermittelten Bedarfe bi3 zum 31. März 1901. 

Für da3 Rechnungsjahr 1901 wird eine weitere entjprechende Vor— 
lage gemacht werden, jobald fich die VBerhältnifje genügend überjehen laſſen. 

Bei der Eigenartigfeit de oftafiatifchen Unternehmens und der da— 
duch bedingten Unficherheit in der Schägung der Koſten fann e3 fich zur 
Zeit nur darum handeln, die allgemeine Ermächtigung zur Leitung der 
nötigen Ausgaben zu erlangen Dieje wird in der Form eines Nachtrags: 
etat3 nachgejucht, um wenigſtens diejenige Gliederung der Ausgaben zu 
bieten, welche gegenwärtig möglid) ift. Da von dem im Nachtragsetat ge: 
forderten Beträgen ein erheblicher Teil bereits geleijtet ift, wird hiefür in 
$ 3 des Gtatögejeßes die nachträgliche Genehmigung nachgefucht. 

Der Vorlage ift eine ausführliche Denkſchrift beigefügt über bie 
politifche Notwendigkeit der Expedition, über die Maßnahmen beim Heere, 
bei der Marine, bei der PBoft: und Zelegraphenverwaltung, über die Stif: 
tung einer Medaille für die an den Kämpfen in Dftafien teilnehmenden 
Perjonen und über die Finanzierung. Außerdem find Anlagen beigegeben 
über die urjprüngliche Kriegagliederung des Erpeditiongforps und über Die 
Kriegsgliederung des verftärkten oftafiatifchen Korps, eine Weberficht über 
die vorausfichtlichen Koften der Schiffe für den Perjonal: und Material: 
transport u. j. w. Die Stärke des ganzen Expeditionskorps beträgt: 
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582 Offiziere 
120 Sanität3offiziere 
161 obere Beamte 

18712 Mannjcaften 
27 untere Beamte 

5579 Pferde. 

Erfah für Abgänge beim Expeditionskorps hinauszuſenden, ift nur 
vorgejehen, wenn die Berhältnifje dies durchaus erfordern. 


14. November. Reichsſtagswahl in Bomjt-Mejerit (Pofen). 


Bei der Hauptwahl erhält v. Gersdorff (konſ.) 6180, Bruhn (Antif.) 
3667, Chrzanowski (Pole) 7146, v. Krzeſinski (deutjch-fath.) 551, Mir (Soz.) 
40 Stimmen. In der Stihwahl (29. November) wird v. Gersdorff mit 
9300 Stimmen gegen dv. Chrzanowski mit 8600 Stimmen gewählt. 

Sn der Wahlagitation finden lebhafte Erörterungen darüber ftatt, 
daß eine antijemitijche Kandidatur ber fonjervativen gegenübergeftellt und 
jo die deutjche Kandidatur gefährdet werde. In der Stihwahl ftimmt ein 
Zeil der Antijemiten auf Weifung der Berliner „Staatsbürger: Zeitung“ 
für den Polen. — Ferner wird die Kandidatur Krzefinstis von Polen und 
deutichen Katholiken, namentlich von der „Kölnifchen Volkszeitung“ heftig 
angegriffen, weil fie zur Zerjplitterung der katholiſchen Stimmen beitrage. 
Auch der Erzbiichof dv. Stablewski erklärt fich gegen Krzeſinski, was in 
beutjchen Blättern als Wahlbeeinfluffung jcharf gerügt wird. 


14. November. Der Kaijer eröffnet den Reichstag mit fol= 
gender Thronrede: 


Geehrte Herren! Nachdem Ich Sie zu erneutem Wirken im Dienfte 
de3 Gemeinwohls berufen habe, entbiete Jch Ahnen namens der verbündeten 
Regierungen Gruß und Willkommen! Die Ereignifje im fernen Often haben 
unter allen gefitteten Völkern der Erde tiefe Erregung hervorgerufen. Fana— 
tiicher Hab und finfterer Aberglaube, angeftachelt von gemifienlofen Rat: 
gebern des Pekinger Hofes, hatten mißleitete Maſſen des chinefiichen Volkes 
zu Greuelthaten getrieben gegen die friedlich unter ihnen weilenden Bor: 
poften abendländijcher Zivilifation und chriftlicher Kultur, Bei dem mutig 
unternommenen VBerjuche, die aufziehende Gefahr zu beſchwören, ftarb Mein 
Gejandter von meuchleriicher Hand. Die Fremden in der Hauptftadt ſahen 
fih an Leib und Leben bedroht. Aber die Schredensbotichaft einte, was 
ſonſt getrennt. Alle Nationen, gegen die fich der unerhörte Angriff richtete, 
ichlofjen fich eng zufammen, und einmütig fämpften Schulter an Schulter 
ihre Söhne. Und wie die fyeldzeichen draußen gemeinfam wehen, jo zeigen 
fi die Regierungen in ihren Beratungen von dem einftimmigen Wunſche 
bejeelt, möglichft bald wieder geordnete Zuftände herbeizuführen und nad 
Beitrafung der Hauptichuldigen der Wiederkehr jolcher Störung des Welt: 
friedeng für die Zukunft vorzubeugen. Gern hätte Ich auf die Kunde von 
dem Ausbruche der Wirren in China alsbald die Volfävertretung um Mich 
verjammelt. Wie das bdeutjche Volk mit feinen Fürften die Ausfahrt der 
freiwillig zu den Fahnen geeilten wehrhaften Jugend und ihrer Führer 
mit Sundgebungen freudigen Stolzes und mutiger Zuverficht begleitete, 
einer Zuverficht, die jeither durch dad Verhalten unjerer Krieger vor dem 
Baterlande wie vor dem Auslande voll gerechtfertigt ift, jo würde gewiß 
auch die Volfövertretung mit patriotijcher Entjchlofjenheit für die zu er: 
greifenden Maßregeln eingetreten fein und hiedurch deren Wucht gefteigert 
haben. Aber während nur das eine ficher war, dab ohne Zögern gehandelt 
werden mußte, war die Grundlage für die zu faſſenden Beichlüffe, zumal 
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bei der Unficherheit des Nachrichtendienftes, ſchwankend, ftanden demgemäß 
die und eriwachjenden Aufgaben noch keineswegs feft und entzog fich damit 
da3 Maß der notwendigen Aufwendungen einer finanziellen Schäßung. 
Wenn hienach davon abgejehen worden ift, den Reichstag zu einer außer: 
ordentlichen Sitzung behufs verfafjungsmäßigen Beſchluſſes über den Koften- 
aufwand zu berufen, jo hegen doch die verbündeten Regierungen das Ver: 
trauen, daß die Bolfsvertretung den unvermeidlich gewordenen Ausgaben 
ihre nachträgliche Zuftimmung nicht verjagen werde. Galt es doch, nicht 
nur ſchwer bedrohte deutjche Intereſſen zu ſchützen, ſondern auch die Ehre 
de3 deutjchen Namens ohne Berzug zu wahren. Gegenwärtig läßt fich der 
durch das oftafiatifche Unternehmen verurjachte Aufwand für da3 laufende 
Rechnungsjahr überfehen; er bildet den Gegenftand einer beionderen Kredit: 
vorlage, die Ihnen fofort zugehen wird. In dem Enttwurfe zum Reichs: 
hau3halt3etat haben dankt dem natürlichen Steigen der Einnahmen und 
den vom Reichdtage in der vorigen Tagung bejchlofjenen Steuererhöhungen 
für faſt alle Zweige der Reichsthätigfeit reichere Mittel angeſetzt werden 
fönnen, insbejondere zu Zwecken der Fürſorge für die Arbeiter und der 
Zandesverteidigung. Ein Zolltarif:Gejeg ift ſoweit vorbereitet, daß die 
Dorlage des Entwurf3 an den Bundesrat im Laufe des Winter? zu er: 
warten ift. Nächft den im der vorigen Tagung nicht verabichiedeten Ent: 
würfen einer Seemanns-Ordnung und der damit im Zufammenhang ftehen: 
ben Gejehe werden neue Vorlagen Sie bejchäftigen, durch welche einerjeits 
eine einheitliche Geftaltung der öffentlich:rechtlichen Seite des Privat-Ver— 
ficherungöwefeng herbeigeführt, andererjeit3 die Reichsgeſetzgebung über das 
Urheberrecht mit der fortgejchrittenen Rechtsentwicklung in Einklang gebracht 
werben fol. — Borbereitet wird eine durch die Neugeftaltung der Unfall: 
verficherungagejege bedingte Abänderung der Vorfchriften über die Unfall: 
fürforge für Beamte und Perjonen des Soldatenjtandes, ſowie eine Vor: 
lage, welche die Vorschriften über den Verkehr mit Wein zu verbeflern be: 
wet. Die Beziehungen des Reichd zu allen auswärtigen Mächten find 
Bere gut und freundlid. Mit Wehmut gedenfe Ich Meines Der: 
bündeten und teueren Freundes, des Königs Humbert, welcher in jeinem 
föniglichen Beruf ala Opfer eines fluhwürdigen Anfchlages fiel. Auf der 
MWeltausftellung zu Paris, wo da3 Nachbarland dem friedlichen Wettftreite 
der Völker eine gajtliche Stätte bereitet hatte, iſt deutſchem Fleiße und 
beutjcher Hunftfertigkeit reiche Anerkennung zu teil geworden. Diejer Er: 
folg, den Sie gewiß mit Mir freudig begrüßen, wird der nationalen Arbeit 
auf allen Gebieten ein Sporn zu neuen Anftrengungen und immer größeren 
geiftungen fein. Möchten die Beratungen, denen Sie fi), geehrte Herren, 
in Einvernehmen mit den verbündeten Regierungen widmen wollen, unter 
dem Beiftande der göttlichen Gnade dem teueren Vaterlande zum Segen 
gereichen! 


15. November. Der Reichstag wählt die Abg. Graf Balle- 
ftrem (3.), dv. Frege (fonf.) und Büfing (nl.) zu Präfidenten. 

16. November. (Breslau.) Bei der Abfahrt des Kaijers 
vom Bahnhof in die Stadt wirft eine geiftesgeftörte Frau ein Beil 
gegen den Wagen. — Der „Reichd-Anzeiger” nimmt feine Notiz 
von dem Vorfall; manche Blätter, wie „Poſt“, motivieren dag 
Ereignis mit der jozialdemofratifchen Agitation und fordern gejeß- 
liches Einjchreiten dagegen. 
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17. November. München.) Prinzregent Zuitpold richtet 
folgendes Handjchreiben an den Minifter dv. Feilitzſch über die eier 
feines 80. Geburtstages: 


Mein Lieber Staat3minifter Frhr. v. Feiligih! Mehrfachen Mit: 
teilungen in ber Prefje habe Ich entnommen, daß für Mein bevorftehendes 
80. Geburtöfeft Ehrungen verjchiedener Art geplant find. So jehr es Mich 
nun erfreut, zu jehen, wie allenthalben im Lande fi) dad Streben zeigt, 
Mir an diejem Tage bejondere Beweije der Liebe und Anhänglichkeit zu 
geben, wibderjtreitet e3 doch Meinem Gefühle, denjelben mit außergewöhn: 
lihem äußerem Gepränge zu begehen. Insbeſondere ift e8 Mein ausdrüd: 
licher Wunſch, dat von der Darbringung von Gejchenten und Huldigung3: 
gaben abgejehen werde. Dagegen wiederhole ch gerne, wie Ich die Ab: 
ficht, zur dauernden Grinnerung an Mein 80. Geburtäfeft eine allgemeine 
Bandesftiftung für gemeinnüßige und wohlthätige Zwede zu errichten, jehr 
freudig begrüße. Ich beauftrage Sie, vorjtehendes in geeigneter Weije zu 
veröffentlichen und die fgl. Regierungspräfidenten anzumeifen, dahin zu 
wirken, daß alle Unternehmungen, welche diefen Meinen Intentionen nicht 
entjprechen, unterlafjen werden mögen. 

Mit huldvolliten Gefinnungen bin Ich Hiebei 

München, den 17. November 1900. 

Ihr jehr geneigter 
(ge3.) Quitpold, Prinz von Bayern. 


18. November. (Berlin.) Die chinefijche Geſandtſchaft über- 
jendet dem Auswärtigen Amte folgendes Schreiben des Kaiſers von 
China an Kaijer Wilhelm: 


Der große Kaiſer der Taping:Dynaftie entbietet Sr. Majeftät dem 
Deutijchen KHaijer Grüße. Em. Majeftät Erwiderung auf unjer Telegramm 
haben Wir erhalten. Mit Freude und Hochachtung erjehen Wir daraus, 
daß Ew. Majeftät von freundlichen Gefühlen für Uns befeelt ift und Uns 
für die Vorkommniſſe nicht perjönlich verantwortlich machen wollen. Sn: 
folge von Mißgriffen, die Wir in der Wahl Unjerer Beamten gemacht 
haben, ift Ew. Majeftät Gejandter ohne jein Verjchulden ein Opfer der 
Wirren geworden, was Wir auch jet noch auf das tiefite bedauern. Es 
ift gerecht, dak Wir die jchuldigen Würdenträger mit voller Strenge und 
dem entiprechend beftrafen, um den Gejegen und dem allgemeinen Rechts: 
gefühl Genugthuung zu gewähren. Sodann erhielten Wir von dem Ge: 
jandten Lühaihuan ein telegraphijches Memoriale, daß Ew. Majeftät bereits 
geruht haben, Inftruftionen behuf3 der Eröffnung von Verhandlungen mit 
Unjerem Bevollmächtigten an den Generalfeldmarſchall Graf dv. Walderjee 
und den Eaijerlichen Gejandten Mumm v. Schwarzenftein zu erlaſſen. Es 
geziemt fich daher, daß Wir auch Unfererjeit3 Befehl an Unſere Bevoll: 
mächtigten erteilen, damit die Verhandlungen, den Bedürfniffen Rechnung 
tragend, zu einem befriedigenden Rejultat geführt und friedliche Beziehungen 
baldigſt twieder hergeftellt werden. In Ew. Majeftät Erwiderung auf Unjer 
früheres Telegramm wird Uns geraten, nad) Peking zurüdzufehren, was 
Wir ald ein Zeichen Em. Majeftät freundichaftlicher Gefinnung für Ang 
auffafjen. Sobald die TFriedensverhandlungen die gewünjchten Ergebnifie 
zeitigen, werden Wir jofort die Zeit Unſerer Rückkehr beftimmen. Da die 
chriſtlichen Mijfionsthätigkeiten den Angehörigen verfchiedener Staaten ver: 
tragsmäßig zugeftanden find, jo ift Unſere Pflicht in Zukunft, die höchſten 
Provinzialbeamten ſtrengſtens anzuweiſen, dieſen Miffionen befondern Schuß 
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angedeihen zu laſſen und alle Streitigkeiten für immer beizulegen. Indem 
Wir Em. Majeftät hiedurch nochmals Unfere Gefinnungen fund geben, hoffen 
Wir hiefür Allerhöchitderjelben Anerkennung zu finden. 


19. November. (Reichstag.) Beratung des Nachtrags, der 
die Ausgaben für die oftafiatifche Erpedition enthält. 


Reichsfanzler Graf Bülow: Ich wünschte, die erfte Gelegenheit er: 
greifen zu können, um mic) vor dem hohen Haufe über die jet im Vorder— 
grunde des Öffentlichen Intereſſes ftehende Frage, nämlich über unfer Bor: 
gehen in China, auszujprechen. Sie werden es verftehen, wenn ich heute 
mid nicht über Dinge äußern fann, über die noch verhandelt wird, ober 
welche gemeinjame Aktionen beeinträchtigen fünnten. Ich bin aber viel zu 
jehr durchdrungen von der Notwendigkeit, mich vor biefem Haufe, vor ben 
verbündeten Regierungen und dem deutſchen Volke auszuiprechen, daß die 
erfte Gelegenheit dazu benußt werden muß, und ich werde babei jo offen 
und deutlich jein, als es nur irgendwie zuläffig ericheint. (Beifall.) Was 
die Vorgeichichte unjeres Vorgehens in China betrifft, jo habe ih ſchon 
jeinerzeit mich im Reichstage hier bemüht, die Ziele darzulegen, welche wir 
in China erjtreben und welche wir fejthalten wollen Es ift gejagt wor: 
den, dab wir feinerzeit die entitehenden Wirren nicht rechtzeitig voraus— 
gejehen hätten. Zarauf möchte ich erwidern, daß durchaus nicht voraus: 
zujehen war, daß das in China ausbrechende Gewitter jo heftig und fo 
raſch eintreten würde. Wir haben allerdings unſere Bertreter ın China 
mehr als einmal auf die in China drohenden Wetterzeihen hingewieſen 
und auf den Wunſch unjerer diplomatischen, foniulariichen und militärischen 
Bertreter in China haben wir auch alles gethan, was zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung daſelbſt als notwendig erihien. Wir haben insbeionbere fo: 
fort die Shugmannihaften nah Peking geihidt, die als wünſchenswert 
bezeichnet wurden. ch möchte feinerlei Vorwürfe erheben gegen Männer, 
die in ben ichwierigften Berhältnifien heldenmütige Ausdauer und Mut 
bethätigt haben; fern jei es mir namentlid, ein Wort bes Zabels zu jagen 
gegen unjeren ritterlichen Geſandten, Freiherrn von Ketteler, ber in treuer 
Pflichterfüllung in der Vertretung eines allgemeinen, nicht ipeziell beutichen 
Anterefies den heldenmütigen Verſuch unternommen hat, bie chineſfiſche He: 
gierung zur Beiinnung zurüdzuführen, und bei dieſem Beriuche feft und 
unerichroden gefallen ift wie ein Cifizier in ber ‚yront. (Lebhafter Beifall.) 
Man Hat nun die Wirren in China auf uniere zeftiegung in Kiautichou 
zurüdgeführt. (Sehr richtig! links; Unruhe); Deine Herren, in auslän- 
diichen Blättern ift dieier Borwurt ion lange erhoben worben, id glaubte 
aber nicht, daB er im beutihen Reichstage einen Wieberhall finden wurde. 
(Lebhafler Beifall, Unruhe.) Ter Ueberlafiung von Kıautidou an Teuich— 
land find doch ganz andere Tinge vorauszegangen. IH erinnere nur an 
bie Abtretung von Honztong, Zongtınz, Anam, Birma, Formoia, Fort 
Arthur, Wei hai⸗wei n.i.w. Lange bevor wir nah Riautiton gezanıem, 
bat es Fremdenderic zungen unb Hevolut:onen in China gegeben. Zuır 
find exit nah Rıaut'ou gegangen, nattem wir uns überzeust Garten, 
dab uniere Zurädtastung als aliche Brifeiienbeit aufgeicht ware, un; 
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geftört worden, weder direft noch indireft. Unjere Pofition in China be: 
ruht nicht auf gewaltfamen Groberungen, jondern auf einem völferrecht: 
lichen Vertrage. Wir ftehen in China und im bejonderen in Kiautſchou 
nicht als Eindringlinge, jondern als Befiger einer mit der chinefiichen Re: 
gierung vereinbarten Konzeifion. Wir haben uns überhaupt gegenüber 
China immer freundlic” und wohlwollend erwiejen. Unjere Haltung be: 
wegt fi in der Richtung, die wir noch vor vier Jahren eingenommen 
haben in dem Augenblid, wo China à la merci eines fiegreichen Gegners 
war. Wir haben feitgehalten an dem don mir früher daraelegten Prinzip, 
anderen Rechten nicht nahe zu treten, dafür aber eigene Rechte unbedingt 
zu wahren. Darum befinden wir ung gegenüber China im Stande legi— 
timer Abwehr und legitimer Notwehr. Die chinefiihe Zentralregierung 
hat die Borerbewegung mindeften® durch die Schuld einer jämmerlichen 
Verwaltung weiter und weiter um fich greifen lafjen, es hat ihr an gutem 
Millen gemangelt. Sie hat von Anfang an gegenüber den maßvollen und 
berechtigten Vorftellungen der betreffenden Gejandten eine teil3 zweideutige, 
teil läjfige Haltung eingenommen, fie hat endlich durch Gewährenlafjen 
ber jchnöden Ermordung des beutichen Gejandten nicht nur das Völkerrecht, 
fondern auch unjere nationale Würde ſchwer verlegt (Zuftimmung rechts) 
und fie hat durch allerlei Winfelzüge und Ausflüchte und offenbare Un— 
wahrheiten diejen klaren Sachverhalt zu verdunfeln geſucht. Mit gutem 
Gewifjen durften wir daher einem jolchen Berhalten gegenüber diejenigen 
Maßregeln treffen, die notwendig waren, unjere berechtigten Intereſſen zu 
fhüßen und unjere Ehre zu wahren. Syn derjelben Notlage wie wir be: 
fanden fich alle übrigen Regierungen und befanden fich insbejondere alle 
zivilifierten Völker Europad. Denn darüber kann der ruhige und un: 
parteiiſche Beobachter nicht im Zweifel fein, daß die jüngften Ereignifje in 
China weder auf die Verhältniſſe in Kiautſchou, noch in Hongkong, noch 
in Zongfing, no auf Port Arthur zurüdzuführen find, jondern daß wir 
eine Etappe durchzumachen haben, die die europäijche Kultur überwinden 
muß und die auch alle anderen Völker angeht. Der Sturm, der jegt in 
China tobt, richtet fich nicht allein gegen Deutichland, jondern gegen alle 
gefitteten Völker, ex richtet fich nicht allein gegen unjere Gejandten, unſere 
Konſuln, jondern auch gegen die Mijfionare, die Arbeiter und alle Fremden. 
Die eutopäiihe Zivilifation, der fich, zu ihrer Ehre ſei e3 gejagt, auch die 
intelligente, zukunftsreiche japanische Nation angejchlojien hat, ftand und 
fteht der Barbarei der Borerbewegung gegenüber. Sch komme nunmehr 
zu der Frage, die ich vorhin nur flüchtig geftreift habe, nämlich zu der 
Frage, was wir in China wollen. Wir wollen in China feine Politik der 
Abenteuer, aber wir wollen unſere Intereſſen, unjere Rechte jo behaupten, 
wie ein groheß Volk jeine Intereſſen, feine Rechte und feine Ehre behaupten 
foll. (Lebhafter Beifall recht.) Wir führen in China feinen Eroberungs: 
frieg, aber wir wünſchen eine möglichit raſche Beilegung der chinefiichen 
Krifis und eine Sühne für die begangenen Unthaten durch Wiederherftellung 
und Sicherftellung friedlicher Zuftände. Thäten wir das nicht, jo würde 
damit ein Freibrief auögeftellt für ähnliche Unthaten (Zuftimmung rechts), 
und es würden alle zivilifierten Mächte der Gefahr ausgeſetzt fein, bie 
Intereſſen ihrer Staatsangehörigen bei der erften Gelegenheit in gleicher 
Weiſe verlegt zu jehen. Wir acceptieren auch jede Regierung in China, 
die bereit ift, die Ordnung aufrecht zu erhalten und die begangenen Thaten 
zu fühnen. Wir wollen mit dem, wa3 wir in China unternommen haben, 
niemanden überborteilen und uns von niemanden übervorteilen lajien. 
Deutſchland hat Fein Intereſſe an einer Aufteilung. Wir glauben audy 
gar nicht, daß China ſchon dem Untergange geweiht ift. Wir haben gar 
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zu kurz diſtanziert werben können, ein Süritt zu ment uns eDe 
Mir wollen weder dad eine noh das andere m mrireren Seen bie ı 
feinerzeit aufgeitellt habe, ift bisher nur das eine erreiht, die Berreung 
der in Peking eingejchlofienen Europäer. Es bleiben noch die anderen Sıele, 
bie Sicherftellung von Leben der Perionen, von Eigentum umd Beſiß der 
in China thätigen Kräfte, Garantien für die Zufunft, eine angemeilene 
Genugthuung für die geübten Unthaten, Entihäbiqung für die gebabten 
Auslagen und Koften, Sicherftellung unseres eigenen Befitzes. Wie dieſe 
Ziele im einzelnen zu erreichen find, darüber jchrveben bekanntlich zur Heil 
Verhandlungen zwiichen den fremden Gejandten in Peking. Ueber dus 
Ergebnis diejer Verhandlungen, die zur Einftimmigkeit über die weſentlichen 
Punkte geführt haben, bin ich in der Kage, dem hohen Haufe die nachſtehenhe 
Mitteilung zu machen, in welcher das bisher ſchon in ber Preſſe bukmin 
Gegebene auf Grund ber letzten bei uns eingegangenen Selen Ach 
dem heutigen Stande vervollftändigt ift. Mittels einer von allen hen 
gemeinjam an die chinefiiche Regierung zu richtenhen MHulw Tulln an hl 
folgende Forderungen geftellt werben: 
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Artifel 1. Eine auferorbentlihe Miſſion unter Führung eines 
faiferlichen Prinzen ift nach Berlin zu entjenden, um das Bedauern des 
Kaijerd Über die Ermordung des Freiherrn don Ketteler auszudrüden. 
An dem Plate des Mordes iſt ein des Ermordeten würdiges Denkmal zu 
errichten mit einer Inſchrift in lateinischer, deutſcher und chinefifcher Sprache, 
welche a Bedauern des Kaiſers don China über den begangenen Mord 
ausdrüdt. 

Artikel 2a. Die Todeöftrafe ift zu verhängen über den Herzog Lan, 
ferner über weitere von den Mächten zu benennende Rädelsführer. 

Artifel 2b. In allen Orten, wo fremde getötet oder mifhandelt 
worden find, haben alle offiziellen Prüfungen auf die Dauer von fünf 
Sahren auszufallen. 

Artikel 3. Die chinefiiche Regierung hat auf jedem der fremden 
oder internationalen Friedhöfe, welche geſchändet oder deren Gräber zerftört 
worden find, ein Sühnedenfmal zu errichten. 

Artikel 4. Das Verbot der Einfuhr von Waffen nad) China wird 
bis auf weiteres aufrecht erhalten. 

Artikel 5. China hat gerechte Entſchädigung an Regierungen, Ge: 
jellichaften oder Privatperjonen, jowie auch an jolche Chineſen zu leiften, 
welche im Laufe der jüngften Greigniffe an ihrer Perjon oder ihrem Ver: 
mögen durch den Umjtand Schaden gelitten haben, daß fie im Dienfte der 
Fremden fanden. Hierzu bemerkt der Reichsfanzler, daß über die Prin— 
zipien der Geltendmachung der Schadenerjaganiprüche, insbeſondere auch 
derjenigen von Miffionaren, fpäter unter den Mächten ein Einverftändnis 
bergeftellt werden joll. 

Artikel 6. Jede einzelne fremde Macht erhält dad Recht, für ihre 
Gejandtichaft eine ftändige Schugwache zu halten und das Geſandtſchafts— 
viertel in Berteidigungszuftand zu jegen. In dem leßteren dürfen Chinejen 
nicht wohnen. 

Artikel 7. Die Fort? von Taku und diejenigen Forts, welche die 
freie Verbindung zwiſchen Peling und dem Meere hindern könnten, follen 
entfejtigt werben. 

Artikel 8. Die Mächte erhalten das Recht, zum Zwecke der Auf: 
rechterhaltung der freien Verbindung zwiſchen der Hauptjtadt und beim 
Meere, gewiſſe, durch Einvernehmen unter ihnen zu beftimmende Punkte 
bejegt zu halten. 

Artikel 9. Die chinefiihe Regierung wird verpflichtet, während 
äweier Jahre in allen Unterpräfefturen fatferliche Dekrete anzujchlagen, 
worin a) die Mitgliedfchaft einer fremdenfeindlichen Sekte bei Todesſtrafe 
für immer verboten wird, b) die über die Schuldigen verhängten Strafen 
aufgezählt werden, ec) in denen, um neuen Unruhen vorzubeugen, auss 
gejprochen wird, dat die Vizefönige ſowie die Provinzial: und Lokalbeamten 
verantiwortlic gemacht werden für die Aufrechterhaltung der Ordnung in 
ihren Amtsbezirfen, und daß fie im Falle neuer fremdenfeindlicher Unruhen 
oder anderer nicht jofort dom ihnen bejeitigter und durch Beftrafung der 
Schuldigen gejühnter Verletzungen der Berträge ſofort abgejegt werden 
jollen und weder mit neuen amtlichen Funktionen betraut noch mit neuen 
Ehrenjtellen befleidet werden dürfen. 

Artikel 10. Die chinefifhe Regierung wird verpflichtet, ſich auf 
Berhandlungen einzulafjien über jolche Abänderungen der bejtehenden Hans 
beld: und Sciffahrtäverträge, welche die fremden Regierungen für nüßlich 
erachten, jowie über andere Gegenftände, welche eine Erleichterung der 
Handelöbeziehungen betreffen. 

Artikel 11. Die hinefiiche Regierung wird verpflichtet, das chine— 
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fiiche Auswärtige Amt zu reformieren und dad Hofzeremoniell für die Em: 
pfänge ber fremden Vertreter in demjenigen Sinne abzuändern, den bie 
fremden Mächte bezeichnen werben. 

Die vorftehenden elf Artikel werden, jobald jeder einzelne Gejanbte 
von feiner Regierung dazu ermächtigt fein wird, der chinefiichen Regierung 
in Form einer Kolleftivnote jämtlicher Mächte übermittelt werden; über 
die Erzielung gleicher Einftimmigfeit für einzelne weitere Forderungen 
ſchweben noch die Verhandlungen. Den Verlauf der einzelnen Dinge heute 
borauszujagen, ift unmöglich. Wir halten aber an der Hoffnung feft, daß 
es ben gemeinfamen Bemühungen der Mächte gelingen wird, das angeftrebte 
Ziel zu erreihen. Alle Mächte haben das gleiche Intereſſe daran, daß 
Drdnung, Friede und Ruhe in China wieder hergeftellt werden und daß 
der Wiederkehr jolcher Borfommnifje vorgebeugt wird. Bei der Neuregelung 
ber Verhältniffe wollen wir dann ein Wort mitjprechen, da3 unferer Stel: 
lung entipricht, daher auch die Entjendung unſerer militärischen Streit: 
fräfte. Wäre nicht mit Macht eingefchritten worden, jo würbe der Aufſtand 
noch einen größeren Umfang angenommen haben. Meinem Amtsvorgänger 
bat jede Abficht ferngelegen, die Rechte des Reichstags zu verkürzen (Heiter: 
feit links), dafür bürgt die jehr ehrenvolle Laufbahn meines jehr hochver: 
ehrten Amtsvorgängers. Ich will aber vor allem für meine Perjon ala 
verantwortlicher Reichäfanzler hier erklären: E3 liegt uns jelbftverftändlich 
nicht3 ferner, al3 die verfafjungsmäßigen und von niemand beftrittenen 
Rechte des Reichstags, dab für alle Ausgaben die Zuftimmung des Reichs: 
tags in Form einer Etatöforderung einzuholen ift, und zwar möglichit und 
angängig im voraus, irgendwie anzuzweifeln. Ich fanı daher das hohe 
Haus nur erjuchen, denjenigen Ausgaben, die ohne Zuftimmung des Reichs: 
taga gemacht worden find, durch nachträgliche Genehmigung Indemnität 
zu erteilen. (Lebhafter Beifall. Heiterkeit.) Ich habe das Bertrauen zu 
der bewährten Ginficht der Mehrheit dieſes Hauſes, da, wenn auch da 
Wort „Indemnität“ nicht ausdrüdli im 8 3 der Vorlage enthalten ift, 
doch eine Berftändigung herbeigeführt wird; ich meinesteil3 werde gern 
dazu die Hand bieten. Wir glauben alles gethan zu haben, um das qute 
Einvernehmen. der Mächte aufrecht zu erhalten, und find überzeugt, daß 
Freundichaft und Eintracht nicht bloß im internationalen, jondern auch in 
deutichem Intereſſe gelegen if. Daß unfere friedliche Gefinnung überall 
anerfannt wird, wird durch die Thatjache bewiejen, daß die übrigen Mächte 
und das Oberfommando übertragen haben. Wir wären fehr gern bereit 
gewejen, unfere Truppen einem anderen Oberbefehlshaber unterzuorbnen, 
und haben namentlih nad) Rukland hin dies zu erklären gegeben. Wenn 
die anderen Mächte zu unferer Politik fein Vertrauen gehabt hätten, jo 
würben fie una ſchwerlich das Oberfommando anvertraut haben. Daß von 
jeiten Rußlands feine Einwendungen gegen unſern Oberbefehl erhoben wer: 
den würden, war vorauszujehen aus dem guten vertrauensvollen Verhältnis 
jwijchen uns und Rußland jelbft. Der ruſſiſche Kaiſer, defjen baldige und 
glüdliche Genejung wir mit der ganzen Welt erhoffen, war es gerade, der 
von allen Staat3oberhäuptern den Beweis gab, daß zwischen der deutjchen 
und ruffiichen Politik fein Gegenjaß befteht. (Beifall.) Durch die Weber: 
nahme de3 Oberkommandos werden die Verhältniffe unferer Politik zu 
anderen Mächten nicht geändert. Wir denfen nicht daran, über das ge: 
meinjame Programm hinauszugehen, im Gegenteil, es legt und das Ober: 
fommando erſt recht die Verpflichtung auf, nun bejonders vernünftig und 
bejonnen zu bleiben. (Beifall.) Wir werden auch über die Grenzen unjerer 
wohleriwogenen Leiftungsfähigkeit nicht hinausgehen und und nicht entfernen 
von der Grundlage, auf der das neue Deutjche Reich aufgebaut worden ift. 
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Wir werden die verbündeten Mächte nach wie vor unteritügen, aber babei 
unfere zentrale Stellung in Europa nicht vergeſſen. Schon früher habe 
ich erklärt, daß die Sicherheit der Heimat in erjter Linie für uns in Be— 
tradht kommt. Zunächſt ift durch unjere Truppenjendungen die Sicherung 
unferer eigenen Stellung in China bezwedt; es liegt uns nicht ob, die Ge- 
jchäfte anderer zu bejorgen. (Beifall) Wir nahmen nur Anteil an den 
gemeinfamen Aufgaben der Hulturvölfer, denken aber gar nicht daran, die 
Sonderinterefjen einer anderen Macht zu unterftüßen. (Beifall.) Wir denfen 
auch gar nicht daran, die Vorjehung auf Erden jpielen zu wollen. (Zuruf 
von lint3.) Napoleon III. hat das allerdings thun wollen, aber es ift ihm 
nicht gut befommen. Die Hohenzollern werden niemals den alten Sa 
verleugnen, daß fie fich ala erite Diener des Staates fühlen. (Unruhe lines 
Wir werben uns nicht ohne Not in fremde Händel einmijchen. Eine andere 
Richtſchnur ala das Intereſſe des Deutichen Reiches gibt e3 für uns nicht. 
Ich kann nur mit Freuden fonftatieren, daß die Haltung der militärischen 
Führer und Mannichaften in China überall Anerkennung gefunden hat. 
Unjer Einfluß in Europa wird nicht davon abhängen, wie wir in China 
militärisch abichneiden. Im Namen der verbündeten Regierungen bitte ich 
das hohe Haus, durch Annahme der Vorlage uns die Mittel zu gewähren, 
um die chinefiichen Händel au® dem Wege zu räumen mit Umficht und 
ruhiger Bejonnenheit, aber auch mit Kraft, wie es die Ehre und der deutjche 
Name will. (Bravo.) 

Abg. Lieber (3.): Seine Partei wolle nicht die Notwendigkeit der 
Mapregeln gegen Ehina befritteln oder bezweifeln, denn Ehre und Intereſſe 
Deutichlands jeien in China tief verlegt. Aber die Nichtberufung des 
Reichstags jei eine Verfaſſungsverletzung und erjchwere die Erteilung der 
Indemnität. Wie fer die Bildung der oftafiatifchen Armee mit dem Ber: 
fafjungsleben vereinbar? Die pomphafte Reife Walderjees habe unangenehm 
berührt, ebenjo die Aufforderung, feinen Pardon zu geben und ber faifer: 
liche Ausſpruch, daß ohne Deutichland in der Welt nichts mehr gejchehen 
dürfe. Cine ſolche Weltpolitif wünjche der Reichstag nicht. 

Abg. Bebel (Soz.): Ein anderes Parlament würde fich die ihm 
von der Regierung angethane Schmach nicht bieten lafjen, der Reichstag ſei 
aber in der Wahrung feiner Rechte jchlapp geworden. Der Aufitand in 
China erklärt fich -auf die einfachite Weije durch das große Unrecht, welches 
bie Fremden in China fortgejegt gegen die einheimifche Bevölkerung be: 
gehen und bejonders auch durch das provofatorische Auftreten der chinefi: 
Ichen Miffionäre, die rücfichtslos in chinefiiche Tempel dringen, oder, wie 
das don Biſchof Anzer geichehen, der Berliner Reichöregierung anraten, 
den gewünschten Hafen nicht im jübdöftlichen China zu fuchen, jondern ein: 
fach Kiau-tſchou zu beſetzen. Das find doch Provofationen unerhörtefter 
Art. Wie würde e3 wohl einem chinefiichen Milfionär ergehen, der bei: 
jpieläweife in eine fatholifche Kirche in Oberbayern eindringen und bort 
die Lehren des Confucius vortragen wollte? Für die Ereigniſſe in Peking 
muß man fich vergegenwärtigen, was dort die Schuhtruppen gethan haben. 
Sie hatten die Gejandtjchaften gegen revolutionäre Neberfälle zu jchüßen; 
ftatt deſſen hatten fie, nach dem Zeugnis des Herrn dv. Brandt in ber 
„Ration“, jhon in der Zeit vom 14.—17. Juni zahlreiche Ehinejen, an: 
geblich Borer, auf den Straßen und in den Zempeln niedergemacht, aljo 
Morde begangen in einem fremden Lande gegen Bewohner desjelben. Der 
Dolmeticher Cordes und der Bericht der „Kölniichen Zeitung“ erklären 
gleihmäßig, dab beutiche Soldaten von der Mauer der deutichen Gejandt: 
ſchaft ohne jede Provokation in friedlich zufammenfigende Chinejen hinein: 
geichofjen und jechs bis acht niedergefnallt haben. In dem unmöglichen 
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Falle, daß dergleichen in Berlin gefchehen wäre, hätte doch in zwei Stunden 
die Berliner Bevölkerung das betreffende Geſandtſchaftshaus geftürmt und 
die Revolte wäre fertig gewejen. Man hat aljo in ganz unerhörter Weife 
provoziert. Der deutiche Soldat hätte nicht geſchoſſen und der deutſche 
Dffizier hätte nicht fommandiert, wenn er nicht de3 Einverſtändniſſes des 
Herrn d. Ketteler ficher gewwejen wäre (große Unruhe rechts; Rufe: Pfuil), 
und Kerr vd. Ketteler ift demnach der Verantwortliche für dieje unerhörte 
Völferrechtsverlegung. Grauſamkeiten find in diefem Kriege vorgekommen, 
wie jelbft bei den Hunnen nicht, bei den Bandalen nicht, bei Dichingisthan 
und Tamerlan nicht, jelbit bei dem von den Proteftanten jo verläfterten 
Zilly nicht. (Gelächter rechte.) Ich ftehe ſonſt mit Rußland jehr jchlecht 
(große Heiterkeit), aber hier handelt dasjelbe viel klüger ald wir. Nach: 
dem der Kaijer in feiner Bremerhavener Rede ausdrüdlich auf die Kriegs: 
führung der Hunnen hingewieſen (Unruhe) — es hat ausdrüdlich im 
„Reichdanzeiger“ geftanden! (Heiterkeit) —, wird jeht in Deutichland all» 
gemein don einem Hunnenkriege geſprochen. Es gilt für bdenjelben die 
Parole: Pardon wird nicht gegeben, Gefangene werden nicht gemacht. 
Wenn wir hiebei verbleiben wollen, dann müſſen wir und darauf gefaßt 
machen, daß ber Krieg jo lange dauert, als das chinefiiche und das Deutjche 
Reich eriftiert. Redner zitiert eine Anzahl „Hunnenbriefe* aus mehreren 
Blättern. 

Preußiſcher Kriegaminifter v. Goßler: Was die angeblichen Grau: 
famfeiten unferer Soldaten in China betrifft, jo find mahgebend $ 91 des 
deutſchen Strafgeſetzbuchs und $ 3 des Einführungsgejehes zur Militär: 
ſtrafprozeßordnung, welch letterer fofort beim Beginn der Expedition für 
die oftafiatifchen Truppen durch den Kaiſer in Kraft gejebt worden ift. 
Darin befinden ſich die Vorjchriften, die nach Kriegsrecht gegen die auf 
friiher That Ergriffenen jofort in Anwendung zu bringen And, Die ſog. 
Hunnenbriefe, die im „Vorwärts“ und auch anderen Blättern veröffentlicht 
worden find, habe ich auch geleien. Bebel hat eventuell die Namen in 
Ausfiht geftellt. Ich kann ihn nur erfuchen, dieſe Briefe auf den Tiich 
des Haufes niederzulegen. (Unruhe) Wenn diefe Briefe echt find, unter: 
liegt e3 feinem Zweifel, daß ſofort die ftrengfte Unterfuchung eröffnet 
werden wird, was für die Betreffenden einen jehr ernften Ausgang nehmen 
fönnte. (Unruhe) Wenn derartige Ausjchreitungen vorgelommen find, 
werben fie unnachfichtlich geahndet werden. 

Am folgenden Tage verteidigt Abg. Baſſermann (nl.) die Politik 
der Regierung, tadelt aber die Nichtberufung des Reichsſtags. bg. 
Richter (fri. Vp.) hält eine Machtentfaltung Deutichlands zur Sühne der 
Ermordung Kettelers für nötig, tadelt aber, daß der Oberbefehl Walbder: 
feed den anderen Nationen aufgedrungen ſei. Die deutiche Politit werde 
zu theatralifch und dekorativ inizeniert; dazu gehörten auch die Neden des 
Kaiſers, die darauf berechnet jeien, dad Volt für den Willen des Kaiſers 
günftig zu ftimmen. Der NReichsfanzler müſſe fi) mit dem Sailer vor 
jolhen Reden verftändigen, um jolche Reden wie die Bremerhavener zu 
verhindern. Was bedeutet der Vertrag mit England? Wie wolle man 
die Koften der Expedition deden, die doch den Handel jchädigen müſſe? 
In der 2. Hälfte Juli hätte der Neichätag einberufen werden müfjen, da: 
mal3 war die Lage klar genug; die Berantivortung für die Nichtberufung 
trüge der ganze Bundesrat. 

Reichsfanzler Graf Bülow: Die Ausführungen des Abg. Richter 
geben mir feine Beranlafjung, etwas twejentliches dem hinzuzufügen, was 
ich geftern hier erklärte über meine Auffaſſung hinfichtlich der verfaſſungs— 
mäßigen Rechte de3 hohen Haufes und über meine jo bejondere Achtung 
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vor ben verfaſſungsmäßigen Rechten des Reichdtagd. Ich habe von bem, 
was ich hier geftern erklärte, nicht zurüdzunehmen, ich habe auch nicht? 
hinzuzufügen, und ich denfe, die Mehrheit des Hauſes wird fi) über die 
Anficht und über den Sinn und über die abjolute Aufrichtigkeit meiter 
geftrigen Erklärung nicht im Zweifel befinden. Was nun die Nichteinbe: 
rufung des Reichätagd angeht, jo glaube ich, dab mein Herr Amtsvor: 
gänger — denn darin muß ich Herrn Richter zu meinem Bedauern wider: 
Iprechen, um diejen allein kann es fich handeln; die Reichöverfafjung kennt 
nur eine einzige verantwortliche Perfönlichkeit im Reiche, das ift der Reichs: 
fanzler, und die Reichsverfaffung bindet uns alle, mich auch und cuch den 
Herren Abg. Richter — aljo die einzige berantwortliche Perſönlichkeit, die 
jet meine Wenigfeit ift, war damals der Fürſt Hohenlohe, und wenn er 
im Sommer nicht zur Ginberufung des Reichstags geichritten it, jo war 
die Urjache, daß die Einberufung des Reichstags wegen der Chmaerpedition 
die Borlegung eines Grgänzungsetat3 an Bundesrat Reichdtag zur Boraud: 
ſetzung gehabt hätte und damals dem Reichdfanzler dieſe Vorausſetzung 
noch nicht gegeben ſchien. Dazu fam, daß der damalige Reichsfanzler aus 
der Haltung eines Teils der Preſſe glaubte die Meberzeugung gewinnen zu 
fünnen, daß die Einberufung des Reichstags damals nicht den Wünschen 
aller Parteien entſpräche. (Hört, hört! rechts.) Ich glaube nicht zu irren, 
wenn ich fage, dab es namentlich ein Blatt war, das in dieſer Beziehung 
den damaligen Reichäfanzler impreifioniert haben dürfte, nicht bloß, weil 
e3 ein überaus geſchickt redigiertes Blatt ift, jondern weil ihm Beziehungen 
nachgejagt werden zu einem hervorragenden Parlamentarier, deſſen Beredt— 
jamfeit wir alle eben bewundert haben. (Heiterfeit.) Die „Freifinnige 
Zeitung” (Rufe links: Datum! Datum!) — die „Freifinnige Zeitung“ 
Ichrieb am 4. Juli — damals war gerade der piychologische Moment, wo 
e3 ſich um die Berufung oder Nichtberufung des Reichstags handelte, fol: 
genden Artikel: „Ob e3 angemefjen ift, den Reichstag zu berufen, läßt fich 
unjere3 Erachtens erft entjcheiden, wenn ein klarer Thatbeitand über die 
in Betracht fommenden VBerhältnifje vorliegt. Auch ift eine feite Stellung» 
nahme von deuticher Seite nur möglich unter Vereinbarung mit anderen 
Großmächten auf Grundlage eines ſolchen Thatbeftandes. Der Reichstag, 
einmal berufen, fann nicht wochenlang warten, bis eine Vorlage möglich 
ift. Gegenwärtig vermögen auch in den anderen Parlamenten die Minifter 
alle Fragen nur dahin zu beantworten, dat fie feine fichere Kenntnia von 
den thatjächlichen Verhältniſſen befiten. Und da die außeretatsmäßigen 
Ausgaben für unfere Wehrkraft in Oftafien nicht jo erheblich find, fo ift 
aus finanziellen Gründen e3 nicht nötig, den Reichstag zu berufen. Nach 
der „Nationalzeitung“ ift bisher weder eine Einberufung des Reichstags 
beabfichtigt, noch find im Reichſstagsbureau irgendwelche Andeutungen ein: 
gegangen, dab eine außerordentliche Seſſion bevorftände.“ Dieſer Artikel 
ift zwar etwas gewunden und bis zu einem gewijlen Grade auf Stelzen 
geftellt, daS pflegt aber bei offiziöſen Enungziationen immer der Fall zu 
jein. (Stürmifche Heiterkeit.) Es fann feinem Zweifel unterliegen, daß 
derjenige, der dieſen Artikel verfaßt oder injpiriert hat, die Ginberufung 
des Reichſstags — gewiß optima fide — in jenem Augenblid nicht für 
opportun gehalten hat. Dieſen Eindrud hatte ich; auch verrate ich fein 
Geheimnis, wenn ich jage, daß ich zu denjenigen gehörte, welche glaubten, 
„daß damals fehr ernfte und gewichtige Grüude ſprächen für die Ginbe: 
rufung des Reichſstags“. (Hört! hört!) Aber wie ich damals das las, da 
fagte ich mir doch .. (Stürmifche andauernde Heiterkeit) gegen den Abg. 
Richter kann ich nicht auffommen. (Erneute große Heiterkeit.) Ach kann 
nur jagen, daß, wenn fich wieder ein ähnlicher Fall ereignen follte, hoffent: 
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lich nicht in abjehbarer Zeit, und wenn ich dann noch an biejer Stelle 
ftehen jollte, was ich auch nicht weiß — Herr Richter ſagte darüber jehr 
wichtige Worte (Heiterkeit) — dann werben Sie einberufen werden, darauf 
fünnen Sie ſich verlafjen. (Hört! hört! und Heiterkeit.) Der Abg. Richter 
ift auch zurücdgefommen auf das Berhältnis Deutichlands und Rußlands. 
Geftern wurde ausgeſprochen, daß der ruffiiche Evakuationsvorſchlag zurüd: 
zuführen wäre auf eine Berftimmung gegen Deutjchland. Das ift nicht 
der Fall. Dies annehmen heikt die Sadlichfeit und Ruhe unterjchäßen, 
mit welcher die ruffiiche Politif vorgeht, die ebenfo wie die deutſche Politik 
von Stimmungen oder Berftimmungen frei ift. (Zurufe links: Na! na!) 
Am allerwenigiten, für die deutſche Politit garantiere ich, aber auch für 
bie ruffiiche möchte ich e3 behaupten, richtet fich der Evafuationsvorichlag 
gegen dad Oberfommando, dad von Seiner Majeftät dem Kaiſer von Ruß— 
land in erfter Linie in unfere Hand gelegt worden if. Wir haben dem 
ruffiichen Evakuationsvorſchlag im September nicht zugeftimmt, weil wir 
glaubten, daß damals die Ausführung dieſes Vorfchlages nicht beitragen 
würde zur rafchen Pacifizierung von China, aber e3 wurde nicht verfannt, 
daß der ruffiiche Borjchlag bona fide gemacht worden ift. Die Diskuffion 
über diejen Vorſchlag ziwiichen uns und dem Gt. Peteröburger Kabinett 
ift in der verbindlichften Form geführt worden und hat feinerlei Schärfe 
zurüdgelaffen. Was nun da3 von dem Abg. Richter berührte Oberfom: 
manbo betrifft, jo ift es vollftändig unzutreffend, daß unſer Oberbefehl den 
anderen aufgedrängt worden wäre. Der deutſche Oberbefehl beruht auf 
einer von außen an ung gelangten Anregung. Mehr, meine Herren, kann 
ich nicht jagen, weil e3 fich handelt um einen Gedanfenaustaufch der Mi: 
litärs, Souveräne und Staatoberhäupter und um ein Staatdintereffe, dad 
mir ein Schloß vor den Mund legt und das mir höher fteht, als alle die 
Fragen, die der Abg. Richter berührt hat. (Heiterkeit) Nun hat ber 
Abg. Richter ſich auch, wenn auch nicht mit derjelben Schärfe wie geftern 
ber Abg. Bebel, gegen die Miffionare gewendet. Der Abg. Bebel hat 
geftern gejagt, da namentlich die fatholiichen Miffionare bis zu einem 
gewifjen Grade die Schuld trügen an den gegenwärtigen Wirren in China. 
Ich halte diefe Auffaffung für unrichtig. Sie wird durch die bei uns ein- 
gegangenen Berichte nicht beftätigt; und fie wird mich auch nicht verleiten 
zu irgend welcher ungünftigen Behandlung und Differenzierung ber fatho: 
lichen Miffionare. Ich rechne es dem Biſchof Anzer hoch an, daß er vor 
Jahren feine Mijfion unter deutſchen Schuß geftellt hat. Wir werben 
feine Miſſion auch ferner ſchützen. Und wir betrachten, wie im Orient 
auch in China, die Ausübung unferes Proteftorate® über die katholiſche 
Miſſion für eine Ehrenpflicht, der wir uns nicht entziehen können. (Bei: 
fall im Zentrum.) Dann ift der Abg. Richter mit den Zirkularnoten im 
September ind Gericht gegangen, zwar nicht in derjelben Weije wie der 
Abg. Bebel, aber er ſcheint damit nicht ganz zufrieden zu jein. Bei diejer 
Zukunftnote fam es weniger auf die Form als auf den Inhalt an, nament: 
lich auf die Formulierung eines Vorſchlages, betreffend die Eruierung und 
Beitrafuug derjenigen, die an den fcheuklichen Unthaten jchuld geweſen 
find. Dieſer Zweck ift erreicht; die Form gebe ich preis. Nun hat der 
Abg. Richter weiter gejagt, daß fi in Kiautſchou nicht die Erwartungen 
realifiert hätten, die wir jelbft an ihre Erwerbung geknüpft hätten. Schon 
vor zwei Jahren hat der Staatäfekretär de3 Reichsmarineamts daran er: 
innert, daß, al3 England feiner Zeit feine Hand auf Hongkong legte, das 
englifche Minifterium auf da3 heftigfte angegriffen wurde von der englijchen 
DOppofition. Als ich dieje Verhandlungen las, fand ich, daß damals die 
engliiche Oppofition dem engliſchen Minifterium vorwarf, Hongkong wäre 
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17. November. (München.) Prinzregent Luitpold richtet 
folgendes Handjchreiben an den Minifter dv. Feilitzſch über die Feier 
ſeines 80. Geburtstages: 


Mein lieber Staatöminifter Frhr. d. Feilitzſch! Mehrfachen Mit: 
teilungen in der Prefje habe Jch entnommen, daß für Mein bevorftehendes 
80. Geburtöfeft Ehrungen verjchiedener Art geplant find. So jehr es Mich 
nun erfreut, zu ſehen, wie allenthalben im Lande fich das Streben zeigt, 
Mir an diefem Tage bejondere Beweije der Liebe und Anhänglichkeit zu 
geben, twiderftreitet e3 doch Meinem Gefühle, denjelben mit re 
lichem äußerem Gepränge zu begehen. Insbeſondere ift es Mein ausdrüd: 
licher Wunſch, dat von der Darbringung von Gejchenken und Huldigung3: 
gaben abgejehen werde. Dagegen wiederhole ch gerne, wie Ich die Ab: 
ficht, zur dauernden Erinnerung an Mein 80. Geburtäfeft eine allgemeine 
Sandezftiftung für gemeinnügige und wohlthätige Zwecke zu errichten, jehr 
freudig begrüße. Ich beauftrage Sie, vorftehendes in geeigneter Weije zu 
veröffentlichen und die fgl. Regierungspräfidenten anzuweiſen, dahin zu 
wirken, daß alle Unternehmungen, welche diefen Meinen Intentionen nicht 
entjprechen, unterlafjen twerden mögen. 

Mit huldvolliten Gefinnungen bin Ich Hiebei 

München, den 17. November 1900. 

Ihr jehr geneigter 
(ge3.) Quitpold, Prinz von Bayern. 


18. November. (Berlin.) Die chinefiiche Gejandtjchaft über- 
jendet dem Auswärtigen Amte folgendes Schreiben des Kaiſers von 
China an Kaiſer Wilhelm: 


Der große Kaiſer der Taping:Dynaftie entbietet Sr. Majeftät dem 
Deutichen Kaijer Grüße. Em. Majeftät Erwiderung auf unjer Telegramm 
haben Wir erhalten. Mit Freude und Hochachtung erjehen Wir daraus, 
dab Em. Majeftät von freundlichen Gefühlen für Uns bejeelt ift und Uns 
für die Vorkommniſſe nicht perjönlich verantivortlich machen wollen. In— 
folge von Mißgriffen, die Wir in der Wahl Unjerer Beamten gemacht 
haben, ift Ew. Majeftät Gejandter ohne jein Verſchulden ein Opfer ber 
MWirren geworden, was Wir auch jett noch auf das tiefite bedauern. Es 
ift gerecht, daß Wir die jchuldigen Würdenträger mit voller Strenge und 
dem entjprechend beftrafen, um den Gejeken und dem allgemeinen Rechts: 
gefühl Genugthuung zu gewähren. Sodann erhielten Wir von dem Ges 
fandten Lühaihuan ein telegraphiiches Memoriale, daß Ew. Majeftät bereits 
geruht haben, Inſtruktionen behuf3 der Eröffnung von Verhandlungen mit 
Unjerem Bevollmächtigten an den Generalfeldmarichall Graf dv. Walderſee 
und den faijerlichen Gejandten Mumm v. Schwarzenftein zu erlaſſen. Es 
geziemt fich daher, daß Wir auch Unfererjeits Befehl an Unfere Bevoll« 
mächtigten erteilen, damit die Verhandlungen, den Bedürfniffen Rechnung 
tragend, zu einem befriedigenden Rejultat geführt und friedliche Beziehungen 
baldigjt wieder hergeftellt werden. In Ew. Majeftät Erwiderung auf Unfer 
früheres Telegramm wird Uns geraten, nad Peking zurüdzufehren, was 
Mir als ein Zeichen Ew. Majeftät freundjchaftlicher Gefinnung für Uns 
auffafjien. Sobald die Friedensverhandlungen die gewünjchten Ergebniffe 
zeitigen, werden Wir fofort die Zeit Unjerer Rückkehr beftimmen. Da die 
Hriftlichen Mijfionsthätigkeiten den Angehörigen verjchiedener Staaten ver: 
tragsmäßig zugeftanden find, jo ift Unfere Pflicht in Zukunft, die höchſten 
Provinzialbeamten ſtrengſtens anzuweiſen, dieien Miffionen bejondern Schuß 
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angedeihen zu laffen und alle Streitigkeiten für immer beizulegen Aubem 
Wir Em. Majeftät hiedurch nochmals Umiere Gefinmungen fund geben, boten 
Wir hiefür Allerhöchitberielben Anerlenaung zu finden. 


19. November. (Reichstag, Beratung des Rachtrass, ber 
die Ausgaben für die oftafiatiiche Erpedirion enthält. 

Reichskanzler Graf Bülow: Jh wänihte, bie erfie Gelsgenbeit er- 
greifen zu können, um mich vor bem bohem Haute über dre jezt ım Border⸗ 
grunde des öffentlichen Intereñes ſtehente Zrage, nämwi:h iver unter Bor: 
gehen in China, auszjwipreten. Sie werben es verfieien, wenn ih heute 
mich nicht über Zinge äubern faun, über bie mo versemtei: wird, ober 
welche gemeinjame Aktionen berinzräf::zem förnien 3% Dr aber med zu 


erfie Gelegenheit dazu bemugt werden mıH wurd ıh werde dabei ip pfrm 
und deutlich ſein, als es mur irgextwie ge/i’tg eriiemt Betsi, 205 
die Borgeihichte unieres Ziorzebens ın @i:re Samt, 1 
jeinerzeit mich im Reıhäiage Zier bemiz:. 12: Ziele Dorzuisgen, weide wir 
in China erftreben und weide wır Hkuclıem wiıle 
den, dab wir jeimerzeit die erikenenden Firm mitt meiezei:g Dpre0s 
gejehen hätten. Zaraut möo*te ı$ ermitere, I berhens 2:lt Doraue 
zuiehen war, dab das in E::ra ausebzeiszte Geuriter '5 Zeig urı ' 
raſch eintreten würde. Zır Hoden alertıngs erire Sentoner ın Biene 
mehr als einmal auf bie im E;:ra briyerser Borterzeden Diryewrwn 
und auf den Wunſch unirzer bip.omar:’ Sen, Ior’zier:Sem ert m... een 
Bertreter in China haben wir art alies sriyer, wes zur Anturhrrin tung 
ber Ordnung bajelbit als notwent:z eritien, Zr haben ınsbrionuere |9 
fort die Ehugmannihaiten net Teting zeit, ve wis winigenswre 
bezeichnet wurden. Ich mödte ternerlen Borwerie erieben gegen Bhorner, 
die in dem ichwierigfien Berhäitnifien beltenme'ige Ausvouer und Mut 
bethätigt haben; fern jei es mir nammt!:$, rın Zuurt bes Zubeis zu \agrn 
gegen unieren ritterlihen Geiandten, öyreıheren vom Ariieler, ver ım terust 
Pflichterfüllung im der Vertretung eines algemeinen, mdt Iprziel veu hen 
Anterefies den heidenmätigen Beriug unternommen het, bir 4 met de Mr 
gierung zur Befinnung zurüdzriihren, und bei vielem Yrriude \rht wurd 
unerjchroden getallen ift wie ein Lifizier in ber yront Kebhurtee ee “.) 
Man hat nun die Wirren ım Ehinn aui unirre Aerkirgung un Hu Tue 
zurüdgeführt. (Sehr richtig! linfs; Unrupe, Bhrine Grin, tm — 
diſchen Blättern ift dieſer Korwurf Son lange rryrben wurven, 4 ne 
aber nicht, daß er im beutichen Heihstage rınrn Dibrein apa — 
Eebhafler Beifall, Unruhe.) Zer Ueberlafſung vom Hnutihwm DM 7 
land find doch ganz andere Zinge vorausgrgungen. 34% eriumese 2 —* 
die Abtretung vom Hongtong, Zomgling, Unem, Zirme, wem, ML. 
Arthur, Wei-hai-wei u. |. w. Zange bevor wır nad Auauidivu nn Bas 
hat es Fremdenverfolgungen uud Hevolutionen im Eyına g — — 
find erft nad Kiautſchon gegangen, nadtrım wir mus ubrigru a me 
daß unjere Zurüdhaltung als alle Seſcheibeuheit uuigecht wen. au 
als wir uns überzeugen mußten, bob ohne mus an cm Mu! A, am 
Snterefieniphären gegangen werben ſolle. Zauber lamrm Ihe HUT rien 
Frage bie deutichen Birfionen uub die Beigumpieng bw er — 
unſerer Kriegsmarine. Erft dann find wir mt waren ug ” sh ame amt 
getreten. Nicht aus Abeniruerluf uud 2 1er, waveen RR PATER 
barer Notwendigkeit (Beifall) iſt uuſere pritirgung IM — ice # EFF 
geführt worden. Es ift durch birielbe mug wer yeune mr 
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geftört worden, weder direkt noch indireft. Unſere Pofition in China be: 
ruht nicht auf gewaltfamen Eroberungen, fondern auf einem völferrecht: 
Iichen Vertrage. Wir ftehen in China und im bejonderen in Kiautſchou 
nicht ala Eindringlinge, jondern als Befiger einer mit der chinefiichen Re: 
gierung vereinbarten Konzeifion. Wir haben uns überhaupt gegenüber 
China immer freundlich und mwohlwollend erwieſen. Unjere Haltung be: 
wegt fi in ber Richtung, die wir noch dor vier Jahren eingenommen 
haben in dem Augenblid, wo China à la merei eines fiegreichen Gegners 
war. Wir haben feftgehalten an dem von mir früher daragelegten Prinzip, 
anderen Rechten nicht nahe zu treten, dafür aber eigene Rechte unbedingt 
zu wahren. Darum befinden wir un® gegenüber China im Stande legi- 
fimer Abwehr und legitimer Notwehr. Die chinefiiche Zentralregierung 
hat die Borerbewegung mindeftend durch die Schuld einer jämmerlichen 
Verwaltung weiter und weiter um fich greifen laffen, es hat ihr an gutem 
Willen gemangelt. Sie hat von Anfang an gegenüber den maßvollen und 
berechtigten Vorftellungen der betreffenden Gejandten eine teils zweideutige, 
teils Läjfige Haltung eingenommen, fie hat endlich durch Gewährenlafjen 
ber jchnöden Ermordung des deutſchen Gejandten nicht nur das Völkerrecht, 
fondern auch unjere nationale Würde ſchwer verlekt (Zuftimmung rechts) 
und fie hat durch allerlei Winkelzüge und Ausflüchte und offenbare Un: 
wahrheiten dieſen flaren Sachverhalt zu verdbunfeln geſucht. Mit gutem 
Gewifjen durften wir daher einem jolchen Verhalten gegenüber diejenigen 
Mahregeln treffen, die notwendig waren, unjere berechtigten Intereſſen zu 
jhüßen und unjere Ehre zu wahren. In derjelben Notlage wie wir be- 
fanden fi) alle übrigen Regierungen und befanden fich insbefondere alle 
zivilifierten Völker Europad. Denn darüber kann der ruhige und un: 
parteiiiche Beobachter nicht im Zweifel fein, daß die jüngjten Ereigniſſe in 
China weder auf die Verhältniffe in KHiautjchou, noch in Hongkong, noch 
in Tongking, noch auf Port Arthur zurüdzuführen find, fondern daß wir 
eine Etappe durchzumachen haben, die die europäiiche Kultur überwinden 
muß und die auch alle anderen Völker angeht. Der Sturm, der jet in 
China tobt, richtet fich nicht allein gegen Deutichland, jondern gegen alle 
gefitteten Völker, er richtet fich nicht allein gegen unſere Gejandten, unjere 
Konſuln, jondern auc gegen die Mijfionare, die Arbeiter und alle Fremden. 
Die eutopäifche Zivilifation, der fich, zu ihrer Ehre ſei e3 gejagt, auch die 
intelligente, zufunftsreiche japanifche Nation angejchloffen hat, ftand und 
fteht der Barbarei der Borerbewegung gegenüber. ch fomme nunmehr 
zu der frage, die ich vorhin nur flüchtig geftreift habe, nämlich zu ber 
Trage, was wir in China wollen. Wir wollen in China feine Politik der 
Abenteuer, aber wir wollen unjere Intereſſen, unjere Rechte jo behaupten, 
wie ein große Volk jeine Interejien, jeine Rechte und feine Ehre behaupten 
foll. (Lebhafter Beifall rechts.) Wir führen in China feinen Eroberung®: 
frieg, aber wir wünſchen eine möglichjt raſche Beilegung der chinefiichen 
zuf und eine Sühne für die begangenen Unthaten durch Wiederherſtellung 
und Sicherftellung friedlicher Zuftände. Thäten wir das nicht, jo würde 
damit ein Freibrief ausgeftellt für ähnliche Unthaten (Zuftimmung rechts), 
und es würden alle zivilifierten Mächte der Gefahr ausgeſetzt jein, die 
Intereſſen ihrer Staatsangehörigen bei der erften Gelegenheit in gleicher 
Weije verlegt zu jehen. Wir acceptieren auch jede Regierung in China, 
die bereit ift, die Ordnung aufrecht zu erhalten und die begangenen Thaten 
zu jühnen. Wir wollen mit dem, was wir in China unternommen haben, 
niemanden überborteilen und und von niemanden übervorteilen laſſen. 
Deutichland Hat Fein Intereſſe an einer Aufteilung. Wir glauben audy 
gar nicht, daß China ſchon dem Untergange geweiht if. Wir haben gar 
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fein Sintereffe daran, dat eine Auflöfung Chinas herbeigeführt wird. Wir 
wünſchen eine folche Auflöfung gar nicht. Unfer Intereſſe ift, dab China 
fih in die Neuordnung der Dinge durch friedliche Aufnahme ber europäifchen 
Kultur hineinlebt, und wir wollen Zeit gewinnen, unfere Pofition in China 
auszubauen, zu entwideln und zu fräftigen. Wir fahren nach meiner 
Meberzeugung am beften, wenn China unter möglichft geregelter Verwaltung 
aufnahme: und zahlungsfähig bleibt, im übrigen aber jeine Verwaltung 
möglichft in eigener Hand behält. Sofern die anderen Mächte in China 
über diejen Rahmen nicht hinausgehen, wollen auch wir uns in China auf 
bie Behauptung unferer gegenwärtigen Bofition bejchränfen. Wir wollen 
das auch deshalb thun, weil, wie dad franzöfiiche Sprichwort jagt: Qui 
trop embrasse, mal ötreint. Wir haben feinen Grund, ex abrupto Ge: 
biet3erweiterungen anzuftreben, die unjere finanziellen, militärischen und 
politischen Kräfte in unverhältnismäßigem Grade in Anfpruch nehmen 
fönnten. Deshalb wollen wir in China auch nicht ohne zwingende Ver: 
anlafjung eine annerioniftiiche Politik treiben. Wir haben gar fein Inter— 
eſſe daran, und in China auf beftimmte Ländergebiete feitnageln zu laffen. 
Wir haben in Kiautſchou einen notwendigen Stüßpunft gefunden für unjere 
Schiffahrt und für unjere Marine, wir haben in Schantung ein weiteres 
Feld erlangt für die fommerzielle und induftrielle Thätigkeit. Aber lange 
bevor wir nach Kiautſchou gingen, hatten fich bdeutiche Kaufleute nieder: 
gelafjen in Schanghai, am Golf von Petichili und anderen Orten. Diejer 
Ausdehnung unjeres Handels in allen Zeilen de3 chinefiichen Reiches unter 
friedlichem Wettbewerb aller Völker in China wollen wir in Beherzigung 
des Wortes „Leben und leben laſſen“ nicht präjudizieren. Das war das 
Motiv und dad ift die Tendenz bed bdeutich-englijchen Abkommens vom 
16. Oktober d. %., mit dejfen leitenden Grundjäßen ſich inzwiſchen die an: 
deren Kabinette einverftanden erflärt haben. Natürlich fegen wir bei alle: 
dem voraus, daß auc andere Mächte nicht eine Erweiterung ihrer terri- 
torialen Rechte erftreben. Es ift auch anzunehmen, daß dies nicht der Fall 
fein wird. Es ift unjer Wunſch und unfere Ubficht, und auf dem Boden 
des Vertrags dom 6. März 1898 zu halten und nicht darüber hinauszu— 
gehen. Deshalb haben wir ung vom Anfang an bemüht, unfere Ziele jo 
abzugrenzen, daß fie weder eine Unklarheit für die Zukunft, noch einen 
Konflitt mit den berechtigten Intereſſen anderer Mächte aufkommen laſſen 
konnten. Wir werden auch in Zukunft unfere Schritte fehr genau ab: 
meffen, denn wir wiſſen jehr wohl, daß, wenn unfere Schritte auch nicht 
zu kurz diftanziert werden können, ein Schritt zu weit und bloßjftellen würbe. 
Mir wollen weder das eine noch da3 andere. Don unferen Zielen, die ich 
feinerzeit aufgeftellt habe, ift bisher nur das eine erreicht, die Befreiung 
der in Peking eingejchloffenen Europäer. Es bleiben noch die anderen Ziele, 
die Sicherftellung von Leben der Perjonen, von Eigentum und Befit ber 
in China thätigen Kräfte, Garantien für die Zukunft, eine angemefjene 
Genugthuung für die geübten Unthaten, Entjchädigung für die gehabten 
Auslagen und Koften, Sicherftiellung unſeres eigenen Beſitzes. Wie diefe 
Ziele im einzelnen zu erreichen find, darüber ſchweben befanntlich zur Zeit 
Verhandlungen amwiichen den fremden Gejandten in Peling. Ueber das 
Ergebnis diejer Verhandlungen, die zur Einftimmigfeit über die wejentlichen 
Punkte geführt haben, bin ich in der Lage, dem hohen Haufe die nachftehende 
Mitteilung zu machen, in welcher das bisher jchon in der Preſſe befannt 
Gegebene auf Grund der Iehten bei uns eingegangenen Zelegramme nad) 
dem heutigen Stande vervollftändigt ift. Mittels einer von allen Mächten 
gemeinfam an die chinefifche Regierung zu richtenden Note jollen an dieje 
folgende Forderungen gejtellt werden: 
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Artikel 1. Eine aufßerorbentlide Miſſion unter Führung eines 
faiferlihen Prinzen ift nach Berlin zu entjenden, um das Bedauern des 
Kaiſers über die Ermordung bed Freiherrn von Ketteler auszudrüden. 
An dem Plate des Mordes ıft ein des Ermorbeten würdiges Denkmal zu 
errichten mit einer Inſchrift in lateinischer, deutjcher und chinefifcher Sprache, 
weldye das Bedauern des Kaiſers von China über den begangenen Mord 
ausdrüdt. 

Artikel 2a. Die Todeöftrafe ift zu verhängen über ben Herzog Lan, 
ferner über weitere von den Mächten zu benennende Rädelsführer. 

Artikel 2b. In allen Orten, two Fremde getötet oder mißhandelt 
worden find, haben alle offiziellen Prüfungen auf die Dauer von fünf 
Jahren auszufallen. 

Artikel 3. Die chinefiiche Regierung hat auf jedem ber fremden 
oder internationalen Friedhöfe, welche gejchändet oder deren Gräber zerftört 
worden find, ein Sühnedenfmal zu errichten. 

Artikel 4. Das Berbot der Einfuhr von Waffen nah China wird 
bi? auf weitered aufrecht erhalten. 

Artikel 5. China hat gerechte Entjchädigung an Regierungen, Ge: 
jellichaften oder Privatperjonen, jowie auch an folche Chineſen zu leiſten, 
welche im Laufe der jüngften Ereigniffe an ihrer Perjon oder ihrem Ber: 
mögen durch den Umftand Schaden gelitten haben, daß fie im Dienfte der 
fremden ftanden. Hierzu bemerkt der Reichsfanzler, daß über die Prin: 
zipien der Geltendmahung der Schadenerfaganiprüche, insbefondere auch 
derjenigen von Mijfionaren, jpäter unter den Mächten ein Einverftändnis 
bergeftellt werben joll. 

Artikel 6. Jede einzelne fremde Macht erhält dad Recht, für ihre 
Gefandtichaft eine ftändige Schutzwache zu halten und das Gejandtichafts: 
viertel in VBerteidigungszuftand zu jeßen. In dem lehteren dürfen Chinejen 
nicht wohnen. 

Artikel 7. Die Forts von Taku und diejenigen Forts, welche die 
freie Verbindung zwijchen Peking und dem Meere hindern Zönnten, jollen 
entfejtigt werben. 

Artikel 8 Die Mächte erhalten das Recht, zum Zwecke der Auf: 
rechterhaltung der freien Verbindung ztwifchen der Hauptitadbt und dem 
Meere, gewiſſe, durch Einvernehmen unter ihnen zu beftimmende Punkte 
bejegt zu halten. 

Artikel 9. Die chinefiiche Regierung wird verpflichtet, während 
zweier Jahre in allen Unterpräfekturen faiferliche Defrete anzujchlagen, 
worin a) die Mitgliedjchaft einer Fremdenfeindlichen Sekte bei Todesjtrafe 
für immer verboten wird, b) die über die Schuldigen verhängten Strafen 
aufgezählt werden, c) in denen, um neuen Unruhen vorzubeugen, aus— 
gejprochen wird, daß die Vizefönige jotwie die Provinzial: und Lofalbeamten 
verantwortlich gemacht werden für die Aufrechterhaltung der Ordnung in 
ihren Amtsbezirken, und daß fie im Falle neuer fremdenfeindlicher Unruhen 
oder anderer nicht jofort don ihnen bejeitigter und durch Beitrafung der 
Schuldigen gefühnter Verlegungen der Verträge jofort abgejegt werden 
jollen und weder mit neuen amtlichen Funktionen betraut nocd mit neuen 
Ghrenftellen bekleidet werden dürfen. 

Artikel 10. Die chinefifhe Regierung wird verpflichtet, fih auf 
Verhandlungen einzulafjen über jolche Abänderungen ber beftehenden Han: 
dels- und Sciffahrtsverträge, welche die fremden Regierungen für nüglich 
erachten, jowie Über andere Gegenftände, welche eine Erleichterung ber 
Handelsbeziehungen betreffen. 

Artikel 11. Die chinefifche Regierung wird verpflichtet, das chines 
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fiiche Auswärtige Amt zu reformieren und das Hofzeremoniell für die Em: 
pfänge der fremden Vertreter in demjenigen Sinne abzuänbern, ben bie 
fremden Mächte bezeichnen werden. 

Die vorftehenden elf Artikel werben, jobald jeder einzelne Gejanbdte 
von feiner Regierung dazu ermächtigt fein wird, der chinefiichen Regierung 
in Form einer Kolleftivnote jämtlicher Mächte übermittelt werden; über 
die Erzielung gleicher Einftimmigfeit für einzelne weitere Forderungen 
fchweben noch die Verhandlungen. Den Berlauf der einzelnen Dinge heute 
borauszufagen, ift unmöglich. Wir halten aber an der Hoffnung feft, daf 
e3 ben gemeinjamen Bemühungen der Mächte gelingen wird, da3 angeftrebte 
Ziel zu erreichen. Alle Mächte haben da3 gleiche Intereſſe daran, daß 
Ordnung, Friede und Ruhe in China wieder hergeftellt werden und daß 
ber Wiederkehr jolcher VBorfommnifje vorgebeugt wird. Bei der Neuregelung 
der Verhältnifie wollen wir dann ein Wort mitjprechen, das unferer Stel« 
lung entjpricht, daher auch die Entjendung unjerer militärischen Streit: 
fräfte. Wäre nicht mit Macht eingejchritten worden, jo würde der Aufſtand 
noch einen arößeren Umfang angenommen haben. Meinem Amtsvorgänger 
hat jede Abficht ferngelegen, die Rechte des Reichsſtags zu verkürzen (Heiter- 
feit links), dafür bürgt die jehr ehrenvolle Laufbahn meines jehr hochver- 
ehrten Amtsvorgängerd. Sch will aber vor allem für meine Perfon ala 
verantwortlicher Reichskanzler hier erklären: Es liegt uns jelbftverftändlich 
nicht3 ferner, ald die verfafjungsmäßigen und von niemand beftrittenen 
Nechte des Reichstags, daß für alle Ausgaben die Zuftimmung des Reiche: 
tag3 in Form einer Etatforderung einzuholen ift, und zwar möglichit und 
angängig im voraus, irgendwie anzuzweifeln. Ich kann daher das hohe 
Haus nur erjuchen, denjenigen Ausgaben, die ohne Zuftimmung des Reichs: 
tagd gemacht worden find, durch nachträgliche Genehmigung Indemnität 
zu erteilen. (Lebhafter Beifall. Heiterkeit.) ch habe das Vertrauen zu 
der bewährten Einficht der Mehrheit dieſes Haujes, daß, wenn auch das 
Wort „Indemnität“ nicht ausdrüdlih im $ 3 der Vorlage enthalten ift, 
doch eine Verftändigung herbeigeführt wird; ich meinesteil3 werde gern 
dazu die Hand bieten. Wir glauben alles gethan zu haben, um da3 qute 
Einvernehmen. der Mächte aufrecht zu erhalten, und find überzeugt, daß 
Hreundichaft und Eintracht nicht bloß im internationalen, jondern auch in 
deutichem Intereſſe gelegen if. Daß unfere friedliche Gefinnung überall 
anerfannt wird, wird durch die Thatjache bewiejen, dat die übrigen Mächte 
una da3 Oberfommando übertragen haben. Wir mären jehr gern bereit 
gewejen, unfere Truppen einem anderen Oberbefehlshaber unterzuordnen, 
und haben namentlich nad) Rußland hin dies zu erklären gegeben. Wenn 
die anderen Mächte zu unjerer Politik fein Vertrauen gehabt hätten, jo 
würden fie uns fchwerlich das Oberfommando anvertraut haben. Daß von 
feiten Rußlands feine Einwendungen gegen unjern Oberbefehl erhoben wer: 
den würden, war vorauszuſehen aus dem guten vertrauensvollen Verhältnis 
zwiſchen uns und Rußland jelbft. Der ruffiiche Kaiſer, defjen baldige und 
glücliche Genejung wir mit der ganzen Welt erhoffen, war e3 gerade, der 
von allen Staatdoberhäuptern den Beweis gab, daß zwiſchen der deutjchen 
und ruffiichen Politik fein Gegenjaß befteht. (Beifall) Durch die Weber: 
nahme des Oberfommando3 werden die Verhältniſſe unferer Politik zu 
anderen Mächten nicht geändert. Wir denfen nicht daran, über das ge: 
meinfame Programm hinauszugehen, im Gegenteil, es legt und das Ober: 
fommando exft recht die Verpflichtung auf, nun befonders vernünftig und 
bejonnen zu bleiben. (Beifall.) Wir werden auch über die Grenzen unjerer 
wohlerwogenen Leiftungsfähigteit nicht hinausgehen und uns nicht entfernen 
von der Grundlage, auf der das neue Deutjche Reich aufgebaut worden ift. 
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Mir werden die verbündeten Mächte nach wie vor unterftüßen, aber dabei 
unfere zentrale Stellung in Europa nicht vergejien. Schon früher habe 
ich erklärt, dab die Sicherheit der Heimat in erjter Linie für uns in Be: 
tradht fommt. Zunächſt ift durch unjere Truppenjendungen die Sicherung 
unferer eigenen Stellung in China bezwedt; es Liegt uns nicht ob, die Ge: 
fchäfte anderer zu bejorgen. (Beifall) Wir nahmen nur Anteil an den 
gemeinfamen Aufgaben der Hulturvölter, denken aber gar nicht daran, bie 
Sonderinterefien einer anderen Macht zu unterftügen. (Beifall.) Wir denten 
auch gar nicht daran, die Vorjehung auf Erden jpielen zu wollen. (Zuruf 
von linf3.) Napoleon III. hat das allerdings? thun wollen, aber es ift ihm 
nicht gut befommen. Die Hohenzollern werden niemald den alten Sa 
verleugnen, daß fie fich als erſte Diener des Staates fühlen. (Unruhe — 8 
Wir werden uns nicht ohne Not in fremde Händel einmiſchen. Eine andere 
Richtſchnur als das Intereſſe des Deutſchen Reiches gibt es für uns nicht. 
Ah kann nur mit Freuden konſtatieren, daß die Haltung der militäriſchen 
Führer und Mannjchaften in China überall Anerkennung gefunden hat. 
Unfer Einfluß in Europa wird nicht davon abhängen, wie wir in China 
militärifch abichneiden. Im Namen der verbündeten Regierungen bitte ich 
das hohe Haus, durch Annahme der Vorlage uns die Mittel zu gewähren, 
um die chinefiichen Händel aus dem Wege zu räumen mit Umficht und 
ruhiger Befonnenheit, aber auch mit Kraft, wie es die Ehre und ber deutſche 
Name will. (Bravo.) 

Abg. Lieber (3.): Seine Partei wolle nicht die Notwendigkeit der 
Maßregeln gegen China befritteln oder bezweifeln, denn Ehre und Intereſſe 
Deutichlands jeien in China tief verlegt. Aber die Nichtberufung des 
Reichstags ſei eine Verfaſſungsverletzung und erjchiwere die Erteilung ber 
Andemnität. Wie ſei die Bildung der oftafiatifchen Armee mit dem Ber: 
fafjungsleben vereinbar? Die pomphafte Reife Walderjeed habe unangenehm 
berührt, ebenjo die Aufforderung, feinen Pardon zu geben und der faifer: 
liche Ausſpruch, daß ohne Deutichland in der Welt nicht? mehr gejchehen 
bürfe. ine ſolche Weltpolitif wünjche der Reichstag nicht. 

Abg. Bebel (Spz.): Ein anderes Parlament würde fich die ihm 
von der Regierung angethane Schmach nicht bieten lafjen, der Reichätag fei 
aber in der Wahrung jeiner Rechte jchlapp geworden. Der Aufftand in 
China erklärt fich -auf die einfachite Weije durch das große Unrecht, welches 
die fremden in China fortgejegt gegen die einheimiſche Bevölkerung be: 
gehen und bejonderd auch durch das provokatoriſche Auftreten der dhinefi: 
ſchen Miffionäre, die rückſichtslos in chinefifche Tempel dringen, oder, wie 
das don Biſchof Anzer gefchehen, der Berliner Reichsregierung anraten, 
den gewünschten Hafen nicht im jüdöftlichen China zu juchen, jondern ein— 
fach Kiau-tſchou zu beſetzen. Das find doch Provofationen unerhörtefter 
Art. Wie würde es wohl einem chinefiichen Miſſionär ergehen, der bei: 
jpielöweije in eine fatholifche Kirche in Oberbayern eindringen und bort 
die Lehren des Gonfucius vortragen wollte? Für die Greignifje in Peking 
muß man fich vergegenwärtigen, was dort die Schußtruppen gethan haben. 
Sie hatten die Gejandtichaften gegen revolutionäre Ueberfälle zu ſchützen; 
ftatt dejjen hatten fie, nach dem Zeugnis des Herren d. Brandt in ber 
„Ration“, ſchon in der Zeit vom 14.—17. Juni zahlreiche Ehinejen, an: 
geblich Borer, auf den Straßen und in ben Zempeln niedergemacdt, aljo 
Morde begangen in einem fremden Lande gegen Bewohner desjelben. Der 
Dolmeticher Cordes und der Bericht der „Kölniichen Zeitung“ erklären 
gleihmäßig, daß deutſche Soldaten von der Mauer der deutichen Geſandt— 
ſchaft ohne jede Provokation in friedlich zufammenfigende Chineſen hinein: 
geichofien und ſechs bis acht niedergefnallt haben. In dem unmöglichen 
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falle, daß dergleichen in Berlin gejchehen wäre, hätte doch in zwei Stunden 
die Berliner Bevölkerung das betreffende Geſandtſchaftshaus geftürmt und 
die Revolte wäre fertig gewejen. Man hat aljo in ganz unerhörter Weife 
provoziert. Der deutiche Soldat hätte nicht geſchoſſen und der beutjche 
Offizier hätte nicht fommandiert, wenn er nicht des Einverftändbnifjes des 
Herrn v. Ketteler ficher gewejen wäre (große Unruhe rechts; Rufe: Pfui!), 
und Herr dv. FKetteler ift demnach der Verantwortliche für dieje unerhörte 
Völkerrechtsverletzung. Graufamfeiten find in diefem Kriege vorgekommen, 
wie jelbft bei den Hunnen nicht, bei den Bandalen nicht, bei Dſchingiskhan 
und Tamerlan nicht, jelbjt bei dem von den Proteftanten jo verläfterten 
Tilly nicht. (Gelächter rechts.) Ich ftehe ſonſt mit Rußland ſehr jchlecht 
(große Heiterkeit), aber hier handelt dasſelbe viel klüger als wir. Nach: 
dem der Kaiſer in feiner Bremerhavdener Rede ausdrüdlich auf die Kriegs— 
führung der Hunnen hingewieſen (Unruhe) — e3 hat ausdrüdlid) im 
„Reichsanzeiger“ geftanden! (Heiterkeit) —, wird jet in Deutichland all: 
gemein bon einem Hunnenkriege gejprochen. Es gilt für benjelben die 
Parole: Pardon wird nicht gegeben, Gefangene werden nicht gemacht. 
Wenn wir hiebei verbleiben wollen, dann müfjen wir uns darauf gefaßt 
machen, daß der Krieg jo lange dauert, al3 da3 chinefiiche und das Deutjche 
Reich eriftiert. Redner zitiert eine Anzahl „Hunnenbriefe“ aus mehreren 
Blättern. 

Preußifcher Kriegaminifter dv. Goßler: Was die angeblichen Grau: 
famfeiten unferer Soldaten in Ehina betrifft, jo find maßgebend $ 91 des 
deutjchen Strafgejegbudhs und $ 3 des Einführungsgeſetzes zur Militär: 
ftrafprogebordnnung, welch leßterer jofort beim Beginn der Expedition für 
die oftafiatifchen Truppen durch den Kaiſer in Kraft gejeßt worden ift. 
Darin befinden fich die Vorjchriften, die nach Kriegärecht gegen die auf 
frifcher That Ergriffenen jofort in Anwendung zu bringen find. Die jog. 
Hunnenbriefe, die im „Vorwärts“ und auch anderen Blättern veröffentlicht 
worden find, habe ich auch geleien. Bebel hat eventuell die Namen in 
Ausficht geftelt. Ich kann ihn nur erfuchen, dieſe Briefe auf den Tiſch 
de3 Hauſes niederzulegen. (Unruhe) Wenn diefe Briefe echt find, unter: 
liegt e3 feinem Zweifel, daß fofort die ftrengfte Unterfuchung eröffnet 
werden wird, wa3 für die Betreffenden einen jehr ernten Ausgang nehmen 
fönnte. (Unruhe) Wenn derartige Ausfchreitungen vorgefommen find, 
werben fie unnachfichtlich geahndet werden. 

Am folgenden Tage verteidigt Abg. Baſſermann (nl.) die Politik 
ber Regierung, tabelt aber die Nichtberufung de3 Reichsſtags. Abg. 
Richter (frſ. Vp.) hält eine Machtentfaltung Deutjchlands zur Sühne der 
Ermordung Kettelers für nötig, tadelt aber, dab der Oberbefehl Walder— 
ſees den anderen Nationen aufgedrungen ſei. Die deutjche Politif werde 
zu theatraliſch und dekorativ injzeniert; dazu gehörten auch die Reden des 
Kaiſers, die darauf berechnet jeien, dad Volk für den Willen des Kaiſers 
günftig zu flimmen. Der Reichsfanzler müſſe fi) mit dem Kaiſer vor 
ſolchen Reden verftändigen, um ſolche Reden wie die Bremerhavener zu 
verhindern. Was bedeutet der Bertrag mit England? Wie tolle man 
die Koften der Expedition deden, die doch den Handel jchädigen müſſe? 
In der 2. Hälfte Juli hätte der Reichätag einberufen werden müſſen, da= 
mal3 war die Lage flar genug; die Verantwortung für die Nichtberufung 
trüge der ganze Bundesrat. 

Reichsfanzler Graf Bülow: Die Ausführungen des Abg. Richter 
geben mir feine Deranlaffung, etwas wefentliche3 dem hinzuzufügen, was 
ich geftern hier erflärte über meine Auffaffung hinfichtlich der verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des hohen Haufe und über meine jo bejondere Achtung 
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vor ben verfaffungsmäßigen Rechten des Reichſtags. Ich habe von bem, 
was ich hier geftern erklärte, nicht? zurüdzunehmen, ich habe auch nichts 
hinzuzufügen, und ich denke, die Mehrheit des Hauſes wird fich über bie 
Anfiht und über den Sinn und über die abjolute Aufrichtigfeit meiter 
geftrigen Erklärung nicht im Zweifel befinden. Was nun die Nichtennbes 
rufung des Reichdtagd angeht, jo glaube ich, daß mein Herr Amtsvor— 
gänger — denn darin muß ich Herrn Richter zu meinem Bedauern wider: 
Iprechen, um diejen allein fann e3 fich handeln; die Reichdverfafjung kennt 
nur eine einzige verantwortliche Perjünlichkeit im Reiche, das ift der Reichs— 
fanzler, und die Reichäverfaffung bindet uns alle, mich auch und cuch den 
Herrn Abg. Richter — aljo die einzige verantwortliche Perjönlichkeit, die 
jet meine Wenigfeit ift, war damals ber Fürſt Hohenlohe, und wenn er 
im Sommer nicht zur Einberufung des Reichstags geichritten iſt, jo war 
die Urfache, daß die Einberufung des Reichstags wegen der Chmaerpedition 
die VBorlegung eines Ergänzungsetat3 an Bundesrat Reichätag zur Voraus: 
jegung gehabt hätte und damals dem Reichskanzler dieje Vorausſetzung 
noch nicht gegeben jchien. Dazu fam, daß der damalige Reichäfanzler aus 
ber Haltung eines Teils der Preſſe glaubte die Ueberzeugung gewinnen zu 
fönnen, dab die Einberufung des Reichdtags damals nicht den Wünſchen 
aller Parteien entſpräche. (Hört, hört! rechts.) Ich glaube nicht zu irren, 
wenn ich fage, daß es namentlich ein Blatt war, das in dieſer Beziehung 
ben damaligen Reichskanzler imprejfioniert haben dürfte, nicht bloß, weil 
e3 ein überaus geſchickt redigiertes Blatt ift, Sondern weil ihm Beziehungen 
nachgejagt werden zu einem hervorragenden Parlamentarier, deſſen Beredt: 
famfeit wir alle eben bewundert haben. (Heiterfeit.) Die „Freifinnige 
Zeitung“ (Rufe links: Datum! Datum!) — die „Freifinnige Zeitung“ 
fchrieb am 4. Juli — damals war gerade der piychologiiche Moment, wo 
es fich um die Berufung oder Nichtberufung des Reichstags handelte, fol: 
genden Artikel: „Ob es angemefien ift, den NReichdtag zu berufen, läßt fich 
unjeres Erachtens erft entjcheiden, wenn ein klarer Thatbeftand über die 
in Betracht fommenden Verhältniſſe vorliegt. Auch ift eine feite Stellung— 
nahme von deutjcher Seite nur möglich unter Vereinbarung mit anderen 
Großmächten auf Grundlage eines jolchen Thatbeftandes. Der Reichätag, 
einmal berufen, kann nicht wochenlang warten, bis eine Vorlage möglich 
ift. Gegenwärtig vermögen auch in den anderen Parlamenten die Minifter 
alle ragen nur dahin zu beantworten, daß fie feine fichere Kenntnis von 
den thatjächlichen Verhältniſſen befigen. Und da die auferetatsmäßigen 
Ausgaben für unjere Wehrkraft in Oftafien nicht jo erheblich find, jo ift 
aus finanziellen Gründen es nicht nötig, den Reichstag zu berufen. Nach 
der „Nationalzeitung” ift bisher weder eine Einberufung des Reichstags 
beabfichtigt, noch find im Reichſstagsbureau irgendwelche Andeutungen ein: 
gegangen, dab eine außerordentliche Seifion bevorſtände.“ Diejer Artikel 
ift zwar etwas gewunden und bis zu einem gewiljen Grade auf Stelzen 
geftellt, daS pflegt aber bei offiziöjen Enunziationen immer der all zu 
fein. (Stürmijche Heiterkeit.) Es fann feinem Zweifel unterliegen, daß 
derjenige, der dieſen Artikel verfaßt oder infpiriert hat, die Einberufung 
bes Reichſstags — gewiß optima fide — im jenem Augenblic nicht für 
opportun gehalten hat. Diejen Eindrud hatte ich; auch verrate ich fein 
Geheimnis, wenn ich jage, daß ich zu denjenigen gehörte, welche glaubten, 
„daß damals jehr ernfte und gewichtige Grüude fprächen für die Einbe: 
rufung des Reichsſtags“. (Hört! hört!) Aber wie ich damals das las, da 
fagte ıh mir doch .. (Stürmifche andauernde Heiterkeit) gegen den Abg. 
Richter fann ich nicht auffommen. (Erneute große Heiterkeit.) Ich kann 
nur jagen, daß, wenn fich wieder ein ähnlicher Fall ereignen jollte, hoffent: 
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lich nicht in abjehbarer Zeit, und wenn ich dann noch an biejer Stelle 
ftehen jollte, was ich auch nicht weiß — Herr Richter fagte darüber jehr 
wichtige Worte (Heiterkeit) — dann werden Sie einberufen werden, darauf 
fönnen Sie fid) verlaffen. (Hört! hört! und Heiterkeit.) Der Abg. Richter 
ift auch zurüdgefommen auf da3 Verhältnis Deutjchlands und Rußlands. 
Geftern wurde ausgefprochen, daß der ruffiiche Evafuationsvorichlag zurück— 
zuführen wäre auf eine Verftimmung gegen Deutichland. Das ift nicht 
der Fall. Died annehmen heißt die Saclichfeit und Ruhe unterjchäßen, 
mit welcher die ruffiiche Politik vorgeht, die ebenjo wie die deutjche Politik 
von Stimmungen oder Verftimmungen frei ift. (Zurufe links: Na! na!) 
Am alferwenigiten, für die deutiche Politik garantiere ich, aber auch für 
bie ruſſiſche möchte ich es behaupten, richtet fi) der Evakuationsvorſchlag 
gegen das Oberfommando, da3 von Eeiner Majeftät dem Kaijer von Ruß: 
land in erfter Linie in unfere Hand gelegt worden if. Wir haben dem 
ruffiichen Evakuationsvorſchlag im September nicht zugeftimmt, weil wir 
glaubten, dab damals die Ausführung dieſes Vorjchlages nicht beitragen 
würde zur rafchen Pacifizierung von China, aber e3 wurde nicht verfannt, 
daß der ruffiiche Vorſchlag bona fide gemacht worden ift. Die Diskuffion 
über dieſen Vorſchlag zwiichen und und dem St. Peteröburger Kabinett 
ift in der verbindlichften Form geführt worden und hat feinerlei Schärfe 
zurüdgelaffen. Was nun dad von dem Abg. Richter berührte Oberfom: 
mando betrifft, jo ift es vollftändig unzutreffend, daß unfer Oberbefehl den 
anderen aufgedrängt worden wäre. Der deutſche Oberbefehl beruht auf 
einer von außen an und gelangten Anregung. Mehr, meine Herren, kann 
ich nicht jagen, weil es fich handelt um einen Gedanfenaustaufch der Mi: 
litärs, Souveräne und Staat2oberhäupter und um ein Staatsinterefje, dad 
mir ein Schloß vor den Mund legt und dad mir höher fteht, ala alle die 
Fragen, die der Abg. Richter berührt hat. (Heiterkeit) Nun bat der 
Abg. Richter ſich auch, wenn auch nicht mit derjelben Schärfe wie geftern 
ber Abg. Bebel, gegen die Miffionare gewendet. Der Abg. Bebel hat 
geftern gejagt, daß namentlich die fatholifchen Miffionare bis zu einem 
gewiffen Grade die Schuld trügen an den gegenwärtigen Wirren in China. 
Ich halte diefe Auffaffung für unrichtig. Sie wird durch die bei uns ein- 
gegangenen Berichte nicht beftätigt; und fie wird mich auch nicht verleiten 
zu irgend welcher ungünftigen Behandlung und Differenzierung der fatho: 
liſchen Miffionare. Ich rechne es dem Biſchof Anzer hoch an, daß er vor 
Fahren jeine Miffton unter deutjchen Schuß geftellt hat. Wir erden 
jeine Miſſion auch ferner ſchützen. Und wir betrachten, wie im Orient 
auch in China, die Ausübung unſeres Proteftorates über die katholiſche 
Milton für eine Ehrenpflicht, der wir und nicht entziehen Fönnen. (Bei: 
fall im Zentrum.) Dann ift der Abg. Richter mit den Zirkularnoten im 
September ind Gericht gegangen, zwar nicht in derjelben Weije wie der 
Abg. Bebel, aber er ſcheint damit nicht ganz zufrieden zu jein. Bei diejer 
Zufunftnote fam e8 weniger auf die Form als auf den Inhalt an, nament- 
lich auf die Formulierung eines Borjchlages, betreffend die Eruierung und 
Beftrafuug derjenigen, die an dem jcheußlichen Unthaten ſchuld gemwejen 
find. Diejer Zweck ift erreicht; die form gebe ich preis. Nun hat der 
Abg. Richter weiter geiagt, daß fich in Kiautſchou nicht die Erwartungen 
realifiert hätten, die wir felbft an ihre Erwerbung gefnüpft hätten. Schon 
vor zwei Jahren hat der Staatsſekretär des Reichsmarineamts daran er: 
innert, daß, al3 England feiner Zeit feine Hand auf Hongkong legte, das 
englische Minifterium auf da3 heftigite angegriffen wurde von der englifchen 
Dppofition. Als ich diefe Verhandlungen las, fand ich, dab damals die 
englijche Oppofition dem englifchen Minifterium vorwarf, Hongkong wäre 


154 Das Deutfde Keich und feine einzelnen Glieder. (November 22.) 


ein elendes Neft, ein nadter Felſen, es hätte einen miferablen Hafen, e3 
fönne nicht europäische Schiffe aufnehmen. Heute verzeichnet Hongkong 
einen jährlichen Schiffäverfehr von 10 oder 12 Millionen Tonnen. Cine 
Kolonie kann natürlich nicht wie eine Blume in einer Nacht aufblühen. 
Ich glaube aber, daß fich die aroße Bedeutung von Kiautſchou für Schiff: 
fahrt, Handel und Induftrie mehr und mehr heraußsftellen wird. Einen 
breiten Raum in den Ausführungen des Herren Richter hat feine Kritik 
der Reden Sr. Majeität des Kaiferd eingenommen. Die Art und Meife, 
wie er diefe Reden fritifiert hat, gibt mir Veranlafjung, eine Erklärung 
abzugeben. Er hat die frage der Minifterverantwortlichkeit aufgemworfen. 
Der Reichskanzler trägt die Verantwortung für die Anordnungen und Ver: 
fügungen Seiner Majeftät de3 Kaiſers. Reden Seiner Majeftät fallen 
darunter ohne weiteres nicht. Ich möchte aber nicht einen Augenblick 
zögern, hier zu erflären, daß ich die volle moralijche Verantwortung für 
die Reden Sr. Majeftät des Kaiſers übernehme, welche von der großen 
Mehrheit des Volkes nicht mihverftanden werden. (Gelächter bei ben 
Sozialdemokraten.) Meine Herren! (nach links) Ich habe geftern dem Abg. 
Bebel mit Aufmerkfamkeit zuaehört. Er wird mir felbft bezeugen, daß ich 
ihn nicht einmal unterbrochen habe, nicht einmal mit Heiterkeit. Eines 
Mannes Rede ift feine Rede, man muß fie hören alle beede! Die Rebe 
des Kaiſers in Bremerhaven wurde gehalten in einem Augenblid, wo all: 
gemein angenommen werden mußte, daß alle in Peking eingeichlofjenen 
Europäer eined marterbollen Todes gejtorben ſeien. Da war e3 erflärlich, 
daß der Kaiſer als Soldat ſprach, nicht ala Diplomat. (Zuftimmung.) 
Die Hauptjahe war, daß unfere Leute wußten, mit wem fie es zu thun 
haben würden und gegen wen fie gefchiet wurden. Uns muß ber Kleine 
finger eines braven deutichen Soldaten Lieber fein al3 das ganze Morb: 
gefindel der Borer. (Lebhafter Beifall.) In der Rede in Wilhelmshaven 
hat der Kaiſer die Ziele unſerer Chinapolitik dahin gekennzeichnet, daß wir 
una in Oftafien nicht bei Seite jchieben laffen, daß wir uns in Fragen, 
die und nichts angehen, nicht einmijchen wollen, daß wir und aber bie 
Ebenbürtigfeit mit auderen Mächten und das Recht, mitzufprechen in der 
Melt, nicht rauben laffen. (Beifall.) Es hat eine Zeit gegeben, wo Deutich: 
land das Recht auf Binmiihung beftritten wurde, wo Deutichland ala 
geographiicher Begriff galt und wo man uns den Großmachtskitzel aus: 
treiben wollte. Seitdem find wir eine Großmacht geworden und hoffen, 
ed mit Gottes Hilfe zu bleiben. (Beifall.) Wir werden uns das Recht 
auf eine verftändige, bejonnene Weltpolitit weder ausreden, noch verfümmern 
laſſen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. dv. Wangenheim (fonf.) bedauert, dab der Kaiſer über viele 
Dinge unrichtige Berichte erhalte Ich kann aus eigener Erfahrung be: 
ftätigen, daß Seine Majeftät der Kaiſer durch gewiſſe Kreife mit falichen 
Berichten beeinflußt wird. Es gibt einflußreiche Kreife, welche eine Wolfe 
zwijchen dem Kaiſer und dem Volke herzuftellen juchen, welche weniger 
nad Weihrauch riecht ala nach weniger wohhlriechenden Dingen. 

Die Debatte wird am 23. fortgeſetzt, dann wird die Vorlage der 
Budgetkommiſſion überwiejen. 


22. November. Die „Deutjche Kolonialzeitung“ gibt eine 
Statiftif der Ausfuhr der deutjchen Kolonien. 


Die Gejamtausfuhr beträgt 15 000 000 Es werden ausgeführt: 
Nah Deutichland: Del und Delfrüdte 5200000 M, Kautichuf 
2750 000 A, Elfenbein 600 000 A, Statao 300 000 A, Guano 150 000 A, 
Rohtabat 120000 M, Kaffee 80000 .#, Ebelhölzer 51000 .M, Häute und 
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elle 40000 M, Mais 30000 A, Gewürze 20000 M, Farb: und Gerb: 
ftoffe, Harze 20000 AH, Tralerftoffe 10000 M, Verſchiedenes 65000 AM, 
inagefamt 9436000 A Nach Sanfibar: Elfenbein 960 000 A, Kautichuf 
520 000 A, Harze x. 280000 M, Del und Delfrüchte 200000 M, Ge: 
treide 117000 A, Bieh 169000 A, Faſerſtoffe 90000 AM, Zuder 
80000 AM, elle und Häute 22000 A, Tabak 60000 A, Ebdelholz 
54000 A, Mufcheln 40000 M, Kaffee 13000 .#, Gewürze 8000 M, 
Verſchiedenes 80000 AM, insgefamt 2696000 Nach England und 
Kolonien: Del und Delfrüchte 1240000 A, Guano 950000 A, Bieh 
200 000 A, Getreide 70000 „A, Baummolle 70 000 M, Elfenbein 40 000 .#, 
Felle und Häute 58000 A, Südfrüchte 20000 M, BVerichiedenes 30000 4, 
inzgefamt 2658000 4 Nach anderen Ländern: Produkte im Wert von 
200000 .# 

Natürlich ftellt die Ausfuhr nur einen Bruchteil der Produktionen 
unjerer Kolonien dar. Die Landeaprodufte, Delfrüchte, Getreide ac. werben 
meift im Lande jelbit verbraucht. Eine Statiftit der Produktion ift amt: 
lich nicht zufammengeftellt. Die fortjchreitende Erichließung des Innern 
unserer Kolonien durch Verbeſſerung der Verkehrsmittel feitens der Reiche: 
regierung läßt eine Zunahme der Ausfuhr der Urprodufte, Delfrüchte, 
Kautſchuk und Faſerſtoffe ꝛc, erwarten. Ebenfo dürfte die Ausfuhr der 
Plantagenprodufte, Kaffee, Kakao, Tabak, Faſerſtoffe, Kokos, Kautjchuf ꝛc., 
mit dem allmählichen Aufrücken der Ertragsfähigfeit der Kulturen eine Steige: 
rung erfahren. Die Neuanlage bezw. Bergrößerung von Plantagentulturen 
in unjeren Kolonien ftammt befanntlic) vorwiegend aus den 90er Jahren. 
Die erfte Kleine Ernte rechnet der Pflanzer bei Kaffee nach 4 Jahren, bei Kakao 
nad) 6 Jahren, bei Kofospalmen nach 7 Jahren, bei Kautſchuk nach 8 Jahren, 

Für die Stellungnahme der Deutjchen Kolonialgejellichaft in der 
Trage der Zollbefreiung deutjcher Kolonialprodufte war das Ergebnis einer 
Umfrage bei den unmittelbar interejfierten Pflanzungs: und Handelsgeſell— 
ichaften und bei Sachverftändigen der Kulturen ausfchlaggebend. Die Gut: 
achten ftellen in ihrer überwiegenden Mehrheit feit: 

1. Daß eine Unterftügung der jugendlichen Kulturen unferer Kolo: 
nien, gegenüber den in Zeiten höherer Produftenpreije angelegten Kulturen 
ausländifcher Kolonien, dringend erforderlich ift. 2. Daß eine jolche Unter: 
ftügung in Form einer Zollbefreiung, bezw. «begünftigung zum mindeften 
auf die tropijchen und fubtropifchen Plantagenprodufte, Kaffee, Kakao, Thee, 
Mais, Tabak und Gewürze, fich erftreden jollte. 3. Daß eine Zollbefreiung, 
bezw. =begünftigung der unter 2 angeführten Produkte auch für den Fall, 
daß die Mahregel nur auf eine bejtimmte Dauer fich bejichränfen jollte, 
den Kulturen einen dauernden Erfolg fichern würde 4. Daß eine Zoll: 
befreiung, bezw. :begünftigung der unter 2 genannten Produkte erwarten 
laſſe, daß die wirtichaftliche Erſchließung unſerer Schußgebiete durch Bildung 
neuer fapitalfräftiger Plantagengejellichaften gefördert würde. 

Die Zolleinnahme des Reichs für Kaffee, Kakao, Thee, Maid, Tabak 
und Gewürze aus deutjchen und fremden Kolonien beträgt nach der „Deut: 
ſchen Kolonialzeitung“: 


1897 1898 1899 
Kaffee.... 583560 000 61 320 000 62 440 000 
Kafao. . .» . 5250000 5 565 000 6 405 000 
zhe . . . „2500 000 2 700 000 2 800 000 
Mais . . . . 25326 000 31 612 000 32 532 000 
Zabat. . . . 49810000 51 000 000 50 830 000 
Gewürze . . . 5400 000 4 950 000 5 100 000 





A 141 846000 157147000 160 107 000 
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Don dieſer Zolleinnahme entfallen anf Kaffee, Kakao, Thee, Mais, 
Tabak und Gewürze aus deutichen Kolonien: 


1897 1898 1899 
Saffe . » . . 30400 25 000 18 000 
Kafao . . . . 29680 73 500 81 200 
The . .».. — — — 
Mais ... — 5400 6430 
Tabat . . . . 39950 20 750 42 500 
Gewürze . . . 700 600 — 


A 100 730 132 250 148 130 

Die „Deutiche Kolonialzeitung“ kommentiert dieſe Zahlen folgender: 
maßen: „Während aljo die Zolleinnahme für die deutſchen Kolonial— 
produfte Kaffee, Kakao, Thee, Mais, Tabak und Gewürze für die fisfa= 
liichen Intereſſen de3 Reiches von geringer Bedeutung ift und vorausficht: 
lich für abjehbare Zeit bleiben wird, könnte eine Zollbefreiung, bezw. 
:begünftigung wefentlich dazu beitragen, die jugendlichen Kulturen unferer 
Kolonien über die Schwierigfeiten ihrer erften Entwidlung hinwegzuführen 
und ihnen mit der Zeit einen Wettbewerb mit den älteren Kulturen frem: 
ber Kolonien zu ermöglichen. Der Ausfall an Zöllen würde dem Reich: 
haushalt durch Erftarfung der Kulturen, bezw. Mehrung der Ausfuhr der 
Kolonien mittelbar wieder zu gute fommen; denn Mehrung von Handel 
und Wandel in den Kolonien muß als ein jehr geeignetes Mittel be- 
trachtet werden zur Erreichung des Zieled: Unjere Kolonien finanziell auf 
eigene Füße zu ftellen. Bei Beurteilung der Angelegenheit einer zollfreien 
Einfuhr deuticher Kolonialprodufte nad dem deutichen Zollgebiet dürfte 
auch der Gefichtspunft ind Gewicht fallen, daß entiprechend den Zielen 
unjeres Zollſyſtems, welche durch Schußzölle junge Induftrien de3 Inlandes 
erziehen, durch Zollbefreiungen auch junge Kulturen unferer Kolonien er: 
zogen werben fönnten. Mit einer Ddifferentiellen Behandlung der Erzeug: 
nifje jeiner Kolonien würde Deutjchland übrigens nur dem Beijpiel anderer 
Staaten folgen. Es jei nur darauf hingemwiejen, daß z. B. Franfreich Pro— 
duften feiner Kolonien 50 Proz. Zollermäßigung gewährt, und daß jelbft 
England Canada gegenüber mit der differentiellen Behandlung der Erzeug: 
nifje jeiner Kolonien bereit3 vorangegangen ift.“ 


23. November. (Kiel.) Der Kaiſer hält bei der VBereidigung 
der Marinerefruten folgende Rede: 


Schon manchesmal habe Jh an diefer Stelle den Eidſchwur junger 
Refruten entgegengenommen. Bon Jahr zu Jahr in Stiller Friedensarbeit 
entwicdelte jich langjam unfere Flotte, und aus der ftillen Friedensarbeit 
leuchtete ald Vorbild, dag man Euch zum Nachjtreben vorftellen fönnte, hier 
und da ein Fall aus dem Gejchtwader bis zu dem Augenblid de3 Unter: 
gehen3 unſeres Eleinen „Iltis“. Mit einem Male hat fi) das Bild ver: 
ändert. Geit dem vorigen Jahre bi3 auf heute, in wenigen Monden, mit 
einem Male ftehen Teile unjerer Marine weit draußen, vereinigt mit denen 
aller gefitteten chriftlichen Völker, im Dienfte des Glauben und zur Auf: 
rechterhaltung der Ordnung. Und während draußen Geſchütze donnern 
und Mannjchaften durch Tapferkeit fich auszeichnen und mancher mutig ein 
Leben beichließen muB, ſchwört Ihr jungen Refruten den Fahneneid. Für: 
wahr, Ich follte meinen, -dat ein jeder begeiftert fein müſſe, wenn er vor 
den Altar geftellt wird und das Kruzifix anichaut. Sch denke, dab von 
denen, die Mir bier geſchworen und jet draußen fechten, wohl jeder weiß, 
wozu der Fahneneid ift und warum Sch darauf halte, daß er jo feierlich 
wie möglich ift. Denn Ich bin feſt überzeugt, daß mancher draußen eine 
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Stunde oder Minute in jeinem Leben durchgemacht haben wird, wo er fi 
plöglich verlafjen und auf fich jelbft geftellt gejehen hat und mit einem 
Mal an jeinen Eid gedadht hat. Ich kann mit Stolz und freude jagen, 
dat Meine Söhne Mich nicht getäufcht haben. Sch erfenne dankbar an, 
wa3 Eure Brüder draußen geleiftet haben. Wir wollen e3 nicht vergeſſen, 
baf ein neues Kommando zuerft aus dem Munde eines fremden Heerführers 
erjchallte: „Germans to the front!“ Euren Brüdern ift e3 gelungen, ihre 
Kameraden aus dem Feind herauszuhanen, weil fie an ihren Fahneneid 
dachten. Und nur für diejenigen, die dahinfanfen, teils von tödlicher 
Kugel, teild von tödlichem Blei oder tödlicher Krankheit dahingerafft find, 
mödte Ich nur an den einen Borfall erinnern. Als im Jahre 1870 
Meine hochjelige Frau Großmutter, die Kaiſerin Augufta, Chef des 4. Garde: 
Grenadier-Regiment? war und das Regiment hinauszog in das Tyeld, ba 
verjammelte fie die Offiziere und fagte zu ihnen: „Ich erwarte von Ihnen 
nur das eine, daß Ihr Regiment fi) bewähren möge in jeder Lage und 
daß ihre Söhne ihrer Mutter feine Schande bereiten mögen.“ Als am 
18. Auguft fajt die Hälfte der Mannjchaften und Offiziere an den Boden 
gejunfen war, da wurde der Kaiſerin telegraphijch berichtet, das Regiment 
melde ftolz, dat die Söhne ihrer hohen Mutter gehorchend ihr Ehre ge: 
macht hätten. Auch das jege ch zum Vorbild für uns alle Endlich 
wollen wir uns an das Wort des Großen Kurfürſten erinnern: „Herr, 
zeig mir den Weg, den ich gehen joll.“ Er führte ihn durch Höhen und 
Tiefen, durch gewonnene Schlachten und geläufchte Hoffnungen, nie hat er 
gezweifelt. So wandelt auch Ihr, wandelt auf Wegen, die Ihr vor Eurem 
Gott und Mir verantworten könnt. Nun geht hin und thut Euren Dienft 
wie Euch gelehrt wird. 


24. November. (Reihdtag.) nterpellation der Sozial: 
demofraten über die Bejchaffung von Agitationsgeldern durch das 
Reichsamt des Innern (vgl. ©. 135). 


Abg. Auer (Soz.): Durch das Bittgefuh an den Zentralverband 
ber Induſtriellen habe fich die Regierung von einer Gruppe, die in der 
Trage des betreffenden Gejeges Partei fei, abhängig gemacht. Mit drohen: 
dem Pathos hat man den Vorwurf der perjönlichen Beftechlichfeit zurück— 
gewiejen. Dieſes Klopffechterſtück verfängt indejjen nicht. Auch wir find 
der Anficht, daß es ſich nicht um perjönliche Beftechlichfeit handelt, es 
handelt fi) um etwas viel jchlimmeres, nämlich um einen ganz ungeheuer: 
lichen verderblichen Einfluß der Interejjenvertretungen auf unjere Regierung. 
Wir haben e3 nicht mit der That eines Einzelnen zu thun, jondern mit 
einer Erjcheinung, die auf weitgehende Begriffsverwirrungen in Regierung? 
freijen jchließen läßt. Der Einfluß der Großinduftriellen dominiere und 
verhindere Fortſchritte der Sozialreform. 

Reichaktanzler Graf Bülow: Die troß einiger obligater und für 
ben Abg. Auer unvermeidlicher Kraftausdrüde verhältnismäßige ruhige und 
gemäßigte Form, in welcher der Interpellant jeinen Antrag begründet hat, 
ftand in einem beinahe pifanten Gegenja zu der Art und Weije, wie jeit 
Wochen der in Rede ftehende Vorfall in der dem Antragjteller naheftehenden 
Preſſe behandelt, ja ich darf jagen, ausgejchlachtet worden if. Ich bin 
doch ziemlich weit herumgefommen, aber jo etwas von Mebertreibung tie 
bei der Behandlung diejes Falles jeitens der ſozialdemokratiſchen Prefje ift 
mir noch nicht vorgefommen. In dem erjten Artikel fand ich zweimal das 
Wort „Panama“ und in dem zweiten Artifel war von der „Maffia“ die 
Rede. Lieber Gott, ich habe doch auch die zeitgenöffiiche Gejchichte ver: 
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folgt; ich kann verfichern: Panama war wirklich anders (Heiterkeit) und 
die Anhänger der Maffia, die Maffiefi, jehen ander? aus als Berliner 
Geheimräte. Ueber einen folchen Vergleich werden unfere intelligenten und 
ſympathiſchen Nachbarn jenjeit3 der Alpen und Vogeſen lächeln. Der 
Zweck aller Uebertreibungen und aller diejer Entjtellungen war natürlich 
der, den Eindrud zu erweden, als ob wir in einem Staate lebten, defjen 
Regierung abhängig wäre von beftimmten Interefjengruppen (Lebhafte Zu: 
ftimmung bei den Sozialdemokraten. Unruhe rechts), ald ob wir in einem 
Klaſſenſtaate lebten (erneute lebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten). 
Sie beftätigen dad. Schon die Wahrnehmung, welchen Agitationzftoff die 
Herren da drüben aus der Behandlung diejes Falles geichöpft haben, würde 
mich bedenklich ftimmen in der Beurteilung de3 mit der Verbreitung amt: 
licher Drudjachen eingejchlagenen Weges, denn ich bin der Anficht, daß 
jede deutjche Regierung dem Gemeinwohl um fo befjer dient, je mehr fie 
fi) über den Sintereffengruppen und Parteien hält bei wirtjchaftlichen und 
politiichen Maßnahmen. (Lebhafte Zuftimmung rechts und im Zentrum). 
Es iſt die Aufgabe der deutjchen Regierung, da3 Wohl der Gejamtheit ins 
Auge zu faſſen und nur die Gejamtinterefjen zu fördern. (Erneute lebhafte 
Zuftimmung. Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) Warum tiber: 
ſprechen Sie mir denn? Sie kennen mich nicht genug, weder politijch, noch 
perjönlich, um ein abjchliegendes Urteil über mich fällen zu können; Sie 
ftellen fic) auf ben Standpuntt eines Ihrer Vorgänger von 1848, ber da 
fagte: „Sch kenne die Abfichten des Miniſters nicht, aber ich mißbillige fie.” 
Alfo zu einem abjchließenden politiichen und perjönlichen Urteil über mich, 
iſt e3 noch zu früh; e3 zu fällen, ift — verzeihen Sie das harte Wort — 
oberflählih. Ich bin aber auch der Anficht, daß die Regierung ſogar den 
Anjchein vermeiden muß, al3 ob fie in irgendwelcher Abhängigkeit von 
irgendwelchen Gruppen ftehe, dat fie jogar jeden Verdacht vermeiden muß, 
al3 befände fie fih in Abhängigkeit von Sonderinterefjen (Lebhafte Zu: 
ftimmung), und darum ftehe ich nicht an, troß de3 guten Glaubens, in dem 
die beteiligten Beamten geglaubt haben, einer Vorlage der vberbündeten 
Regierungen zu dienen, den dafür eingejchlagenen Weg ald einen Mikgriff 
zu bezeichnen. (Hört! Hört! Lebhafter Beifall.) Der in Rebe ftehende 
Vorfall hat fich ereignet, bevor ich die verantwortliche Zeitung der oberften 
Reichageichäfte übernommen habe. Wäre ich damals um meine Meinung 
gefragt worden, jo würde ich das für die Verbreitung amtlicher Drudjachen 
gewählte Mittel abgeraten haben und ich würde heute, two ich verantwort- 
licher Reichsfanzler bin, wenn ich von der Abficht, einen folchen Weg ein: 
zuichlagen, Kenntnis erhielte, die Ausführung derjelben mißbilligen (Hört! 
Hört! und Zuftimmung) — in vollem Ginverftändnig mit dem Herren 
Staatsjefretär de3 Innern (Unruhe bei den Sozialdemokraten) — Jawohl —, 
deſſen eminente Arbeitskraft, Gejchäftsgebahrung, Kenntniffe und Charakter 
ich troß aller gegen ihn gerichteten Angriffe jehr hoch jchäße. ch bin der 
Anficht, dab ein derartiger Weg in Zukunft nicht mehr eingejchlagen werden 
darf. Ueber diefe meine Auffafjung und Willensmeinung find die beteiligten 
Reſſorts nicht in Zweifel gelafjen worden. Zu weiteren Maßnahmen ehe 
ic; mich nicht veranlaßt (Große Unruhe bei den Sozialdemokraten), weitere 
Maßnahmen will ich nicht treffen und ich will Ihnen aud den Grund 
dafür angeben. Der Herr Antragiteller hat gejagt, daß er nicht wiſſe, wie 
ein gewiſſer Brief in eine gewilje Leipziger Zeitung gefommen ift. Biel: 
leicht weiß e3 der Herr Abg. Schönlanf; aber ich habe vorläufig noch nicht 
den Eindrud und namentlich nach dem, was der Herr Abg. Auer gejagt 
hat, nicht den Eindrud, daß er geneigt fein wird, und das verjchleierte 
Bild von Sais zu enthüllen. Alles das bejtärkt mich in der Auffaffung, 
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und das wird auch, glaube ich, bei den Mitgliedern des hohen Haufe den 
Eindrud hervorrufen, daß die Art und Weife, wie dieſer Vorfall in bie 
Deffentlichkeit gebracht worden ift, weniger infpiriert ift von einem löblichen 
Eifer für das öffentliche Wohl, ala von gewifjen Tendenzen gegen beftimmte 
Berjönlichkeiten (Bebhafte Zuftimmung recht3) oder auch vielleicht gegen eine 
wirtichaftliche Richtung. (Große, andauernde Unruhe) Intriguen beuge 
ich mich nicht, und vor unlauteren Machenjchaften weiche ich nicht zurüd. 
(Lebhafter Beifall recht3 und im Zentrum.) Ich hoffe die Mehrheit bes 
— auf meiner Seite zu haben, wenn ich erkläre, daß ich allen 

reibereien und Machenſchaften keinen Einfluß einräumen werde auf mein 
amtliches Verhalten. (Lebhafte Zuſtimmung.) Im übrigen können Sie 
verſichert ſein, daß ich mich hüten werde, den Herren auf jener Seite 
Agitationsſtoff zuführen zu laſſen. (Lebhafter Beifall rechts und im 
Zentrum.) 

In der Debatte verlangt Abg. Mundel (Fri. Vp.) Vorkehrungen 
gegen die Wiederholung jolcher ungejeglicher Borfommnifje; die Redner der 
nationalliberalen, der fonjervativen Partei und des Zentrums ftimmen dem 
Reichsfanzler zu. 

25. November. (Halle a. S.) Profeffor der Theologie Bey- 
ſchlag, Führer des evangelifchen Bundes, 78 Jahre alt, +. 

Ende November. (Leipzig) Die Geber der jozialdemofra= 
tijchen „Leipziger Volkszeitung“ jtreifen. Die Reichstagsfraktion 
fucht zu vermitteln; der Vorfall wird in bürgerlichen Blättern 
höhniſch behandelt. 

28. November. Der Botjchafter in Paris, Fürft Münjter 
v. Derneburg, tritt wegen hohen Alter zurüd. Sein Nachfolger 
wird der Botjchafter in Petersburg, Fürſt Radolin. 

Ende November. (Reichstag.) Die antijemitiichen Ab— 
geordneten fonjtituieren fich nach der Spaltung der deutjch-fozialen 
Reformpartei (S. 121) als „Freie wirtjchaftliche Gruppe“. 

1. Dezember. (Preußen) Der „Reiche und Staats-An— 
zeiger” veröffentlicht folgenden kgl. Erlaß an den Kultusminijter 
über die Reform der höheren Schulen: 

Bezüglich der Berechtigungen ift davon auszugehen, daß dad Gym: 
nafium, das Realgymnafium und die Oberrealjchule in der Erziehung zur 
allgemeinen Geiftesbildung als gleichwertig anzujehen find und nur info: 
fern eine Ergänzung erforderlich bleibt, al3 e3 für manche Studien und 
Berufszweige bejonderer Vorkenntniſſe bedarf, deren Bermittlung nicht oder 
doc nicht in demjelben Umfange zu den Aufgaben jeder Anjtalt gehört. 
Dementjprechend ift auf die Ausdehnung der Berechtigungen der realiſtiſchen 
Anftalten Bedacht zu nehmen. Damit ift zugleich der hejte Weg geiiejen, 
das Anjehen und den Bejuch diefer Anftalten zu fördern und jo auf eine 
größere Verallgemeinerung de3 realiftiichen Wiſſens hinzuwirken. Durd) die 
grundjägliche Anerkennung der Gleichwertigkeit der drei höheren Vehranftalten 
twird die Möglichkeit geboten, die Eigenart einer jeden Fräftig zu betonen. 
Mit Rücficht hierauf wolle der Kaijer nichts dagegen erinnern, daß ber 


Lehrplan der Gymnafien uud Realgymnafien im Lateinifchen eine ent: 
fprechende Verſtärkung erfährt. Bejonderen Wert legt er darauf, daß bei 
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ber großen Bedeutung, welche die Kenntnis des Engliichen gewonnen habe, 
dieſe Sprache in den Gymnafien eingehender berüdfichtigt werde. Deshalb 
jei überall neben der griechijchen Sprache ein englijcher Erjagunterricht biz 
zur Unterjetunda zu geftatten. Außerdem jei in den oberften drei Klaſſen 
der Gymnafien, wo die Örtlichen Verhältniffe dafür jprechen, Engliih an 
Stelle des Franzöfiichen unter Beibehaltung des lebteren als fakultativen 
Unterrichtögegenftandes obligatorijch zu machen. Auch erjcheine es dem 
Kaiſer angezeigt, daß im Lehrplan der Oberrealjchulen, welcher nach der 
Stundenzahl noch Raum dazu biete, die Erdfunde ausgiebigere Pflege finde. 
Im Unterrichtsbetriebe jeien jeit 1892 auf verjchiedenen Gebieten unver: 
fennbare Fortſchritte gemacht worden. Es müſſe aber mehr geichehen. 
Namentlich werden die Direktoren, eingedenf der Mahnung „Multum, non 
multa* in verſtärktem Maße darauf zu achten haben, bak nicht für alle 
Unterrichtsfächer gleich hohe Arbeitsforderungen gejtellt werden, jondern bie 
wichtigften unter ihnen nach der Eigenart der verjchiedenen Anftalten in 
ben Vordergrund gerüct und vertieft werden. Für den griechiichen Unter: 
richt jei entjcheidendes Gewicht auf Bejeitigung unnüßer Formalien zu legen 
und vornehmlich im Auge zu behalten, da neben der äfthetiichen Auf- 
fafjung auch der Zuſammenhang zwijchen ber antifen Welt und ber 
modernen Kultur zu jeinem Rechte komme. Bei neueren Sprachen jei mit 
bejonderem Nachdruck Gewandtheit im Sprechen und Jicheres Verſtändnis 
der gangbaren Schriftiteller anzuftreben. Im Gejchichtsunterriht machen 
ſich noch immer zwei Lücken fühlbar: Vernachläſſigung wichtiger Abjchnitte 
der alten Gejchichte und zu wenig eingehende Behandlung der deutjchen 
Geſchichte des 19. Jahrhundert3 mit ihren erhebenden Erinnerungen und 
großen Errungenschaften für das Vaterland. Für die Erdfunde bleibt ſo— 
wohl auf den Gymnafien wie auf den Realgymnafien zu wünjchen, da 
der Unterricht von Fachlehrern gelehrt wird. Im naturwifjenjchaftlichen 
Unterricht haben Anjchauung und Experiment einen größeren Raum ein: 
zunehmen und häufige Exrfurfionen den Unterricht zu beleben; bei der Phyfit 
und der Chemie jei die angewandte techniſche Seite nicht zu vernadhläffigen. 
Für den Zeichenunterricht, bei welchem übrigens auch die Befähigung, das 
Angeſchaute in rajcher Skizze darzuftellen, Berücdfichtigung verdient, ift bei 
Gymnafien dahin zu wirken, dat namentlich Schüler, welche fich der Technik, 
den Naturwifjenjchaften, der Mathematif oder der Medizin zu widmen ge: 
denfen, vom fafultativen Zeichenunterricht fleihig Gebrauch machen. Außer 
den £örperlicyen Uebungen, die im ausgiebiger Weije zu betreiben find, hat 
auc die Anordnung des Stundenplanes mehr der Gejundheit Rechnung zu 
tragen, inäbejondere durch angemejjene Lage und wejentliche Verſtärkung 
der bisher zu kurz bemeijenen Paujen. Da die Abjchlukprüfung den bei 
ihrer Einführung gehegten Erwartungen nicht entjprochden und namentlich 
einem übermäßigen Andrange zum Univerfitätsjtudium eher Vorſchub ge: 
leiftet hat, als Einhalt thut, ift diejelbe baldigft zu bejeitigen. Die Ein: 
richtung von Schulen nad den Altonaer und Frankfurter Xehrplänen hat 
fi für die Orte, wo fie bisher befteht, nach den bisherigen Grfahrungen 
im ganzen bewährt. Durch die Realjchulen mit umfajjendem gemeinjamen 
Unterbau bietet fie zugleich einen nicht zu unterjchäßenden jozialen Vorteil. 
Er wünſche daher, daß der Verſuch nicht nur in ziwedentiprechender Weije 
fortgeführt, jondern auch, wo die Vorausſetzungen zutreffen, anf breiterer 
Grundlage erprobt werde. Er gebe fich der Hoffnung hin, daß die hienach 
zu treffenden Maßnahmen, für deren Durchführung er auf die allzeit er: 
probte Pflichttreue und verftändnisvolle Hingebung der Lehrerſchaft rechne, 
unjeren höheren Schulen zum Segen gereichen und dazu beitragen werden, 
die Gegenſätze zwijchen den Vertretern der humaniftifchen und der realifti: 


Das Deutfche Bei und feine einzelnen Glieder. (Dezember Anf.—5.) 161 


ſchen Richtung zu mildern und einem verjühnenden Außgleiche entgegen: 
zuführen. 


Dezember. Bejuch des Präfidenten Krüger in Deutjchland. 
(Bol. Reichstag 10.113. Dezember.) 


Am 2. Dezember trifft Krüger aus Parid fommend in Köln ein, 
wo er nicht offiziell empfangen, aber von einer großen Menjchenmenge be: 
geiftert begrüßt wird. "Die Ovationen dauern bie nädhlten Tage an. Am 
3. Dezember empfängt Krüger ben bdeutichen Gejandten in Luxemburg 
v. Tichirfchki, der ihm mitteilt, daß der Kaiſer ihn nach feinen bereitö ge- 
troffenen Dispofitionen nicht empfangen fönne. Krüger bejchließt deshalb, 
nicht nach Berlin, jondern nad Holland zu reifen. Am 5. Dezember reift 
Krüger nach dem Haag ab. 

In den weitaus meiften Blättern wird der Nichtempfang Krügers 
bedauert und aus überflüffiger Sonnivenz gegen England erflärt. Das 
Anſehen des Reiches müſſe darunter leiden. Viele Berfammlungen Tenden 
Begrüßungstelegramme an Krüger und tadeln die Regierung; eine Abord— 
nung de3 Alldeutichen Verbandes unter Führung des Abg. Hafje überreicht 
dem Präfidenten im Haag eine Adreffe. 


Anfang Dezember. (Berlin) An Gtelle de General 
vd. Liebert wird nach Zeitungsberichten Major Graf dv. Gößen zum 
Gouverneur von Oſtafrika ernannt. 

3.17. Dezember. Der Reichstag verhandelt eine Interpellation 
des Zentrum über die Kohlenteuerung. Viele Redner verlangen 
Beauffichtigung der Syndifate und zeitweiliges Verbot der Kohlen- 
ausfuhr. 

5. Dezember. (Reich3tagswahl.) Bei der Erjaßwahl in 
PaderbornBueren wird Gavigny (3.) mit 6897 Stimmen von 
6978 abgegebenen Stimmen gewählt. 


5. Dezember. Württemberg.) Landtagswahlen. 


Im erften Wahlgange werden 37 Abgeordnete gewählt: Zentrum 16, 
Volkspartei 8, Deutjche Partei 5, KHonjervative und Bund der Landwirte 4, 
Sozialdemokraten 2, Wilde 2. 32 Stihwahlen find notwendig, es werden 
darin gewählt (17. und 18. Dezember): Volkspartei 18, Deutſche Partei 3, 
Zentrum 2, Sozialdemokraten 3, Bund der Landwirte 2. — Das Verhältnis 
der Parteien wird gegen früher nicht mwejentlich verändert; charakteriſtiſch 
ift das Sinken der volfaparteilichen und Anjchwellen der jozialdemofratijchen 
Stimmenzahl. 

5. Dezember. GReichstag.) Beratung des Antrags über 
freie Religionsübung. 

Nach einem dom Zentrum eingebrachten Antrag joll jedem Reiche: 
angehörigen innerhalb des Reichsgebietes volle Freiheit des Religions— 
befenntnifjes, der se ir zu Religionsgemeinjchaften, jowie der gemeine 
Samen häuslichen und öffentlichen Religionsübung zuftehen. Den bürger: 
lichen und ftaat3bürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Relis 
gionzfreiheit fein Abbruch gejchehen. 

Reichskanzler Graf Bülow: Jm Namen der verbündeten Regierungen 
Babe ich die Ehre, nachfolgende Erklärung abzugeben: Obwohl die verbün: 
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beten Regierungen fich über gejeßgeberifche Anträge, die aus dem Reichstag 
hervorgehen, erſt jchlüffig zu machen pflegen, nachdem der Reichstag jeiner: 
jeit3 Stellung genommen bat, halten fie e8 im vorliegenden Falle doch für 
notwendig, zu einer jo ernften und das Gewifjen des deutjchen Volkes be: 
rührenden frage fich alsbald auszufprechen. Die verbündeten Regierungen 
achten die Meberzeugungen und Gefühle, die dem Antrag des Herrn Abg. 
Lieber und Genofjen zugrunde Liegen, fie jehen fich jedoch außer ftande, 
dieſem Antrag zuzuftimmen, welcher die verfafjungsmäßige Selbftändigfeit 
der Bundesftaaten auf einem Gebiete beſchränken will, das fie der Zuftändig: 
feit ihrer Landesgeſetzgebung vorbehalten müſſen. Meine Herren, die aus 
älterer Zeit überfommene Gejeßgebung dieſes oder jenes Bunbesftaates mag 
Vorjchriften enthalten, die mit den in dem größten Zeil de3 Reiches an- 
erkannten Grundjägen freier Religionsübung nicht überall in Einklang ftehen. 
Wenn ich für meine Perjon hoffe, daß derartige landesgejegliche Dispari- 
täten verjchwinden werden — ich bin durchaus für Gleichberechtigung ber 
Religionögejellichaften —, jo muß ich als Reichskanzler mir dod vor allem 
vor Augen halten, daß meine Aufgabe darin befteht, den bundesftaatlichen 
Charakter de3 Reiches und die Autonomie der Bundesglieder, joweit die 
Reichögejegebung diejelbe gewährleiftet, nicht ohne willige Zuftimmung der 
Einzeljtaaten beeinträchtigen zu laſſen (Zuftimmung rechts); darin wurzelt 
dad Vertrauen, auf welches die Reichöverwaltung bei den Bundesjtaaten 
zählen muß. Diejes Vertrauen ungemindert und ungejchmälert zu erhalten, 
ift meine vornehmfte Pflicht. Ich bin überzeugt, daß das hohe Haus dieſer 
meiner Auffaffung beiftimmen wird. (Beifall.) 

Der Antrag wird nach kurzer Debatte an eine Kommijfion vertiefen. 

7. Dezember. (Reichdtag.) In der Budgetlommilfion er= 
Härt Reichsfanzler Graf Bülow über die Jndemnität (vgl. ©. 149): 

Er juche die Indemnität nach und zwar jowohl für die Aufftellung 
ber nad Oftafien entjandten, in der Reichsverfaffung und in den Reichs: 
militärgejeßen nicht vorgejehenen Truppenförper, ala auch für alle durch die 
Ghinaerpedition entftandenen und im Reichshaushalt nicht vorgejehenen 
Ausgaben. Es fünne auch feinem Zweifel unterliegen, daß die nach China 
entjandten Truppenkörper, für die eine gejegliche Baſis nicht beftehe oder 
Ent Saale werde, aufzulöfen jeien, jobald ihre Mijfion in China er: 
üllt ift. 

10.13. Dezember. (Reichstag.) Beratung des Etats. Finanz— 
lage. Bülow über den Nichtempfang Krügerd. Verhältnis zu Eng— 
land. 12000 Marf-Angelegenpheit. 

Der Brutto:Etat des Reiches jchließt in Einnahme und Ausgabe 
mit 2,240,947,301 A. ab. Stellt man die Poften des vorjährigen Etats 
daneben, dann ergibt fich folgendes Bild: 

egen 1900 


1901 geg 

Tortdauernde Ausgaben . . . 1,912,609,855 «AM + 128,856,788 A 
Einmalige Ausgaben im orbdent: 

lihen Etat : 2 2 2020. 224,582,7551 „ + 27,560,217 „ 

außerordentlichen Etat . . . .  1083,754,695 „ + 17,886,284 „ 

Schatzſekretär Frhr. vd. Thielmann führt aus, das Gejamtbild des 

Etats jei wejentlich unfreundlicher als früher, weil fich die ungünftige wirt« 

ichaftlihe Konjunktur bemerkbar made. Abg. Sattler (nl.) billigt die 

Chinapolitik, tadelt aber die Teilnahmslofigfeit der Regierung den Buren 

gegenüber und die rüdjichtsloje Behandlung, die Präfident Krüger in Köln 

erfahren habe. Abg. Graf Limburg: Stirum (fonf.) fordert jparfamere 
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Derwaltung. Die Weltpolitit billige er, aber neue Kolonien folle man 
nicht erwerben. Die Sozialpolitit müſſe maßvoll fortgeführt werden, vor 
allem dürfe die Landwirtichaft nicht hinter der Induſtrie zurücgejegt werben. 
Der Nichtempfang Krügers jei bedauerlich. 

Reichäfanzler Graf dv. Bülow: Auf alle von dem Heren Abgeorb: 
neten Grafen Limburg:Stirum foeben aufgeworfenen, bejprochenen und an- 
geregten Tragen werde ich heute nicht mehr eingehen, wie jchmeichelhaft 
mir auch da3 Intereſſe ift, da3 der geehrte Herr Abgeordnete an meinem 
politifchen, wirtſchaftlichen und fozialpolitiichen Seelenzuftande nimmt. 
(Heiterfeit.) Aber diefe Fragen zu beantworten, würde auch nicht ganz 
leicht fein und ich muß geftehen, daß mir bei einigen dieſer Fragen zu 
Mute war etwa wie Fauſt, ald Gretchen ihn fragte, was hältjt du eigent: 
lich von der Religion? (Heiterkeit.) Ych bin aber dem Abg. Sattler und 
vor allem dem Heren Vorredner dankbar, daß fie mir Gelegenheit boten, 
mich auszufprechen über die Reije des Präfidenten Krüger, jowie über 
unjere Haltung gegenüber dem jüdafrifanifchen Kriege, und ich bitte um 
die Erlaubnis, im Intereſſe der KHlarftellung auf diefe das deutjche Volt 
tiefbeivegende Trage etwas weiter eingehen zu dürfen. Daß es zwiſchen 
den jüdafritanischen Republifen und England zum Kriege gefommen: ift, 
haben wir aufrichtig beklagt. Wir beflagen e3, daß ein jolcher Krieg mög: 
li war zwijchen Ehriften, zwijchen Weißen, zwijchen Angehörigen derjelben 
Raſſe. E3 mußte und aber auch eine Mahnung fein und ift und eine 
Mahnung geweien, die Augen offen zu halten, uns nicht Sand in bie 
Augen ftreuen zu lafjen, jondern feftzuhalten an der alten Wahrheit und 
Erfahrung, daß in der eigenen Kraft die einzige, fichere Bürgichaft ruht 
für den Frieden und die Behauptung der eigenen Rechte zu Lande und zu 
Waſſer. (Zuftimmung.) Wir beflagten den Ausbruch diejes Krieges auch 
deshalb, weil gewichtige deutjche wirtjchaftliche und politifche Intereſſen 
in Südafrifa in frage geftellt wurden. Diele Deutjche find in Südafrika 
angeſeſſen; Deutjche haben dort große Fabriken, induftrielle und Bank— 
etabliſſements; das in Südafrifa inveftierte deutjche Kapital beziffert ſich 
auf Hunderte von Millionen; der Handelsverfehr zwiſchen Deutichland und 
der füdafrikanifchen Küfte ift ſehr lebhaft. Wir find wirtjchaftlich in 
hohem Grade an der Zukunft von Südafrika interejfiert, und politifch 
hatten wir die Pflicht, dafür Sorge zu tragen, dab dieſer Krieg nicht 
Ichädliche Wirkungen ausübe auf unjeren jüdafrifanifchen Beſitzſtand. 
Darum haben wir gethan, wa3 für und al3 neutrale Macht und ohne Ge: 
fährdung direkter deutjcher Intereſſen möglich war, um den Ausbruch diejes 
Krieges zu verhüten. Wir haben insbejondere gegenüber den Regierungen 
der beiden jüdafrifanischen Republifen auch injofern loyal gehandelt, als 
wir denjelben von vornherein unzmweideutig feinen Zweifel gelajjen haben 
hinfichtlich der Behandlung der Dinge in Europa und hinfichtlich unſerer 
eigenen Neutralität im Falle eines Krieges in Siüdafrifa und als wir in 
diejen Beziehungen den Regierungen der ſüdafrikaniſchen Republifen recht: 
zeitig reinen Wein eingejchenft haben. (Abg. Ridert: Hört, hört!) Ich 
habe hier vor mir eine Aufzeichnung, welche unjere Haltung vor Ausbrud) 
de3 jüdafrifanischen Krieges beleuchtet. Im Mai und Juni des Jahres 
1899 haben wir im Verein mit der niederländifchen Regierung dem Prä: 
fidenten Krüger zur Mäßigung geraten. Ich beziehe mich auf das kürzlich 
veröffentlichte niederländifche Gelbbuch und die gemwechjelten Depejchen. Der 
Reichskanzler verlieft die Depejche, durch welche die niederländijche Regierung 
ihren Generalfonful in Pretoria beauftragt, dem Präfidenten Krüger ohne 
Berzug mündlich und vertraulich mitzuteilen, welches Intereſſe die jübd- 
afrifanijhen Republifen daran haben, fi) jo verbindlich und mäßig wie 
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möglich zu zeigen, daß er aus ficherer Quelle wifje, daß die deutjche Regie: 
rung dieſe Anficht durchaus teile, weil damald der Bermittlungsgedanfe 
nicht ausfichtälos jchien und der Gedanke des Schiedsſpruches in der ameri- 
fanifchen und auch in der englifchen Preſſe ohne Schroffheit erörtert wurde. 
Am 22. Juli teilte Leyds dem nieberländijchen Gejandten mit, Präfident 
Krüger halte den Zeitpunkt für die Anrufung einer amerifanijchen Ver: 
mittlung noch nicht für gefommen. Als dann nad) einiger Zeit der Prä— 
fident Krüger den Verſuch machte, ein beiderjeitiges Eingehen auf den 
Schiedsſpruch herbeizuführen, waren die Gemüter dafür ſchon zu fehr er: 
hitzt. Präfident Krüger teilte im Auguft der niederländijchen Regierung 
Hagend mit, dab ein Schiedejprucd nicht zu erreichen fei. Darauf haben 
die deutjche und die niederländifche Regierung — für die deutfche Regierung 
war e3 das letzte Mal — dem Präfidenten Krüger den Rat erteilt, den 
englifchen Vorſchlag nicht abzulehnen. Die deutjche Regierung jei über: 
zeugt, daß jeder Krieg mit England in diefem Augenblid kritiſch und jehr 
gefährlich für die Republifen fein würde. ch glaube, daß jchon aus diejen 
Tublitationen unzweideutig hervorgeht, dat ung fein Vorwurf trifft. Nach: 
dem der Krieg ausgebrochen war, konnten wir im Hinblid auf die gejamte 
Meltlage nur ftrikte Neutralität beobachten (Zuftimmung), bei aller Sym— 
pathie mit dem heldenhaften Burenvolf, denn die Politik eine großen 
Landes darf nicht von Eingebungen des Gefühls beherricht, jondern ledig: 
lich geleitet werden im Hinblid auf das nüchterne, wohlerwogene Intereſſe 
bes Landes. Was die Möglichkeit einer friedlichen Vermittlung betrifft, 
jo wäre die VBorausfegung einer ſolchen das Einverſtändnis England3 ge: 
weſen. Eine Sntervention, aljo ein Zwang zur Einftellung der Feindſelig— 
feiten, war für uns durch die Weltverhältnifie ausgeichloffen. Wir konnten 
nur ſtrikte Neutralität bewahren. Auch diejenigen Mächte, von denen bie 
Idee der friedlichen Vermittlung ausging, die diefe Frage afademijch ven— 
tiliert haben, betonten dabei ausdrüdlich, daß ihnen jeder Gedanke fern 
liege, England etwa gegen feinen Willen zum Frieden zwingen zu wollen. 
Eine jolche Vermittlung ift von Amerika auf dem Wege einer ganz leifen 
diplomatischen Anregung verfucht worden, wurde aber von der englifchen 
Regierung in der fategorischften und beftimmteften Weife abgelehnt. Damit 
war die Möglichkeit einer friedlichen Bermittlung befeitigt, im anderen 
alle würde die Intervention zunächſt zu einer diplomatijchen Niederlage 
und vielleicht zur Einleitung des bewaffneten Konflikts geführt haben. 
Menn wir auf jolcher Baſis in einen folchen Konflitt hineingeraten wären, 
dann hätte es und wohl gehen können, wie in einem befannten Schillerfchen 
Gedicht, wo es heißt: 

„Do ad, jchon auf des Weges Mitte 

Derließen die Begleiter mid). 

Sie wandten jeitwärt3 ihre Schritte, 

Und einer nad) dem andern wich.“ 
In eine ſolche Situation durften wir das deutjche Volk nicht bringen. 
(Lebhafter Beifall.) Was nun die Reife des Präfidenten Krüger betrifft, 
jo fommt e3 nicht auf die bedauerliche polizeiliche Ungejchiclichkeit an, 
fondern auf den Kern der Sadıe, auf die Frage: Würde die Reife des 
Präfidenten Krüger und der Empfang desjelben durch den Kaifer ihm oder 
uns irgend etwas genüßt haben? Dieje Frage beantworte ich mit einem 
entjchiedenen Nein. Dem Präfidenten Krüger würde eine Audienz, würden 
alle Hundgebungen und Huldigungen gar nichts geholfen haben. Was 
haben dem Präfidenten Krüger die Parifer Ovationen genützt? Was hat 
ihm die Unterredung, welche er in Paris mit dem franzöfiichen Minifter 
des Aeußern gehabt hat, und über deren Inhalt in der Prefje berichtet 
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worden ift, genüßt? Nach diefer Unterredung dürfte der Herr Präfident 
Krüger noch ebenjo Klug geweſen fein wie vorher. (Heiterkeit) Der fran— 
zöſiſche Minifter des Aeußern hat jo verftändig geantiwortet, wie man es 
bon einem fo einficht3vollen und verftändigen Staat3mann nicht anders 
erwarten konnte. Ich würde e3 nicht Schöner haben machen fönnen. (Große 
Heiterkeit.) Bei allem menjchlichen Mitgefühl für das tragiiche Schidjal 
de3 Präfidenten Krüger und feines Volkes, bei allem Verſtändnis für fein 
Gottvertrauen würde ihm doc nichts anderes gejagt werden fünnen, ala 
was jchon der Deputation, die im vergangenen Jahre in Paris und Peters: 
burg war, überall geantwortet ift, nämlich, dab man das Aufhören des 
Krieges lebhaft wünſche, daß aber ohne die Zuftimmung England feine 
Vermittlung in Ausficht genommen werben könnte. Die Reife des Präfi: 
denten Krüger nach Berlin würde unjerer Stellung in der Welt auch nichts 
genügt haben. Entweder würden die zu erwartenden Ovationen für den 
Präfidenten Krüger vollftändig zwedlos und ein Feuerwerk geweſen fein 
oder unjere internationalen Beziehungen wären beeinträchtigt worden. Dieſe 
internationalen Beziehungen zu ſchützen gegen jede Trübung, ſei e8 durch 
Demonftrationen oder anderes, ift Pflicht der Regierung. Früher wurden 
Kriege wohl hervorgerufen durch Ränfe der Kabinette oder durch Minifter, 
die fich allerdings ſeitdem noch nicht viel gebeſſert haben (Große Heiterkeit), 
heute können aber auch Verwicklungen durch Bolköleidenjchaften und durch 
Erregung der öffentlichen Meinung herbeigeführt werden. ch nehme aber 
auch feinen Anftand, hier auszuſprechen: wir ftehen England gegenüber 
vollftändig unabhängig da und find auf England nicht mehr angewiejen 
al3 England auf uns; aber wir find bereit, auf der Bafi3 gegemjeitiger 
Rückſichtnahme mit England in Frieden und Treundichaft und Eintracht 
zu leben. Wollten wir aus Gefühlsrüdfichten überall unjere Yanze ein: 
legen, jo wäre das ein politifcher Fehler, eine politifche Dummheit, für 
welche ich eine Verantwortung nicht übernehmen könnte. (Beifall) Wir 
werden wie überall, jo auch in Afrika die politifchen und wirtjchaftlichen 
Intereſſen Deutſchlands wahren; wir rechnen auch damit, daß durch den 
Ausgang des jüdafrikanischen Krieges unſere wirtichaftlichen Intereſſen nicht 
dauernd beeinträchtigt werden und jchärfere Einwirkungen auf unſeren afri— 
kaniſchen Befitftand nicht erfolgen. Bei allem Rejpeft vor der deutjchen 
Volksſeele und deren Empfinden dürfen wir und nicht von den Stimmungen 
deutscher Volkskreiſe Leiten laffen, fondern einzig und allein von den Inter— 
effen der Nation. Und dieje gebieten eine jelbjtändige, ruhige, unabhängige, 
neutrale Haltung gegenüber den jüdafrifanifchen Dingen. (Beifall) 

Am folgenden Tage kritifiert Abg. Bebel (jo3.) ſcharf die aus: 
wärtige Politit des Reiches, vor allem gegen Transvaal, das Deutjchland 
treulos im Stiche gelafjen habe. Eine Amfterdamer Zeitung jchrieb mit 
Recht „die Deutjchen fürchten nur Gott und ihre Großmutter“. Nach einem 
Angriff auf den Grafen Poſadowsky wegen der 12000 Mark: Angelegenheit 
fpricht er über Korruption in den höchſten Kreiſen und jchließt: In den 
nächſten Wochen wird in allen Kirchen gejungen werden: Friede auf Erden! 
Hoffentlich bleibt dieſes Wort nicht manchem im Halje fteden. Die bürger: 
liche Gejellfchaft ift mit ihrem Latein zu Ende; es ift ihre Götterbämmes 
rung eingetreten; fie arbeiteten nur für und. Der Kriegsminifter jagte: 
„Gottes Mühlen mahlen langjam”; ich jage: „unsre, die jozialdemofrati: 
chen, Mühlen mahlen raſch““ Vivent nos amis, nos ennemis! Staat: 
jefretär Graf Poſadowsky rechtfertigt die Annahme der 12000 A, weil 
fie einem Geſetze zum Belten der Arbeiter hätten dienen follen. Sie jeien 
verwendet zur Verbreitung amtlichen Materials, eines Auszug aus der 
dem Gejeßentwurf beigegebenen Denkichrift und aus Reden der Bundesrats— 
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mitglieder. Gr führe fein Amt durchaus unabhängig von privaten Ver: 
einigungen. Abg. Richter (frſ. Bp.) ift einverftanden mit der Transvaal— 
politit, wünſcht aber größere Sparfamfeit und feine Bevorzugung ber Land: 
wirtjchaft bei den fünftigen Hanbdeläverträgen. 

12. Dezember. — Abg. Hafie (nl.): Er müfje leider in ber Be: 
urteilung ber auswärtigen Politit mit Bebel übereinjtimmen. Unfere Neu: 
tralität jei zu Gunften Englands und zum Schaden der Buren audgefallen. 
Der Nichtempfang Krügers entipreche nicht der Volfäftimmung und jebe 
Deutſchlands Anjehen im Auslande herab. Aus jeiner Reife nach dem 
Haag zu Krüger jei ihm, dem Vorfigenden bes Alldeutichen Verbandes, mit 
Unredt ein Borwurf gemadt worden. Schon am 15. November hatte der 
Merband beichlofien, dem Präfidenten Krüger beim Betreten des nieder: 
beutfchen Bodens im Haag eine Adreffe zu überreihen. Wir gingen dabei 
von ber Borausfegung aus, dat Krüger von Frankreich zuerft jeine Schritte 
nad den Niederlanden richten würde; wir fönnen nicht? dafür, daß es uns 
nicht möglich gemacht worden ift, dem Präfidenten Krüger unſere Adrefje 
hier in Berlin zu überreihen. Der Haag ift allerding?, ſtaatsrechtlich be: 
trachtet, Ausland; aber bedenfen Sie gefälligit, dab der Alldeutiche Verband 
eine KHörperichaft ift, deren Organilation über die ganze Erde verbreitet ift. 
(Zuruf: International!) Nicht international, jondern national! Aber das 
beutiche Volk ift nicht nur innerhalb der Grenzen des Deutichen Reiches 
angefiedelt, jondern auch auberhalb diefer Grenzen; ber Haag gehört zum 
niederdeutichen Stamme, und wir konnten deshalb dort jo auftreten wie im 
Deutſchen Reiche. (Unruhe) Die englijchen Brutalitäten gegen Deutſche in 
Südafrika feien empörend, alle Nationen jeien gut behandelt, nur bei den 
Deutjchen hieß es: „only a German“. 

Reichstanzler Graf Bülow: Der Abg. Haſſe hat nicht ohne eine 
gewiffe Erregung geiprocdhen, auch nicht ohne Pathos, ſchönes Pathos! 
(Heiterkeit.) Ich werde mid bemühen, jo ruhig und jo nüchtern al3 mög: 
lic zu reden, denn meine verantwortliche Stellung legt mir die Pflicht auf, 
mich lediglich von der Staatsraıfon leiten zu laffen. Es hat mich auch 
intereffiert, zu jehen, wie munter der Abg. Haffe herumpläticherte in ben 
blauen Wellen des unbegrenzten Ozeans der Stonjefturalpolitif. (Heiterfeit.) 
Aud an diefem Vergnügen fann ich mich nicht beteiligen (Sehr gut!), ich 
muß auf der terra firma ber Wirklichkeit bleiben. Ich zweifle nicht daran, 
baß der Abg. Hafle mir an diplomatischer Gejchidlichkeit, an ftaat3männi- 
icher Erfahrung und Einfiht, an Willenskraft weit überlegen ift, ich bin 
aber doch überzeugt, daß, wenn er an meiner Stelle ftünde — da3 glaube 
und erwarte ich von feinem Patriotismus — und wenn er die Verhältniſſe 
in der Welt und in Europa fo fennt wie id, er genau dieſelbe Politik 
machen würde wie ih. Der Abg. Haſſe hat jelbit erwähnt, daß er am 
vergangenen Montag bei ber Einleitung der Etatöberatungen hier nicht zu: 
gegen war; ich denke nicht daran, ihm daraus einen Vorwurf zu machen. 
sh fann aber nicht bloß jeinetiwegen alles wiederholen, was ich ſchon vor— 
geftern gejagt habe. ch gehe alfo nicht ein auf denjenigen Teil meiner 
damaligen Ausführungen, durch die ich glaube, vieles von dem, was ber 
Abg. Haffe heute jagte, im voraus widerlegt zu haben. Sch wende mich 
zu dem, was er Neued gejagt hat. Der Abg. Haſſe hat ſich gewandt gegen 
die Art und Meile und gegen unferen modus procedendi gegenüber dem 
Präfidenten Krüger. Die Cache lag ganz einfach jo: als wir hörten, daß 
der Präfident Krüger die Abficht habe, nach Berlin zu fommen — bieje 
Nachricht war für und überrajchend, dieſe Nachricht befamen wir 24, hödhs 
ftens 48 Stunden, bevor die Abreife ftattfinden jollte; bisher war allgemein 
angenommen worden, ber Präfident Krüger würde fi) von Paris nad) 
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Holland begeben; worauf die Sinnesänderung des Präfidenten Krüger zu: 
rüczuführen war, will ich unerdrtert laffen, — aber als wir hörten, daß 
ber Präfident Krüger in fleinen Etappen über Köln und Magdeburg nach 
Berlin fich begeben wolle, haben wir ihn in ber allerhöflichiten und rüd: 
fichtavollften Weife durch Vermittlung der Botſchaft in Paris und Herrn 
Dr. Leyds darauf aufmerfjam machen laſſen, daß Se. Majeftät der Kaiſer 
zu feinem Bedauern nicht in der Lage wäre, ihn zu empfangen, und des— 
halb bäte, von jeiner Reife Abftand zu nehmen. Als darauf Herr Präſi— 
dent Krüger nach einigem Hin: und Herreden feine Reife ind Wert jebte, 
ift ihm in Köln wieder in aller rüdficht3vollfter und entgegentommenbditer 
Weiſe durch unferen Gejandten in Luxemburg gejagt worden, Se. Majeftät 
ber Kaiſer fei außer ftande, ihn jeßt zu ſehen, und bäte ihn, von ber Reife 
abzuftehen. Ueberrumpeln und vergewwaltigen laffen wir uns nicht. Nun 
hatte der Abg. Haſſe gejagt, und er ift damit in die Fußtapfen des Abg. 
Bebel getreten, daß unjere Haltung gegen den Präfidenten Krüger herbor: 
gegangen jei aus Rüdficht gegen dad Ausland und wie es in den Alldeut: 
jchen Blättern hieß, aus Liebedienerei gegen das Ausland. (Sehr richtig!) 
Unſere — gegenüber dem Präſidenten Krüger ging nur hervor aus 
der Wahrung unſerer eigenen Intereſſen. Wir haben das gethan, was una 
nützlich war und die Wahrung des MWeltfriedens forderte. Dabei war und 
der Beifall der einen jo gleichgültig, wie der Aerger ber anderen. Der 
Abg. Hafje hat hier angedeutet, daß unfere Haltung gegenüber der Reije 
bes Präfidenten Krüger oder überhaupt gegenüber dem jüdafrifanifchen 
Kriege zurüdzuführen wäre auf die verwandtjchaftlichen Beziehungen des 
ZTrägerd der Krone. (Zuruf des Abg. Haſſe.) Das hat der Abg. DBebel 
geftern gejagt und ich habe verftanden, dab fich der Abg. Haſſe den Bor: 
wurf zu eigen gemacht hätte. Wenn Sie dad, Herr Abg. Haffe, nicht ge: 
than haben, jo fonftatiere ich dad mit Vergnügen und antworte nur dem 
Abg. Bebel. Wie die englijche Regierung und der englifche Hof zur Reife 
des Präfidenten Krüger ftehen, wein ich nicht, aber das erkläre ich auf das 
entjchiedenfte, daß vonfeiten de3 englifchen Hofes und der englifchen Regie: 
rung weder an Se. Majeftät den Kaiſer noch an mich, den verantwortlichen 
Neichsfanzler, weder ein Wunſch nocd ein Antrag herangetreten iſt. Dieje 
Zumutung zeigt wenig Kenntnis des Charakters Sr. Majeftät des Kaiſers 
und jeiner Vaterlandaliebe. (Beifall) Für Se. Majeftät den Kaijer find 
lediglich nationale Geſichtspunkte maßgebend, und, wenn es anders wäre, 
wenn irgend welche vertvandtichaftlichen oder dynaftiichen Verhältniſſe Ein: 
fluß hätten auf die Entjchliegungen Sr. Mäjeftät, jo würde ich nicht einen 
Zag länger Minifter bleiben. (Lebhaftes Bravo!) Nun ift der Herr Ab: 
geordnete zu fprechen gefommen auf das deutjch:englijche Abkommen und er 
hat in jehr ſchwarzen Farben gejchildert alle Folgen. Das hat mich injo: 
fern erftaunt, al3 der Abg. Haſſe ja gar nicht weiß, was in dem Abkommen 
drinfteht. (Sehr gut! — Ich werde es ihm auch jetzt nicht ſagen, 
denn ich darf es nicht jagen. (Heiterkeit. Unruhe) Wir find übereinge— 
fommen, bis zum Eintreten beftimmter Greigniffe und Zuftände nichts zu 
veröffentlichen. Ich muß aljo jchweigen. Wenn ich nicht jchweigen könnte, 
fo würden wir an Bertrauen bei den übrigen Regierungen verlieren, nie: 
mand würde mit und verhandeln wollen, und damit wäre Ihnen auch nicht 
gedient. Das aber kann ich jagen, daß das Abkommen feine Beftimmung 
enthält, die fich irgendwie bezöge auf einen Konflikt Englands mit ber 
Südafrifanifchen Republik. Unſere Haltung gegenüber der Südafrifanifchen 
Republik, unfere nach beiden Seiten neutrale Haltung würde ganz diejelbe 
geweſen fein, auch wenn ber deutichzenglifche Vertrag nicht eriftierte; fie 
ging nicht hervor aus einer Verpflichtung, jondern aus unjerem wohlver: 
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ftandenen Intereſſe, aus der Gefamtlage der europäifchen VBerhältniffe, aus 
dem jpeziellen deutichen Intereffe. Dad Samoa: und dag Pangtfe-lleber- 
einfommen, über welches der Abg. Haſſe fo abfällig urteilt, enthält feixe 
geheimen Beltimmungen, feine Klauſel, enthält gar nichts, was das bohe 
dan nicht wüßte, was die ganze Welt nicht wühte. Nun hat der Abg. 

aſſe — und ich glaube auch geftern der Abg. Bebel — erwährt da3 
Telegramm, welches Se. Majeftät der Kaiſer im Frühjahr 1896 an den 
Präfidenten Krüger gerichtet hat. Damals hat es fi nicht um einen regu— 
lären Krieg zwiichen Staaten gehandelt, fondern um ein Flibwftier: Inter: 
nehmen. Sch denfe gar nicht daran, dieſes Telegramm zu verleugnen, durch 
welches Se. Majeftät feiner Sympathie für das völferrechtlich Korrefte Aus— 
drud gegeben hat. Aber ebenfowenig haben wir beabfichtigt, durch jenes 
Telegramm unjere Politik für immer in omnes casus et eventus, in om- 
nia saecula feftzulegen. Das konnten wir umfotweniger, ala ſich die Ver: 
hältnifje jeitdem geändert haben. ch begehe feine politiiche Indiskretion, 
wenn ich jage, daß diejed Telegramm jedenfall das Verdienſt gehabt hat, 
durch die Aufnahme, die es fand — nicht in Deutichland, fondern außer: 
halb Deutſchlands — die Situation für und injofern aufzuklären, als Dieje 
Aufnahme gar feinen Zweifel darüber ließ, dat wir im falle eines Kon: 
flitt3 mit England in Afrika auf unfere eigene Kraft und einzig und allein 
auf unfere eigenen Kräfte angewiejen waren. (Hört! hört!) Daraus mußte 
eine gewifjenhafte Regierung ihre Schlüffe ziehen, und daraus haben wir 
unjere Schlüffe gezogen. Die Ausführungen des Abg. Haſſe famen im 
großen und ganzen darauf hinaus, daß er un? den Vorwurf machte, wir 
hätten die Buren preisgegeben. Dieſen Ausdruck habe ich in einer Reihe 
ihm naheftehender Blätter gefunden. Bon einer Preisgebung ber Buren 
fann ſchon deshalb nicht die Rede jein, weil wir ja nie ein Proteftorat 
über die füdafrıfanifchen Republifen ausgeübt oder auch nur angeftrebt 
haben. Es kann don einem jolchen Preisgeben aber vor allem fchon des— 
halb nicht die Rede fein, weil wir nur deutjche Intereifen in der Welt zu 
wahren haben. Transvaal und die füdafrifanifchen Republifen fönnen nicht 
zum Angelpunft, können nicht zum Drehpunft unferer ganzen Politik werden. 
Das Hemd liegt näher ala der Rod, und jedenfalls liegt es mir näher, der 
ich deutjcher Minifter des Auswärtigen bin und nicht Minifter in und für 
Pretoria. Wenn aber der Abg. Hafje unter Berufung auf Adreſſen und 
Dolksverfammlungen gejagt hat, daß die öffentliche Meinung für ihn ginge 
und daß fie ginge gegen mich, fo macht mich auch das nicht im mindeften 
irre. Nicht als ob ich die Macht und die Bedeutung der öffentlichen Mei: 
nung nicht jehr wohl fennte. Die Öffentliche Meinung ift der ftarfe Strom, 
ber bie Räder der ftaatlichen, der politifchen Mühle treiben fol. Wenn 
aber diejer Strom Gefahr droht, die Räder in falfcher Richtung zu treiben 
oder gar zu zerftören, fo ift es die Pflicht einer Regierung, die diefen Namen 
verdient, fich dem öffentlichen Strom entgegenzuftemmen, völlig unbefümmert 
um etwaige Unpopularität. Es gibt noch höhere Kränze als diejenigen, die 
ber Alldeutjche Verband gewährt (Lebhafte Zuftimmung), nämlich das Be: 
wußtjein, fich lediglich und ausschließlich Leiten zu Laffen von den wirklichen 
und dauernden Intereſſen. (Erneuter Beifall.) Die deutjche öffentliche Mei: 
nung hat aud; gerade in der frage ber öffentlichen Politik — ich fcheue 
mich nicht, das offen zu jagen — durchaus nicht immer das Richtige ge: 
troffen. Sich für die Intereſſen fremder Völker einzufegen und zu be 
wie das jet in einem großen Teile von Deutjchland gejchieht, und einzu— 
jegen und zu erhitzen unter Vernachläffigung und unter Preisgebung deut: 
ſcher Interefjen, das ift ein menschlich jchöner Zug bes deutſchen Volkes, 
politifch jedoch ein Fehler, der fich in der Vergangenheit oft genug an uns 
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gerächt hat. Es macht dem guten Herzen de? Abg. Haſſe Ehre, wenn er 
die Aufgabe unferer Politit vor allem darin fieht, fremde Völker zu retten. 
Das ift aber nur im Privatleben ſehr jchön, im internationalen Verkehr 
fommt man nicht weiter damit. Fremde Völker retten zu twollen, hat nicht 
immer Glüd gebracht. Dafür bietet die Gejchichte lehrreiche Beispiele; 
blicken wir doch in unfere eigene deutjche Gejchichte. Als Fürft Bismarck 
in den fechziger Jahren nicht für die Polen in Rußland eintreten wollte, 
da hieß e3, er habe fich erniedrigt zum Schergen ruffiicher Hängegendarmen 
und als derfelbe große Staatsmann 20 oder 22 Jahre jpäter — ich war 
damals jchon in der auswärtigen Karriere, ich erinnere mich deshalb jehr 
wohl — fich nicht brouillieren wollte und uns nicht brouillieren wollte mit 
Rußland wegen der fchönen Augen der Bulgaren und wegen ber jchönen 
Augen des Fürſten Battenberg, da wurden diejelben Vorwürfe laut. Da: 
mal3 ging die deutjche Öffentliche Meinung gegen ihn, in den 60er Jahren 
für die Polen und in den 80er für die Bulgaren. Damals waren die ba: 
maligen Helden der polnischen Inſurrektion, war der Fürſt Alerander 
Battenberg gerade fo populär, wie eö heute der Präfident Krüger ift. Es 
wird aber niemand in Zweifel fein, daß Fürft Bismard in beiden Fällen 
da3 Richtige getroffen hat, und daß e3 ein großer, gar nicht gut zu machen: 
ber Fehler gemwejen wäre, wenn er unfere Politit anders inftradiert, wenn 
er anders mandvriert hätte Wir haben niemals durch Preiegebung beut: 
jcher Intereſſen fremde Zuftimmung erfauft, aber für fremde Synterefjen 
dürfen deutjche Intereſſen nicht preisgegeben werden. Ich habe in den lebten 
Tagen immer wieder gehört und immer wieder gelefen, daß das Recht auf 
Seiten der Buren ftünde. Ich fcheue mich nicht, hier ganz offen zu jagen, 
dab das für und nicht das Entjcheidende fein fann. Wir fünnen — bad 
fage ich nicht nur für diejes hohe Haus, fondern ich ſage es auch für das 
deutſche Bolt, deſſen Rechtsfinn ein jo ausgebildeter ift — wir können bei 
Streitigkeiten zwijchen fremden Völkern nicht fragen, wo das Recht Liegt 
und wo da3 Unrecht. Der Politiker ift fein Richter. Er hat lediglich die 
Intereſſen und Rechte feines eigenen Landes zu wahren. Vom Standpunft 
der reinen Moralphilojophie aus fann ich unmöglich auswärtige Politik 
treiben — da3 hat auch Fürſt Bismarck nicht gethan — und vom Stand: 
punkt einer Bierbankpolitit auch nicht. (KLebhafte Zuftimmung.) Als ich 
am vorigen Montag an die politiiche Vernunft diejes hohen Hauſes appel— 
lierte, — die politifche Vernunft diejes hohen Hauſes, an die man ſich ja 
nicht umfonft wendet — da befand fich am vergangenen Montag der Abg. 
Haſſe im Haag. ch denfe nicht daran, ihm einen Vorwurf daraus zu 
machen. ch achte den Idealismus, der in dem Abg. Haſſe ftedt, das ift 
ein ſchönes Erbteil des deutjchen Volkes und ih will ihn auch erhalten. 
Aber die Kreiſe unjerer auswärtigen Politif darf diefer Idealismus nicht 
ftören, die Zukunft, die Sicherheit des deutſchen Volkes darf er nicht ge 
fährden, und fo lange ich an diejer Stelle ftehe, werde ich dieje Sicherheit, 
werde ich das Intereſſe des deutichen Volkes, werde ich die Zukunft bes 
deutjchen Volkes, gegen wen es auch fei, in Schuß nehmen, wie bad meine 
verdammte Pflicht und Schuldigkeit ift. (Lebhafter Beifall.) 

Am 13. Dezember wird der Etat der Budgetfommiifion übertiefen. 


16. Dezember. (Berlin.) Eine Anzahl aus China zurüd- 
gefehrter Soldaten hält einen feierlichen Einzug in Berlin. Der 
Kaiſer richtet folgende Anſprache an fie: 


Als Ich euch von hinnen ziehen ließ, fonnte man noch nicht über: 
bliden, wie fich die Berhältniffe entwideln würden, aber Ich wußte, daß 
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Ich Mich auf euch verlafjen fonnte. Im Namen bed beutjchen Volkes jage 
Sch euch hiemit Dank. Ihr habt euren Fahneneid gehalten, und jeder von 
euch wird in jchiwerer Stunde an ben Fahneneid gedacht haben, und e3 
wird euch die Bedeutung bes Fahneneides klar geworden jein. Eure Hand 
hat nicht gezittert, dad Auge hat fich nicht getrübt, und jo habt ihr in 
jchweren Kämpfen den Sieg errungen. Der Herr ber Heerjcharen hat euch 
geführt, hat euch beichükt und hat euch wieder glüdlich in die .. 
zurückkehren laſſen. Dafür müffen wir ihm dankbar fein. Ich habe euch 
in ber Reichshauptſtadt einziehen laſſen, damit auch das deutjche Volk Ge: 
legenheit habe, euch jeinen enthufiaftiichen Willtommgruß zu entbieten. 
Don heute an ift fein Zweifel mehr darüber, daß Heer und Marine Eins 
find. Jedes kann fi auf das andere verlafien, jedes zollt dem anderen 
Achtung und darin foll niemand mehr im Zweifel jein (hier erhöht der 
Kaifer die Stimme und hebt ben Marfchallftab mit der rechten Hand in 
die Höhe), daß da, wo Ich Meine blauen Jungen binjege, fi niemand 
darüber jeßt. Nun Gott befohlen und empfangt nochmals Meinen faijer: 
lichen Dant. 


16. Dezember. Das Schulſchiff „Sneifenau“ geht im Hafen 
von Malaga bei einem Sturm unter. 41 Mann ertrinten. 


Am Morgen des 16. Dezember herrichten auf der Rhede von Ma: 
laga ſchwache nördliche umfpringende Winde. Gegen 10 Uhr vormittags 
jchlief der Wind vollftändig ein. Kurze Zeit darauf jehte plößlich eine 
Boe aus Südoft ein, der Wind frifchte in wenigen Minuten bis zur Wind: 
ftärfe S auf und nahm andauernd an Stärke zu. Der Kommandant befahl 
jofort bei der erften Boe, den einen Kefjel, welcher Dampf auf hatte, auf: 
zufeuern und die übrigen Keſſel anzufteden, um dann in See zu gehen. 
Inzwiichen fing das Echiff bereit? an zu treiben. Es wurde darauf hin 
der Majchine der Befehl gegeben, dad Dampfaufmaden jo viel als irgend 
möglich zu bejchleunigen. Nah Verlauf von ungefähr Stunde fam die 
Meldung, daß die Maichine mit langjamer Fahrt angehen könnte. Da 
das Schiff mit diefer Majchinenleiftung Fahrt vorausmachte, entſchloß fich 
der Kommandant, Kette zu jchlippen und frei zu dampfen. Kurze Zeit, 
nachdem dies geichehen war, verjagte die Maſchine. Das Schiff trieb nun 
bei dem ftarfen Winde jehr jchnell achteraus, worauf der Kommandant den 
Badbordanfer fallen ließ. Der Anker hielt jedoch nicht; das Schiff trieb 
weiter auf die Oftmole zu. Al: der Kommandant jah, da feine Rettung 
für das Schiff möglich war, ließ er „Schotten dicht“ anjchlagen. Kurze 
Zeit darauf ſtieß das Schiff mit dem Hed auf die Steine der Mole. Gleich 
darauf kam von der Maſchine die Meldung, die Maichinenabteilung Liefe 
vol Waſſer. Bei jeder rollenden See wurden die Stöße ftärfer, und ba 
der Kommandant die Auäfichtslofigfeit der Rettung einjah, gab er den 
Befehl: „Alle Mann aus dem Schiff!" Dementiprechend befahl der erfte 
Offizier: „Die Steuerbordboote zu Wafjer, Leinen an Land geben und an 
diefen das Schiff verlafien!” Es wurden von Bord aus Leinen an Land 
—— und an dieſen verſuchte die Mannſchaft ſich zu retten. Die erſten 

einen wurden von den Epaniern wahrgenommen, die anderen durch die 

an Land bereit? geretteten Leute. Nach Verlauf von ungefähr !/s Stunde, 
während welder Zeit das Schiff ſtets jchwer auf die Felſen fchlug, fing 
ed an, langjam zu finken, und ſank big an die Höhe der Untermaften. 
Der no an Bord befindliche Teil der Mannichaft enterte zum Teil in 
die Takelage und wurde von dort aus mit Leinen gerettet. Das Verhalten 
der Beſatzung war ausgezeichnet. Die Bevölkerung Malagas leiftete von 
Land aus opfertoilligiten Beiftand. (Reichs-Anz.“) 


Das Ventſche Keich und feine einzelnen Glieder. (Dezember 17.—23.) 171 


17. Dezember. (Berlin.) Der „Reichs-Anzeiger“ verdffent- 
licht folgenden Erlaß über die Stiftung einer „Roten Kreuz— 
Medaille”: 


Die Mitglieder der freiwilligen Krantenpflege, welche aus Anlaf 
eines Feldzuges die Rote Kreuz: Medaille erhalten, find nach Mafgabe der 
folgenden Vorſchriften berechtigt, auf dem Bande derjelben eine Spange 
mit der Bezeichnung des Feldzuges zu tragen: 1. Die Spange joll biejelbe 
Form haben und in derjelben Weife getragen werden, wie die durch Unferen 
Erlaß vom 18. Auguft 1895 geftiftete Spange zu dem Bande ber Kriegs: 
denfmünze 1870/71. 2. Die Berechtigung zum Tragen ber Spange wird 
hiermit für alle Feldzüge gewährt, welche das deutjche Heer kämpft. Für 
die Beteiligung von Mitgliedern der freiwilligen Krankenpflege Telb: 
zügen fremder Nationen behalten Wir Und die Beitimmung vor. Als 
Bezeichnung des Feldzuges auf der Spange ift bei deutſchen — die⸗ 
jenige zu wählen, welche durch den Gefechtskalender feſtgeſtellt wird. Die 
Bezeichnung fremder Feldzüge behalten Wir Uns vor. 4. Nur diejenigen 
Mitglieder der freiwilligen Krankenpflege, welche zur Thätigkeit beim Feld— 
heere zugelaſſen ſind, haben die Berechtigung zum Tragen der Spange. 
Die Feſtſtellung der Berechtigten erfolgt bei deutſchen Feldzügen durch 
Unſeren Kommiſſar und Militär-Inſpekteur der freiwilligen Krankenpflege. 
Bei Beteiligung von Mitgliedern der freiwilligen Krankenpflege an Feld— 
zügen fremder Nationen behalten Wir Uns die Erteilung der Berechtigung 
an die einzelnen Beteiligten vor. 5. In den Unſerer Entſcheidung vor— 
behaltenen Fällen finden die Vorſchriften in $ 5 der Urkunde vom 1. Of: 
tober 1898 entiprechende Anwendung. 

Neues Palais, den 12. November 1900. 

Wilhelm R. 
Graf von Bülow. von Miquel. von Thielen. Freiherr von Hammerftein. 
Schönſtedt. Brefeld. von Goßler. Graf von Poſadowsky. von ZTirpik. 
Studt. Freiherr von Rheinbaben. 


21. Dezember. (Berlin) Schluß des Prozefjes Sternberg 
nach 39tägiger Verhandlung. Der Prozeß, der Sittlichkeitsverbrechen 
zum Gegenjtande hat, belajtet mehrere Berliner Kriminalbeamte, 
fo daß viele Erörterungen über die Reform der Kriminalpolizei 
ftattfinden. 

21. Dezember. (Hefien.) Die Zweite Kammer lehnt mit 
22 gegen 22 Stimmen einen Antrag auf Herbeiführung eines 
Schiedögericht3 zwischen England und den Buren ab. 

22. Dezember. (Quellendorf bei Köthen.) Generalfeld- 
marſchall Graf Blumenthal, 1866 und 1870 Generaljtabächef 
der fronprinzlichen Armee, 90 Jahre alt, +. (Val. ©.108.) Der 
Kaijer erläßt folgenden Heerbefehl: 


Der General: Feldmarichall Graf dv. Blumenthal ift am heutigen Tage 
au einem reich gejeaneten Leben abberufen worden. - In tiefem Schmerz 
betrauert mit Mir Meine Armee und das ganze Vaterland den Berluft 
dieſes greifen Helden, eines der wenigen hochverdienten Generale, die ung 
aus großer Zeit noch erhalten waren. Die hervorragenden Dienfte, welche 
der Berewigte Mir und Meinen Vorfahren in 4 Kriegen und in mehr ala 
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fiebzigjähriger aufopferungsvoller Friedensarbeit geleiftet hat, werden alle 
eit unvergefien bleiben. Infonderheit aber wird jein Name in der Ge: 
Nichte eng verbunden fortleben mit den Ruhmesthaten Meines in Gott 
ruhenden Herrn Vaters, Kaifer Friedrich II. Majeftät, dem er in zwei 
Feldzügen als vertrauter, hingebender Berater treu zur Seite ftand. ch 
erfülle mit Meiner Armee eine Pflicht des jchuldigen Dankes, indem Sch, 
um das Andenken des heimgegangenen General: Feldmarichalld zu ehren, 
hierdurch Nachftehendes beftimme: 1. Sämtliche Offiziere der Armee legen 
auf acht Tage Trauer an. 2. Bei dem Magdeburgijchen Füfilier-Regiment 
Nr. 36 und bei dem Neitenden Feldjägerkorps, deren Chef der Verewigte 
etvejen ift, fowie bei dem Garde-Füſilier-Regiment und dem 3. Thüringiichen 
Snfanterie- Regiment Nr. 71, bei welchen der General: Feldmarfchall a la suite 
er hat, währt diefe Trauer zehn Tage. 3. Seiten? der genannten 
egimenter find Abordnungen, beftehend aus dem Kommandeur, 1 Stab3: 
offiziex, 1 Hauptmann und 1 Leutnant, zur Beifegung zu entjenden. 
Berlin, den 22. Dezember 1900. 
Wilhelm. 


Das Tüfilier-Regiment Nr. 36, deffen Chef Blumenthal war, erhält 
den Namen „Graf Blumenthal“. 


23. Dezember. (Berlin) Der Kaifer überreicht perjönlich 
dem Reichskanzler Graf Bülow den Schwarzen Adlerorden. 

Ende Dezember. Bertretung der Sozialdemofratie in den 
deutjchen Landesvertretungen. 

Der bayerijche Landtag hat unter 159 Abgeordneten 11 Sozial: 
demofraten; in Sachſen hat die Kammer bei 82 Mitgliedern 4, Württem: 
berg 5 bei 93, Baden 5 bei 63, Heilen 5 bei 50, Oldenburg 1 bei 37, 
Sadien: Weimar 2 bei 33, Sachſen-Meiningen 6 bei 24, Sachſen-Koburg— 
Gotha 9 bei zuiammen 30, Sadjen:Altenburg 5 bei 30, Schwarzburg: 
Rudolſtadt 2 bei 16, Reuß j. 2. (Gera) 3 Sozialdemokraten bei 15 Ab: 
geordneten. Lippe: Detmold zählt 3 jozialdemofratiiche Landtaggabgeordnete. 

Ende Dezember. E3 gehen Nachrichten durch die Preffe, wo— 
nach zwiſchen den Regierungen des Deutichen Reiches, Ofterreich- 
Ungarns und Italiens Vorbejprechungen über die Erneuerung der 
Handeläverträge jtattfinden. 

37. Dezember. (Baden) Der Minifter des Innern richtet 
folgenden Erlaß an die Amtsvorjtände über die Wahlrechtäfrage: 

Turh die in Nr. 335 der „Karläruber Zeitung“ veröffentlichte 
Rede des diesieitigen Vräfidenten vom 4. Dezember d. J. ift die Stellung, 
welche die großb. Negrerung zur Frage der Mablrechtäreform einnimmt, 
amttich umd Öfemelih gekennzerchuet worden. Hienach it die Regierung 
bereit. zur Einführung des dıreften allgemeinen geheimen Wahlrechts bei 
den Wadlen zur Zweiten Kammer mitzuwirten, aber nur unter der Voraus⸗ 
gung. daß die bon einer unbeitränften direkten gleichen Mahl zu erivars 
tenden Geadren Durch geergnete Zuiäge verbütet oder doch wmeientlich ab: 


8 


geichwächt werden. Als ein ſolder erginzender Zuſatz kommt unter anderem 


vom den Vertretungen der Kuriivertüzde umd der greßeren Stadte oder von 
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ben Bertretungen der wirtjchaftlichen Intereſſenverbände gewählt werben. 
Der Regierung kann e3 nur erwünjcht fein, wenn über die von ihr als 
Ergebnis reiflicher Erwägungen zur Sache eingenommene Stellung in ber 
Öffentlichen Meinung keinerlei Zweifel gelafjen werden und wenn in den 
weiten Kreiſen des Volkes die Meberzeugung zum Durchbruch gelangt, daß 
in abjehbarer Zeit die Einführung des direkten gleichen Landtagswahlrechtes 
nur verwirklicht werden kann, fall durch wirkſame Ergänzungen der ge: 
dachten Art eine Gewähr für die ruhige Entwidlung des öffentlichen Lebens 
gegeben wird. Schon jeither haben fich die Herren Amtsvorftände, wie ich 
mit Befriedigung wahrgenommen habe, von allen Beftrebungen fern gehalten, 
welche auf die Erzeugung einer der Einführung de3 ganz unbejchränften 
gleichen direkten Landtagswahlrechtes günftigen Stimmung gerichtet find. 
Ich bin den Herren Amtsvorftänden dankbar, wenn fie in Zukunft überall, 
wo fi ein Anlaß oder auch nur eine Gelegenheit dazu bietet, zur Auf: 
klärung der öffentlichen Meinung über die Abfichten der Regierung bei: 
tragen und dabei auch namentlich hervorheben, daß die Regierung feines: 
wegs einer Aenderung des indirekten Wahliyftens und der Einführung des 
direkten Wahlrecht? abgeneigt fei, jondern nur dem widerftrebe, daß das 
direkte gleiche Wahlrecht unter Vorausfegungen eingeführt werde, welche 
für den Fortgang eine gefunden Eonftitutionellen Lebens wejentliche Ge: 
fahren mit fich bringen. Bei diefjem Anlaß erjuche ich diejenigen Herren 
Amtsvorftände, in deren Bezirk ein amtliches Berfündigungsblatt feinen 
Sit hat, auch der Haltung dieſes Blattes in der Frage der Wahlrechts— 
reforn dauernd ihre Aufmerkſamkeit zu widmen. Selbftverftändlich ift nichts 
dagegen zu erinnern, wenn dieje Blätter die für die verjchiedenen Möglich: 
feiten der Wahlrechtereform jprechenden Gründe erörtern und zu dieſer 
Trage nach freier Meberzeugung Stellung nehmen. Nicht zu verkennen ift 
aber, daß in dem Publikum, welches vielfach da3 der Regierung in Bezug 
auf die Haltung diefer Blätter zuftehende Maß der Einwirkung überjchägt, 
irrige Anfichten über den Ernſt und die Feſtigkeit der Regierung bei Ein: 
haltung des gekennzeichneten Standpunftes erzeugt werden können, wenn 
ein amtliches DVerfündigungsblatt in auffälliger Weife es unterläßt, Die 
Gründe mitzuteilen, die für eine Verbindung des direkten gleichen Wahl: 
rechtes mit jenen zujäßlichen Beftimmungen jprechen, wenn der Abdrud der 
als offiziell gefennzeichneten Aeußerungen der „Karlsruher Zeitung“ über 
die Wahlrechtöreformfrage oder der von dem Präfidenten des Minifteriums 
darüber amtlich gehaltenen Rede mit frittelnden Bemerkungen begleitet oder 
ganz unterlaffen, wenn andauernd in den Blättern verjucht wird, auf die 
öffentliche Stimmung im Sinne der Einführung des unbejchränkten direkten 
Wahlrecht einzuwirken. Nach meinen Wahrnehmungen gibt e3 in allen 
Landesteilen einzelne amtliche Berfündigungsblätter, welche ſchon ſeit 
Yängerer Zeit durch eine derartige Haltung die Abfichten der großherzoglichen 
Regierung freuzen und die Öffentliche Meinung verwirren. Ich habe nicht 
im mindeften die Abjicht, die Unternehmer und Schriftleiter jolcher Blätter 
in der Bildung und Kundgebung ihrer freien Ueberzeugung zu hindern 
und bin gerne bereit, bdenjelben hiefür den weiteiten Spielraum zu lafjen. 
Dies kann am beften dadurch gejchehen, daß für Bezirke, in denen das amt: 
liche Berfündigungsblatt eine derartige Haltung einnimmt, das Verkün— 
digungsweſen in der Weije geregelt wird, daß die Veröffentlichung der amt: 
lihen Anzeigen dem Unternehmer eines Blatte3 übertragen wird, welches 
ſich Iediglich auf amtliche und fonftige Anzeigen bejchränft und keinerlei 
politijche Mitteilungen bringt. Eine jolche Regelung entjpricht einem mehr: 
fach von der Zweiten Kammer des Landtags geäußerten Wunſche. Wenn 
ich auch nicht ohne Bedenken darüber bin, ob ein ſolches Verkündigungs— 
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blatt überall Iebensfähig fein und den Wünjchen und Bebürfniffen des 
Publikums entjprechen würde, jo jcheint mir die Anregung der Zweiten 
Kammer doch jo beachtenswert, dab für einzelne Bezirke zunächſt einmal 
der Verſuch mit der Einführung dieſes Syſtems gemacht werben jollte. 
Zwedmäßig würde dies derart gejchehen, daß möglichſt für mehrere nahe 
gelegene Amtäbezirke, wenn auch nicht immer gerade für dad Gebiet eines 
Kreisverbandes, ein folches auf Anzeigen bejchränttes Amtsblatt beftimmt 
würde. Sch erfuche die Herren Amtsvorftände, dieje Frage in Erwägung 
zu ziehen, und zwar namentlich in denjenigen Bezirken, wo bie Haltung 
der jetzigen amtlichen VBerfündigungsblätter aus den obigen Gründen oder 
in jonjtigen Beziehungen zu Beanftandungen Anlaß gibt oder wo überhaupt 
aus fonftigen Rüdfichten ein Wert nicht darauf zu legen ift, daß die Eigen: 
Ichaft des Blattes als amtliches Verfündigungsblatt aufrecht erhalten werde. 
In nationalliberalen Kreifen wird der Erlak jcharf Fritifiert. 


Ende Dezember. Angriffe auf den Staatsjefretär Graf Po- 


ſadowsky. 


In vielen Zeitungen, namentlich der Linken, wird die Frage erörtert, 
ob Graf Poſadowsky demnächſt zurücktreten werde. Die Gerüchte knüpfen 
häufig an die 12000 Mark-Angelegenheit an. Nach der „Tägl. Rundſchau“ 
kann dieſe Angelegenheit kein Grund zum Rücktritt ſein, weil ſie durch die 
Erklärungen Bülows und Poſadowskys ſelbſt erledigt ſei; die Angriffe und 
Rücktrittsgerüchte gingen vielmehr vom Zentralverband Deutſcher Jnduftrieller 
aus, weil Poſadowsky fid) bemühe, eıne vom Zentralverband unabhängige 
Politik zu betreiben. Der Zentralverband befürchte, daß Poſadowsky bei 
Erneuerung der Handelsverträge der Landwirtjchaft auf Koſten der Fnduftrie 
Vorteile verjchaffen und hoffe, daß Graf Bülow ohne Poſadowsky den 
Induſtriellen mehr entgegenfommen werde. 

29. Dezember. (Preußen) Der Kultusminijter erläßt 
folgende Verfügung über medizinische Verſuche an Menſchen: 

I. Die Borfteher der Kliniken, Polikliniken und jonftigen Kranken: 
anftalten weije ich darauf hin, daß medizinische Eingriffe zu anderen ala 
diagnoftifchen, Heil: und Immuniſierungszwecken, auch wenn die jonftigen 
Vorausſetzungen für die rechtliche und fittliche Zuläffigfeit vorliegen, doc) 
unter allen Umftänden ausgejchlojjen find, wenn 1. es ſich um eine Perjon 
handelt, die noch minderjährig oder aus fonftigen Gründen nicht vollkommen 
geihäftsfähig iſt; 2. die betreffende Perjon nicht ihre Zuftimmung zu dem 
Eingriffe in unzweideutiger Weiſe erklärt hat; 3. dieſer Erflärung nicht 
eine jachgemäße Belehrung über die aus dem Eingriffe möglicher Weije 
a nachteiligen Folgen vorausgegangen ift. II. Zugleich be: 
ftimme ich, daß 1. Eingriffe diefer Art nur von dem Vorſteher jelbjt oder 
mit bejonderer Ermächtigung desjelben vorgenommen werden dürfen; 2. bei 
jedem derartigen Eingriffe die Erfüllung der VBorausjegungen zu I. Nr. 13 
und II. Nr. 1 jowie alle näheren Umftände des Falles auf dem Kranken— 
blatte zu vermerken find. III. Die beftehenden Beſtimmungen über medi— 
zinifche Eingriffe zu diagnoftifchen, Heil: und Jmmunifierungszweden werden 
durch dieſe Anmweifung nicht berührt. 


II. 
Die Oeſterreichiſch-Ungariſche Monarchie. 


1. Januar. (Böhmen.) Die tſchechiſchen Bezirksvertretungen 
in 57 Städten und über 100 Gemeinden ftellen die Arbeiten in 
ihrem Wirkungsfreife ein wegen der Aufhebung der Sprachenver- 
ordnungen. 


2. Januar. Wien.) Ungarijche Delegation. Debatte über 
Handel und Marine. 


Auf eine Bemerkung eines Delegierten, daß Defterreich-IIngarn einer 
ftärferen Marine nicht bedürfe, weil feine Induſtrie feine überfeeifchen Abjap- 
gebiete nötig habe, erwidert Min. de Ausw. Graf Goluchowsky: Er 
hoffe, daß der auswärtige Handel Defterreich: Ungarns mit der Zeit erſtarken 
und jodann eines wirkſamen Scußes bedürftig jein werde. Gegenwärtig 
jei nicht jo jehr vom auswärtigen Handel Oeſterreichs, ald vielmehr von 
ber Verteidigung feiner Hüfte, jomit jeiner vitalen Intereſſen die Rede, und 
nach diefer Richtung hin ſei die Entwidelung feiner Seemadt in jenem 
bejcheidenen Rahmen, wie derjelbe im Voranjchlag in Ausficht genommen 
fei, unabweislich notwendig. Marinefommandant dvd. Spaun erklärt, die 
Aufgabe der öfterreichiich:ungarischen Kriegsmarine fei nur, die Adria zu 
verteidigen. Die öfterreichifch-ungarifche Kriegsmarine wolle mit ben - 
anderen Mächten in feinen MWettfampf eintreten, doch jei jeit den fiebziger 
Jahren der Schiffäbeltand der Kriegsmarine etwas zurüdgeblieben. 

ie Marineforderungen werden von der ungarischen Delegation am 
2., von der dfterreichijchen am 8. Januar angenommen. 


12. Januar. (Wien.) Gfterreichifche Delegation. Debatte 
über Ausweifung öſterreichiſcher Unterthanen aus Deutjchland. 


Auf eine Bejchwerde, daß in jüngfter Zeit zahlreiche ſlaviſche Ar: 
beiter aus Deutjchland ausgewieſen worden ſeien, erwidert der Min. des 
Ausw. Graf Goluchowski: Von einer Maſſenausweiſung könne keine Rede 
fein. 1899 ſeien im ganzen 24 Ausweiſungen aus Deutſch-Schlefien vor: 
gekommen, die zumeiſt Saiſon-Arbeiter betrafen, d. h. Arbeiter, denen der 
Eintritt in das preußiſche Territorium nur bis zu einem beſtimmten Zeit: 
punkt bewilligt war. Die Ausweifungen betrafen zumeift ſolche Perjonen, 
welche das preußifche Territorium zu diefem bejtimmten Zeitpunkt nicht 
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verlafien wollten. Das fei eine Verfügung ber preußiichen Behörden, zu 
welcher diejelben abjolutes Recht haben. Der Prozentja der Ausweifungen 
jei im Vergleich zur Ginwanderung dÖfterreichiicher Arbeiter nach Preußen 
äußerft gering, da aus Weftgalizien allein im Jahre 1899 nicht weniger 
ala 2000-3000 Arbeiter nach Preußen einwanderten, was für Galizien 
wegen des dortigen Mangel3 an Arbeitskräften zu einer wahren Kalamität 
geworden jei. Im ganzen jeien 30 Reklamationen wegen Ausweifungen 
eingelaufen. Das Einjchreiten der öfterreichiichen Botjchaft, bezw. des Mi— 
nifteriums de3 Aeußern, habe zur Folge gehabt, dat 18 Auswerjungen teile 
aufgehoben, teils verjchoben wurden. Man könne jomit nicht davon reden, 
dat fi da3 Minifterium des Aeußern feiner Staatdangehörigen nicht an: 
nehme. Ebenjowenig fünne von einem Mangel an Entgegentommen ſeitens 
der beutichen Behörden gejprochen werden. Bezüglich der Anterpellation 
über Ausweijungen aus Thüringen verlieft der Minifter einen Bericht, aus 
dem hervorgeht, daß „nicht ein Schatten der Berechtigung für die Angaben 
der Sinterpellation vorliegt, da niemald ein Ausweiſungsbeſchluß aus den 
thüringifchen Staaten gefaßt ift“. 


13. Januar. (Wien.) Außerung des Kaiſers über die tſche— 
chiſche Sprache und die Armee. 


Beim Empfang der Delegationen tadelt der Kaiſer eine Rede des 
Abg. Stransky, die dieſer über die Zde-Frage zu gunften der widerſetz— 
lichen Zichechen (Jahrg. 1899, ©. 199) gehalten hat. Als diejer entjchul: 
digend bemerkt, e3 frage zur Beihwichtigung des tichechifchen Volkes bei, 
wenn Abgeordnete jeinen Bejchwerden Ausdrud geben, erwidert ber Kaiſer 
mit größter Lebhaftigfeit: „In der „Zde*-rage ftehe Jh Ihrem Stand: 
punkte unverföhnlich gegenüber und Ich bin imftande, dad Standrecht pro: 
Hlamieren zu laffen, wenn ſich das Volk in der Sache nicht fügt. In der 
Armeefrage fenne Ich feinen Spaß, und Ich jage Ihnen jchon heute, daß 
Ich feinen der Verurteilten ammeftieren tverde.“ Auf eine weitere Bemer— 
fung Stranskys erwidert der Kaiſer: „Das Volk ift aufgehegt und das hat 
bie Intelligenz gemacht." Stransky: Eure Majeftät wollen mir eine Be: 
merfung geftatten. Es ift wahr, daß die Intelligenz angefangen hat, aber 
fie ift es auch, welcher das Geſetz zugänglicher ift, und diejes jchreibt nicht 
vor, daß man ſich mit „Hier“ melden muß, fondern nur herborzutreten 
habe, um den Militärpaß abzugeben. Saifer: Herr Doktor, das ift ein 
Advofatenargument, aber Ich ſage Ihnen, daß dies eine Angelegenheit ber 
Dienftiprache ift und dieje ift in der Armee deutjch. — Stranäfy: E3 könnte 
ungünftige Folgen haben, wenn fein Ausweg aus dieſer Affaire gefunden 
und wenn man den Gefühlen des tichechiichen Volkes nicht entgegentommen 
würde. Kaifer: Auch Ich würde das bedauern, aber Ich muß Ihnen noch 
einmal jagen, daß Sie die Armee in Ruhe lafjen. 


Januar. Yebruar. (Böhmen und Mähren.) Gtreif der 
Kohlenarbeiter. (Vgl. Deutjches Reich.) 


Gegen 70000 Arbeiter treten anfang Januar in den Auaftand, 
weil die von ihnen verlangte Verkürzung der Arbeitszeit (Sftündige Schicht) 
und Erhöhung de3 Lohnes (um 20%) nicht bewilligt wird. Es entiteht 
deshalb an manden Stellen Kohlenmangel; ber Eijenbahnminifter jet die 
Tarife für ungarijche Kohle herab. Ein Vermittlungsverjuch der Regierung 
jcheitert an dem MWiderftreben der Arbeiter und Unternehmer. Im März 
hört der Streit allmählich infolge Ermüdung der Arbeiter auf. 


17. Januar. (Wien) Schluß der Delegationen. 
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18. Januar. (Cisleithanien.) Minifterwechjel. 


Der Kaifer genehmigt die erbetene Demijfion Wittef3 und ernennt 
Dr. v. Koerber zum Minifterpräfidenten und zum Minifter des Innern. 
dv. Welſersheimb wird zum Minifter der Landesverteidigung, Witte zum 
Eijenbahnminifter, Boehm:Bawerf zum Finanzminifter, Spens:Booden zum 
Zuftizminifter, Hartel zum KHultusminifter, Call zum Handelaminifter, Gio: 
vanelli zum Aderbauminifter, Pientaf zum polnischen Landsmannminiſter, 
Rezef zum tichechiichen Landsmannminiſter ernannt. Die ausjcheidenden 
Minifter treten auf ihre bisherigen Poften zurüd. (Vgl. 1899 ©. 204.) — 
Der Minifterpräfident ladet die tichechiichen und deutjchen Parteien zu Ver: 
ftändigungsfonferenzen ein. 


Ende Januar. (Ei3leithanien.) Die deutjchen Parteien 
über den Minifterwechjel und die Berjtändigungsfonferengen. 


Die Obmännerkonferenz der deutjchen Parteien der Linken billigt bie 
berjelben von der Regierung befanntgegebene Abficht, eine Verftändigungs: 
aktion mit den Deutjchen und Zjchechen in Böhmen und Mähren durch 
Berufung don außerparlamentarischen Stonferenzen von Bertrauendmännern 
beider Volksſtämme aus diejen Ländern einzuleiten, und gibt dabei der An- 
Ichauung Ausdrud, daß die Vertreter aller nationalen Parteien diefer beiden 
Kronländer dazu zu laden jein werden. Die Obmännerfonferenz geht jedoch 
bei der Beſchickung diejer Konferenzen jeitend der durch fie vertretenen 
deutichen Parteien von der Erwartung aus, daß der Reichsrat ſpäteſtens 
noch im Laufe des Februar einberufen werde. Die Obmännerfonferenz ber 
beutjchen Parteien der Linken legt auf die baldigfte Wiederaufnahme der 
verfaffungsmäßigen Thätigfeit um jo größeres Gewicht, ala die bedrohliche 
innere Lage des Reich von Tag zu Tag dringender die MWiederherftellung 
geordneter politiicher und nationaler Verhältniffe erheifcht. Die chriftlich: 
foziale Partei erklärt fi) mit der vom Minifterium eingeleiteten Aktion 
zur Beilegung de3 nationalen Streites einverftanden und erblicdt in den 
Derftändigungsfonferenzen ein geeignetes Mittel zur Vorbereitung der par: 
lamentarijchen Erledigung der Sprachenfrage und zur Wiederheritellung der 
Arbeitsthätigfeit des Parlaments. Die Partei fordert baldigfte Einberufung 
des Parlaments zur Beratung von wirtjchaftlichen Reformen. — Die Deutſch— 
Nationalen lehnen eine Beteiligung ab. 

4. Februar. (Prag.) Der Klub der Jungtſchechen bejchließt, 
der Einladung des Minijterpräfidenten zur Teilnahme an Ver— 
ftändigungsfonferenzen zwijchen Deutjchen und Tſchechen Yolge zu 
leiften. Nur die radikale Fraktion lehnt die Beteiligung ab. 

5. Februar. (Wien) Beginn der deutjch-tjchechifchen Ver— 
ftändigungsfonferenzen für Böhmen und Mähren. 

Minifterpräfident dv. Körber begrüßt die Verfammlung und dankt 
deren Mitgliedern dafür, daß fie der Einladung der Regierung gefolgt jeien. 
Er hob den Wunjch hervor, Frieden zu ftiften in dieſem alten ehrwürdigen 
Reiche, das ſchon allzulange durch den unſeligen nationalen Kampf zer: 
flüftet und defjen wirtjchaftliches Gedeihen ſchwer gejchädigt fei. Aus allen 
Lagern werde der jehnjüchtige Wunjch nad) Ruhe und Frieden vernommen. 
Die nationale Frage müfje mit männlicher Ruhe auf ihren fachlichen Kern 
zurüdgeführt werben. Die Schwierigkeiten feien nicht jo groß, daß fie nicht 
überwunden werden fönnten. Der Regierung ſchwebe als Biel vor, bie 
Machtfülle des Staats in den Dienft der Kultur und der Vollswirtichaft 
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zu ftellen. An der Verſammlung fei e8, die Vorausſetzungen für eine jolche 
Politik zu ſchaffen. Hierauf erklärt der Abg. Dr. Engel namens der Ber: 
treter ber böhmischen Volkspartei aus Böhmen und Mähren, dat man gerne 
bereit jein werde, an der Ginengung des nationalen Kampfes mitzuwirken, 
aber dab die Teilnahme an den Slonferenzen für die Haltung der böhmijchen 
Dolksparteien im Abgeordbnetenhaufe fein Präjudiz bilden werde. Abg. 
Funke: Die Deutjchen find geneigt, an der Herftellung geordneter Zuftände 
mitzuarbeiten; es wird zweckmäßig fein, fih auf den Konferenzen lediglich 
mit der Sprachenfrage in Böhmen und Mähren zu bejchäftigen. 


8. Februar. (Brünn) Das Militärgericht verurteilt mehrere 
Referviften, die fich mit „Zde“ gemeldet haben, zu Freiheitsſtrafen 
von 3 bi8 13 Monaten. (Bol. 13. Januar.) 


22. Februar. Wien.) Abgeordnetenhaus. Programm des 
Minifteriums. 


Minifterpräfident v. Körber erklärt als erfte Pflicht der Regierung 
bie Löfung der nationalen Frage. Es fei felbftverftändlich, daß die An: 
gelegenheiten in Böhmen und Mähren die Aufmerkfjamfeit in erfter Reihe 
auf fich lenken. Der Minifterpräfident gedenft der Berftändigungsfonferenz, 
wie weit dieſelbe zu einem pofitiven Ergebniffe gelangen werde, laſſe fich 
derzeit nicht jagen. Das bisher Erreichte beftehe in der Meberzeugung, daß 
der eingeichlagene Weg richtig fei und daß er, wenn eine Störung ber 
Beratungen durch äußere Ereigniffe ferngehalten werden könne, auc zu 
einem Ziele führen werde. Die Regierung werde nad Abſchluß der Kon: 
ferenz die betreffenden Vorlagen zu verfaffungsmäßiger Verhandlung ein: 
bringen. Friede müfje geichaffen werden. Bezüglich des Ausftandes in ben 
Kohlenrevieren Böhmens, Mährens und Schlefiend werde die Regierung 
unter gleihmäßiger Beobadhtung der Intereſſen der Produktion und ber 
Beitrebungen der Arbeiterichaft nach einer Verbeſſerung ber Arbeitsbedin: 
gungen auch die frage der Arbeitszeit gewiſſenhaft erörtern. Die Regierung 
habe bereit3 die umerläßlichen Vorarbeiten eingeleitet und werde nach Ab: 
ſchluß derjelben ihre Zuſage einlöfen. 


23. Februar. (MWien.) Abgeordnetenhaus. Bei der Be— 
ratung der Kohlenfrage fommt e3 zu ſtürmiſchen Scenen, die 
namentlich durch die jozialdemofratiichen Abgeordneten hervor— 
gerufen werden. 

24. Februar. (Miederöfterreich.) Der Landtag genehmigt 
nach ſtürmiſchen Siungen die Reform der Wiener Gemeindewahl- 
ordnung. Hierdurch wird die Herrſchaft der Chriftlich-Sozialen im 
Wiener Gemeinderat gefichert. 

Anfang März. (Ungarn) Dem Abg. Ugron, dem Führer 
der Unabhängigfeitspartei, werden unerlaubte Gejchäfte mit dem 
Militärfiskus vorgeworfen, er jelbjt klagt den früheren Minifter 
v. Banffy an, feinem Nachfolger den Wahlfonds der liberalen Partei 
nicht außgeliefert zu Haben. Die Angelegenheit erregt großes Auf: 
jehen und veranlaßt mehrere Duelle. 
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4. März. (Wien) Mehrere Taufend Arbeiter veranftalten 
Straßenfundgebungen gegen die neue Gemeindewahlordnung. 

7. März. (Wien.) Das Abgeordnetenhaus wählt den Abg. 
Brade (deutiche Linke) zum eriten Vizepräftdenten und lehnt einen 
Antrag, das Minifterium Witte in Anklagezuftand zu verjegen, 
mit 94 gegen 60 Stimmen ab. — Zum zweiten Bizepräfidenten 
wird am 9. der Ticheche Zacek gewählt. 

12. März. Wien.) Erklärung Körber über die Neutra- 
lität im ſüdafrikaniſchen Kriege. 

Auf eine Jnterpellation des Deutich-Rationalen Wolf über Lieferung 
von Kriegsmaterial an England, die die öffentliche Mein mißbillige, 
ertwidert Minifterpräfident v. Körber, dab die Neutralität fih wohl als 
Rechtöverhältnis für die Staaten, aber nicht für die einzelnen Angehörigen 
eines neutralen Staates darſtelle. Temnach müßte fih der neutrale Staat 
jeder Unterftügung oder Begünftigung einer kriegführenden Partei enthalten, 
dagegen hat er auf die Handelägeichäfte feiner Angehörigen feinen Einfluh 
zu nehmen. Mit den Prerdeanfäufen in Ungarn habe die Regierung michts 
zu thun. Die Prerdehändler benugten die günitige Ermwerbögelegenheit und 
hätten dasjelbe auch für einen anderen friegführenden Zeil gethan. Tie 
Regierung konnte ein Prerdeausfugrverbot nicht erlafien und damit einen 
ganzen Handelszweig lahm legen. Ein folches Berbot wurde von feinem 
neutralen Staat erlaffen, auch nicht während des griechtich-türkiſchen Kriege. 
Die Regierung ſei ängftlih darauf bedacht, fi von allen Eympathıege: 
fühlen für den einen oder anderen friegführenden Zeil fernzuhalten. Tie 
Regierung unternehme und unterlarte nichts, mas als eine Bernadhläffigung 
und Verlegung der Neutralitätsprlichten gedeutet werben fünne. 

. 2. März (Wien) Das Abgeordnetenhaus genehmigt das 
Refrutenfontingent gegen die Stimmen der Tichechen unb eines 
Teiles der deutichen Linken. — In den legten 3 Jahre Hatte bie 
Aushebung infolge der Chitruftion mittels des $ 14 vorgenommen 
werden müflen. 

22. März, (Miramar, Zie Erzherzogin Stephanie ver- 
mählt fi mit dem Grafen Longay. Die „Wiener Zeitung” bes 
richtet darüber: 

„Ihre faiferliche und füniglihe Hoheit, bie durchlauchtigſte Kron— 
prinzeifin Witwe Erzherzogin Stevhanie, hat fit am 22.5. WM. zu Mixa— 
mar mit dem k. u. f. Rämmerer Grafen @lemer Lonyay vermählt. Nachdem 
biefe Ehe eine micht ebenbürtige ıit, io gehührt, nah ben am Allerhöchften 
Hof beftehenden Grundiäigen, der munmehr:zen Frau Grafin Stephamte Cor 
nyay innerhalb der äfterreihiih-ungarıiten Vesnachıe meber der Zitel 
„Lönigliche Hoheit” noch der Rang ener Lrınzerin von Belgien, Herzogin 
zu Sahfjen-Eoburg Hievon zeiäd:5t auf Grund einer Mitterlung ST. . 
und f. apoſtoliſchen Majeſtät Ldersormerteramtes die Verlautbarung, 

März. (Bei, Tie der Kegierungsvartei nicht angehörtgen 
jächfiichen Abgeordneten fortizuizren fi zu einer befonderen Yral- 
tion, um bei den Wa5len in biz Ausizüffe berädtichtige ja mern. 


— 
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Anfang April. Böhmen.) Bildung der „Zichechijchen 
Volkspartei”. 


In dem Programm der neuen Partei, die unter Führung des Prof. 
Maſarhyk fteht, heißt es, daß dieſe eine Verftändigung mit den Deutjchen 
auf Grund völliger Gleichberechtigung beider Nationalitäten anftrebt, ſich 
für die Abgrenzung der nationalen Bezirke ausjpricht und hierin nicht eine 
Zerreißung Böhmens erblickt, jchlieklich die Einführung des obligatorischen 
Unterrichts der deutſchen Sprache an den tichechifchen Mittelfchulen verlangt. 


18. April. Wien.) Hortjchritte der Bewegung „Los von 


Rom“. 


Schönererd „Unverfäljchte Deutjche Worte“ veröffentlichen den Aus: 
weis der Uebertritte aus der römischen Kirche und ftellen feſt, dab zehn- 
taufend Webertritte mit März dieſes Jahres vollendet waren. Die größte 
Zahl hatte Böhmen 5519, Niederöfterreich 2134, Steiermark 1398. Bemerft 
wird dabei, daß nur perjönliche Anmeldungen bei Schönerer gezählt find, 
daß dieje aber weitaus nicht die Mehrzahl bilden. 


23.26. April. (Böhmen.) Beratung des Antrags Pacaf 
über die Staatsſprache in Böhmen. 


Im Landtage beantragt Abg. Pacak (Tſch.) die Durchführung des 

gleichen Rechts der tichechiichen Sprache bei den Gerichts: und Staatsbe— 
hörden in Böhmen. Pacaf hält den böhmischen Landtag in erxfter Linie 
für fompetent in diejer Frage. Die Deutjchen müſſen endlich ihre Superio— 
ritätögelüfte aufgeben. Für die Forderung der Abgrenzung des Landes in 
ein deutſches und ein tichechiiches Sprachgebiet wird fein Tſcheche jtimmen. 
Wenn die Gerichtsbeamten tſchechiſch können, ift die ganze Frage jofort 
elöft. Ein Ausweg wäre ein fünfzehnjähriges Proviforium, welches mög: 
ich ift, aber die Dolmetjcher nehmen wir nie an. Abg. Funke betrachtet 
den Antrag Pacak als inkonftitutionell. Nur der Reichstag jei fompetent. 
Ein Provijorium, wie ed Pacak im Sinn habe, jei unannehmbar. Die 
Deutſchen ließen fich durch Nichts einfchüchtern, fie würden gegen den An: 
trag aus formellen und fachlichen Gründen ftimmen. 

Am 26. April greift Abg. Herold (Tſch.) die deutſchen Abgeord— 
neten heftig an und erklärt, die Tichechen hätten die Verſtändigungskon— 
ferenz nur bejchiet, um der Regierung Gelegenheit zu geben, ihnen für die 
Aufhebung der Sprachenverordnungen Satisfaktion zu geben. Wenn ihnen 
eine jolche nicht bis zum 5. Mai gegeben werde, jo würden fie fich dieje 
jelbft nehmen in einer Weije, die weder den Deutjchen noch der Regierung 
genehm jein werde. (Lebhafter Beifall, auch auf den Galerien.) Der Oberft: 
landmarjchall droht mit der Räumung der Galerien. Abg. Wolf über: 
Ichreit den noch immer anhaltenden Beifall der Jungtjchechen mit dem Rufe: 
„Der Antrag Pacak ift eine Komödie! Das ift eine Komödiantenpolitik!* 
Der Oberftlandmarjchall erklärt, er fchreite zum Schluffe der Situng. Abg. 
Molf verlangt die Räumung der Galerien. Es entfteht ein ohrenbetäu: 
bender Lärm. Der Oberftlandmarfchall entgegnet, die Galerien hätten jeiner 
Mahnung Folge geleiftet; er habe jomit feinen Anlaß zu einem weiteren 
Einjchreiten. Abg. Wolf befteht unter heftigen Ausfällen gegen die Tſche— 
hen auf der Räumung der Galerien. Der Oberftlandmarihall jchließt 
hierauf unter anhaltendem Lärm die Sitzung. 


25. April. (Galizien) Landtagsbeſchluß über die aus— 
wandernden Arbeiter. 
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Der Landtag fordert die Regierung auf, über bie im Jahre 1900 
zu ben Feldarbeiten nach dem Auslande wandernde Landbevölterung Gali: 
ziens genauefte Angaben, insbejondere unter Berüdfichtigung von Alter, 
Geſchlecht, Beichäftigung und Befitverhältniffe der Auswandernden vorzu— 
legen, jowie die Arbeitövermittelungsbureaus einer ftrengen Kontrolle zu 
unteriverfen, damit die austwandernden yeldarbeiter vor Ausbeutung ge 
ſchützt werben. 

8. Mai. (Wien) Abgeordnetenhaus. Vorlegung der Spra= 
chengefege für Böhmen und Mähren. 

Die Regierung legt dem Haufe drei Geſetzentwürfe vor, betreffend 
die Sprachenverhältnifie bei den lanbesfürftlichen Behörden in Böhmen, 
und bie Errichtung von FKreisregierungen in Böhmen, ſowie betreffend die 
Spracdenverhältniffe bei den landesfürftlichen Behörden in Mähren. Der 
erste Gejegentwurf beruht auf dem Prinzip der Einſprachigkeit und unter: 
ſcheidet zwiſchen einſprachig-tſchechiſchen, einſprachig-deutſchen und gemischt: 
ſprachigen Gebieten. Späteſtens bis Ende 1901 iſt die ſprachliche Abgren— 
zung durchzuführen, wobei als gemiſcht-ſprachige Gerichtsbezirke diejenigen 
anzuſehen ſind, in denen die Minderheit 20 Prozent der Bezirksbevölkerung 
erreicht. Die Abgrenzungsreviſion erfolgt nach jeder zweiten Volkszählung. 
In gemiſcht-ſprachigen Bezirken iſt die Dienſtverkehrsſprache grundſätzlich 
die Sprache der Parteien, wobei die Geltung beider Landesſprachen voll— 
kommen paritätiſch durchgeführt wird. Für den inneren Dienſtverkehr und 
die Amtskorreſpondenz bedienen ſich die einſprachigen Behörden ihrer Amts— 
ſprache. Die gemijcht:fprachigen wenden in Parteifachen die Sprache bes 
Barteieinjchreiterd an, was analog von den Eintragungen in die öffent: 
lichen Bücher und Regifter gilt. In Sachen der bewaffneten Macht, in 
Angelegenheiten der Staat3polizei und bei der Qualififation von Staats— 
beamten verbleibt es bei den beftehenden Vorjchriften. Die Geltung der 
militärischen Dienftiprache, fotwie die VBorfchriften über den Verkehr mit den 
Behörden außerhalb Böhmens, insbeſondere mit den Zentralftellen, bleiben 
unberührt. Im Berkehr zweiſprachiger Behörden mit einfprachigen ift die 
Amtsſprache leßterer anzuwenden. Beim Prager Oberlandesgericht werden 
für jedes einjpradhige Gebiet bejondere Abteilungen errichtet. Bei den be: 
ftehenden Sprachvorjchriften verbleibt es für Kaſſen-⸗ Geldgebahrungsämter, 
Betrieb3: und Verkehrsſachen, Poft, Telegraphendienft, ärarifche, induftrielle 
Etablifjement3 und im inneren Verkehr aller genannten Behörden. Beamte 
einjpradhiger Gebiete müfjen die Amtssprache in Wort und Schrift voll: 
ftändig beherrjchen. Für die Anwendung einer anderen Landesſprache wird, 
two e3 ba3 Bedürfnis erheifcht, durch Beamte, die beider Landesſprachen in 
Wort und Schrift mächtig find, in einer ftrengen, auf das Bedürfnis be: 
ſchränkten Zahl vorgejorgt. Für die Prager Polizeidirektion und die Be- 
hörden Prags erfter Inſtanz gelten die Verfügungen für gemijcht:[prachige 
Gebiete. Das Gejeg tritt drei Monate nach der Kundgebung in Kraft. 
früher erlaffene Vorjchriften werden aufgehoben. Dem Gejegentwurf ift 
umfangreiche® Grläuterungsmaterial beigelegt, twonad; von 233 Gerichts: 
bezirfen 94 einſprachig-deutſch, 133 einſprachig-tſchechiſch und 6 gemijcht: 
fpradig find. Neu zu errichten find 8 einjpracdhig:tichechiiche, 6 einſprachig— 
beutjche Gerichtäbezirke, von 103 Bezirfshauptmannjchaften wären 41 ein: 
ſprachig-deutſch, 58 einſprachig-tſchechiſch, 4 gemifcht:fpradhig; neu zu er: 
richten: 5 einſprachig-tſchechiſche, 4 einſprachig-deutſche. Der Gejekentiwurf, 
betreffend die Kreiäregierungen von Böhmen, verfügt die Errichtung bon 
3 einſprachig-deutſchen, 5 einſprachig-tſchechiſchen und 2 gemijchtiprachigen 
Kreifen (Budweis, Piljen), deren Kompetenz dasjenige umfaßt, was bisher 


er 
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an Angelegenheiten erfter und zweiter Inftanz zum Wirkungsfreije der Statt: 
halterei gehörte, ausgenommen 28 Punkte, in denen die Statthalterei ala 
Berufungsbehörde und letzte Inftanz fungiert. Auf Prag und Angelegen: 
heiten der Prager Polizeidirektion findet das Gejet feine Anwendung. Auch 
hier ift ein reiches Grläuterungsmaterial beigefügt, darunter die Einteilung 
der 14 Sreife, 5 einſprachig-deutſche, 7 einſprachig-tſchechiſche und 2 ge: 
mijcht:fpradhige. Das Gejeß, betreffend Mähren, verfügt bei völliger Gleich: 
ftellung beider Landesſprachen, dab die Sprache des jchriftlichen und mind: 
lichen Verkehrs mit den Parteien grundjäßlich fich nad) der Partei zu richten 
bat. Auch für die Eintragungen in öffentliche Bücher und Regifter, die 
Amtskorreſpondenz im Verkehr mit außermährifchen Behörden verbleibt e3 
bei den bejtehenden Vorſchriften, ebenjo für militärifche Angelegenheiten. 
Der Kaſſen-, Poſt- und Zelegraphendienft ift wie im Gejeg für Böhmen 
geregelt. Jeder Beamte joll die Sprachenkenntniſſe befigen, die der Dienft 
bei jeiner Behörde erfordert. Der Gejegentwurf nimmt jprachliche Abgren— 
zungen der einzelnen Zandesteile in Ausficht. 

Abg. Pacak (Tich.) kündigt Objtruftion gegen die Vorlagen an, 
weil fie die Tichechen nicht beruhigen könnten. Gr beantragt mehrere nas 
mentliche Abftimmungen, während deren e3 zu jolchen Lärmjcenen fommt, 
daß die Gallerien geräumt werden und die Sitzung gejchlojfen wird. — In 
jpäteren Sitzungen jegen die Tſchechen die Objtruftion fort. 


Mai. (Eisleithanien.) Die Parteien über die Sprachen- 
gefege und die Obftruftion. 


Die Tihehen bekämpfen die Vorlagen, weil in dem Entwurfe für 
Mähren eine fonzife Beftimmung bezüglich der inneren Amtsſprache fehle; 
außerdem jeien auch jene Konzejfionen, welche feinerzeit unter Gautjch ge: 
geben wurden, reduziert worden, indem der adminiftrativen Praxis ein zu 
weiter Spielraum überlafjen bleibe. — Die Deutjchen ftehen den Entwürfen 
fühl gegenüber, weil fie dem deutjchen Programm (Jahrg. 1899 ©. 193) 
zum Zeil widerjpreden. — Die Polen und die fath. Volkspartei jprechen 
fi gegen die Obftruftion aus. 


12. Mai. (Beit.) Zujammentritt der Delegationen. Budget. 


Zum Präfidenten der dÖfterreichiichen Delegation wird Abg. dv. Ja— 
woräfi, der ungarifchen Abg. v. Szilagyi gewählt. Das gemeinfame Budget 
für 1901 weift folgende Hauptziffern auf: Minifterium des Aeußern: ordent— 
liche Ausgaben 10,530,784 Kr., außerordentliche 208,295 Kr., Kriegsmini— 
fterium: a) Heer: ordentliche Ausgaben 278,649,953 Kr., außerordentliche 
25,168,528 Kr., b) Marine: ordentliche Ausgaben 28,741,660 Kr., außer: 
ordentliche 14,969,160 Kr.; Finanzminifterium: ordentliche Ausgaben 
4,260,609 Kr., außerordentlihe 11,400 Kr. Die Zolleinnahmen der im 
Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder belaufen fi auf 111,737,600 Kr., 
bei den Ländern der ungarischen Krone auf 17,876,000 Kr., für Bosnien 
und Herzegowina auf 554,220 Kr., in Summa 130,067,820 Hr. Nach 
Abzug der Regiefoften beider Reichshälften und der Verwaltungskoften für. 
Bosnien ergibt fih ein Reinüberfchuß der Zollgefälle von 125,039,249 Kr. 
Das Gejamt:-Nettoerfordernis des Kriegsminiſteriums erhöht fich gegen das 
Vorjahr um 15,368,996 Kr. Das ordentliche Erfordernis der Marine weift 
eine Erhöhung von 2,965,610 Kr. auf, das außerordentliche eine ſolche von 
1,058,710 Sr. Aus dem außerordentlichen Erfordernis des Kriegsminiſte— 
riums find hervorzuheben für Verſuche zur Schaffung eines neuen Feld— 
geſchützſyſtems 1,500,000 Kr., aus dem Budget des Aeußern die Schaffung 
eines effeftiven Generalfonjulat3 in Berlin. Zufolge der Schlußrechnung 
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"ir 1898 vermindert fich die Leiftungsfchuldigkeit beider Reichsteile gegen: 
über dem Präliminare um 11,751,067 fl. Das Ergebnis der BZollgefälle: 
überfchüffe ift gegen den VBoranjchlag um 17,548,879 fl. günftiger. Zufolge 
ber Gebahrungsrechnung für 1899 ergibt fi im Ordinarium eine Kredit: 
überjchreitung von 1,562,538 fl., im Exrtraordinarium ein Kreditreft von 
11,633,740 fl., jomit im ganzen ein Kreditreft von 10,071,202 fl. 


13. Mai. (Bosnien) Eine Deputation mohamedanifcher 
Bosnier fucht in Bet eine Audienz beim Kaifer nach, um Be— 
ſchwerden über den Reichaminijter dv. Kallay anzubringen. Sie wird 
nicht empfangen. 

Mitte Mai. Die Quotendeputation einigt fich, dag am 
22. November 1899 fejtgejeßte Verhältnis von 65,6 zu 34,4 bei- 
zubehalten. (Val. Jahrg. 1899.) 

17. Mai. (Wien) Die Regierung legt dem Reichsrat ein 
Gejeß über die Arbeitsdauer der Bergarbeiter vor. 


Hiernach darf die Schichtdauer neun Stunden täglich nicht über: 
fteigen. Der Beginn der Schicht wird nach der Zeit der Einfahrt, ihre 
Beendigung nach der vollendeten Ausfahrt berechnet. Ausnahmsweiſe fann 
auch eine längere, zehn Stunden umfafjende Schicehtbauer geftattet werben, 
wenn betriebstechnifche Verhältniffe dies ala notwendig erjcheinen Lafjen. 


25. Mai. (Peſt.) Ofterreichifche Delegation. Debatte über 


die außwärtige Lage. Dreibund. 


Del. Kaftan (Tſch.) polemifiert gegen die Reife des Kaiſers nad) 
Berlin, die das Anſehen Oeſterreichs ſchwächen müffe, weil Berlin dbadurd) 
ber Mittelpunft der europäischen ‘Politik geworden jei. Die Tichechen wollten 
die beften Beziehungen zu Deutjchland, aber nicht, daß Defterreidh: Ungarn 
ein Bafallenftaat Deutichlands werde. Bor Angriffen Rußlands, welches 
Defterreih: Ungarn ftet3 Beweije eines loyalen, korrekten Vorgehens gegeben 
habe, habe ſich Defterreich- Ungarn nicht zu fürchten. Der Dreibund habe 
Defterreih: Ungarn und Italien wirtjchaftliche Nachteile gebracht. Das 
deutſche Zolltarifprojeft weife auf eine beabfichtigte enorme Erhöhung der 
Zölle hin. — Die Abgeordneten der übrigen Parteien jprechen ihre Sym: 
pathien für den Dreibund aus. — Am 28. Mai erklärt Minifter des Aus: 
wärtigen Graf Goluchowski, der Dreibund jei wie vor 20 Jahren ein 
Friedensbund par excellence. Die VBerftändigung mit Rußland bezüglich 
de3 Balkans jei jehr erfreulich, ändere aber nicht? am Weſen bed Drei: 
bundes. Sie jei nur eine Friedensgarantie mehr, fonjt nichts. Der Drei: 
bund ſei feinesfall3 ein veparaturbedürftiges Klavier. Auch eine Bekräfti- 
gung des Dreibundes ſei überflüjftg und es jei nur nötig, den neuerlichen 
Ausftreuungen gegenüber fejtzuftellen, da& an dem Dreibunde fi) gar nichts 
geändert hat. Die Berliner Kaiferbegegnung diente dem einen zur Berubhi: 
gung, dem anderen zur Belehrung. Auch Italien ſei ein volliwertiger Faktor 
de3 Dreibunds und ftehe in hohem Anjehen in Berlin und Wien, wo man 
überzeugt ift, daß gegebenenfall3 Italien feinen Verpflichtungen nachkommt. 
(Beifall.) Redner widerlegt die Aeußerung, dab der Dreibund Stalien 
wirtichaftlich ſchwäche. Stalien müßte, wenn es dem Dreibunde nicht an: 
gehörte, einer anderen Kombination beitreten, tvelche die gleichen Opfer für 
die Sicherheit im eigenen Lande erheijchen würde. Jene Aeußerung ei 
nichts ala eitles Geſchwätz. 
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blatt überall Iebensfähig fein und den MWünjchen und Bebürfniffen des 
zen entjprechen würde, jo jcheint mir die Anregung ber Zweiten 

ammer doch jo beachtenswert, dab für einzelne Bezirfe zunädft einmal 
der Verſuch mit der Einführung dieſes Syftemd gemacht werden jollte. 
Zwedmäßig würde dies derart gejchehen, daß möglichft für mehrere nahe 
gelegene Amt3bezirke, wenn auch nicht immer gerade für das Gebiet eines 
Kreisverbandes, ein ſolches auf Anzeigen bejchränttes Amtsblatt beftimmt 
würde. Sch erfuche die Herren Amtsvorftände, diejfe Frage in Erwägung 
zu ziehen, und zwar namentlich in denjenigen Bezirken, wo die Haltung 
der jeßigen amtlichen Berfündigungsblätter aus den obigen Gründen oder 
in jonftigen Beziehungen zu Beanftandungen Anlaß gibt oder wo überhaupt 
aus fonftigen Rüdfichten ein Wert nicht darauf zu legen ift, daß die Eigen: 
ſchaft des Blattes als amtlicdyes Verfündigungsblatt aufrecht erhalten werde. 

In nationalliberalen Kreifen wird der Erlaß ſcharf Fritifiert. 


Ende Dezember. Angriffe auf den Staatsjefretär Graf Po— 


ſadowsky. 


In vielen Zeitungen, namentlich der Linken, wird die Frage erörtert, 
ob Graf Poſadowsky demnächſt zurücktreten werde. Die Gerüchte knüpfen 
häufig an die 12000 Mark-Angelegenheit an. Nach der „Tägl. Rundſchau“ 
kann dieſe Angelegenheit kein Grund zum Rücktritt ſein, weil ſie durch die 
Erklärungen Bülows und Poſadowskys ſelbſt erledigt ſei; die Angriffe und 
Rücktrittsgerüchte gingen vielmehr vom Zentralverband Deutſcher Induſtrieller 
aus, weil Poſadowsky ſich bemühe, eine vom Zentralverband unabhängige 
Politik zu betreiben. Der Zentralverband befürchte, daß Poſadowsky bei 
Erneuerung der Handelsverträge der Landwirtjchaft auf Koſten der Fnduftrie 
Vorteile verihaffen und hoffe, daß Graf Bülow ohne Poſadowsky den 
Snduftriellen mehr entgegenfommen werde. 

29. Dezember. (Preußen) Der Kultusminifter erläßt 
folgende Verfügung über medizinische Verfuche an Menfchen: 

I. Die Vorſteher der Kliniken, Polikliniten und fonftigen Kranken— 
anftalten weife ich darauf hin, daß medizinische Eingriffe zu anderen ala 
diagnoftiichen, Heil: und Immuniſierungszwecken, auch wenn die fonftigen 
Dorausjegungen für die rechtliche und fittliche Zuläffigfeit vorliegen, doch 
unter allen Umftänden ausgeichlojjen find, wenn 1. es fih um eine Perjon 
handelt, die noch minderjährig oder aus jonftigen Gründen nicht vollkommen 
geihäftsfähig ift; 2. die betreffende Perjon nicht ihre Zuftimmung zu dem 
Eingriffe in unzmweideutiger Weife erklärt hat; 3. diefer Erklärung nicht 
eine jachgemäße Belehrung über die aus dem Eingriffe möglicher Weije 
hervorgehenden nachteiligen Folgen vorausgegangen ift. II. Zugleich be: 
ftimme ich, daß 1. Eingriffe diejer Art nur von dem Vorſteher ſelbſt oder 
mit befonderer Ermächtigung desjelben vorgenommen werden dürfen; 2. bei 
jedem derartigen Eingriffe die Erfüllung der Vorausſetzungen zu I. Nr. 1—3 
und II. Nr. 1 jowie alle näheren Umftände des Falles auf dem Kranken— 
blatte zu vermerken find. II. Die beftehenden Beftimmungen über mebdi: 
zinische Eingriffe zu diagnoftifchen, Heil: und Jmmunifierungszweden werben 
durch dieſe Anweiſung nicht berührt. 


II. 
Die Dejterreihiih-Ungariihe Monardie. 


1. Januar. (Böhmen.) Die tſchechiſchen Bezirkövertretungen 
in 57 Städten und über 100 Gemeinden ftellen die Arbeiten in 
ihrem Wirkungsfreife ein wegen der Aufhebung der Sprachenver- 
prdnungen. 


2. Januar. (Wien) Ungarijche Delegation. Debatte über 
Handel und Marine. 


Auf eine Bemerkung eined Delegierten, daß Oeſterreich-Ungarn einer 
ftärferen Marine nicht bedürfe, weil jeine Induſtrie feine überſeeiſchen Abjaß: 
gebiete nötig habe, erwidert Min. des Ausw. Graf Goluchowsky: Er 
hoffe, daß der auswärtige Handel Defterreich: Ungarns mit der Zeit erftarfen 
und jodann eines wirkſamen Schußes bedürftig jein werde. Gegenwärtig 
fei nicht jo jehr vom auswärtigen Kandel Defterreichd, ald vielmehr von 
ber Berteidigung jeiner Küſte, jomit feiner vitalen Intereſſen die Rede, und 
nad) diefer Richtung hin jei die Entwidelung feiner Seemadt in jenem 
bejcheidenen Rahmen, wie derjelbe im Voranſchlag in Ausfiht genommen 
fei, unabweislich notwendig. Marinefommandant v. Spaun erflärt, bie 
Aufgabe der öſterreichiſch-ungariſchen Kriegsmarine fei nur, die Adria zu 
verteidigen. Die öſterreichiſch ungariſche Kriegsmarine wolle mit ben - 
anderen Mächten in feinen Wetttampf eintreten, doch jei jeit den fiebziger 
Fahren der Schiffäbeftand der Kriegsmarine etwas zurüdgeblieben. 

Die Marineforderungen werden von der ungarischen Delegation am 
2., von der Öfterreichijchen am 8. Januar angenommen. 


12. Januar. (Wien) Gfterreichifche Delegation. Debatte 
über Ausweiſung djterreichiicher Unterthanen aus Deutjchland. 

Auf eine Beſchwerde, da im jüngfter Zeit zahlreiche ſlaviſche Ar: 
beiter aus Deutjchland ausgewiejen worden jeien, erwidert der Min. des 
Ausw. Graf Goluchowski: Bon einer Maſſenausweiſung könne feine Rede 
fein. 1899 feien im ganzen 24 Ausweijungen aus Deutich-Schlefien vor: 
gekommen, die zumeift Saifon-Arbeiter betrafen, d. h. Arbeiter, denen der 
Eintritt in das preußifche Territorium nur bis zu einem beftimmten Zeit: 
puntt bewilligt war. Die Ausmweifungen betrafen zumeist ſolche Perjonen, 
welche das preußijche Territorium zu dieſem beftimmten Zeitpunkt nicht 
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verlaffen wollten. Das jei eine Verfügung ber preußiichen Behörden, zu 
welcher diejelben abjolutes Recht haben. Der Prozentjat der Ausweifungen 
jei im Bergleih zur Einwanderung öſterreichiſcher Arbeiter nad) Preuhen 
äußerst gering, da aus MWeftgalizien allein im Jahre 1899 nicht weniger 
ala 2000-3000 Arbeiter nach Preußen eintwanderten, wa3 für Galizien 
wegen bed dortigen Mangel3 an Arbeitskräften zu einer wahren Kalamität 
geworben jei. Im ganzen jeien 30 Reklamationen wegen Ausweijungen 
eingelaufen. Das Einjchreiten der öfterreichiichen Botjchaft, beziv. des Mi: 
nifteriums des Aeußern, habe zur Folge gehabt, daß 18 Ausweiſungen teile 
aufgehoben, teild verjchoben wurden. Man könne jomit nicht davon reden, 
daß fi) das Minifterium des Aeußern feiner Staatdangehörigen nicht an: 
nehme. Ebenjowenig fönne von einem Mangel an Entgegentommen jeitens 
ber deutſchen Behörden gejprochen werden. Bezüglich der Jnterpellation 
über Ausweiſungen aus Thüringen verlieft der Minifter einen Bericht, aus 
dem hervorgeht, daß „nicht ein Schatten der Berechtigung für die Angaben 
der Sinterpellation vorliegt, da niemals ein Ausweifungsbefhluß aus den 
thüringifchen Staaten gefaßt iſt“. 


13. Januar. (Wien.) Außerung des Kaiſers über die tſche— 
chiſche Sprache und die Armee. 


Beim Empfang der Delegationen tadelt der Kaiſer eine Rede des 
Abg. Stransty, die diejer über die Zde-Frage zu gunften der wiberjeß: 
lichen Tichechen (Jahrg. 1899, ©. 199) gehalten hat. Als dieſer entjchul: 
digend bemerkt, es trage zur Beichwichtigung des tichechifchen Volkes bei, 
wenn Abgeordnete feinen Beſchwerden Ausdrud geben, erwidert der Kaiſer 
mit größter Lebhaftigkeit: „In der „Zde*-Frage ftehe Jh Ihrem Stand» 
punkte unverjöhnlich gegenüber und ch bin imftande, das Standrecht pro: 
Hlamieren zu lafjen, wenn ſich das Volk in der Sache nicht fügt. In der 
Armeefrage kenne Ich feinen Spaß, und Ich ſage Ihnen jchon heute, daß 
‘ch keinen der Verurteilten amneftieren werde.“ Auf eine weitere Bemer— 
fung Stranskys erwidert der Kaifer: „Das Volk ift aufgeheßt und das hat 
die Intelligenz gemacht.“ Stransky: Eure Majeftät wollen mir eine Be: 
merfung geftatten. Es ift wahr, daß die Sntelligenz angefangen hat, aber 
fie ift e8 auch, welcher das Geſetz zugänglicher ift, und dieſes jchreibt nicht 
vor, daß man ſich mit „Hier“ melden muß, fondern nur hervorzutreten 
babe, um den Militärpaß abzugeben. Kaiſer: Herr Doktor, das ift ein 
Advofatenargument, aber ch ſage Ihnen, daß dies eine Angelegenheit der 
Dienftiprache ift und dieje ift in der Armee deutich. — Stransky: Es könnte 
ungünftige Folgen haben, wenn fein Ausweg aus dieſer Affaire gefunden 
und wenn man den Gefühlen des tichechifchen Volkes nicht entgegentommen 
würde. Kaiſer: Auch Jch würde dag bedauern, aber Jch muß Ihnen noch 
einmal jagen, daß Sie die Armee in Ruhe lafjen. 


Januar. Februar. (Böhmen und Mähren.) Streik der 
Kohlenarbeiter. (Bgl. Deutjches Reich.) 


Gegen 70000 Arbeiter treten anfang Januar in den Auaftand, 
weil die von ihnen verlangte Verkürzung der Arbeitszeit (dftündige Schicht) 
und Erhöhung des Lohne: (um 20%) nicht bewilligt wird. Es entfteht 
deshalb an manchen Stellen Kohlenmangel; der Eifenbahnminifter jeßt die 
Tarife für ungarifche Kohle herab. Ein Vermittlungsverſuch der Regierung 
icheitert an dem Widerftreben der Arbeiter und Unternehmer. Im März 
hört der Streik allmählid; infolge Ermüdung der Arbeiter auf. 


17. Januar. (Wien) Schluß der Delegationen. 
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18. Januar. (Eizleithanien.) Minijterwechjel. 


Der Kaijer genehmigt die erbetene Demijfion Wittef3 und ernennt 
Dr. dv. Koerber zum Minifterpräfidenten und zum Minifter des Innern. 
dv. Welſersheimb wird zum Minifter der Landesverteidigung, Wittef zum 
Eijenbahnminifter, Boehm:Bawerf zum Finanzminifter, Spend:Booden zum 
Juftizminifter, Hartel zum KHultusminifter, Call zum Handeläminifter, Gio: 
danelli zum Aderbauminifter, Pientaf zum polnifchen Landsmannminiſter, 
Rezek zum tichechiichen Landsmannminifter ernannt. Die ausjcheidenden 
Minifter treten auf ihre bisherigen Poften zurüd. (Val. 1899 ©. 204.) — 
Der Minifterpräfident ladet die tichechiichen und deutſchen Barteien zu Ver: 
ftändigungsfonferenzen ein. 


Ende Januar. (Eißleithanien.) Die deutjchen Parteien 
über den Minijterwechjel und die Verſtändigungskonferenzen. 


Die Obmännerkonferenz der deutſchen Parteien der Linken billigt die 
berjelben von der Regierung befanntgegebene Abficht, eine Verſtändigungs— 
aktion mit den Deutjchen und Zichechen in Böhmen und Mähren durch 
Berufung bon außerparlamentarifchen Konferenzen von VBertrauensmännern 
beider Volksſtämme aus diejen Ländern einzuleiten, und gibt dabei der An: 
ſchauung Ausdrud, daß die Vertreter aller nationalen Parteien dieſer beiden 
Kronländer dazu zu laden jein werden. Die Obmännerfonferenz geht jedod) 
bei der Beſchickung diejer Konferenzen ſeitens der durch fie vertretenen 
deutichen Parteien von der Erwartung aus, daß der Reichörat ſpäteſtens 
noch im Laufe des Februar einberufen werde. Die Obmännerfonferenz der 
beutjchen Parteien der Linken legt auf die baldigfte Wiederaufnahme der 
verfaſſungsmäßigen Thätigkeit um jo größeres Gewicht, ald bie bedrohliche 
innere Lage bes Reichs von Tag zu Tag dringender die MWiederherftellung 
geordneter politijcher und nationaler VBerhältnifje erheiſcht. Die chriftlich: 
foziale Partei erklärt fi mit der vom Minifterium eingeleiteten Aktion 
zur Beilegung des nationalen Streites einverftanden und erblicdt in den 
Verftändigungsfonferenzen ein geeignetes Mittel zur Vorbereitung der par: 
lamentarijchen Erledigung der Spradhenfrage und zur MWiederheritellung der 
Arbeitsthätigfeit des Parlaments. Die Partei fordert baldigfte Einberufung 
des Parlaments zur Beratung von wirtjchaftlichen Reformen. — Die Deutſch— 
Nationalen lehnen eine Beteiligung ab. 


4. Februar. (Prag.) Der Klub der Jungtichechen bejchließt, 
der Einladung de Minijterpräfidenten zur Teilnahme an Ver— 
ftändigungsfonferenzen zwijchen Deutjchen und Tſchechen Folge zu 
leiften. Nur die radikale Fraktion lehnt die Beteiligung ab. 

5. Februar. (MWien.) Beginn der deutjchstichechifchen Ver: 
ftändigungsfonferenzen für Böhmen und Mähren. 

Minifterpräfident dv. Körber begrüßt die Berfammlung und dankt 
beren Mitgliedern dafür, daß fie der Einladung der Regierung gefolgt jeien. 
Er hob den Wunsch hervor, Frieden zu ftiften in diefem alten ehrwürdigen 
Reiche, das ſchon allzulange durch den unfeligen nationalen Kampf zer: 
flüftet und deſſen wirtichaftliches Gedeihen jchwer gejchädigt jei. Aus allen 
Lagern werde der jehnfüchtige Wunſch nach Ruhe und Frieden vernommen. 
Die nationale Frage müfje mit männlicher Ruhe auf ihren fachlichen Kern 
zurüdgeführt werden. Die Schwierigkeiten jeien nicht jo groß, daß fie nicht 
überwunden werden fönnten. Der Regierung ſchwebe ala Ziel vor, die 
Machtfülle des Staats in den Dienft der Kultur und der Volkswirtſchaft 
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zu ftellen. An ber Berfammlung jei e8, die Vorausſetzungen für eine jolche 
Politik zu jchaffen. Hierauf erflärt der Abg. Dr. Engel namens der Ber: 
treter der böhmischen Volkspartei aus Böhmen und Mähren, da man gerne 
bereit jein werde, an der Einengung de3 nationalen Kampfes mitzuwirken, 
aber daß die Teilnahme an den Konferenzen für die Haltung der böhmischen 
Dolkaparteien im Abgeordnetenhaufe fein Präjudiz bilden werde. g. 
Funke: Die Deutſchen ſind geneigt, an der Herſtellung geordneter Zuſtände 
mitzuarbeiten; es wird zweckmäßig ſein, ſich auf den Konferenzen lediglich 
mit der Sprachenfrage in Böhmen und Mähren zu beſchäftigen. 


8. Februar. (Brünn.) Das Militärgericht verurteilt mehrere 
Rejervijten, die fich mit „Zde“ gemeldet haben, zu Freiheitsſtrafen 
von 3 bis 13 Monaten. (Vgl. 13. Januar.) 


22. Februar. (Wien) Abgeordnetenhaus. Programm des 
Minifteriums. 

Minifterpräfident v. Körber erklärt als erfte Pflicht der Regierung 
bie Löjung der nationalen Frage. Es jei jelbitverftändlich, da die An 
gelegenheiten in Böhmen und Mähren die Aufmerkjamfeit in erfter Reihe 
auf fich lenken. Der Minifterpräfident gedenkt der Berftändigungsfonferenz, 
wie weit diejelbe zu einem pofitiven Ergebnifje gelangen werde, laſſe fich 
derzeit nicht jagen. Das bisher Erreichte beftehe in der Meberzeugung, daß 
ber eingeichlagene Weg richtig ſei und daß er, wenn eine Störung ber 
Beratungen durch äußere Greigniffe ferngehalten werben fönne, auch zu 
einem Ziele führen werde. Die Regierung werde nah Abſchluß der Kon: 
ferenz die betreffenden Vorlagen zu verfaffungsmäßiger Verhandlung ein: 
bringen. Friede müſſe geichaffen werden. Bezüglich des Ausftandes in den 
Kohlenrevieren Böhmens, Mähren: und Schlefiend werde die Regierung 
unter gleihmäßiger Beobadhtung der Intereſſen der Produktion und der 
Beitrebungen der Arbeiterichaft nach einer Verbejjerung der Arbeitsbedin- 
gungen auch die Frage der Arbeitszeit gewiflenhaft erörtern. Die Regierung 
habe bereit3 die unerläßlichen Vorarbeiten eingeleitet und werde nach Ab: 
ſchluß derjelben ihre Zujage einlöjen. 


23. Februar. Wien.) Abgeordnetenhaus. Bei der Bes 
ratung der Kohlenfrage fommt es zu jtürmifchen Scenen, die 
namentlich durch die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten hervor— 
gerufen werden. 


24. Februar. (Niederdfterreich.) Der Landtag genehmigt 
nach ſtürmiſchen Sitzungen die Reform der Wiener Gemeindewahl- 
ordnung. Hierdurch wird die Herrichaft der Ehrijtlich-Sozialen im 
Miener Gemeinderat gefichert. 

Anfang März. (Ungarn) Dem Abg. Ugron, dem Führer 
der Unabhängigfeitspartei, werden unerlaubte Gejchäfte mit dem 
Militärfiskus vorgeworfen, er jelbjt klagt den früheren Minijter 
v. Banffy an, feinem Nachfolger den Wahlfonds der liberalen Partei 
nicht außgeliefert zu haben. Die Angelegenheit erregt großes Auf: 
jehen und veranlaßt mehrere Duelle. 
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4. März. (Wien) Mehrere Taufend Arbeiter veranftalten 
Straßenfundgebungen gegen die neue Gemeindewahlordnung. 

7. März. Wien.) Das Abgeordnetenhaus wählt den Abg. 
Prade (deutjche Linke) zum erjten Vizepräfidenten und lehnt einen 
Antrag, dag Minifterium Wittef in Anklagezujtand zu verjeßen, 
mit 94 gegen 60 Stimmen ab. — Zum zweiten Vizepräfidenten 
wird am 9. der Ticheche Zacek gemählt. 

12. März. (Wien) Erklärung Körber über die Neutra= 
lität im ſüdafrikaniſchen Kriege. 

Auf eine Interpellation des Deutjch: Nationalen Wolf über Lieferung 
von FKriegsmaterial an England, die die Öffentliche Meinung mißbillige, 
erwibert Minifterpräfident v. Körber, dab die Neutralität ſich wohl ala 
Rechtsverhältnis für die Staaten, aber nicht für die einzelnen Angehörigen 
eines neutralen Staates darftelle. Demnach müßte fich der neutrale Staat 
jeder Unterftügung oder Begünftigung einer friegführenden Partei enthalten, 
dagegen hat er auf die Handelögeichäfte jeiner Angehörigen feinen Einfluß 
zu nehmen. Mit den Pferdeankäufen in Ungarn habe die Regierung nichts 
zu thun. Die Pferdehändler benußten die günftige Erwerbögelegenheit und 
hätten dasjelbe auch für einen anderen friegführenden Zeil gethan. Die 
Regierung konnte ein Pferdeausfuhrverbot nicht erlaffen und damit einen 
ganzen Handelszweig lahm legen. Ein folches Verbot wurde von feinem 
neutralen Staat erlaffen, auch nicht während de3 griechijch-türfifchen Kriegs. 
Die Regierung ſei ängftlic darauf bedacht, fi) von allen Sympathiege: 
fühlen für den einen oder anderen friegführenden Zeil fernzuhalten. Die 
Regierung unternehme und unterlafje nichts, was als eine Vernachläſſigung 
und Verlegung der Neutralitätspflichten gedeutet werden könne. 


13. März. (Wien) Das Abgeordnetenhaus genehmigt das 
Refrutenfontingent gegen die Stimmen der Tichechen und eines 
Zeile der deutjchen Linken. — In den letzten 3 Jahren Hatte die 
Aushebung infolge der Objtruftion mittel des $ 14 vorgenommen 
werden müſſen. 

22. März. Miramar.) Die Erzherzogin Stephanie ver— 
mählt jich mit dem Grafen Lonyay. Die „Wiener Zeitung“ be= 
richtet darüber: 


„Shre faiferliche und königliche Hoheit, die durchlaudtigfte Kron: 
prinzejfin Witwe Erzherzogin Stephanie, hat ſich am 22. d. M. zu Mira: 
mar mit dem f. u. f. Kämmerer Grafen Elemer Lonyay vermählt. Nachdem 
biefe Ehe eine nicht ebenbürtige ift, jo gebührt, nad) den am Allerhöchiten 
Hof beftehenden Grundjägen, der nunmehrigen — Gräfin Stephanie Lo— 
nyay innerhalb der öſterreichiſch-ungariſchen onarchie weder der Titel 
„königliche Hoheit“ noch der Rang einer Prinzeſſin von Belgien, Herzogin 
zu Sachſen-Coburg. Hievon geſchieht auf Grund einer Mitteilung Sr.k. 
und k. apoftoliichen Majeftät Oberhofmeifteramtes die Verlautbarung.“ 


März. (Peit.) Die der Regierungspartei nicht angehörigen 
ſächſiſchen Abgeordneten Eonftituieren fich zu einer befonderen Frak— 
tion, um bei den Wahlen in die Ausſchüſſe berücfichtigt zu werben. 

12* 
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Anfang April, (Böhmen) Bildung ber „Zichechiichen 


Bollspartei”. 
In dem Programm ber neuen Partei, bie unter Yührung bes Prof. 
Maſaryk fieht, heibt es, daß dieſe eine i mit ben Zeuti 


auf Grund völliger Gleichberechtigung beider Nationalitäten anftrebt, ſich 
für bie Abgrenzung ber nationalen Bezirke ausipriht und hierin micht eine 
Berreibung Böhmens erblidt, Ichlieblih bie Einführung bes obligatorischen 
Unterrichts ber beutichen Sprache an ben tichehiigen Mittelihulen verlangt. 

18, April. (Wien) Yortichritte der Bewegung „Los von 
Rom”, 

Chönerers „Unverfälichte Teutihe Worte” veröffentlichen ben Aus: 
weis ber Uebertritte aus ber römiihen Kirche und ftellen feſt, daß zehn- 
taufenb Mebertritte mit März bieies Jahres vollendet waren. Die größte 
Baht hatte Böhmen 5519, Nieberöfterreih 2134, Steiermart 1398. Bemerft 
twirb babei, daß nur perſönliche Anmelbungen bei Schönerer gezählt find, 
bab biefe aber weitaus nicht bie Mehrzahl bilden. 


23.26. April. (Böhmen.) Beratung des Antrags Pacat 
fiber die Staatsſprache in Böhmen. 


Im Landtage beantragt Abg. Pacak (Ti) die Durchführung bes 
leihen Rechts ber tichechiichen Sprache bei ben Gerichts: und Staatäbe- 
—* in Böhmen. Pacak hält ben böhmischen Landtag in erſter Linie 
ir kompetent in bieler Trage. Die Deutihen müflen enblih ihre Superio: 
ritätägelüfte el ri Für die Forderung ber Abgrenzung des Landes in 
ein beutiches und ein tichechiiches Sprachgebiet wird kein Zicheche ftimmen. 
Wenn bie Gerichtsbeamten tichehiih können, ift die ganze Frage fofort 
elöft. Ein Ausweg wäre ein fünfzehnjähriges Proviforium, welches mög: 
ich ift, aber die Tolmeticher nehmen wir nie an. Abg. Funke betrachtet 
ben Antrag Pacat ala intonftitutionell. Nur ber Reichstag ſei kompetent. 
Ein Proviiorium, wie es Pacak im Sinn habe, fei unannehmbar. Die 
Teutſchen lieben fi buch Nichts einfhüchtern, fie würben gegen ben An: 
trag aus formellen und fachlichen Gründen ſtimmen. 
Am 26, April greift Abg. Herold (Tſch.) bie beutichen Abgeorb- 
neten heftig an und erflärt, bie Zichechen hätten bie Berftändigungsfon: 
fereng nur beſchickt, um ber Regierung Gelegenheit zu geben, ihnen für die 
Aufhebung ber Spracenverorbnungen Satiöfaftion zu geben. Wenn ihnen 
eine folche nicht biö zum 5. Mai gegeben werde, jo mwürben fie fich dieſe 
jelbft nehmen im einer Weiſe, die weder ben Deutichen noch ber Regierung 
enehm fein werde, (Lebhafter Beifall, auch auf ben Galerien.) Der Oberft: 
anbmarfchalt broht mit ber Räumung ber Galerien. Abg. Wolf über: 
Ichreit ben noch immer anhaltenden Weltall ber Jungtichechen mit dem Rufe: 
‚er Antrag Pacak ift eine Kombdie! Tas ift eine Komödiantenpolitik!“ 
Der Oberſtlandmarſchall erflärt, ex fchreite zum Schluffe der Sitzung. Abg. 
Wolf verlangt bie Räumung ber Galerien. Es entiteht ein ohrenbetäu: 
bender Lärm. Der Oberftlandmarfchafl entgegnet, bie Galerien hätten jeiner 
Mahnung Frolge geleiftet; er habe fomit feinen Anlah zu einem weiteren 
Ginschreiten. Abg. Wolf befteht unter heftigen Ausfällen gegen die Tſche— 
chen auf der Näumung ber Galerien. Der Oberftlandmarjchall jchließt 
hierauf unter anhaltendem Lärm bie Gipung. 


25. April. (Galizien) KLandtagsbefchluß über die aus— 
wandernden Arbeiter. 
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Der Landtag fordert bie Regierung auf, über die im Jahre 1900 
zu den Feldarbeiten nad) dem Auslande wandernde Landbevölferung Gali: 
ziend genauefte Angaben, insbejondere unter Berüdfichtigung von Alter, 
Geichlecht, Beichäftigung und Befigverhältniffe der Auswandernden vorzu— 
legen, ſowie die Arbeitävermittelung3bureaus einer ftrengen Kontrolle zu 
unterwerfen, damit die auswandernden fFeldarbeiter dor Ausbeutung ge: 
ſchützt werben. 

8. Mai. (Wien) Abgeordnetenhaus. VBorlegung der Spra- 
chengejege für Böhmen und Mähren. 

Die Regierung legt dem Haufe drei Gejegentwürfe vor, betreffend 
die Sprachenverhältniffe bei den Iandesfürftlichen Behörden in Böhmen, 
und die Errichtung von FKreißregierungen in Böhmen, jowie betreffend bie 
Sprachenverhältniſſe bei den landesfürftlichen Behörden in Mähren. Der 
erfte Gejeentwurf beruht auf dem Prinzip der Einſprachigkeit und unter: 
fcheidet zwischen einfprachig:tichechifchen, einfprachigsdeutichen und gemijcht: 
ſprachigen Gebieten. Späteften? bi3 Ende 1901 ift die fprachliche Abgren: 
zung durchzuführen, wobei ala gemifcht:|prachige Gerichtäbezirfe diejenigen 
anzujehen find, in denen die Minderheit 20 Prozent der Bezirkäbevölferung 
erreicht. Die Abgrenzungsrevifion erfolgt nach jeder zweiten Volkszählung. 
In gemiſcht-ſprachigen Bezirken ift die Dienſtverkehrsſprache grundſätzlich 
die Sprache der Parteien, wobei die Geltung beider Lanbesiprachen voll: 
fommen paritätifch durchgeführt wird. Für den inneren Dienftverfehr und 
die Amtskorreſpondenz bedienen fich die einſprachigen Behörden ihrer Amts— 
ſprache. Die gemijcht:fprachigen wenden in Parteifachen die Sprache des 
VBarteieinfchreiterd an, was analog von den Eintragungen in die öffent: 
lichen Bücher und Regifter gilt. In Sachen der bewaffneten Macht, in 
Angelegenheiten der Staatöpolizei und bei der Qualifikation von Staats: 
beamten verbleibt es bei den beftehenden VBorjchriften. Die Geltung ber 
militärischen Dienftiprache, jowie die Vorſchriften über den Verkehr mit den 
Behörden außerhalb Böhmens, insbeſondere mit den Zentralitellen, bleiben 
unberührt. Im Verkehr zweiſprachiger Behörden mit einfprachigen ift die 
Amtssprache lehterer anzuwenden. Beim Prager Oberlandesgericht werden 
für jedes einjprachige Gebiet befondere Abteilungen errichtet. Bei den be: 
ftehenden Sprachvorjchriften verbleibt es für Kaſſen-⸗ Geldgebahrungsämter, 
Betrieb3: und Verkehrsſachen, Poſt, Telegraphendienft, ärarijche, induftrielle 
Etabliffement3 und im inneren Verkehr aller genannten Behörden. Beamte 
einiprachiger Gebiete müfjen die Amtsſprache in Wort und Schrift voll: 
ftändig beherrfchen. Für die Anwendung einer anderen Bandesiprache wird, 
two e3 das Bedürfnis erheifcht, durch Beamte, die beider Landesſprachen in 
Wort und Schrift mächtig find, in einer ftrengen, auf dad Bedürfnis be: 
ſchränkten Zahl vorgejorgt. Für die Prager Polizeidirektion und die Be: 
hörden Prags erſter Inſtanz gelten die Verfügungen für gemiſcht-ſprachige 
Gebiete. Das Geſetz tritt drei Monate nach der Kundgebung in Kraft. 
Früher erlaffene Vorjchriften werden aufgehoben. Dem Gejeßentwurf ift 
umfangreiche® Crläuterungsmaterial beigelegt, wonad von 233 Gerichts— 
bezirfen 94 einſprachig-deutſch, 133 einſprachig-tſchechiſch und 6 gemijcht: 
ſprachig find. Neu zu errichten find 8 einjpracdjigstichechifche, 6 einſprachig— 
deutſche Gerichtäbezirke, von 103 Bezirkshauptmannſchaften wären 41 ein: 
ſprachig-deutſch, 58 einſprachig-tſchechiſch, 4 gemifcht:fprachig; neu zu er: 
richten: 5 einfprachigstichechiiche, 4 einſprachig-deutſche. Der Gejegentwurf, 
betreffend die Kreiäregierungen von Böhmen, verfügt die Errichtung von 
3 einjprachigedeutjchen, 5 einſprachig-tſchechiſchen und 2 gemiſchtſprachigen 
Kreijen (Budweis, Pilfen), deren Kompetenz dasjenige umfaßt, was biäher 
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an Angelegenheiten erfter und zweiter Inftanz zum Wirkungskreiſe der Statt: 
halterei gehörte, ausgenommen 28 Punkte, in denen die Statthalterei ala 
Berufungsbehörde und letzte Inſtanz fungiert. Auf Prag und Angelegen: 
heiten der Prager Polizeidirektion findet da3 Gejeß feine Anwendung. Auch 
bier ift ein reiches Erläuterungsmaterial beigefügt, darunter die Einteilung 
der 14 Kreiſe, 5 einjprachig:deutfche, 7 einſprachig-tſchechiſche und 2 ge: 
mijcht:|pradhige. Das Gejeß, betreffend Mähren, verfügt bei völliger Gleich: 
ftellung beider Landesjprachen, daß die Sprache des jchriftlichen und münd— 
lichen Verkehrs mit den Parteien grundjäßlich ſich nach der Partei zu richten 
bat. Auch für die Eintragungen in öffentliche Bücher und Regifter, die 
Amtskorreſpondenz im Verkehr mit außermähriichen Behörden verbleibt e3 
bei den beftehenden Vorjchriften, ebenjo für militärifche Angelegenheiten. 
Der Kaſſen-, Poft: und Telegraphendienft ift wie im Gejeg für Böhmen 
geregelt. Jeder Beamte joll die Sprachenkenntniſſe befigen, die der Dienft 
bei jeiner Behörde erfordert. Der Gejeßentwurf nimmt fprachliche Abgren: 
zungen der einzelnen Landesteile in Ausficht. 

g. Pacak (Tſch. kündigt Obftruftion gegen die Vorlagen an, 
weil fie die Tichechen nicht beruhigen könnten. Gr beantragt mehrere na= 
mentliche Abftimmungen, während deren e3 zu folchen Lärmſcenen fommt, 
daß die Gallerien geräumt werden und die Se: geichlofien wird. — In 
jpäteren Sigungen jegen die Tſchechen die Objtruftion fort. 


Mai. (Eisleithanien.) Die Parteien über die Sprachen 
gejeße und die Objtruftion. 


Die Tichechen bekämpfen die Vorlagen, weil in dem Entwurfe für 
Mähren eine konziſe Beftimmung bezüglich der inneren Amtsſprache fehle; 
außerdem jeien auch jene Konzeſſionen, welche jeinerzeit unter Gautjch ge 
geben wurden, reduziert worden, indem der adminiftrativen Praris ein zu 
weiter Spielraum überlafjen bleibe. — Die Deutjchen ftehen den Entwürfen 
fühl gegenüber, weil fie dem bdeutjchen Programm (Jahrg. 1899 ©. 193) 
zum Zeil widerjprecdhen. — Die Polen und die fath. Volkspartei ſprechen 
fi) gegen die Objtruftion aus. 


12. Mai. (Peſt.) Zujammentritt der Delegationen. Budget. 


Zum Präfidenten der öfterreichifchen Delegation wird Abg. v. Sa: 
worski, der ungarijchen Abg. v. Szilagyi gewählt. Das gemeinfame Budget 
für 1901 weift folgende Hauptziffern auf: Minifterium des Aeußern: orbent: 
liche Ausgaben 10,530,784 Kr., außerordentliche 208,295 Kr., Kriegsmini— 
fterium: a) Heer: ordentliche Ausgaben 278,649,953 Kr., außerordentliche 
25,168,528 Kr., b) Marine: ordentliche Ausgaben 28,741,660 Sr., außer: 
ordentliche 14,969,160 Kr.; Finanzminifterium: ordentliche Ausgaben 
4,260,609 Kr., außerordentliche 11,400 Hr. Die Zolleinnahmen der im 
Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder belaufen fich auf 111,737,600 Kr., 
bei den Ländern der ungarischen Krone auf 17,876,000 Kr., für Bosnien 
und Herzegowina auf 554,220 Kr., in Summa 130,067,820 Hr. Nach 
Abzug der Regiefoften beider Reichshälften und der Verwaltungskoften für. 
Bosnien ergibt ſich ein Reinüberjchuß der Zollgefälle von 125,039,249 Kr. 
Das Gejamt:Nettoerfordernis des Kriegaminifteriums erhöht fich gegen das 
Vorjahr um 15,368,996 Kr. Das ordentliche Erfordernis der Marine weift 
eine Erhöhung von 2,965,610 Kr. auf, das außerordentliche eine ſolche von 
1,058,710 Kr. Aus dem außerorbentlichen Erfordernis des Kriegsminiſte— 
riums find hervorzuheben für Verſuche zur Schaffung eines neuen Feld— 
geſchützſyſtems 1,500,000 Kr., aus dem Budget des Aeußern die Schaffung 
eines effektiven Generalfonjulat3 in Berlin. Zufolge der Schlußrechnung 


Die Oeſterreichiſch-Angariſche Monarhie. (Mai 13.—25.) 183 


tür 1898 vermindert fich die Leiftungsfchuldigkeit beider Reichäteile gegen: 
über bem Präliminare um 11,751,067 fl. Das Ergebnis der Zollgefälle: 
überfchüffe ift gegen den Voranſchlag um 17,548,879 fl. günftiger. Zufolge 
der Gebahrungsrechnung für 1899 ergibt fi im Ordinarium eine Kredit: 
überjchreitung von 1,562,538 fl., im Ertraordinarium ein Sreditreft von 
11,633,740 fl., ſomit im ganzen ein Sreditreft von 10,071,202 fl. 


13. Mai. (Bosnien.) Eine Deputation mohamedanifcher 
Boanier fucht in Peſt eine Audienz beim Kaifer nad, um Be— 
ſchwerden über den Reichdminifter dv. Kallay anzubringen. Sie wird 
nicht empfangen. 

Mitte Mai. Die Duotendeputation einigt fih, dad am 
22. November 1899 fejtgejeßte Verhältnis von 65,6 zu 34,4 bei- 
zubehalten. (Bgl. Jahrg. 1899.) 

17. Mai. (Wien.) Die Regierung legt dem Reichsrat ein 
Geſetz über die Arbeitsdauer der Bergarbeiter vor. 


Hiernah darf die Schichtdauer neun Stunden täglich) nicht über: 
fteigen. Der Beginn ber Schicht wird nach der Zeit der Einfahrt, ihre 
Beendigung nad der vollendeten Ausfahrt berechnet. Ausnahmsweiſe kann 
auch eine längere, zehn Stunden umfafjende Schicehtdauer geftattet werben, 
wenn betriebstechnijche Verhältniffe dies ala notwendig erjcheinen laſſen. 


25. Mai. (Peſt.) ſterreichiſche Delegation. Debatte über 
die außwärtige Lage. Dreibund. 


Del. Kaftan (Tſch.) polemifiert gegen die Reife bed Kaiſers nach 
Berlin, die das Anjehen Oeſterreichs ſchwächen müſſe, weil Berlin dadurch 
ber Mittelpunkt der europäischen Politik geworden jei. Die Tichechen wollten 
bie beften Beziehungen zu Deutjchland, aber nicht, daß Defterreich: Ungarn 
ein Vaſallenſtaat Deutjchlands werde. Bor Angriffen Rußlands, welches 
Defterreih: Ungarn ftet3 Beweiſe eines loyalen, korrekten Vorgehens gegeben 
habe, habe ſich Defterreich- Ungarn nicht zu fürchten. Der Dreibund habe 
Defterreich: Ungarn und Stalien wirtichaftlihe Nachteile gebradt. Das 
deutſche Zolltarifprojeft weiſe auf eine beabfichtigte enorme Erhöhung der 
Zölle hin. — Die Abgeordneten der übrigen Parteien jprechen ihre Sym— 
pathien für den Dreibund aus. — Am 28. Mai erklärt Minifter ded Aus: 
wärtigen Graf Goluchowski, der Dreibund jei wie vor 2U Jahren ein 
Friedensbund par excellence. Die Verftändigung mit Rußland bezüglich 
des Balkans jei jehr erfreulich, ändere aber nicht? am Weſen des Drei: 
bundes. Sie jei nur eine Friedensgarantie mehr, fonft nichtd. Der Drei: 
bund jei keinesfalls ein veparaturbedürftiges Klavier, Auch eine Bekräfti— 
gung de3 Dreibundes ſei überflüjftg und es jei nur nötig, den neuerlichen 
Ausſtreuungen gegenüber feitzuftellen, dat an dem Dreibunde fi) gar nichts 
geändert hat. Die Berliner Kaiferbegegnung diente dem einen zur Beruhi— 
gung, dem anderen zur Belehrung. Auch Italien ſei ein vollwertiger Faktor 
des Dreibunds und ftehe in hohem Anſehen in Berlin und Wien, wo man 
überzeugt ift, daß gegebenenfalld Italien feinen Verpflichtungen nachkommt. 
(Beifall) Rebner widerlegt die Aeußerung, dab der Dreibund Stalien 
wirtichaftlich ſchwäche. Stalien müßte, wenn es dem Dreibunde nicht ans 
gehörte, einer anderen Kombination beitreten, welche die gleichen Opfer für 
die Sicherheit im eigenen Lande erheijchen würde. Jene Aeußerung fei 
nichts als eitles Geſchwätz. 
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31. Mai. (Bet) Schluß der Delegationen, nachdem das 
Budget bewilligt ift und beide Delegationen dem Minijter des Aus— 
wärtigen ihr Vertrauen ausgeſprochen haben. 


25. Mai bis 1. Juni. (Wien) Bei den Gemeinderat3= 
wahlen erringen die Chrijtlich-Sozialen 131, die Liberalen 21, die 
Sozialdemokraten 2 Mandate. 


7.8. Zuni. (Wien.) Abgeordnetenhaus. Objtruftion. Schluß 
der Geifion. 


Nach mehrtägiger vergeblicher Beratung des Budgetproviſoriums er: 
klärt Minifterpräfident vd. Körber am 7. Juni: Die politiige Lage jei 
infolge der Objtruftion gegen dad Budget ernft geworden. Die jebige Re: 
gierung wolle nicht die Geſchäfte des Hauſes auf gut Glüd von einem Tage 
zum anderen fortführen. Als öfterreichiiche Regierung erblide fie ihre Auf: 
gabe darin, allen Völkern Gerechtigkeit zu bringen und deren Fortentwick— 
lung zu fördern. Die Regierung habe Sprachengeſetzentwürfe vorgelegt, 
deren Grundjäße bisher unangefochten geweſen jeien. Der Sprachengejeb: 
entwurf jei ein Feld, auf dem fich die Parteien zuiammenfinden könnten. 
Bon den führern und hervorragenden Klubs der Rechten jei die Vorlegung 
des Spracengejeßes ala ein wirfjamer Schritt zur Herbeiführung der Ber: 
ftändigung bezeichnet worden. Die jegige Taktik der tichechiichen Vertreter 
ſei feine ausfichtsreihe. Den zweiten Punkt des Programms bilde die Ent: 
faltung der wirtichaftlichen Kräfte der Bevölkerung. Die bisher erzielten 
Rejultate jeien gering, da der Regierung die Hände gebunden jeien. Die 
beantragten nveftitionen jeien noch nicht bewilligt. Auch jebt hoffe er, 
daß der nationale Streit aufhören werde und daß feine Fluten den Staat 
nicht überſchwemmen würden. Doch jei es die lebte Stunde, welche die 
Regierung diejer Hoffnung zugeitehe. Es müſſe die Frage geftellt werden, 
auf welcher Seite das Recht jei, ob auf Seiten des Staats, des Geſetzes 
und der Ordnung oder auf Seite der zur Regel gewordenen Unordnung. 
Redner jchlieht: Ich appelliere mit dem ganzen Nachdruck meines Amts an 
das Haus, daß es Geje und Ordnung im Staat und deſſen Intereſſen 
voranftellen möge, um, jolange es noch Zeit ift, unjere öffentlichen Ein: 
richtungen unverjehrt zu bewahren. 

Am folgenden Zage wird die Obftruftion durch Lärmen fortgejegt, 
die Rechte und die Deutjchen verjuchen, die Tichechen durch Ermüdung zu 
überwältigen. Die Sigung ſoll die Naht hindurch fortgejeßt werden; der 
Minifterpräfident erftattet dem Kaiſer Beriht. Kurz nah Mitternacht 
fommt Körber zur Situng zurüd und erklärt den Reichsrat für gejchlofjen. 


Mitte Juni. Wien.) Der Jungtjchechenklub veröffentlicht 
eine Denkjchrift über die Sprachenfrage. 

Die Denkichrift geht in ihrer Kritik der Regierungsvorlage von dem 
Grundjage der vollitändigen und formalen Gleichberechtigung der landes— 
üblichen Spraden im Amt und im Öffentlichen Zeben aus. Dieje Gleich: 
berechtigung ſei durch den Artikel 19 des u lonern befräftigt, 
ſowie durch die „praftiichen Grundjähe*, dab im ganzen Lande bei den 
Behörden jchriftliche und mündliche Eingaben unbedingt in der einen, ſowie 
in der anderen Sprache eingebracht werden können, daß mit der Partei 
(dem Angejchuldigten) in ihrer Sprache verhandelt, daß die Ausjagen der 
Partei, der Zeugen u. ſ. w. unbedingt in der Sprache der Ausfage proto: 
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kolliert werden und daß die Erledigung unbedingt in der Sprache der Ein— 
gabe erlaſſen werde. 

Es wird ſodann der Nachweis zu führen verſucht, dab die Sprachen: 
DR gegen dieſe Grundjäbe verftohen. Der Entwurf für Böhmen 

efenne fich zu dem Prinzip der jprachlichen Gleichberechtigung nach dem 
Territorialprinzip oder mit anderen Worten zu der „einſprachigen Gleich: 
berechtigung“. Aber auch dieje3 Prinzip fei nicht durchgeführt. Das Pro: 
memoria wendet fich insbejondere gegen bie Beftimmung, durch die jedem, 
ber fich eines DVertreterd bedient, der Gebrauch der eigenen Sprache bei den 
andersjpradhigen Behörden des Landes unterfagt wird. Noch mehr werde 
bie Zuläffigkeit der einen Landesſprache bei den Behörden des anderen 
Sprachengebiet3 im mündlichen Verfahren eingefchränftt, da nur Perfonen, 
welche der betreffenden Amtsſprache nicht kundig find, fich in ihrer Sprache 
an ber Verhandlung, welche durchweg in der Amtsſprache zu führen ift, be: 
teiligen dürfen, und zwar durch einen ſprachlich befähigten Beamten. Dem 
Sprachengefegentiwurf für Mähren wird zum Vorwurfe gemacht, daß er eine 
andere formel der Gleichberechtigung aufitelle al3 der für Böhmen, und 
daß er fich einjeitig an die Vorſchriften der deutſchen Poftulate halte. 
Hierher gehöre die thunlichite Ausfchälung des deutſchen Gebiet? und voll: 
ftändige Ausſchließung der böhmischen Sprache aus bem inneren Dienft: 
und jelbft aus dem Amtsverkehr. Gegen beide Entwürfe hebt da3 Pro: 
memoria noch folgendes hervor: 1. die 88 23 des böhmischen und 15 des 
mährifchen Entwurf3 laſſen e3 ganz außer acht, daß in einer Reihe von 
Fällen die Behörden Böhmens und Mährens miteinander in ber eigenen 
Amtsſprache verkehren fönnen und jollen. 2. Die 88 29 des böhmischen 
und 20 des mährijchen Entwurfs wollen durch ein einfaches Gejek, das die 
gejeglich gewährleiftete und durch das Staatögrundgejeg ($ 19) anerkannte 
Sleichberechtigung der böhmischen Sprache in Böhmen und Mähren negiert, 
„alle früher erlaffenen VBorfchriften”, darunter auch $ 19 des Staatsgrunbd: 
geiehed, aufheben. Dazu genügt ein einfaches Geſetz abjolut nicht, denn e3 
handelt fi um die Berfaffung. 3. Wenn die Regierung die Eprachenfrage 
regeln und zunächſt den Sprachenſtreit in den böhmischen Ländern fchlichten 
will, jo ift e3 ſchwer begreiflich, warıım einer Regelung der jprachenrecht: 
lichen Berhältniffe bei den Landesfürftlichen Behörden in Schlefien einfad) 
aus dem Weg gegangen wird. 4. Bei dieſer meritorifchen Kritik der Ent: 
würfe bleibt die formale Frage (Kompetenz der Landtage, des Reichsrats, 
der Grefutive) ganz unberührt. 

Da3 Memorandum gelangt zu folgenden Schlußbemerfungen: Die 
Geſetzentwürfe find für die Vertreter des böhmischen Volkes aus dem Grunde 
unannehmbar, weil der Entwurf für das Königreich Böhmen eine offen: 
fundige Verlegung des gejeßlich begründeten und ſtaatsgrundſätzlich gewähr— 
Ieifteten gleichen Rechtes der böhmijchen Sprache im ganzen Bande involviert, 
indem er berjelben prinzipiell nicht die gleiche Geltung und Berechtigung 
wie der deutjchen Sprache einräumt, indem er die Zuläffigkeit der einen 
und der anderen Sprade in je einem Gebiete in unzufömmlicher, mit dem 
gejeglichen Charakter der beiden Sprachen al3 Landesſprachen unverträg— 
licher Weiſe einfchränft und überdies die Zuläffigfeit der böhmischen Sprache 
bei den Aemtern de3 einen Gebietes in viel größerem Make ausſchließt, als 
dies hinfichtlich der deutichen Sprache im Amtsverkehr des anderen Gebietes 
gejchieht, weil durch den Entwurf für die Markgrafihaft Mähren die auch 
gegenwärtig noch im Wege einfachen Mikbrauchs geübte Zurüdjtellung und 
Bedrückung der Sprache der überwiegenden böhmijchen Mehrheit der Be: 
völferung gejeßlich feitgelegt und ftabilifiert werden joll; und weil beide 
überdies gegen die Beftimmungen des Artikels 19 de3 Staatögrundgejeßes 
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vom 21. Dezember 1867, welcher das jeit alter Zeit beftehende gleiche Recht 
beider landesüblichen und Landesſprachen unter die Sanktion des Staats: 
grundgeſetzes ftellt, verftoßen und auch mit dem Artifel 10 des Staats: 
grumdgejeges vom 21. Dezember 1867 und dem Artifel 11 de3 Staatögrund: 
gejeßes vom 21. Dezember 1867 nicht vereinbar find. Die gedachten Vor: 
lagen könnten ſohin nur im Wege einer Aenderung der Staatögrundgejeße 
zum Gejeße erhoben werden. Eine Erlafjung derjelben in der Form faijer- 
licher Verordnungen auf Grund de $ 14 wäre direkt ein Verfaſſungsbruch, 
weil die Anwendung des $ 14 in allen Fällen verboten ift, in welchen es 
fih um eine Aenderung ber Staatögrundgejege handelt. („Allg. Ztg.“ 

18. Juni. (Best) Abgeordnetenhaus. Debatte über die 
Lage in China. 

Abg. Kofjuth interpelliert über die Beteiligung Oeſterreich-Ungarns 
an dem Vorgehen gegen China. Minifterpräfident v. Szell: Ein Detache: 
ment von 25 djterreihiichen und ungariſchen Soldaten habe ſich der Streit: 
fraft der anderen Mächte angejchlojien, um den heimijchen Gejandten und 
Konjuln Schu angedeihen zu lafjen. Ein verbindliches Webereinfommen 
zwiichen den Mächten bezüglich des Verhältniffes der Streitkräfte exiftiere 
nicht. Dad gemeinfame Ziel der Mächte beftehe darin, dab eine jede ihre 
Flagge und ihre Unterthanen bejchüge. Ueber dieſes Ziel hinaus werde 
feine Macht gehen, in diefem Punkt jeien alle Mächte einig. Was die 
trage de3 Interpellanten bezüglich; etwaiger Eroberungspläne Rußlands 
betrifft, jo erklärt dev Minifterpräfident, daß weder die Regierung noch ber 
Minifter des Aeußern eine Kenntnis davon haben, daß eine Macht eine be: 
jondere Stellung einnehmen würde. Dieje Frage jei nicht in den Vorder: 
grund getreten. Vielmehr fönne auf Grund von Mitteilungen und amt: 
lichen Erklärungen fonftatiert werden, dat alle Mächte darin übereinftimmen, 
daß der Zweck der Aktion ausjchließlich der Schub der betreffenden Unter: 
thanen und nationalen Vertreter jei. Schliehlich erklärt der Minifterpräfi: 
bent, daß jeitend Oeſterreich-Ungarns feine weitergehende Aktion, die zu 
Komplikationen führen könnte, beabfichtigt jei. Die Antwort wird ein: 
ftimmig zur Kenntni3 genommen. 


18. Juni. (Peſt.) Abgeordnetenhaus. Der Minijterpräfident 
zieht die eingebrachte Duotenvorlage zurüd, weil durch die Ver— 
tagung des öfterreichijchen Reichsrats eine Verhandlung mit ſter— 
reich außgejchloffen if. Die Quote muß durch Allerhöchite Be— 
jtimmung fejtgejeßt werden. 

24. Juni. (Müncengräß.) Ein großer, angeblich von 
60000 Perſonen bejuchter tſchechiſcher Volkstag proflamiert rüd- 
fichtölojen Kampf gegen die Körber’fchen Sprachengejege und ver— 
urteilt die Bejtrebungen der Sozialdemokraten und der tichechifchen 
Volkspartei. 

28. Juni. 1. Juli. Wien.) Bermählung des Thronfolgers 
Erzherzog Franz Ferdinand. Eidesleiftung. 


Der Thronfolger will ſich mit der Gräfin Sophie Chotef vermählen. 
Da die Ehe nicht ebenbürtig ift, muß er eidlich veriprechen, für feine Kinder 
auf die Nachfolge zu verzichten. Die Eidesleiftung findet am 28. Juni ftatt, 
in der Geheimen Ratsſtube der Hofburg in Gegenwart ber Erzherzöge, 
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oberften Hofchargen, Geheimen Räte und Minifter beider Reichahälften. 
Der Kaijer richtet vor der BVereidigung folgende Anſprache an die Ber: 
jammlung: „Sch habe zur heutigen Feier die Mitglieder Meines Hauſes, 
Meine Geheimen Räte und Meine Minifter eingeladen, da die heute ab: 
zugebende Erklärung für das Erzhaus und die Monarchie von großer Wich— 
tigkeit ift. Stet3 von dem Wunſch bejeelt, für da3 Befte der Mitglieder 
Meines Erzhaufed zu jorgen, und um Meinem Neffen einen neuen Beweis 
Meiner bejonderen Liebe zu geben, habe Jh Meine Zuftimmung zur Ab: 
fchliegung jeiner Ehe mit Gräfin Sophie Chotek gegeben. Gräfin Sophie 
Chotek ftammt zwar aus einem edlen Gejchlecht, aber ihre Familie gehört 
nicht zu Jenen, welche nach der Gewöhnung Unjeres Haufes als ebenbürtig 
angejehen werden fünnen. Nachdem nur rauen aus ebenbürtigen Häufern 
als ebenbürtig angejehen twerden, ift die Ehe als eine morganatijche 
Ehe anzufehen und Zönnen daher die aus dieſer Ehe mit Gotted Segen 
ftammenden Kinder nicht die Rechte von Mitgliedern des Erzhaufes teilen. 
Der durchlauchtigſte Herr Erzherzog wird daher, um dies für alle Zukunft 
ficherzuftellen, heute einen Eid de3 Sinnes ablegen, daß er all dies voll: 
ftändig anerfenne, daß feine Ehe mit der Gräfin Chotek eine morganatijche 
Ehe ift, dat daher aus allen fich daraus ergebenden Folgen bie Ehe nicht 
ala ebenbürtig angejehen werden fann und daß die aus derfelben ſtammen— 
ben Finder auch nicht die Rechte von ebenbürtigen Kindern haben können. 
Ich fordere Meinen Minifter des Eaijerlichen Haufed auf, den Eid dem 
durchlauchtigften Herrn Erzherzog vorzuleſen.“ Nachdem der Minifter des 
Aeußern, Graf Goluchowski, der faiferlichen Aufforderung nachgefommen 
war, las Erzherzog Franz Ferdinand die nachjtehende Eideserflärung: „Ich, 
Franz Ferdinand, von Gottes Gnaden Erzherzog von Defterreich, ſchwöre 
zu Gott dem Allmächtigen, daß ich die Hausgejege überhaupt und aus An 
laß der mit Eophie Gräfin Chotek abzujchliegenden Ehe insbeſondere voll: 
fommen anerfenne, ferner, daß ich die mir borgelejene Eidezeinleitung in 
allem und jedem mit allen Klauſeln annehme, und anerfenne daher, daß 
ich die Ehe mit Sophie Gräfin Chotek als eine morganatifche Ehe ansehe, 
daß ich die Kinder, welche mit Gottes Segen aus derjelben hervorgehen 
werben, al3 nicht ebenbürtige und auch nach der pragmatifchen Sanktion 
ala Bei berechtigt zur Thronfolge in Defterreih wie aud in Ungarn 
anjehe.“ 

Am 1. Zuli findet die Hochzeit ftatt. Die Gräfin Chotek wird vor: 
ber zur Fürftin von Hohenberg erhoben. 

29. Juni. Wiederanwendung des 8 14. 

Die „Wiener Zeitung” enthält eine faiferliche Verordnung, welche 
die Regierung auf Grund des $ 14 ber Verfaſſung ermächtigt zur ort: 
erhebung der Steuern und Abgaben zur Beltreitung des Staatdaufwands 
bi3 Ende Dezember 1900. Die Verordnung ermächtigt den Finanzminifter, 
zur Beftreitung der unaufichiebbaren Jnveftitionsauslagen im Bedarfsfalle 
50 Millionen Kronen zu bejhaffen. Drei weitere faijerliche Verordnungen 
auf Grund des $ 14 betreffen die Notftandsfredite. — Ein faiferliche® Hand: 
jchreiben an die Minifterpräfidenten beftimmt das Verhältnis der Beitrags: 
leiftung zur Beftreitung des Aufwands für gemeinfame Angelegenheiten mit 
66% 45 Proz. für die Öfterreichifchen und mit 33*0 Proz. für die unga— 
riſchen Länder. 


Mitte Juli. Mähren.) Die Leitungen der deutjchen Fort— 
ichritt3partei und der deutjchen Volkspartei faſſen folgenden Be- 
ichluß über die Körber'ſchen Sprachengejege für Mähren: 
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Würde diefer Entwurf Gefet, dann hängt bie Geftaltung bed Ge: 
brauch der Sprache im internen Dienft weſentlich von der nationalen Zu— 
jammenjegung des Beamtenkörperd ab und wird nicht unbeeinflußt bleiben 
von dem politischen und nationalen Gepräge, welches bie jeweiligen Re— 
gierungen zeigen werben. Von ihrem eigenen politifchen und nationalen 
Standpuntt aus find die Deutjchen Mährens nach reiflicher Ueberlegung 
und Erwägung aller in Betracht kommenden Umftände zur Meberzeugung 
gelangt, daß eine felbft nur teilweife Durchbrechung des Prinzips der in— 
ternen deutjchen Amtssprache für ihre nationale Eriftenz im Lande mit den 
ernfteften Nachteilen verbunden ift. 

18. Auguft. Kaifer Franz Joſeph feiert feinen 70. Geburt3- 
tag, der auf feinen Wunſch nicht offiziell gefeiert wird. Am 24. 
bringt die „Wiener Zeitung” folgendes Handjchreiben: 

Lieber Dr. dv. Körber! Anläßlich meines 70. Geburtstages find mir 
von der geſamten Bevölkerung fo zahlreihe Glüd: und Segenswünſche zu: 
gefommen und find auch jo viele loyale Kundgebungen aller Art erfolgt, 
daß die allumfafjende Anhänglichkeit an Meine Perjon in erhebender Weije 
zum Ausdrud fam. ZTiefbewegt beauftrage Jc Sie, alljeit3 Meinen wärmſten 
und innigiten Dank, welcher auch in die fernfte Hütte dringen joll, zu ver: 
fünden. Alle Meine Völker mögen wiffen, daß Ich ihrem Wohl. mein 
Leben geweiht habe und daß Ich Mich glüdlich jchäße, ihr Gedeihen zu 
fördern, und daß Ach in der Loyalität, dem Patriotismus und im gegen: 
jeitigen Vertrauen die feften Stützen erblide, auf denen die Zufunft des 
Vaterlandes ruht! Gott der Allmächtige jegne und ſchütze das Band, das 
Mid und Meine Völker umſchließt. 

Franz Jojeph. 


3./7. September. (Graz.) Parteitag der öfterreichifchen 
Sozialdemokratie. Stellung zum Volkstum. 

Der Parteitag beichließt Schaffung einer Agitation über da3 ganze 
Reich zur Herbeiführung des allgemeinen Wahlrechtd. Ferner joll die Ein: 
führung der ftaatlichen Alterd: und Invalidenverficherung erftrebt werden. 
Der deutiche Reichdtagsabg. dv. Vollmar jpricht über den Patriotigmus 
und weiſt den der Sozialdemokratie gemachten Vorwurf der Vaterlands— 
Lofigfeit zurüd. Nur ganz Dumme und Niederträchtige könnten ihn er: 
heben. Nationalität und Internationalität jeien nicht Dinge, die ſich aus: 
ichließen, ſondern die fich ergänzen. Bon der fraßenhaften Karrifatur des 
Chauvinismus, welcher, um das eigene Volk groß erjcheinen zu laſſen, andere 
Nationen verachtet und befämpft, von den Leuten, die da glauben, deutſch 
jein heikt, das größte Maul haben, wollen wir nichts willen. (Lebhafter 
Beifall.) In der Liebe zum eigenen Volkstum, zum Gemeinweſen, dem man 
angehört, fann uns feine Partei, feine Volksſchicht übertreffen. 


7. September. (Cisleithanien.) Eine Eaiferliche Verord— 
nung löſt das Abgeordnetenhaus auf. Die „Wiener Zeitung“ 
jchreibt dazu: 

Seit drei Jahren entbehrt der Staat3haushalt der verfaſſungsmäßigen 
Feſtſetzung und Kontrole, find die meiften Vorlagen der Regierung, namentlich 
das umfafjende wirtichaftliche Programm, welches dem Reichsrat im legten 
Winter unterbreitet wurde, unerledigt geblieben, ſtockt jede noch jo bring: 
liche Reform. Alle Wünjche der Bevölkerung, die fi) auf die Hebung des 
allgemeinen Wohlftandes und der eigenen Steuerfraft beziehen, deren Er: 
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füllung umſomehr geboten ift, al3 die Bebürfniffe des Staates, Länder und 
Gemeinden fich fortgejeßt fteigern, müſſen zurückſtehen vor der einzigen, 
durchaus nicht den ganzen Staat berührenden Frage, ber Regelung ber 
Amtssprache in einzelnen Reichägebieten. Die großen Erfolge der Welt: 
induftrie und des Welthandels fielen anderen Reichen zu. Defterreich und 
jeine Bölfer konnten nur jenen geringfügigen Anteil erzielen, den der Unter: 
nehmungsgeift und der [obenswerte Mut Einzelner gewonnen, denen noch 
dazu ganz beſonders günftige Umjtände zuftatten fommen mußten. Sonft 
aber waren alle Kräfte lahmgelegt, weil die Gejeßgebung für fie nicht vor: 
forgt und die Verwaltung die erforderlichen Mittel nicht bereitftellen kann. 
Die wirtjchaftlichen Verhältniffe der Bauern, Handwerfer und Arbeiter 
leiden unter diejer underantwortlichen Vernachläſſigung am allermeiften. 
Das ift fein haltbarer Zuftand. Dabei müffen die Staatöbeamten ihre In— 
terejjen, deren Hintanjegung fie jchon bisher ſchwer genug empfanden, fo 
gut wie gänzlich preisgegeben jehen. Das aufrichtige Beftreben der Ne: 
gierung und ihr wohlmwollendes Entgegenkommen, die traurigen Berhältnifie 
der letzten Zeit in VBergefienheit zu bringen, find erfolglos geblieben. Ihre 
fonjequent dargethane politijche Unparteilichkeit, ihre nationale Unbefangen— 
beit, jowie die nachhaltigften Bemühungen vermochten nicht, die Wieder: 
aufnahme der der Volksvertretung durch das Staatsgrundgejeg zugewieſenen 
legiälativen Arbeit zu erreichen. Die Auflöjung des Abgeordnetenhaufes 
wurde zur gebieterifchen Notwendigkeit. Die Regierung legt den Wähler: 
Ichaften nahe, bei den unverzüglich erfolgenden Neuwahlen ihre wirtjchaft: 
lichen Intereſſen entjchloffen wahrzunehmen, fie werden damit die Erftarfung 
bes Staated fördern und deſſen Fähigkeit erhöhen, die Bevölterung auf dem 
Wege alljeitiger Entwidlung wirkungsvoll zu unterftügen. Die Regierung 
hat mit der Auflöjung des Abgeordnetenhaufes, da3 feine pofitive Arbeit 
leiftete, dem fonftitutionellen Grundjag Rechnung getragen. je ernfter die 
Verhältniſſe, deſto dringender geftaltet fich die Pflicht der Wählerichaften, 
fi) die Bedeutung ihres Votums in dem Augenblice gegenwärtig zu halten, 
wo die neu zu mwählende VBolfsvertretung die für ihre künftige Wirkſamkeit 
entjcheidende Gejtaltung erhält. Die Wählerjchaften werden entjcheiden, ob 
das unjchäßbare Gut, welches in der Kontinuität der verfaffungsmäßigen 
Einrichtungen gelegen ift, dadurch um feinen ganzen Wert gebracht werden 
joll, daß diefe immer von neuem jede praftifche Wirkjamkeit verjagen. 


14. September. (Cisleithanien.) Eine faiferliche Verord— 
nung verfügt, daß Frauen an inländifchen Univerfitäten Medizin 
jtudieren und den Doftorgrad erlangen können. Ebenjo werden 
fie zum pharmazeutifchen Beruf zugelaffen. 

September. Oktober. November. (Cisleithanien.) Aufrufe 
der Parteien zu den Neuwahlen. 

„Deutſche Volkspartei.“ Bei dem Sprachenkampfe handle es fich 
nicht nur um die die einzelnen Teile de3 Staates berührende Regelung der 
Amtsſprache, jondern um die für den Beitand der Monarchie entjcheidende 
Frage, ob Defterreich getreu der gefchichtlichen Gntwicdelung des Staates 
unter deutjcher Führung und unter der Vorherrichaft der deutjchen Sprache 
al3 Staatsjprache jein und bleiben jolle, oder ob man auf dem Umwege 
der föderaliftiichen Experimente zur vollftändigen wirtjchaftlichen Abhängig: 
feit von Ungarn, zur Elerifal:feudalen Herrichaft, zum böhmischen Staats: 
recht und damit zur Zertrümmerung des Reiches gelangen ſolle. Das deutjche 
Bolt müfje bei den bevorftehenden Wahlen beweijen, daß e3 derartige Be: 
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firebungen aus eigener nationaler Kraft zu nichte machen werde. Die Ab: 
geordneten ber beutichen Bolfäpartei hätten in Waffenbrüderſchaft mit den 
anderen bdeutichen Parteien die Aufhebung der Sprachenverordnungen, die 
Zertrümmerung der autonomiftiich jlaviichen Mehrheit des Abgeordneten: 
hauſes und die Iſolierung der Zichechen erziwungen. Der Aufruf betont, 
dab die Partei an ihren wirtichaftlichen und jozialreformatoriichen For: 
berungen fefthalte. 

„Zungtihehiiche Partei.” An das böhmiſche Volk! Der Reichsrat 
ift aufgelöft. Die böhmiichen Wähler find abermals zur Urne berufen, um 
auf unzmweidentige und bejtimmte Weile zu erklären, ob fie wollen, dab ba3 
böhmiſche Volk jeinen Nacken unter ein Unrecht beuge, das ihm leichtfertig 
zugefügt worden tft, oder ob fie die Defenſivtaktik billigen, welche die bis: 
herigen Vertreter de3 Volkes gegen das herrichende Syitem eingeleitet haben. 
An einer jchiweren Verfaſſungskriſis befindet fich die Monarchie. Allein 
anftatt dat bei der Kur auf die Entitehung der Krankheit da3 Augenmerf 
gerichtet werbe und daß endlich in diefem Reich auf gerechte Art und Weife 
die prinzipiellen nationalen und verfaffungsmäßigen Probleme gelöft werben, 
folfen bei den bevorftehenden Wahlen die Wähler fih der wirtichaftlichen 
und jozialen Intereſſen erinnern, welche durch das herrichende zentraliftiiche 
Syitem jo lange vernadhläffigt worden find. Auf eine ſolche Aufforderung 
werben die tichechiichen Wähler die einzig mögliche Antwort erteilen: „Das 
böhmische Volt wird niemals auf die bejondere ftaatärechtliche Stellung der 
Länder der böhmischen Krone verzichten, welche allein zur fulturellen Hebung 
und zur Ööfonomiichen Wohlfahrt der Bevölkerung führen fann; das böhmijche 
Bolt wird niemals ablafjen von jeinen Anjprüchen auf Umwandlung des 
bureaufratiichen Zentralismus in eine wahrhafte Selbjtverwaltung, auf die 
Durchführung des gleichen Rechts der tichechiichen Sprache auf allen Ge: 
bieten de3 Staatslebens und auf Anerkennung volllommener bürgerlicher 
Freiheit. Das böhmische Volt wird durch jeine Stimme da3 Vorgehen 
jeiner Abgeordneten gutheißen.“ In diefem Sinne gehet, böhmiſche Wähler, 
an bie Wahlvorbereitungen! Das Erefutivfomitee der national-freifinnigen 
Partei, welche im vollen Bewußtſein ihrer Berantwortlichkeit dem Bolt 
gegenüber zu dem zäheften Kampf für die gemeinjamen Ziele des Volkes 
entichlofjen ift, wird in Wahlangelegenheiten Allen mit Rat und Hilfe bei: 
ftehen und wird dafür Sorge tragen, daß die bevorstehenden Abgeordneten: 
wahlen zu einer einmütigen und großartigen Manifeftation des gejamten, 
für Recht und Gerechtigkeit fämpfenden Volkes werben. 

Der Aufruf der „Ehriftlih:Sozialen“ verurteilt die Obftruftion, die 
den Tod ber jebigen Verfaſſung herbeiführen werde. „Die deſtruktiven Ele: 
mente hoffen, am Grabe Defterreich ihr Banner aufzupflanzen.* Der Auf: 
ruf wendet fich heftig gegen die Defterreich feindlichen Radikal:Nationalen, 
gegen die Sozialdemokraten und deren jüdijche Führer. Die Partei ver: 
langt Berftaatlichung de Bank: und Geldweſens und der geſamten Kohlen 
gewinnung; fie werde an der deutjchen Gemeinbürgichaft feithalten und für 
eine gejetliche Feitlegung der deutichen VBermittelungsiprache eintreten. Gut 
deutſch, gut chriftlich, gut Öfterreichiich fer die Parole im Wahltampfe. 

„Deutjch- Nationale": „Mit der Fortſetzung einer Politik, durch bie 
ber Staat den Slaven ausgeliefert wird, fommt nicht nur die Verfaſſung, 
fondern auch der Staat jelbft in Gefahr. Die Sorge um ihn ift die Sache 
ber Regierung. Wir jtellen die Pflicht, unjer Volkstum zu erhalten und 
deſſen geichichtliche Aufgabe in Defterreich zu erfüllen, voran. Darum be: 
fämpfen wir die jlavijchen, Elerifalen und feudalen Anjchläge, die darauf 
ausgehen, Defterreich feinem Berufe zu entziehen. Deshalb „Los von Un: 
garn, 203 von Galizien, Los von Juda und Rom“, deshalb verlangen wir 
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ein jelbjtändige® Bertretungsgebiet der ehemals zum deutſchen Bunbe ge 
hörigen Provinzen und einen über ein völferrechtliche® Bündnis hinaus: 
reichenden Anſchluß an das Deutſchreich.“ Den Wählern wird bei der Wahl 
al3 Leitwort empfohlen: „Der Mann und feine Sache muß durch und durch 
deutſch fein!“ 

„Deutsche Fortjchrittspartei”: „Die nächte Zukunft könne enticheiben, 
ob Defterreich ala Einheitsftaat weiter beftehen oder in jeine Bruchteile zer: 
ichlagen und einer jlavifchen Diktatur überanttwortet werden folle Der 
Mahlaufruf bezeichnet ed al3 einen Irrtum, daß der nationale Kampf von 
tichechiicher Seite nur geführt werde wegen der Regelung der Amtsſprache 
in einigen Gebieten des Reiches, und erklärt, die Deutjchen erhofften eine 
Befjerung nur von dem Zuſammenwirken einer zielbewußten Regierung und 
einer gewiljenhaften Wolfävertretung, durch welche unter gejeglicher Feſt— 
legung der deutjchen Sprade als Staats- oder Vermittelungsſprache das 
einheitliche Gefüge des Staated gefichert werden müßte Nur unter dieſer 
Dorausjegung könne die ererbte Stellung des deutjchen Volkes befeftigt, die 
Macht des Staates nad außen gewahrt und die wirklichen wirtjchaftlichen 
Aufgaben der nächſten Zeit in befriedigender Weiſe gelöft werden.“ 

Die „Katholiiche Volkspartei“ gibt ala die Hauptpunfte ihres Pro— 
gramms an: 1. Die Katholische Volkspartei erklärt fich gegen das böhmifche 
Staatsrecht; 2. fie tritt für die Erhaltung der deutichen VBermittlungsiprache 
in ihrem fattifchen Beftande ein; 3. fie erklärt, feine aggreſſive Haltung 
gegen die Organifjation der deutjchen Gemeinbürgichaft einzunehmen; 4. fie 
ift bereit, die Regierung in der Flottmachung de3 Parlaments zu unter: 
ftügen; 5. fie erklärt fich für eine Politik der freien Hand und gleichzeitig 
für ein Zufammengehen mit dem Polenflub. 

„Sozialdemokraten“: „Das arbeitende Volk aller Zungen hat feine 
Luft, an dem Wahnwitz und dem Egoismus der Herrichenden zu grunde zu 
gehen. Es gilt, entjchloffen das alte ausgelebte Defterreih endgültig zu 
begraben und einen neuen Bau aufzurichten. Die Sozialdemokratie allein 
bat als Antwort auf die nationalen Fragen: Nationale Autonomie und 
ehrliche Demokratie. Die Sozialdemokratie tritt in den Wahlfampf mit 
dem Rufe: Allgemeines, direktes, gleiches Wahlrecht, nationale Selbftändig: 
feit, freied Bündnis aller Völker, Kampf gegen Ausbeutung, Knechtſchaft 
und Volksverdummung.“ 

„Polenklub“: „E3 müffe eine Gejfundung des parlamentarifchen Lebens 
angeftrebt werden. Eingedenk der Pflichten gegenüber dem Staate, in wel: 
chem die Polen frei zu leben vermögen, ſowie eingedenf der traditionellen 
Anhänglichkeit der Polen an die Eonftitutionellen Freiheiten jei e3 vor allem 
bie Aufgabe der Abgeordneten, die Rechte der Sprache und der Landes: 
autonomie zu verteidigen. In dem Aufruf werden weiter alle nationalen 
Parteien aufgefordert, nur Kandidaten aufzuftellen, welche ohne Rüdficht 
ber Parteifchattierung die Notiwendigfelt einer nationalen Solidarität an: 
erfennen und fich während ber ganzen Zeit der Mandatzdauer ftrikte der 
Solidarität im Polenklub unterwerfen. 


Mitte September. (Siebenbürgen.) Die ungarijche Re— 
gierung verſucht an Stelle der deutjchen magyarifche Ortsnamen 
einzuführen. Die Ortsbehörden widerjegen fich energifch. 

21. September. (Dux i. Böhmen.) Bei einem Grubenunglüd 
werden über 50 Arbeiter getötet. 

Anfang Oktober. Die meiften dfterreichifchen und ungarijchen 
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Blätter ſprechen ſich billigend über die Antwort des Dentichen Kaiſers 
an den Kaiſer von Ching aus. 

16. Ltiober. (Bei, Der Jinanzminitter legt dem Abgeord- 
netenhauie das Budget vor. 

Tanach beziffern fich die ordentlichen Finmcherm ut 1.012,770,396 
Aronen, die orbentishen Ausgaben aut GAME Fi Kr: es ergibt ſich fo: 
mit eın Ureberigub im Orbinoriam vom 42.273.°%3 Ar: dagegen ftehen im 
Eriraorbinarium bem Beirag von *49 414 Ar tür vorübergebende Aus⸗ 
gaben und uveftitionen nur 4311,41 Kr. Gınnobmen gegenüber; & 
ergibt fih alio im Erirasrdimarium en Feblbetreg von 42,238,013 Kr. 
Zulammengerehnet im Erdinarium und Ertrasrdinarium, belaufen fi die 

amtanusgaben aut 1,056,536.417 Kronen, die Geiamteinnahmen auf 
1,056, 582,297 Kr., io bat als Endergebnis ein Ueberichuiß von 35.880 Ar. 
verbleibt. Tie ordentligen Ausgaben zeigen gegen das Borjahr eine Stei⸗ 
gezung von 12,56 Miliionen; von bielem Mehreriordernis enttallen 2,56 

ilionen auf ben Mehrbebari der gemeiniamen Ausgaben, 5,10 Millionen 
auf Giienbahninveftitionen und die Berftaatlihung dei Beterinärbienftes. 
Tie auberordentlien Ausgaben find zuiammen um 16,45 Millionen nieb- 
tiger als im Vorjahre veranichlagt, weil die zu den vorübergehenden Aus- 
gaben gehörige Forderung für das Münzmaterial in Fortfall fommt. In— 
beilen find einzelne Poften höher veranichlagt, jo die gemeiniamen außer: 
orbentlichen Ausgaben um 4,18 Millionen. Zie ordentlichen Einnahmen 
find um 14,57 Viillionen höher veranichlagt, und zwar die aus den direkten 
Steuern um 4,6 Millionen, aus der Berzehrungsfteuer um 4 Millionen, 
aus Poſt und Zelegraph um 3,3 Millionen, aus den Giienbahnen um 
5,2 Millionen Aronen. Die auberordentlihen Einnahmen find gegen ba3 
Borjahr um 18,27 Millionen Kronen niedriger veraniclagt. 


24. Oktober. Sfterreich-Ungarn tritt dem deutjch-englifchen 
Bertrage über China bei. (Val. ©. 129.) 

Ende Oktober. In Bosnien fommt es zu einem Zuſammen— 
ftoße zwijchen öfterreichifcehen und montenegrinijchen Patrouillen, 
wobei zwei Montenegriner erjchoflen werden. 

Dktober. November. (Pet) Abgeordnetenhaus. Beſchluß 
über die Ehe des Erzherzogs Franz Ferdinand. 

Die Regierung bringt einen Gejegentwurf ein, der den morgana- 
tiichen Charakter der Ehe des Thronfolgers anerkennt und feine Kinder von 
ber Nachfolge auöfchließt. Die Oppofition befämpft das Geſetz, weil die 
ungariſche Verfaffung die morganatiiche Ehe nicht kenne, in Ungarn ſeien 
alſo die Kinder des Erzherzogs erbberechtigt. Miniſterpräſident v. Szell 

hrt dagegen im Juſtizausſchuſſe aus (19. Oktober), die morganatiſche Ehe 
ei ein auf dem ganzen Kontinent anerkanntes Rechtsinſtitut. Die Erklärung 
es Erzherzogs beſage, daß er eine morganatiſche Ehe ſchließe, die aus dieſer 
Ehe etwa hervorgehenden Kinder ſeien keine Erzherzoge. Nur Erzherzoge 
aber ſeien im Sinne der pragmatiſchen Sanktion thronfolgeberechtigt. Die 
Kinder aus dieſer Ehe des Erzherzogs Franz Ferdinand ſeien alſo von der 
Thronfolge ausgeſchloſſen. Eine Aenderung der Thronfolgeordnung ſei 
nicht eingetreten. Er, der Miniſterpräſident, ſei der Anficht geweſen, daß 
dieſer Vorgang im Herrſcherhauſe dem Reichsſtag habe zur Kenntnis ge: 
bracht werden müfjen und daß die Erklärung des Erzherzogs in die Gefeh: 
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fammlung aufgenommen werben jolle. — Nach längeren Debatten im Plenum 
wird die Vorlage angenommen (9. November). 


11. November. (Innsbruck.) Zum erftenmale findet in 
Tirol eine große Luther- und Reformationzfeier jtatt, an der die 
deutjch-nationalen Studentenverbindungen teilnehmen. 


15. November. (Innsbruck.) Der Dichter Adolf Pichler, 
80 Jahre alt, f. 


12. Dezember. (Cisleithanien.) Beginn der Wahlen zum 
Reichsrat. 


14. Dezember. (Peſt.) Abgeordnetenhaus. Debatte über 
den Dreibund. 


Abg. Ugron polemifiert gegen den Dreibund, in dem Defterreich- 
Ungarn eine niedrige Stellung einnehme und wirtichaftlich von Deutſchland 
audgenußt werde. Minifterpräfident v. Szell: Innerhalb des Dreibundes 
beiteht eine vollftändige Parität in dem Sinne, daß jeder Bundesgenoſſe 
fo viel Geltung befißt, ald er Macht in die Wagjchale wirft. Die Inter— 
eſſen Dejterreich- Ungarn? und Deutſchlands haben das Bündnis geknüpft, 
die Gefühle der Völker haben es befiegelt. (Beifall rechts.) Es ift nicht 
vorauszufegen, daß in abjehbarer Zeit ein Interefjenkonflitt entftehen follte. 
Jede andere Kombination, die etwa dem Abg. Ugron vorjchwebt, würde 
die Stellung der Monarchie in Europa vermindern. Ein Bruch der Tripel- 
allianz würde ein verhängnisvoller Schritt fein. Auch in Deutjchland ift 
man, und zwar mit Recht, von der Bedeutung und dem Wert des Bünd— 
nifjeg durchdrungen. Wenn Ugron behauptet, daß Deutjchland in wirt: 
Ichaftlicher Beziehung mit uns fchlecht verfährt, muß allerdings zugegeben 
werden, daß die Lage fich nicht in völlig wünfchenstwerter Weije geftaltet. 
Deutjchland pflegt feine Wirtjchaftspolitit von feiner allgemeinen Politik 
abzujondern, nicht bloß und, jondern auch anderen Mächten gegenüber. Das 
ift bedauerlih. Wir müfjen eben bei Vertragsverhandlungen darauf bedacht 
fein, daß dieſem Mebelftand ſoweit ald möglich abgeholfen werde. Allein 
jene erwähnten Umftände können die große Bedeutung diefer Allianz nicht 
in Frage ftellen. Ein weiterer kraſſer Irrtum Ugrons befteht darin, daß 
er behauptet, infolge de3 Bündniffes mit Deutichland ſei gewifjfermaßen ein 
Boykott über anderweitige Kapital, franzöfiiches und englijches, verhängt. 
Für jeden Sachkundigen finanzieller und induftrieller Berhältnifje bedarf 
diejer Irrtum feiner Widerlegung. (Beifall.) 


20. Dezember. Wien.) In einer VBerfammlung der Ehrift- 
lich-Sozialen proflamiert Prinz Alois Liechtenjtein die Herjtellung 
der deutjchen VBermittlungsfprache im behördlichen Verkehr und den 
Schuß der deutjchen Minoritäten in den jlavifchen Ländern. 


31. Dezember. Die „Wiener Zeitung” veröffentlicht ſechs 
Verordnungen auf Grund de $ 14. 

Es befinden fich darunter das Rechnungsgejeg für 1900 und das 
Budgetprovijorium für das erfte Halbjahr 1901. Mit dem Budgetprovi: 
forium, jo bejagt der halbamtliche Kommentar, mußte mit Rüdficht auf die 
durch die Auflöjung des Reichgrat3 gegebene Sachlage für die Fortführung 
des Staatöhaushalts über das laufende Jahr hinaus vorgejorgt werden. 

Europäifcher Geſchichtskalender. XLI. 13 
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Dieje Vorforge mußte fi mit Rüdficht auf den Termin des Zufammen- 
tritt3 de3 neuen Reichdrat3 und auf den Zeitraum, welcher erfahrungsgemäß 
für die Konftituierung bdesjelben und für die Beratung des Staalsvor— 
anſchlags erforderlich ift, naturgemäß auf einen längeren Zeitraum erftrecden, 
weshalb die Proviforialermädtigung auf ſechs Monate ausgedehnt wurde. 
Das Proviſorium nimmt, wie jenes für das zweite Semefter 1900, behufs 
eventueller Stärfung der Kaſſenbeſtände die Ermächtigung zur Aufnahme 
einer jchwebenden Schuld bis zu 50 Millionen Kronen für den Bedarfsfall 
in Anſpruch, eine Maßregel, welche troß der bisherigen Möglichkeit, ohne 
ein jolches Mittel auszutommen, doch durch die Vorficht geboten erſchien. 


III. 
Portugal. 


2. Januar. (Kiſſabon.) Der König eröffnet die Cortes 
und erklärt in einer Thronrede, die Nation werde die afrifanijchen 
Befihungen erhalten und verteidigen. 

4. Januar. (Senat.) Erllärungen über die Haltung ber 
Regierung im jüdafrifanifchen Kriege. 

Der Minifter des Auswärtigen erklärt in der Beantwortung einer 
Anfrage im Senat betreffend den Krieg in Südafrika, die Linie, auf der 
fi) Portugal bewegt habe, jei gewejen, zu jehen, daß feiner der beiden 
Kriegführenden Hilfe oder Unterftügung in Lourengo Marquez finde. Der 
Minifter habe feine Mitteilung über eine Durchfuhr von Mannſchaft oder 
Kriegämaterial erhalten und jede Inftruftiongübertretung eines Beamten 
würde geahndet werden. Portugal habe feinen Grund, an der Loyalität 
und forreften Haltung Englands zu zweifeln. &3 jei nur möglich gewejen, 
zwei Haltungen gegenüber dem Konflikt der beiden Bemwaffneten anzunehmen: 
man habe fich entweder an ihm beteiligen oder ihm fernbleiben können. 
Portugal habe fich nicht an ihm beteiligt, habe aber auch im Einklange 
mit Präcedenzfällen feine Neutralität nicht eigens erklärt. Der deutſch— 
englijche Vertrag jei ausjchlieglich von diefen zwei fremden Nationen ab: 
geichlofjen worden. Portugal habe, wie das bereit3 in den Cortes mit: 
geteilt worden ſei, von beiden Nationen ganz fategorijche Zuficherungen 
binfichtlichh der Wahrung feiner Souveränität erhalten. Portugal könne 
überhaupt feinen Vertrag abichließen, ohne daß die Cortes davon Kennt— 
nis erhalten. 


30. März. (Kammer) Der Minijter de Auswärtigen 
verliejt da8 Berner Delagoaslrteil und erklärt, die Regierung werde 
die Entjchädigung, zu welcher Portugal verurteilt ift, binnen kurzem 
ohne Zuhilfenahme einer inneren oder äußeren Anleihe zahlen. 
(Vgl. Schweiz.) 

3. April. (Kammer) Der Minifter des Auswärtigen er= 
Härt über die Neutralität im ſüdafrikaniſchen Kriege: 


Die Beförderung von englijchen Soldaten und Kriegamaterial mit 
ber Eifenbahn auf portugiefiichem Gebiet zwijchen Beira und Rhodefia jei 
13* 
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vom 21. Dezember 1867, welcher das feit alter Zeit beftehende gleiche Recht 
beider laudesüblichen und Landesſprachen unter die Sanktion des Staats— 
grundgejeßes ftellt, verftoken und auch mit dem Artikel 10 des Staats: 
grumdgejeßes vom 21. Dezember 1867 und dem Artikel 11 des Staatsgrund— 
gejeßes vom 21. Dezember 1867 nicht vereinbar find. Die gedachten Vor: 
lagen könnten fohin nur im Wege einer Uenderung der Staatsgrundgejeße 
zum Gejete erhoben werden. Eine Erlaſſung berjelben in der Form kaiſer— 
licher Verordnungen auf Grund des $ 14 wäre direkt ein Verfaſſungsbruch, 
weil die Anwendung bed $ 14 in allen Fällen verboten ift, in welchen es 
fih um eine Aenderung der Stantsgrundgejehe handelt. („Allg. Ztg.“ 

18. Juni. (Best) Abgeordnetenhaus. Debatte über die 
Lage in China. 

Abg. Koſſuth interpelliert über die Beteiligung Defterreich-Ungarna 
an dem Vorgehen gegen China. Minifterpräfident v. Szell: Ein Detache— 
ment don 25 öfterreichifchen und ungarijchen Soldaten habe ſich der Streit: 
kraft der anderen Mächte angejchloffen, um den heimijchen Gefandten und 
Konjuln Schub angebeihen zu laffen. Ein verbindliches Uebereinkommen 
zwiichen den Mächten bezüglich des Verhältniffes der Streitkräfte exiftiere 
nicht. Das gemeinfame Ziel der Mächte beftehe darin, daß eine jede ihre 
Flagge und ihre Unterthanen beſchütze. Ueber diejes Ziel hinaus werde 
feine Macht gehen, in dieſem Punkt jeien alle Mächte einig. Was die 
frage des Ynterpellanten bezüglich; etwaiger Eroberungspläne Rußlands 
betrifft, jo erklärt der Minifterpräfident, daß weder die Regierung noch ber 
Minifter des Aeußern eine Kenntnis davon haben, daß eine Macht eine be: 
ſondere Stellung einnehmen würde. Dieje Frage ſei nicht in den Border: 
grund getreten. Vielmehr könne auf Grund von red de und amts 
lichen Erklärungen fonftatiert werden, daß alle Mächte darin übereinftimmen, 
daß der Zweck der Aktion ausschließlich der Schuß der betreffenden Unter: 
thanen und nationalen Vertreter fei. Schlieklich erklärt der Minifterpräfi- 
bent, daß jeitend Oeſterreich-Ungarns feine weitergehende Aktion, die zu 
Komplikationen führen könnte, beabjichtigt jei. Die Antwort wird ein: 
ftimmig zur Senntni3 genommen, 


18. Juni. (Peſt.) Abgeordnetenhaus. Der Minijterpräfident 
zieht die eingebrachte Duotenvorlage zurüd, weil durch die Ver— 
tagung des öfterreichijchen Reichsrats eine Verhandlung mit Öfter- 
reich außgejchloffen ijt. Die Quote muß durch Allerhöchite Bes 
jtimmung fejtgefeßt werden. 

24. Juni. (Münchengräß.) Ein großer, angeblich von 
60000 Perſonen bejuchter tjchechiicher Volkstag proflamiert rück— 
fichtölofen Kampf gegen die Körber'ſchen Sprachengefeße und ver- 
urteilt die Bejtrebungen der Sozialdemokraten und der tichechifchen 
Volkspartei. 

28. Juni. 1. Juli. Wien.) Bermählung des Thronfolgers 
Erzherzog Franz Ferdinand. Eidesleiftung. 


Der Thronfolger will ſich mit der Gräfin Sophie Chotef vermählen. 
Da die Ehe nicht ebenbürtig ift, muß er eidlich verjprechen, für feine Kinder 
auf die Nachfolge zu verzichten. Die Eidezleiftung findet am 28. Juni ftatt, 
in ber Geheimen Ratsſtube der Hofburg in Gegenwart der Erzherzöge, 
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oberften Hofchargen, Geheimen Räte und Minifter beider Reichahälften. 
Der Kaiſer richtet vor der Vereidigung folgende Anſprache an die Ver: 
fammlung: „Ich habe zur heutigen Freier die Mitglieder Meines Hauſes, 
Meine Geheimen Räte und Meine Minifter eingeladen, da die heute ab: 
zugebende Erklärung für das Erzhaus und die Monarchie von großer Wid): 
tigfeit ift. Stet3 von dem Wunſch bejeelt, für das Befte der Mitglieder 
Meines Erzhaufed zu jorgen, und um Meinem Neffen einen neuen Beweis 
Meiner bejonderen Liebe zu geben, habe Ich Meine Zuftimmung zur Ab: 
ichliegung feiner Ehe mit Gräfin Sophie Chotef gegeben. Gräfin Sophie 
Chotek jtammt zwar aus einem edlen Gejchlecht, aber ihre Familie gehört 
nicht zu Jenen, welche nad) der Gewöhnung Unſeres Haufes als ebenbürtig 
angefehen werden können. Nachdem nur Frauen aus ebenbürtigen Häufern 
als ebenbürtig angejehen werden, ift die Ehe al3 eine morganatifche 
Ehe anzufehen und können daher die aus biejer Ehe mit Gottes Segen 
ftammenden Kinder nicht die Rechte von Mitgliedern des Erzhaufes teilen. 
Der duxchlauchtigſte Here Erzherzog wird daher, um dies für alle Zukunft 
ficherzuftellen, heute einen Eid des Sinnes ablegen, daß er all dies voll: 
ftändig anerfenne, daß jeine Ehe mit ber Gräfin Chotek eine morganatifche 
Ehe ift, daß daher aus allen fich daraus ergebenden Folgen die Ehe nicht 
ala ebenbürtig angejehen werden fann und dab die aus derjelben ftammen: 
den Kinder auch nicht die Rechte von ebenbürtigen Kindern haben können. 
Sch fordere Meinen Minifter des kaiſerlichen Haufed auf, den Eid bem 
durchlauchtigften Herrn Erzherzog vorzuleſen.“ Nachdem der Minifter des 
Aeußern, Graf Goluchowski, der faiferlichen Aufforderung nachgefommen 
war, la3 Erzherzog Franz Ferdinand die nachftehende Eideserklärung: „ch, 
Franz Ferdinand, von Gottes Gnaden Erzherzog von Defterreich, ſchwöre 
zu Gott dem Allmächtigen, daß ich die Hausgejeße überhaupt und aus An- 
laß der mit Eophie Gräfin Chotef abzujchließenden Ehe insbeſondere voll: 
fommen anerfenne, ferner, daß ich bie mir vorgelefene Eideseinleitung in 
allem und jedem mit allen Klauſeln annehme, und anerfenne daher, daß 
ich die Ehe mit Sophie Gräfin Chotek al3 eine morganatijche Ehe ansehe, 
daß ich die Kinder, welche mit Gottes Segen aus berjelben hervorgehen 
werden, al3 nicht ebenbürtige und auch nad) der pragmatijchen Sanftion 
ala — berechtigt zur Thronfolge in Oeſterreich wie auch in Ungarn 
anſehe.“ 

Am 1. Juli findet die Hochzeit ſtatt. Die Gräfin Chotek wird vor— 
her zur Fürſtin von Hohenberg erhoben. 


29. Juni. Wiederanwendung des 8 14. 


Die „Wiener Zeitung“ enthält eine kaiſerliche Verordnung, welche 
die Regierung auf Grund des $ 14 ber Verfafjung ermächtigt zur ort: 
erhebung der Steuern und Abgaben zur Beftreitung ded Staatsaufwands 
bis Ende Dezember 1900. Die Verordnung ermächtigt den Finanzminifter, 
zur Beftreitung dev unauffchiebbaren Jnvejtitionsauslagen im Bedarfsfalle 
50 Millionen Kronen zu beſchaffen. Drei weitere faijerliche Verordnungen 
auf Grund des $ 14 betreffen die Notſtandskredite. — Ein Eaiferliches Hand: 
fchreiben an die Minifterpräfidenten beftimmt das Verhältnis der Beitraga- 
leiftung zur Beftreitung des Aufwand für gemeinfame Angelegenheiten mit 
66% 4 Proz. für die Öfterreichiichen und mit 33° Proz. für die unga= 
riſchen Länder. 


Mitte Juli. (Mähren) Die Leitungen der deutjchen Fort— 
ichrittöpartei und der deutjchen Volkspartei faſſen folgenden Be— 
ſchluß über die Körber'ſchen Sprachengejege für Mähren: 
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Würde diefer Entwurf Geſetz, dann hängt bie Seftaltung des Ge: 
brauch® der Sprache im internen Dienft wejentlic von ber nationalen Zu— 
jammenjegung des Beamtenkörperd ab und wird nicht unbeeinflußt bleiben 
bon dem politiſchen und nationalen Gepräge, welches Die jeweiligen Re: 
gierungen zeigen werben. Bon ihrem eigenen politifchen und nationalen 
Standpunft aus find die Deutichen Mähren nach reiflicher Ueberlegung 
und Erwägung aller in Betracht kommenden Umftände zur Neberzeugung 
gelangt, daß eine jelbft nur teilweife Durchbrechung des ‚Prinzips der in: 
ternen deutſchen Amtssprache für ihre nationale Eriftenz im Lande mit ben 
ernfteften Nachteilen verbunden ift. 

18. Auguft. Kaiſer Franz Joſeph feiert feinen 70. Geburt3- 
tag, der auf feinen Wunjch nicht offiziell gefeiert wird. Am 24. 
bringt die „Wiener Zeitung” folgendes Handjchreiben: 

Lieber Dr. v. Körber! Anläßlich meines 70. Geburtstages find mir 
von der gefamten Bevölkerung jo zahlreiche Glüd: und Segenswünſche zu: 
gefommen und find auch fo viele loyale Kundgebungen aller Art erfolgt, 
daß die allumfafjende Anhänglichfeit an Meine Perjon in erhebender Weiſe 
zum Ausdrud fam. Tiefbewegt beauftrage Ich Sie, alljeit3 Meinen wärmften 
und innigiten Dank, welcher auch in die fernfte Hütte dringen foll, zu ver— 
fünden. Alle Meine Völker mögen wiſſen, daß Ich ihrem Wohl. mein 
Leben geweiht habe und dab Ich Mich glücklich jchäße, ihr Gebdeihen zu 
fördern, und dab Ich in der Loyalität, dem Patriotismus und im gegen: 
jeitigen Vertrauen die fejten Stüben erblide, auf denen die Zufunft des 
Vaterlandes ruht! Gott der Allmächtige ſegne und ſchütze das Band, das 
Mich und Meine Völker umjchließt. 

Franz Joſeph. 


3./7. September. (Graz.) Parteitag der öſterreichiſchen 
Sozialdemokratie. Stellung zum Bolfstum. 

Der Parteitag beſchließt Schaffung einer Agitation über das ganze 
Reich zur Herbeiführung des allgemeinen Wahlrechts. Ferner foll die Ein: 
führung der ftaatlichen Alters: und Invalidenverficherung erftrebt werben. 
Der deutſche Reichstagsabg. dv. Vollmar jpricht über den Patriotismus 
und teilt den der Sozialdemokratie gemachten Vorwurf der Vaterlands— 
lofigfeit zurüd. Nur ganz Dumme und Niederträchtige könnten ihn er: 
heben. Nationalität und nternationalität feien nicht Dinge, die fi) aus: 
ichließen, fondern die fich ergänzen. Bon der fraßenhaften Karrikatur des 
Chauvinismus, welcher, um das eigene Volk groß erjcheinen zu laſſen, andere 
Nationen verachtet und befämpft, von den Leuten, die da glauben, deutjch 
jein heißt, das größte Maul haben, wollen wir nichts wiſſen. (Lebhafter 
Beifall.) In der Liebe zum eigenen Volkstum, zum Gemeinwejen, dem man 
angehört, fann uns feine Partei, feine Volksſchicht übertreffen. 


7. September. (Eisleithanien.) Eine faiferliche Verord— 
nung löſt das Abgeordnetenhaus auf. Die „Wiener Zeitung“ 
jchreibt dazu: 


Seit drei Jahren entbehrt der Staatshaushalt der verfaſſungsmäßigen 
Feſtſetzung und Kontrole, find die meiften Vorlagen der Regierung, namentlich 
dad umfafjende wirtichaftliche Programm, welches dem Reichsrat im legten 
Winter unterbreitet wurde, unerledigt geblieben, ftodt jede noch jo dring— 
liche Reform. Alle Münfche ber Bevölkerung, die fich auf die Hebung des 
allgemeinen Wohlftandes und der eigenen Steuerfraft beziehen, deren Er: 
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füllung umſomehr geboten ift, als die Bebürfnifje des Staates, Länder und 
Gemeinden ſich fortgeſetzt fteigern, müſſen zurückſtehen vor der einzigen, 
durchaus nicht den ganzen Staat berührenden Trage, der Regelung ber 
Amtsſprache in einzelnen Reichsgebieten. Die großen Erfolge der Welt: 
industrie und des Welthandels fielen anderen Reichen zu. Defterreich und 
jeine Völker konnten nur jenen geringfügigen Anteil erzielen, den der Unter: 
nehmungsgeift und der lobenswerte Mut Einzelner gewonnen, denen noch 
dazu ganz bejonders günftige Umftände zuftatten fommen mußten. Sonft 
aber waren alle Kräfte lahmgelegt, weil die Gejeßgebung für fie nicht vor: 
forgt und die Verwaltung die erforderlichen Mittel nicht bereititellen kann. 
Die wirtjchaftlichen Verhältnifje der Bauern, Handwerfer und Arbeiter 
leiden unter diejer unverantwortlichen Vernachläſſigung am allermeiften. 
Das ift fein haltbarer Zuftand. Dabei müffen die Staatöbeamten ihre In— 
tereifen, deren Hintanfegung fie jchon bisher ſchwer genug empfanden, fo 
gut wie gänzlich preisgegeben jehen. Das aufrichtige Beftreben der Re: 
gierung und ihr wohlwollendes Entgegentommen, die traurigen Verhältniſſe 
der legten Zeit in Vergeſſenheit zu bringen, find erfolglos geblieben. Ihre 
fonjequent dargethane politifche Unparteilichkeit, ihre nationale Unbefangen: 
heit, jowie die nachhaltigften Bemühungen vermochten nicht, die Wieder: 
aufnahme der der Volfsvertretung durch das Staatsgrundgejeh zugewieſenen 
legislativen Arbeit zu erreichen. Die Auflöjung de3 Abgeordnetenhaufes 
wurde zur gebieterifchen Notwendigkeit. Die Regierung legt den Wähler: 
ſchaften nahe, bei den unverzüglich erfolgenden Neuwahlen ihre wirtjchaft: 
lichen Intereſſen entjchloffen wahrzunehmen, fie werden damit die Erftarfung 
bes Staates fördern und deſſen Fähigkeit erhöhen, die Bevölferung auf dem 
Wege alljeitiger Entwidlung wirkungsvoll zu unterftügen. Die Regierung 
hat mit der Auflöjung des Abgeordnetenhaufes, das feine pofitive Arbeit 
leiftete, dem fonftitutionellen Grundſatz Rechnung getragen. Se erniter die 
Verhältniſſe, defto dringender geftaltet fich die Pflicht der Wählerjchaften, 
fich die Bedeutung ihres Botums in dem Augenblice gegenwärtig zu halten, 
two die neu zu mwählende VBolfsvertretung die für ihre künftige Wirkjamfeit 
entjcheidende Geftaltung erhält. Die Wählerjchaften werden entjcheiden, ob 
das unjchägbare Gut, welches in der Kontinuität der verfaffungsmäßigen 
Einrichtungen gelegen ift, dadurch um feinen ganzen Wert gebracht werden 
joll, daß dieje immer von neuem jede praftifche Wirkjamkeit verjagen. 


14. September. (Ci3leithanien.) Eine faijerliche Verord— 
nung verfügt, daß Frauen an inländijchen Univerfitäten Medizin 
jtudieren und den Doktorgrad erlangen können. Ebenjo werden 
fie zum pharmazeutijchen Beruf zugelafjen. 


September. Oktober. November. (Cisleithanien.) Aufrufe 
der Parteien zu den Neuwahlen. 


„Deutjche Volkspartei.“ Bei dem Spracenfampfe handle es fich 
nicht nur um die die einzelnen Zeile des Staates berührende Regelung der 
Amtssprache, jondern um die für den Beitand der Monarchie entjcheidende 
Frage, ob Defterreich getreu der geichichtlichen Gntwidelung des Staates 
unter deutjcher Führung und unter der Vorherrſchaft der deutjchen Sprache 
als Staatsſprache fein und bleiben jolle, oder ob man auf dem Umwege 
der föderaliftiichen Erperimente zur vollftändigen wirtjchaftlicden Abhängig: 
feit von Ungarn, zur Elerikal:feudalen Herrichaft, zum böhmischen Staats: 
recht und damit zur Zertrümmerung des Reiches gelangen jolle. Das deutjche 
Volk müfje bei den bevorjtehenden Wahlen beweijen, daß es derartige Be: 
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ftrebungen aus eigener nationaler Kraft zu nichte machen werde. Die Ab: 
geordneten der deutſchen Volkspartei hätten in Waffenbrüderſchaft mit den 
anderen beutjchen Parteien die Aufhebung der Sprachenverordnungen, bie 
Zertrümmerung ber autonomiftisch jlavifchen Mehrheit des Abgeordneten: 
hauſes und die Iſolierung der ZTichechen erziwungen. Der Aufruf betont, 
daß die Partei an ihren wirtjchaftlichen und jozialreformatorijchen For: 
berungen feithalte. 

„Sungtichechifche Partei.” An das böhmiſche Volt! Der Reichdrat 
ift aufgelöft. Die böhmischen Wähler find abermals zur Urne berufen, um 
auf unzweideutige und bejtimmte Weife zu erklären, ob fie wollen, daß das 
böhmijche Volk jeinen Naden unter ein Unrecht beuge, das ihm leichtfertig 
zugefügt worden ift, oder ob fie die Defenfivtaftif billigen, welche die bis: 
herigen Vertreter des Volkes gegen das herrichende Syitem eingeleitet haben. 
In einer ſchweren Berfafjungsfrifis befindet fich die Monarchie. Allein 
anftatt dba bei der Kur auf die Entitehung der Krankheit da3 Augenmerk 
gerichtet twerde und daß endlich in diefem Reich auf gerechte Art und Weije 
die prinzipiellen nationalen und verfafjungsmäßigen Probleme gelöft werden, 
jollen bei den bevorftehenden Wahlen die Wähler ſich der wirtjchaftlichen 
und jozialen Intereſſen erinnern, welche durch das herrjchende zentraliftische 
Syitem fo lange vernachläſſigt worden find. Auf eine jolche Aufforderung 
werben die tichechiichen Wähjer die einzig mögliche Antwort erteilen: „Das 
böhmische Volk wird niemals auf die bejondere ftaatärechtliche Stellung der 
Länder der böhmischen Krone verzichten, welche allein zur Eulturellen Hebung 
und zur ökonomiſchen Wohlfahrt der Bevölkerung führen kann; das böhmijche 
Volk wird niemals ablafjen von jeinen Anjprücen auf Umwandlung des 
bureaufratiichen Zentraliamus in eine wahrhafte Selbftverwaltung, auf die 
Durchführung des gleichen Rechts der tichechijchen Sprache auf allen Ge: 
bieten de3 Staatälebens und auf Anerkennung dolltommener bürgerlicher 
Freiheit. Das böhmische Volt wird durch feine Stimme das Vorgehen 
jeiner Abgeordneten gutheißen.“ In diefem Sinne gehet, böhmijche Wähler, 
an die Wahlvorbereitungen! Das Erefutivfomitee der national:freifinnigen 
Partei, welche im vollen Bewußtſein ihrer DVerantwortlichkeit dem Volt 
gegenüber zu dem zäheften Kampf für die gemeinjamen Ziele des Volkes 
entichlofjen ift, wird in Wahlangelegenheiten Allen mit Rat und Hilfe bei: 
ftehen und wird dafür Sorge tragen, daß die bevorftehenden Abgeordneten: 
wahlen zu einer einmütigen und großartigen Manifeftation des gejamten, 
für Recht und Gerechtigkeit fämpfenden Volkes werben. 

Der Aufruf der „Ehriftlih:Sozialen“ verurteilt die Obftruftion, die 
ben Tod ber jebigen Verfaſſung herbeiführen werde. „Die beftruftiven Ele: 
mente hoffen, am Grabe Defterreichs ihr Banner aufzupflanzen.“ Der Auf: 
ruf wendet ſich heftig gegen die Defterreich feindlichen Radikal-Nationalen, 
gegen die Sozialdemokraten und deren jüdifche Führer. Die Partei ver: 
langt Verſtaatlichung des Bank: und Geldwejen3 und der geſamten Kohlen: 
gewinnung; fie werde an ber deutſchen Gemeinbürgjchaft feithalten und für 
eine gejetliche Feſtlegung der deutichen Vermittelungsſprache eintreten. Gut 
deutſch, gut chriftlich, gut Öfterreichiich jei die Parole im Wahlkampfe. 

„Deutſch-Nationale“: „Mit der Fortjeßung einer Politif, durch bie 
ber Staat den Slaven ausgeliefert wird, fommt nicht nur die Berfaflung, 
fondern auch der Staat jelbft in Gefahr. Die Sorge um ihn ift die Sadıe 
der Regierung. Wir ftellen die Pflicht, unſer Volkstum zu erhalten und 
befien geichichtliche Aufgabe in Defterreich zu erfüllen, voran. Darum be: 
fämpfen wir die flavijchen, flerifalen und feudalen Anjchläge, die darauf 
ausgehen, Defterreich feinem Berufe zu entziehen. Deshalb „Los von In: 
garn, 203 von Galizien, Los von Juda und Rom“, deshalb verlangen wir 


Die Gefterreihifc-Ungarifhe Monarhie. (Sept. Mitte— Dt. Anf.) 191 


ein jelbftändiges Bertretungsgebiet der ehemals zum deutſchen Bunde ge 
hörigen Provinzen und einen über ein völkerrechtliches Bündnis hinaus: 
reihenden Anſchluß an das Deutfchreich.*“ Den Wählern wird bei ber Wahl 
als Leitwort empfohlen: „Der Mann und feine Sache muß durch und durch 
deutjch fein!“ 

„Deutjche Fortſchrittspartei“: „Die nächſte Zukunft könne entjcheiden, 
ob Defterreich als Einheitäftaat weiter beitehen oder in feine Bruchteile zer: 
ichlagen und einer jlavifchen Diktatur überantworlet werden ſolle. Der 
MWahlaufruf bezeichnet es als einen Irrtum, daß ber nationale Kampf von 
tihechischer Seite nur geführt werde wegen der Regelung der Amtsſprache 
in einigen Gebieten des Reiches, und erklärt, die Deutjchen erhofften eine 
Beljerung nur von dem Zufammentoirken einer zielbemwußten Regierung und 
einer gewifienhaften Volksvertretung, durch welche unter gejeglicher Feſt— 
legung der deutjchen Sprache als Staats- oder Vermittelungsſprache das 
einheitliche Gefüge de Staated gefichert werden müßte Nur unter diejer 
Dorausjegung könne die ererbte Stellung des deutſchen Volkes befeftigt, die 
Macht des Staates nah außen gewahrt und die wirklichen wirtjchaftlichen 
Aufgaben ber nächiten Zeit in befriedigender Weife gelöft werden.“ 

Die „Katholiiche Volkspartei” gibt ald die Hauptpunfte ihres Pro: 
gramm an: 1. Die Katholische Volkspartei erklärt ich gegen das böhmifche 
Staatsrecht; 2. fie tritt für die Erhaltung der deutſchen Bermittlungsiprache 
in ihrem faktiſchen Beftande ein; 3. fie erklärt, feine aggreifive Haltung 
gegen die Organilation der deutjchen Gemeinbürgichaft einzunehmen; 4. fie 
iſt bereit, die Regierung in ber Flottmachung de3 Parlaments zu unter: 
ftügen; 5. fie erflärt fich für eine Politif der freien Hand und gleichzeitig 
für ein Zufammengehen mit dem Polenklub. 

„Sozialdemokraten“: „Das arbeitende Volk aller Zungen hat feine 
Luft, an dem Wahnwik und dem Egoismus der Herrfchenden zu grunde zu 
gehen. Es gilt, entſchloſſen das alte ausgelebte Defterreich endgültig zu 
begraben und einen neuen Bau aufzurichten. Die Sozialdemokratie allein 
bat als Antwort auf die nationalen Fragen: Nationale Autonomie und 
ehrliche Demokratie. Die Sozialdemokratie tritt in den Wahlkampf mit 
bem Rufe: Allgemeines, direktes, gleiches Wahlrecht, nationale Selbſtändig— 
feit, freied Bündnis aller Völker, Kampf gegen Ausbeutung, Knechtichaft 
und Volksverdummung.“ 

„Polenklub“: „E3 müſſe eine Gefundung des parlamentarischen Lebens 
angeftrebt werden. Eingedenk der Pflichten gegenüber dem Staate, in wel: 
chem die Polen frei zu leben vermögen, ſowie eingedenf der traditionellen 
Anhänglichkeit der Polen an die fonftitutionellen Freiheiten ſei es vor allem 
die Aufgabe ber Abgeordneten, die Rechte dev Sprache und der Landes: 
autonomie zu verteidigen. In dem Aufruf werben weiter alle nationalen 
Parteien aufgefordert, nur Kandidaten aufzuftellen, welde ohne Rüdficht 
ber Parteifchattierung die Notwendigfelt einer nationalen Solidarität an: 
erkennen und fich während der ganzen Zeit der Mandatsdauer ftrikte der 
Solidarität im Polenklub unterwerfen. 


Mitte September. (Siebenbürgen) Die ungarifche Re— 
gierung verjucht an Stelle der deutjchen magyarifche Ortsnamen 
einzuführen. Die Ortöbehörden widerjegen fich energijch. 

21. September. (Dur i. Böhmen.) Bei einem Grubenunglüd 
werden über 50 Arbeiter getötet. 

Anfang Oktober. Die meijten djterreichifchen und ungarifchen 
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Blätter jprechen fich billigend über die Antwort des Deutjchen Kaiſers 
an den Kaijer von China aus. j 

10. Oktober. GPeſt.) Der Finanzminifter legt dem Abgeord- 
netenhauje das Budget vor. 


Danach beziffern ſich die ordentlichen Einnahmen mit 1,012,770,396 
Kronen, die ordentlichen Ausgaben auf 970,496,503 Kr.; es ergibt ſich jo: 
mit ein Ueberſchuß im Ordinarium von 42,273,893 Kr.; dagegen ftehen im 
Ertraordinarium dem Betrag von 84,049,914 Kr. für vorübergehende Aus— 
gaben und Inveſtitionen nur 43,811,901 Kr. Einnahmen gegenüber; es 
ergibt fich aljo im Ertraordinarium ein Fehlbetrag von 42,238,013 Kr. 
Zujammengerechnet im Ordinarium und Ertraordinarium, belaufen ſich die 
Gejamtausgaben auf 1,056,536,417 Kronen, die Gejamteinnahmen auf 
1,056,582,297 Kr., jo daß ald Endergebnis ein Ueberſchuß von 35,880 fr. 
verbleibt. Die ordentlichen Ausgaben zeigen gegen das Vorjahr eine Stei— 
gerung von 12,86 Millionen; von diefem Mehrerfordernis entfallen 2,56 
Millionen auf den Mehrbedarf der gemeinjamen Ausgaben, 5,10 Millionen 
auf Eijenbahninveftitionen und die VBerftaatlihung des Beterinärdienftes. 
Die außerordentlichen Ausgaben find zujammen um 16,45 Millionen nied: 
tiger al3 im Vorjahre veranschlagt, weil die zu den vorübergehenden Aus: 
gaben gehörige Forderung für dag Müngmaterial in Yyortfall fommt. Sn: 
dejjen find einzelne Posten höher veranichlagt, jo die gemeinfamen außer: 
ordentlihen Ausgaben um 4,18 Millionen. Die ordentlichen Einnahmen 
find um 14,57 Millionen höher veranſchlagt, und zwar die aus den direkten 
Steuern um 4,6 Millionen, aus der Verzehrungsfteuer um 4 Millionen, 
aus Poſt und Zelegraph um 3,3 Millionen, aus den Gijenbahnen um 
5,2 Millionen Kronen. Die außerordentlichen Einnahmen find gegen das 
Vorjahr um 18,27 Millionen Kronen niedriger veranschlagt. 


24. Oktober. Gfterreich-Ungarn tritt dem deutfch-englifchen 
Vertrage über China bei. (Val. ©. 129.) 

Ende Oktober. In Bosnien fommt es zu einem Zujammen= 
ftoße zwifchen öjterreichifchen und montenegrinijchen PBatrouillen, 
wobei zwei Montenegriner erjchofjen werden. 

Dftober. November. (Peſt.) Abgeordnetenhaus. Bejchluß 


über die Ehe des Erzherzogs Franz Yerdinand. 


Die Regierung bringt einen Gejeßentwurf ein, der den morganas 
tiichen Charakter der Ehe des Thronfolgers anerkennt und jeine Kinder von 
der Nachfolge ausſchließt. Die Oppofition befämpft das Geſetz, weil die 
ungarische Berfafjung die morganatijche Ehe nicht kenne, in Ungarn jeien 
aljo die Kinder des Erzherzogs erbberechtigt. Minifterpräfident dv. Sell 
führt dagegen im Juftizausfchuffe aus (19. Oftober), die morganatifche Ehe 
R ein auf dem ganzen Kontinent anerkanntes Rechtsinftitut. Die Erklärung 

es Erzherzogs bejage, daf er eine morganatifche Ehe ſchließe, die aus diejer 
Ehe etwa herborgehenden Kinder feien feine Erzherzog. Nur Erzherzoge 
aber jeien im Sinne der pragmatijchen Sanktion thronfolgeberechtigt. Die 
Kinder aus diejer Ehe des Erzherzogs Franz Ferdinand ſeien aljo von der 
Thronfolge ausgejchloffen. ine Aenderung der Thronfolgeordnung jei 
nicht eingetreten. Er, der Minifterpräfident, jei der Anficht gewejen, daß 
diejer Vorgang im Herrjcherhaufe dem Reichstag habe zur Kenntnis ge: 
bracht werden müſſen und dab die Erklärung des Erzherzogs in die Geſetz— 
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fammlung aufgenommen werden ſolle. — Nach längeren Debatten im Plenum 
wird die Vorlage angenommen (9. November). 


11. November. (Innsbruck.) Zum erjtenmale findet in 
Tirol eine große Luther- und Reformationzfeier ftatt, an der die 
deutjch-nationalen Studentenverbindungen teilnehmen. 


15. November. (Innsbrud.) Der Dichter Adolf Pichler, 
80 Jahre alt, f. 


12. Dezember. (Cißleithanien.) Beginn der Wahlen zum 
Reichsrat. 


14. Dezember. (Peſt.) Abgeordnetenhaus. Debatte über 
den Dreibund. 


Abg. Ugron polemifiert gegen den Dreibund, in dem Defterreich- 
Ungarn eine niedrige Stellung einnehme und wirtſchaftlich von Deutichland 
ausgenußt werde. Minifterpräfident vd. Szell: Innerhalb des Dreibundes 
befteht eine vollftändige Parität in dem Sinne, daß jeder Bundesgenoſſe 
jo viel Geltung befitt, ald er Macht in die Wagichale wirft. Die inter: 
efjen Oeſterreich-Ungarns und Deutjchlands haben das Bündnis geknüpft, 
die Gefühle der Völker haben es befiegelt. (Beifall rechts.) Es ift nicht 
vorauszufegen, daß in abfehbarer Zeit ein Intereſſenkonflikt entftehen jollte. 
Jede andere Kombination, die etwa dem Abg. Ugron vorichwebt, würbe 
die Stellung der Monarchie in Europa vermindern. Ein Bruch der Tripel- 
allianz würde ein verhängnisvoller Schritt fein. Auch in Deutjchland ift 
man, und zwar mit Recht, von der Bedeutung und dem Wert de3 Bünd— 
niſſes durchdrungen. Wenn Ugron behauptet, daß Deutichland in wirt: 
ichaftlicher Beziehung mit uns fchlecht verfährt, muß allerdings zugegeben 
werben, daß die Lage fich nicht in völlig wünſchenswerter Weiſe geitaltet. 
Deutichland pflegt feine Wirtjchaftspolitit von feiner allgemeinen Politik 
abzufondern, nicht bloß und, fondern auch anderen Mächten gegenüber. Das 
ift bedauerlih. Wir müfjen eben bei VBertragsverhandlungen darauf bedacht 
fein, daß diefem Uebelſtand fomweit als möglich abgeholfen werde. Allein 
jene erwähnten Umftände fönnen die große Bedeutung diefer Allianz nicht 
in Trage ftellen. Ein weiterer frafjer Irrtum Ugrons befteht darin, daß 
er behauptet, infolge de3 Bündniſſes mit Deutjchland ſei gewifjermaßen ein 
Boykott über anderweitige Kapital, franzöfiiches und englijches, verhängt. 
Für jeden Sachkundigen finanzieller und induftrieller Verhältniffe bedarf 
diejer Irrtum feiner Widerlegung. (Beifall.) 


20. Dezember. Wien.) In einer Berfammlung der Chriſt— 
lih-Sozialen proflamiert Prinz Alois Liechtenftein die Herftellung 
der deutjchen Bermittlungsjprache im behördlichen Verkehr und den 
Schuß der deutjchen Minoritäten in den jlavifchen Ländern. 

31. Dezember. Die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht ſechs 
Verordnungen auf Grund des 8 14. 


Es befinden ſich darunter das Rechnungsgeſetz für 1900 und das 
Budgetproviforium für das erfte Halbjahr 1901. Mit dem Budgetprovi— 
forium, fo bejagt der hHalbamtliche Kommentar, mußte mit Rüdficht auf die 
durch die Auflöſung des Reichsrats gegebene Sachlage für die Fortführung 
des Staatshaushalts über da3 laufende Jahr hinaus vorgejorgt werben. 
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Dieje Vorſorge mußte fih mit Rüdficht auf den Termin des Zufammen- 
tritt3 des neuen Reichdrat3 und auf den Zeitraum, welcher erfahrungsgemäß 
für die Konftituierung besjelben und für die Beratung des Staalsvor— 
anſchlags erforberlich ift, naturgemäß auf einen längeren Zeitraum erftreden, 
weshalb die Provijorialermädhtigung auf ſechs Monate ausgedehnt wurbe. 
Das Proviforium nimmt, wie jenes für das zweite Semefter 1900, behufs 
eventueller Stärkung der Kafienbeitände die Ermädtigung zur Aufnahme 
einer jchtwebenden Schuld bis zu 50 Millionen Kronen für den Bedarfäfall 
in Anſpruch, eine Maßregel, welche troß der bisherigen Möglichkeit, ohne 
ein ſolches Mittel auszukommen, doch durch die VBorficht geboten erſchien. 


III. 
Portugal. 


2. Januar. (Kiſſabon.) Der König eröffnet die Cortes 
und erflärt in einer Thronrede, die Nation werde die afrifanifchen 
Befiungen erhalten und verteidigen. 

4. Januar. (Senat) Erklärungen über die Haltung ber 
Regierung im ſüdafrikaniſchen Kriege. 

Der Minifter des Auswärtigen erklärt in der Beantwortung einer 
Anfrage im Senat betreffend den Krieg in Südafrifa, die Linie, auf der 
fi) Portugal bewegt Habe, jei gewejen, zu jehen, daß feiner der beiden 
Kriegführenden Hilfe oder Unterftügung in Lourengo Marquez finde. Der 
Minifter habe feine Mitteilung über eine Durchfuhr von Mannjchaft oder 
Kriegamaterial erhalten und jede Inſtruktionsübertretung eines Beamten 
würde geahndet werden. Portugal habe feinen Grund, an ber Loyalität 
und forreften Haltung England3 zu zweifeln. &3 fei nur möglich gewejen, 
zwei Haltungen gegenüber dem Konflikt der beiden Bewaffneten anzunehmen: 
man habe fich entweder an ihm beteiligen oder ihm fernbleiben können. 
Portugal habe ſich nicht an ihm beteiligt, habe aber auch im Einklange 
mit Präcedenzfällen feine Neutralität nicht eigens erklärt. Der deutſch— 
englifche Vertrag ſei ausſchließlich von diefen zwei fremden Nationen ab: 
geichlofjen worden. Portugal Habe, wie das bereit? in den Corte mit: 
geteilt worden fei, von beiden Nationen ganz fategorijche Zuficherungen 
binfichtlich der Wahrung feiner Souveränität erhalten. Portugal fönne 
überhaupt feinen Vertrag abſchließen, ohne daß die Cortes davon Kennt: 
nis erhalten. 


30. März. (Kammer) Der Minifter de3 Auswärtigen 
verliejt da8 Berner Delagoa-Urteil und erklärt, die Regierung werde 
die Entjchädigung, zu welcher Portugal verurteilt ift, binnen kurzem 
ohne Zuhilfenahme einer inneren oder äußeren Anleihe zahlen. 
(Bol. Schweiz.) 

3. April. (Kammer) Der Minifter des Auswärtigen er= 
Härt über die Neutralität im füdafrifanifchen Kriege: 


Die Beförderung von engliichen Soldaten und Kriegamaterial mit 
der Eifenbahn auf portugiefiichem Gebiet zwijchen Beira und Rhodefia fei 
13* 
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feitend Englands nachgeſucht und von Portugal zugeftanden worden. Eng: 
land made von biefem in den Staatäverträgen anerkannten Rechte Gebraug,. 
Der gegenwärtige Krieg hebe dieſe vor dem Kriege abaeichlofjenen Verträge 
nicht auf. Portugal habe in loyaler Weije feinen Entſchluß der Regierung 
von Trandvaal mitgeteilt und fei in volltommen korrekter Weije den ihm 
obliegenden Neutralitätzpflichten nachgefommen. Alle, welche von der ge: 
dachten Angelegenheit Kenntnis haben mußten, feien verftändigt worden. 
Der Minifter beendet feine Rede mit der Verſicherung, er wolle fich nicht 
nieberjegen, ohne auf das feierlichfte erflärt zu haben, daß die englijche 
Regierung mit Portugal Beziehungen unterhalte, deren Herzlichkeit und 
Loyalität nicht übertroffen werden könnten. Möge ed Gott gefallen, daß 
dieſe Beziehungen für immer jo blieben! 


21. Juni. (Kiſſabon.) Rüdtritt des Kabinett. Der Führer 
der Konjervativen, Hinhe-Ribeiro, bildet am 25. ein neue2. 

8. Dezember. (Lijjabon.) Auf einem Bankett feiern der 
Minifterpräfident Hinte-Ribeiro und der englijche Gejandte die 
engen Beziehungen zwijchen England und Portugal, die ſich auch 
während des afrifanifchen Krieges bewährt hätten. 

28. Dezember. (Lifjfabon.) Der Afrikareifende Sergo 
Pinto, 54 Jahre alt, }. 


IV. 
Spanien. 


Anfang Januar. Die Regierung entdect, daß Karliften in 
den bagfifchen Provinzen Waffen anfammeln. 

14. Januar. (Balladolid.) Die Handeldfammern treten 
zur Beratung der Steuerpläne der Regierung zufammen. (Dal. 
1899 ©. 210.) 


6. Februar. (Senat) Ein Antrag des Grafen Almenas, 
die Generale, die den Berluft der Kolonien verjchuldeten, zur 
Rechenjchaft zu ziehen, weil fie unwürdig und ehrlos ſeien, führt 
zu ſtürmiſchen Scenen. 


1. April. Die neuen Steuergefege treten in Kraft. 


Wer bis 1500 Pejetas (faum 1000 Mark) Gehalt befikt, zahlt 10 
v. H., bis 2500 12, bis 5000 14, bis 7500 16, biß 12500 18 und über 
12500 20 v. 9. feines Einfommens. Ferner werden auch alle Zagegelber, 
Gratififationen und Entihädigungen mit 12 v. H. zur Steuer herangezogen. 
Diefe Sätze gelten mit einigen Abänderungen auch für Militärs, Privat: 
und Bankbeamte, Aktiengejellichaften. Penfionierte Beamte und Offiziere 
haben noch mehr zu entrichten. Nur 5 dv. H. bezahlen die Schaufpieler, 
Sänger, Afrobaten und Stierfechter. Gänzlich befreit von der Steuer find 
allein die Volksſchullehrer. 


19, April. Umbildung des Kabinett3. 


Am 18. unterbreitet das Minifterium der KöniginsRegentin ein 
Dekret, wonach da3 bisherige Fomento-Minifterium (für Wohlfahrt, Ader: 
bau und Handel) aufgelöft wird und feine Dienftzweige befonderen Mini: 
fterien des Unterricht und der öffentlichen Arbeiten zugeteilt werben. 
Darauf gibt das Kabinett feine Entlaffung. Das Kabinett wird am 19. 
neu gebildet. Es ift wie folgt zufammengejeßt: Vorfig und Marine Sil: 
vela, Auswärtiged Marquis Aguilar de Campos, Juſtiz Marquis Vadillo, 
Finanzen Billaverbe, Inneres Dato, Krieg Azcarraga, Unterricht Garzia 
Alix, Öffentliche Arbeiten Gaflet. 


29. April. (Madrid) Das Blatt „Siglo Futuro“ ver- 
Öffentlicht einen Aufruf der Union national (vereinigte Handels— 
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fammern), der Eteuerverweigerung empfiehlt. Das Blatt wird 
fonfisziert. 

Mai. AZuni. In Barcelona finden KHundgebungen und 
Ausschreitungen gegen die Regierung ftatt, die in kataloniſch-ſepa— 
ratiftiichen Anfchauungen und in wirtjchaftlicher Unzufriedenheit 
ihren Grund haben. Die Regierung verfündet den Belagerungs- 
zuftand. Die Unruhe greift auch nad) Madrid, Valladolid, Burgos 
und Saragofja hinüber, wo die Läden gejchloffen werden. In 
Madrid wird der Belagerungszuftand proflamiert (21. Juni). 


Ende Mai. (Madrid.) Die Königin erteilt Bertretern des 
Handeläftandes eine Audienz, bei der diefe gegen die Steuergejeße 
protejtieren. 


Ende Juni. Durch Überſchwemmungen wird in den Pro— 
vinzen Murcia, Almeria und Mlicante ein Schaden von ettwa 
20 Millionen Pejetas angerichtet. 


6. Juli. Rüdtritt des Finanzminiſters Billaverde aus Ge— 
jundheitsrüdfichten, nachdem eine Anleihe von 200 Mill. Peſetas 
doppelt gezeichnet tft. 

20. Juli. Spanien erhält von Maroffo die Abtretung von 
Gebietsteilen bei Santa Cruz und eine Landſtreifens bei Melilla. 

22. September. (Zaranz.) Marjhall Martinez Campos, 
66 Jahre alt, f. 

11. Oftober. (Lerida.) Die Regierung entdeckt ein großes 
farlijtiiches Waffenlager. — Ende Oftober finden mehrere blutige 
Zujammenftöße zwijchen der Polizei und den Karliften ftatt. 


22.123. Oktober. Minifterwechjel. 


Der Kriegsminifter Azcarraga tritt zurüd und übernimmt den durch 
Gampos freigewordenen Poften des Senatspräfidenten. Sein Nachfolger 
Linares ernennt den General Weyler zum Generalfapitän von Madrid. 
Infolgedeſſen treten die Minifter Dato und Gafjet zurüd, weil fie dieſe 
Ernennung mißbilligen, einige höhere Beamte folgen ihnen, jo daß ſich 
das ganze Kabinett zur Demiſſion entichließt (22. Oktober). Am folgenden 
Tage wird ein neues Minifterium gebildet: General Azcarraga als Prä- 
fident; Aguilar Campos, Auswärtiges; Ugarte, Inneres; General Linares, 
Krieg; Lazaga, Marine; Sandez:Toca, Bauten; Garcia Aliz, Unterricht; 
Badillo, Juſtiz; Allendejalazar, Finanzen. 


2. November. (Madrid) Infolge Farliftifcher Umtriebe 
hebt ein kgl. Defret die fonftitutionellen Garantien in ganz Spanien 
auf. Die Farliftiichen Klubs werden gejchloffen und viele Karliſten 
verhaftet. 


u 
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8. November. (Madrid) Der Minifterpräfident macht 
befannt, daß Spanien feine letten Befitungen im Stillen Ogean, 
Cagayan und Libut, für 100000 Dollars an die Vereinigten Staaten 
verfauft hat. 


10. November. (Madrid) E3 tritt ein iberifch-amerifa- 
nifcher Kongreß zuſammen. 


Es find darin vertreten Spanien, Mexiko, Peru, Ecuador, Nikaragua, 
Coſta Rica, Honduras, Uruguay, Chile, Argentinien. Der jpanifche Mi: 
nifter de3 Auswärtigen führt den Vorſitz. Er betont die Notwendigkeit, 
baß fi) die Lateinischen Völker zuſammenſchließen, um den Beftrebungen 
ber Bereinigten Staaten, den amerifanifchen Handel zu monopolifieren, 
entgegentreten zu können. 


19. Dezember. Die Kammer fpricht fih mit 117 gegen 
106 Stimmen gegen die von der Regierung geplante Berftärkung 
der Marine aus. 





V. 
Großbritannien und Irland. 


Anfang Januar. Die miniſteriellen Blätter nehmen von 
den Enthüllungen der „Independance Belge“ gegen Chamberlain 
keine Notiz. 

Januar. Die Zeitungen beſprechen das Telegramm des 
Deutſchen Kaiſers an den König von Württemberg (S. 6) und 
Bülows Reichsſtagsrede (S. 12). Die „Times“ finden Bülows 
Ton drohend, die meiſten erklären, England werde trotzdem nicht 
auf fein Überwachungsrecht verzichten. 

Mitte Januar. In vielen Blättern, auch in minijteriellen, 
werden Angriffe gegen das Kriegs- und Finanzminiſterium erhoben, 
weil fie den Krieg mit ungenügenden Streitkräften begonnen hätten 
und zu läffig für den Nachſchub forgten. 

19. Januar. Die Sozialdemokratie erläßt einen Aufruf, 
worin fie alle Genofjen auffordern, eine Bewegung zu Gunften des 
Friedens zu organifieren und nicht zuzulaffen, daß ihre Kameraden 
fich al3 Freiwillige einjtellen laffen, weil dies der erſte Schritt zur 
allgemeinen Wehrpflicht jei. Der Aufruf jchließt mit den Worten: 
„Unjer Feind iſt nicht Trandvaal, jondern die englijche Ariſto— 
fratie.“ 

30. Januar. BZujammentritt des Parlaments. In der 
Thronrede heißt es: 


Der Friede, der jüngft in Sübafrifa gebrochen worden ift zu der 
Zeit, wo ich das lekte Mal zum Parlament geiprochen habe, ift leider nicht 
wieberhergeftellt; davon abgejehen, find aber die Beziehungen zu den anderen 
Staaten freundichaftliche. Zum Widerftand gegen die Invaſion meiner ſüd— 
afrifanifchen Kolonien durch die Sübafrifanische Republik und den Oranjes 
Freiſtaat hat mein Volt mit Hingebung und Begeifterung auf den Appell 
geantwortet, den ich an dasſelbe gerichtet habe, und der Heldenmut meiner 
Soldaten im fyelde, jowie der Matrojen und Marinetruppen, bie zu gemein: 
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jamer Thätigfeit mit den Landtruppen landeten, iſt nicht zurüdgeblieben 
hinter den ebelften Traditionen unferer militärischen Geſchichte. Ich bin 
tiefbetrübt, daß fo viele koſtbare Menschenleben zum Opfer gefallen find, 
aber ich habe mit Stolz und herzlichfter Befriedigung den patriotifchen Eifer 
und bie aus freier Entichließung fommende Royalität gefehen, mit der meine 
Unterthanen in allen Teilen meines Reiches herbortraten, um teilzunehmen 
an der gemeinfamen Verteidigung der Reichdintereffen. Ich habe das Ver: 
trauen, daß mein Blick fich nicht vergebens auf fie richten wird, wenn ich 
fie ermahne, auszuhalten in ihren Anftrengungen und diejelben zu erneuern, 
bis fie den Kampf um bie Aufrechterhaltung des Reiches und um bie Siche: 
rung ber Suprematie in Südafrika zu einem fiegreichen Ende geführt haben. 
Die Erfahrung eines großen Krieges muß den militärischen Behörden bes 
Landes notiwendigerweiie Lehren von ber größten Bedeutung liefern. Ich 
bin überzeugt, daß da3 Parlament vor feiner Ausgabe zurüdichreden wird, 
bie erforderlich ift, um unfere Verteidigungsrüftungen auf gleiche Höhe mit 
den Verantiwortlichkeiten zu bringen, die der Befitz eines fo großen Reiches 
auferlegt. Zu einer Zeit, wo mehrere andere Nationen ihre Flottenrüftungen 
unter fteigenden Anftrengungen und Opfern vervollfommnen, wird bie Be: 
forgtheit, mit der da3 Parlament für die Schlagfertigfeit der britifchen 
Flotte und Küftenverteidigungswerfe Vorkehrungen traf, ficherlic” nicht 
ermatten. 


30. Januar. Parlamentsdebatten über den füdafrifanifchen 
Krieg. Erklärung Salisburys. 


Am Unterhauje erflärt ber Führer ber Liberalen Campbell: 
Bannerman jeine Bereitwilligfeit, den Krieg mit allen Mitteln fortzu: 
fegen, tabelt aber fcharf die Regierung, die den Krieg durch ihre Schroff: 
heit provoziert und mit ungenügenden Vorbereitungen begonnen habe. Lord 
Balfour erwibdert, die Streitkräfte der Buren feien vor dem Kriege un: 
befannt gewefen. In der weiteren Debatte werben jcharfe Angriffe gegen 
da3 Friegdminifterium und Chamberlain erhoben. 

(Oberhaus.) Lord Kimberley: Ich beglückwünſche Salisbury, 
daß er mit Deutfchland zu einer Verftändigung gelangte und eine Streit: 
frage, die lange befitand, beendete. In der gegenwärtigen Zeit, einer Zeit 
ber tiefften und ernfteften Beſorgnis, wird die Regierung weiſe handeln, 
wenn fie fih auf alle Möglichkeiten, die die Zukunft bringen kann, vor: 
bereitet. Wir alle hoffen auf einen Erfolg, müffen aber auf eine Periode 
von Unglücdsfällen gefaßt fein. Wenn auch die Beziehungen zu den fremden 
Mächten freundliche find, jo wird es doch gut fein, zu erwägen, was in 
Zukunft fich ereignen könnte, um für jeden Fall vorbereitet zu fein. Ich 
bin gewiß, daß da3 Land ber Regierung zu jedem Schritt, den fie zu dieſem 
Zwede unternimmt, jeine Unterftüßung angedeihen laffen wird. Was eine 
Kritik der Regierung anbelangt, jo beftreite ich, daß es unfere Pflicht ift, 
uns gänzlich der Kritik zu enthalten. Wir find verpflichtet, der Regierung 
feine Derlegenheiten zu bereiten, aber die Leiſtungsfähigkeit der Regierung 
wird nicht verringert durch den Hinweis auf gemachte Fehler. Die Krieg: 
rüftungen Zrandvaal3 hätten der Regierung längft befannt fein müſſen. 
Ih kann nicht verftehen, wie angeficht? der Kenntnis ber Sachlage die Re: 
gierung eine Politit der Gewalt aufnehmen konnte. Die Politiker, welche 
guten Grund zu haben glauben, die Regierung wegen Mangel? an Fach— 
fenntnis und Vorausficht zu tabeln, wünſchen nicht3 mehr, al3 die Regie: 
rung zu unterftüßen in bem Beftreben, den Krieg mit vollem Erfolg zu 
Ende zu führen. 

Premierminifter Lord Salisbury: Der Fehler England? lag in ber 
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Rouventisz den 1**1 umd 1=#4, durch die mitten im umier Sand eime uns 
Bitter fermblihe Burenbenöllerumg getegt murde, ber es eim Leichtes mer, 


Barren einzurügren Bir hatten fein Mırtel an ber Hand, zu erfahren, 


wie weit bieie Eorbereitungen gingen, obwohl jedermanz wuhte, bei fte im 
gewifiem Umfange cetroren wurden. Ich ziaube wicht am ver" nen 
beit ber brittichen Ginrihtungen für den Rriegsiall. €3 it far, daß im 


ber Maikimerie etwas nike ım Ordnung iſt. Tie Rriegswiftenicert iſt auf 
dem yeitlanbe mit einer Gründlichkeit und einer Selbtaufepferung —— 
worben, bie feiner anderen WBiñenickaft zugewendet wurde. Bir finden ums 

von fünf arodem mılıäriiten Rarıonen umgeben. Wir jedoch im 
bieien Angelegenheiten von höditer Wichtigkeit eine ganz verichtedene Politi. 
Ich glaube nit, bad die britiihe Veriañung, wie fie jegt angewendet wird, 


bes Friedens Glüd und Segen zu ſchaffen, aber zu Zeiten des Kriege, wo 
bie Grogmächte uns nicht mit freundlichem Auge antehen, tritt an ums bie 
Rotwendigfeit heran, darüber nohzubdenten, ob wir nicht „unfere Einrich- 
tungen in gewifiem Grabe ändern mürten... Wir mürlen fuchen, ums 
fo ihmell als möglich aus ber jegigen Yage zu befreien, fie ift die ichlimmite, 
in ber wir uns je befunden haben. Zenn wir kämpfen gegen Leute, die im 
unſer Gebiet eingedrungen find, und das Unglüd, das wir durchgemacht 
haben, ift nur deshalb ums wibderfahren, weil wir nicht im fiande waren, 
dies unjererjeit3 zu thun. Eolange wir nicht alle kleineren Zwiſtigkeiten 
vor ber jegigen Pflicht der Erhaltung unjeres Landes in ber großen Krifiz 
begraben, werben wir Gefahr laufen, in Berwidlungen zu geraten, bie 
feinen Glanz befleden und vielleicht jeine Integrität bedrohen. 

1. Februar. (Unterhaus) Debatte über die Beröffent- 
lihungen der „Independance Belge“. 

Abg. Evans (Lib.) fragt, ob über bie in ber „Indépedance Belge* 
veröffentlichten Briefe und Zelegramme 1. eine Unterjuchung m... fe 
2. ob die Zelegramme richtig jeien, 3. wenn dies der Fall, ob Chamber 
lain von ihnen Kenntnis hatte zu der Zeit, aus ber fie datieren, oder zu 
welcher anderen Zeit fie zuerft zu Chamberlains Kenntnis gefommen jeien. 
— Chamberlain erwibdert auf die erite Frage, ob eine Unterfuchung an: 
geftellt jei, „Ja“. Auf die zweite Frage erklarte er, er femme perjönlich 
nur zwei oder drei Briefe Fairfields und einen an das KRolonialamt. „Dieje 
find ihrem weſentlichen Inhalt nad) zutreffend, aber nicht bezüglich des 
Wortlauts. Was die übrigen Stücke betrifft, ſo hat mir Hawksley mit— 
geteilt, es ſei jüngſt zu feiner Kenntnis gekommen, daß fie aus ſeinem 
Bureau durch einen im Dftober 1897 entlaſſenen Schreiber geſtohlen find. 
Meine Antwort auf die dritte Frage ift: ch hatte einige Tage vor der 
Veröffentlichung feine Kenntnis don dem Vorhandenjein der Briefe umd 
Zelegramme.* Auf eine weitere frage in Bezug auf die Briefe Fairfields 
erwidert Chamberlain: „Ic glaube nicht, daß ich fie zu ber betreffenden 
Zeit gejehen habe; fie wurden aber zweifellos nach meinen Anweijungen 
geichrieben.” — Auf eine Anfrage, welche Schritte beabfichtigt jeien ange: 
fihts des Umſtandes, dab ein Mitglied des Kabinetts der Unehrenhaftigfeit 
und Lüge beichuldigt worben jei, erwidert Balfour: „Meine Anfict ift, 
daß ſolche Anihuldigungen mit Beratung behandelt werden ſollten“. 


1. Februar. (Unterhaus.) Über die Hungersnot in Indien 
teilt Staatzjefretär Lord Hamilton mit: 


Die Zahl der Perjonen in Indien, welche —— der Hungersnot 
Unterſtützungen empfangen, betrug Ende Januar 31). Millionen. Die von 
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der Hungersnot betroffene Bevölkerung betrage 49 Millionen, wovon 22 
Millionen auf britifches Gebiet und 27 Millionen auf die Gebiete einge: 
borener Fürften entfallen. Das betreffende Gebiet umfaßt 550000 englifche 
Duadratmeilen. Die Ausgaben infolge der Hungersnot jeien bis Ende 
März d. J. auf drei bis vier Karor, zu je 10 Mill. Rupien, zu ſchätzen. 


5. Tebruar. Abſchluß eines Vertrages mit den Vereinigten 
Staaten über den Nicaraguasfanal. (Vgl. Nord-Amerifa.) 


7. Februar. (Northampton.) Eine von Labouchere ein- 
berufene Proteftverfammlung gegen den jüdafrifanijchen Krieg nimmt 
einen ftürmifchen Verlauf und endet mit einer Kundgebung für die 
Regierungspolitif. 

8. Tebruar. (Unterhaus) Berlufte und Heereszahlen. 


Der Parlamentsjekretär des Kriegsamts erklärt, daß 2283 Offiziere 
und Soldaten jeit Beginn des Krieges vermißt werden. Die Regierung 
wiſſe nicht genau, wie viele davon ich ald Gefangene in Pretoria befinden. 
In drei Wochen würden 180000 Mann in Südafrika fein: An regulären 
Truppen 126000 Mann, von der Flotte 1000, von der Miliz 9000, Yeo— 
manry 5000, Freiwillige 10000, foloniale Truppen 26000 Mann. Seitdem 
ich dieje Ziffer dem Hauje mitteilte, wurde bejchloffen, weitere 17 Bataillone 
ber Miliz und noch weitere 3000 Mann der Yeomanry nah Südafrika zu 
jenden, wodurch die Gejamtzahl der Miliztruppen auf mehr ala 20000, die 
Gejamtzahl der Truppen der Yeomanry auf 8000 und bie Gejamtzahl 
fämtlicher Streitkräfte auf 194000 Mann gebracht wird. (Beifall) Ich 
muß allerdings für diejenigen, die mit den Bedingungen der Sriegführung 
nicht vertraut find, Hinzufügen, daß von der Gejfamtzahl der abgejandten 
Truppen eine bedeutende Zahl in Abrechnung gebracht werden, um zu ber 
Ziffer der im Felde wirklich verfügbaren Streitkräfte zu gelangen. Bon 
der eben mitgeteilten Aufjtellung habe ich die Toten, VBerwundeten und Ver: 
mißten abgerechnet. 


12. Februar. (Oberhaus.) Der Kriegsminifter Lord Lands— 
downe teilt folgendes über die englifchen Rüftungen und die im 
Kriege gemachten Erfahrungen mit: 

Im Lande befinden fich gegenwärtig noch 98000 Mann regulärer 
Truppen mit 12000 Mann Reſerve, ferner 7000 Mann Yeomanry, 77000 
Miliztruppen, 215000 Freiwillige, zufammen 409000 Mann. Für die Ver: 
teidigung des Mutterlandes müſſe eine Armee bereit geftellt jein, die nicht 
lediglich aus den in Garnijonen ftationierten Truppen befteht, fondern eine 
mobile Armee darjtellt. In der gegenwärtigen Lage des Landes Liegt eine 
gewifje Ironie. Wir, die größte Seemacht der Welt, befinden uns im 
Krieg mit zwei Eleinen Staaten, die nicht einmal über die Bemannung eines 
Boote3 verfügen und infolgedefjen jeitend unſerer machtvollen Flotte un: 
verwundbar find. Wir find in der Lage eines ftarfen Mannes, der mit 
dem rechten Arm auf den Rüden gebunden kämpft. Aber der rechte Arm 
ift ungeſchwächt, ift ftärfer, als er je in ber Gefchichte unferes Reiches ge: 
wejen ift! Dieſes außergewöhnliche Zufammentreffen von Umftänden Tegte 
dem Friegsminifterium Anftrengungen der ftärkjten Art auf. Dasjelbe hat 
für eine weitere Feldarmee von 130000 Mann Vorkehrungen zu treffen, 
worauf, wenn e3 nötig ift, zurücdgegriffen werden kann, um weitere Ver: 
ftärfungen zu entjenden. E3 wird daher beabfichtigt, die dauernde Stärke 
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des Heeres, auber ben jekt in ber Aushebung begriffenen brei Bataillonen, 
um weitere zwölf neue Bataillone Linien: Infanterie zu vermehren. Die 
von der Artillerie im gegenwärtigen Ktrieg geipielte Rolle zeigt, wie wichtig 
es ift, daß Großbritannien reichlich mit Felbartillerie veriehen if. Daher 
beabfichtigt man, für zwei weitere Armeekorps Artillerie auszuheben, näm- 
lich 36 Batterien Feldartillerie und 7 Batterien reitende Artillerie. Wenn 
biefe Vermehrung durchgeführt wird, fann das Striegaminifterium zwei 
Armeekorps mit voller Artillerieftärfe außer Landes jenden und gleichzeitig 
bie geſamte Tyeldartillerie für drei Armeekorps im Lande behalten. Ferner 
wird eine beftiimmte Anzahl Haubikenbatterien neu errichtet werben. So— 
dann plant die Regierung, vier neue Kavallerie-Regimenter aus den Referve- 
ihwadronen ber im Ausland befindlichen Regimenter und drei weitere Regi- 
menter au3 der Neomanry:Brigabe zu formieren. Ebenſo joll der Beitand 
an bejonder3 ausgebildeten Pionieren und anderen Spezialwaffen vermehrt 
werden. Gine ber Lehren des Krieges ift der Hinweis auf bie große wert: 
volle Machtreierve, welche das Land in jeinen Hilfäftreitfräften befikt. 
Mährend des Frühjahrs und bes Sommers foll ber Reft der Milizbataillone 
eingereiht werden. Grobe Lager werden errichtet werben, in welchen bie 
ganze Miliz einer planmähigen Ausbildung unterworfen wird. Die Miliz 
von gegenwärtig 30000 Mann jei geringer al3 bie geiegliche Stärke, aber 
die Regierung hat alle Hoffnung, dab fie im ftande jein wird, die Lüde 
auszufüllen. Den freiwilligen ıft in jeder Beziehung eine größere Förde— 
zung zu gewähren. Die Regierung glaubt erwarten zu dürfen, ala Folge 
ber einzuführenden Aenderungen etwa 100000 Mann mehr zu erlangen. 
Man kann nicht erwarten, dab das Kriegsamt inmitten des Krieges ver: 
fuchen follte, große organische Veränderungen durchzuführen. Die Zeit ift 
noch nicht gefommen, dab das Land zur Konfkription wird greifen müfjen. 
Dieje ift dem Volke Großbritanniens äußerſt zuwider. Die Regierung will 
zu diefem Mittel nicht greifen, folange nicht alle anderen Bemühungen fehl: 
geichlagen haben. E3 werben jebt im ganzen Reiche Leute aus freien Stüden 
mit großer Begeifterung heraustreten und meiner Anficht nach ift der gegen- 
wärtige Augenblid nicht geeignet zur Annahme des Syſtems ber Ausloſung 
zum SKeeresdienft. Was nötig ift, ift nicht Zwang, jondern Förderung und 
dieje Förderung gebenft die Regierung zu gewähren. (Beifall.) 


Mitte Februar. Die ruffiihen Zruppenverichiebungen in 
Zentralafien werden lebhaft beiprochen und die Trage erörtert, ob 
Rußland einen Angriff auf Afghaniftan plane. (Vgl. 1899 ©. 278.) 

16. Februar. Das Unterhaus genehmigt einen Nachtrags- 
etat, worin 13 Mill. Pfd. verlangt werden zur Bejtreitung der 
Koften für die im Gtatsjahr mehr ausgehobenen 120000 Mann. 

21. Februar. Das Unterhaus lehnt nach heftiger Debatte, 
in der die Oppofition fcharfe Angriffe gegen Chamberlain wegen 
Begünftigung des Jamejon’schen Zuges (vgl. 1895, 1896) erhebt, 
einen Antrag ab, der eine genaue Unterfuchung des Urſprungs des 
YJamefon’schen Einfall verlangt. 

23. Februar. (Unterhaus) Borlegung des Marineetats. 


Der Gtat enthält eine Ausgabe don 27,522,600 Pfd. St., alfo 
928,100 Pfb. St. mehr ala im Borjahr. Der größere Zeil der Mehrauß: 
gabe rührt von der beantragten Erhöhung des Mannjchaftsbeftandes um 
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4240 Mann her. Die Pofition „Geichüge und Munition” weiſt eine Stei— 
gerung um 293,900 Pfd. St., darunter 117,000 Pfd. St. für Munition, 
auf, welche bereit? dem Heere in Südafrifa gejandt wurde. Unter ben 
Mehrausgaben befindet fih auch ein Poften von 350,000 Pfd. St. für 
Kohlen. Dieſes Mehrerforderni3 rührt teilweije von der Erhöhung ber 
Kohlenpreije, teilweije von dem Krieg in Südafrika her, ber infolge bes 
Transports ein erhebliches Mehrerfordernis im Vergleich zu den Vorjchlägen 
ber leßten Jahre verurfachte. Der Fortichritt im Schiffsbau geht gemäß 
dem Schiffäbauprogramm vor fi, obwohl die Anforderungen des ſehr leb— 
haften Handelsverkehrs des letzten Jahres an die Schiffswerften die Fertig: 
ftellung der fontraftlich ausbedungenen Sriegajchiffsbauten ernftlich in Frage 
ftellten.. Die neuen Schiffe, deren Bau in diefem Jahre begonnen werben 
foll, find zwei Schlachtichiffe, jechd Kreuzer 1. Klaſſe, ein Kreuzer 2. Klaſſe, 
zwei Korvetten, zwei Kanonenboote und zwei Zorpedoboote. Die veran: 
Ichlagten Ausgaben für neue Schiffe betragen in diefem Jahre 395,335 Pfb. 
St. weniger ald im Vorjahre, aber die thatjächliche Ausgabe überfteigt 
wahrjcheinlich die des legten Jahres um 1,131,179 Pfd. St., da infolge 
de3 langjameren Arbeitens die den Schiffsbauunternehmern bereit3 bewilligten 
Gelder nicht ganz veraudgabt find. Im Marine:-Etat befinden fi) auch 
Poſten für neue Gejchüße, die drahtloje ZTelegraphie und andere Verbeſſe— 
rungen. 


Ende Februar. Die Erfolge des Lord Roberts werden mit 
großer Begeijterung aufgenommen. 


Februar. März. (Irland.) 3 bildet fich eine „United 
Iriſh League”, die unter Mitwirkung der fatholifchen Geiftlichkeit 
die ſchärfſte Oppofition gegen England, insbeſondere die englifchen 
Grundbefiter, betreibt. Es fommen Angriffe auf englijche Grund- 
befißer vor. 

5.77. März. (Unterhaus) Beratung und Annahme des 


Armeebudget3. 


Das Armeebudget für dad Jahr 1900/1901 beläuft fich insgeſamt auf 
61499400 Pfd. St. bei einem Mannjchaftsftand von 430 000 Mann, gegen 
- 20617200 Pfd. St. bei einer Präjenz von 184853 Mann im Borjahre. 

Der Schagfanzler Hicks Beach jchlägt zur Dedung der Mehraus: 
gaben vor: Erhöhung der Einfommenfteuer auf einen Schilling, Ausdehnung 
der Stempelgebühr für die Kontraftnoten der Fondsbörſen auf diejenigen 
ber Produktenbörſe, Steigerung ber Bierfteuer um einen Schilling per Faß 
von 36 Gallonen, der Spritfteuer um 6 Pence per Gallone, de Zolls auf 
Tabak um 4 Pence per Pfund und auf fremde Zigarren um 6 Pence per 
Pfund, Erhöhung de3 Theezolles um 2 Pence per Pfund. Für die dann 
noch zu bedenden 35 Millionen Pfund Sterling verlangt Hicks Beach bie 
Ermächtigung, bdiejelben durch Anlehen in Bonds oder anderen innerhalb 
zehn Jahren rüdzuzahlenden Effekten zu deden. Der Schaßfanzler erklärt 
im Rejume feiner Darlegungen, er jchäße den Ertrag ber neuern Steuern 
auf 12300000 Lſtrl., jo daß der ganze Betrag der im nächſten Finanzjahre 
zu erhebenden Steuern rund 130000000 Litrl. ausmache. E3 blieben aljo 
noch 43 Millionen übrig, welche durch Anlehen bejchafft werden müßten. 
Don dieſer Summe feien acht Millionen jchon im legten Oftober durch 
Schatzſcheine aufgenommen, welche erneuert werden follen. &3 blieben alſo 
noch 350000000, die aufzunehmen wären durch Ausgabe von Bonds oder 
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anderen Effekten. Dieje Summe ift zu groß, um ber ſchwebenden Schuld 
hinzugefügt werden zu können. Andererjeits würde es aber ein Fehler ſein, 
die Summe durch eine neue Ausgabe von Eonjol3 aufzunehmen. &3 würde 
beſſer fein, daß von den 35 Millionen eine Summe, die 5 Millionen nicht 
überjchreite, für eine weitere Ausgabe von Schagjcheinen rejerviert werde. 
Er jchlage vor, daß die übrig bleibende Summe durch Bonds oder andere 
Effekten aufgenommen werde, welche auf Zeit, und zwar nicht länger als 
auf zehn Jahre ausgegeben werden. Er habe Grund anzunehmen, daß es 
möglich wäre, eine jolche Anleihe in der Weife unterzubringen, daß nicht 
nur einige reiche Leute daraus Gewinn ziehen, jondern das große Publitum 
zu der Kriegsanleihe herangezogen und ihm auf dieje Weije ermöglicht 
werde, dem Lande zu Hilfe zu fommen. Er wünjche, daß eine Rejolution 
angenommen werde, welche ihn in den Stand jeße, bis zu der Höhe von 
35 Millionen eine Anleihe aufzunehmen, ohne fi zu binden. 

An den beiden folgenden Tagen genehmigt dad Haus jämtliche 
Vorlagen. 


März. Über die Volksſtimmung in England fchreibt die 
„Allgemeine Zeitung“ in einem Artikel: „Redefreiheit und Pöbel— 


herrſchaft“: 

Die Redefreiheit, deren England ſich ſo lange als der größten ſeiner 
politiſchen Errungenſchaften gerühmt hat, iſt zu einem Schatten zuſammen— 
geſunken. Der gierige, gewaltthätige, unduldſame Jingoismus, der Süd: 
afrika in Flammen ſetzte, hat ſie hinweggefegt. Und was das Schlimmſte 
dabei iſt, — nur wenige Leute ſcheinen in England Scham oder Bedauern 
darüber zu empfinden, daß ſeit Wochen in allen Teilen des Landes orga— 
niſierte Anſtrengungen gemacht werden, jede freie Meinungsäußerung betreffs 
des ſüdafrikaniſchen Krieges zu verhindern. Es hat ſich in London, Sheffield, 
Edinburg, Glasgow, Dundee, Newcaſtle, Gateshead, Birmingham, Scar— 
borough und anderswo als vollſtändig unmöglich erwieſen, ſogenannte 
Friedensmeetings abzuhalten, ohne daß die Teilnehmer Gefahr laufen, ihr 
Berfammlungslofal von einem rohen Mob überichtwemmt zu jehen und 
riskieren müfjen, perjönlich aufs brutalfte mißhandelt zu werben. Das Ber: 
jammlungsrecht ift eines der underäußerlichen Vorrechte britifcher Staat: 
bürger, aber thatjächlich ift diejes Recht augenblidlich allen denjenigen ab: 
gejchnitten, die mit Bezug auf die Behandlung der Burenrepublifen eine 
maßvolle und verjönliche Politik befürworten. Obwohl e3 die Pflicht der 
Polizei ift, alle Berfammlungen gegen gewaltjame Unterbrechungen zu ſchützen, 
jo hat fie gerade den Meetings der Verjöhnungspartei nur ganz unzuläng: 
lichen Schuß gewährt oder hat fie ganz und gar der Mobherrichaft preis: 
gegeben. Das trat hier in London bei der in Ereter Hall abgehaltenen 
Verſammlung hervor, wo die Bolizeibehörben erft auf wiederholtes Drängen 
des Vorfigenden eine Abteilung von 50 Mann zuhilfe ſchickten, die gerade 
nur noch zur rechten Zeit erfchienen, um die bereits fich flüchtenden Ber: 
anftalter vor den Mißhandlungen eines wütenden Haufens don Jingoes zu 
bewahren. Was übrigens an den Nuheftörern jelbft als am bemerfens: 
werteften bezeichnet werden muß, ift der Umftand, daß fie keineswegs aus: 
jchließlih aus dem Janhagel, jondern zum großen Teil aus Vertretern der 
fogenannten befjeren Klaſſen beftanden. Aber ala jchlimmftes Zeichen der 
Zeit muß e3 wohl betrachtet werden, daß am Tage vorher ein Jingo:Blatt 
an hervorragender Stelle auf die beabfichtigte Berfammlung aufmerfjam 
machte und fich nicht entblödete, anzudeuten, dab die Veranftalter „eine 
Lektion verdienten“. Die Folge davon war, daß dad Meeting durch einen 
organifierten Angriff gejprengt wurde. 
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13. März. (Oberhaus.) Lord Salisbury verlieft folgenden 
Depejchenwechjel mit den Präfidenten Steijn und Krüger: 


Die Präfidenten richten am 5. März folgende Depejche an die eng: 
Lifche Regierung: Blut und Thränen von Zaufenden, welche durch ben 
Krieg gelitten haben und die Ausficht auf den moralifchen und wirtichaft: 
lichen Ruin, mit dem Südafrika jetzt bedroht ift, macht es für beide Krieg— 
führende notwendig, fich leidenſchaftslos und im Angefichte des dreieinigen 
Gottes zu fragen, wofür fie kämpfen und ob das Ziel eines Jeden das 
Ihredlihe Elend und die Verwüſtung rechtfertigt. Im Hinblid darauf 
und auf die Behauptung mehrerer englijcher Staatgmänner, daß der Krieg 
begonnen und geführt worden jei mit der ausgejprochenen Abficht, die Au— 
torität der Königin in Sübdafrifa zu untergraben und dajelbft eine von ber 
britijchen Regierung unabhängige Verwaltung einzujeßen, erachten wir es 
für unjere Pflicht, feierlich zu erklären, daß der Krieg nur unternommen 
worden ift als Defenfivmaßregel, um bie bedrohte Unabhängigkeit der Re: 
publifen zu wahren und daß er weitergeführt wird, um die unbeftreitbare 
Unabhängigkeit beider Republifen ala ſouveräner und unabhängiger Staaten 
zu ſchützen, jowie die Verficherung zu erlangen, dab jenen Unterthanen ber 
Königin, die unjere Partei in dem Kriege ergriffen haben, fein Leid ge: 
Ihehe. Unter diejen Bedingungen allein find wir jet wie bisher jchon 
bon dem Wunjche befeelt, den Frieden twiederhergeftellt zu fehen. Wenn 
hingegen die britijche Regierung entjchlofjen ift, die Unabhängigkeit ber 
Republifen zu vernichten, bleibt unferem Wolfe nichts übrig, ala bis zum 
Ende auf dem eingejchlagenen Wege auszuharren ungeachtet der erdrückenden 
Meberlegenheit des britifchen Reiches, in dem Vertrauen, daß Gott uns nicht 
verlajien wird. Wir haben gezögert, diefe Erklärung früher abzugeben, da 
wir fürchteten, jolange der Vorteil auf unjerer Seite war und unjere Streit: 
fräfte Verteidigungsitellungen fern in den britijchen Kolonien innehatten, 
könnte eine jolche Erklärung das Ehrgefühl des britijchen Volkes verlegen. 
Set aber, wo das Anjehen des britiichen Reiches als gefichert gelten kann 
dadurch, daß einer unjerer Truppenförper von den Truppen der Königin 
gefangen genommen wurde und daß wir dadurch geziwungen waren, andere 
Stellungen, die unjere Truppen inne hatten, zu räumen, ijt diefe Schwierig: 
feit bejeitigt. Wir können nicht länger zögern, die britiiche Regierung und 
dad britifche Volk im Angefichte der ganzen gefitteten Welt Klar davon in 
Kenntnis zu jeßen, warum wir fämpjen und unter welchen Bedingungen 
wir bereit find, den Frieden wieder herzuftellen. 

Salisbury antwortet am 11. März: Ich befenne mich zum Empfange 
des Telegramms dom 5. Eurer Ehren, das hauptjächlich die Forderung ent: 
hält, daß die britifche Regierung die unbeftrittene Unabhängigkeit der Süd: 
afrikaniſchen Republif und des Oranje-Freiſtaates als unabhängige inter 
nationale Staaten anerfenne und ferner das Anerbieten, unter diejen Be: 
dingungen den Krieg zum Abjchluß zu bringen. Zu Anfang des Oktobers 
v. J. beftand zwijchen der englifchen Regierung und den beiden Republifen 
unter den damals beitehenden Konventionen Friede. Einige Monate Hin: 
durch war zwiſchen der britifchen Regierung und Transvaal eine Verhand: 
lung im Gange, die zum Zwede hatte, für gewifje jehr ernjtliche Beſchwer— 
den, unter denen die britijchen Bewohner Transvaals litten, Abftellung zu 
erlangen. Im Verlauf diejer Verhandlungen hatte Transvaal, foviel der 
britijchen Regierung befannt wurde, beträchtliche Rüftungen gemacht; letztere 
hatte infolge dejjen Schritte unternommen, um entjprechende Verftärknngen 
der britijchen Garnijonen in Kapftadt und Natal vorzunehmen. Bis dahin 
hat feine Verlegung der Rechte, welche durch die Konventionen garantiert 
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waren, auf britifcher Seite ftattgefunden. Plöblich erklärte Trandvaal nach 
zweitägiger Yrift und nad Erlaß eines bejchimpfenden Ultimatums Ihrer 
Majeität den Krieg, und der Oranje:fFreiftaat, mit welchem nicht einmal 
eine Erörterung ftattgefunden hatte, that einen gleichen Schritt. Unmittelbar 
darauf drangen die beiden fFreiftaaten in die Gebiete Ihrer Majeftät ein, 
belagerten drei Städte innerhalb der britiichen Grenze, ein großer Zeil der 
beiden Kolonien wurde mit großer Vernichtung von Eigentum und Leben 
überzogen und bie FFreiftaaten nahmen das Recht in Anjprud, die Be: 
wohner ausgedehnter Teile der Gebiete ihrer Majeftät jo zu behandeln, ala 
ob dieje Gebiete dem einen oder dem andern der Freiſtaaten einverleibt 
worden wären. In Vorausficht diefer Operationen hat Trandvaal jeit vielen 
Fahren Kriegsvorräte in ungeheurem Maßſtab angefammelt, die ihrer Natur 
nad) zur Verwendung gegen Großbritannien beftimmt jein fönnten. Euer 
Ehren machen einige Bemerkungen negativer Art über den Zweck jener Vor: 
bereitungen. ch halte es nicht für nötig, die von Ihnen aufgeworfenen 
Fragen zu erörtern; aber das Ergebnis der mit großer Heimlicyfeit durch: 
geführten Rüftungen ift geweſen, daß das britifche Reich gezwungen war, 
einem Einfall entgegenzutreten, der dem Reiche einen £oftjpieligen Krieg und 
den Verluſt von Zaujenden wertvoller Leben auferlegt hat. Das große 
Unheil ift die Strafe gewejen, die Großbritannien dafür erlitten hat, daß 
e3 in jüngjtvergangenen Jahren den Beftand der beiden Republifen zuge: 
geben hat. Im Hinblid auf den Gebrauch, den die beiden Republifen von 
der ihnen gegebenen Stellung gemacht haben und auf das Unheil, das Ihr 
durch feine Herausforderung veranlaßter Angriff über die Gebiete Ihrer 
Majeftät gebracht hat, kann die Regierung Ihrer Majeftät nur mit der 
Mitteilung antworten, daß fie nicht bereit ift, die Unabhängigkeit jei es 
Transvaals, jei ed des Oranje-Freiſtaates zuzugeben. 


13. März. Der Präfident der amerifanifchen Union, Mac 
Kinley, bietet jeine Dienjte an zur Herbeiführung einer Verftän- 
digung mit den Buren. Lord Salisbury erklärt, die Vermittlung 
feiner fremden Macht annehmen zu wollen. 

19. März. Auf die Kriegsanleihe werden 335". Mill. Pfd. 
gezeichnet. 

Ende März. Die Prefje iſt nicht befriedigt von dem Schieds— 
ſpruch in der Delagoafrage (vgl. Schweiz), weil die Entſchädigungs— 
jumme zu niedrig ſei. Die Delagoabai müſſe trotzdem englijch 
werden. 

4. bis 24. April. Die Königin befucht Irland. In Dublin 
find bei ihrer Ankunft faft nur die ftaatlichen Gebäude beflaggt. 

April. Die Preffe bringt wegen des Attentat? auf ben 
Prinzen von Wales Heftige Angriffe gegen Belgien. Das Attentat 
jei eine Folge der von den fejtländijchen Zeitungen gegen England 
betriebenen Hetze. 

24. April bis 21. Mai. (London) Bertreter von Eng: 
land, Deutjchland, Frankreich, Italien, Spanien, Portugal und 
dem Kongojtaate beraten über den Schuß des Wildes in Afrika. 
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30. April. Das Unterhaus genehmigt 1930000 Pfund 
zur Vollendung der Ugandabahn. 

14. Mai. (Unterhauz.) Kolonialminijter Chamberlain 
bringt eine Vorlage über die gemeinfame Berfaffung der aujtra- 
liſchen Kolonien ein. Dieje follen danach einen gemeinfamen Tarif, 
freien Handel untereinander und gemeinjame Verteidigungsverwal- 
tung haben. 


21. Mai. (Unterhaus) Unterjtaatzjefretär Brodrid jagt 
über die Erweiterung des ruffiichen Einfluffes in Korea: 


Die Regierung habe erfahren, dab die ruſſiſche Regierung pacht— 
weiſe einen Platz für ein Kohlenlager und ein Marinehoſpital an dem 
Vertragshafen von Maſampo erworben habe. Der Hafen ſei offen für die 
Fahrzeuge aller Länder. Das Landen und Aufſtapeln von Vorräten für 
die ruſſiſche Flotte an dem ſo erworbenen Platze regele ſich nach den be— 
ſtehenden Vertragsrechten. An die ruſſiſche Regierung ſei fein ausſchließ— 
liches Recht abgetreten, und die den britiſchen Staatsangehörigen durch 
Verträge zugeſtandenen Rechte ſeien durch das neue Abkommen nicht be— 
ſchränkt worden. Die Regierung erfahre des Ferneren, daß ein Abkommen 
getroffen worden ſei, durch welches die ruſſiſche Regierung ſich ſelbſt binde, 
niemals für ihren eigenen Gebrauch oder für denjenigen ruſſiſcher Unter— 
thanen irgend ein Stück Land auf der Inſel Kojedo oder auf dem gegen— 
überliegenden Feſtlande oder auf irgend einer der umliegenden Inſeln zu 
beanſpruchen, und daß die koreaniſche Regierung ſich verpflichtet habe, nicht 
zu geſtatten, daß eine andere Regierung in den bezeichneten Gegenden Land 
pachte oder erwerbe. 


23. Mai. Das Unterhaus beſchließt mit 248 gegen 129 


Stimmen, daß Frauen für die Gemeinderäte der verſchiedenen 
Stadtviertel Londons wählbar find. 


Juni. Nach der Einnahme von Pretoria glaubt die öffent- 
liche Meinung das Ende des jüdafrifanijchen Krieges nahe. Da— 
mit hängt zujammen, daß die Prefje vielfach Drohungen gegen 
Rußland ausfpricht. So jchreibt die „Morning Poſt“: 

Die Mächte werben aus der Einnahme von Pretoria zwei Lehren 
zu ziehen haben: erfteng, daß die Hände Großbritanniens bald wieder frei 
find und in zwei bis drei Monaten die ganze Armee, die jet in Südafrika 
fteht, in irgend einem anderen Zeil der Welt verwendet werden fann, und 
zweitens, daß England eine Landmacht hat, die bisher bedeutend unterjchätt 
worden ift, und wenn fie fich auch nicht mit europäiſchen Heeren meſſen 
kann, bedeutend genug iſt, um in allen außereuropäiſchen Ländern ein ent— 
ſcheidendes Wort zu ſprechen, vorausgeſetzt natürlich, daß die britiſche Flotte 
die See beherrſcht, denn die Landmacht kann nur frei gehandhabt werden, 
wenn das Vereinigte Königreich durch die Flotte geſichert iſt. Die Augen 
der europäiſchen Großmächte find jetzt auf Aſien gerichtet, wo die Nationen, 
mit Ausnahme don Japan, nicht in der Lage find, ſich ſelbſt zu regieren. 
Die europäifchen Mächte halten es daher für ihre Pflicht, die Ordnung 
aufrecht zu erhalten. Großbritannien hat diefe Aufgabe für Indien über: 
nommen und Rußland für ganz Nordafien. Der Handel Englands iſt jeit 
einer ganzen Generation in China leitend, in den legten Jahren hat aber 
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Rußland entdeckt, daß e3 auch eine Milfion in China habe und zwar bie, 
erft zu protegieren, dann zu anneftieren und endlich die Engländer zu ver: 
treiben. Die britijche Regierung hat fi) das bisher zum Schaden des bri- 
tiichen Namens gefallen laffen. Rußland irrt fi) aber, wenn e3 glaubt, 
England habe feine Hände nicht frei. England kann auf Japan rechnen, 
und die britifche Flotte ift in der Lage, die rujfiiche zu vernichten und dabei 
noch die franzöfiiche in Schah zu halten. Großbritannien hat jet zwei 
Wege offen, entweder feit zu ftehen oder davon zu laufen, bisher hat man 
zu dem letteren geneigt, jegt ift aber der Moment gefommen, zu überlegen, 
ob es nicht beſſer jei, feſt zu ftehen. 

14. Juni. Im Unterbhaufe berichtet Unterjtaatzjefretär 
Brodrid über die Unruhen in China: 


Der britifche Geſandte in Peking, Macdonald, hatte bis zum 5. Juni 
wiederholt das Zjungli:Yamen auf die Notwendigkeit hingewieſen, jofort 
wirkſam vorzugehen, um die Mörder der britifchen Miffionäre zu bejtrafen 
und die Ordnung wieder herzuftellen. Die englijche Regierung würde die 
chinefiiche Regierung verantwortlich halten für ihre verbrecherijche Apathie. 
Am 6. Juni telegraphierte die britifche Regierung an Macdonald und Abd: 
miral Seymour, fie follten in Hebereinftimmung mit den übrigen Mächten 
nad ihrem Ermejjen alles thun, was fie für ratjam erachten zum Schuß 
ber britifchen Staat3angehörigen. Nach einer Konferenz mit dem ruſſiſchen 
Gejandten wurde Macdonald ermächtigt, jede chinefiiche Behörde zu unter: 
ftüßen, die im Stande wäre, die Ordnung aufrecht zu erhalten. Nach einer 
Beiprehung mit den fremden Flottenkommandanten beſchloß Seymour am 
9. Juni, Truppen zu landen und auf Peking zu marjchieren.. Bon Hongkong 
aus würden 3. 3. Truppen eingeichifft. Der Kreuzer „Terrible“ werde von 
dort nach Tafu gehen. Die Rufen Tandeten 1700 weitere Mannjchaften. 
Zwiſchen den Mächten herriche vollkommene Webereinftimmung hinfichtlich 
der don den Admiralen unternommenen Aktion. 


29. Juni. (Unterhaus.) Debatte über die Pflege der Ver— 
wundeten und Kranken in Südafrika. 


Abg. Burdett-Coutts (Lib.) beklagt fich über die Leiden, denen 
Derwundete und Kranke in Südafrika infolge der Unzulänglichkeit der Sa: 
nität3einrichtungen ausgejeßt jeien, worüber die Prefje des In- und Aus: 
landes viele trübe Berichte enthielte. Unterftaatsjefretär des Krieges 
Wyndham: Es ſei richtig, daß Verwundete und Kranke in Bloemfontain 
fürchterlichen Bejchwerden ausgejegt gewejen feien, doch habe die Regierung 
nicht? unterlajjen, um die mit dem Kriege undermeidlidy verbundenen Be: 
jhwerden in einem nie zuvor gejchehenen Maße zu mildern. Die auf: 
getretenen Mipftände jeien nicht die Folge von Mangel an Borräten ge: 
weſen, jondern von unüberwindlichen Schwierigkeiten, das Material an die 
Stellen, wo es gebraucht wurde, zu jchaffen. Nie zuvor jei in jo aus: 
gedehntem Maße für die Beihaffung von Lazarett: Betten in Kriegszeiten 
gejorgt worden. Die Sterblichkeit an Typhus während des füdafrifanischen 
Strieges habe nur 21 dv. H. von der in die Lazarette aufgenommenen Zahl 
betragen. Im Nilfeldzuge 1898 ſei die Verhältnisziffer 28 v. H. geweſen, 
im Matabele:Feldzuge 32 dv. H., im Tſchitral-Kriege 28 v. H., in Indien 
im Jahre 1897 27 v. H. 


20. Juli. Es wird ein Blaubuch über den jüdafrifanifchen 
Krieg veröffentlicht. 
Sn den mitgeteilten Depejhen macht Lord Salisbury in einem 
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Schreiben an Krüger und Stejn beide perſönlich verantwortlich für die gute 
Behandlung der gefangenen engliſchen Truppen. Die Präſidenten antworten 
darauf: „Wir haben die Ehre, den Empfang Ew. Exzellenz Telegramm vom 
4. d. M. anzuerkennen. Wenn nicht alle jene Perſonen, welche die Schuld 
an dieſem uns in ungerechter Weiſe aufgezwungenen Krieg tragen, in ſicherer 
Entfernung vom Kriegsſchauplatz ſich befänden, ſo könnten wir es uns 
allenfalls erlauben, Drohungen gegen diejenigen auszuſtoßen, welche wir 
perſönlich verantwortlich halten für all das unſchuldige Blut, welches jetzt 
auf beiden Seiten in Südafrika vergoſſen werden muß. Da wir konſta— 
tieren müfjfen, daß die Drohungen Em. Erzellenz von einem Platze aus ge: 
richtet werden, wo Sie durchaus feine Gefahr laufen, mit Ihrer Perjon 
für irgendwelche ungerechtfertigte Aktion in Verbindung mit diefem Krieg, 
an welchem Ew. Erzellenz Ihren guten Anteil haben, zur Berantivortung 
gezogen werden zu können, jo überlajjen wir die Beurteilung des eigen: 
artigen Verhaltens Ew. Exzellenz mit Vertrauen der ganzen zivilifierten 
Melt, welche übrigens zu unfrer großen Befriedigung allmählich, aber ficher 
fih von den Abfichten und Zielen überzeugt, mit welchem das britische 
Kabinett diejen Krieg hervorgerufen hat. Wir verfichern Ew Exzellenz, 
daß Ihre Trohungen, die Sie von einem Pla völliger Sicherheit gegen 
ung ausftoßen, uns in feiner Weife abhalten werden, unſere Pflicht nicht 
nur im Intereſſe der Republiken und ihrer alten Burghers zu thun, fon: 
dern auch zu Gunſten derjenigen, welche ald Verbündete und neue Burghers 
ſich mit uns in dem Kampf für unjere Eriftenz und unſre Freiheit ver: 
bündet haben und die wir bis zum äußerten zu bejchügen beabfichtigen.“ 


23. Juli. Das Oberhaug genehmigt eine Vorlage, die die 
Königin ermächtigt, ein Berbot der Waffenausfuhr zu erlaffen, um 
zu verhindern, daß die Waffen gegen englijche Truppen verwendet 
werden könnten. 

28. Juli. (Unterhaus) Unterjtaatsjefretär Wyndham legt 
einen Nachtragsetat von 11’. Mill. Pfd. für Südaftifa und China 
vor. Kriegskojten. 


Gr führt aus, hierin feten die Ausgaben bis Ende Februar 1901 
eingejchlojien. Bon diejer ganzen Summe entfielen auf China 3 Mill Pfd. 
St. Für den Krieg in Südafrifa habe da3 Parlament bisher 539 Mill. 
Pd. St. bewilligt. Die Regierung verlange noch 8! Mill., aber in dieſe 
Summe jeien auch jchon die Schlukjummen von 2,650,000 Pidb. St. für 
die Rüdbeförderung der Truppen einbegriffen, das heißt für den Rüdtrans: 
port ſowohl der indischen und Kolonialtruppen, ala auch für 135,000 Dann 
Reichätruppen. Zur Zeit ftänden 223,500 Mann in Südafrika, von denen 
189,500 Mann Reichstruppen jeien. Nach dem Kriege gedenfe man 45,000 
Mann in Südafrika zu belaifen. Bord Roberts wünſche allerdings nur 
Ginrihtungen zur Unterbringung von 35,000 Mann zu treffen, aber bie 
Regierung würde e3 gern jehen, wenn etwa 15,000 Kolonial: oder Reſerve— 
mannjchaften in Sübdafrifa dauernden Wohnfig nehmen würden. Zu diefem 
Zwede jeien bejondere Gratifitationen in Höhe von 2,950,000 Pd. St. ins 
Auge gefaht. 7,440,000 Pd St. feien direkt für Kriegszwecke beftimmt; 
die in vier verichiedenen Poften bemwilligten Kriegskoſten belaufen ſich nun: 
mehr auf insgeſamt 61 Mill. Pid. St. Die noch übrigen 35,000 Pfd. St. 
feien zur Errichtung von Baraden in Khartum beftimmt, um dort Reſerven 
von Borräten und Munition anzulegen. — Der Nadtragsetat von 11!/z 
Mill. wird mit 87 gegen 12 Stimmen angenommen. 
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Ende Juli. Auguft. Die Rede des Deutjchen Kaiſers vom 
27. Juli (S. 107) wirb viel bejprocden. So jchreibt der „Daily 


Zelegraph” : 

„Die Anſprache des deutſchen Kaiſers wird wahrjcheinlich einen heil- 
fameren Einfluß auf die Chineſen haben ala mildere Erklärungen von an: 
derer Seite. Baron dv. Ketteler ift ermordet worden, die Gejandtichaften 
aller Mächte find zerftört oder angegriffen, die fremden Gejandtichaften be: 
lagert worden und felbft ihre Rettung könnte nur ala merfwürdiger Zufall 
betrachtet werden, da eine große Anzahl der europäischen Schugmannidaften 
zum minbeften bei der Verteidigung des Privilegiums des diplomatischen 
Korps umgekommen find. Dieje Dinge bedeuten jchon an fich, wenn jonft 
nichts ſchlimmeres gejchehen ift, die verräteriſchſte, mörbderifchite Verlegung 
bes Wölferrechts in der Geichichte der Welt. Wenn hiefür feine dem Ge: 
bächtnis Afiens fich einprägende Strafe gefordert würde, jo würde das Leben 
und die Intereſſen der Europäer in China fünftig feinen Heller wert jein. 
Wie die Vergeltung zu geichehen, die Schuldigen auszurotten und die Un: 
jchuldigen zu jchonen find, ift eine andere Sache. Der Befehl des Kaijers, 
feinen Pardon zu geben, ift in der Vergangenheit, fo bei der Niedermeße- 
lung der Zurfomanen in Geof Tepe, Rußlands Rezept geweien. Es ift 
eine Formel, vielleicht im jolchen Sachen die einzige Formel, die Afiaten 
verfiehen. Wir wandten fie in der indiichen Meuterei an, und wenn es 
wahr ift, daß Männer, Frauen und Kinder in der chinefiichen Hauptjtadt 
ohne Bedenten niedergemepelt worden find, jo könnte die Zivilijation ges 
zwungen fein, das feld mit der Eichel des Grimmes zu mähen, die nichts 
ftehen läßt. Solange jedoch der geringfte Zweifel darüber, was ſich that: 
fächlich ereignet hat, beftehen bleibt, wird des Kaiſers Schlagwort: „Hein 
Pardon“ von den übrigen Truppen der Verbündeten nicht acceptiert werben, 
obgleich fein Echo wahrſcheinlich mehr thun wird, ala alle die endlojen 
Warnungen der Diplomatie, durch das faft undurchdringliche Gewebe von 
Heuchelei und Sophifterei hindurch auf die Chineſen Eindrud zu machen.“ 

Anfang Auguft. Die Wochenſchrift „Scribner® Magazine“ 
bringt jcharfe Angriffe gegen die in Transvaal gefangenen eng= 
lichen Offiziere, die fich in Pretoria unwürdig und nicht „gentle= 
manlife“ betragen hätten. 

2. Auguft. (Unterhaug.) England und der Prozeß Sipido 
(vgl. Belgien). 

Der erſte Lord des Schatzes Balfour erklärt, die britifche Regierung 
habe der belgischen Regierung mitgeteilt, daß fie in dem Ergebnis des Pro: 
zeiles gegen Sipido einen jchweren, unjeligen Mikgriff der Juſtiz erblicde 
und daß fie mit Bedauern und Ueberrajchung erfahren habe, daß die bel: 
giſche Regierung keinerlei Maßnahmen getroffen habe, Sipido feitzuhalten, 
folange noch feine Entjcheidung darüber getroffen war, was mit Rüdficht 
auf den Wahrjpruch des Gerichtähofes zu erfolgen habe. Die belgijche Re: 
gierung habe hierauf bisher nicht geantwortet. 


8. Auguft. Bertagung des Parlaments. 

August. Die Preffe jpricht fih im allgemeinen befriedigt 
von der Ernennung Walderjeed zum Oberbefehlshaber der euro- 
pätjchen Truppen in Zjchili aus. 
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Auguft. Der Schah von Perfien, der in Paris weilt und 
deſſen Beſuch in London erwartet wird, verzichtet auf die Reife 
nah England, angeblich wegen der Hoftrauer infolge des Todes 
des Herzogs von Koburg. Die Nachricht erregt in England Ber: 
jftimmung, man vermutet geheime Abmachungen zwifchen Perfien 
und Rußland. 

Ende Auguft. September. Enthüllungen über die Bezieh— 
ungen von Parlamentsmitgliedern zu Präfident Krüger. 


Das Kolonialminifterium veröffentlicht Briefe der Abgeordneten 
Sohn Ellis, Clark und Labouchöre, welche in Pretoria aufgefunden wurden. 
Labouchère veröffentlicht feine Briefe jelbit, weil fie feinen Zweifel an feiner 
Loyalität auffommen laffen und richtet heftige Angriffe gegen Chamberlain. 


Ende Auguft. Im „Daily Chronicle” veröffentlicht Frau 
R. Chamberlain, die Schwägerin des Kolonialminijters, jcharfe Anz 
griffe gegen die Sanitätsverwaltung in Südafrifa. Weber bie 
Arzte noch die Pflegerinnen jeien ihren Aufgaben gewachfen und 
die Militärbehörden gleichgültig. 

Anfang September. Die Preffe Fritifiert ſcharf die Erklärung 
Rußlands, die ruffiichen Truppen aus Peking zurüdziehen zu wollen. 
Die Truppen Englands und ber Dreibundsmächte jeien ſtark genug, 
Peking allein bejegt zu Halten. 

19. September. Großbritannien tritt der Forderung Deutjch- 
lands bei, daß die Beftrafung der Borerführer die Borbedingung 
de3 Friedens mit China fein müſſe. 

25. September. Das Parlament wird aufgelöft. 


25. September. Manifeſt des Bremierminifters an die Wähler. 


Es heißt darin, daß die Reichegewalt über die Sübdafrifanifchen Re: 
publifen, auf die man früher jo unflugerweife verzichtete, auf dauerhaften 
Grundlagen wiederhergeftellt werden müſſe. Wenn der geeignete Zeitpunkt 
gefommen fei, würden dieje Gebiete im Genuſſe der von England einge: 
führten kolonialen Einrichtungen jein. Diejer Zeitpunkt werde abhängen 
von der Haltung der Bewohner jener Länder. Man könne jedod) nicht eine 
völlige Unterwerfung derjenigen, welche England auf dem Schlachtfelde be: 
fiegte, erhoffen, folange fie nicht jehen, daß die Regierung der Königin über 
eine parlamentarische Macht verfüge, welche in der Lage fei, ihnen jede 
Hoffnung auf einen Wechſel in der Politik diefer Regierung zu nehmen. 
Alle Wirren in Südafrika entftanden aus Wandlungen, welche die An: 
fichten de Parlaments im fritifchen Augenblid erlitten. Salisbury erklärt 
fodann, die ausgezeichneten Erfolge Lord Roberts dürften nicht dazu führen, 
die Unvolltommenheiten des militärijchen Syſtems, welche durch den Krieg 
fich ergeben haben, unbeachtet zu lafjen. Dringende Pflicht der Regierung 
und des Parlament? werde e3 fein, diefe Unvollkommenheiten mit Hilfe der 
fortichreitenden Wiffenichaft und der Erfahrungen, welche die anderen Mächte 
gemacht haben, abzuftellen. — China werde noch genug Schwierigkeiten 
bieten, mit denen fich die Regierung zufünftig zu beichäftigen haben werbe. 
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England ſei vielleicht mehr al? irgend eine andere Nation an der Aufrecht: 
erhaltung ber Verträge, welche feinem Handel Schutz gewährten, intereifiert. 
Tie Ihatiache, dab England im Einfiang mit den übrigen Mächten vor: 
gehe, verbiete ihm. Salisbury, rüdhaltios auf die jyrage der China gegen: 
über zu beobachtenden Politik einzugehen. Wir werden jedoch, heit es 
zum Schluß, unter Aufrechterhaltung der Rechte und indem wir unfre Be- 
mühungen zur Wieberherftellung und Wahrung ber Rube mit denen unfrer 
Berbündeten vereinigen, eine Aufgabe übernehmen, wie fie verwidelter ſchwer 
zu finden ift. 


Ende September. Angriffe auf Chamberlain wegen feiner 
Beteiligung an Armeelieferungen. 


Durch die Beröffentlihung der Attionärlifte von ‚Hoskins u. Sons“, 
einer firma, die Armeelieferungen großen Stiles betreibt, foll bewieſen 
werben, dab ein Mann, Namens Hosfind, nur kurze Zeit ald Strohmann 
in der firma geiwejen war und dak im übrigen die Aktien in Höhe von 
etwa einer Million in Händen der Familie Chamberlain und zwar der 
Eöhne und Töchter des Minifterd waren. Chamberlain erflärt, daß er mit 
der ganzen Sache nichts zu thun habe. Ber „Morning Leader” veröffent: 
licht die Aktionärlifte einer anderen jyirma von Armeelieferanten, die mit 
einem Kapital von 19 Millionen arbeitet und deren Kapital bis zur Höhe 
von 15 Millionen ausfchlieglih in Händen der Familie Ehamberlain ift. 
Die Firma heißt: „Zubos Limited“, domiziliert in Birmingham und be: 
zeichnet fih auf ihren PBriefföpfen jelbit als „Contractors to the War 
Office and the Admiralty“. Es wird Ehamberlain vorgeworfen, dieſe 
Firmen in den Lieferungen begünftigt zu haben. — Im ganzen werden 
jechs große Firmen namhaft gemadt, an denen Ehamberlain und jeine Fa— 
milie mit bedeutenden Summen beteiligt ift. 


Ende September. Eine Afrifanderdeputation petitioniert im 


Auftrage von 60000 Afrikandern um Erhaltung der Unabhängig 
feit der Burenjtaaten. 

1. Oftober. An Stelle Lord Wolſeleys, der zurüdtritt, wird 
Lord Roberts zum Oberbefehlshaber der britifchen Armee ernannt. 


15. Oktober. Abjchluß der Parlamentswahlen. 


Die minifterielle Partei befteht aus 333 Konſervativen und 68 Li— 
beral:Unioniften, die Oppofition aus 187 Xiberalen und 82 Nationaliften. 
Die Geſamtzahl der bei der diesjährigen Wahl abgegebenen Stimmen belief 
fih in England, Schottland und Wales auf 2,465,935 minifterielle gegen 
2,048,064 Stimmen für die Oppofition, 1895 dagegen auf 2,329,467 mini: 
fterielle und 2,019,060 oppofitionelle Stimmen. Die minifteriele Mehrheit 
betrug alfo jegt 416,971, vor fünf Jahren 310,407 Stimmen. Trotzdem 
im eigentlichen England die Minifteriellen über 100,000 Etimmen mehr 
abgegeben haben ald 1895, haben fie an die Liberalen zehn Site verloren, 
und zwar auf dem Lande. In London und den Städten haben bie Son: 
fervativen 75,000 Stimmen gewonnen, die Arbeiterichaft ift alfo imperia= 
liſtiſch. Die Regierungsmajorität hat fi um vier Site verftärkt. 


16. Oktober. (London.) Deutichland und Großbritannien 
ichließen folgenden Vertrag über die chinefiiche Frage (vgl. ©. 129): 


Die Kaiferlich deutiche Regierung und die Königlich großbritannifche 
Regierung, von dem Wunſche geleitet, ihre Intereſſen in Ehina und ihre 
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Rechte aus beftehenden Verträgen aufrecht zu erhalten, find übereingefommen, 
für ihre beiderjeitige Politik in China nachjtehende Grundjäße zu beobachten: 

1. Es entipricht einem gemeinfamen und dauernden internationalen 
Intereſſe, daß die an den Flüffen und an der Küfte Chinas gelegenen Häfen 
dem Handel und jeder jonftigen erlaubten wirtichaftlichen Thätigkeit für 
die Angehörigen aller Nationen ohne Unterfchied frei und offen bleiben; 
und die beiden Regierungen find miteinander einverftanden, dies ihrerjeits 
je alles chinefifche Gebiet zu beobachten, wo fie einen Einfluß ausüben 

nnen. 

2. Die Kaiferlich deutſche Regierung und die Königlich großbritan: 
nifche Regierung wollen ihrerjeit3 die gegenwärtige Verwicklung nicht be: 
nußen, um für fich irgendivelche territoriale Vorteile auf chinefiichem Gebiet 
zu erlangen und werden ihre Politit darauf richten, den Territorialbeftand 
des —* Reiches unvermindert zu erhalten. 

3. Sollte eine andere Macht die chineſiſchen Komplikationen benutzen, 
um unter irgend einer Form ſolche territorialen Vorteile zu erlangen, ſo 
behalten beide Kontrahenten ſich vor, über etwaige Schritte zur Sicherung 
ihrer eigenen Intereſſen in China fich vorher untereinander zu verftändigen. 

4. Die beiden Regierungen werden dieſe Uebereinfunft den übrigen 
beteiligten Mächten, insbeſondere Frankreich, Italien, Japan, Defterreich: 
Ungarn, Rußland und den Vereinigten Staaten von Amerika, mitteilen 
und diejelben einladen, den darin niedergelegten Grundjäßen beizutreten. 

Dftober. Die minijteriellen Blätter begrüßen die Ernennung 
Bülows zum Reichdfanzler mit großer Sympathie. 

29. Oftober. (Oxford.) Der Sprach: und Religionsforjcher 
Mar Müller, faft 77 Jahre alt, f. 

Ende Oktober. PBenfion für Kriegsinvaliden. 

Eine königliche Verfügung beitimmt, daß jeder im Südafrikakriege 
arbeitsuntauglic; oder zum Srüppel gewordene Soldat eine Penfion von 
täglid; wenigften® 1,60 A. empfängt bis zu 3,60 A Damit der heimge: 
fehrte Soldat nicht zu hungern braucht, bis der Bezug der Penfion be: 
ginnt, werden ihm bei der Heimfunft 40 A gegeben und auch font Vor: 
fehrung getroffen, daß er jenen Zeitpunft ruhig abwarten kann. Sir Henry 
Burbdett vom Kriegäminifterium jchäßt die Zahl der vorausfichtlichen Pen: 
fionäre auf 1500. Bi3 zum 1. September waren nur 750 ala gänzlich 
arbeitäunfähig eingetragen worden. Die Summe, welche an Penfionen wird 
vergeben werden müfjen, wird auf 1,600,U00 M geichäßt. („Zägl. Roſch.“) 


Ende Dftober. Eine offizielle englifche Verluftlifte gibt den 
Totalverluft im füdafrifanischen Kriege auf 48026 Mann an. 


Am einzelnen: Getötet 3204, verwundet: 14,666 (davon in Süd: 
afrifa verftorben: 982), Vermißte und gefangen Genommene: 7764, zu: 
jammen 24,634; an Krankheiten verftorben: 6320, invalide nach Haufe ge: 
fandt: 34,499. Zuſammen mit anderen Verlufturfachen beträgt der Total: 
verluft 48,026 Mann. Don einzelnen Affairen forderten die größten Ber: 
Iufte: die Kämpfe um Ladyſmith in der Woche vom 19. bis 27. Februar: 
1782, Spionfop: 1651, Paarbdeberg: 439, Nicholions Ned: 1227, Belmont: 
1059, Magersfontein: 903, Stormberg: 702. Die größte Zahl von Toten 
gab es bei Spionktop: 280, Ladyſmith: 263, Paardeberg: 258. Bei Nicdhol: 
ons Ned gab es 970 Gefangene, bei Stormberg 633 (von 702 Zotalver: 
Iuften; 32 Todesfälle; 58 Verwundungen; fein Offizier getötet); bei Red— 
beröburg gab es 409 Gefangene bei einem Zotalverlufte von 440, 
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November. An der „Fortnightly Review“ veröffentlicht 
Robert Hart, der jeit 46 Jahren in China lebt, einen pejfimifti- 
ſchen Auffaß über die Zukunft der Europäer in China: 

„20 Millionen oder vielleicht noch mehr Boxer, die bewaffnet, geübt, 
diazipliniert und don patriotiichen, wenn auch verkehrten Beweggründen 
bejeelt find, werden den Aufenthalt ın China für Ausländer unmöglich 
machen; fie werden den Ausländern alles wieder abnehmen, was die Aus: 
länder China fortgenommen haben; und fie werden die chinefiiche Flagge 
und chinefiihe Waffen nach ferneren Orten tragen, ala unjere Einbildungs— 
fraft es fich heute vorftellt. So bereiten fich für die Zukunft Ummälzungen 
und Erjchütterungen vor, von denen men fich bieher nie hat träumen lafjen. 
In 50 Jahren wırd es Millionen Borer in gejchloffenen Reihen geben, 
und die chinefijche Regierung wird eine furdhtbare Heeresgewalt zur Ber: 
fügung haben. Darüber fann nicht der geringfte Zweifel fein.“ 


1. November. (London.) Die neue Gemeindeverfaffung tritt 


in Kraft, wonach London in 20 neue Gemeinden („Borough3“) 
eingeteilt wird. 


Anfang November. Im Kabinett finden mehrere Perjonal- 
veränderungen jtatt. 


Lord Ealisbury gibt das Minifterium des Auswärtigen an den 
Staatsjefretär de3 Krieges Lord Landsdowne, deſſen Nachfolger Brodrick 
wird. ferner wird Long Präfident der Lofalverwaltung, Gerald Balfour 
Präfident des Handeldamtes, Wyndham Lordfanzler von Irland, Viscount 
Cranborne Unterjefretär im Auswärtigen Amt, Auften Chamberlain Finanz: 
jefretär im Echagamt, Lord Stanley Finanzjekretär im Kriegsamt, Arnold 
Forſter Parlamentöjefretär in der Admiralität. — Scharf fritifiert wird 
die Ernennung Lord Landsdownes, der fi) in der Kriegäverwaltung un: 
fähig gezeigt habe. 

9. November. (London) Lord Salisbury über die inter- 
nationale Lage, die Beziehungen zu den Kolonien, zu Amerika, 
über die chinefiiche Frage. 

Auf einem Bankett des Lordmayors hält Lord Salisbury eine 
Rede, in der e3 heißt: Wir fragen ung natürlich, nachdem dieſes Jahr 
voller Wechjelfälle und ruhmreicher Thaten vergangen ift, wie wir daftehen 
in der Meinung der Welt und mit Rüdficht auf unfer Preftige ale Groß: 
macht. Sch brauche nicht von unjerem Mute zu reden. Diejer wurde nie 
ernftlich in Zmeifel gezogen und jein VBorhandenfein ift auch von uns voll 
befräjtigt worden. Wir haben aber in dem jegigen Kriege auch Dinge ge: 
zeigt, die nicht jo bereitwillig zugegeben werden, und, wenn man die Ans 
forderungen in Betracht zieht, welche die heutige Zeit ftellt, unſre Pofition 
doc werentlich verändern dürften. Der Transport jener 200,000—300,000 
Mann über den Weg von 6000 Meilen ift ein Hauptverdienft des Kriegs— 
minifteriums. Einer unjerer größten Erfolge im vergangenen Jahr ift 
ferner, dat wir vor ber Melt dargethan haben, was meiner Anficht nad) 
die Welt nicht jo ganz glaubte, nämlich die herzliche Sympathie, welche 
zwijchen den Kolonien und dem Mutterland beftehbt. Das ift ein Ergebnis 
von ungeheurem Werte. Die Kolonien haben ihr Intereſſe an und durch 
Dpfer gezeigt, die nicht angezweifelt werden können. Von nun an wird 
die Schägung des Wertes unjerer Eolonialen Verbündeten jowohl in ben 
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Augen des Auslandes wie in unfern eigenen weit anders auäfallen, ala 
früher der Fall war. Einer der Umſtände, die und am meiften im ver: 
gangenen Jahr erfreut haben, ift da3 herzliche und freundichaftliche Gefühl, 
dad zwijchen unjerm Lande und den Bereinigten Staaten zur Entfaltung 
gefommen ift. (Beifall.) Es ift von dem Staatsſekretär des Auswärtigen 
ganz faljch, Bemerkungen bezüglich der inneren Politik eines anderen Landes 
zu machen; da ich aber das Amt des GStaatsjefretärd demnächſt abgebe, 
wird es mir wohl verziehen, wenn ich meine äußerſte Befriedigung über 
bie jüngiten Geichehnifje in den Vereinigten Etaaten ausſpreche. Wir glau: 
ben, daß die Sache, dıe gewonnen hat, die Sache der Zıpilifation und ber 
fommerziellen Ehre ift. Was China betrifft. jo kann ich nicht aus williger 
freiheit fprechen, da wir zu der Werbündetengruppe gehören, die in diejer 
frage übereinftimmend handelt. Wir fennen ja das europäijche Konzert 
ſchon fo ziemlid und haben bezüglich desjelben einige Erfahrung gefammelt. 
Wie befannt, hat es mehrere ausgeiprochene Kennzeichen. Eines davon ift, 
daß e3 darauf abzielt, den Frieden unter den europäiſchen Mächten zu be: 
wahren; das andere ift, dab es darauf gerichtet ift, für längere Zeit bie 
Löſung jeder gerade fchwebenden Frage hinauszufchieben. Daher würde es 
außerordentlich unangenehm fein, wenn ich mich auf irgendwelche Kritiken 
und Prophezeiungen einlaffen wollte, aber ich darf auf ein gewifjes Ab: 
fommen hinweiſen, da3 zwijchen England und Deutjchland getroffen ift, da 
dasſelbe der Gegenftand öffentlicher Beiprechung geworben ift. Es ift ein 
Abkommen, welches nicht? bejonderd Grzentrifches oder Eigentümliches an 
fih hat, weil es die Gefühle der meiften, wenn nicht aller verbündeten 
Mächte zum Ausdrud bringt. Aber es legt die beiden wichtigen Punkte 
feft, daß wir die Integrität Chinas und das Prinzip der offenen Thür auf: 
recht zu halten wünjchen. Sch glaube, es ift jehr vorteilhaft, daß die 
Mächte fi zu Gunften diefer Grundprinzipien ausgeiprochen haben. Wenn 
dieje beiden Punkte durchgeführt werden, jo wühte ich nicht, daß die Löſung 
des chinefiichen Problems eine jolche ſei, daß man fich jo ängſtlich mit ihr 
zu beichäftigen habe. Dieje beiden Punfte find die Ziele, an denen wir 
feitzuhalten wünſchen. Seht bleibt uns noch übrig, über dem Wege zu 
wachen und ihn zu ebnen, auf dem China wieder zu einer geregelten Re: 
gierung gelangen fann und zu einem Mohlftande, der den Handel begün: 
ftigt, den Weg zugleich, auf dem wir und mit den übrigen Mächten zu: 
ſammenſchließen können, um jener gefährlichen Idee den Boden zu entziehen, 
daß gegenwärtig der Moment jei, wo man die Integrität des chinefilchen 
Reiches verlegen und fich mit nur dürftigem Kraftaufwand daran machen 
fönne, China zu fommandieren, ftatt ihm zu geftatten, fih von Ehinejen 
jelbft regieren zu lafjen. Sch glaube, die Ausführung jener Idee wäre eine 
große Gefahr, aber die Erklärung zweier großer Mächte, daß eine ſolche 
Idee nicht ihr Ziel ift, wird von großem Wert fein. Krügers Ultimatum, 
dem wir entiprechend begegnen mußten, und das Verhalten der Kaiſerin 
von China waren Greigniffe, die feineswegd zu den auf der Haager Fon: 
ferenz ausgefprochenen Hoffnungen paßten. Wenn auch die Regierungen, 
fowohl dem äußeren Anjchein nad wie in Wirklichkeit, friedliche Abfichten 
haben mögen, ihre Aktion ift immer ber Gefahr ausgejegt, daß fie geftört 
werden durch ungeftüme und leidenjchaftliche Thaten, die Lediglich in der 
Unkenntnis de3 Gejchehenen liegen. Solche Thaten der Unkenntnis beein: 
flufjen aber ordnungsmäßige Regierungen ebenfofehr, wie fie auf die Re: 
gierung in Transvaal und China gewirkt haben. Wir haben feine Ga: 
rantie dafür, daß nicht irgend eine Regierung ihre Machtmittel ungebilde: 
teren und weniger aufgeklärten Bevölkerungsklaſſen überläßt. Die Nutz— 
anmwendung ift aljo: Wir müſſen auf der Wacht bleiben, wir müfſen auf 


218 Großbritannien amd Irland. (November 13.— Dezember 10.) 


bie Verteidigungamittel unseres Landes bedacht fein und für möglichfte 
Sicherung ſorgen, daß wir nicht der Gefahr irgend einer plößlichen Unter: 
brechung des Friedens ausgefeßt find, von dem alle unfre Wohlfahrt ab: 
hängt. Wir müflen Sicherheit davor erlangen, daß uns nicht Abbruch von 
außen her geichieht. 

13. November. Die Warenausfuhr nach dem Dranjefreiftaat 
und Transvaal wird wieder gejtattet. 

Ende November. Dezember. Die Feier Krügers in Franke 
reich wird don der Preſſe lebhaft Eritifiert, der Nichtempfang in 
Berlin mit Genugthuung verzeichnet. Manche Blätter erflären den 
Nichtempfang aus einer Hlaufel des Vertrags vom 16. Oftober. 


6. Dezember. Das Parlament tritt zufammen. In der 
Thronrede heißt e8: 


Es ift nötig geworden, weitere Deckung für die Ausgaben zu be: 
ichaffen, die infolge der Operationen meiner Heere in Südafrika und China 
erwachjen find. ch habe Sie zu einer bejonderen Tagung zufammen: 
berufen, damit Sie den hierzu erforderlichen gejeßlichen Maßnahmen Ihre 
Sanftion geben. Meber andere Ihre Aufmerkjamkeit in Anjpruch nehmende 
Öffentliche Angelegenheiten will ich mich erft äußern, wenn das Parlament 
im Frühjahr zu jener ordentlichen Tagung zufammentritt. 

6. Dezember. (Oberhaus.) Lord Salisbury jagt über die 
Zukunft Südafrikas: 

Das einzige, was die Guerillad der Buren befriedigen könne, fei bie 
Wiederherftelung einer Art von Unabhängigkeit, und das könnte nicht ge 
ſchehen. In diejer Hinficht fei die Politit der Regierung abjolut unver: 
ändert. Die Pofition einer britiichen Kolonie mit eigener Verwaltung 
wünsche die Regierung dem Burenvolfe anzubieten, wenn es bereit ſei, dieje 
anzunehmen. Er wiſſe nicht, twie lange dies dauern werde, e8 könnten Jahre 
fein, e3 fönnte auch eine Generation darüber hingehen. Diejenigen, die ben 
Kampf Fortjeßten, trügen die VBerantwortlichkeit für das unausbleibliche 
Ende. Sie verzögerten die Gewährung der wertvollen Privilegien, welche 
die anderen weißen Unterthanen der Königin geniehen, und je länger fie 
die Annahme diejer Privilegien vermweigerten, um jo länger würde die Ge: 
walt in Anwendung bleiben und die Wohlthat vollftändiger Freiheit zu: 
rüdgehalten werden. England fönne niemals erlauben, daß auch nur ein 
Stückchen Unabhängigkeit bleibe. Aber wenn die Regierung einer Haltung 
ficher jei, ähnlich der von den anderen Kolonien eingenommenen, dann könne 
fie feine befiere Genugthuung haben, als die Buren al3 glückliche, zufriedene 
Bewohner eines Landes zu begrüßen, ba3 einen der jchönften Juwelen in 
ber Krone der Königin bilden würde, 


10. Dezember. (Unterhaus) Debatte über Chamberlains 
Beteiligung an Lieferungsgejchäften. (Vgl. ©. 214.) 

Abe. Lloyd George bringt einen Antrag ein, Minifter dürften 
weder bireft noch indireft an Firmen, die fi) um Lieferungen für die Re: 
gierung bewerben, interejfiert fein. Der Antragfteller jowie andere radikale 
Redner Eritifieren ausführlich die behauptete Verbindung von Chamberlain 
und deſſen Verwandten mit Gejellichaften, die Lieferungen für die Regierung 
erhielten, betonen aber, daß fie nicht den Vorwurf perjönlicher Korruption 
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erheben mwollen. J. Chamberlain: Es handle fi hier um feine perfön- 
liche Ehre. Eine Verſchwörung zu verleumderiſchen Inſinuationen liege 
vor, bie jo betrieben werde, daß er nicht gerichtlich dagegen vorgehen fünne. 
Seine Verwandten jedoch, die angegriffen worden feien, beabfichtigten ge: 
richtlich vorzugehen. Während feiner ganzen politiichen Laufbahn habe er 
weder jemals feinen Einfluß gebraucht. noch jei er darum angegangen 
worden, um auf unangemefjene Weife pefuniären Gewinn zu erlangen für 
ſich oder für feine Brüder. (Lauter Beifall.) Redner jet dann genau aus: 
einander, wie weit fich feine Beziehungen zu den im Laufe der Debatte er: 
wähnten beiden Gefellichaften erftreden, und jchließt, bei den Bemühungen, 
ihn zu beleidigen, hätten jeine Gegner auf eine Herabwürdigung des Cha: 
rafters des Parlaments hingearbeitet, die Beleidigungen hätten aber weder 
ihn, noch das Parlament erreicht. (Beifall.) Auften Chamberlain erklärt, 
er habe al3 Eivil:Lord der Admiralität nicht? mit der Zuteilung von Lies 
ferungen für die Regierung zu thun gehabt. Campbell Bannerman bemerkt, 
er ftimme im Prinzip dem Amendement George zu. Balfour fpricht fich 
gegen dasſelbe aus, da e3 einen Angriff gegen Ghamberlain bedeute. Der 
Antrag wird mit 269 gegen 127 Stimmen abgelehnt. 


11. Dezember. (Unterhaus) Nachtragsetat und Anleihe. 
Der Schagfanzler Hieks Beach bringt eine Nachtragsforderung für 
bad Heer in der Höhe von 16 Mill. Pd. St. ein und jagt, die Erwar— 
tungen, die man bei Aufitellung des lebten Budget3 gehegt habe, jeien nicht 
erfüllt worden. Er verlangt die Ermächtigung, 11 Mill. Pfd. aufnehmen 
zu dürfen. — Die Forderungen werden mit 284 gegen 8 Etimmen bewilligt. 


Mitte Dezember. Es kommen jchlechte Nachrichten aus Süd— 
afrifa. Infolgedeſſen wird ein Danfgottesdienjt, der bei Lord 
Roberts' Heimkehr ftattfinden follte, abbejtellt. — Es werden neue 
Rüftungen angeordnet. 


18. Dezember. (London.) Lord Salisbury über die Lage. 


Auf einer Parteiverfammlung jagt der Premier, er rede zu einer 
Zeit, in welcher einige Beunruhigung Pla gegriffen habe, ohne daß man 
genau wiſſe, was geichehen ſei. Der Glanz des Reiches beruhe jetzt auf 
dem Erfolg einer großen Unternehmung, in welche England verwidelt jei, 
und feine Anftrengung dürfe gejcheut werden, durch welche der Ruhm und 
die Aufrechterhaltung des Reiches gefichert werden könne. 


Ende Dezember. Budget und Defizit. 


Die „London Gazette“ veröffentlicht das Staatöbudget. Die Aus: 
gaben betragen danach 179,370,000 Litrl., während fich die Einnahmen — 
troß der fo mejentlich erhöhten Steuer — nur auf 137,071,000 Xftrl. bes 
laufen. Die vereinigten KHönigreiche haben alfo ein Defizit von 800 Mill. 
Mark aufzumeifen. 


VI. 
Frankreich. 


4. Januar. (PBari?.) Der Staatsgerichtshof verurteilt Dé— 
roulede und Buffet zu 10 Jahren Berbannung, Gucrin und de Lur— 
Saluzes zu 10 Jahren Gefängnis. (Bal. Jahrg. 1899.) 

4. Januar. (Etienne) Bei einem Weberjtreif kommt e3 
zu blutigem Handgemenge zwijchen Streifenden, Poliziften und 
Militär. 

9. Januar. Die Kammern treten zujammen. Der Senat 
wählt Yallieres, die Deputiertenfammer Deschanel zu Präfidenten. 

15. Januar. (Deputiertenfammer.) Geefrieg und Kaperei. 

Der Berichterftatter für das Marinebudget erklärt in feinem Bericht, 
er halte den Kaperfrieg im Fall eines Konflikts mit Deutichland, noch mehr 
aber im Fall eines Konflikts mit England für jehr wirfjam. Die Haupt: 
einfuhr diejer beiden Länder beftehe in Getreide. Für den Kaperkrieg brauche 
man fchnelle, gut ausgerüftete Kreuzer; jedoch müßte man, fall Frankreich 
den Saperfrieg auf dem Altantijchen Ozean erfolgreich führen wolle, Dakar 
in Senegambien, jowie alle übrigen Flottenſtützpunkte fchleunigft in Ber: 
teidigungszuftand jeßen. 

28. Januar. Wahlen zum Senat. 

99 Mandate müfjen erneuert werden. Dieje verteilten fich bisher 
wie folgt auf die verjchiedenen Parteien: 70 gehörten den gemäßigten Res 
publifanern, 1 „Liberaler Republitaner“, 17 Radikalen, 6 ſozialiſtiſch-Ra— 
difalen, 5 Konjervativen. Das Endergebnis der Wahlen ift nun folgendes: 
46 gemäßigte Republifaner wieder , 15 neugewählt, 1 liberaler Republikaner 
ift wieder:, 5 find neugewählt, 8 Radikale wurden wieder:, 10 neugemwählt, 
5 Sozialiftiich-Radifale wurden wieder- und 2 neugewählt; endlich wurden 
3 Nationaliften neu: und 4 Konſervative wiedergewählt. 


30. Januar. (Kammer) Marinevorlage. 


Die Regierung legt der Kammer —— betreffend die Ver— 
mehrung der Flotte, die Hafenausrüſtung, die Verteidigung der Küſten und 
Kolonien und die unterſeeiſchen Kabel. Die Geſetzentwürfe erfordern Aus: 
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aben im Betrage von 900 Millionen Fres., die aber auf mehrere Finanz— 

jahre verteilt und durch die im Budget vorgeſehenen Mittel, beſonders durch 
den Kredit von 107 Millionen, der jährlich für den Bau von Schiffen be— 
ſtimmt iſt, gedeckt werden ſollen. Es werden 476 Millionen für den Bau 
von 6 Panzerſchiffen, 5 Kreuzern, 28 Torpedozerſtörern, 112 Torpedobooten 
und 28 Unterjeebooten verlangt. Die betreffenden Schiffe follen bis 1907 
fertiggeftellt werden. Für Hafen und Befeftigungsarbeiten werden 104 
Millionen verlangt. 


Anfang Februar. Differenz mit England wegen Deforierung 
eines Malers. 


Die Verleihung des Kreuzes der Ehrenlegion an den Maler Léandre 
gibt dem britiſchen Botſchafter zu Reklamationen, bezw. Vorſtellungen An— 
laß; er macht geltend, daß Léandre mehrere Karikaturen der Königin Vic: 
toria beröffentlicht habe. Die Regierung entgegnet, Léandre habe eine ganze 
Serie von Monarchen farifiert, ohne daß einer derjelben deshalb reflamiert 
habe. Die Deforierung betreffe übrigens die anerkannten Leiftungen des 
Künftlerd als Portraitift. 


Tebruar. (Kammer) Bericht über den Militäretat. Der 
Berichterjtatter der Budgetlommiffion, Belletan, kritifiert in feinem 
Bericht die franzöſiſche Militärverwaltung jcharf. 

Er ftellt dann einen Vergleich auf zwifchen den Ausgaben der verfchiedenen 
Mächte und gelangt dabei zu der Konftatierung, daß Frankreich verhältnismäßig 
mehr ausgibt als alle anderen, jedoch nicht weil die Vorrichtungen beſſer find, 
fondern weil weniger Beichränfung und Sparſamkeit herrfcht. Das englijche 
Kriegäbudget beläuft fich für 1900 auf 1098 Millionen, das ruffiiche auf 1034 
Millionen, das deutſche auf ungefähr 1000 Millionen, da3 franzöſiſche auf 
1080 Millionen, wovon 707 Millionen auf das Landheer allein entfallen. 
Die franzöfiiche Zentralverwaltung des Kriegäminifteriums foftet 1006020 
Francs, eine Summe, die in feinem anderen Lande für den gleichen Zweck 
erreicht wird. Aehnlich verhält es fich mit dem großen Generalftab und 
mit dem Oberfommando Nach der Aufftellung Pelletans befitt Frankreich 
allein zwei Pivifionsgenerale mehr, als die Mächte des Dreibundes zus: 
jammen, und zwei und ein halbmal jo viele, als Deutichland und Defter: 
reich einzeln genommen. Im ganzen gibt ed in frankreich 1930 Offiziere 
mehr als in Deutjchland; dagegen weiſt dad Sanitätskorps der Armee 
weniger Einheiten auf al3 jonft überall. In Frankreich fommt ein Militär: 
arzt auf 450 Mann, in Deutichland auf 300 und in Defterreich auf 
290 Mann. Anläßlich der Soldverhältniffe berichtet Pelletan, daß der 
Militärgouverneur von Paris pefuniär die glänzendfte militärifche Stellung 
bes europäischen Feſtlandes hat, da er im diejer Eigenichaft und ala Mit» 
glied des Oberkriegsrats 52242 Francd bezieht, 12000 bezw. 10000 Francs 
mehr als die höchjtgeftellten militärischen Wiürdenträger in Deutjchland und 
Defterreich. Als eine der Urfachen der großen Ausgaben bezeichnet Pelletan 
die undorfichtige Einjtellung körperlich meift untauglicher Refruten, die 
hinterher ala Ehwädlinge wieder entlafjen werden müljen, und ferner den 
Mangel an klugem Borbedadht beim Feſtungsbau. Seit 1871 jeien zwei 
Milliarden für fortifitatorijche Zwede ausgegeben worden, wie die neueften 
Anordnungen in betreff der Deflaffierung verjchiedener Forts zeigen, jedoch 
ohne hinreichende, jorgiältige Prüfung der wahren Bedürfniffe. 

Am 16. Februar führt er in der Hammer aus: Während man überall 
die ifolierten Feſtungen jchleift und nur wenige furchtbar befeftigte Plätze 
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beibehält, bleiben wir bei dem Feſtungsſyſtem, welches jhon Bauban ala 
überlebt bezeichnete. Fügt ınan hierzu die Küften: und Kolonienverteidigung, 
jo ift man berechtigt, zu fragen, in welcher Lage uns der Krieg finden 
würde, wenn er morgen ausbräche. Man müßte wenigften® hundert und 
einige Feſtungen in Stand jeßen, von denen drei Viertel den Feind an 
einer Stelle erwarten, wo er niemals hinkommt. Dieje übergroße Anzahl 
bon Feſtungen ift die größte Gefahr für die Lansesverteidigung. Wenn 
wir einerjeit3 zu viele Feſtungen haben, jo haben wir andererjeit3 im 
Genieforps zu wenig Leute, dagegen eine beträchtliche Anzahl von Offizieren. 
Derjelbe unerklärliche und unerklärte Ueberfluß von Offizieren herrſcht auch 
bei der Artillerie. Was die Frage der Mannjchaftenverjchwendung in den 
Regimentern betrifft, jo ift das Dienermwejen bei allen Stufen immens. 
3500 Mann find da, um alleinftehende Offiziere auszubürften. Die Bürfte 
ift eine Waffe, die fi) ganz jeltjam in der franzöfiichen Armee entwickelt. 
Die hohen Chefs begnügen fich nicht mit der Bürfte. Sie brauden einen 
Kutjcher, einen Diener, Leute, die Papier zufammenfleben und Hühnerftälle 
bauen. Die Kommandierenden geben den anderen das Beijpiel und jo 
fommt e3, daß eines jchönen Tages ein Infanterieregiment nicht eine einzige 
Kompanie vollftändig hatte. Nach der Mannjchaftenverichwendung die Geld: 
verichwendung. Bei uns find die höchiten Militärftellen beſſer dotiert als 
in den monarchijchen Ländern, aber unjere Hauptleute find weit jchlechter 
bezahlt, wie allerwärts. In der Verwaltung unferer Regimenter gibt es 
fein bejtimmtes Rechnungswejen und überall Unregelmäßigfeiten und doch 
handelt e3 fih um Hunderte von Millionen. Die volllommene Ehren: 
baftigfeit unjerer Offiziere ift außer Frage, nur hat man den Fehler be- 
gangen, Rechenfünftler aus ihnen zu machen. Dieſe Mißſtände begünftigen 
den Betrug und den Diebjtahl und führen oft zu tragijchen Folgen. 
Anläßlich der Refruteneinftellung wird die Thatjache, dab die Ge: 
burten finfen, viel behandelt. Die Zahl der männlichen Geburten betrug 
1893 noch 446957, 1894 nur 436663 und 1895 gar nur 425889. Es 
war aljo im Verlauf von drei Jahren eine Verminderung um 21086 ein: 
getreten. Die Heeresverwaltung vermag diejen Ausfall nicht zu erjeßen. 
Sie rechnet auf ein Kontingent von im Mittel 233000 Mann. Aber auch 
dieje Ziffer Steht nur noch im Budget. Sie ift den fantonalen Liſten ent: 
nommen, in denen jedermann eingezeichnet ift, und trägt den verjchiedent: 
lichen Ausfällen durch Tod, Krankheit, durch Zurücdweifung nad) der ärzt— 
lichen Unterfuchung bei der Geftellung ac. feine Rechnung. Dieje Ausfälle 
find aber fehr bedeutend. Im Jahre 1897 mußte von der angenommenen 
Ziffer von 233000 fo viel abgeftrichen werden, daß in Wirklichkeit nur 
213000 Mann in das Heer eintraten. Die Klaſſe von 1897 entipricht 
dabei den männlichen Geburten aus dem Jahre 1876, welche die jeitdem 
nie mehr erreichte hohe Ziffer von 494 318 aufwies, die jeitdem um mehr 
als 60000 gejunfen ift. Das definitiv in die Armee eingetretene Kontingent 
von 18949 betrug denn auch nur noch 191000 Mann! Und dabei ift dad 
auch noch ein jehr gutes Jahr, denn die Klaſſe entipricht den Geburten 
von 1878 mit 479527 männlichen Kindern, eine Zahl, die jchon 1895 auf 
425889 gejunfen war! Wo foll da heute — oder gar in zehn Jahren — 
ein Kontingent von 233000 Mann herfommen? Das Deutiche Reich hatte 
im Jahre 1893 eine Geburtenziffer (Knaben und Mädchen) von 1928270. 
Dieje Schon jo bedeutende Zahl war im Jahre 1897 geftiegen auf 1991126. 
(„Allg. Ztg.“) 
22. Februar. Die Kammer genehmigt einen Marimalzoll- 


tarif für Kolonialwaren. 
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23. Yebruar. (Bari) Der Staatögerichtöhof verurteilt . 
Marcel Haber zur Verbannung auf 5 Jahre. (Vgl. Jahrg. 1899.) 

8. März. (Paris) Brand de Theatre frangais. 

19. März. Die Kammer genehmigt das Budget. (Anz 
nahme im Senat 19, April.) 

23. März. (Paris) Präfident Loubet begnadigt den Grafen 
Chrijtiani. (Vgl. 1899 ©. 239.) 

28. März. (Bari?) Graf Benedetti, 1870 Botjchafter 
in Berlin, 81 Jahre alt, f. 

4. April. (Senat.) Der Minifter des Auswärtigen über 
die internationale Lage. 


Auf eine Jnterpellation ded Grafen D’Aunay, der die Beziehungen 
zu England fritifiert, antivortet der Minifter des Auswärtigen Delcaſfſé: 
D’Aunay erwähnte unjere Beziehungen zu England und jagte, er glaube, 
die beiden Mächte hätten das Recht, bei den zu Löjenden Fragen ihre Rechte 
und ihre Würde in Betracht zu ziehen. ch will hier nicht von Lächer: 
lichen Drohungen ſprechen. Die Zeit ift noch nicht gefommen, über die 
Greigniffe von 1895 die volle Wahrheit zu jagen, aber weder die Regierung 
noch Frankreich haben von der Veröffentlichung etwas zu fürchten. Die 
Geſchichte wird das letzte Wort jprechen Alles, was ich jagen fann, ift, 
dab die Regierung fich jener Zeit de3 Mißverhältniſſes zwijchen dem zu 
erreichenden Ziele und der zur Erreichung des Ziels nötigen Anftrengungen 
bewußt war. Der 1899 abgeichlofiene Afrika-Vertrag brachte uns wichtige 
Vorteile, welche von niemand bejtritten werden fünnen. Seitdem hatten 
wir wichtige auswärtige Fragen zu erörtern. Der mit den Vereinigten 
Staaten abgejchlofjene Handelsvertrag iſt vorteilhaft für unjere Induſtrie 
und Landwirtichaft. Die Berhandlungen betreff3 der Konzeſſion bei 
Schanghai führten zur Anerkennung unferer Rechte. Der Zwijchenfall auf 
Martinique ift zu unjerer Befriedigung geregelt. In Afrika beginnen wir 
in methodijcher Weife unjere Herrichaft auszudehnen. In Aegypten ge: 
langten wir zur Erneuerung des Gejeges bezüglich der gemijchten Gerichts: 
höfe. Dieſe Ergebniſſe ſind, wie das auch vom Ausland anerkannt iſt, 
ausgezeichnet; in Frankreich beſtreitet man das aber, weil man das Kabinett 
ſtürzen will, ſogar wenn auch das Land dabei in Mitleidenſchaft gezogen 
würde. . . . Frankreich ift eine europäiſche Großmacht, es wurde auch wieder 
eine Kolonialmacht. In letzterer Hinſicht ging unſere Ausdehnung in 
wunderbarer Schnelligkeit vor ſich. Jetzt aber müſſen die Reichtümer der 
neuen Kolonien mit dem Kapital des alten Frankreich ausgenützt werden. 
Von den Mächten, die uns abermals die Vorherrſchaft ſtreitig machten, 
wuchſen die einen, die anderen, die jünger ſind, beſtreben ſich, an die Spitze 
zu kommen. Wir müſſen kämpfen und eine mannhafte Generation heran— 
bilden. Die wirtſchaftliche Organiſation muß weiter entwickelt werden. 
Durch intelligente Arbeiten muß es erreicht werden, daß Frankreich die 
große Straße der Welt bleibt. Unſere Flotte muß wieder die Stärke er: 
reichen, die nötig ift. 


5. April. Miniſterpräſident Walded-Roufjfeau unterjagt den 
Biichöfen, daß für Predigten und jog. Miffionen für Pfarrkinder 
Geiftliche verwendet werden, welche einem nicht genehmigten Orden 
angehören, da dies Anlaß zu Ruheſtörungen geben fünnte. 
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6. April. (Kammer.) Geſetz über Schaffung einer Kolonial= 
armee. Staatzjtreichsfrage. 


Die Kammer genehmigt mit 365 gegen 161 Stimmen bie Errihtung 
einer bejonderen Kolonialarmee. Die wichtigfte Beftimmung lautet: Die 
Kolonialtruppen find dem Kriegsminifterium unterftellt. Das Kolonialheer 
ift im Prinzip für die Kolonien beftimmt. Es umfaßt die Gefamtheit der 
eigens zu dem Zwed der Bejegung und der Verteidigung der Kolonien und 
Proteftoratsländer, Algerien und Qunefien ausgenommen, organifierten 
Streitkräfte. Dieſe tragen vorfommendenfalld zu der Verteidigung bes 
Mutterlandes bei oder beteiligen fih an militärifchen Expeditionen außer: 
halb des franzöfiichen Landesgebiets. Sie fünnen auf irgend einem Punkt 
deö Gebiets der Republik oder ihrer Befigungen ftationieren. 

Abg. Sembat (Soz.) beantragt, dab die Kolonialtruppen nicht auf 
dem feftländiichen Gebiet der Republik ftehen dürfen. „Wir wollen“, er— 
flärt er, „in Frankreich feine Truppen, die allzufehr unter dem Einfluß 
ihrer Befehlshaber ftehen und darob die Pflichten gegen die Republif ver- 
geilen. Ein Bataillon See-Ynfanterie war e3, das mit gefüllten Patron: 
tajchen über den Kongreß wachte, aus dem Jules Ferry ald Präfident der 
Republik hätte hervorgehen können. Ein Bataillon Marine: $nfanterie war 
ed, das neulich die Streifenden auf der Inſel Martinique maſſakrierte. 
Solde Heldenthaten wollen wir in Frankreich nicht. Auch wollen wir 
feine Soldatesfa, die leichter ald andere Truppen zu einem Gtaataftreich 
zu gebrauchen wären.” 

Kriegäminifter de Galliffet: Staatzftreiche feien jet unmöglich. 
Man macht feine Staatöftreihe in Lorient oder in Breft, auch nicht in 
Zoulon. Bergleihen gibt e& nur in Paris (Heiterkeit), wo mir häufig 
jolche Vorſchläge gemacht worden find. Es ift aber ein gründlich lang= 
weiliges Geichäft. (Heiterkeit) Zu einem Staatsſtreich gehört in Paris 
die Einwilligung des Kriegsminifterd und des Generalgouverneurd. Mein 
Freund General Brugere ließe mich verhaften, wenn ich etwas dergleichen 
verjuchte, aber er hätte das Gleiche von mir zu erwarten, wenn er fich auf 
dad Glattei wagte. Vor zwölf Jahren ging man mit dem Gebdanfen an 
einen Staatsjtreih um, aber er war nicht von der Armee audgehedt worden. 
Wir ertrugen die Perjon, die ihn verkörperte, aber geholfen hätten wir ihr 
nicht. Uebrigens wohnte feine Berräterfeele in ihrem Buſen. General 
Sauffier hätte bald Ordnung gejchafft, wenn ein Verſuch gemacht worden 
wäre. — Der Antrag wird abgelehnt. (Annahme der Vorlage im Senat 
14. Juni.) 


14. April. (Bari) Die Weltaugftellung wird eröffnet. 
Reden Millerands und Loubet2. 


Die Ausftellung wird durch den Präfidenten Zoubet in Gegenwart 
der Minifter und der Vertreter des Auslandes mit großer Feierlichkeit er— 
Öffnet. Der Handeleminifter Millerand begrüßt den Präfidenten mit 
einer Anſprache, worin e3 heißt: „Die Mafchine wurde die Beherrjcherin 
des Erdballes, fie erſetzt Arbeiter und vervielfacht die Beziehungen ber 
Völker. Selbſt der Tod weicht dor dem fiegreich vorrüdenden Menjchen: 
geifte zurüd. Die Medizin macht Fortſchritte dank dem Genie eines Pafteur. 
Aber noch einen bemerfenswerteren Dienft erweilt die Wiſſenſchaft den 
Menſchen, fie gibt ihnen das Geheimnis für die materielle und moralijche 
Größe der Staaten in die Hand, welches in dem Worte „Solidarität“ ent» 
halten ift. Die Einrichtungen zur Vorforge für das Alter und für Frank: 
heitsfälle, die Wohlfahrts: und die auf Gegenjeitigfeit beruhenden Ein: 
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befreit:! Steige he mmantbörlich zu dreſer leuStenden. reinen Region, mo 
e3 eines Tages Ah verwirkliden muk. das Ideal. der nollfommene Gin: 
Hang der Hätte der Gerechtigteit und Güte! 
Hierauf bält Zoubet folgende Rebe: 


zu veranftalten, da hatte fie nicht allein den Gedanten, einen Wettbewerb 
von Wunderdingen ins Leben zu rufen und an den lien der Seine den 
alten Ruf der Eleganz, Höflichkeit und Gaftlichteit Frankreichs zu ermeuern, 
unfer Ehrgeiz ging höher; er geht unendlich weit hinaus über den Glanz 
vorübergehender Fette; er beichränft ſich nicht auf das Gefühl patriotiicher 
Befriedigung, das wir heute empfinden, noch auf Berriedigung der Gigen: 
liebe ober des Intereſſes; Frankreich wollte ın beionderem Make beitragen 
zur Anbahnung ber Eintracht zwijchen den Völkern; es bat das Bewußt 
fein, für das Wohl der Welt zu wirken, an der Grenze des rühmlichen 
Jahrhunderts, deſſen Sieg über den Jrrtum und den Haß leider unvoll: 
fommen war, das uns aber einen ftet3 lebhaften Glauben an den Fort: 
fchritt hinterläßt. Deshalb nehmen auch hier die volfswirtichaftlichen Ein: 
richtungen den größten Pla ein und laſſen die Beftrebungen jedes einzelnen 
Staates, die Kunſt des Lebens in der Gefellichaft zu dvervollfommnen, er: 
fennen; fie werden dieſer Ausſtellung, die eine glänzende, große Schule zur 
gegenfeitigen Belehrung fein ſoll, ihren Stempel aufdrüden; fie werden und 
jelbftverftändlich weder die Entdedungen der Wiſſenſchaft noch die Meiiter: 
werfe der Kunſt und der Induſtrie vergeſſen laffen, aber fie ericheinen ung 
wie das Ziel der Zivilifation und wie eine Berechtigung zu unferem Werte, 
Unzweifelhaft ift es ein bewundernäwertes Schauspiel, zu ſehen, wie die 
Sntelligenz die Kräfte der phyfiichen Welt diszipliniert und die Natur uns 
geahnten Kombinationen unterwirft, aus denen uns eine Zunahme an 
Wohlergehen und äfthetijchen Genüffen erwächſt. So jehr das Genie aber 
auch die blinde Materie beherricht, ſo jehr tritt es zurüd hinter der Ger 
rechtigfeit und ber Güte, Die höchfte Form des Schönen ift nicht die, 
welche man durch eine Nummer auf dem Katalog bezeichnen kann; fie ift 
nur dem geiftigen Auge Jichtbar und ift verwirklicht, wenn die verjchiedenften 
hervorragenden Sntelligenzen, indem fie ihre Sträfte vereinigen, wie bie 
Maſchinen unjerer Ausftellungsgallerien von einem gemeinfamen Motor — 
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nämlich dem des Solidaritätägefühlae — bejeelt find. Ich freute mich, ver- 
fünden zu können, daß alle Regierungen diefem oberften Gejege huldigen 
und dieſe Thatjache ift nicht ald das unbedeutendfte Ergebnis dieje3 großen 
Mettftreit3 der Völker anzufehen. Trotz der harten Kämpfe, welche die 
Völker gegeneinander auf dem induftriellen, fommerziellen und wirtjchaft- 
lichen Gebiet ausfechten, widmen fie fortwährend in erfter Linie ihre Studien 
den Mitteln zur Erleichterung der menschlichen Leiden, zur Organijation 
von Wohlfahrtsanftalten, zur Verbreitung des Unterricht?, zur Morali: 
fierung der Arbeit und zur Einrichtung der Alteröverficherung. Sch ſende 
den Regierungen, deren Mitwirkung für uns von großem Werte war, 
meinen herzlichen Gruß. ch entbiete auch den Regierungen, deren Mit: 
arbeit wertvoll für und geweſen ift, herzlichen Gruß. ch heiße ihre wür: 
digen Vertreter willtommen. Sie find hervorragende Mitarbeiter an diejem 
gemeinfamen Werke gewejen und haben großen Anteil an diefem Erfolg. 
Ich will auch unjere Ingenieure und Architekten, unjere Künftler und Kon: 
ftrufteure, unjere Unternehmer und unfere Arbeiter nicht vergeifen, welche 
unter ber Zeitung jenes hervorragenden Mannes, den der Minifter Millerand 
mit vollem Rechte jo rühmend genannt hat, durch zahllofe Schwierigkeiten 
diejes3 gewaltige Unternehmen jo gut durchgeführt haben und ed ung zur 
feftgejeßten Stunde in feiner ganzen Ausdehnung übergaben. Meine Herren! 
Diejes Werk der Harmonie, bee Friedens und. des Fortſchrittes wird, fo 
vergänglich auch feine äußere Erjcheinung fein mag, nicht vergeblich ge: 
weſen jein. Diejes friedliche Zujammentreffen der as der Welt 
wird nicht unfruchtbar bleiben. Sch bin davon überzeugt, daß dank den 
fteten Verficherungen gewifjer erhabener Mächte, von denen das Ende des 
vorigen Jahrhundert? miderhallte, das zwanzigfte Jahrhundert ein wenig 
mehr Brüderlichkeit leuchten jehen wird über weniger Nöte aller Art und 
dat wir vielleicht bald ein wichtige Stadium in der langjamen Fort: 
entwidlung der Arbeit zu ihrem Glüde und des Menjchen zur Menjchlich: 
feit hin erreicht haben werden. In dieſer Hoffnung erfläre ich die Aus: 
ftellung von 1900 für eröffnet. 


6. Mai. Gemeinderatäwahlen. 

In faſt 34000 Gemeinden werden neue Gemeinderäte gewählt. Nach 
Abſchluß der Stihwahlen (13. Mai) ift außer Paris das Refultat folgendes: 
Republifanijche Gemeinderäte 24832, Neaktionäre 8519, Nationaliften 153 
und 438 unbeitimmter Parteirihtung. Im ganzen erlangen bie Republi- 
faner 1004 Gemeinderäte neu. Wenn man die Gejamtzahl der Stimmen 
zufammenrechnet, die in den einzelnen Liften den am meiften begünftigten 
Kandidaten zufielen, ergeben ſich, Paris nicht eingerechnet, folgende Ziffern: 
Republifaner 4713467, NReaktionäre 2174323 und Nationaliften 172430. 
In Paris ift das Ergebnis: 32 Nationaliften, 9 Konjervative, 4 Republis 
faner, 16 Radikale, 19 Sozialiften. 

22. Mai. (Kammer) Nach Beiprechung einer Interpella— 
tion, die die von den Freunden Dreyfus’ betriebene Agitation zur 
Wiederaufnahme der Dreyfusfrage zum Gegenftande hat, wird die 
Regierung aufgefordert, die Wiederbelebung dieſer Angelegenheit 
zu verhindern. 

29. Mai. (Paris) Der Kriegsminifter de Galliffet tritt 
zurüd und wird durch den General Andre erjegt. Der Rüdtritt 


hat die Diskuffion der Dreyfusfrage in der Kammer am 28. Mai 
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zur Urſache. Hier war über die Indiskretion eines Offizier im 
Kriegaminifterium verhandelt worden. 


2. Juni. Der Senat genehmigt eine Amneftievorlage über 
die Dreyfusangelegenheit. 


Hiernah find alle Strafverfahren, die auf Grund von Thatjachen 
eingeleitet find, welche auf den Dreyfus:Handel Bezug haben, jowie alle 
begonnenen Strafverfolgungen oder auch jolche, die noch nicht eingeleitet 
find auf Grund der Gejeße vom 18. April 1886, 29. Juli 1881 oder auf 
Grund aller anderen ftrafrechtlichen Berfügungen, mit Ausnahme derjenigen, 
bie fi) auf die Artikel 295/8 und 3024 des Strafgejeßbuches begründen, 
ala niedergejchlagen zu betrachten. Die bezüglichen Zivilprozefje können 
nur dor ber bezüglichen Gerichtöbarfeit geführt werden, auch wenn fie von 
der Kriminaljuftiz eingeleitet waren und ohne daß man dem Kläger die 
Abweifung feiner Klage auf Grund des Artikels 46 des Gejehes dom 
29. Juli 1881 entgegenftellen darf. Daraus ergibt fi, daß die verjchiedenen 
Prozefje, die aus dem Dreyfusprozeß entitanden find, nicht mehr ftattfinden 
fünnen. Doc, bleiben die Rechte der dritten Perjonen vorbehalten, jo daß 
auch nad der Annahme der NRegierungsvorlage die Witwe Henry befugt 
fein würde, Reinach vor dem Zivilgericht wegen Schabdenerjaßes zu belangen; 
ebenjo können auch die Mitglieder des Efterhazy:Sriegsgerichted gegen Zola 
einen Zivilprozeß anftrengen. 


15. Juni. (Kammer) Debatte über Arbeiterunruben. 
PBarteiverhältniffe. 


Am 3 Juni war e3 in Chalons-ſur-Saone zu einem blutigen Kampfe 
zwiſchen Arbeitern und Militär gekommen. Die Sozialiften interpellieren 
über dieje Angelegenheit. Ueber den Berlauf der Sitzung berichtet die 
„Zäglihe Rundſchau“: Die Sozialiften gingen dem Minifterium, in bem 
Herr Millerand befanntlich einer der ihren ift, hart zu Leibe und brachten 
einen Antrag ein, eine parlamentarifche Unterfuchung der Vorgänge anzu: 
ftellen: Wörtliche Wiederholung eines Antrags Millerand bei früherer, ähn: 
licher Gelegenheit. Walde erklärte, er würde in diefem Antrag ein Miß— 
trauensvotum ſehen müſſen. Die Oppofition — Rechte und Zentrum — 
horcht auf. Zwar hat Walde ja ganz in ihrem Sinne geſprochen, zwar 
billigt fie feine Maßregeln, zwar hält fie eine Unterjuchung für überflüffig. 
Aber die Gelegenheit ift doch zu günftig, das Minifterium zu ftürzen: Die 
Sozialiften fichern beute der Oppofition die Mehrheit. Aber die Sozialiften 
befommen Wind von diefem tüdifchen Plan. Sie haben den Antrag ge: 
ftellt, fie wollen gegen die Regierung ftimmen. Aber wenn die Rechte und 
da3 Zentrum das auch thun — da könnte ja gar das Minifterium zu fFalle 
fommen, und Millerand mit ihm Die Mehrzahl hat die blauen Zettel 
ſchon in die Urnen gethan — ein kleine Häufleın Radikaler und Sozialiften 
enthält fich rajch noch der Stimme: 9 Mann. Die Abftimmung erfolgt. 
Neun Stimmen beträgt da3 Plus für die Negierung. Sie hat aljo doc 
noch gefiegt. Sie billigt unter den vorgeſchlagenen Tagesordnnungen eine 
jehr allgemein gehaltene, die fie auffordert, die Schuldigen zur Rechenjchaft 
zu ziehen. SKonjequenterweije mußten nun diejenigen, die joeben für eine 
parlamentarische Unterfuhung ſtimmten, gegen dieſe Tagesordnung ſein. 
Es ıft nicht der Fall. Die Tagesordnung wird mit 292 gegen 203 Stimmen 
angenommen. Aber die Oppofition ift wieder tückiſch. Majjabuau beantragt 
einen Zujaß zu diejer jelben Tagesordnung, des Inhalts, daß die Kammer 
„die folleftiviftiichen Toftrinen verwirft, durch die man die Arbeiter ver: 
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führt”. Der Sinn ift klar. Was jagt bie Regierung dazu, beren Mitglied 
der „Kolleftivift“ Millerand ift? Sie muß boch einen joldden Schlag ins 
Geficht eines Minifters energiich abwehren? Sie wird den Zuſatz zurüd: 
weiten? D nein; Waldeck-Rouſſeau befteigt langfam die Tribüne und ver: 
fündet den geipannt lauſchenden Abgeordneten, daß der Zuſatz nichts ent: 
halte, was fich auf beftimmte Handlungen ber Regierung beziehe. Mit 
259 gegen 143 Stimmen nimmt die Kammer den Zufa an, alfo mit 
116 Stimmen Majorität. Sie hat die Lehren des Sozialiſten, ala eine 
Gefahr für die Arbeiter, ausbrüdlicy verworfen. Aber Millerand bleibt 
Minifter. Nun aber kommt das Befte. Nach der Gefchäftsordnung muß 
nun noch die Tagesordnung als Ganzes — mit dieſem Zuſatz — zur Ab» 
ftimmung geftellt werden. Die ganze Tagesordnung wurde angenommen 
mit 285 gegen 239 Stimmen. Für fie geftimmt haben auch die Sozialıften 
und? — Sämtliche Minifter, die Deputierte find: aljo auch Millerand. 
Millerand und feine Parteigenofjen haben demnach ihre Stimmen abgegeben 
für eine Tagesordnung, die bejagt, daß die Kammer „die follektiviftiichen 
Doktrinen, durch die man die Arbeiter verführt, verwirft“. 


16. Juni. (Bari?) Prinz Soinville, der lebte Sohn 
Louis Philippes, 82 Jahre alt, f. 

22. Juni. Der Senat genehmigt gegen den MWiderfpruch 
der Rechten ein Geſetz, wonach Preßbeleidigungen gegen das Staats- 
oberhaupt, die Parlamentarier und Hohe Beamte nicht mehr von 
Gefchworenen jondern vom Zuchtpolizeigericht abgeurteilt werden 
follen. 

25. Juni. (Paris) Es tritt ein internationaler Kongreß - 
für foziale Arbeiterverficherung zufammen. Es wird bejchloffen, 
alle drei Jahre zu tagen. 

3. Juni. Die Kammer bewilligt die Flottenvorlage, bie 
auf Antrag Pelletans um 50 Millionen Franes erhöht wird. Die 
Regierung jtimmt der Erhöhung zu. 

3. Juli. Der Oberbefehlahaber der Armee, General Jamont, 
tritt zurüd, weil er einige vom Kriegsminifter im Generalftabe 
vorgenommene Perjonalveränderungen nicht billigt. In der Kam: 
mer und im Senat wird die Regierung deshalb von den Natio- 
nalijten Heftig angegriffen, weil fie die Armee desorganifiere. 

4. Juli. (Paris) Präſident Loubet enthüllt ein von Ame- 
rikanern geftiftetes Denkmal Lafayettes, wobei er auf die traditio- 
nelle Freundſchaft der amerikanischen und franzöfifchen Nepublit 
hinweiſt. | 

7. Juli. (Kammer) Minifter des Auswärtigen Delcafje 
jagt über die Beziehungen zur chinefifchen Regierung: 

Was die Frage des Kriegszuſtandes betreffe, frage er, wen man ben 


Krieg erklären ſoll? Die faiferliche Regierung fcheint meggefegt zu fein 
ober befindet fich in Gefangenjchaft der Meuterer. Die Bizelönige jcheinen 
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aber ben Führern der Aufftändifchen nicht zu gehorchen. Der Minifter 
weiſt ferner auf die Gefahr hin, welche eine offizielle Kriegserklärung für 
Europa in China haben würde. Andererjeit3 könne die Kriegserklärung 
nicht ein ifolierter Akt einer Macht jein. Frankreich habe feinen Grund, 
die Initiative zu ergreifen. 

10. Zuli. Vertagung der Kammern. 

21. Juli. Präfident Loubet antwortet auf ein Schreiben des 
Kaiſers von China, worin um die franzöfifche Vermittlung nach— 
gejucht wird: 

Diefe Frage könne nicht eher zweckmäßig erörtert werben, bevor man 
nicht über folgende Punkte Gewißheit habe: 1. daß dem Gejandten Pichon 
und feinen diplomatijchen Kollegen wirkſamſter Schuß und vollite Freiheit 
des Verfehrd mit ihren Regierungen zugefichert werde. 2. Daß Prinz Tuan 
und die hohen Beamten, welche für die gegenwärtigen Ereigniſſe verant: 
wortlich find, aus der Regierung entfernt würden und ihre baldige Be: 
ftrafung unweigerlich erfolge. 3. Daß die Behörden und Truppen des 
ganzen Reichs den Befehl erhielten, die Feindjeligfeiten gegen die Fremden 
einzuftellen. 4. Daß Maßnahmen getroffen würden zur ftrengften Unter: 
drüdung der aufftändiichen Bewegung ber Borer. Solange dieje unerläß- 
lihen Garantien nicht gegeben jeien, könne nur don einer militärijchen 
Aktion die Rede fein. 

25. Juli. (Paris.) Ein internationaler Kongreß für Arbeiter- 
Ihuß tritt zufammen. 

29. Juli. Präfident Loubet unterzeichnet ein Dekret, wonach 
die Titular- Mitglieder des Kriegsrats, die früher zu irgend welchen 
Kommandos unabhängig vom Kriegsminiſter bejtimmt waren, unter 
die Autorität des Kriegsminiſters geftellt werden. 

2. Auguft. GParis.) Es wird ein Attentat auf den Schah 
von Perſien verjucht, aber verhindert. 

Anfang Auguft. (Paris) Streik der Drojchkenkutjcher. 

August. Die Regierung veröffentlicht folgende Note über die 
Ernennung Walderjees zum Oberbefehlöhaber: 

Die franzöfiiche Regierung Hat der deutjchen Regierung mitgeteilt, 
dab, wenn Generalfeldmarichall v. Walderjee in China eingetroffen jein 
und im Rate der Sorpäbefehlähaber des internationalen Heeres den her: 
borragenden Pla eingenommen haben wird, den er feinem hohen Range 
verdanft, General Voyron, Oberbefehlshaber des franzöfiichen Expeditions— 
forp3, nicht ermangeln wird, mit dem Marjchall Beziehungen anzufnüpfen. 

13. Auguft. (Marjeille.) Präfident Loubet befichtigt Truppen, 
die nach China aufbrechen und hält folgende Anjprache: 

Ich übergebe euch die ahnen für das Expeditionskorps. Bald 
werdet ihr auf biejelben den Namen eines Feldzugs jchreiben, der notwendig 
—— durch die Verletzung unſerer Rechte, durch die Verkennung unſerer 

erechtigten Intereſſen, durch den brutalen Anſturm gegen alles, was die 
Ziviliſation und den Fortſchritt in China darſtellt. Dieſe Fahnen werden 
euch an die Höhe der Aufgabe erinnern, die Frankreich eurem Mute an— 
vertraut, der Aufgabe nämlich, von einem Lande, in dem die Grundrechte 


VI. 
Frankreich. 


4. Januar. (PBari?.) Der Staatsgerichtshof verurteilt De— 
roulöde und Buffet zu 10 Jahren Berbannung, Guirin und de Lur— 
Saluzes zu 10 Jahren Gefängnis. (Bgl. Jahrg. 1899.) 

4. Januar. (Etienne) Bei einem Meberjtreif kommt es 
zu blutigem Handgemenge zwijchen Streifenden, Poliziſten und 
Militär. 

9. Januar. Die Kammern treten zufammen. Der Senat 
wählt Fallieres, die Deputiertenfammer Deschanel zu Präfidenten. 

15. Januar. (Deputiertenfammer.) Seefrieg und Kaperei. 

Der Berichterftatter für das Marinebudget erklärt in feinem Bericht, 
er halte den Kaperfrieg im Fall eines Konflitt3 mit Deutjchland, noch mehr 
aber im Fall eines Konflikts mit England für jehr wirkſam. Die Haupt: 
einfuhr diejer beiden Länder beftehe in Getreide. Für den Kaperkrieg brauche 
man fchnelle, gut ausgerüftete Kreuzer; jedoch müßte man, fall Frankreich 
ben Kaperfrieg auf dem Altantiichen Ozean erfolgreich führen wolle, Dakar 


in Senegambien, jowie alle übrigen Flottenſtützpunkte jchleunigft in Ver: 
teidigungszuftand jeßen. 


28. Januar. Wahlen zum Senat. 


99 Mandate müfjen erneuert werden. Dieje verteilten fich bisher 
wie folgt auf die verjchiedenen Parteien: 70 gehörten den gemäßigten Re: 
publifanern, 1 „Liberaler Republikaner“, 17 Radifalen, 6 ſozialiſtiſch-Ra— 
difalen, 5 Konjervativen. Das Endergebnis der Wahlen ift nun folgendes: 
46 gemäßigte Republifaner wieder , 15 neugewählt, 1 liberaler Republifaner 
ift wieder:, 5 find neugewählt, 8 Radifale wurden wieder-, 10 neugemwählt, 
5 Sozialiftiich-NRadifale wurden wieder- und 2 neugemwählt ; endlich wurden 
3 Nationaliften neu: und 4 Konfervative wiedergewählt. 


30. Januar. (Kammer) Mearinevorlage. 


Die Regierung legt der Hammer Gejeßentwürfe betreffend die Ver: 
mehrung der Flotte, die Hafenausrüftung, die Verteidigung der Küſten und 
Kolonien und bie unterfeeiichen Kabel. Die Gejegentwürfe erfordern Aus: 
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aben im Betrage von 900 Millionen Fres. die aber auf mehrere Finanz— 

jahre verteilt und durch die im Budget vorgejehenen Mittel, bejonders durch 
den Kredit von 107 Millionen, der jährlich für den Bau von Schiffen bes 
ftimmt ift, gededft werden jollen. E3 werben 476 Millionen für den Bau 
von 6 Panzerichiffen, 5 Kreuzern, 28 Torpedozerftörern, 112 Torpedobooten 
und 28 lnterjeebooten verlangt. Die betreffenden Schiffe ſollen bis 1907 
fertiggeftelt werden. Für Hafen und Befeftigungsarbeiten werden 104 
Millionen verlangt. 


Anfang Februar. Differenz mit England wegen Deforierung 
eined® Malers. 


Die Verleihung des Kreuzes ber Ehrenlegion an den Maler Léandre 
gibt dem britijchen Botichafter zu Reklamationen, bezw. VBorftellungen An: 
laß; er macht geltend, daß Léandre mehrere Karikaturen der Königin Vic— 
toria veröffentlicht habe. Die Regierung entgegnet, Léandre habe eine ganze 
Serie von Monarchen karikiert, ohne daß einer derjelben deshalb reflamiert 
habe. Die Deforierung betreffe übrigens die anerfannten Leiftungen des 
Künſtlers als Portraitift. 


Februar. (Kammer.) Bericht über den Militäretat. Der 
Berichterſtatter der Budgetkommiſſion, Pelletan, kritiſiert in feinem 
Bericht die franzöſiſche Militärverwaltung ſcharf. 

Er ſtellt dann einen Vergleich auf zwiſchen den Ausgaben der verſchiedenen 
Mächte und gelangt dabei zu der Konſtatierung, daß Frankreich verhältnismäßig 
mehr ausgibt als alle anderen, jedoch nicht weil die Vorrichtungen beſſer ſind, 
ſondern weil weniger Beſchränkung und Sparſamkeit herrſcht. Das engliſche 
Kriegsbudget beläuft ſich für 1900 auf 1098 Millionen, das ruſſiſche auf 1084 
Millionen, das deutſche auf ungefähr 1000 Millionen, das franzöſiſche auf 
1080 Millionen, wovon 707 Millionen auf das Landheer allein entfallen. 
Die franzöſiſche Zentralverwaltung des Kriegsminiſteriums koſtet 1006020 
Franes, eine Summe, die in feinem anderen Lande für den gleichen Zweck 
erreicht wird. Aehnlich verhält es fich mit dem großen Generalftab und 
mit dem Oberfommando. Nach der Aufftellung Pelletans befigt Frankreich 
allein zwei Pivifionsgenerale mehr, ald die Mächte des Dreibundes zu: 
fammen, und zwei und ein halbmal jo viele, als Deutichland und Defter: 
reich einzeln genommen, Im ganzen gibt ed in frankreich 1930 Offiziere 
mehr als in Deutjchland; dagegen weift dad Sanitätskorps der Armee 
weniger Einheiten auf als ſonſt überall. In Frankreich kommt ein Militär: 
arzt auf 450 Mann, in Deutjchland auf 300 und im GDefterreich auf 
290 Mann. Anläßlih der Soldverhältniffe berichtet Pelletan, daß der 
Militärgouverneur von Paris pefuniär die glänzendfte militärifche Stellung 
des europäifchen Feitlandes hat, da er in diefer Eigenjchaft und ala Mit: 
glied des Oberfriegsrats 52242 Francs bezieht, 12000 bezw. 10000 Fyranca 
mehr als die höchftgeftellten militärifchen Würdenträger in Deutjchland und 
Defterreih. Als eine der Urfachen der großen Ausgaben bezeichnet Pelletan 
die unvorfichtige Einftellung körperlich meift untauglicher Refruten, Die 
hinterher als Schwächlinge wieder entlaffen werden müjjen, und ferner den 
Mangel an klugem Vorbedacht beim Tyeitungsbau. Seit 1871 jeien zwei 
Milliarden für fortifitatorifche Ziwedfe ausgegeben worden, wie die neueften 
Anordnungen in betreff der Deklaffierung verjchiedener Forts zeigen, jedoch) 
ohne hinreichende, jorgiältige Prüfung der wahren Bedürfniffe. 

Am 16. Februar führt er in ber Kammer aus: Während man überall 
die iſolierten Feſtungen jchleift und nur wenige furchtbar befeftigte Plätze 
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beibehält, bleiben wir bei bem Feſtungsſyſtem, welches Schon Vauban ala 
überlebt bezeichnete. YFügt man hierzu die Küften: und Kolonienverteidigung, 
jo ift man berechtigt, zu fragen, in welcher Lage uns der Krieg finden 
würde, wenn er morgen ausbräche. Man müßte wenigftend hundert und 
einige Feltungen in Stand jeken, don denen drei Viertel den Feind an 
einer Stelle erwarten, wo er niemald hinkommt. Dieje übergroße Anzahl 
von Feſtungen ift die größte Gefahr für die Landesverteidigung. Wenn 
wir einerjeit3 zu viele Feſtungen haben, jo haben wir andererjeit3 im 
Geniekorps zu wenig Leute, dagegen eine beträchtliche Anzahl von Offizieren. 
Derjelbe unerklärliche und unerflärte Heberfluß von Offizieren herricht auch 
bei der Artillerie. Was die frage der Mannjchaftenverjchwendung in den 
Regimentern betrifft, jo ift das Dienerwejen bei allen Stufen immens. 
3500 Mann find da, um alleinftehende Offiziere auszubürften. Die Bürfte 
ift eine Waffe, die fi ganz jeltjam in der franzöfiichen Armee entwidelt. 
Die hohen Chefs begnügen fich nicht mit der Bürfte. Sie brauchen einen 
Kutjcher, einen Diener, Yeute, die Papier zufammenfleben und Hühnerftälle 
bauen. Die Kommandierenden geben den anderen das Beilpiel und jo 
fommt es, daß eines jchönen Tages ein Infanterieregiment nicht eine einzige 
Kompanie vollftändig hatte. Nac der Mannichaftenverichwendung die Geld: 
verſchwendung. Bei uns find die höchſten Militärftellen bejjer dotiert als 
in den monarchiichen Zändern, aber unjere Hauptleute find weit jchlechter 
bezahlt, wie allerwärts. In der Verwaltung unjerer Regimenter gibt es 
fein beftimmtes Rechnungsweſen und überall Unregelmäßigfeiten und doch 
handelt es fih um Hunderte von Millionen. Die vollfommene Ehren: 
haftigkeit unjerer Offiziere ift außer Frage, nur hat man den Fehler be: 
gangen, Nechentünftler aus ihnen zu machen. Diefe Mißſtände begünftigen 
den Betrug und den Diebftahl und führen oft zu tragiichen Folgen. 


Anläßlich der Rekruteneinftellung wird die Thatjache, daß die Ge: 
burten finfen, viel behandelt. Die Zahl der männlichen Geburten betrug 
1893 noch 446957, 1894 nur 436 663 und 1895 gar nur 425889. Es 
war alfo im Verlauf von drei Jahren eine Verminderung um 21086 ein: 
getreten. Die Heeresverwaltung vermag diejen Ausfall nicht zu erjeßen. 
Sie rechnet auf ein Kontingent von im Mittel 233000 Mann. Aber aud 
dieje Ziffer fteht nur noch im Budget. Sie ift den fantonalen Liften ent: 
nommen, im denen jedermann eingezeichnet ift, und trägt den verſchiedent— 
lichen Ausfällen durch Tod, Krankheit, durch Zurücweifung nach der ärzt— 
lichen Unterfuchung bei der Geftellung 20. feine Rechnung. Dieje Ausfälle 
find aber jehr bedeutend. Im Jahre 1897 mußte von der angenommenen 
Ziffer von 233000 fo viel abgeftrichen werden, daß in Wirklichkeit nur 
213000 Mann in dad Heer eintraten. Die Klaſſe von 1897 entipricht 
dabei den männlichen Geburten aus dem Jahre 1876, welche die feitdem 
nie mehr erreichte hohe Ziffer von 494 318 aufwies, die feitdem um mehr 
ala 60000 gejunfen ift. Das definitiv in die Armee eingetretene Kontingent 
von 18949 betrug denn auch nur noch 191000 Mann! Und dabei ift das 
auch noch ein jehr gutes Jahr, denn die Klaſſe entfpricht den Geburten 
von 1878 mit 479527 männlichen Kindern, eine Zahl, die ſchon 1895 auf 
425889 gejunfen war! Wo foll da heute — oder gar in zehn Jahren — 
ein Kontingent von 233000 Mann herftommen? Das Deutiche Reich hatte 
im Jahre 1893 eine Geburtenziffer (Knaben und Mädchen) von 1928270. 
Dieje Schon jo bedeutende Zahl war im Jahre 1897 geftiegen auf 1991126. 

(„Allg. Ztg.“) 

22. Gebruar. Die Kammer genehmigt einen Marimalzoll- 

tarif für Kolonialwaren. 
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23. Yebruar. GParis.) Der Staatögerichtshof verurteilt . 
Marcel Haber zur Berbannung auf 5 Jahre. (Bgl. Jahrg. 1899.) 

8. März. (PBaris.) Brand des Theatre frangais. 

19. März. Die Kammer genehmigt das Budget. (An- 
nahme im Senat 19, April.) 

23. März. (Paris) Präfident Loubet begnadigt den Grafen 
Chriſtiani. (Vgl. 1899 ©. 239.) 

28. März. (Paris) Graf Benedetti, 1870 Botjchafter 
in Berlin, 81 Jahre alt, 7. 

4. April. (Senat.) Der Minifter des Auswärtigen über 
die internationale Lage. 


Auf eine Jnterpellation des Grafen D’Aunay, der die Beziehungen 
zu England kritifiert, antwortet der Minifter de3 Auswärtigen Delcafje: 
D’Aunay erwähnte unfere Beziehungen zu England und jagte, er glaube, 
bie beiden Mächte hätten das Recht, bei den zu Löfenden Fragen ihre Rechte 
und ihre Würde in Betracht zu ziehen. Ich will hier nicht von lächer— 
lichen Drohungen ſprechen. Die Zeit ift noch nicht gefommen, über die 
Greigniffe von 1898 die volle Wahrheit zu jagen, aber weder die Regierung 
noch Frankreich haben von der Veröffentlihung etwas zu fürdten. Die 
Geihichte wird das letzte Wort jprechen Alles, was ich fagen fann, ift, 
dab die Regierung fich jener Zeit des Mihverhältniffes zwiſchen dem zu 
erreichenden Ziele und der zur Erreichung des Ziels nötigen Anftrengungen 
bewußt war. Der 1899 abgeichlofiene Afrifa:Vertrag brachte uns wichtige 
Vorteile, welche von niemand beftritten werden können. Seitdem hatten 
wir Wichtige auswärtige Fragen zu erörtern. Der mit den Vereinigten 
Staaten abgejchloffene Handelsvertrag ift vorteilhaft für unjere Induſtrie 
und Landwirtſchaft. Die Verhandlungen betreff3 der Konzeſſion bei 
Schanghai führten zur Anerkennung unjerer Rechte. Der Zmwijchenfall auf 
Martinique ift zu unjerer Befriedigung geregelt. In Afrika beginnen wir 
in methodifcher Weije unjere Herrichaft auszubehnen. Yu Aegypten ge: 
langten wir zur Erneuerung des Geſetzes bezüglich der gemijchten Gerichts: 
höfe. Dieſe Ergebnijje find, wie das auh vom Ausland anerkannt ıft, 
ausgezeichnet; in frankreich beftreitet man das aber, weil man das Kabinett 
ftürgen will, jogar wenn auch das Land dabei in Mitleidenschaft gezogen 
würde... . . Frankreich ift eine europäijche Großmacht, ed wurde auch wieder 
eine Kolonialmadt. In lebterer Hinficht ging unſere Ausdehnung in 
wunderbarer Schnelligkeit vor ſich. Jetzt aber müjjen die Reichtümer der 
neuen Kolonien mit dem Sapital des alten Frankreich ausgenüßt werben. 
Bon den Mächten, die und abermals die Vorherrjchaft ftreitig machten, 
wuchjen die einen, die anderen, die jünger find, beftreben fich, an die Spike 
zu fommen. Wir müfjen fämpfen und eine mannhafte Generation heran: 
bilden. Die wirtjchaftlihe Organijation muß weiter entwicelt werden. 
Durch intelligente Arbeiten muß es erreicht werden, daß frankreich die 
große Straße der Welt bleibt. Unſere Flotte muß wieder die Stärfe er: 
reichen, die nötig ift. 

5. April. Minifterpräfident Walded-Rouffeau unterjagt den 
Biihöfen, daß für Predigten und jog. Miffionen für Pfarrfinder 
Geiftliche verwendet werden, welche einem nicht genehmigten Orden 


angehören, da dies Anlaß zu Ruheftörungen geben könnte. 
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6. April. (Rammer.) Geje über Schaffung einer Kolonial- 
armee. Staatzjtreichdfrage. 


Die Kammer genehmigt mit 365 gegen 161 Stimmen die Errichtung 
einer bejonderen Stolonialarmee.. Die wichtigfte Beitimmung lautet: Die 
Kolonialtruppen find dem Sriegaminifterium unterftellt. Das Kolonialheer 
ift im Prinzip für die Kolonien beftimmt. Es umfaßt die Gefamtheit der 
eigens zu dem Zwed der Befegung und der Verteidigung der Kolonien und 
Proteftoratsländer, Algerien und Tuneſien ausgenommen, organifierten 
Streitkräfte. Dieje tragen vorfommendenfall® zu der Berteidigung des 
Mutterlandes bei oder beteiligen fih an militärijchen Expeditionen außer: 
halb des franzöfiichen Landesgebiets. Sie können auf irgend einem Punkt 
des Gebiets der Republik oder ihrer Beſitzungen ftationieren, 

Abg. Sembat (&pz.) beantragt, daß die Kolonialtruppen nicht auf 
dem feftländiichen Gebiet der Republik ftehen dürfen. „Wir wollen“, er— 
flärt er, „in Frankreich feine Truppen, die allzujehr unter dem Einfluß 
ihrer Befehlshaber ftehen und darob die Pflichten gegen die Republif ver: 
geilen. Ein Bataillon See-Infanterie war e3, dag mit gefüllten Patron: 
tajchen über den Kongreß wachte, aus dem Jules Ferry ald Präfident der 
Republik hätte hervorgehen fünnen. Ein Bataillon Marine: $nfanterie war 
ed, dag neulich die Streifenden auf der Inſel Martinique majjakrierte. 
Solche Heldenthaten wollen wir in frankreich nicht. Auch wollen wir 
feine Soldatesfa, die leichter ald andere Truppen zu einem Staatsſtreich 
zu gebrauchen wären,“ 

Kriegäminifter de Galliffet: Staatzftreiche feien jet unmöglich. 
Man macht feine Staatsftreiche in Lorient oder in Breſt, auch nicht in 
Zoulon. Bergleichen gibt es nur in Paris (Heiterkeit), wo mir häufig 
jolche Vorſchläge gemacht worden find. Es ift aber ein gründlich lang» 
weiliges Geichäft. (Heiterkeit) Zu einem Staatsftreich gehört in Paris 
die Einwilligung des Kriegsminifterd und des Generalgouverneurd. Mein 
Freund General Brugere ließe mich verhaften, wenn ich etwas dergleichen 
verjuchte, aber er hätte dad Gleiche von mir zu erwarten, wenn ex fich auf 
da3 Glatteis wagte. Bor zwölf Jahren ging man mit dem Gedanfen an 
einen Staatsftreich um, aber er war nicht von der Armee ausgeheckt worden. 
Mir ertrugen die Perjon, die ihn verkörperte, aber geholfen hätten wir ihr 
nicht. Uebrigens wohnte feine Berräterjeele in ihrem Bufen. General 
Sauifier hätte bald Ordnung geichafft, wenn ein Verſuch gemadt worden 
— Der Antrag wird abgelehnt. (Annahme der Vorlage im Senat 
14. Juni.) 


14. April. (Bari?) Die MWeltaugftellung wird eröffnet. 
Reden Millerands und Loubets. Ä 


Die Ausftellung wird durch den Präfidenten Zoubet in Gegenwart 
der Minifter und der Vertreter des Auslandes mit großer Feierlichkeit er: 
öffnet. Der Handelaminifter Millerand begrüßt den Präfidenten mit 
einer Anſprache, worin es heikt: „Die Mafchine wurde die Beherricherin 
des Erdballes, fie erſetzt Arbeiter und vervielfacht die Weziehungen der 
Völker. Selbit der Tod weicht dor dem fiegreich borrüdenden Menjchen: 
geifte zurüd. Die Medizin macht Fortichritte dank dem Genie eines Pafteur. 
Aber noch einen bemerfenswerteren Dienft erweilt die Wiſſenſchaft den 
Menſchen, fie gibt ihnen das Geheimnis für die materielle und moralijche 
Größe der Staaten in die Hand, welches in dem Worte „Solidarität“ ent» 
halten ift. Die Einrichtungen zur Vorſorge für das Alter und für Krank: 
heitsfälle, die Wohljahrtd: und die auf Gegenjeitigfeit beruhenden Ein: 
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richtungen, bie Syndifate, die Affociationen, überhaupt alles, was beſtimmt 
ift, die einzelnen Gruppen zu einem feften Ganzen zujammenzufafien, um jo 
ber den einzelnen Individuen innemwohnenden Schwahheit Wibderftand zu 
leiften, alles das legt von der Solidarität der Menjchheit Zeugnis ab. 
Diefe Solidarität hat im Auge, im Schoße einer jeden Nation die ver: 
legenden Ungleichheiten zu milderu, die fich aus der Natur der Dinge und 
der Gejellichaft3ordnung ergeben. Ihre Wirkungen halten fich nicht an 
Grenzen. Die Interefjen, Ideen, Gefühle der Menjchen durchkreuzen fich 
überall auf dem Erdball, wie jene leichten Drähte, auf denen der menſch— 
liche Gedanke fliegt: ein wohlthätiges Ineinandergreifen, das uns bereits 
den Ausblid auf eine neue Aera geftattet und wofür jogar dor kurzem eine 
vornehme Initiative bei der Haager Konferenz die erften Marfzeichen fteckte. 
Je mehr fich die aus der Vielfältigkeit der Bedürfniffe und der Leichtigkeit 
des Austaujches hervorgegangenen internationalen Beziehungen ineinander: 
fchlingen, umſomehr haben wir Grund zu hoffen und zu wünjchen, daß der 
Tag fommt, da die Welt erkennt, daß Friede und ruhmreiche Kämpfe der 
Arbeit fruchtbarer find als Rivalitäten. Arbeit, du bift e3, die ung adelt 
und tröftet! Unter deinen Schritten verfchwindet die Unwiſſenheit und flieht 
das Böſe! Durch dich wird die Menjichheit aus Knechtichaft und Nacht 
befreit! Steige fie unaufhörlich zu diejer leuchtenden, reinen Region, two 
e3 eined Tages ſich verwirklichen muß, das deal, der volllommene Ein: 
fang der Mächte der Gerechtigkeit und Güte! 

Hierauf hält Loubet folgende Rede: 

Meine Herren! Als die franzöfiiche Republik die Regierungen und 
die Völker einlud, eine Darftellung des Gejamtbildes der menjchlichen Arbeit 
zu veranftalten, da hatte fie nicht allein den Gedanten, einen Wettbewerb 
von Wunbderdingen ind Leben zu rufen und an den Ufern der Seine den 
alten Ruf der Eleganz, Höflichkeit und Gaftlichkeit Frankreichs zu erneuern, 
unjer Ehrgeiz ging höher; er geht unendlich weit hinaus über den Glanz 
borübergehender Feſte; er bejchränft fich nicht auf das Gefühl patriotiicher 
Befriedigung, das wir heute empfinden, noch auf Befriedigung der Eigen: 
liebe oder de3 Intereſſes; Frankreich wollte in bejonderem Maße beitragen 
zur Anbahnung ber Eintracht zwijchen den Völkern; es hat das Bewußt— 
fein, für das Wohl der Welt zu wirken, an der Grenze des rühmlichen 
Jahrhunderts, deijen Sieg über den Jrrtum und den Haß leider unvoll: 
fommen war, dad und aber einen ftet3 lebhaften Glauben an den fort: 
ichritt hinterläßt. Deshalb nehmen auch hier die volkswirtichaftlichen Ein: 
richtungen den größten Pla ein und laſſen die Beitrebungen jedes einzelnen 
Staates, die Kunſt des Lebens in der Gefellichaft zu vervolllommnen, er: 
fennen; fie werden dieſer Ausftellung, die eine glänzende, große Schule zur 
gegenfeitigen Belehrung jein joll, ihren Stempel aufdrüden; fie werden una 
jelbftverftändlich weder die Entdedungen der Wiſſenſchaft noch die Meifter: 
werfe der Kunſt und der Induſtrie vergeſſen laſſen, aber fie erjcheinen ung 
wie das Ziel der Zivilifation und wie eine Berechtigung zu unſerem Werke. 
Unzweifelhaft ift es ein bewundernswertes Schauspiel, zu jehen, wie die 
Intelligenz die Kräfte der phyfiichen Welt diszipliniert und die Natur un: 
geahnten Kombinationen unterwirft, aus denen uns eine Zunahme an 
Wohlergehen und äfthetijchen Genüffen erwächſt. So jehr das Genie aber 
auch die blinde Materie beherricht, jo jehr tritt es zurüd hinter der Ge: 
rechtigfeit und der Güte. Die höchſte Form des Schönen ift nicht die, 
welche man durch eine Nummer auf dem Katalog bezeichnen kann; fie ift 
nur dem geiftigen Auge fichtbar und ift verwirklicht, wenn die verjchiedenjten 
hervorragenden Sntelligenzen, indem fie ihre Kräfte vereinigen, wie die 
Maſchinen unjerer Ausftellungsgallerien von einem gemeinfamen Motor — 
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nämlich dem des Solidaritätägefühla — bejieelt find. ch freue mich, ver: 
fünden zu fönnen, dab alle Regierungen dieſem oberften Gejege huldigen 
und dieſe Thatjache ift nicht ala das umbedeutendfte Ergebnis dieſes großen 
MWettftreit3 der Völker anzufehen. Zroß der harten Kämpfe, welche die 
Völker gegeneinander auf dem induftriellen, kommerziellen und wirtichaft: 
lichen Gebiet ausfechten, widmen fie fortwährend in erfter Linie ihre Studien 
ben Mitteln zur Erleichterung der menjchlichen Leiden, zur Organifation 
von Wohlfahrtäanftalten, zur Verbreitung des Unterrichts, zur Morali: 
fierung der Arbeit und zur Einrichtung der Alteröverficherung. ch jende 
den Regierungen, beren Mitwirkung für uns von großem Werte war, 
meinen herzlichen Gruß. Ich entbiete auch den Regierungen, deren Mit: 
arbeit wertvoll für uns geweſen ift, herzlichen Gruß. ch heiße ihre wür: 
digen Vertreter willtommen. Sie find herborragende Mitarbeiter an diejem 
gemeinfamen Werke gewejen und haben großen Anteil an diefem Erfolg. 
Ich will auch unjere Ingenieure und Architekten, unjere Künftler und Kon: 
ftrufteure, unjere Unternehmer und unjere Arbeiter nicht vergeſſen, welche 
unter ber Zeitung jenes hervorragenden Mannes, den der Minifter Millerand 
mit vollem Rechte jo rühmend genannt hat, durch zahlloje Schwierigkeiten 
dieſes gewaltige Unternehmen jo gut durchgeführt haben und ed ung zur 
feftgejegten Stunde in feiner ganzen Ausdehnung übergaben. Meine Herren! 
Diejes Werk der Harmonie, bes Friedens und. des Fortſchrittes wird, jo 
vergänglich auch feine äußere Ericheinung jein u nicht vergeblich ge: 
weſen jein. Dieſes friedliche Zujammentreffen der Regierungen der Welt 
wird nicht unfruchtbar bleiben. Ich bin davon überzeugt, dab dank den 
fteten Berficherungen gewiſſer erhabener Mächte, von denen das Ende des 
vorigen Jahrhunderts widerhallte, das zmwanzigfte Jahrhundert ein wenig 
mehr Brüderlichfeit leuchten jehen wird über weniger Nöte aller Art und 
bat wir vielleicht bald ein Wichtiges Stadium in der langjamen ort: 
entwidlung der Arbeit zu ihrem Glüde und des Menjchen zur Menjchlich: 
feit hin erreicht haben werden. In diefer Hoffnung erkläre ich die Aus: 
ftellung von 1900 für eröffnet. 


6. Mai. Gemeinderatswahlen. 

In faſt 34000 Gemeinden werden neue Gemeinderäte gewählt. Nach 
Abſchluß der Stihwahlen (13. Mai) ift außer Paris das Rejultat folgendes: 
Republifanifche Gemeinderäte 24832, Reaktionäre 8519, Nationaliften 153 
und 438 unbeftimmter Parteirihtung. Im ganzen erlangen die Republi: 
faner 1004 Gemeinderäte neu. Wenn man die Gejamtzahl der Stimmen 
zufammenrechnet, die in den einzelnen Liſten den am meiften begünftigten 
Kandidaten zufielen, ergeben ſich, Paris nicht eingerechnet, folgende Ziffern: 
Republitaner 4 713467, Reaftionäre 2174323 und Nationaliften 172430. 
In Paris ift das Ergebnis: 32 Nationaliften, 9 Konjervative, 4 Republis 
faner, 16 Radikale, 19 Sozialiften. 

22. Mai. (Hammer) Nach Beiprechung einer Interpella— 
tion, die die don den Freunden Dreyfus’ betriebene Agitation zur 
Wiederaufnahme der Dreyfusfrage zum Gegenftande hat, wird die 
Regierung aufgefordert, die Wiederbelebung diejer Angelegenheit 
zu verhindern. 

29. Mai. (Paris) Der Kriegsminifter de Galliffet tritt 
zurüd und wird durch den General Andre erjeßt. Der Rüdtritt 


hat die Digkuffion der Dreyfusfrage in der Kammer am 28. Mai 
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zur Urfache. Hier war über die Indiskretion eines Offizier im 
Kriegsminiftertum verhandelt worden. 


2. Juni. Der Senat genehmigt eine Amneftievorlage über 
die Dreyfusangelegenheit. 


Hiernach find alle Strafverfahren, die auf Grund von Thatjachen 
eingeleitet find, welche auf den Dreyfus:Handel Bezug haben, ſowie alle 
begonnenen Strafverfolgungen oder auch jolche, die noch nicht eingeleitet 
find auf Grund der Gejege vom 18. April 1886, 29. Juli 1881 oder auf 
Grund aller anderen ftrafrechtlichen Berfügungen, mit Ausnahme derjenigen, 
bie fi) auf die Artikel 295/8 und 3024 des Strafgefeßbuches begründen, 
als niedergejchlagen zu betrachten. Die bezüglichen Zivilprozeſſe können 
nur dor der bezüglichen Gerichtäbarfeit geführt werden, auch wenn fie von 
der Ariminaljuftiz eingeleitet waren und ohne dab man dem Kläger die 
Abweiſung feiner Klage auf Grund des Artikels 46 des Geſetzes dom 
29. Juli 1881 entgegenftellen darf. Daraus ergibt ſich, daß die verjchiedenen 
Prozeife, die aus dem Dreyfusprozeß entitanden find, nicht mehr ftattfinden 
fönnen. Doc, bleiben die Rechte der dritten Perfonen vorbehalten, jo daß 
auch nach der Annahme der Regierungsvorlage die Witwe Henry befugt 
fein würde, Reinach vor dem Zivilgericht wegen Schabenerjaßes zu belangen; 
ebenso fünnen auch die Mitglieder des Efterhazy:Sriegsgerichted gegen Zola 
einen Zivilprozeß anftrengen. 


15. Juni. (Kammer) Debatte über Arbeiterunruhen. 
Parteiverhältniffe. 


Am 3 Juni war es in Chalons-ſur-Saone zu einem blutigen Kampfe 
zwiſchen Arbeitern und Militär gekommen. Die Sozialiften interpellieren 
über dieje Angelegenheit. Ueber den Verlauf der Sitzung berichtet die 
„Zägliche Rundſchau“: Die Sozialiften gingen dem Minifterium, in dem 
Herr Millerand bekanntlich einer der ihren ift, hart zu Leibe und brachten 
einen Antrag ein, eine parlamentarijche Unterfuchung der Vorgänge anzu: 
ftellen: Wörtliche Wiederholung eines Antrags Millerand bei früherer, ähn— 
licher Gelegenheit. Walde erklärte, er würde in diefem Antrag ein Miß— 
trauensvotum ſehen müflen. Die Oppofition — Rechte und Zentrum — 
horcht auf. Zwar hat Walde ja ganz in ihrem Sinne geſprochen, zwar 
billigt fie jeine Maßregeln, zwar hält fie eine Unterfuchung für überflüffig. 
Aber die Gelegenheit ift doch zu günftig, das Minifterium zu ftürzen: die 
Sozialiften fihern beute der Oppofition die Mehrheit. Aber die Sozialijten 
befommen Wind von diejem tüdifchen Plan. Sie haben den Antrag ge: 
ftellt, fie wollen gegen die Regierung ftimmen. Aber wenn die Rechte und 
dad Zentrum da® auch thun — da fünnte ja gar dad Minifterium zu Falle 
fommen, und Millerand mit ihm. Die Mehrzahl hat die blauen Zettel 
ſchon in die Urnen gethan — ein kleines Häufleın Radikaler und Sozialiften 
enthält fi) rajch noch der Stimme: 9 Dann. Die Abftimmung erfolgt. 
Neun Stimmen beträgt da3 Plus für die Regierung. Sie hat aljo doc 
noch gefiegt. Sie billigt unter den vorgeſchlagenen Tagesordnnungen eine 
jehr allgemein gehaltene, die fie auffordert, die Schuldigen zur Rechenichaft 
zu ziehen. Konfequenterweife mußten nun diejenigen, die foeben für eine 
parlamentarische Unterfuhung ftimmten, gegen dieſe Tagesordnung fein. 
Es iſt nicht der Fall. Die Tagedordnung wird mit 292 gegen 203 Stimmen 
angenommen, Aber die Oppofition ift wieder tückiſch. Maſſabuau beantragt 
einen Zuſatz zu diejer jelben Tagesordnung, des Inhalts, daß die Kammer 
„die £ollektiviftiichen Toftrinen verwirft, duch die man die Arbeiter ver: 
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führt“. Der Sinn ift flar. Was jagt die Regierung bazu, deren Mitglied 
ber „Kollektiviſt“ Millerand ift? Cie muß doc einen ſolchen Schlag ins 
Geſicht eines Minifterd energiih abwehren? Sie wird ben Zuſatz zurüd: 
weilen? D nein; Walded:Roufjeau befteigt langiam die Tribüne und ver: 
fündet den geipannt laujchenden Abgeordneten, daß der Zuſatz nichts ent: 
halte, was fi auf beitimmte Handlungen der Regierung beziehe. Mit 
259 gegen 143 Stimmen nimmt die Kammer den Zuja an, aljo mit 
116 Stimmen Majorität. Sie hat die Lehren de3 Sozialiften, ala eine 
Gefahr für die Arbeiter, ausdrüdlic” verworfen. Aber Millerand bleibt 
Minifter. Nun aber fommt das Beſte. Nach der Geichäftsordnung muß 
nun noch die Tagesordnung ale Ganzes — mit dieſem Zufag — zur Ab: 
ftimmung geftellt werden. Die ganze Tagedordnung wurde angenommen 
mit 285 gegen 239 Stimmen. für fie geftimmt haben auch die Sozialıften 
und? — ſämtliche Minifter, die Deputierte find: alſo auch Millerand. 
Millerand und jeine Parteigenofjen haben demnad ihre Stimmen abgegeben 
für eine Tagesordnung, die bejagt, daß die Hammer „die follektiviftiichen 
Doktrinen, durch die man die Arbeiter verführt, verwirft“. 

16. Juni. (Paris) Prinz Zoinville, der lebte Sohn 
Louis Philippes, 82 Jahre alt, f. 

22. Juni. Der Senat genehmigt gegen den Widerſpruch 
der Rechten ein Geſetz, wonach Preßbeleidigungen gegen das Staats— 
oberhaupt, die Parlamentarier und hohe Beamte nicht mehr von 
Geſchworenen jondern vom Zuchtpolizeigericht abgeurteilt werden 
follen. 

25. Juni. (Paris) 63 tritt ein internationaler Kongreß 
für ſoziale Arbeiterverficherung zufammen. Es wird bejchlofjen, 
alle drei Jahre zu tagen. 

30. Juni. Die Rammer bewilligt die Flottenvorlage, die 
auf Antrag Belletang um 50 Millionen Francz erhöht wird. Die 
Regierung ſtimmt der Erhöhung zu. 

3. Juli. Der Oberbefehlshaber der Armee, General Jamont, 
tritt zurüd, weil er einige vom Kriegsminiſter im Generaljtabe 
vorgenommene Perjonalveränderungen nicht billigt. In der Kam— 
mer und im Senat wird die Regierung deshalb von den Natio- 
naliften heftig angegriffen, weil fie die Armee dedorganifiere. 

4. Juli. (Paris) Präfident Loubet enthüllt ein von Ame- 
rifanern gejtiftetes Denkmal Lafayettes, wobei er auf die traditio- 
nelle Freundſchaft der amerifanifchen und franzöfifchen Republik 
binweift. | 

7. Juli. (Kammer) Minifter des Auswärtigen Delcafjö 
jagt über die Beziehungen zur chinefifchen Regierung: 

Was die Frage des Striegszuftandes betreffe, frage er, wen man ben 
Krieg erklären fol? Die faiferliche Regierung jcheint meggefegt zu fein 
oder befindet fich in Gefangenjchaft ber Meuterer. Die BVizelönige jcheinen 
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aber ben Führern der Aufftändifchen nicht zu gehorchen. Der Minifter 
weiſt ferner auf die Gefahr hin, welche eine offizielle Kriegderflärung für 
Europa in China haben würde. Andererfeit3 fünne die Kriegserklärung 
nicht ein ifolierter Akt einer Macht fein. Frankreich habe feinen Grund, 
die Initiative zu ergreifen. 

10. Juli. Bertagung der Kammern. 

21. Juli. Präfident Loubet antwortet auf ein Schreiben des 
Kaijerd don China, worin um die franzöfifche Vermittlung nach- 
gejucht wird: 

Diefe Frage könne nicht eher zweckmäßig erörtert tverden, bevor man 
nicht über folgende Punkte Gewißheit habe: 1. daß dem Gefandten Pichon 
und feinen diplomatijchen Kollegen wirkſamſter Schu und vollfte Freiheit 
des Verkehrs mit ihren Regierungen zugefichert werde. 2. Daß Prinz Zuan 
und die hohen Beamten, welche für die gegenwärtigen Ereignifje verant: 
wortlic find, aus der Regierung entfernt würden und ihre baldige Be: 
ftrafung unmeigerlich erfolge. 3. Daß die Behörden und Truppen des 
ganzen Reichs den Befehl erhielten, die Feindjeligkeiten gegen die Fremden 
einzuftellen. 4. Dat Maßnahmen getroffen würden zur firengften Unter: 
drüdung der aufftändifchen Bewegung ber Borer. Solange dieje unerläß: 
lihen Garantien nicht gegeben jeien, fünne nur von einer militärijchen 
Aktion die Rebe fein. 

25. Juli. (Bari3.) Ein internationaler Kongreß für Arbeiter- 
Ihuß tritt zufammen. 

29. Juli. Präfident Loubet unterzeichnet ein Dekret, wonach 
. die Titular- Mitglieder des Kriegsrats, die früher zu irgend welchen 
Kommandos unabhängig vom Kriegsminiſter bejtimmt waren, unter 
die Autorität des Kriegsminiſters geſtellt werden. 

2. Auguft. GParis.) Es wird ein Attentat auf den Schah 
von Perſien verjucht, aber verhindert. 

Anfang Auguft. (Paris) Streik der Drojchkenkuticher. 

Auguft. Die Regierung veröffentlicht folgende Note iiber die 
Ernennung Walderjees zum Oberbefehlshaber: 

Die franzöfifche Regierung Hat der deutjchen Regierung mitgeteilt, 
daß, wenn Generalfeldmarichall v. Walderfee in China eingetroffen jein 
und im Rate der Sorpabefehlähaber des internationalen Heeres den her: 
borragenden Pla eingenommen haben wird, den er jeinem hohen Range 
verdanft, General Voyron, Oberbefehlshaber des franzöfifchen Expeditions— 
korps, nicht ermangeln wird, mit dem Marjchall Beziehungen anzufnüpfen. 

13. Auguft. (Marfeille.) Präfident Loubet befichtigt Truppen, 
die nach China aufbrechen und hält folgende Anfprache: 

Ich übergebe euch die Fahnen für das Erpeditionsforpe. Bald 
werdet ihr auf diefelben den Namen eines Feldzugs jchreiben, der notwendig 
— durch die Verletzung unſerer Rechte, durch die Verkennung unſerer 

erechtigten Intereſſen, durch den brutalen Anſturm gegen alles, was Die 
Zivilifation und den Fortichritt in China darftellt. Diefe Fahnen werden 
euch an die Höhe der Aufgabe erinnern, die Frankreich eurem Mute an: 
vertraut, der Aufgabe nämlich, von einem Lande, in dem die Grundrechte 
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der zivilifierten Staaten ſchimpflich verlegt wurden, die Züchtigung ber 
Schuldigen zu erzwingen und ihm die eflatante Genugthuung für das Ber: 
gangene jowie alle nötigen Bürgichaften für die Zukunft vorzuſchreiben. 
Diefe Fahnen werden euch auch jagen, daß in der zum Schuhe der Zivili— 
fation gebildeten internationalen Armee die Franzoſen unter niemandem an 
Manneszucht, Ausdauer und Mut zurüdftehen dürfen. 


18. Auguft. (Baris.) Präfident Loubet verteilt die den 
Ausftellern verliehenen Preife und hält folgende Anjprache: 

Ich danke allen Mitarbeitern bei der Ausitellung für ihre Beihilfe. 
Ich ſehe mit Bedauern die Stunde des Echluffes der Auzftellung heran: 
nahen, aber unſer Troſt ift der Glaube, daß der Geift dieſes vergänglichen 
Werkes das Merk jelbft überleben werde. Die Ausftellung wird dazu ge— 
dient haben, zwijchen den Regierungen und Völkern die dauerhafteften Be: 
ziehungen und Bande herzuftellen. Das Ausland konnte feititellen, daß 
frankreich das Land des Friedens und der Arbeit geblieben ift. Die zwi— 
jchen den Gäften Frankreichs und uns hergeftellten Beziehungen find durch— 
drungen von dem Vertrauen, das fi) auf die Anerkennung des Verbienftes 
und Wertes ber betreffenden Völker gründet. Zahlreiche Kongreſſe, auf 
welchen über die Probleme der moralijchen und materiellen Beſſerung der 
Geſellſchaft beraten wurde, geftatten es, feftzuftellen, daß alle Völker zum 
deal der Gerechtigkeit und Solidarität hindrängen, zum fozialen Fort: 
ſchritt. Die Ausftellung von 1900 wird der Solidarität eine neue fraft: 
volle Ausdehnung verleihen. Die Solidarität wird in der Zufunft den 
Triumph der Gewalt vergänglicher machen, fie wird zu einer freundjchaft: 
lichen Regelung internationaler Konflikte und zur Befeftigung des Friedens 
führen; fie wird nicht alle Uebel und Mängel bejeitigen, welche jchlechte 
Leidenjchaften zu Tage fördern können, aber fie wird geftatten, aus nächfter 
Nähe das Ziel ins Auge zu faſſen, auf welches alle edeldentenden Herzen 
zufteuern: Serabminderung des Elends und Verwirklichung der Brüder: 
lichkeit. 

Ende Auguft. (Marjeille) Streik der Hafenarbeiter. 

3. September. (Rambouillet.) Der ruffiiche Botjchafter 
Fürſt Uruffow überreicht dem PBräfidenten Loubet den Andreas: 
orden mit folgendem Handjchreiben des Zaren: 


Herr Präfident, ſehr teurer und großer Freund! Die Gefühle, die 
Ich für Sie perfönlich hege, und die Bande herzlicher Freundſchaft, twelche 
ranfreih und Rußland verknüpfen, haben Mir den Wunjch eingegeben, 
Sie in Meinen kaiferlihen St. Andreagorden aufzunehmen, deſſen Infignien 
Sie gleichzeitig mit Ddiefem Schreiben erhalten werden Es iſt Mir ganz 
bejonder3 angenehm, Ihnen diefen Beweis Meiner Hochacdhtung in einem 
Augenblid anzubieten, da das zwiichen Frankreich und Rußland jo glüdlich 
hergeitellte Einvernehmen mehr als je jeinen wohlthätigen Einfluß nicht 
nur auf die unmittelbaren Intereſſen, jondern auc auf die Erhaltung des 
Weltfriedens üben fann, an dem uns beiden ſehr gelegen ift. 

Mit aufrichtiger Teilnahme habe Ich die Erfolge der glänzenden 
Ausftellung beobachtet, auf die Frankreich mit Recht ſtolz ift, und Ich 
brauche Ihnen nicht die Verficherung zu geben, daß Ach mit der Kaiſerin 
tief bebauere, gegenwärtig Paris nicht beiuchen zu fönnen. Ob nah ober 
fern, find Wir aber gewöhnt, an allem teilzunehmen, was frankreich be: 
trifft, und Wır freuen Uns daher doppelt über alles, was ihm zum Ruhme 
gereichen und fein Gedeihen fördern fann. 
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Genehmigen Sie, Herr Präfident, jehr teurer und großer Freund, 
diefe Verficherung mit der Meiner hochachtungsvollen Gefinnung und un: 
beränderlichen Freundichaft. 

Peterhof, den 2./15. Auguft 1900. 

Nikolaus. 

Anfang September. Die franzöfifche Regierung ftimmt dem 
ruffiichen Vorfchlage, Peking zu räumen, zu. Die Preſſe Hatte fich 
zum Zeil dagegen ausgeſprochen. 

23.27. September. (Pari3.) Ein internationaler Sozialiften- 
fongreß beichäftigt fich unter Heftigen Debatten vornehmlich mit 
der Trage, ob ein Sozialdemofrat in ein bürgerliches Minifterium 
eintreten fünne. Die Frage wird bejaht. 

26. September. Der Kriegsminiſter erläßt ein Dekret zur 
Reorganifation der Offiziersſchule zu St. Eyr. 

22 Lehrer, die in Klofterfchulen erzogen find, werden erſetzt durch 
folche, die in Staatsfchulen erzogen find. In dem Bericht, den General 
Andre feinem Dekret vorausſchickt, erwähnt er den großen Uebelſtand, daß 
die bisherigen Defrete dem Minifter vorjchreiben, die militärijchen Lehrer 
von Saint:Cyr aus den Offizieren zu wählen, die ihm bie Generalinjpef: 
toren der Armee oder die Komitee der Artillerie und des Genied vor: 
Ihlagen. Sie beftimmen außerdem, daß die Inſtruktionsoffiziere vorzugs— 
weile aus ehemaligen Schülern von Saint-Eyr zu entnehmen find. Der 
Kriegaminifter hebt beide Beichränfungen auf. Ein zweiter Uebelſtand ift 
die jcharfe Trennung zwifchen den Stavalleriften und den übrigen Waffen: 
gattungen. Dadurch twird der ariftofratifche Sondergeift unter den Kavallerie— 
ojfizieren genährt. Das neue Dekret fchreibt daher vor, daß das erfte ber 
zwei Studienjahre allen Waffen gemeinfam jein jol. Das joll der Reit: 
funft der Snfanterieoffiziere Nr ohne derjenigen der Kavalleriſten weſent— 
lich zu Schaden. Die dritte Neuerung ift, en: die Zöglinge von Saint: 
Cyr nad Beendigung ihrer Studien den großen Herbitmandvern beizu— 
wohnen haben. 

Die republifanifche Preffe begrüßt das Defret als eine Stärkung bes 
republifanifchen Geiftes in der Armee, die nationaliftifche bezeichnet es ala 
ein Attentat der Freimaurer auf die Tüchtigfeit der Armee, 

5. Dftober. Die franzöfiiche Regierung veröffentlicht fol— 
gende Mitteilung über die Beziehungen zu China und den fremden 
Mächten: 

Der Minifter des Auswärtigen, Delcaſſé, hat die diplomatischen 
Bertreter Frankreich angewieſen, die Mächte, deren Truppen mit den unfrigen 
im äußerften Orient zufammenwirfen, über die Annahme eines gemeinjamen 
Proyramma für die Unterhandlungen mit China zu fondieren. Unſere 
Vertreter haben fich dieſes Auftrages entledigt und den verjchiedenen Mi: 
niftern des Auswärtigen eine Kopie der nachitehenden Note zurüdgelafien: 

„Die Mächte verfolgten mit der Abjendung ihrer Truppen nad 
China vor allem den Zmwed, ihre Gefandtjchaften zu befreien. Dank ihrer 
Einigkeit und der Tüchtigfeit ihrer Truppen ift dieſes Ziel erreicht worden. 
Es handelt fich jet darum, von der chinefifchen Regierung, welche dem 
Prinzen Tihing und Li-Hung-Tſchang die mweitgehendften Vollmachten zum 
Unterhandeln und Abjchliefen von Verträgen erteilt hat, eine angemejjene 
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Sübne für die Vergangenheit und ernfte Garantien für die Zukunft zu 
erlangen. In Würdigung der Grundgedanken, aus welchen die früherer 
Erklärungen der verichiedenen Regierungen hervorgegangen find, glaubt die 
Regierung der Republik, die Anfichten der betreffenden Mächte in folgende 
Punkte zuſammenfaſſen zu dürfen, welche fie Ihnen als Grundlage der 
Unterbandlungen, welche nach der üblichen Prüfung der Vollmadten in 
Angriff zu nehmen find, unterbreitet: 

1. Reftrafung der Hauptichuldigen, weldde von ben Vertretern der 
Mächte in Peking zu bezeichnen wären. 2. Aufrechterhaltung des Verbots 
der Maffeneinfuhr. 3. Angemeflene Entihädiqungen für die Staaten, Ge: 
jelichaften und einzelnen Perjonen. 4. Grrichtung einer ftändigen Wache 
in Peking für die Geſandtſchaften. 5. Schleifung der Befeſtigungswerke 
von Taku. 6. Militäriiche Beſetzung von zwei oder drei Punkten auf bem 
Wege von Tientfin nad Peking, welcher auf diefe Weiſe immer ſowohl 
den Geſandtſchaften, welche fich nach der Meerfüfte, oder den Truppen, welche 
fh von dem Meere nach der Hauptſtadt begeben, offen ftehen würde. 

Die Regierung der Republif bält es für jehr wohl möglid, daß 
dieſe jo rechtmäkigen Bedingungen, welde von ben Vertretern der Mächte 
gemeiniam unterbreitet und durch die Anweſenheit der verbündeten Truppen 
unterftügt werden, in kurzem von der dhinefiichen Regierung angenommen 
werden.“ 


Anfang Oktober. Im „Echo de Paris“ Fritifiert der Ala— 
demiter Albert Vandal die ruffiich-franzöfiiche Allianz, die un- 
fruchtbar bleiben müſſe, weil Rußland im Trient andere Intereſſen 
al Franfreih babe und wünſchen müfle, daß Elſaß-Lothringen 
dentich bliebe. 

Oktobet. Intubordination im Offizierkorps. In der Ar 
tillerieichule zu Fontainebleau wird ein jũdiſcher Hauptmann Gob- 
lerg zum Xetrer ernannt. Die übrigen Offiziere vermeiden jeinen 
Verkett, mehrere höhere Cifiziere proteftieren gegen feine Ernennung 
znd werden penkomniert. Die Cppoñition wird zum Zeil auf Anti- 
jemirsmus, zum Zeil auf die Unzufriedenheit mit dem Sriegö- 
mirtter zarudgefübrt. 

2%. Ottober. Rarie.) Eine internationale Zuckerkonferenz 
beithließt Aufhebung der Austuhrprämien, falle die Kompenjatione- 
apLe im den Zuferimportiöndern auigeboben werden, 

3. Otober. (Toulonie) Auf einem Banker hält Mir 
nitterpräfinent Weoided-Ronhecn eine Programmrede. 

Er ehrt aus: Man bötıe bei der Suriommeriekumg dei Kabinetiẽ 
em Unrecht begeben fönmen, menn man bie erntröcttigen @lemente um 
und diejenigen aneiclof. die dat Schrnett entzmeien kommen, man ichuf 
deabait em Werk der renub:itaniichen Norernigung, meicbe iozıale Reiormen 
im fich ichiıcht. Es haben zahtreithe Anehtonde netigefunden: den erinteften 
bat die Regierung geithlichter. Hmficbrlıh dei Heeres ih die Regierung 
bemübt. es ganz teimer matıomalen Mitten au übergeden: die Regierumg 
bat der Stelle. welche die Iiramtmortıma trägt aut die Autorität wiedet 
gegeben. Was die Dreyiue:-Aftare betrifft io bat dıc Regierung die Wjung 
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berjelben der vollfommenen Unabhängigkeit des Richterd anvertraut, befien 
Urteile rejpektiert wurden. Hierauf wurde aber auch der Menjchlichkeit 
genügt durch Mafregeln der Gnade; die Regierung beantragte beim Senat 
ein Geje der Tilgung, das endgültige Beruhigung ſchaffen joll, und wird 
ein jolches Gejeb bei der Kammer beantragen. — Nach außen hin hat 
unſere Lage fich gefräftigt; unfere Politik hat wieder Erfolge aufzumeifen, 
wie fie ohne Prahlerei auf fein Recht verzichtet hat. Als die Ausftellung 
eröffnet wurde, hielt die Regierung zur Verherrlichung ber Arbeit einen 
Maffenftillftand für nötig, und alle Völker konnten eine Bilanz des Fort: 
fchritt3 der Wiffenfchaften und des jozialen FFortfchrittö ziehen. Jetzt aber 
bedrohen noch zahlreiche Gefahren die Republik; um fie zu befämpfen, wird 
die Regierung vor allen Dingen ihr Vertrauen nur denen zuwenden, von 
welchen fie entjchlofjene, loyale Mitarbeit erwarten darf. Won denen, bie 
nicht von den Grundjäßen der Regierung durchdrungen find, kann die Re: 
gierung nicht? erwarten. Das Ziel einer Politik der republifanifchen Aktion 
muß fein, der Demokratie vernünftige Einrichtungen zu geben, die fich dem 
deal der Revolution möglichft nähern. Redner zählt dann die Arbeiten 
auf, welche den lebten Teil der Legislaturperiode der Kammer ausfüllen 
follen, und betont beſonders das Geſetz über die Vereine. In diefer Be: 
ziehung müſſe man der Gefahr zu begegnen fuchen, die daraus erwachie, 
dab fich in einer demofratifchen Gejellichaft immer mehr eine Vereinigung 
entwicle, welche darauf ausgehe, unter der Maske einer religiöjen Einrich: 
tung in ben Staat eine politiiche Körperſchaft einzuführen, welche bezweckt, 
völlige Unabhängigkeit zu erlangen und alle Autorität an fich zu reiben. 
Redner weiſt dann auf da3 Eindringen ber Kongregationen in das Inter: 
richtöweien hin. „Dieje Kongregationen”, jagt Walded:Koufjfeau, „haben 
fogar bie Kühnheit, fich über die Anordnungen der Würbenträger der Kirche 
hinwegzuſetzen, welche fi) nicht zu ihren Vaſallen machen wollen. Den 
Kongregationen ift es zuaufchreiben, wenn die Jugend in zwei Zeile zer: 
jprengt wird, die nebeneinander aufwachſen ohne fich zu kennen, bis fie fich 
eined Tages jo unähnlich wiederfinden, dab fie Gefahr laufen, fich gegen: 
jeitig nicht mehr zu verftehen. Das find die Folgen, wenn fi) im Gtaate 
eine mit diefem rivalifierende Macht aufrichtet.“ Waldeck-Rouſſeau jpricht 
dann ausführlich über die Arbeiter: Alteröverforgungstaffen und jchließt mit 
ben Worten: „Die Kriſis, die wir foeben überftanden haben, war eine Krife 
des Wachsſtums. Wir haben die Todesfeime in ung zu befämpfen verftanden 
und haben dadurch an Kraft gewonnen. Wir haben die einen Augenblid 
eftörte Eintracht wieder errungen. Eine große demofratifche Partei fonnte 
ch bilden mit dem Wahlſpruch: Gröhere Geichäftigkeit der Regierung, 
größere Feſtigkeit der Staatseinrichtungen, mehr Freiheit, Brüderlichkeit 
und Gerechtigkeit!” 


1. November. Die franzöfiiche Regierung ſtimmt dem deutfch- 


englijchen Bertrage (©. 214) für die erjten beiden Punkte zu und 
behält fich für Artikel 3 freie Hand vor. 


4. November. (Lyon.) Präfident Loubet enthüllt ein Denf- 
mal Garnot3, wobei folgender Depefchenmwechjel mit dem Zaren 
ftattfindet: 

Der Zar telegraphiert: 

Die heutige Enthüllung des Denkmal Ihres erlauchten —— 
ruft Mir die bedeutenden Verdienſte in Erinnerung, welche der verſtorbene 
Präfident Carnot Frankreich erwieſen und an ſeine kräftige Mitarbeit an 
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dem großen, weſentlich auf ben Frieden abzielenden Werke der intimen 
Annäherung unferer befreundeten und verbündeten Länder. Indem ch 
von ganzem Herzen Glück wünſche, bitte Ich, immer an Meine Gefühle 
der aufrichtigen und unveränderlichen Freundichaft zu glauben. 

ikolaus.“ 

Loubet antwortet: 

Ich bin tief gerührt von dem hochherzigen Gedanken, den Ew. Majeſtät 
hatten, ſich der Ehrenbezeigung anzuſchließen, welche Lyon dem Andenken 
an Carnot zu teil werden (at. Frankreich wird das neue Seichen der 
Sympathie hoch zu jchäten wiſſen. Es vergißt nicht, welchen Anteil Ihr 
erlauchter Herr Vater an der ihrem Weſen nach friedliche Zwede verfolgen: 
den innigen Annäherung der beiden Länder hat. Es vereint ehrfurchtsvoll 
in feiner Verehrung die Erinnerung an die Namen Alerander und Carnot. 
Am Namen von ganz Frankreich fpreche ich Ew. Majeftät bewegten Herzens 
meinen innigften Danf aus. 


6. November. (Senat.) Senator Piot bringt einen Antrag 
gegen die Entvölferung Frankreichs ein. 

Danad) bezahlen vom 1. Januar 1901 ab alle Unverheirateten beider 
GSeichlechter, die das 30. Lebensjahr überfchritten haben, eine befondere Steuer, 
deren Höhe auf den fünfzehnten Zeil der von ihnen gezahlten direften 
Steuern angenommen ift. Eine etwas niedrigere Tare, nämlich nur im 
Betrage des zwanzigiten Teiles der direkten Steuern, ift von den Paaren 
zu entrichten, deren Ehe fünf Jahre nach ihrer Verheiratung kinderlos ge: 
blieben ift. Außerdem ſoll im Etat des Minifteriums de3 Innern jährlich 
eine Summe von 20 Millionen Franken zur Gewährung von dauernden 
oder einmaligen Unterftügungen an bedürftige finderreiche Familien aus: 
geworfen werden. In den Motiven des Antrags ift mitgeteilt, daß Frank— 
reih 2707315 Unverheiratete im Alter von über 30 Jahren, ferner 
1808838 Ehepaare ohne Kinder und rund 300000 Witwer und Witwen 
ohne Kinder zählt, das find zufammen 4816153 Leute, die Kinder haben 
fönnten und feine haben. 

8. November. Die Deputiertenfammer fpricht nach langer 
Debatte, in der die allgemeine Politik bejprochen wird, der Regie— 
rung mit 316 gegen 237 Stimmen ihr Bertrauen aus. 

November. Nach Pariſer Zeitungen gab es 1899 740 Aus- 
jtände, an denen fich 176826 Arbeiter beteiligten. 3550 734 Arbeit3= 
tage gingen verloren. 

10. November. (Pari3.) Salſon, der das Attentat gegen 
den Schah verjucht hatte, wird zu lebenslänglichem Zuchthaus ver- 
urteilt. 

12. November. Schluß der Weltausftellung. Sie hat 114 
Millionen Einnahmen und 117 Millionen Ausgaben gehabt. Der 
Staat dedt das Defizit. 

13. November. Der Senat genehmigt ein von der Kammer 
bejchlofjenes Gejeg über die Zulaffung der Frauen zur Advofatur. 

14. November. (Südfranfreidh.) Zwifchen St. Geours und 
Sambufje fommen bei einem Eijenbahnunglüd 17 Perſonen um. 
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Mitte November. Handeldminifter Millerand legt ein Geſetz 
über die obligatorifchen Schied3gerichte vor. 


In jedem Betrieb, der mindeftend 50 Arbeiter bejchäftigt, werben 
ben Arbeitern alle fälle befannt gegeben, die zur Zuftändigfeit der Schieds— 
gerichte gehören. Ausſtände können nur durch regelrechte Abftimmung ber 
Arbeiter bejchloffen werden. Die Teilnahme an einem ohne Abftimmung 
beichloffenen Ausftand wird mit Gefänanis bis zu einem Fahre und einer 
Geldbuße bis 3000 Francs beftraft. Die entiprechend der Vorſchriften des 
Geſetzentwurfs beichloffene gemeinfame Einftellung der Arbeit ift für alle 
Urbeiter de3 Wetriebes bindend. Die Abftimmungen über den Ausftand 
müffen jede Woche erneuert werden. Diejenigen Betriebe, die Arbeiten für 
den Staat übernehmen, verpflichtet das Gejeß über Schiedsgerichte, ſich der 
Entſcheidung der Schiedögerichte zu unterwerfen. Die Entjcheidung der 
Schiedsgerichte hat für ſechs Monate Gültigkeit. 

22. November. Präfident Krüger landet in Marjeille und 
wird von Behörden und Bevölkerung glänzend empfangen. Krüger 
hält folgende Anjprache: 

Ih ſage der Einwohnerichaft, die mafjenweife herbeigeeilt ift, um 
mich zu begrüßen, meinen Dank. Ich habe Trauer angelegt wegen be3 
Unglücks, welches mein Land getroffen hat. Ich bin nicht hieher gefommen, 
um Feftlichkeiten beizumohnen, aber ich nehme gern Ihre Beifallskund— 
gebungen entgegen; denn ich weiß, dab fie dem Mitgefühl entjpringen, 
welches unjere jchweren Prüfungen und die Sache der Freiheit in Ihnen 
erwedt. Ich bin in der That ftolz und froh, einen franzöfiichen Hafen 
zur Landung auderjehen zu haben und jo von freien Männern empfangen 
zu werden. Ich halte es für meine erfte Pflicht, Ihrer Regierung zu danken 
für den Beweis der Achtung, den fie ung noch kürzlich inmitten unferer 
Leiden gegeben hat. ch glaube, dab England, wenn e3 genau über ben 
Sachverhalt unterrichtet gewejen wäre, nie feine Zuftimmung zu dem Kriege 
gegeben hätte. Seit der Erpedition Jameſons, der fich der zwei Republifen 
bemächtigen wollte, ohne einen Schuß abfeuern zu müfjen, habe ich fort: 
während die Einjegung eines Schied3gericht3 verlangt. Doc hat man mir 
dies bis jet verweigert. Der Krieg, den man gegen und in zwei Repu— 
blifen führt, ging bis zu den Außerften Grenzen der Barbarei. Sch habe 
in meinem Zeben oft gegen barbarijche Stämme fämpfen müſſen, aber jolche 
Barbaren, wie die, mit welchen wir uns jet im Kampfe befinden, find viel 
jhlimmer als die anderen. Sie find joweit gegangen, jogar die Kaffern 
gegen und zu bewaffnen. Sie fteden unjere Gehöfte in Brand, die wir 
mit fo vieler Mühe errichteten, jagen unjere Frauen und Kinder fort, deren 
Männer und Väter getötet oder gefangen find, und überlaffen fie fchußlos, 
oft jogar ohne Holz und Brot, ihrem Schidjal. Aber man mag thun, was 
man will, wir werden ung niemals ergeben, wir werden bis zuleßt kämpfen. 
Wir haben ein großes Vertrauen zum ewigen Gott. Unſere Sache ift ge 
recht und wenn menschliche Gerechtigkeit uns nicht zu teil werden follte, fo 
wird und doch der Herr aller Völker, bei dem die Zukunft fteht, nicht ver: 
lafien. Ich kann Ihnen die Verficherung geben, daß, wenn Transvaal und 
der Dranje fFreiftaat je ihre Unabhängigkeit einbüßen follten, dies erft geſchehen 
würde, nachdem beide Burenvölfer mit frauen und Kindern vernichtet find. 


24.— 30. November. Aufenthalt Krüger in Paris. Er wird 
außerordentlich gefeiert und am 24. und 30. vom Präfidenten Loubet 
empfangen. 
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29. November. Die Kammer jpricht einftimmig dem Prä- 
fidenten Krüger ihre Sympathie aus. Der Senat jchließt fich der 
Kundgebung am folgenden Tage an. 


19. Dezember. Die Kammer genehmigt die Amnejtievorlagen. 


Diefe beftehen aus einer Amneftie, die alle politiichen Verurteilungen 
der letzten Jahre, mit Ausnahme der Verurteilungen wegen Hochverrats 
und der durch den Staatögerichtähof (Senat) gegen die Herren Deroulede, 
Guerin, Habert zc. ausgeiprochenen Berurteilungen aufhebt, und aus einem 
Gejeg, das alle ftrafbaren Handlungen, die fi) an die Dreyius:Affaire 
fnüpfen, „auslöfchen“, d. h. ala nicht gejchehen erklären joll. Es fönnen, 
den Dreyfushandel betreffend, feinerlei Strafanträge mehr geftellt, nur 
zivilxechtlich begründete Schadenerjaßforderungen fünnen noch geltend ge= 
macht iverben. 

Ein fozialiftifcher Antrag, diejenigen zur Strafe zu ziehen, die faljches 
Zeugnis in der Dreyfusfrage abgelegt haben, wird vom Minifterpräfidenten 
Waldeck-Rouſſeau befämpft, weil er die Dreyfusfrage wieder aufrollen müffe, 
und abgelehnt. Der Antrag zielte auf den ehemaligen Kriegsminiſter Mercier. 


28. Dezember. Die Kammer genehmigt mit 348 gegen 
131 Stimmen eine vom Senat bejchlofjene Reform der Getränfe- 
jteuer. 

Ende Dezember. Die Nachricht geht durch die Preffe, daß 
in Marjeille 43 Kiften mit chinefischer Beute gelandet jeien. Die 
Regierung bejchließt, die Ladung nah China zurüdzufchiden. 





VI. 
Italien. 


1. Januar. Amneſtie. 

Der König erläßt eine Amneſtie, die ſich erſtreckt auf Verbrechen gegen 
das Geſetz über die öffentliche Sicherheit bei öffentlichen Verſammlungen, 
auf Preßvergehen, auf Verbrechen gegen die Freiheit der Arbeit, auf Ver— 
brechen, welche gegen Beamte gelegentlich von Tumulten begangen wurden, 
auf politiſche Verbrechen, einſchließlich der Bildung bewaffneter Banden zum 

wede der Begehung eine beſtimmten Verbrechens, und auf folche Ber: 
rechen, welche beziwedten, dad Parlament an der Ausübung feiner Thätig: 
feit zu hindern. 

8. Januar. Wechjel im Kriegsminifterium. 


Der Kriegäminifter General Mirri tritt zurück. Der Minifter: 
präfident Pellour übernimmt provijorisch jein Portefeuille, bis am 7. April 
Generalleutnant Graf Ponza di San Martino ernannt wird, Mirri tritt 
zurüd, weil befannt wird, daß er 1895 als Kommiſſar von Gizilien die 
Hreilaffung eines Mörders zu Wahlzweden von den Gerichtäbehörden ber: 
langt hatte. Ihm wird deshalb Verbindung mit der Maffia (vgl. 1899 
©. 253) vorgeworfen. Auch gegen Crispi, den damaligen Minifterpräfi: 
denten, werben ſolche Angriffe laut. 

24. Januar. (Rom.) Vertrag mit Frankreich über Ab- 
grenzung von Befihungen im Roten Meere. 

Der italienische Minifter des Auswärtigen und der franzöfiiche 
Botichafter unterzeichnen ein Protokoll, durch welches die Abgrenzung ber 
italienischen und franzöfiichen Befigungen an ber Hüfte des Roten Meeres 
beitimmt wird. Die Grenzlinie geht vom äußerten Ende des Vorgebirges 
Ras Dumeira aus, folgt dann der Wafferjcheide des Vorgebirges und wendet 
ſich Schließlich gegen Südwejten in der Weife, daß Italien die Karawanens 
ftraßen verbleiben, welche von Aſſab nah Haufja führen. Die vertrag: 
Ichließenden Parteien behalten fich für jpäter vor, die Beſitzfrage ber Eleinen, 
Ras Dumeira gegenüberliegenden Inſel zu regeln und machen ſich verbind: 
lich, die Inbefignahme diefer Infel durch eine andere Macht zu verhindern. 


Ende Januar. Konflitt mit der Pforte. ©. Türkei. 

22. Yebruar. (Rom.) Der Kaflationshof erklärt dag Defret 
vom 23. Juni 1899 für ungültig, weil e& noch nicht in ein Gejeß 
umgewandelt ift. 
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Ende Februar. März. (Rom.) Infolge der Kajfierung des 
Defret3 vom 23. Juni 1899 beantragt die Regierung in der Kammer 
Umwandlung des Dekrets in ein Gejet. Am 2. März wird die 
Generaldebatte mit einem Vertrauensvotum für die Regierung ge= 
ichloffen, für die Spezialberatung fündigt die Oppofition Objtruf- 
tion an. Infolgedeſſen kommt es im März zu ftürmijchen Sitz- 
ungen. 

21. März. (Kammer) Zur Bekämpfung der Objtruftion 
bringt Dep. Cambray ein Gejeß über die Abänderung der Geſchäfts— 
ordnung ein. Der Antrag joll zwei Tage nach feiner Einbringung 
proviſoriſch in Kraft treten. 

3. März. (Kammer) Der Präfident Colombo und das 
Bureau treten zurüd, weil die Objtruftion die Erledigung des An- 
trags Gambray Hindert. 


2. April. Die Sammer wählt mit 265 gegen 158 Stimmen 
Colombo wieder. 


3. April. (Kammer) Abänderung der Gejchäftsordnung. 


Im Namen der Linken erklären Zanardelli und Pantano alle 
Verhandlungen der letzten Tage wegen Verlegung der Gejchäftsordnung 
durch den Präfidenten für ungejeglich. Die Oppofition verläßt deshalb den 
Saal. — Hierauf wird die Abänderung der Geichäftsordnung befchloffen. 
Danach wird ber Präfident ermächtigt, nachdem der Ordnungsruf einmal 
erfolgt ift, mit Zuftimmung de3 Haufes die Zenfur zu verhängen; dieſe 
joll die Entfernung des Abgeordneten aus dem Saale auf einen Zeitraum 
bi3 zu acht Tagen im Gefolge haben. Wenn fich der Abgeordnete weigert, 
den Saal zu verlafjen, joll der Präfident berechtigt fein, das Einjchreiten 
einer bewaffneten Abteilung zu verlangen und den Ausfchluß auf eine Zeit 
bi3 zu 16 Tagen auszuſprechen. 


5. April. Das Dekret vom 23. Juni 1899 wird zurüd- 
gezogen. 

15. Mai. Die Kammer tritt nach mehrwöchiger Paufe 
wieder zufammen. In ftürmifcher Sigung erklärt die Oppofition, 
der neuen Gejchäftsordnung fich jelbjt mit Gewalt zu widerjeßen. 

18. Mai. Der König löft die Kammer auf. 

3. Juni. Neuwahlen. 


Das Rejultat nad Vollziehung der Stichwahlen (11. Juni) ift 
304 Minifterielle (bisher 298), 107 £onftitutionelle Oppofition (bisher 137) 
und 94 äußerfte Linke (bisher 73). — Die „Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
über die Stimmenzahlen: &3 ergibt fidh, daß wie 1897 ungefähr 11/4 Mil: 
lionen Wähler an die Urne gegangen find, was einer Wahlbeteiligung von 
60 Prozent entipridt. Hievon haben rund 640000 für, rund 580 000 
gegen die Kandidaten der Regierung geftimmt Das Minifterium Pelloux 
bat aljo außer einer Parlamentsmehrheit von 100 auch eine Wählermehr: 
heit von 60000 Stimmen, was für italienijche Berhältniffe wenig ift. Bon 
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den Stimmen der Gegner find gefallen auf die fogenannte konftitutionelle 
Dppofition (Gruppen Zanarbdelli, Giolitti, Rudini) rund 265000, auf die 
drei Gruppen ber Außerften Linken 320 000 Stimmen. Innerhalb der 
äußerften Linken hat die Sozialdemofratie mit 166000 Stimmen bie ab: 
folute Mehrheit, 82000 find radikal, 71000 republifanifh. Die Zunahme 
der jozialiftifchen Stimmen ift jehr groß, fie beträgt über 60 Prozent. 
Doch ift allerdings? zu bedenken, daß nur die Sozialiften in Italien das 
Inſtitut der Zählfandidaturen haben. Alle anderen Parteien, bejonders 
aber die Monarchiſten, ftellen feinerlei Kandidaten auf, two fie nicht wenig: 
ftend Ausficht haben, in die Stihwahl zu fommen. Das verjchiebt das 
Stimmenverhältnis natürlich zu Gunften der Sozialiften. Sehr interefjant 
ift e3, zu jehen, wie fich der jeit Monaten ventilierte politijche Gegenjaß 
zwifchen Nord und Süd bei den Wahlen offenbart hat. Oberitalien hat 
der Oppofition eine Mehrheit von 70000 Stimmen gegeben, in Mittelitalien 
hingegen hat die Regierung ein Plus von 280u0, in Unteritalien jogar 
bon 90000 Stimmen. Auch Sizilien gab 25000 Stimmen mehr für mini: 
fterielle ald für gegnerische Kandidaten ab. Bon den jozialiftifchen Stimmen 
entfallen 130000, aljo faft 80 Prozent, auf Oberitalien. Die höchften 
fozialiftiichen Stimmenzahlen hat Piemont (45000), Lombardei (38000) 
und Emilia (25000). In Mittelitalien gibt es 24000, in Unteritalien 
nur 9000, in Sizilien nur 3600, auf Sardinien gar nur 200 Sozialiſten. 
Auffallend ift, daß in dem zwei größten Städten, Rom und Neapel, die 
Sozialdemokratie gleih null ift. In der Provinz Rom erhielt fie 1941 
Stimmen bei 34000 Abftimmenden, in der Provinz Neapel von 31000 
nur 2240. Der Republifanismus, diesmal übrigens infolge der Wahl: 
foalition der Außerften Linken durch zahlreiche Sozialiften und Radikale 
unterftüßt, ift eine vorwiegend oberitalienifhe Erjcheinung. Von feinen 
71000 Stimmen entfallen 21000 auf die Zombardei, 16000 auf die Ro: 
magna. In Mittelitalien find ihm nur 18000 Stimmen zugefallen, wo: 
von 10000 in Toscana, dad feinem Hauptherd Romagna benachbart ift. 
In Unteritalien gibt es feine Republifaner, 2400 Stimmen find nicht 
zu rechnen. 


Aufang Juni. Nichtamtlich erläßt das Auswärtige Amt 


folgende Bekanntmachung: 

Es ift befannt, daß bie oftpreußifchen Grundbeſitzer fjeit geraumer 
Zeit über den fortdauernden Arbeiterauszug aus jenen Gegenden in leb- 
hafter Sorge find, weshalb man u. A. an Erjaß durch Heranziehung ita= 
lienifcher Zandleute gedacht hat. Es möge jedoch darauf hingewiejen werben, 
daß der Hauptgrund für die Auswanderung der Arbeiter in der elenden 
Lage zu juchen ift, die ihnen durch die Gleichgiltigkeit und Gewinnfucht der 
Eigentümer bereitet wird. Angelockt durch den höheren Berdienft, größere 
Unabhängigkeit und minder harte Arbeit juchen die oftpreußifchen Land— 
leute in den anderen deutſchen Provinzen Beichäftigung in den großen Werk: 
ftätten und bei öffentlichen Arbeiten, wie dem Eıjenbahnbau, den Kanal: 
anlagen u. ſ. w. Man hat bereit? verjucht, fie durch Arbeiter aus den 
angrenzenden polnifchen und ruffiichen Bezirken zu erjegen; aber aus ver- 
fchiedenen Urſachen ift der Verſuch fehlgefchlagen, und man will, wie es 
heißt, zu italienijchen ländlichen Arbeitsfräften greifen. Gingehende und 
zuverläſſige Erkundigungen fegen uns in den Stand, zu erflären, daß bie 
italienischen Zandleute, weit entfernt, bei den oftpreußifchen Grundbefigern 
eine bequeme Lage zu finden, in Bezug auf Lohn, Beköftigung und Unter: 
funft eine Behandlung zu erwarten haben, die in dieſer Beziehung noch 
hinter der in der Heimat zurüdfteht. Auch herrjchen in der Preſſe ganz 
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allgemein Klagen über die traurige Lage der Arbeiter in jenen Landbezirken. 
Wir hoffen, daß unſere Landleute fich nicht zur Auswanderung dorthin 
verleiten lafjen, es jei denn, dab ihnen regelrechte Verträge mit guten Bürg: 
fchaften zugejtellt werben, durch die ihnen eine Entlohnung zugefichert wird, 
die das Opfer der Ueberſiedlung wettmacht. 

Diefer Erlaß wird in Deutjchland jcharf Eritifiert. 


16. Juni. Die Kammer tritt zufammen. Die Oppofition 
beginnt jogleich wieder mit der Bekämpfung der Gejchäftsordnung. 
Bei der Präfidentenwahl zeigt fich, daß etwa 20 für minifteriell 
geltende Abgeordnete für den Kandidaten der Oppofition geftimmt 
haben. 

18. Juni. Dad Minifterium Pellour tritt zurüd, weil e3 
feine fichere Mehrheit Hat und weil die Verhandlungen mit der 
Dppofition, eine Einigung über die Gejchäftsordnung herbeizuführen, 
jcheitern. — Die Kammer wird vertagt. 

24. Juni. Neubildung des Kabinetts. 


Saracco unterbreitet dem König folgende Minifterlifte: Präſidium 
und Inneres Saracco, Auswärtiges Bisconti Benofta, Juftiz Gianturco, 
Cha und interimiftiich Finanzen Giulio Rubini, öffentliche Arbeiten 
Pranco, Unterricht Gallo, Krieg Ponza di Sanmartino, Marine Morin, 
Aderbau Garcano, Poften und Telegraphen Pascolato. Der König ge: 
nehmigt die Lifte mit der Aenderung, dad Chimirri die Finanzen über: 
nimmt, welche Rubini interimiftifch verwalten jollte. 


27. Juni. Die Kammer tritt wieder zufammen. Minijter- 
präfident Saracco legt eine Erklärung vor. 


Gr fordert die Deputierten auf, ihrerjeit3 dabei mitzuwirken, daß 
bie parlamentarifchen Arbeiten in ruhiger Weife vor fich gehen, damit man 
hierdurch dem Lande diejenigen Wohlthaten fichere, auf die es Anſpruch 
hat. Die Wirtichaftspolitit des Landes, die Organijation der Juſtiz, der 
Verwaltung, ber Finanzen, der Schule und des Heeres werden Gegenftand 
ber Reformen ſeitens der Regierung und des Parlaments bilden. Wir find 
feft überzeugt, daß die Unzufriedenheit im Volke auf die wirtjchaftliche Not: 
lage zurüdzuführen ift. Unſere erfte Pflicht wird fein, dem Parlament 
Mahregeln vorzuschlagen, um wenigitens teilweije den wirtichaftlichen Not: 
ftand zu verringern. In der Eile müſſen wir ung jet darauf bejchränten, 
von der Sammer zu verlangen, daß fie vorläufig dem Budget ihre Zu: 
ftimmung gebe, jowie dringenden Maßregeln, um den regelmäßigen Gang 
der Verwaltung zu fichern, und ferner dafür Sorge zu tragen, daß das 
Parlament wieder in normaler Weife arbeite. Am Schluſſe jeiner Aus: 
führungen fagt Saracco, jein langes und bejcheidenes Leben nähere ſich 
jeinem Ende, er ſei daher frei von Ehrgeiz und der Leidenfjchaftlichkeit der 
Parteien. Als alter, dem Könige ergebener LZiberaler fordere er diejenigen 
zur Ginigfeit auf, die mitarbeiten wollen, die freiheitlichen Inſtitutionen 
zu heben, die Organifation des Staates zu feftigen und das Preftige und 
die Kraft der Dynaftie zu mehren. 


28. Juni. Die Kammer wählt mit 304 Stimmen Billa 
zum Präfidenten. Es wird eine Kommijfion gebildet zur Beratung 
der Gejchäftsordnung. 
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2. Juli. Die Kammer genehmigt eine neue Gejchäfts- 
ordnung. 


Die Gejchäftsordnung vom 3. April wird aufgehoben, aber mehrere 
Beitimmungen zur Bekämpfung der Objtruftion eingeführt. So kann in 
Zukunft über die Genehmigung des Sigungsprotofoll3 und der Urlaubs: 
gejuche feine namentliche Abjtimmung verlangt werden, die Konjtatierung 
der Beichlußfähigkeit ift fortan (wie im Reichdtag) nur vor einer Abftim: 
mung zuläjfig, im falle der Beichlußunfähigkeit kann (ebenfalld® wie im 
Reichstag) die nächte Sitzung auf eine jpätere Stunde desjelben Tages 
angejegt werden; der Präfident kann die Annahme eines Antrags verweigern, 
die mit dem Gegenftand nicht in direftem Zufammenhang ftehen (fiehe Graf 
Balleftrem und die lex Heinze) oder die in Form und Inhalt ungehörig 
find (3. B. die Ferri’schen Ulkanträge bei der Obftruftion im Juni 1899). 
Das find gegen bie ftille Obftruftion eine ganze Dienge Waffen. Gegen 
die tumultuierende Obftruftion läßt die Geſchäftsordnung die Entziehung 
des Wortes für den ganzen Reſt der Sikung nach einem ziweiten Ordnungs— 
ruf zu, in jchärferem Fall die Ausjchliegung von den Situngen in Dauer 
von 2—8 Tagen. Sudt ein Auögejchloffener vorher teilzunehmen, wird 
die Ausjchliegungszeit verdoppelt, widerjegt er fich dem Verlafſſen des Saales, 
jo unterbricht der Präfident die Sigung und läßt ben Widerjeglichen durch 
die bewaffnete Macht entfernen. („Allg. Ztg.“) 


7. Juli. Die Kammer genehmigt das Budgetprovijorium 
bis zum Schluß des Jahres mit 242 gegen 47 Stimmen. — Am 
9. Zuli vertagt fi) die Kammer. 


29. Juli. (Monza.) König Humbert wird von einem An- 
archiſten Angelo Brejci durch drei Revolverjchüffe ermordet. 


3. Juli. Das Minifterium erläßt folgendes Manifeft: 


„Im Namen de3 Königs Victor Emanuel III, der zum Throne be: 
rufen wurde, erfüllen wir die traurige Pflicht, dem Land da3 jchwere Un: 
heil anzufünden, das den foftbaren Tagen des Königs Humbert ein gewalt: 
james Ziel jr. Die Nation, welche dem erhabenen Dahingejchiedenen in 
lauterer Liebe ergeben war, und die gegenüber der Dynaftie die lebhaften 
Gefühle der Anhänglichkeit und Solidarität hegt, verwünjcht das graufame 
Verbrechen und wird dem guten, ritterlichen, großherzigen König in tiefer 
Trauer ein geheiligtes Andenken bewahren, dem Könige, der der Stolz des 
Volkes war. Indem fie fich in unerjchütterlicher Treue um den Nachfolger 
des Dahingegangenen jcharen, werden die Jtaliener durch die That beweijen, 
daß die Inſtitutionen des Landes nicht fterben.” 


3. Auguft. Monza.) König Biltor Emanuel II. richtet 
folgende Proflamation an die Nation: 


„Der zweite König Italiens ift tot. Er, der tapfere Soldat, der 
ben Stürmen der Schladhten entging, der nach dem Willen der Vorſehung 
unverjehrt aus Gefahren hervorging, denen er mit gleichem Mut troßte, 
um allgemeine Leiden zu lindern, der gute, edle König ift ala Opfer eines 
fluhwürdigen Verbrechens gefallen, während er ruhigen, furchtlojen Herzens 
an ber feftesfreude des Volkes teilnahm. Mir war e3 nicht vergönnt, den 
letzten Seufzer Meines Vaters zu vernehmen, Ich fühle aber, daß e3 Meine 
Pflicht fein wird, den väterlichen Lehren zu folgen und feinen Tugenden 
als König und erfter Bürger Italiens nachzueifern. In diefem erhabenen 

Europäiſcher Geihichtstalender. Bd. XLI. 16 


234 Frankreich. (November 6.—14.) 


bem großen, wefentlich auf ben Frieden abzielenden Werke ber intimen 
Annäherung umferer befreundeten und verbündeten Länder. Indem Ich 
bon ganzem Herzen Glück wünsche, bitte Jch, immer an Meine Gefühle 
ber aufrichtigen und unveränberlichen Freundſchaft zu glauben. 
Nikolaus.“ 

Loubet antwortet: 

Ich bin tief gerührt von dem hochherzigen Gedanken, den Ew. Majeftät 
hatten, fi der Ehrenbezeigung anzufchliegen, welche Lyon dem Andenken 
an Garnot zu teil werden läßt. Frankreich wird ba3 neue Zeichen der 
Sympathie hoch zu jchäken wiſſen. Es vergikt nicht, welchen Anteil Ahr 
erlauchter Herr Vater an der ihrem Weſen nach friedliche Zwecke verfolgen: 
den innigen Annäherung der beiden Länder hat. Es vereint ehrfurchtsvoll 
in feiner Verehrung die Erinnerung an die Namen Alerander und Garnot. 
Im Namen von ganz frankreich jpreche ich Ew. Majeftät beivegten Herzen? 
meinen innigften Dank aus. 


6. November. (Senat.) Senator Piot bringt einen Antrag 


gegen die Entvölferung Frankreichs ein. 

Danach bezahlen vom 1. Januar 1901 ab alle Unverheirateten beider 
Geichlechter, die das 30. Lebensjahr überfchritten haben, eine befondere Steuer, 
deren Höhe auf den fünfzehnten Zeil der von ihnen gezahlten direkten 
Steuern angenommen ift. Eine etwas niedrigere Tare, nämlich nur im 
Betrage des zwanzigiten Teiles der direkten Steuern, ift von den Paaren 
zu entrichten, deren Ehe fünf Jahre nach ihrer Verheiratung Finderlos ge: 
blieben ift. Außerdem ſoll im Etat des Minifteriums des Innern jährlid) 
eine Summe von 20 Millionen Franken zur Gewährung von dauernden 
oder einmaligen Unterftübungen an bedürftige finderreiche Familien aus: 
geworfen werden. In den Motiven bed Antrags ift mitgeteilt, dab Frank— 
reih 2707 315 Unverheiratete im Alter von über 30 Jahren, ferner 
1808838 Ehepaare ohne Kinder und rund 300000 Witwer und Witwen 
ohne Kinder zählt, das find zufammen 4816153 Leute, die Kinder haben 
fönnten und feine haben. 

8. November. Die Deputiertenfammer fpricht nach langer 
Debatte, in der die allgemeine Politik bejprochen wird, der Negie- 
rung mit 316 gegen 237 Stimmen ihr Vertrauen aus. 

November. Nach Parifer Zeitungen gab es 1899 740 Aus- 
jtände, an denen fich 176826 Arbeiter beteiligten. 3550734 Arbeits- 
tage gingen verloren. 

10. November. (Pari3.) Salfon, der das Attentat gegen 
den Echah verjucht hatte, wird zu Tebenslänglichem Zuchthaus ver- 
urteilt. 

12. November. Schluß der Weltauzftellung. Sie hat 114 
Millionen Einnahmen und 117 Millionen Ausgaben gehabt. Der 
Staat dedt das Defizit. 

13. November. Der Senat genehmigt ein von der Kammer 
beſchloſſenes Geje über die Zulaffung der Frauen zur Advofatur. 

14. November. (Südfrankreich) Zwifchen St. Geours und 


Sambufje fommen bei einem Eifenbahnunglüd 17 Perjonen um. 
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Mitte November. Handelgminifter Millerand legt ein Gejet 
über die obligatorifchen Schied3gerichte vor. 


In jedem Betrieb, der mindeftend 50 Arbeiter bejchäftigt, werben 
ben Arbeitern alle Fälle befannt gegeben, die zur Zuftändigfeit der Schieds— 
gerichte gehören. Ausſtände können nur durch regelrechte Abftimmung der 
Arbeiter bejchloffen werden. Die Teilnahme an einem ohne Abftimmung 
bejchlofjenen Ausftand wird mit Gefänanis bis zu einem Fahre und einer 
Geldbuße bis 3000 Francs beftraft. Die entiprechend der Vorſchriften des 
Geſetzentwurfs beichloffene gemeinfame Einftellung der Arbeit ift für alle 
Urbeiter de3 Wetriebes bindend. Die Abftimmungen über den Ausftand 
müffen jede Moche erneuert werden. Diejenigen Betriebe, die Arbeiten für 
den Staat übernehmen, verpflichtet das Geſetz über Schiedsgerichte, fich der 
Enticheibung der Schiedägerichte zu unterwerfen. Die Entjcheidung der 
Schiedsgerichte hat für ſechs Monate Gültigkeit. 

22. November. Präfident Krüger landet in Marjeille und 
wird von Behörden und Bevölkerung glänzend empfangen. Krüger 
hält folgende Anjprache: 

Ih ſage der Einwohnerichaft, die maſſenweiſe herbeigeeilt ift, um 
mich zu begrüßen, meinen Dank. ch habe Trauer angelegt wegen be 
Unglüds, welches mein Land getroffen hat. Ich bin nicht hieher gefommen, 
um Feftlichkeiten beizumohnen, aber ich nehme gern Ihre Beifallskund— 
gebungen entgegen; denn ich weiß, daß fie dem Mitgefühl entipringen, 
welches unjere jchiweren Prüfungen und die Sache der Freiheit in Ihnen 
erwedt. Ich bin in der That ftolz und froh, einen franzöfiichen Hafen 
zur Landung auserjehen zu haben und jo von freien Männern empfangen 
zu werden. ch halte es für meine erfte Pflicht, Ihrer Regierung zu danfen 
für den Beweis der Achtung, den fie uns noch kürzlich inmitten unferer 
Leiden gegeben hat. ch glaube, daß England, wenn e3 genau über den 
Sachverhalt unterrichtet geweſen wäre, nie feine Zuftimmung zu dem Kriege 
gegeben hätte. Seit der Erpedition Jameſons, der fich der zwei Republifen 
bemächtigen wollte, ohne einen Schuß abfeuern zu müſſen, habe ich fort: 
während die Einjegung eines Schiedögericht3 verlangt. Doch hat man mir 
dies bi jeht verweigert. Der Krieg, den man gegen und in zwei Repu: 
blifen führt, ging bis zu ben Außerften Grenzen der Barbarei. ch habe 
in meinem Leben oft gegen barbarijche Stämme fämpfen müflen, aber jolche 
Barbaren, wie die, mit welchen wir und jet im Kampfe befinden, find viel 
jchlimmer al3 bie anderen. Sie find foweit gegangen, ſogar die Kaffern 
gegen und zu bewaffnen. Sie fteden unſere Gehöfte in Brand, die wir 
mit jo vieler Mühe errichteten, jagen unjere Frauen und Kinder fort, deren 
Männer und Väter getötet oder gefangen find, und überlafjen fie ſchutzlos, 
oft fogar ohne Holz und Brot, ihrem Schidjal. Aber man mag thun, was 
man will, wir werden ung niemals ergeben, wir werden bis zuleßt kämpfen. 
Wir haben ein großes Vertrauen zum ewigen Gott. Unfere Sache ift ge: 
recht und wenn menschliche Gerechtigkeit und nicht zu teil werden jollte, fo 
wird und doch der Herr aller Völker, bei dem die Zukunft fteht, nicht ver: 
laſſen. Ich kann Ihnen die Verficherung geben, dab, wenn Trandvaal und 
ber Dranje Freiſtaat je ihre Unabhängigkeit einbüßen follten, dies erft gejchehen 
würde, nachdem beide Burenvölfer mit frauen und Kindern vernichtet find. 


24.— 30. November. Aufenthalt Krügers in Paris. Er wird 
außerordentlich gefeiert und am 24. und 30. vom Präfidenten Youbet 
empfangen. 
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29. November. Die Kammer jpricht einftimmig dem Prä— 
fidenten Krüger ihre Sympathie au. Der Senat jchließt fich der 
Kundgebung am folgenden Tage an. 


19. Dezember. Die Kammer genehmigt die Amnejtievorlagen. 


Dieje beftehen aus einer Amneftie, die alle politijchen Berurteilungen 
ber letzten Jahre, mit Ausnahme der Berurteilungen wegen Hochverrats 
und der durch den Staatögerichtähof (Senat) gegen die Herren Doroulede, 
Gusrin, Habert ꝛc. ausgeiprochenen Berurteilungen aufhebt, und aus einem 
Gejeg, das alle ftrafbaren Handlungen, die fi) an die Dreyfus:Affaire 
fnüpfen, „auslöfchen“, d. 5. als nicht geichehen erflären fol. Es können, 
den Dreyfushandel betreffend, feinerlei Strafanträge mehr geftellt, nur 
zivilrechtlich begründete Schadenerjaßforderungen können noch geltend ge: 
macht werden, 

Ein fozialiftiicher Antrag, diejenigen zur Strafe zu ziehen, die falſches 
Zeugnis in der Dreyfusfrage abgelegt haben, wird vom Minifterpräfidenten 
Waldeck-Rouſſeau befämpft, weil er die Dreyfusfrage wieder aufrollen müffe, 
und abgelehnt. Der Antrag zielte auf den ehemaligen Kriegaminifter Mercier. 


28. Dezember. Die Kammer genehmigt mit 348 gegen 
131 Stimmen eine vom Senat bejchlofjene Reform der Getränfe- 
jteuer. 

Ende Dezember. Die Nachricht geht durch die Prefie, daß 
in Marfeille 43 Kijten mit chinefifcher Beute gelandet jeien. Die 
Regierung bejchließt, die Ladung nach China zurüdzufchiden. 





VII. 
Italien. 


1. Januar. Amneſtie. 

Der König erläßt eine Amneſtie, die ſich erſtreckt auf Verbrechen gegen 
das Geſetz über die öffentliche Sicherheit bei öffentlichen Verſammlungen, 
auf Preßvergehen, auf Verbrechen gegen die Freiheit der Arbeit, auf Ver— 
brechen, welche gegen Beamte gelegentlich von Tumulten begangen wurden, 
auf politiſche Verbrechen, einſchließlich der Bildung bewaffneler Banden zum 
Zwecke der Begehung eines beſtimmten Verbrechens, und auf ſolche Ver— 
brechen, welche bezweckten, das Parlament an der Ausübung ſeiner Thätig— 
keit zu hindern. 

8. Januar. Wechſel im Kriegsminiſterium. 


Der Kriegsminiſter General Mirri tritt zurück. Der Miniſter— 
präſident Pelloux übernimmt proviſoriſch ſein Portefeuille, bis am 7. April 
Generalleutnant Graf Ponza di San Martino ernannt wird. Mirri tritt 
zurück, weil bekannt wird, daß er 1895 als Kommiſſar von Sizilien die 
Freilaſſung eines Mörders zu Wahlzwecken von den Gerichtsbehörden ver: 
langt hatte. Ihm wird deshalb Verbindung mit der Maffia (vgl. 1899 
©. 253) vorgeworfen. Auch gegen Erispi, den damaligen Minifterpräfi: 
benten, werben ſolche Angriffe laut. 

24. Januar. (Rom.) Bertrag mit Frankreich über Ab— 
grenzung von Beligungen im Roten Meere. 

Der italienische Minifter des Auswärtigen und der franzöfiiche 
Botichafter unterzeichnen ein Protokoll, durch welches die Abgrenzung ber 
italienifchen und ——— Beſitzungen an der Küſte des Roten Meeres 
beſtimmt wird. Die Grenzlinie geht vom äußerſten Ende des Vorgebirges 
Ras Dumeira aus, folgt dann der Waſſerſcheide des Vorgebirges und wendet 
ſich ſchließlich gegen Südweſten in der Weiſe, daß Italien die Karawanen— 
ſtraßen verbleiben, welche von Aſſab nah Haufſſa führen. Die vertrag— 
ichließenden Parteien behalten fich für jpäter vor, die Beſitzfrage der kleinen, 
Ras Dumeira gegenüberliegenden Inſel zu regeln und machen fich verbind: 
lich, die Inbefignahme diefer Inſel durd) eine andere Macht zu verhindern. 

Ende Januar. Konflikt mit der Pforte. ©. Türkei. 

22. Februar. (Rom.) Der Kafjationshof erklärt das Defret 
vom 23. Juni 1899 für ungültig, weil es noch nicht in ein Gejeß 


umgewandelt ijt. 
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Ende Februar. März. (Rom.) Infolge der Kaſſierung des 
Dekrets vom 23. Juni 1899 beantragt die Regierung in der Rammer 
Umwandlung de3 Dekret in ein Gejet. Am 2. März wird die 
Generaldebatte mit einem Vertrauensvotum für die Regierung ge= 
ichlofjen, für die Spezialberatung kündigt die Oppofition Obſtruk— 
tion an. Infolgedeſſen kommt es im März zu jtürmifchen Sitz— 
ungen. 

21. März. (Kammer) Zur Belämpfung der Objtruftion 
bringt Dep. Gambray ein Gejeß über die Abänderung der Gejchäfts- 
ordnung ein. Der Antrag joll zwei Tage nach jeiner Einbringung 
proviſoriſch in Kraft treten. 


3. März. (Kammer.) Der Präfident Colombo und das 
Bureau treten zurüd, weil die Objtruftion die Erledigung des An— 
trags Cambray hindert. 


2. April. Die Kammer wählt mit 265 gegen 158 Stimmen 
Colombo wieder. 


3. April. (Kammer) Abänderung der Gejchäftsorbnnung. 


Im Namen der Linken erflären Zanardelli und Pantano alle 
Verhandlungen der letzten Tage wegen Berlegung der Geichäftsordnung 
burch den Präfidenten für ungejeglich. Die Oppofition verläßt deshalb den 
Saal. — Hierauf wird die Abänderung der Geſchäftsordnung beſchloſſen. 
- Dana) wird der Präfident ermächtigt, nachdem der Ordnungsruf einmal 
erfolgt ift, mit Zuftimmung de3 Haufe die Zenſur zu verhängen; dieſe 
joll die Entfernung des Abgeordneten aus dem Saale auf einen Zeitraum 
bis zu acht Tagen im Gefolge haben. Wenn fi) der Abgeordnete weigert, 
den Saal zu verlafien, joll der Präfident berechtigt fein, das Einjchreiten 
einer bewaffneten Abteilung zu verlangen und den Ausschluß auf eine Zeit 
bis zu 16 Tagen auszuſprechen. 


5. April. Das Dekret vom 23. Juni 1899 wird zurück— 
gezogen. 

15. Mai. Die Kammer tritt nach mehrwöchiger Paufe 
wieder zufammen. In ftürmifcher Situng erklärt die Oppofition, 
der neuen Gejchäftsordnung fich ſelbſt mit Gewalt zu widerjeßen. 

15. Mai. Der König löſt die Kammer auf. 

3. Juni. Neuwahlen. 


Das Refultat nah Bollziehung der Stihwahlen (11. Juni) ift 
304 Minifterielle (bisher 298), 107 Eonftitutionelle Oppofition (bisher 137) 
und 94 äußerſte Linke (bisher 73). — Die „Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
über die Stimmenzahlen: 63 ergibt ſich, daß wie 1897 ungefähr 1! Mil: 
lionen Wähler an die Ürne gegangen find, was einer Wahlbeteiligung von 
60 Prozent entipricht. Hievon haben rund 640000 für, rund 580 000 
gegen die Kandidaten der Regierung geftimmt Das Minifterium Pelloug 
hat aljo außer einer Parlamentsmehrheit von 100 auch eine Wählermehr: 
heit von 60000 Stimmen, wa3 für italienifche Verhältniffe wenig ift. Don 


u 
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den Stimmen der Gegner find gefallen auf die fogenannte Eonftitutionelle 
Dppofition (Gruppen Zanardelli, Giolitti, Rudini) rund 265000, auf die 
drei Gruppen der äußerften Linken 320 000 Stimmen. Innerhalb ber 
äußerften Linken hat die Sozialdemokratie mit 166000 Stimmen die ab: 
folute Mehrheit, 82000 find radikal, 71000 republifaniih. Die Zunahme 
der fozialiftiihen Stimmen ift jehr groß, fie beträgt über 60 Prozent. 
Doch ift allerdingd zu bedenken, daß nur die Sozialiften in Stalien das 
Inſtitut der Zählkandidaturen haben. Alle anderen Parteien, bejonders 
aber die Monarchiften, ftellen feinerlei Kandidaten auf, wo fie nicht wenig: 
ſtens Ausficht haben, in die Stichwahl zu fommen. Da3 verjchiebt das 
Stimmenverhältnig natürlicy zu Gunsten der Sozialiften. Sehr interefjant 
ift es, zu jehen, wie fich ber jeit Monaten ventilierte politiche Gegenſatz 
zwijchen Nord und Süd bei den Wahlen offenbart hat. Dberitalien hat 
der Oppofition eine Mehrheit von 70000 Stimmen gegeben, in Mittelitalien 
hingegen hat die Regierung ein Plus von 28000, in Unteritalien jogar 
von 90000 Stimmen. Auch Sizilien gab 25000 Stimmen mehr für mini: 
fterielle ala für gegnerische Kandidaten ab. Von den jozialiftifchen Stimmen 
entfallen 130000, alſo faft 80 Prozent, auf Oberitalien. Die hödhften 
fozialiftiichen Stimmenzahlen hat Piemont (45000), Lombardei (38000) 
und Emilia (25000). In Mittelitalien gibt ed 24000, in Unteritalien 
nur 9000, in Sizilien nur 3600, auf Sardinien gar nur 200 Sozialiften. 
Auffallend ift, daß in dem zwei größten Städten, Rom und Neapel, die 
Sozialdemokratie gleih null ijt. In der Provinz Rom erhielt fie 1941 
Stimmen bei 34000 Abftimmenden, in der Provinz Neapel von 31000 
nur 2240. Der Republilanismus, diesmal übrigens infolge der Wahl: 
foalition der äußerften Linken durch zahlreiche Sozialiften und Radikale 
unterftüßt, ift eine vorwiegend oberitalienifche Erjcheinung. Von feinen 
71000 Stimmen entfallen 21000 auf die Lombardei, 16000 auf die Ro: 
magna. In Mittelitalien find ihm nur 18000 Stimmen zugefallen, wo: 
von 10000 in Toscana, das feinem Hauptherd Romagna benadhbart ift. 
In Unteritalien gibt es feine Republifaner, 2400 Stimmen find nicht 
zu rechnen. 


Aufang Juni. Nichtamtlic) erläßt das Auswärtige Amt 


folgende Bekanntmachung: 

Es iſt befannt, daß die oftpreußifchen Grundbeſitzer feit geraumer 
Zeit über den fortdauernden Arbeiterauszug aus jenen Gegenden in leb— 
bafter Sorge find, weshalb man u. A. an Erſatz durch Heranziehung ita= 
lienifcher Landleute gedacht hat. E3 möge jedoch darauf hingewiejen werden, 
daß der Hauptgrund für die Auswanderung der Urbeiter in der elenden 
Lage zu juchen ift, die ihnen durch die Gleichgiltigkeit und Gewinnfucht der 
Eigentümer bereitet wird. Angelodt durch den höheren Verdienft, größere 
Unabhängigkeit und minder harte Arbeit juchen die oftpreußifchen Land: 
leute in den anderen deutjchen Provinzen Beichäftigung in den großen Werk: 
ftätten und bei öffentlichen Arbeiten, wie dem Eiſenbahnbau, den Kanal: 
anlagen u. ſ. w. Man hat bereit3 verjucht, fie durch Arbeiter aus den 
angrenzenden polnifchen und ruffiichen Bezirken zu erjeßen; aber aus ver: 
fchiedenen Urjachen ift der Verſuch fehlgeichlagen, und man will, wie es 
heißt, zu italienijchen ländlichen Arbeitsfräften greifen. Cingehende und 
zuverläjlige Erfundigungen ſetzen uns in den Stand, zu erflären, daß die 
italienischen Zandleute, weit entfernt, bei den oftpreußiichen Grundbefigern 
eine bequeme Lage zu finden, in Bezug auf Lohn, Betöftigung und Unter: 
funft eine Behandlung zu erwarten haben, die in dieſer Beziehung noch 
hinter der in der Heimat zurüdjteht. Auch herrjchen in der Prefje ganz 
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. Tie fammer wählt mit 34 Stimmen Billa 


zum Frähbenten. Es wird eine Kommiihon gebiüdet zur Beratung 
ber Geigäftsordnung. 
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2. Juli. Die Kammer genehmigt eine neue Gejchäfts- 
ordnung. 


Die Geſchäftsordnung vom 3. April wird aufgehoben, aber mehrere 
Beitimmungen zur Bekämpfung ber Objtruftion eingeführt. So fann in 
Zukunft über die Genehmigung des Sigungsprotofoll3 und der Urlaubs: 
gelude feine namentliche Abjtimmung verlangt werden, die Konftatierung 

er Beſchlußfähigkeit ift fortan (wie im Reichdtag) nur vor einer Abſtim— 

mung zuläjfig, im alle der Beichlußunfähigfeit kann (ebenfalld wie im 
Reichstag) die nächſte Sitzung auf eine jpätere Stunde besjelben Tages 
angejett werden; der Präfident kann die Annahme eines Antrags verweigern, 
die mit dem Gegenftand nicht in direktem Zuſammenhang ftehen (fiehe Graf 
Balleftrem und die lex Heinze) oder die in Form und Inhalt ungehörig 
find (3. B. die Ferri’schen Ulfanträge bei der Objtruftion im Juni 1899). 
Das find gegen die ftille Obftruftion eine ganze Menge Waffen, Gegen 
die tumultuierende Obftruftion läßt die Gejchäftsordnung die Entziehung 
be3 Wortes für den ganzen Reft der Situng nach einem ziveiten Ordnungs— 
ruf zu, in fchärferem Fall die Ausſchließung von den Situngen in Dauer 
von 2—8 Tagen. Sucht ein Ausgeſchloſſener vorher teilzunehmen, wird 
die Ausjchließungszeit verdoppelt, widerjeßt er fich dem Verlaſſen des Saale, 
jo unterbricht der Präfident die Situng und läßt den Widerjeglichen durch 
die bewaffnete Macht entfernen. („Allg. Ztg.“) 


7. Juli. Die Kammer genehmigt das Budgetproviforium 
bis zum Schluß des Jahres mit 242 gegen 47 Stimmen. — Am 
9. Juli vertagt fich die Kammer. 


29. Juli. (Monza.) König Humbert wird don einem An— 
archiſten Angelo Brejci durch drei Revolverjchüfle ermordet. 


3. Juli. Das Minijterium erläßt folgendes Manifeit: 


„Im Namen des Königs Victor Emanuel III, der zum Throne be: 
rufen wurde, erfüllen wir die traurige Pflicht, dem Land das jchwere Un: 
heil anzufünden, da3 den foftbaren Tagen des Königs Humbert ein gewalt: 
ſames Ziel jegte. Die Nation, welche dem erhabenen Dahingejchiedenen in 
lauterer Liebe ergeben war, und die gegenüber der Dynaftie die lebhaften 
Gefühle der Anhänglichkeit und Solidarität hegt, verwünjcht das grauſame 
Verbrechen und wird dem guten, ritterlichen, großherzigen König in tiefer 
Trauer ein geheiligtes Andenten bewahren, dem Könige, der der Stolz des 
Volkes war. Indem fie fich in unerjchütterlicher Treue um den Nachfolger 
be3 Dahingegangenen jcharen, werden die Italiener durch die That beweifen, 
daß die Inftitutionen des Landes nicht fterben.“ 


3. Auguft. (Monza) König Viktor Emanuel III. richtet 
folgende Proflamation an die Nation: 


„Der zweite König Italiens ift tot. Er, der tapfere Soldat, ber 
ben Stürmen der Schlachten entging, der nach dem Willen der VBorjehung 
unverjehrt aus Gefahren hervorging, denen er mit gleichem Mut troßte, 
um allgemeine Leiden zu lindern, der gute, edle König ift als Opfer eines 
fluhwürdigen Verbrechens gefallen, während er ruhigen, furchtlofen Herzens 
an der FFeftesfreude des Volkes teilnahm. Mir war es nicht vergönnt, den 
legten Seufzer Meines Vaters zu vernehmen, Jch fühle aber, daß es Meine 
erite Pflicht fein wird, den väterlichen Lehren zu folgen und feinen Tugenden 
als König und erfter Bürger Italiens nachzueifern. In diefem erhabenen 
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Augenblid tiefen Schmerzes ftärft Mich das Beiſpiel Meined erlauditen 
Daterd, des großen Königs, der verdiente, der Vater des Vaterlandes ge— 
nannt zu werden, und gewährt Mir Troft die Kraft, die Jch aus der Liebe 
und ber Ergebenheit des italienischen Volkes empfange. Den geliebten be— 
weinten König überleben die ftaatlichen Einrichtungen, die er treu wahrte 
und in 22 Jahren fledenlojer Regierung zu unerjchütterlichen machte. Dieje 
Ginrichtungen, welche Mir heilig find durch die Traditionen meines Hauſes, 
und weil ich fie als Staliener glühend Liebe, werden, wenn fie mit feiter 
ftarfer Hand gegen jede Antaftung und Gemwaltthätigkeit, woher fie auch 
fommen möge, gejchüßt werben, defien bin ch ficher, das Glüd und die 
Größe Italiens verbürgen. Es war der Ruhm Meines Großvaterd, Italien 
feine Einheit und Unabhängigkeit gegeben zu haben, e8 war der Ruhm 
Meines Vaters, über die Erhaltung bdesjelben mit Eifer gewacht zu haben: 
dad Ziel Meiner Regierung ift durch diefe unvergänglichen Erinnerungen 
vorgezeichnet. Möge Gott Mir helfen und die Liebe Meines. Volkes Mich 
ftärten, damit fich Meine gefamte Fürſorge als König dem Schuße der reis 
heit und der Verteidigung der Monarchie widmen kann, welche durch un: 
lösliche Bande zum Heile des Vaterlandes vereinigt find. Staliener! weihet 
dem Andenken Humberts von Savoyen Thränen und haltet es in Ehren, 
ihr die ihr bei der bitteren Trauer Meines Haufes gezeigt habt, daß ihr 
auch dieſesmal diejelbe ald Trauer in eurem Haufe betrachtet. Dieje Ge: 
meinjchaft der Gedanken und Empfindungen wird, wie bisher, aud im 
Zukunft der ſicherſte Schutzwall Meines Königtums und die feſte Bürgichaft 
der Freiheit des Baterlandes fein, die fi) ausdrüdt in dem erhabenen 
Namen des unantaftbaren Rom, des Sinnbildes der Größe und des Unter: 
pfandes des unverjehrten Beftandes Italiens. Dies ift Mein Glaube, Mein 
Streben ald Bürger und König!” 


9. Auguft. Rom.) Beiſetzung des Königg Humbert im 
Pantheon. 

11. Auguft. (Senat.) Der König leitet den Eid auf die 
Verfaſſung und verlieft eine Thronrede. 


Der Eid lautet: Bor Gott und vor der Nation ſchwöre Ich die Ver: 
faſſung achten und die königliche Autorität nur nach den Gejegen und in 
Debereinftimmung mit diefen ausüben zu wollen, Jedem nad) jeinem Ber: 
dienst jein volles und genaues Recht werden zu laſſen und bei allen Meinen 
Handlungen nur das Intereſſe, dad Gedeihen und die Ehre der Nation 
anftreben zu wollen. 

Die Thronrede lautet: Mein erfter Gedanke gilt Meinem Volke; 
e3 ift ein Gedanke der Liebe und Dankbarkeit. Dad Volk, dad an der 
Bahre feines Königs meinte, das fich liebend und vertrauensvoll um Mich 
icharte, hat gezeigt, wie feſte Wurzeln die Liberale Monarchie im Lande 
hat. ch entnehme diefem Plebiszit der Trauer die beften Ausfichten für 
Meine Regierung. Der edle und pietätvolle Ton, der jpontan aus der 
Seele der Nation bei der Hunde von dem tragiichen Ereignis fam, jagte 
Mir, dab im Herzen ber Jtaliener noch die patriotifche Stimme flingt, die 
alle Zeit zu Wundern des Heldenmutes begeifterte.e Ich bin ftolz darauf, 
diefe Stimme vernehmen zu können. Wenn ein Bolt in das Bud) jeiner 
Geichichte eine jolche Seite geichrieben hat, wie die unjerer nationalen Er: 
hebung, jo hat ed das Recht, die Stirn hoch zu tragen und die ibealjten 
Ziele anzuftreben. Mit erhobener Stirn und mit dem Blid auf die ideal: 
ften Ziele weihe Jh Mid Meinem Lande mit aller Jnbrunft und Kraft, 
deren JH Mich fähig fühle, und mit aller Kraft, die Mir die Vorbilder 
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und Traditionen Meines Haufes einflöhen. Das Wort Meines hochherzigen 
Ahnen Karl Albert, der dem Lande die Freiheit gab, war heilig, heilig 
war dad Wort Meined Großvaters, ber die Ginigung Italiens vollendete, 
heilig war auch das Wort Meines erlauchten Waters, welcher bei allen 
Thaten feines Lebens fi) ald der würdige Erbe ber Tugend bed Waters 
be3 Baterlandes erwies. Seinem Werke lieh die Mitarbeit Meiner er: 
habenen und hochverehrten Mutter ihre Unterftügung, Anmut und Glanz, 
Meiner Mutter, die dad Pflichtgefühl des Fürſten und des Stalieners in 
Mein Herz gepflanzt und Meinem Geift eingeprägt hat. Desgleichen wird 
Meinem Werke die Mitarbeit Meiner erlauchten Gemahlin zur Seite ftehen, 
die, gleichfalls einem ftarfen Stamm entjprofjen, ihr ganzes Leben dem 
Daterlande ihrer Wahl weihen wird. Einen beredten Beweis ihrer freund: 
ichaftlichen Gefinnung haben uns alle Mächte damit gegeben, daß fie fich 
durch erhabene Fürften und hohe Vertreter an unjerer Trauer beteiligten. 
Ihnen allen bin ich auf das tieffte erfenntlich. Italien ift immer ein wirf: 
jamer Faltor der Eintracht gewejen und joll e3 auch während Meiner Re: 
gierung jein für gemeinjame Ziele der Erhaltung des Friedens. Der Frieden 
aber nach außen allein genügt nicht, wir bedürfen auch des inneren Frie— 
dens und ber Eintracht aller Männer von gutem Willen für die Entwick— 
lung unserer intelleftuellen Kräfte und unjerer wirtjchaftlichen Energie. 
Mir müſſen unferen fünftigen Generationen die Verehrung des Vaterlandes, 
das Gefühl der Ehre einpflanzen, von welchem unſer Landheer und unjere 
Marine in jo hohem Grade erfüllt find, die beide dem Volke entftammen 
und ein Unterpfand find der Brüderlichkeit, welche die große italienijche 
familie zufammenjchließt und in ihm das Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
und die Vaterlandsliebe rege hält. Mir müſſen ung jammeln und und 
verteidigen durch eine weiſe Gejehgebung und die ftrifte Anmwendung ber: 
felben. Könighaus und Parlament müffen zur Ausführung dieſes Werkes 
eng zufammengehen. Ich beiteige den Thron unerjchroden, guten Mutes 
und mit dem Bewußtfein Meiner Rechte und Pflichten als König. Stalien 
möge Mir nur Vertrauen jchenfen, wie Ich dem Stern des Baterlandes 
vertraue; ed wird feine menjchliche Kraft im ftande fein zu zerftören, was 
unjere Väter mit jo großer Entjagung aufgebaut haben. Wir müflen wach— 
jam fein und alle unſere Kräfte entfalten, um die großen Errungenjchaften 
der Einheit und Freiheit unangetaftet zu erhalten. Ich werde ſtets uner: 
fchütterliches Vertrauen zu unjeren liberalen Staatzeinrichtungen haben, 
und e3 wird Mir auch nicht fehlen an fräftiger Initiative und Thatkraft, 
um die ruhmvollen Einrichtungen unjeres Landes, das foftbare Erbe un: 
ferer Vorfahren energifch zu verteidigen. In der Liebe zur Religion und 
zum Baterlande auferzogen, rufe Jch Gott als Zeugen Meines Veriprechens 
an, daß Ich von nun an mich mit ganzer Seele der Größe und dem Ge: 
beihen des Vaterlandes weihen werde. 


22. Auguft. (Rom.) Der König empfängt den Grafen 
MWalderjee, der auf der Fahrt nach Neapel Rom berührt. 

29. Auguft. (Mailand.) Der Königsmörder Bresci wird 
zu lebenslänglichem Kerker verurteilt. — Es wird fetgejtellt, daß 
ein anarchijtiiches Komplott zur Ermordung des Königs bejtand. 

September. Der Friede mit Abeffinien wird endgültig unter- 
zeichnet. Der Marelfluß wird Grenze zwijchen den italienijchen 
und abeffinifchen Befigungen; Italien zahlt drei Millionen Lire 
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Anfang September. Es wird befannt, daß der Herzog der 
Abruzzen von feiner Nordpolerpedition nach Norwegen zurüd- 
gekehrt ift. 

7. September. Ein königliches Dekret fperrt dem Biſchof von 
Andria wegen unehrerbietigen Verhaltens beim Begräbnis König 
Humbert3 jein Gehalt. 

20. September. (Rom.) Der 30. Jahrestag der Eroberung 
Roms wird feitlich begangen unter Demonjtrationen gegen den 
Vatikan. 

8. November. Der König löft durch ein Defret die Ge- 
meindeverwaltung von Neapel auf und befiehlt eine genaue Unter- 
juchung der ftädtifchen Verwaltung, die angeblich vom Geheimbund 
der Kamorra ausgebeutet wird. 

14. November. (Rom.) Minifterpräfident Saracco richtet 
einen Bericht an den König über dad Programm der Regierung. 


Der Bericht beginnt mit der Ermordung König Humbert3 und führt 
aus, dat es Sache des Königs wie bed Parlaments fein werde, in der Ge: 
ſetzgebung de3 Landes diejenigen Lüden auszufüllen, welche fich bei jenem 
traurigen Anlafje abermals gezeigt haben. Wir haben das Gejet geachtet, 
indem wir es jedesmal mit Strenge in den erlaubten Grenzen antwandten. 
Mährend ber Tage unbeichreiblicher Seelennot, in welche das Land und die 
Regierung nach der furchtbaren Ermordung des geliebteften Königs geftürzt 
wurde, ift die öffentliche Ruhe nicht geftört worden; unſere freie Berfafjung 
und der Fortbeſtand der geordneten Staatäregierung erlitten feine Aenderung. 
Der Bericht erwähnt als Leiftungen der Regierung: den Fortbeſtand ber 
Bündniffe, die Beteiligung Italiens am Kampfe in China, die Regelung 
der Grenzfrage mit Abefiynien und die Entwidlung der Kolonie am Roten 
Meere. — Die erite Aufgabe der Kammer foll die rajche Erledigung bes 
Budget3 fein. Die Kammer wird fich ferner der Auswanderungsfrage zu 
widmen haben, in der Gemwißheit, damit einem lebhaften Wunfche Eurer 
Majeftät entgegenzufommen, der dad Wohl der Arbeiter am Herzen liegt. 
Ein fönigliches Dekret, betreffend die Prämien für die Handeldmarine wird 
zum Gejeß zu erheben jein. Eine durchgehende Dezentralifation der Bureau: 
fratie joll eine Reihe von Uebelſtänden bejeitigen, die in jo vieler Hinficht 
im Lande Unzufriedenheit erregen, da die Bentralifation den berechtigten 
Münjchen der Regionen feine genügende Beachtung ſchenkt. Hiebei jollen 
Maknahmen zugrunde gelegt werden, die bereit? vom Senat gebilligt worden 
find. Es werden ferner zu dieſem Behuf Reformen eingeführt werden, 
1. in der Amtsthätigfeit der verſchiedenen Regierungsftellen und Verwal— 
tungspoften in der Provinz, 2. in dem Grade der Verantiwortlichkeit diejer 
Amtäftellen bis herab in die Kleinen Gemeinden, 3. binfichtlich der Beſtim— 
mungen über die Auflöfung der Provinzialräte und der Gemeinderäte. 
Die Beichlüffe, welche die zur Unterfuchung der Budgets dieſer beiden Räte 
eingejekte Kommiſſion gefaßt hat, jollen Gejeß werden; man werde fo bie 
zu machenden Aufwendungen genau bejchränfen und der willfürlichen Be: 
meſſung der Ausgaben ein Ziel jehen können. Gemäß einem Wunjche des 
heimgegangenen Königs Humbert, ber bereit3 eine dahin gehende Zuſage 
erteilt hatte, wird das jog. Domicilio coatto (die Jnternierung von Straf: 
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fälligen und Verdächtigen) abgejchafft werden; um fo größere Strenge aber 
wird bei Rüdfällen in das Verbrechen walten müflen. Hand in Hand mit 
ber Maßregel hat eine Neugeftaltung des Polizeidienfte® zu gehen. Was 
die anarchiſtiſche Propaganda betrifft, jo bezeichnet Saracco es als geboten, 
fie durch ſcharfe Maßregeln thunlichſt zu unterdrüden. Wie in Frankreich 
foll der Anarchismus in allen feinen Bethätigungen, beſonders aber in 
jeiner Propaganda, getroffen werden. Aber die Gejellichaft verteidigt fich 
nicht bloß durch Strafen, wirkſamer als jede Strafe iſt der Unterricht. In 
der Volksſchule müſſen die jungen Bürger zu guten Sitten erzogen werden, 
die dann die ſicherſte und beſte ſoziale Abwehr bilden. Demgemäß iſt auch 
die Lage der Lehrer zu verbeſſern. Ihre Ernennung wird — abgeſehen von 
denjenigen Gemeinden, welche ihrerſeits den Lehrern beſondere Vorteile ge— 
währen — durch die Provinzialſchulräte erfolgen. Die Mittelſchulen ſollen 
zugleich richtige Gewerbeſchulen werden; ihre Einrichtungen find den Haupt: 
bedürfniffen der betreffenden Gegend anzupafien. Für Heer und Flotte 
werden dem Parlament entjprechende Forderungen unterbreitet werden. Die 
Kammer, heißt e3 dann in Saraccos Bericht, wird auch über zwei Anträge 
zu beraten haben, welche das Herz bed gejamten Volkes berühren. Der 
erſte betrifft die Apanage der Königin Witwe Margherita. Wir vermögen 
unsre Gefühle nicht auszudrücden, denn unbefchreiblich groß ift die achtungs— 
volle Liebe, welche ganz Italien feiner erften Königin widmet. Möge dieſe 
Thatjache ein Troſt für die erhabene Frau fein in dem ungeheuren Schmerz, 
ber fie getroffen hat. Der zweite Antrag betrifft ein Nationalmonument 
für König Humbert, das fi) in Rom, in jeinem Rom, erheben joll. Indem 
wir den Namen unferes geliebten, betrauerten Königs unfterblich machen, 
Ichreiben wir zugleich auf fein Denkmal den Fluch der Schandthat und er: 
werben der Nachwelt das Gedächtnis der höchften menschlichen Tugenden. 


22. November. Die Kammern treten wieder zufammten. 


26. November. (Kammer) Interpellation über die Er- 
mordung König Humberts. 


Die Interpellanten greifen die Regierung an, weil fie es am ber 
nötigen Ueberwachung in Monza habe fehlen Lafjen, obwohl der Regierung 
Nachrichten Über ein anarchiftifches Komplott zugegangen jeien. Minifter: 
präfident Saracco: Es fei unrichtig, daß im Minifterium des Aeußern 
irgend welche Mitteilungen vorgelegen hätten, in welchen die demmächftige 
Ermordung ded Königs angekündigt worden ſei. Vom parlamentarifchen 
Standpuntte aus fei die Regierung für alles verantwortlich, aber in dieſem 
bejonderen Falle könne man die Regierung nicht für eine That verantwortlid) 
machen, die man durchaus nicht vorausſehen fonnte. 60 Perjonen feien 
mit dem Sicherheitsdienft für den König betraut geweien, und die Behörden 
in Monza hätten alle Maßregeln getroffen gehabt, welche fie für notwendig 
hielten, um den König gegen jede Gefahr zu beſchützen. Unglüdlicheriweife 
hätten fich diefe Maßregeln ala nicht genügend erwieſen, weil die betref- 
fenden Beamten ihrer Aufgabe nicht gewachlen waren. (Anhaltende Zwiſchen— 
rufe.) Der beſonders mit der Meberwachung der Perfon bes Königs be— 
traute Beamte habe fi) kurz dor der Ermordung von dem Magen des 
Königs entfernt gehabt. (Zurufe.) Gegen dieſe Beamten werde dieziplinariſch 
vorgegangen und fie würden in gebührender Weiſe beſtraft werden. Der 
Minifterpräfident erfennt es an, daß der Öffentliche Sicherheitädienft nicht 
auf der Höhe ftehe; bie Regierung fei damit beichäftigt, die nötigen Res 
formen einzuführen: er fei bereit, jeine Perfon zu opfern, wenn eine Sühne 
gefordert werde, aber, wenn irgend jemand es an Pflichterfüllung habe 
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fehlen Iafien, fo jei dies nicht die Regierung. Er glaube, die große Mehr: 
heit des Landes werde weder das jegige Kabinett, noch bie früheren Ka— 
binette für die Ermordung des Königs verantiwortlih maden. Es Liege 
ein jchredliches Verhängnis vor, gegen das alle menſchliche VBorausficht 
ohnmächtig war. Der Minifterpräfident erinnert an die in Rom abge: 
haltene Konferenz gegen die Anardiften, die feinerlei praftiiches Ergebnis 
gezeitigt habe. Die Plage des Anarchismus habe nicht Italien allein be: 
troffen, jondern nehme allerorten überhand. Die Regierung habe einen 
Gejegentwurf zur Bekämpfung der anardiftiichen Propaganda vorbereitet; 
fie gebe fich aber nicht der Täuſchung hin, als ob durch Maknahmen ber 
Geießgebung der Anarchismus auszurotten wäre. Zu dieſem Zwecke müßten 
vielmehr alle Sräfte dee Landes zuſammenhelfen. — Die nterpellanten 
erklären fich für micht befriedigt Sciacca della Scala beantragt ein 
Mibtrauensvotum. Minifterpräfident Saracco: Er könne nicht zugeben, 
daß die Regierung für die Fehler von Beamten verantwortlich gemadht 
werde, bie fie gar nicht ernannt habe; er verlangt, daß der Antrag Sciacca 
della Scala bis zum Schluß der Beratung des Budget3 vertagt werde. — 
Der Antrag des Minifterpräfidenten wird in geheimer Abftimmung mit 
163 gegen 78 Stimmen angenommen. 


2. Dezember. (Kammer) Schaminifter Rubini legt das 
Budget vor. 


Er hebt hervor, das Budget 1899/1900 jchließe mit einem Ueberſchuß 
bon über 5 Millionen Lire gegenüber dem Voranjchlage ab. Dieſe Mehr: 
einnahme jei ausſchließlich auf die günftige Entwidlung der wirklichen Ein: 
nahmen zurüdzuführen, welche den Voranſchlag um etwa 32 Millionen Lire 
und die wirklichen Einnahmen de3 legten Finanzjahre® um 20 Millionen 
Lire überftiegen, das Rechnungsjahr 1900/1901 jchließe mit einem provi— 
jorifchen Defizit von etwa 19 Millionen für den Staatsſchatz ab. Diejes 
Defizit verringere fich indefjen auf 6 Millionen, wenn man die Koften für 
die Erpedition nad China abrechne, und es werde ficher zu einem guten 
Zeile durch den Mehrertrag der Einnahmen verringert werden, von welchem 
fi nad) den bisher erzielten Rejultaten hoffen liche, daß er fi) während 
de ganzen Rechnungsjahres erhalten werde. 

21. Dezember. Der Schagminifter Rubini tritt zurüd, weil 
die Kammer feinen Entwurf über die Reform der Geldzirfulation 
vertagt hat. 

28. Dezember. (Senat.) Der Minijter des Auswärtigen, 
Visconti Venojta, eriwidert auf eine Anfrage über die chineftjche 
Politik der Regierung: 

Man habe die Aufgabe, die Intereffen Italien und jeiner Staats: 
angehörigen wahrzunehmen und könne dies nicht Anderen überlafjen. Stalien 
habe ebenjall® Genugthuung für die Verlegung des Völkerrechts verlangen 
müflen und müſſe auch wünſchen, daß China dem internationalen Handel 
geöffnet ſei. Auf die Entſchließungen der Regierung hätten auch Erwägungen 
höherer Art eingewirkt. Seitdem in den allgemeinen Fragen ein Ein— 
vernehmen erzielt ſei und mehr noch, ſeitdem ganz Europa bezüglich der 
großen humanitären Ziele einmütig vorgehe, dürfe Italien als jüngſte 
Großmacht nicht fehlen. Die Regierung wolle weder eine Abenteurer: Politif 
in China treiben, noch erjtrebe fie anderwärt3 eine Ausdehnung. In erfter 
Linie jei jede Occupation von Yändergebiet ausgejchlofjen. Die Entwidlung 
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ber Dinge habe die Erklärungen, bie feinerzeit im Senat abgegeben wurden, 
beftätigt. Seitdem die Gejandtichaften entjeßt feien, dürfe man fich nicht 
wundern, wenn zwifchen den Mächten vorübergehend fi Meinungsver: 
ichiedenheiten gezeigt hätten. Dieje feien aber ftet3 beigelegt worden, ba 
allgemein der Wunfch nach Einigung vorgeherricht habe. Das hohe Streben 
nad) Solidarität habe niemals aufgehört, im Rate der Mächte vorzuherrichen. 
Diejem Solidaritätögefühl ſei Italien ftet3 treu geweſen. Die Verhand— 
lungen jeien nicht leicht gewejen. Nach dem Entjay der Gejandtichaften 
hätten die Mächte eine Genugthuung für die Vergangenheit und Bürgichaft 
für die Zukunft verlangen müſſen. Stalien ftimmte den Grundjäßen, die 
für die Einigung unter den Mächten maßgebend waren, zu. Die Teilung 
Chinas in große Sphären, auch ſolche in handelöpolitifcher Art, würde eine 
Maknahme fein, zu der fich Italien nicht bereit finden lafjen twürde. Im 
Gegenteil jei jene Politik erjprießlich, die die Häfen, wo die Beziehungen 
mit Europa am ftärkjten entwidelt ſeien, dem internationalen Handel öffnet. 
Dieje Friedensgrundlagen feien von den Stabinetten den Vertretern in ‘Peking 
mitgeteilt worden, die fie zum Gegenftande einiger Ergänzungen machten, 
worüber fich die Mächte weiterhin einigen werden. 


VII. 
Die Römiſche Kurie. 


2. März. Der Papſt empfängt an ſeinem 90. Geburtstag 
die Kardinäle und andere Prälaten. Er erklärt in feiner Anjprache 
die Kundgebungen zur Giordano Bruno-Feier für nicht römijche, 
wenngleich fie auch in Rom ftattgefunden hätten und richtet an alle 
die Aufforderung, Gott zu bitten, daß er dem blutigen Kampfe in 
Südafrika ein Ende mache. 

März. (Rom.) Der deutjche Reichstagdabgeordnete Frei- 
herr dv. Hertling unterhandelt mit der Kurie über die Errichtung 
einer fatholifchstheologifchen Fakultät in Straßburg. (Vgl. ©. 79.) 

Auguft. Die Kurie und der Tod König Humberts. 

Die „Zribuna“ behauptet, der Papſt habe die italienische Geiftlich- 
feit angewiejen, fi an den ZTrauerfeierlichkeiten für den König zu be: 
teiligen. Ein Gebet, das die Königin Margherita verfaßt, wird dom Erz: 
bifchof don Gremona approbiert. E3 wird vielfach angenommen, dab es 
im Einverftändnis mit dem Papft geichehen fei und daß der Papft jelbft 
der Königin fondoliert habe. Dagegen fchreibt das „Wiener Vaterland“: 
1. Der Heilige Vater hat für König Humbert feine heilige Meſſe appliziert. 
2. Der Heilige Vater hat weder ben Kardinal Ferrari beauftragt, in 
feinem Namen zu fonbdolieren, noch hat er ſelbſt ein Telegramm gejendet. 
3. Als der Heilige Vater vernahm, daß man davon jpreche, der König jei 
gar nicht erfommuniziert getvefen, äußerte er fich entrüftet und wies auf 
die Konjtitution Apost. Sedis hin. 4. Da ber König nicht namentlich 
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Ende Februar. März. (Rom.) Infolge der Kaffierung des 
Dekret? vom 23. Juni 1899 beantragt die Regierung in der Kammer 
Umwandlung des Dekret? in ein Geſetz. Am 2. März wird die 
Generaldebatte mit einem Bertrauensvotum für die Regierung ge= 
ichlofjen, für die Spezialberatung fündigt die Oppofition Obftruf- 
tion an. Infolgedeſſen kommt es im März zu ftürmijchen Sitz— 
ungen. 

1. März. (Kammer) Zur Belämpfung der Objtruftion 
bringt Dep. Gambray ein Gejeg über die Abänderung der Geſchäfts— 
ordnung ein. Der Antrag ſoll zwei Tage nach feiner Einbringung 
proviforifch in Kraft treten. 


3. März. (Kammer.) Der Präfident Colombo und das 
Bureau treten zurüd, weil die Objtruftion die Erledigung des An— 
trags Gambray hindert. 


2. April. Die Kammer wählt mit 265 gegen 158 Stimmen 
Golombo wieder. 


3. April. (Kammer) Abänderung der Gejchäftgordnnung. 


Am Namen der Linken erklären Zanarbdelli und Pantano alle 
Verhandlungen der legten Tage wegen Berlegung der Gejchäftsordnung 
burch den Präfidenten für ungeſetzlich. Die Oppofition verläßt deshalb den 
Saal. — Hierauf wird die Abänderung der Geſchäftsordnung befchlofien. 
* Danach wird der Präfident ermächtigt, nachdem der Ordnungsruf einmal 
erfolgt ift, mit Zuftimmung des Haufes die Zenfur zu verhängen; dieſe 
foll die Entfernung ded Abgeordneten aus dem Saale auf einen Zeitraum 
bis zu acht Tagen im Gefolge haben. Wenn fich der Abgeordnete weigert, 
den Saal zu verlafien, foll der Präfident berechtigt fein, das Einjchreiten 
einer bewaffneten Abteilung zu verlangen und den Ausschluß auf eine Zeit 
bi3 zu 16 Tagen audzujprechen. 


5. April. Das Dekret vom 23. Juni 1899 wird zurück— 
gezogen. 

15. Mai. Die Kammer tritt nach mehrwöchiger Paufe 
wieder zufammen. Sn ftürmifcher Sitzung erklärt die Oppofition, 
der neuen Gejchäftsordnung fich ſelbſt mit Gewalt zu widerjeßen. 

18. Mai. Der König löſt die Kammer auf, 

3. Juni. Neuwahlen. 


Das NRefultat nad Bollziehung der Stichwahlen (11. Juni) ift 
304 Minifterielle (bisher 298), 107 Eonftitutionelle Oppofition (bisher 137) 
und 94 Außerfte Linke (bisher 73). — Die „Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
über die Stimmenzahlen: &3 ergibt ſich, daß wie 1897 ungefähr 1/4 Mil: 
lionen Wähler an die Urne gegangen find, was einer Wahlbeteiligung von 
60 Prozent entipricht. Dievon haben rund 640000 für, rund 580 000 
gegen die Kandidaten der Regierung geitimmt Das Minifterium Pelloux 
hat aljo außer einer Parlamentsmehrheit von 100 auch eine Wählermehr: 
heit von 60000 Stimmen, wa3 für italienische Verhältniffe wenig ift. Don 
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den Stimmen ber Gegner find gefallen auf die fogenannte konftitutionelle 
Dppofition (Gruppen Zanardelli, Giolitti, Rudini) rund 265000, auf die 
drei Gruppen der Außerften Linken 320 000 Stimmen. Innerhalb ber 
äußerften Linken hat die Sozialdemokratie mit 166000 Stimmen bie ab: 
folute Mehrheit, 82000 find radikal, 71000 republifaniih. Die Zunahme 
der jozialiftiichen Stimmen ift jeher groß, fie beträgt über 60 Prozent. 
Doch ift allerdings zu bedenken, daß nur die Sozialiften in Stalien das 
Inſtitut der Zählfandidaturen haben. Alle anderen Parteien, bejonders 
aber die Monarchiften, ftellen feinerlei Kandidaten auf, wo fie nicht wenig— 
ftend Ausfiht haben, in die Stichwahl zu fommen. Das verjchiebt dag 
Stimmenverhältnis natürlich zu Gunften der Sozialiften. Sehr intereffant 
ift es, zu jehen, wie fich der jeit Monaten ventilierte politiſche Gegenſatz 
zwijchen Nord und Süd bei den Wahlen offenbart hat. Oberitalien bat 
der Oppofition eine Mehrheit von 70000 Stimmen gegeben, in Mittelitalien 
hingegen hat die Regierung ein Plus von 280v0, in Unteritalien jogar 
von 90000 Stimmen. Auch Sizilien gab 25000 Stimmen mehr für mini: 
fterielle ala für gegnerische Kandidaten ab. Von den fozialiftifchen Stimmen 
entfallen 130000, alio faft 80 Prozent, auf Oberitalien. Die höchften 
fozialiftiichen Stimmenzahlen hat Piemont (45000), Lombardei (38000) 
und Emilia (25000). In Mittelitalien gibt es 24000, in Unteritalien 
nur 9000, in Sizilien nur 3600, auf Sardinien gar nur 200 Sozialiften. 
Auffallend ift, daß in dem zwei größten Städten, Rom und Neapel, bie 
Sozialdemokratie gleih null ift. In der Provinz Rom erhielt fie 1941 
Stimmen bei 34000 Abjtimmenden, in der Provinz Neapel von 31000 
nur 2240. Der Republifanismus, diesmal übrigens infolge der Wahl: 
foalition der Außerften Linken durch zahlreiche Sozialiften und Radikale 
unterftüßt, ift eine vorwiegend oberitalienijche Erjcheinung. Bon feinen 
71000 Stimmen entfallen 21000 auf die Yombardei, 16000 auf die Ro: 
magna. In Mittelitalien find ihm nur 18000 Stimmen zugefallen, wo— 
von 10000 in Toscana, das feinem Hauptherd Romagna benadjbart ift. 
In Unteritalien gibt es feine Republifaner, 2400 Stimmen find nicht 
zu rechnen. 


Aufang Juni. Nichtamtlich erläßt das Auswärtige Amt 


folgende Belanntmachung: 


Es ift bekannt, daß bie oftpreußifchen Grundbefiter jeit geraumer 
Zeit über den fortdauernden Arbeiterauszug aus jenen Gegenden in eb: 
hafter Sorge find, weshalb man u. A. an Erja durch Heranziehung ita= 
lienijcher Zandleute gedacht hat. Es möge jedoch darauf hingewiejen werben, 
daß der Hauptgrund für die Auswanderung der Arbeiter in der elenden 
Lage zu juchen ift, die ihnen durch die Gleichgiltigkeit und Gewinnjucht der 
Eigentümer bereitet wird. Angelodt durch den höheren Verdienft, größere 
Unabhängigkeit und minder harte Arbeit juchen die oftpreußifchen Land: 
leute in den anderen deutjchen Provinzen Beichäftigung in den großen Werk— 
ftätten und bei öffentlichen Arbeiten, wie dem Gıjenbahnbau, den Kanal: 
anlagen u.j.w. Man hat bereit3 verjucht, fie durch Arbeiter aus den 
angrenzenden polnijchen und ruffiichen Bezirken zu erjeßen; aber aus ver: 
fchiedenen Urſachen ift der Verſuch fehlgeichlagen, und man will, wie e3 
heißt, zu italienijchen ländlichen Arbeitskräften greifen. Eingehende und 
zuverläjfige Erfundigungen feßen uns in den Stand, zu erflären, daß bie 
italienischen Zandleute, weit entfernt, bei den oftpreußifchen Grundbefigern 
eine bequeme Lage zu finden, in Bezug auf Lohn, Beköftigung und Unter: 
funft eine Behandlung zu erwarten haben, die in diejer Beziehung noch 
hinter der in der Heimat zurüdjteht. Auch herrſchen in der Prefje ganz 
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allgemein Klagen über die traurige Lage ber Arbeiter in jenen Landbezirken. 
Wir hoffen, daß unfere Landleute fich nicht zur Auswanderung dorthin 
verleiten laſſen, es jei denn, daß ihnen regelrechte Verträge mit guten Bürg— 
ragen zugeftellt werden, durch die ihnen eine Entlohnung zugefichert wird, 
ie bad Opfer der Meberfiedlung wettmadht. 

Diefer Erlaß wird in Deutichland jcharf Fritifiert. 


16. Juni. Die Kammer tritt zufammen. Die Oppofition 
beginnt jogleich wieder mit der Bekämpfung der Gejchäftsordnung. 
Bei der Präfidentenwahl zeigt fich, daß etwa 20 für minifteriell 
geltende Abgeordnete für den Kandidaten der Oppofition geftimmt 
haben. 

18. Juni. Das Minifterium Pellour tritt zurüd, weil es 
feine fichere Mehrheit hat und weil die Verhandlungen mit der 
Oppofition, eine Einigung über die Geſchäftsordnung herbeizuführen, 
jcheitern. — Die Kammer wird vertagt. 

24. Juni. Neubildung des Kabinetts. 


Saracco unterbreitet dem König folgende Minifterlifte: Prafidium 
und Inneres Saracco, Auswärtiges Visconti Venoſta, Juſtiz Gianturco, 
Schah und interimiftiich Finanzen Giulio Rubini, Öffentliche Arbeiten 
Mranco, Unterricht Gallo, Krieg Ponza di Sanmartino, Marine Morin, 
Ackerbau Garcano, Poften und Telegraphen Pascolato. Der König ge: 
nehmigt die Lifte mit der Aenderung, das Chimirri die Finanzen über: 
nimmt, welche Rubini interimiftifch verwalten ſollte. 

27. Juni, Die Kammer tritt wieder zufammen. Minifter- 


präfident Saracco legt eine Erklärung vor. 

Er fordert die Deputierten auf, ihrerjeit3 dabei mitzuwirken, daß 
bie parlamentarifchen Arbeiten in ruhiger Weiſe vor fich gehen, damit man 
hierdurch dem Lande diejenigen Wohlthaten fichere, auf die es Anſpruch 
hat, Die Wirtfchaftspolitit des Landes, die Organifation der Juſtiz, der 
Verwaltung, der Finanzen, der Schule und des Heeres werden Gegenftand 
der Reformen feitens der Regierung und des Parlaments bilden. Wir find 
feft Üüberzeugt, daß die Unzufriedenheit im Volke auf die wirtjchaftliche Not: 
lage zurüdzuführen ift. Unſere erſte Pflicht wird fein, dem Parlament 
Mahregeln vorzujchlagen, um wenigſtens teilweije den wirtjchaftlichen Not: 
ftand zu verringern. In der Eile müffen wir ung jebt darauf bejchränten, 
von ber Kammer zu verlangen, daß fie vorläufig dem Budget ihre Zu: 
ftimmung gebe, jowie dringenden Makregeln, um den regelmäßigen Gang 
der Verwaltung zu fihern, und ferner dafür Sorge zu tragen, dab das 
Parlament wieder in normaler Weife arbeite. Am Schluſſe feiner Aus: 
führungen jagt Saracco, jein langes und bejcheidenes Leben nähere ſich 
feinem Ende, er ſei daher frei von Ehrgeiz und der Leidenjchaftlichkeit der 
Parteien. ALS alter, dem Könige ergebener Liberaler fordere er diejenigen 
zur Einigkeit auf, die mitarbeiten wollen, die freiheitlichen Snftitutionen 
zu heben, die Organijation des Staates zu feftigen und das Preftige und 
die Kraft der Dynaftie zu mehren. 


28. Yuni. Die Kammer wählt mit 304 Stimmen Billa 
zum Präfidenten. Es wird eine Kommijfion gebildet zur Beratung 
der Gejchäftsordnnung. 
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2. Juli. Die Kammer genehmigt eine neue Geſchäfts— 
ordnung. 


Die Geſchäftsordnung vom 3. April wird aufgehoben, aber mehrere 
Beitimmungen zur Bekämpfung der Obftruftion eingeführt. So fann in 
Zukunft über die Genehmigung des Situngsprotofoll3 und der Urlaubs: 
gejuche feine namentliche Abftimmung verlangt werden, die Konftatierung 
der Beichlußfähigkeit ift fortan (wie im Reichstag) nur vor einer Abſtim— 
mung zuläjfig, im Falle der Beichlukunfähigfeit kann (ebenfalld wie im 
Reichstag) die nächſte Sitzung auf eine jpätere Stunde bdesjelben Tages 
angejegt werden; der Präfident kann die Annahme eines Antrags verweigern, 
die mit dem Gegenftand nicht in direftem Zufammenhang ftehen (fiehe Graf 
Balleftrem und die lex Heinze) oder die in Form und Inhalt ungehörig 
find (3. B. die Ferri’schen Ulfanträge bei der Obftruftion im Juni 1899). 
Das find gegen bie ftille Obftruftion eine ganze Menge Waffen. Gegen 
die tumultuierende Obftruftion läßt die Gejchäftsordnung die Entziehung 
des Wortes für den ganzen Reſt der in nach einem zweiten Ordnungs— 
ruf zu, im jchärferem Fall die Ausjchliegung von den Situngen in Dauer 
von 2—8 Tagen. Sucht ein Ausgejchlofjener vorher teilzunehmen, wird 
die Ausſchließungszeit verdoppelt, widerjeßt er fich dem Verlaſſen des Saales, 
jo unterbricht der Präfident die Situng und läßt ben Widerfeglichen durch 
die bewaffnete Macht entfernen. („Allg. Ztg.“) 


7. Juli. Die Kammer genehmigt das Budgetprovijorium 
bi3 zum Schluß des Jahres mit 242 gegen 47 Stimmen. — Am 
9. Juli vertagt fich die Kammer. 


29. Juli. (Monza.) König Humbert wird von einem An— 
archiften Angelo Brejci durch drei Revolverjchüffe ermordet. 


31. Juli. Das Minifterium erläßt folgendes Manifeft: 


„Im Namen des Königs Victor Emanuel II, der zum Throne be: 
rufen wurde, erfüllen wir die traurige Pflicht, dem Land das jchwere Un: 
heil anzufünden, da3 den foftbaren Tagen des Königs Humbert ein gewalt: 
ſames Ziel * Die Nation, welche dem erhabenen Dahingeſchiedenen in 
lauterer Liebe ergeben war, und die gegenüber der Dynaftie die lebhaften 
Gefühle der Anhänglichkeit und Solidarität hegt, verwünjcht das graufaıne 
Verbrechen und wird dem guten, ritterlichen, großherzigen König in tiefer 
Trauer ein geheiligte® Andenten bewahren, dem Könige, der der Stolz des 
Volkes war. Indem ſie fich in umerjchütterlicher Treue um den Nachfolger 
be3 Dahingegangenen jcharen, werden die Jtaliener durch die That beweijen, 
daß die Inſtitutionen des Landes nicht fterben.“ 


3. Auguft. Monza.) König Viktor Emanuel IT. richtet 
folgende Proflamation an die Nation: 


„Der zweite König Italiens ift tot. Er, der tapfere Soldat, der 
ben Stürmen der Schlachten entging, der nach dem Willen der VBorjehung 
unverjehrt aus Gefahren hervorging, denen er mit gleihem Mut troßte, 
um allgemeine Leiden zu lindern, der gute, edle König ift als Opfer eines 
fluhmwürdigen Verbrechens gefallen, während er ruhigen, furchtlojen Herzens 
an ber freftesfreude des Volkes teilnahm. Mir war ed nicht vergönnt, den 
legten Seufzer Meines Vaters zu vernehmen, Ich fühle aber, daß e3 Meine 
erſte Pflicht fein wird, den väterlichen Lehren zu folgen und feinen Tugenden 
als König und erfter Bürger Italiens nachzueifern. In diefem erhabenen 
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Augenblid tiefen Schmerzes ftärft Mich das Beifpiel Meines erlauchten 
Daterd, de3 großen Königs, der verdiente, der Vater des Vaterlandes ge: 
nannt zu werden, und gewährt Mir Troft bie Kraft, die Ich aus der Liebe 
und ber Ergebenheit des italienischen Volkes empfange. Den geliebten be: 
weinten König überleben die ftaatlichen Einrichtungen, die er treu wahrte 
und in 22 Jahren fledenlofer Regierung zu unerjchütterlichen machte. Diefe 
Einrichtungen, welche Mir heilig find durch die Traditionen meine? Hauſes, 
und teil ich fie als Staliener glühend Liebe, werden, wenn fie mit feter 
ftarfer Hand gegen jede Antaftung und — woher ſie auch 
kommen möge, geſchützt werden, see bin Sch ficher, das Glüd und die 
Größe Italiens verbürgen. Es war der Ruhm Meines Großvaterd, Italien 
feine Einheit und Unabhängigkeit gegeben zu haben, e8 war der Ruhm 
Meines Baterd, über die Erhaltung desjelben mit Eifer gewacht zu haben: 
dad Ziel Meiner Regierung ift durch dieſe undergänglichen Erinnerungen 
borgezeichnet. Möge Gott Mir helfen und die Liebe Meines. Volkes Mich 
ftärfen, damit fich Meine gefamte Fürſorge ala König dem Schuße der Frei— 
heit und der Verteidigung der Monarchie widmen fann, welche durch uns 
lösliche Bande zum Heile de3 Vaterlandes vereinigt find. Italiener! weihet 
bem Andenken Humbert3 von Savoyen Thränen und haltet e8 in Ehren, 
ihr die ihr bei der bitteren Trauer Meines Hauſes gezeigt habt, dab ihr 
auch diefeamal diejelbe ald Trauer in eurem Haufe betrachtet. Dieje Ge: 
meinjchaft der Gedanken und Empfindungen wird, wie bisher, auch in 
Zukunft der ficherfte Schutzwall Meines Königtums und die fefte Bürgichaft 
der Freiheit de3 DVaterlandes fein, die fi) ausdrüdt in dem erhabenen 
Namen des unantaftbaren Rom, des Sinnbildes der Größe und des Unter: 
piandes des unverjehrten Beftandes Italiens. Dies ift Mein Glaube, Mein 
Streben ald Bürger und König!“ 


9. Auguſt. Rom.) Beijegung des Königs Humbert im 
Pantheon. 
11. Auguft. (Senat.) Der König leiftet den Eid auf die 


Verfaſſung und verliejt eine Thronrede. 


Der Eid lautet: Bor Gott und vor der Nation ſchwöre Ich die Ber: 
fafjung achten und die königliche Autorität nur nach den Gejehen und in 
Uebereinftimmung mit diefen ausüben zu wollen, Jedem nad) jeinem Ber: 
bienft fein volles und genaues Recht werden zu Laffen und bei allen Meinen 
Handlungen nur das Intereſſe, das Gedeihen und die Ehre der Nation 
anftreben zu wollen. 

Die Thronrede lautet: Mein erfter Gedanke gilt Meinem Bolfe; 
e3 ift ein Gedanke der Liebe und Dankbarkeit. Dad Volk, dad an ber 
Bahre ſeines Königs meinte, da3 fich Liebend und vertrauensvoll um Mich 
ſcharte, hat gezeigt, wie fefte Wurzeln die Liberale Monarchie im Lande 
hat. Ich entnehme diefem Plebiszit der Trauer die bejten Ausfichten für 
Meine Regierung. Der edle und pietätvolle Ton, der fjpontan aus der 
Seele der Nation bei der Hunde von dem tragiichen Ereignis kam, jagte 
Mir, daß im Herzen der Italiener noch die patriotifche Stimme flingt, die 
alle Zeit zu Wundern des Heldenmutes begeifterte. Ich bin ftolz darauf, 
diefe Stimme vernehmen zu können. Wenn ein Volk in das Buch jeiner 
Geſchichte eine ſolche Seite geichrieben hat, wie die unſerer nationalen Er: 
hebung, jo hat es da3 Recht, die Stirn hoch zu tragen und die ibdealjten 
Ziele anzuftreben. Mit erhobener Stirn und mit dem Blick auf die ideal: 
ften Ziele weihe Jh Mich Meinem Lande mit aller Jnbrunft und Kraft, 
deren Jh Mich fähig fühle, und mit aller Kraft, die Mir die Vorbilder 
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und Traditionen Meines Haufed einflöhen. Das Wort Meines hochherzigen 
Ahnen Karl Albert, der dem Lande die Freiheit gab, war heilig, heilig 
war das Wort Meines Großvaters, der die Ginigung Italiens vollendete, 
heilig war auch das Wort Meines erlauchten Vaters, welcher bei allen 
Thaten feines Lebens fi al der würdige Erbe der Tugend des Vaters 
be3 Vaterlandes erwied. Seinem Werke lieh die Mitarbeit Meiner er: 
habenen und hochverehrten Mutter ihre Unterftügung, Anmut und Glanz, 
Meiner Mutter, die das Pflichtgefühl des Fürften und des Stalieners in 
Mein Herz gepflanzt und Meinem Geift eingeprägt hat. Desgleichen wird 
Meinem Werke die Mitarbeit Meiner erlauchten Gemahlin zur Seite ftehen, 
die, gleichfalls einem ftarken Stamm entjprofjen, ihr ganzes Leben dem 
Baterlande ihrer Wahl weihen wird. Einen beredten Beweis ihrer freund: 
ſchaftlichen Gefinnung haben uns alle Mächte damit gegeben, daß fie fi 
durch erhabene Fürften und hohe Vertreter an unferer Trauer beteiligten. 
Ahnen allen bin ich auf das tieffte erfenntlich. Italien ift immer ein wirf: 
famer Faktor der Eintracht gewejen und foll e3 auch während Meiner Re: 
gierung fein für gemeinjame Ziele der Erhaltung des Friedens. Der Frieden 
aber nach außen allein genügt nicht, wir bedürfen auch des inneren Frie— 
ben und der Eintracht aller Männer von gutem Willen für die Entwid: 
lung unſerer intelleftuellen Kräfte und unjerer wirtjchaftlichen Energie. 
Mir müſſen unferen künftigen Generationen die Verehrung des Vaterlandes, 
das Gefühl der Ehre einpflanzen, von welchem unſer Landheer und unjere 
Marine in jo hohem Grade erfüllt find, die beide dem Volke entſtammen 
und ein Unterpfand find der Brüderlichfeit, welche die große italienifche 
Familie zufammenjchliegt und in ihm das Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
und die Vaterlandliebe rege hält. Mir müſſen uns jammeln und ung 
verteidigen durch eine weile Gejeggebung und die ftrifte Anwendung dere 
felben. Könighaus und Parlament müffen zur Ausführung diefes Wertes 
eng zufammengehen. ch befteige den Thron unerfchroden, guten Mutes 
und mit dem Bewußtjein Meiner Rechte und Pflichten ala König. Italien 
möge Mir nur Vertrauen jchenken, wie ch dem Stern des Vaterlandes 
vertraue; es wird feine menjchliche Kraft im ftande fein zu zerftören, was 
unfere Väter mit fo großer Entjagung aufgebaut haben. Wir müſſen wach: 
fam fein und alle unfere Kräfte entfalten, um die großen Errungenschaften 
der Einheit und Freiheit unangetaftet zu erhalten. Sch werde ftetö uner: 
jchütterliches Vertrauen zu unferen liberalen Staatzeinrichtungen haben, 
und ed wird Mir auch nicht fehlen an kräftiger Initiative und Thatkraft, 
um die ruhmvdollen Einrichtungen umjeres Landes, das foftbare Erbe un: 
ferer Vorfahren energifch zu verteidigen. In der Liebe zur Religion und 
zum Baterlande auferzogen, rufe Ich Gott als Zeugen Meines Verſprechens 
an, daß Ich von nun an mich mit ganzer Seele der Größe und dem Ge: 
beihen des Vaterlandes weihen werde. 


22. Auguſt. Rom.) Der König empfängt den Grafen 
Walderſee, der auf der Fahrt nach Neapel Rom berührt. 

29. Auguft. Mailand.) Der Königsmörder Bresci wird 
zu lebenslänglichem Kerfer verurteilt. — Es wird fejtgejtellt, daß 
ein anarchiftifches Komplott zur Ermordung des Königs bejtand. 

September. Der Friede mit Abejfinien wird endgültig unter- 
zeichnet. Der Marelfluß wird Grenze zwijchen den italienischen 
und abeſſiniſchen Bejigungen; Italien zahlt drei Millionen Lire 


an Menelif. 
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Anfang September. Es wird befannt, daß der Herzog der 
Abruzzen von feiner Norbpolerpedition nach Norwegen zurüd- 
gekehrt iſt. 

7. September. Ein fönigliches Dekret jperrt dem Bijchof von 
Andria wegen unehrerbietigen Verhaltens beim Begräbnis König 
Humbert3 jein Gehalt. 

20. September. (Rom.) Der 30. Jahrestag der Eroberung 
Roms wird feſtlich begangen unter Demonjtrationen gegen den 
Vatikan. 

8. November. Der König löft durch ein Dekret die Ge- 
meindeverwaltung von Neapel auf und befiehlt eine genaue Unter: 
juchung der ftädtifchen Verwaltung, die angeblich vom Geheimbund 
der Kamorra ausgebeutet wird. 

14. November. (Rom.) Minijterpräfident Saracco richtet 
einen Bericht an den König über dad Programm der Regierung. 


Der Bericht beginnt mit der Ermordung König Humbert3 und führt 
aus, daß ed Sache des Königs wie des Parlaments fein werde, in der Ge: 
febgebung des Landes diejenigen Lüden auszufüllen, welche fich bei jenem 
traurigen Anlafje abermals gezeigt haben. Wir haben das Geje geachtet, 
indem wir es jedesmal mit Strenge in den erlaubten Grenzen anwandten. 
Während ber 0 unbejchreiblicher Seelennot, in welche das Land und die 
Regierung nach der furchtbaren Ermordung des geliebteften Königs geftürzt 
wurde, ift die Öffentliche Ruhe nicht geftört worden; unfere freie Verfaſſung 
und der Fortbeſtand der geordneten Staatäregierung erlitten feine Aenderung. 
Der Bericht erwähnt als Leiftungen der Regierung: den Fortbeſtand ber 
Bindniffe, die Beteiligung Italiens am Kampfe in China, die Regelung 
der Grenzfrage mit Abeſſynien und die Entwidlung der Kolonie am Roten 
Meere. — Die erfte Aufgabe der Kammer joll die rajche Erledigung des 
Budgets fein. Die Kammer wird fich ferner der Auswanderungsfrage zu 
widmen haben, in der Gewißheit, damit einem lebhaften Wunjche Eurer 
Majeftät entgegenzufommen, der dad Wohl der Arbeiter am Herzen Tiegt. 
Ein königliches Dekret, betreffend die Prämien für die Handeldmarine wird 
zum Geſetz zu erheben jein. Eine durchgehende Dezentralifation der Bureau: 
fratie joll eine Reihe von Mebelftänden bejeitigen, die in jo vieler Hinficht 
im Lande Unzufriedenheit erregen, da die Zentralifation den berechtigten 
Wünſchen der Regionen feine genügende Beachtung ſchenkt. Hiebei jollen 
Maßnahmen zugrunde gelegt werden, die bereit vom Senat gebilligt worden 
find. Es werden ferner zu diefem Behuf Reformen eingeführt werden, 
1. in der Amtsthätigfeit der verjchiedenen NRegierungäftellen und Verwal: 
tungspoften in der ‘Provinz, 2. in dem Grade der Verantwortlichkeit diejer 
Amtzftellen bis herab in die fleinen Gemeinden, 3. hinfichtlich der Beftim: 
mungen über die Auflöfung der Provinzialräte und der Gemeinderäte. 
Die Beichlüffe, welche die zur Unterſuchung der Budgets dieſer beiden Räte 
eingejeßte Kommiffion gefaßt hat, follen Gejeg werden; man werde fo die 
zu machenden Aufwendungen genau bejchränfen und der willfürlichen Be: 
mefjung der Ausgaben ein Ziel jegen können. Gemäß einem Wunjche des 
heimgegangenen Königs Humbert, der bereit3 eine dahin gehende Zuſage 
erteilt hatte, wird das jog. Domicilio coatto (die Jnternierung von Straf: 


Italien. (November 22. 26.) 245 


fälligen und Verbächtigen) abgeichafft werben ; um fo größere Strenge aber 
wird bei Rüdfällen in das Verbrechen walten müffen. Hand in Hand mit 
der Maßregel hat eine Neugeftaltung des Polizeidienfte zu gehen. Was 
die anardhiftiiche Propaganda betrifft, jo bezeichnet Saracco e3 als geboten, 
fie durch ſcharfe Maßregeln thunlichſt zu unterdrüden. Wie in Frankreich 
foll der Anarchismus in allen feinen Bethätigungen, beſonders aber in 
feiner Propaganda, getroffen werden. Aber die Gejellichaft verteidigt fich 
nicht bloß durch Strafen, wirkfamer ala jede Strafe ift der Unterricht. In 
ber Volksſchule müfjen die jungen Bürger zu guten Sitten erzogen werben, 
die dann die ficherfte und befte joziale Abwehr bilden. Demgemäß ift auch 
die Lage der Lehrer zu verbeffern. Ihre Ernennung wird — abgejehen von 
denjenigen Gemeinden, welche ihrerjeit3 den Lehrern befondere Vorteile ge: 
währen — durch die Provinzialichulräte erfolgen. Die Mittelichulen follen 
zugleich richtige Gewerbefchulen werden; ihre Einrichtungen find den Haupt: 
bedürfnifjen der betreffenden Gegend anzupafien. Für Heer und flotte 
werben dem Parlament entjprechende Forderungen unterbreitet werden. Die 
Kammer, heißt e3 dann in Saraccos Bericht, wird auch über zwei Anträge 
zu beraten haben, welche das Herz des gejamten Volkes berühren. Der 
erjte betrifft die Apanage der Königin Witwe Margherita. Wir vermögen 
unsre Gefühle nicht auszudrüden, denn unbefchreiblich groß ift die achtungs: 
volle Siebe, welche ganz Italien feiner erften Königin widmet. Möge diefe 
Thatjache ein Troft für die erhabene Frau jein in dem ungeheuren Schmerz, 
ber fie getroffen hat. Der zweite Antrag betrifft ein Nationalmonument 
für König Humbert, das fih in Rom, in feinem Rom, erheben joll. Indem 
wir den Namen unferes geliebten, betrauerten Königs unfterblic) machen, 
fchreiben wir zugleich auf jein Dentmal den Fluch der Schandthat und er: 
werben ber Nachwelt das Gedächtnis der höchften menjchlichen Tugenden. 


22. November. Die Kammern treten wieder zufammen. 


26. November. (RKammer.) nterpellation über die Er- 


mordung König Humberts. 


Die Interpellanten greifen die Regierung an, weil fie es an ber 
nötigen Ueberwachung in Monza habe fehlen Laffen, obwohl der Regierung 
Nachrichten über ein anarchiftiiches Komplott zugegangen feien. Minifter: 
präfident Saracco: Es fei unrichtig, daß im Minifterium des Aeußern 
irgend welche Mitteilungen vorgelegen hätten, in welchen die demnächftige 
Ermordung des Königs angekündigt worden fei. Vom parlamentarijchen 
Standpunkte aus fei die Regierung für alles verantwortlich, aber in diefem 
bejonderen Falle fünne man die Regierung nicht für eine That verantwortlich 
machen, die man durchaus nicht vorausſehen fonnte. 60 Perfonen jeien 
mit dem Sicherheitsdienft für den König betraut gewejen, und die Behörden 
in Monza hätten alle Maßregeln getroffen gehabt, welche fie für notwendig 
hielten, um den König gegen jede Gefahr zu befhügen. Unglüdlicherweife 
hätten fich diefe Maßregeln als nicht genügend erwieſen, weil die betref- 
fenden Beamten ihrer Aufgabe nicht gewachſen waren. (Anhaltende Zwiſchen— 
xufe.) Der bejonder3 mit der Heberwachung der Perjon des Königs be: 
traute Beamte habe fi) furz vor der Ermordung von dem Wagen des 
Königs entfernt gehabt. (Zurufe.) Gegen dieſe Beamten werde disziplinariſch 
vorgegangen und fie würden in gebührender Meife beftraft werden. Der 
Minifterpräfident erkennt es an, dab der öffentliche Sicherheitädienft nicht 
auf der Höhe ftehe; die Regierung jei damit beichäftigt, die nötigen Res 
formen einzuführen; er fei bereit, feine Perfon zu opfern, wenn eine Sühne 
gefordert werde, aber, wenn irgend jemand es an Pflichterfüllung habe 
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fehlen laſſen, fo fei dies nicht die Regierung. Er glaube, die große Mehr: 
heit des Landes werde weder das jeßige Kabinett, noch die früheren Ka— 
binette für die Ermordung des Königs verantwortlich machen. Es liege 
ein jchredliches Verhängnis vor, gegen das alle menschliche Vorausſicht 
ohnmädtig war. Der Minifterpräfident erinnert an die in Rom abge: 
haltene Konferenz gegen die Anarchiften, die feinerlei praftifches Ergebnis 
gezeitigt habe. Die Plage des Anarchismus habe nicht Italien allein be: 
troffen, jondern nehme allerorten überhand. Die Regierung habe einen 
Gejegentwurf zur Bekämpfung der anarchiftiichen Propaganda vorbereitet; 
fie gebe fich aber nicht der Täuſchung hin, als ob durch Maßnahmen ber 
Gejeßgebung der Anarchismus auszurotten wäre. Zu diefem Zwecke müßten 
vielmehr alle Kräfte dee Landes zujammenhelfen. — Die Snterpellanten 
erklären fich für micht befriedigt Sciacca della Scala beantragt ein 
Mibktrauensvotum. Minifterpräfident Saracco: Er fünne nicht zugeben, 
daß die Regierung für die Fehler von Beamten verantwortlic) gemacht 
werde, die fie gar nicht ernannt habe; er verlangt, da der Antrag Sciacca 
della Scalas bi3 zum Schluß der Beratung des Budget3 vertagt werde. — 
Der Antrag des Minifterpräfidenten wird in geheimer Abftimmung mit 
163 gegen 78 Stimmen angenommen. 


2. Dezember. (Kammer) Schabminijter Rubini legt das 
Budget vor. 


Er hebt hervor, dad Budget 1899/1900 jchließe mit einem Ueberſchuß 
bon über 5 Millionen Lire gegenüber dem Voranjchlage ab. Dieje Mehr: 
einnahme jei ausjchließlich auf die günftige Entwicklung der wirklichen Ein: 
nahmen zurüdzuführen, welche den Voranſchlag um etwa 32 Millionen Lire 
und die wirklichen Einnahmen des letzten Finanzjahres um 20 Millionen 
Lire überftiegen, das Rechnungsjahr 1900/1901 jchließe mit einem provi— 
jorifchen Defizit von etwa 19 Millionen für den Staatsſchatz ab. Diejes 
Defizit verringere fich indefjen auf 6 Millionen, wenn man die Koften für 
die Erpedition nach China abrechne, und es werde ficher zu einem guten 
Zeile durch den Mehrertrag der Einnahmen verringert werden, von welchem 
fih nad) den bisher erzielten Rejultaten hoffen ließe, daß er fich während 
des ganzen Rechnungsjahres erhalten werde. 

21. Dezember. Der Schagminijter Rubini tritt zurüd, weil 
die Hammer feinen Entwurf über die Reform der Geldzirkulation 
vertagt hat. 

28. Dezember. (Senat) Der Minijter des Auswärtigen, 
Visconti Venoſta, erwidert auf eine Anfrage über die chinefische 
Politik der Regierung: 

Man habe die Aufgabe, die Intereſſen Italiens und jeiner Staats— 
angehörigen wahrzunehmen und könne dies nicht Anderen überlafjen. Stalien 
habe ebenfalld Genugthuung für die Verlegung des Völkerrechts verlangen 
müffen und müfje auch wünſchen, daß China dem internationalen Handel 
geöffnet jei. Auf die Entſchließungen der Regierung hätten auch Erwägungen 
höherer Art eingewirkt. Seitdem in den allgemeinen Fragen ein Ein: 
vernehmen erzielt jei und mehr noch, ſeitdem ganz Europa bezüglich der 
großen humanitären Ziele einmütig vorgehe, dürfe Italien als jüngfte 
Großmacht nicht fehlen. Die Regierung wolle weder eine Abenteurer: Politif 
in China treiben, noch erjtrebe fie anderwärt3 eine Ausdehnung. In erfter 
Linie jei jede Occupation von Zändergebiet ausgejchloffen. Die Entwidlung 
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ber Dinge habe die Erflärungen, die feinerzeit im Senat abgegeben wurben, 
beftätigt. Seitdem die Gejandtichaften entjegt jeien, dürfe man fich nicht 
wundern, wenn zwijchen den Mächten vorübergehend fi” Meinungsver: 
ichiedenheiten gezeigt hätten. Dieje feien aber ftet3 beigelegt worden, da 
algemein der Wunjch nad Einigung vorgeherricht habe. Das hohe Streben 
nah) Solidarität habe niemal3 aufgehört, im Rate der Mächte vorzuherrichen. 
Diejem Solidaritätsgefühl fei Italien ftet3 treu gewejen. Die Verband: 
lungen jeien nicht leicht getwejen. Nach dem Entjah der Gejandtichaften 
hätten die Mächte eine Genugthuung für die Vergangenheit und Bürgjchaft 
für die Zukunft verlangen müſſen. Stalien ftimmte den Grundjäßen, die 
für die Ginigung unter den Mächten maßgebend waren, zu. Die Teilung 
Chinas in große Sphären, auch ſolche in handelspolitifcher Art, würde eine 
Maßnahme jein, zu der fi Italien nicht bereit finden lafjjen würde Im 
Gegenteil jei jene Politik eriprießlich, die die Häfen, wo die Beziehungen 
mit Europa am ftärkften entwicelt jeien, dem internationalen Handel öffnet. 
Diefe Friedensgrundlagen feien von den Stabinetten den Vertretern in Peking 
mitgeteilt worden, die fie zum Gegenftande einiger Ergänzungen machten, 
worüber fich die Mächte weiterhin einigen werben. 


VIII 
Die Römiſche Kurie. 


2. März. Der Papſt empfängt an feinem 90. Geburtstag 
die Kardinäle und andere Prälaten. Er erklärt in jeiner Anjprache 
die Kundgebungen zur Giordano Bruno- Feier für nicht römische, 
wenngleich fie auch in Rom jtattgefunden hätten und richtet an alle 
die Aufforderung, Gott zu bitten, daß er dem blutigen Kampfe in 
Südafrifa ein Ende mache. 

März. (Rom.) Der deutjche Reichstagsabgeordnete reis 
herr dv. Hertling unterhandelt mit der Kurie über die Errichtung 
einer katholiſch-theologiſchen Fakultät in Straßburg. (Vgl. ©. 79.) 

Auguft. Die Kurie und der Tod König Humberts. 

Die „Tribuna“ behauptet, der Papft habe die italienische Geiftlich: 
feit angewiejen, fih an den Zirauerfeierlichkeiten für den König zu be: 
teiligen. Gin Gebet, da3 die Königin Margherita verfaßt, wird dom Erz: 
biſchof von Gremona approbiert. Es wird vielfach angenommen, daß es 
im Ginverftändnis mit dem Papft geichehen fei und daß der Papft jelbft 
der Königin fondoliert habe. Dagegen jchreibt das „Wiener Vaterland“: 
1. Der Heilige Vater hat für König Humbert feine heilige Mejje appliziert. 
2. Der Heilige Vater hat weder den Kardinal Ferrari beauftragt, in 
feinem Namen zu fonbolieren, noch hat er ſelbſt ein Telegramm gejendet. 
3. Als der Heilige Vater vernahm, daß man davon fpreche, der König jei 
gar nicht erfommuniziert geweſen, äußerte er fich entrüftet und wies auf 
die Konjtitution Apost. Sedis hin. 4. Da der König nicht namentlich 
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exrfommuniziert war, jo konnte aud zwingenden Gründen — um größeres 
Nebel zu verhüten — ein kirchliches Begräbnis gejtattet werben, zu welchem 
Zwecke auch die italienische Regierung einen gewaltigen Drud ausgeübt 
hat. 5. Der Erzbiichof von Genua, der auf Veranlafjung der Regierung 
die Leichenfeier abhielt, erhielt auf feine Anfrage beim Generalvifar ziwer 
feine ablehnende, aber auch feine eigentlich zuftimmende Antwort: man 
widerſetzte fich eben der Sache nicht. 6. Das ſeltſame Gebet der Königin 
Margherita ift — Wie das „Baterland“ bereit3 Eonftatiert hat — ganz 
und gar nicht vom Heiligen Stuhle, jondern vom Biſchof von Eremona, 
einem Hausfreunde der föniglichen familie, approbiert, und ift in diejer 
Beziehung vielleicht noch nicht das letzte Wort gejprochen. 

infolge deſſen werben heftige Prefangriffe gegen den Vatikan ge: 
richtet, worauf der „Oſſervatore Romano” antwortet (18. Aaguft): „In 
Italien und noch mehr im Auslande haben viele betreff3 der kirchlichen 
Leichenfeier für König Humbert und hinfichtlich eines Gebete für jeine 
Seele Klage erhoben gegen die kirchlichen Behörden, ala hätten dieſe bie 
heiligften Gejege der Kirche mißachtet. Dazu fei bemerkt, daß bie Eirchliche 
Behörde die Leichenfeier für König Humbert geduldet hat, nicht nur, um 
gegen das abjcheuliche Verbrechen zu proteftieren, dad an ihm verübt worden 
war, jondern auch wegen der perjönlichen Verhältniffe des Verſtorbenen, 
der bejonders in der lebten Zeit jeines Leben? unzweifelhafte Zeichen 
religiöfen Gefühles gegeben hat und ſogar — Wie man jagt — darauf 
bedacht war, fich in diefem heiligen Jahre durch die heiligen Saframente 
mit Gott zu verjöhnen. Das vorausgejegt, darf man annehmen, daß er 
in ben letzten Augenbliden feines Leben? die unendlihe Barmherzigkeit 
Gottes angerufen hat, und daß er, wenn ihm Zeit geblieben wäre, nicht 
gezögert hätte, fich mit ihm zu verjöhnen. So ift ed num Geſetz der Kirche, 
wie dies auch mehreremale von der hl. Poenitentiaria ausgeſprochen twurbe, 
daß man in ähnlichen Fällen das kirchliche Begräbnis geftatten darf — 
auch wenn dasjelbe nicht ftatthaben ſollte —, wobei jedoch, je nad) ber 
Perjönlichkeit, der äußere Pomp vermindert werden muß. Wa3 jenes 
befannte (don der Königin Margherita verfaßte) Gebet anlangt, das ent: 
ftanden ift in einem Augenblide höchfter, bedauerlicher Seelenangft, fo ift 
es den Geſetzen der firchlichen Liturgie nicht angemefjen und ift niemals 
von der höchſten kirchlichen Autorität anerfannt worden.“ 

Mehrere Geiftliche tverden wegen ihres entgegentommenden Verhaltens 
beim Begräbni3 gemaßregelt. 


21. Auguft. Der Papft richtet an den Kardinalvifar einen 
Brief gegen die Ausbreitung des Protejtantismus in Rom. 
„Ex betont, daß die Propaganda gejeglich geftattet jei, und fett feine 
peinliche Sage gegenüber diefer Thatjache, der er nicht entgegentreten könne, 
augeinander. Die veränderte Ordnung der Dinge hat nad) der Hauptjtadt 
der fatholiihen Welt häretiſche Profjelytenmacher geführt und fremde 
Sekten, die bereit find, das Gift der Verleugnung des chriftlichen Glaubens 
auszuftreuen. Der Hauptziwed diejer Eindringlinge ift e8, das Banner der 
Uneinigfeit und der Rebellion gegen die Religion hier aufzupflanzen, in 
diejer erhabenen Stadt, welche allein ber ehrwürdige und unbeftrittene Sit 
des Statthalterd Chrifti jein müßte, in eine Refidenz, welche die Päpfte 
mit dem Opfer ihres Lebens erhalten haben. Unter der Herrichaft und 
dem Schube ber beftehenden Gejete ſei das Oberhaupt der Kirche einer 
fortwährenden Folter unterworfen; es werden daher die Gläubigen aufge: 
fordert, eifriger ala je für „die umerjeglichen Güter einzuftehen, welche die 
Kirche über Rom, Stalien und die ganze Welt verteilt hat, und mit aller 
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re mit Einigkeit und Hartnädigkeit dem Verderben Widerftand zu 
leiften“. 


Anfang Oktober. Im Vatikan werden faft 400000 Lire in 
Papieren gejtohlen. Anfang November findet ein zweiter Einbruch 
ftatt mit geringem Erfolge. 

Anfang Oktober. Der Papft empfängt mehrere Erzherzoginnen 
und Spricht fich peffimiftifch über die Zuftände in Öfterreich aus. 
Menſchenfurcht und Energielofigfeit hochgeftellter Perſonen Habe fie 
verjchuldet. 


1.November. Der Bapft richtet eine Encyklifa de Redemptore 
an die Bijchöfe. 


Der Papft fpricht feine Freude darüber aus, dab bie Katholiken 
aus der ganzen Welt anlählich des heiligen Jahres nach Rom pilgern, 
wa3 beweije, dab die Völker fich Chrifto wieder zuwenden. Er ermahnt 
jodann jedermann, zum Erlöfer zu kommen, welcher der Weg, die Wahr: 
heit und das Leben if. Wie Ehriftus, als er in die Welt fam, die menjd): 
liche Gejellichaft reformierte, jo werde diefe, indem fie fich jest von neuem 
wieder Ehrifto zumwende, verbefjert und gerettet werden, und indem fie bie 
Lehren Ehrifti und das göttliche Gejet befolge und die Auflehnungen gegen 
die beftehenden Gewalten und Streitigkeiten zwiſchen den Völkern meibe, 
handle fie derartig, daß alle fi) brübderlich untereinander lieben und in 
heiligem Frieden ihren Oberen gehorchen. Die Entfremdung von Gott 
führe zu vielen Verirrungen und auch gerade jetzt twieder jeien die Völker 
duch Befürchtungen und immerwährende Beängftigungen gedrüdt. Die 
Enchklika jchließt mit der Aufforderung an die Biſchöfe, alle Welt wiſſen 
zu laſſen, daß allein der Erlöjer und Heiland der Menjchheit Rettung und 
Frieden bringen könne. 


17. Dezember. Der Papſt hält eine Anjprache über den 
Konflikt mit der italienischen Regierung. 


Im Konſiſtorium jagt der Papft, ihn betrübten viele jchmerzliche 
Dinge, namentlich der Konflikt zwiſchen Italien und der Kirche, aus dem 
fich, wie er fürchte, noch ſchlimmeres ergeben werde, infolge des Erlaſſes 
feindfeliger Gejehe. Es ſei wahrhaft verhängnisvoll, daß die Gewalt den 
Pontifer feiner gerechten legitimen weltlichen Herrjchaft beraubt habe, die 
eng mit ber Freiheit feines Amtes verfnüpft fei, dad nun der Gewalt eines 
Anderen unterftellt und der Willkür von Anderen preisgegeben ſei. Dieſe 
Härte jei noch verſchärft worden, al3 man fürzlich die Herrſchaft über 
Rom in andere Hände übergehen jah, gerade ala wenn dies von Rechts 
wegen gejchehen und nicht die Frucht der Ungerechtigkeit jei. Er verlange, 
daß das Recht de3 Papfttums ungejchmälert und unangetaftet bleibe, und 
erkläre, diefes Recht fünne weder durch Verjährung, noch durch Wechfel in 
der Perfon des Regenten unterdrüdt oder beeinträchtigt werben. 


24. Dezember. Der Papſt jchließt das Heilige Jahr mit der 
Schließung des heiligen Thores der Petersfirche. — Am 27. De— 
zember wird das heilige Jahr für die Katholiken außerhalb Roms 
verlängert um 6 Monate. 


IX. 
Schweiz. 


18. Februar. (Bajel.) In einer Volksabſtimmung wird 
im Kanton Bajeljtadt ein Gejeg über die ftaatliche Arbeitslofen- 
Berficherung mit 5448 gegen 1919 Stimmen abgelehnt. Die Mehr: 
heit bejteht zum großen Teil aus Arbeitern. 

18. März. (Bern.) Der Bundestag beginnt feine Sibungen. 

29. März. (Bern.) Schiedsſpruch in der Delagoabaifrage. 
Vorgeſchichte. (Vgl. ©. 208, 195.) 

Da3 Urteil lautet: 1. Das Schiedögericht Tehnt alle auf eine Er: 
gänzung der Enquete abzielenden Anträge ab; e3 lehnt ebenfalls ab, das 
Urteil in der Hauptjache und das Urteil betreffend die Entjchädigung für 
Ländereien zu trennen. 2. Es bejchließt dagegen, ein definitived Urteil in 
der Hauptjache jofort zu erlaffen und den Parteien eine authentifche Aus: 
fertigung des Dispofitivs zuauftellen, welcher eine Ausfertigung des voll: 
ftändigen Urteils mit den thatjächlichen und rechtlichen Entjcheidungsgründen 
in kurzer Friſt folgen fol. Hierauf geftügt fällte das Gericht folgenden 
endgültigen Epruch: 1. Die Regierung von Portugal wird verurteilt, den 
Regierungen der Vereinigten Staaten und von Großbritannien zufammen 
über die bereit3 im Jahre 1890 a conto geleifteten 28000 Pfund Sterling 
hinaus zu bezahlen die Summe von 15314000 Franken Schweizerwährung, 
zuzüglich der einfach berechneten Zinjfen von 5 dv. H. diefer Summe vom 
25. Juni 1889 bis zum Zahlungstag; 2. diefe Summe joll nad) Abzug 
der auf die klagenden Parteien entfallenden Prozeßkoſten und zuzüglich des 
von den im Jahre 1890 bezahlten 283000 Pfund Sterling noch vorhandenen 
Reftes verwendet werden zur Befriedigung der Obligationsgläubiger ber 
Delagoabai:Kompagnie, eventuell auch anderer Gläubiger derjelben nad 
der Rangfolge ihrer Forderungen. Die klagenden Parteien haben zu diejem 
Zwede einen Berteilungsplan aufzuftellen. Die Regierung von Portugal 
hat der Regierung der Vereinigten Staaten denjenigen Betrag auszuzahlen, 
der nad Maßgabe des PVerteilungsplanes der von ihr vertretenen Frau 
Macmurdo ala Obligationsgläubigerin erften und zweiten Ranges zufommt. 
Den Reit hat die Regierung an Großbritannien zu Händen aller übrigen 
Berechtigten audzuzahlen; 3. die im lebten Abſatz des Artikels 4 des 
Schiedsvertraged vorgejehene jechömonatlihe Zahlungsfrift läuft vom 
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heutigen Tage; 4. bezüglich der Koften: Die Koften ber Parteien werben 
wettgeichlagen. Die Gerichtsfoften nach dem gemäß Artikel 5 des Schieds— 
gerichtövertrages aufzuftellenden Berzeichniffe find von den Parteien zu 
gleichen Zeilen, d. h. von jeder ift ein Drittel zu tragen; 5. die Anträge 
der Parteien werben, ſoweit fie mit obigem Dispofitiv nicht übereinftimmen, 
abgewieſen; 6. eine authentijche Ausfertigung vorftehenden Urteils ift jeder 
Partei durch VBermittelung des Schweizer Bundesrates zuzuftellen. Alſo 
beichlojjen und ausgefertigt in der Sigung des Schiedsgerichts zu Bern 
am 29. März 1900. 

Der Streitfall hat olgende Geſchichte: 

„Im Jahre 1883 erteilte Portugal einem Amerikaner, Namens 
Macmurdo, das Recht, eine Eifenbahn von Laurenzo Marquez (an der Delagoa: 
Bucht) nach der Transvaalgrenze zu bauen. Macmurdo fonnte das erforder 
liche Kapital nicht in Amerika bejchaffen, in England gelang es ihm aber, 
eine Aftiengejellichaft zu bilden, bie unter dem Namen Delagoa: Eijenbahn: 
Gejellichaft den Bau betrieb und ihn im Jahre 1857 bis zu dem verein- 
barten Punkte an der Transvaalgrenze vollendete. Die portugieſiſche Re— 
gierung verlangte dann aber im Einvernehmen mit dem Präſidenten Krüger, 
daß die britiſche Geſellſchaft die Strecke binnen acht Monaten nach einem 
anderen Punkt (Komati Poort) weiter bauen ſollte. Da dies nicht in der 
geſtellten Friſt geſchehen war, verfügte die portugieſiſche Regierung am 
26. Juni 1889 die Beſchlagnahme der ganzen Bahn. Die britiſche Aktien— 
eher erhob darauf eine Entichädigungsflage durch Vermittelung ber 

ritiſchen ia Wein die Vereinigten Staaten vertraten eine ähnliche Tor: 
derung im Namen der Erben des mittlerweile verftorbenen Macmurdo. 
Die britifche Forderung beanjpruchte 1750000 Lftrl. — nämlich 1 Million 
Lſtrl. — den Wert der Anteiljcheine und 750000 Xitrl. für Hypotheken. 
Die amerikanischen Anjprüche follen diefe Summe noch überftiegen haben, 
wurden aber nicht Öffentlich befannt gegeben. Die portugiefifche Regierung 
geitand ihre Haftbarfeit, betritt aber die Höhe der geforderten Beträge. 
Schließlich einigten fich die drei Mächte, den Streitfall, nämlich die Höhe 
der zu gewährenden Entjchädigung, einem Schweizer Schiedägericht zur 
Entjcheidung anzutragen. Die Schweiz übernahm die Aufgabe und er: 
nannte das Schiedsgericht im Jahre 1890. Zwei Jahre wurden mit der 
„Beltaltung de3 Verfahren?“ vergeudet, die Beweisaufnahme dauerte big 
1896. Nach reiflicher Ueberlegung beichloß das Schiedsgericht jodann, die 
Anficht mehrerer Sachverftändiger einzuholen. Nach monatlichem Hin: und 
Herraten bejchloffen die Eachverftändigen, einen anderen Sadverjtändigen 

nad) Ort und Stelle zu jenden. Als der Ort: und Stelle-Sadverftändige 
aurlichtehrte, warfen die heimatlichen Sachverftändigen fich ind Zeug und 
brachten es fertig, den Bericht ihres Kollegen binnen Jahresfriſt dem 
Schiedögericht vorzulegen. Während das Letztere aber über die Entſcheidung 
nachdachte, beauftragte Portugal einen Sachverftändigen, das Sachverſtändnis 
der jchweizeriichen Sachverftändigen anzufechten. Im Jahre 1898 einigten 
fich die drei ftreitenden Mächten endlich, von weiteren Argumenten abzufehen. 
Seitdem hat das Schweizer Tribunal mit „raftlojer Halt“ die Formulie— 
rung des Urteil betrieben. Im ganzen hat da3 Schiedögericht aljo zehn 
Jahre gebraucht, um eine Berechnung ded Schadenerſatzes vorzunehmen. 
Denn Portugal befannte, wie gejagt, von Haus aus, daß ein Erſatz berech— 
tigt ſei. („Tgl. Roſch.“) 

20. Mai. Eine allgemeine Volksabſtimmung verwirft mit 
340000 gegen 145000 Stimmen das Geſetz über obligatoriſche 
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2352 Ichweis. (November 4. Dezember.) — Belgien. (Januar Anf.) 


4. November. Zwei negative Volksabſtimmungen. 


Das Volkäbegehren um Einführung des proportionalen Wahliyftems 
für die Wahl bes Nationalrates wird mit 242004 gegen 163 548 Stimmen 
und mit 11%/s gegen 10%. Kantonsftimmen verworfen. Dad Volksbegehren 
um Ginführung dev Wahl de3 Bundesrates durch das Volt wird mit 
264 087 gegen 134167 Stimmen und mit 14 gegen 8 Kantonäftimmen ab: 
gelehnt. 


Dezember. Im Nationalrat wird ein Antrag eingebracht, 
auf die Einjeßung eines Schiedsgerichts zwijchen England und 
Trandvaal hinzuarbeiten. Der Bundesrat bejchließt einjtimmig, 
gegen diefen Antrag Stellung zu nehmen. 


X. 
Belgien. 


Anfang Januar. Berdffentlichungen der „ndependance 
Belge“ über Chamberlain und den Jameſon-Putſch 1895. (Bgl. 
©. 202.) 


Die „Indep. Belge“ veröffentlicht eine Anzahl Aktenftüde, die den 
hervorragenden Anteil des engliichen Kolonialminifter® J. Chamberlain an 
dem Raubzuge Jameſons gegen Trandvaal beweifen jollen. Die „Tägliche 
Rundſchau“ berichtet darüber: Es find im Ganzen 17 Briefe und De: 
pejchen, welche die „Independance Belge” von einem der am wenigften Schul: 
digen an dem Raubzuge Jameſons erhalten haben will. Die Reihe beginnt 
mit einem Briefwechjel zwiichen Mr. Fairfield, dem Chef der jübdafrifa: 
nifchen Abteilung des engliichen Solonialamtes, und Mr. Hatofäley, dem 
Anwalt der Chartered Company jowohl ald auch Privatadvofaten von 
Rhodee. Am 11. Februar 1896 benachrichtigt Fairfield Letzteren, daß bie 
Regierung einen Bericht über den Raubzug Jameſons vorbereite und rät 
ihm, mit Hilfe der Drucderei der Regierung bei ber Firma Eyre and 
Spottiawood vorher in den Bericht Einficht zu nehmen. Am 6. Mai ver: 
fichert Fairfield Hawksley, dab während der Unterfuchung, falls eine jolche 
nach den Gerichtöverhandlungen ftattfinden jollte, nicht3 gegen die Chartered 
Company unternommen werden würde. Diejer vertrauliche Antrag jei unter 
Anderem von den Lords Selborne und Mead geftellt worden. Ueberdies 
werde Chamberlain fich in feiner Nede über die vorteilhafte Entwidlung 
der Company für die Regierung in den Ländern, wie 3.8. Matabeleland 
auslaſſen. Chamberlain wünjche daher die Annahme der Erklärung durch 
die Company noch vor der Freitag: Debatte zu befigen. Ehamberlain nimmt 
der Gejellichaft nicht den FFreiheitäbrief, den fie gemigbraudht hat, fondern 
verlangt nur, daß Rhodes jeine Stellung als Direktor niederlegt. Am Tage 
darauf benachrichtigt FFairfield Hatmfäley, daß der dvoraufgegangene Brief 
und der Antrag Lord Selbornes null und nichtig jeien, falla die Chartered 
Company nicht die jofortige Demijfion Rhodes ausjpreche, die alsbald ver: 
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öffentlicht werben folle. Mit anderen Worten: Ghamberlain fönne bie 
Company nicht ander retten. Am 22. Juli erkundigt fich der Rechts: 
beiftand der Company bei FFairfield, ob es wahr jei, daß die Regierung 
eine Unterjuchungstommiffion aus Mitgliedern des Unterhaujes ernennen 
werde. Er erjucht um die allergrößte Vorficht bei der Wahl der Mitglieder 
im Intereſſe der Direktoren der Geſellſchaft und empfiehlt die Juftizräte 
Garjon und Cripps, ferner George Wyndham. Zugleich fragt Hawksley 
feinen VBertrauensmann, ob er mit ihm die Ausdrüde des an jene Par: 
lamentstommiffion zu richtenden Berichtes der Regierung burchiprechen 
fönnte. Cripps und Wyndham wurden in der That gewählt, Garjon nicht, 
weil er zu unabhängig ſchien. Am 27. Juli depejchierte Hawksley an 
Alfred Beit, er habe die Herren Bourfe, Wyndham und Fairfield gejprochen 
und thue fein Möglichites, um Wyndhams Ernennung zum Bertreter ber 
Chartered Company durchzufegen. Hawksley jucht unterm 2. April 1897 
auch Jackſon, den Präfidenten der iriſchen Regierungstruppe, zu bearbeiten. 
Ein Brief vom 17. Februar 1897 von Hawksley an Maguire, jenen Jr: 
länder, den Rhodes zu Lobengula fandte, um die von der Chartered Com: 
pany garantierte Grubenfonzeifion zu erhalten, für den ferner Rhodes 
10 000 Zftrl. an PBarnell zahlte, um die Wahl Maguires zum Parlaments— 
mitglied durchzufegen, enthüllt die Daten der Kabeltelegramme, die Kabel: 
adreſſe Gothical ın Kapftadt, überhaupt die ganze Sorgfalt, welche bie 
Mithelfer von Rhodes beim Jameſonſchen Raubzuge aufwendeten. Die hier 
erwähnten Depeichen gehören zu jenem Attenmaterial, welches die Regierung 
Transvaals auffing. Der Advofat don Rhodes gefteht in diejem Brief, 
baß eine gewiffe Zahl diejer Telegramme nach gemeinſamem Beichlufje ab: 
gefaßt waren, trogdem fie al3 Unterjchrift nur den Namen Harris trugen. 
Der Prozeß vor der Unterſuchungskommiſſion hat begonnen, und Hawksley 
jchreibt am 20. Februar an Lord Grey unter Anderem: Rhodes war aus: 
gezeichnet. Ich glaube, er wird fich aus der Affaire ziehen. Wir find 
zwar noch nicht au dem Walde, aber es ift Ausficht dafür vorhanden, 
daß man, ald im öffentlichen Intereſſe gelegen, die Nichteröffnung der 
während der erften Hälfte des Yahres 1895 gemwechjelten, die Einzelheiten 
der damaligen Verhandlungen enthaltenden KHabeltelegramme beichließen 
wird. Ich fürchte aber, daß man fie doch veröffentlichen wird; allerdings 
hat Chamberlain da3 dann. nur fich ſelbſt zuzujchreiben. Am 16. Februar 
telegraphiert Hawksley an Dr. Harris in Liverpool: Sie und ich würdigen 
Sim Jamejon befjer als jeder Andere. Wir jollten die Empfindlichkeit nicht 
vermehren, jondern bejchwichtigen. Wir wollen von alledem reden, wenn 
wir heute Nachmittag mit Jameſon und Rhodes beijammen find. Einen 
weiteren Beweis für die Intimität zwijichen den Angeklagten, den Sefre: 
tären be3 Kolonialamtes und den Kronanwälten bilden ZTelegramme Sa: 
meſons an Hawksley vom 27. März, worin e3 heißt, er habe eine Stunde 
mit „Johnny“ zugebradt. „Er wird jehr gut jein; Wyndham veriprad), 
ihm zur Seite zu bleiben, bis er gewonnenes Spiel hätte." Schließlich 
fei noch ein vertraulicher Brief der Schwägerin Chamberlains an Hawksley 
erwähnt. Dieje Dame jchreibt ohne Datum: Unſere Pflicht ift es, dem 
Bruder mit allen Kräften zu helfen. Er wird fich im Beginn des nächften 
Monats einſchiffen. Sch Stimme mit Ihnen darüber ein, daß mit Cham: 
berlain für den Augenblid garnichts oder doch nicht viel zu machen ift; 
ex weiß, wa3 uns und ihn jelbjt erwartet, und kann bis zur Ankunft von 
Rhodes darüber nachdenken. So lange Sie es Rhodes nicht möglich machen, 
fich de3 Doktors zu entledigen, wird er in Bezug auf ihn Loyal bleiben. 
Ich bin aber überzeugt, Rhodes hat bereit3 die Eventualität ind Auge ge: 
faßt, im gegebenen Augenblid den Doktor zu opfern. Sie allein können 
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Rhodes auf dem geraden Wege erhalten. Ich wünſche eine Unterredung 
mit Ihnen bezüglich der Zukunft des Doktors und, um zu hören, was Sie 
von meinem Plane halten. Ein allerlegter Brief von Sir M. W. Ridley, 
dem Minifter des Innern, an Lady Dudley beweift, wie jehr fich die Damen 
der höchſten Ariftofratie für die ohnehin gelinde genug Verurteilten in— 
tereffierten.” Der Minifter jagt, er würde niemald eine glüdlichere Weih: 
nacht verlebt haben, ala wenn er die verurteilten Offiziere hätte in freiheit 
jegen dürfen, fühle aber, daß er niemals die Zuftimmung feiner Kollegen 
erhalten haben twürde. Ferner geht aus den Enthüllungen hervor, daß in 
der ganzen Affaire auch zahlreiche Schriftſtücke gefäljcht wurden. Schließlich 
ift durch die Veröffentlihung erwiejen, daß Chamberlain mit Cecil Rhodes 
und Alfred Beit an einer Reihe ſchmutziger Finanzgejchäfte beteiligt war. 
Auch vor direkter Beſtechung der Richter und Vernichtung von Akten joll 
er fich nicht gejcheut haben. 

20. Januar. (Brüjfel.) Der Gejandte der Südafrifanijchen 
Republif, Dr. Leyds, macht bekannt, daß er feine VBollmachten 
babe, Freiwillige für das Heer der Südafrifanifchen Republik an= 
zuwerben. 

Anfang Februar. (Antwerpen.) Ausſtand der Metall— 
arbeiter. 

26. März. Der Heeresausſchuß der Kammer beſchließt auf 
Antrag des klerikalen Abg. Woeſte, die aktive Dienſtzeit von 28 Mo— 
naten auf 15 Monate herabzuſetzen. 

4. April. (Brüffel.) Auf den Prinzen von Wales, der 
Brüffel auf der Reife nach Kopenhagen berührt, wird ein erfolg- 
loſes Attentat verübt. Der Thäter ift ein Anarchiſt Sipibo. 


April. Angriffe auf den Kongoſtaat. 

E3 gehen Nachrichten durch die Preffe, wonach im Kongoftaat von 
Handeldagenten unmenjchliche Greuelthaten verübt worden find, um reich: 
liche Lieferungen von Gummi zu erzwingen. Zahlreiche Schwarze, nament: 
lich Frauen und Kinder, jeien gefreuzigt und verftümmelt worden. — Am 
24. April findet eine Debatte in der Kammer über dieje Anflagen ftatt; 
es wird von allen Seiten Prüfung der Vorwürfe verlangt. 


11. April. Schenkung des Königs an den Staat. In der 
Zweiten Kammer wird folgendes Schreiben vorgelegt: 


„Anläßlich Meines 65. Geburtötages Liegt e8 Mir am Herzen, dem 
Staate diejenigen meiner Befigungen zu übermweijen, die zur Annehmlichkeit 
und Schönheit der Dertlichkeiten, wo fie gelegen find, beitragen. Bon dem 
Wunſche bejeelt, diefe Güter ihrer Beftimmung, die Umgebung zu ver: 
jchönern, zu erhalten, habe Ich ftändig gewacht, daß fie durch Eeinerlei 
Bauten, die ihre Eigenart verändern könnten, verunftaltet würden. Es wäre 
bedanerlich, wenn nach Mir diefe ihre Beitimmung zum Schaden de3 Land: 
ichaftsbilde3 und der Gejundheit verjchiedener bevölferter Bezirke zunichte 
würde. In der Meberzeugung, daß e3 fich empfiehlt, daß diefe Güter dem 
Lande gehören, habe Ich bejchlofjen, fie Belgien darzubieten und bitte Sie, 
beiliegende Schenktungsurfunde den Kammern zu unterbreiten.” — Die 
Schentung umfaßt die Schlöffer Lacken, Tervueren, das Schloß in Oſtende, 
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ein Schloß in den Ardennen, die Farm in Ravenftein und die Jagdſchlöſſer 
im Wald von Soigines, 


17. April. (Brüffel.) Zehn Kaufleute werden wegen ber 
Kongogreuel unter Anklage wegen Mafjenmordes geftellt. 

29. April. (Brüfjel.) 60000 Arbeiter demonjtrieren für 
Einführung von Arbeiterpenfionen. 

1. Mai. Der Ministerrat bejchließt die Demiffion des 
Minifteriums falls die Kammer die vom Ausſchuß beantragte Ver— 
fürzung der Dienftzeit annimmt. 

9. Mai. Auflöfung der Kammern, 

20. Mai. (Gent) Bei den Übungen von Bürgergarden 
finden Schlägereien und Inſubordinationen ſtatt, weil ein Teil 
der Garde anſtatt des franzöſiſchen ein vlämiſches Kommando 
verlangt. 

27. Mai. Bei den Kammerwahlen erhalten die Kleri— 
kalen 85, die Sozialdemokraten 33, die Liberalen, Radikalen und 
riftlichen Demokraten zujammen 34 Sitze. Die Mehrheit der 
Klerikalen betrug bisher 72, jet 18. 

3. Juni. (Senat) In den Wahlen der Provinzialräte 
zum Senat werden 15 fatholifche und 11 fozialdemofratifche und 
liberale Senatoren gewählt. Der Senat bejteht jet aus 58 Kleri— 
falen und 44 Liberalen und Sozialdemokraten. 

8. Juni. (Brüffel.) Eine internationale Kommiſſion bes 
ſchließt Maßregeln, um die Einfuhr von Spirituofen nach Afrika 
einzufchränfen. 

2. Juli. (Brüffel.) Deutjchland und der Kongoſtaat be= 
ichließen eine gemeinfame VBermeffungserpedition nach dem Kiwu-See. 

5. Zuli. (Brüjjel.) Der des Attentates auf den Prinzen 
von Wales angellagte Sipido wird freigefprochen wegen Unzurech- 
nungsfähigkeit. — Er ſoll in eine Erziehungsanjtalt überführt 
‚werden, entflieht aber vorher nach Frankreich. 

Anfang Auguft. (Charleroi.) Ausftand der Glaßarbeiter. 
Sie verlangen die Entlaffung der ihrem Syndikat nicht angehörigen 
Urbeiter. 

Anfang Auguft. Auf die Bejchwerde der englifchen Regie- 
rung wegen der Flucht Sipidos erwidert die belgijche Regierung: 


Das belgische Geſetz beftimme, daß einem jungen Menjchen, über 
welchen der Regierung das Verfügungsrecht durch gerichtliches Urteil zu: 
geiprochen wird und welcher feinen geieglichen Wohnfig in Belgien hat, 
eine Frift von drei Tagen zur Einlegung ber Nichtigkeitsbeſchwerde zu 
Gebote ſteht. Da Sipibo bei jeinen Gliern wohnte, jo hatte er einen „ge 
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jeglichen Wohnfig‘ und konnte daher erft nach Ablauf von drei Tagen 
verhaftet werden. Dieje Friſt benutzte er, um fich in Sicherheit zu bringen. 
Die Regierung drüdt ihr Bedauern über diefen Zwiſchenfall aus, für 
welchen fie aber nicht verantwortlich gemacht werden könne. 


Auguft. Die Regierung bildet ein Freiwilligenforpg, um es 
nah China zu jenden. Ende Auguft wird es wieder aufgelöjt und 
die Erpedition aufgegeben. Der Verzicht wird vielfah auf ein 
Verlangen der Großmächte, bejonders Deutjchlands und Englands, 
zurüdgeführt. 

2. Oktober. (Gent) Anläßlich der Hochzeit des Thron 
folger® (©. 127) verfuchen Sozialdemokraten die von Militär- 
mufifern veranjtalteten Feiern zu ftören und werden durch das 
Militär zerftreut. 

8. Oftober. (Brüffel.) Der Einzug des Thronfolgerpaares 
wird lebhaft gefeiert. Die Sozialdemokraten verzichten angefichts 
der Stimmung der Bürgerjchaft auf eine Gegenfundgebung. Die 
jozialdemofratifchen Führer werden deshalb heftig angegriffen. 

27. Oktober. Frankreich liefert den Attentäter Sipido an 
Belgien aus. | 

Mitte Dezember. Antwerpen.) Ausftand der Hafen- 
arbeiter wegen Lohnjtreitigfeiten. 


XI. 
Niederlande, 


10. März. Die Zweite Kammer genehmigt gegen bie 
Stimmen der Ultramontanen den Teil des Schulgeſetzes, der den 
Volksſchulbeſuch für obligatorifch erklärt. 

März. Interventionsfrage im füdafrifanifchen Kriege. 

Es wird befannt, daß Präfident Krüger fi mit der Bitte um Sn: 
tervdention an die Großmächte, und zwar durch die Konſuln der in Pretoria 
diplomatijc, vertretenen auswärtigen Regierungen, ſowie an bie belgische, 
die holländijche und die fchweizeriiche Regierung gewendet hat. — Die 
niederländijche Regierung antwortet, nach der formellen Erklärung der eng: 
lijchen Regierung, aus der die Unmöglichkeit einer Intervention hervor: 
gehe, bedaure fie, dem Wunſch nicht entjprechen zu können, jedoch ſei fie 
nach wie vor bereit, jeden auf die MWiederherjtellung des Friedens gerich: 
teten Schritt zu unterftüßen. (22. März. Vgl. ©. 258, 163.) 

3. April. Die Zweite Kammer genehmigt mit 65 gegen 
20 Stimmen die Konvention über das internationale Schiedsgericht 
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(vgl. 1899). Die Oppofition bezeichnet die Konvention als nach- 
teilig für Transvaal. 

15. April. (Haag.) Ankunft einer außerordentlichen Buren- 
gejandtjchaft unter Führung des Staatsrats Fiſcher. 

22. Mai. Die Zweite Kammer genehmigt einen Kredit 
von 1’. Millionen Gulden zur Einführung eines 6’. Millimeter- 
gewehres. | 
2. Juni. Die Erfte Kammer verwirft einen von der 
Zweiten Kammer bejchlofjenen Gejegentwurf über die Arbeiter- 
verficherung, weil fie die Heranziehung der Arbeitgeber zu den 
Verſicherungskoſten nicht billigt. 

Anfang Juli. (Rotterdam) Ein Ausftand der Hafen- 
arbeiter, der zum Zeil durch das Scheitern des Verficherungsgejeßes 
hervorgerufen ijt, fügt dem Handel großen Schaden zu. Zum 
Schuße der von außen hergeführten Arbeiter läßt die Regierung 
den Hafen militärijch bejeßen. 

12. Juli. Die Erjte Kammer genehmigt das Volksſchul— 
geje mit dem Schulzwang. 

4. September. (Haag.) Die Mächte legen die Ratififationg= 
urkunden der auf der Friedenskonferenz unterzeichneten Verträge 
und Deflarationen nieder. Die Arbeiten der Konferenz find damit 
abgejchlofjen. (Vgl. 1899.) 

20. September. (Erjte Kammer.) Der Minijter des Aus— 
wärtigen erklärt, die holländifche Regierung habe dem Präfidenten 
Krüger für jeine Reife nach Europa ein Kriegsſchiff zur Verfügung 
gejtellt. — Die Nachricht wird in der Preſſe mit Genugthuung 
aufgenommen, in England wird fie jcharf Fritifiert. 

15. Oktober. Die Regierung legt den Kammern den Etat vor. 

1 Die gewöhnlichen Einnahmen find auf 132,403,755 fl., die übrigen 
Einnahmen auf 17,068,425 fl., im ganzen auf 149,472,180 fl. veranjchlagt, 
denen an Ausgaben 154,755,492 fl. gegenüberftehen, jo daß fich ein Fehl: 
betrag von 5,283,312 fl. ergeben würde. Bon dieſem Fehlbetrag müfjen 
jedoch die für Eijenbahnen und für die Verlegung der Maadmündung in 
dem bevorftehenden Etatsjahr wieder veranfchlagten Ausgaben in Höhe von 
3,357,860 fl. in Abzug gebracht werden, jo dab fich der Tyehlbetrag in 
Wirklichkeit nur auf 1,925,452 fl. beläuft. Die Summe joll vermutlid) 
durch Erjparnifje an den Ausgaben gededt werden können. Die Rechnungs: 
abichlüffe der Vorjahre haben ſich durch eine Erhöhung der Einnahmen 
gegen den Anjchlag günftiger geftaltet. Auch im Rechnungsjahre 1900 läßt 
fi) eine Vermehrung der Einnahmen erwarten, troßdem die beträchtliche 
Mehrausgabe von fl. 3,602,434.69, darunter ca. 1! Millionen für Be: 
ihaffung von Gewehren, zu verzeichnen ift. Die Einkünfte an Stempel: 
und Erbſchaftsſteuer, jowie an Einregiftrierungs: und Hhpothefgebühren 
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haben im Jahre 1899 beinahe 31/4 Millionen Gulden mehr betragen ala 
im Sahre 1898, und die Einnahmen aus diejen Steuern find in den erften 
acht Monaten de3 laufenden Jahres, gegen diejelbe Zeitdauer be3 Jahres 
1899, um 1,700,000 fl. höher gewejen. 


16. Oftober. Die Königin Wilhelmina verlobt fi) mit dem 
Herzog Heinrich von Medlenburg- Schwerin. Die Verlobung wird 
durch folgenden Erlaß befannt gemacht: 


An Mein Bolt! Es ift Mir ein Bedürfnis, dem niederländijchen 
Volke, von deſſen inniger Teilnahme an Meinem und Meines Haufes Glüd 
Ich fo tief überzeugt bin, perjönlic” von Meiner Berlobung mit Seiner 
Hoheit dem Herzog Heinrih von Medlenburg Schwerin Mitteilung zu 
machen. Möge dieſes Ereignis unter Gottes Segen dem Wohljein Unſeres 
Landes und feiner Befigungen und Kolonien im Often und Weiten förderlich 
fein! Wir befehlen, daß dieſe Verfündigung in dad „Staat3blatt“ auf: 
genommen und an den Stellen, tvo dies gebräuchlich ift, angejchlagen werde. 

Gegeben auf dem Loo, heute am 16. Dftober 1900. 

MWilhelmina. 


26. Dftober. (Haag.) Die Regierung teilt den Kammern 
drei geheime und vertrauliche Depejchen mit, welche der Minijter 
des Auswärtigen im Jahre 1899 durch Vermittlung des holländi— 
jchen Generalfonjulg an den Präfidenten Krüger gejfandt hat. 


Sn ber eriten, vom 13. Mai 1899, teilt der Minifter dem Präſi— 
denten mit, daß Nachrichten aus verfchiedenen Hauptftädten ihn glauben 
lafien, daß eine gewaltjame Löſung in Afrika zu befürchten jei. Als treuer 
Freund rate er Krüger, in dem wahrhaften Intereſſe der Republik fich jo 
verjöhnlich und maßvoll ald möglich zu zeigen, und fügt hinzu, er wiſſe 
aus ficherer Quelle, daß die deutjche Regierung diefe Meinung durchaus 
teile. Krüger antwortete, daß er ftet3 verjöhnlich geweſen jei und den Krieg 
nicht wünſche, daß er aber die Unabhängigfeit der Republik nicht Hinopfern 
fönne. Er könne jehr wohl da3 Wahlrecht einräumen, aber er fönne nicht 
dulden, daß die Engländer Unterthanen der Königin von England blieben 
und nichtsdeftoweniger das Wahlrecht in der Republik erhielten. In der 
zweiten Depejche vom 4. Auguft 1899 riet der nieberländiiche Minifter des 
Aeußern dem Präfidenten im Intereſſe jeines Landes, den englijchen Vor: 
ſchlag bezüglich einer internationalen Kommiffion nicht rundiveg abzulehnen. 
Krüger antwortete, es handle ſich nicht um eine internationale, fondern um 
eine engliich-transvaaliiche Kommijfion. Er werde England um nähere 
Mitteilungen über die Bedeutung des Vorjchlages erjuchen und denjelben 
nicht endgültig zurückweiſen. Schließlich ftellte der niederländifche Minifter 
in einer dritten Depejche vom 15. Auguft 1899 feft, daß die deutſche Re: 
gierung vollkommen die Meinung teile, den englifchen Vorſchlag nicht zurück— 
zuweijen und bemerfte dazu, die deutjche Regierung ſei gleich ihm über: 
zeugt, daß jeder Schritt bei einer der Großmächte in dieſem jehr Eritifchen 
Augenblid ohne jedes Ergebnis und für die Republic ſehr gefährlich fein 
mwürbe. Präfident Krüger antwortete darauf, der englifche Vorſchlag würde 
die ganz direkte Einmiſchung der Engländer in innere Angelegenheiten ber 
Republik zur folge haben. Krüger erklärte noch, dab er nicht die Abficht 
habe, an eine Großmacht zu appellieren. 


5. Dezember. Präfident Krüger trifft in Amfterdam ein und 
wird begeijtert empfangen. 
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6. Dezember. (Haag.) Beide Kammern fprechen dem Prä— 
fidenten Krüger ihre Sympathie aus. 

Anfang Dezember. Die portugiefifche Regierung entzieht dem 
niederländiichen Konſul de Pott in Lourengo Marques das Ere- 
quatur. Die beiderjeitigen Gejandten in Liffabon und dem Haag 


werden beurlaubt. 

8. Dezember. (Haag.) Die Königin Wilhelmina empfängt 
den Präfidenten Krüger. 

11. Dezember. (Zweite Kammer.) Debatte über das Ver- 
hältnis zu Portugal. 

Abg. Graf Bylandt beipricht die Nachricht, daß dem nieberlän: 
biichen Generalkonjul Pott in Lourengo Marques dad Erequatur entzogen 
wurde nnd dab hierauf der niederländifche Geſandte in Liffabon und der 
portugiefiiche Gejandte im Haag abberufen wurden. Er wünſche zu wiſſen, 
ob die Unterhandlungen zur Behebung der Schwierigkeiten eingeleitet jeien 
und ob der Minifter Aufklärung über die Lage geben und entjprechende 
Mitteilungen machen könne. Der Minifter des Aeußern ſprach zunädjft 
jeinen Dank darüber aus, daß ihm Gelegenheit gegeben würde, Mitteilungen 
über den Sachverhalt de3 internationalen Mikverftändnifjes zu geben, das 
zu übertriebenen Gerüchten VBeranlafjung gebe. Er wolle fi) darauf be: 
Ichränfen, die Thatjachen feftzuftellen: Am 17. November teilte der nieder: 
ländifche Gejandte in Liſſabon mit, daß die portugiefiiche Regierung, die 
Pott bereit da3 Greguatur als Konjul Transvaald entzogen habe, ihm 
auch das Erequatur als niederländifcher Konjul entziehen wolle. Die por: 
tugiefiiche Regierung wünjche zuvor zu wiſſen, ob die niederländiſche Res 
gierung Pott in den Ruheftand verjegen oder ihn abberufen wolle, um jo 
eine Entziehung de3 Grequatur zu verhindern. Der Beichluß der portu— 
giefiihen Regierung war begründet mit der Verurteilung Potts wegen Ein: 
fuhr von Waren in feindliches Gebiet. Er, der Minifter, habe niemals 
eine amtliche Benachrichtigung über diefe Sache erhalten. Deshalb wünjchte 
er die weitgehendjte Unterfuchung. Eine Abberufung Pott? ſei gar nicht 
in Frage gefommen. Er habe den biplomatifchen Vertreter in Liſſabon 
angewiejen, von Pott zur Aufklärung der Angelegenheit telegraphiiche In: 
formationen einzuholen. SKonjul Pott habe um Urlaub nad) Europa ge: 
beten, der auch bewilligt worden fei. Er habe der portugiefiichen Regierung 
darauf vorgeichlagen, die Angelegenheit während Pott3 Urlaub zu unter: 
ſuchen und der niederländiichen Regierung für die Entjcheidung, ob ber 
Konjul abberufen werden müjje, drei Monate Friſt zu gewähren. Aus ben 
Mitteilungen des niederländiichen Gejandten in Liffabon habe der Minifter 
geſchloſſen, Portugal billige diejes Arrangement. Inzwiſchen aber habe er 
erfahren, dat Portugal auf möglichjt baldige Zurüdziehung des Erequaturs 
beftand. Es wifje nicht, ob diefe Haltung durch ein Mißverſtändnis oder 
durch neuerliche Beichwerden über Pott verurjacht worden jei. Der Ge: 
fandte in Liffabon jei benachrichtigt worden, daß die Zurüdziehung des 
Erequaturd in diefem Augenblide jehr jchlecht zu den jehr freundichaftlichen 
Beziehungen der Niederlande zu Portugal ftimmen würde Der Gejandte 
in Lifjabon wurde zur Berichterftattung nach dem Haag berufen. Pott 
fönne nad) Verlauf eines Monat —— 
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XII. 
Danemarf. 


Januar. (Folkething.) Die oppofitionelle Mehrheit jucht 
dag Minifterium zu ftürzen, weil e8 im Jahre 1898 eigenmächtig 
500000 Kronen zu militärifchen Zweden ausgegeben hat. Die 
Mehrheit jet deshalb dag Militärbudget herab. 

März. Ein Schiedsgericht für Streitigkeiten zwifchen Arbeitern 
und Arbeitgebern tritt in Kraft. 

Die Mitglieder beftehen zum Zeil aus Vertrauensmännern ber Ar: 
beiterfchaft, zum Zeil aus Mitgliedern des Dänifchen Arbeitgeber: und 
Meiftervereins. Die juriftiiche Stellung bes neuen Schiedögericht3 wird 
durch ein Spezialgejeß geregelt, laut welchem jede Zeugenausjage vor dem 
Arbeiterfchiedsgericht die gleiche prozefjuale Bedeutung beſitzt wie die Ver: 
nehmungen vor den Schranken aller anderen Gerichte. Dies gilt nament: 
lich auc für die ftrafrechtliche Verantwortung, die fi) aus den Zeugen: 
vernehmungen nach der einen oder anderen Richtung ergeben könnte. Die 
Aurisdiktion des Arbeiterjchiedagerichtd umfaßt die Bezirke Kopenhagen und 
Fredriksborg; an ben übrigen Orten des Landes hat fich die flageführende 
Partei zunächſt an die gewöhnlichen Gerichte zu wenden, worauf leßtere 
nah Kopenhagen Bericht erjtatten, wozu unter anderem auch die Reka— 
pitulation der Zeugenausjagen gehört. Das Kopenhagener Schied3gericht 
fällt hierauf das Urteil, gegen welches den Parteien ein Reviſionsgeſuch 
an das Hof: und Stadtgericht freifteht. 

25. April. Die Kammern genehmigen eine Vorlage zur Ein- 
richtung einer Dampferfährverbindung zwijchen Gjedjer und Warnes 
münde. 

27. April. Miniſterwechſel. 


Der KHönig genehmigt die Demijfion de3 Minifteriumd Hörring 
und ernennt ein neues Minifterium der Rechten, welches folgendermaßen 
gebildet ift: Vorfiß und Aeußeres Landsthings:Vizepräfident H.v. Sehefted; 
Juſtiz Prof. Goos; Öffentliche Arbeiten Baron Juel Ryſſenſteen; Aderbau 
Direktor Friis; Finanzen Prof. Scharling; Marine Kommandant Midbdel- 
bon; Kultus Probft Bjerre. Die bisherigen Minifter des Krieges und des 
Innern Schnack und Bramjen bleiben im Amte. 


April. Es gehen Nachrichten durch die Preffe, daß die Ver- 
einigten Staaten über den Ankauf der wejtindijchen Beſitzungen 
Dänemarks unterhandelt haben, von der Regierung aber abgewiejen 
worden find. 

5. Oktober. Über eine dänifche Nordpolerpedition wird fol 
gende Nachricht verbreitet: 


Preinierleutnant Amdrup hißte bei Unalik auf 67 Grad 15 Minuten 
nördlicher Breite die dänijche Flagge und nahm im Namen bes Königs 
von Dänemark das Gebiet von Augmagjalit bi3 zum Storesby:Sund in 
Beſitz. Dem Gebiet wurde der Name „Ehriftian IX-Land“ beigelegt. 
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12. Oktober. (Folkething.) Minifterpräfident Sehefted 
erklärt über da3 Programm der Regierung: 


Die Regierung betrachte eine friedliche und fachliche Verhandlung 
mit dem Reichötag als ihre Aufgabe und beabfichtige nicht, dad Recht, an 
ber Geſetzgebung fich zu beteiligen, zu jchmälern. Die Steuerreformen be: 
bürfen einer jchnellen Löſung. Die Regierung würde ihre Entwürfe für 
die Steuerreform baldigft einbringen. Auf eine Anfrage betr. Verband: 
lungen wegen des Verkaufs der däniſch-weſtindiſchen Inſeln an Amerika 
erklärte der Minifterpräfident, alle jeien darüber einig, daß die biäherigen 
Zuftände in MWeftindien unhaltbar jeien. Beränderungen müßten vor: 
genommen werden. Er hoffe, anderswo Gelegenheit zu finden, über die 
a. in diefer Hinficht gemachten Verſuche die nötigen Erklärungen ab: 
zugeben. 


XII. 
Schweden und Norwegen. 


18. Januar. (Stodholm.) Eröffnung des Reichstags. Die 
Thronrede betont die Notwendigkeit, troß der Haager Friedens— 
fonferenz die Verteidigung zu Lande und zu Waller zu verjtärken. 

Yanuar. (Norwegen) Dem Storthing wird ein Gefeß- 
entwurf über allgemeine Invaliditätsverficherung vorgelegt. 


i Die Verficherung ſoll für das gejamte norwegische Volk obligatorifc 
jein. Alle männlichen wie weiblichen Berfonen find vom vollendeten 16. Lebens— 
jahre an zur Beitragdzahlung verpflichtet. E3 werden 7 Einkommenklaſſen 
vorgejchlagen. In der niedrigften KHlafie mit Einfommen bis zu 300 Kronen 
beträgt der jährliche Beitrag 3,12 Kronen; in ber höchſten, mit Einkommen 
von 3000 Kronen und mehr, 66 Kronen. Die Penfion beträgt für die 
niedrigfte Einkommenklaſſe 150, für die höchite 600 Kronen. Die Beiträge 
find jo berechnet, daß die höheren Klaſſen im Berhältnis etwas mehr zahlen, 
um ben niedrigeren die Zahlung zu erleichtern. Die Penfionsberechtigung 
tritt unabhängig vom Alter ein, wenn der Verficherte invalide wird, d. h. 
nicht mehr im Stande ift, 40 v. 9. feiner gewöhnlichen Jahreseinnahme 
zu verdienen. Auch bei vorübergehender Ynvalidität, jofern diefelbe Länger 
als ein halbes Jahr andauert, tritt Penfionsberechtigung ein. Im erjten 
Fahre nad) Inkrafttreten des Gejeßes werden feine Penfionen ausgezahlt, 
jondern die auf etwa 9 Millionen Kronen berechneten Prämien werden zu 
einem Fonda gefammelt. Dom zweiten Jahre an beginnt die Penfions: 
zahlung, zu welcher anfangs etwa eine Million Kronen und in jedem Jahre 
eine Million mehr erforderlich ift, bi nad) 10 Jahren da3 Marimum mil 
91, Millionen erreicht ift. Bis dahin joll der Fonds durch Zujchreibung 
der Zinjen und Eriparungen jo ftark jein, daß aus den Zinfen die nicht 
durch Beiträge gededten Penfionen gezahlt werden fönnen. Ueberſchüſſe 
jollen den Berficherten in Form erhöhter Penfionen oder verminderter Bei: 
träge zu Gute fommen, oder es jollen jolche zur Beftreitung der Verpflegung 
von Kranken, beijpiel3weije in Schwindjuchtsfanatorien, verwandt werben. 
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19. April. (Schweden.) Der Reichdtag bewilligt in gemein= 
jamer Abftimmung beider Häufer drei Millionen für Munition 
und Handfeuerwaffen, 12 Millionen für neue Feldgeſchütze, 320 000 
Kronen für freiwillige Schüßenvereine und jtimmt der Erhöhung 
der Ausgaben für Marineneubauten im Jahre 1901 auf 1725000 
Kronen zu. 

Anfang Mai. Der „Daily Erpreß” teilt mit, daß König 
Oskar von Schweden, der fich in England aufhält, ſich abfällig 
über die Buren geäußert habe. — Der jchwediiche Minijter des 
Auswärtigen, d. Lagerheim, läßt deshalb erklären, der König habe 
lediglich al3 Privatperfon gejprochen. 

Ende Mai. Juni. Unionskonflikt zwijchen Schweden und 
Norwegen. 

Am 28. Mai verweigert der Kronprinz, der in Vertretung des Königs 
die Gefchäfte führt, dem norwegiſchen Geſetze über die Konjulatsabgaben 
die Sahftion. Das il beftimmt, dab die Konjulateabgaben, die von 
den norwegiichen Schiffen bisher an die gemeinjamen Konjuln gezahlt wurden, 
wegfallen und von den Rhedereien im Form einer Abgabe an ben Staat 
bezahlt werben jollen. Der Kronprinz betont, die faſt einftimmigen Aeuße: 
rungen der Schiffsrheder gegen das Geſetz, ala ein für die Schiffahrt nad): 
teilige3, feien don größter und entjcheidender Bedeutung. Ferner würde 
das Geje mwejentliche Veränderungen der Beftimmungen über dag gemein: 
jame Konjulatswejen verurjachen, über die man vor der Vorlegung des 
Geſetzes zur Sanktionierung eine Uebereinkunft mit den Rhedern hätte treffen 
follen. — Das norwegische Minifterium will deshalb demiffionieren, läßt 
ſich aber durch einen Storthingsbeichluß beivegen im Amte zu bleiben und 
die Verweigerung der Sanftion nicht gegenzuzeichnen. 

9. September. (Drontheim.) Der Herzog der Abruzzen 
fehrt von jeiner Nordlandgreije zurüd. 

12. September. (Schweden.) Der Minifterpräfident Boftröm 
tritt zurüd und wird durch den Admiral Frhr. v. Otter erjeßt. 

September, (Norwegen.) Das Kriegsminiſterium gibt 
Vorjchriften über die Behandlung bezw. Einjtellung jolcher Wehr 
pflichtigen, die aus religiöfen und EZonfejfionellen Gründen den 
frieggmäßigen Gebrauch der Waffen verweigern. 

Der Minifter unterjcheidet zunächſt zwiſchen ſolchen Wehrpflichtigen, 
welche da3 jog. Religionshindernis geltend machen aus dem einfachen Be— 
weggrunde, um fich den Erjchwernijjen einer längeren Dienftübung unter 
ber Waffe in bequemer Art zu entziehen. Gegen derlei unluftige und oppo: 
fitionell angelegte Elemente ordnet der Kriegaminifter die jcharfe Anwen: 
dung aller militärischen Disziplinarmittel an. Anders liege jedoch, jo er: 
klärt das citierte Rundjchreiben, der all, wenn durch amtliches Zertifikat 
von jeiten der mahgebenden Kirchenbehörbe dargethan wurde, daf der betr. 
Mehrpflichtige einer Glaubensgemeinjchaft angehört, deren Grundſätze den 
Maffengebraud im Kriege verbieten. Allerdings könne nicht die Rede davon 
fein, als ob jene religiöjen Grundjäße den Wehrpflichtigen ein formelles 
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Recht auf Befreiung vom MWaffendienft gewähren follten. Gegen eine ſolche 
Auffaffung müfje fich das Kriegsminifterium mit allem Nachdruck verwahren. 
Indeſſen wollte man aus Gründen der Zweckmäßigkeit, jowie behufs Ver— 
meidung überflüffiger Reibungen zwijchen Staat und den kirchlichen Sekten: 
gemeinjchaften darauf Rüdficht nehmen, daß die betr. Religionsangehörigen 
künftig nad) Maßgabe der verfügbaren Stellen als Garnijonshandiwerfer, 
Küchengehilfen und Aehnliches Verwendung finden. („Allg. Ztg.“) 

Anfang Dftober. Norwegen.) Schluß der Storthingswahlen. 

Die Rechte gewinnt zwei Site (37 ftatt 35), die Zmweibrittelmehrheit 
der Linken (77 Stimmen) bleibt aber beftehen. Die Wahlen find zum erften 
Male auf Grund des allgemeinen Stimmrecht3 erfolgt. 


17. Oktober. Der Kronprinz wird mit der Regentjchaft wegen 
Erkrankung des Königs betraut. 

24. Dftober. (Norwegen) Der Kronprinz eröffnet das 
Storthing. Der ältefte Sohn des Kronprinzen, Guftav Adolf, 
leiftet den Eid auf die Verfaſſung. 

3. November. (Norwegen) Die Minifter für Aderbau, 
Yinanzen und Landesverteidigung, Holft, Nyfom und Lonchen, 
treten zurüd und werden durch Konow, Stang und Aarſtad erſetzt. 

Mitte November. (Schweden.) Es wird eine Vorlage zur 
Erhöhung der Wehrfraft eingebracht. 

Die Vorlage beftimmt für die Dienftzeit der Wehrpflichtigen bei der 
Sinfanterie und der Feltungsartillerie 245 Tage Ausbildungszeit im erften, 
eine Uebungszeit von 35 Tagen im dritten, vierten und fünften Jahre, 
endlich eine jolche von 15 Tagen im neunten Jahre. Für die Kavallerie 
und Feldartillerie find 281 Tage Ausbildungzzeit, ſowie 42 tägige Uebungen 
im zweiten und vierten Jahre feitgefeßt. Die jährlichen Ausgaben der 
borausfichtlich in zwölf Jahren durchgeführten Vorlage werden auf 45,338,000 
Kronen veranichlagt. 


Anfang Dezember. (Normwegen.) Die Regierung legt dem 
Storthing eine Wehrjteuer vor. 


Die Steuerjfala ift in zwölf Jahresklaſſen — entjprechend der Dauer 
de3 aktiven Militärdienftes — zerlegt. Die Höhe der Steuerfäße wird vom 
Storthing alljährlicy durch bejonderen Beichluß feitgelegt, d. h. je nach dem 
obwaltenden Bedürfnis der Finanzverwaltung. Als Grundtare gilt jedoch 
eine Jahresabgabe von zwölf Kronen pro Perjon, für den zwölfjährigen 
Turnus mithin zufammengelegt 144 Sronen. Außerdem fommt für be: 
güterte MWehrpflichtige noch eine Vermögensſteuer (von je 1 Krone vom 
Zaujend) und eine Einfommenfteuer (von je 1 Krone vom Hundert) in An: 
jab. Vermögen, die den Höchjftbetrag von 1000 Kronen nicht überjchreiten, 
deögleichen Ginfommen unter 500 Kronen find von diefer Zufchlagätare 
befreit. Bürger, die fich durch Auswanderung der militärischen Dienftpflicht 
zu entziehen gedenfen, haben die zwölf Jahresbeträge in einer Summe aus: 
zuzahlen. Ganz befreit von der Steuer find die wehrpflichtigen Perjonen 
des geiftlichen Standes, Hochjee:Lotjen und einige andere Berufe, ebenfo 
folche Perfonen, die zufolge ſchwerer Körpermängel, Geiſteskrankheit 2c. vom 
Militärdienft befreit find. 


XIV. 
Rußland. 


Januar. Aus dem Kaukaſus werden mehrere Regimenter 
nach Kuſchk (an der afghaniſchen Grenze) verlegt. Zum Teil wer— 
den ſie nach einigen Monaten wegen Krankheiten in ihre alten 
Garniſonen zurückgebracht. 


13. Januar. Der Zar erläßt folgendes Reſkript an den 
Miniſter des Auswärtigen: 


Die hervorragenden Eigenſchaften, die Sie während Ihrer diploma— 
tiſchen Laufbahn bewieſen haben, beſtimmten Mich, 1897 Ihnen den wich— 
tigen Poſten eines Miniſters des Aeußern anzuvertrauen. Ihre Ernennung 
fiel mit beunruhigenden politiſchen Ereigniſſen zuſammen. Die Erhebung 
auf Kreta und der türkiſch-griechiſche Krieg drohten den Frieden und die 
Ruhe der ganzen Balkanhalbinſel zu ſtören. In Gemäßheit Meiner Ver— 
ordnungen gelang es Ihnen bei Ihrer ausgeſprochenen Kenntnis der Ge— 
ſchäfte und gerechten Schätzung der hiſtoriſchen Miſſion Rußlands, den 
eingeleiteten Verhandlungen die gewünſchte Richtung zu geben und eine 
glücliche Löfung der Schwierigkeiten herbeizuführen. Die Einführung ber 
autonomen Verwaltung auf Kreta unter der Oberleitung des Prinzen 
Georg machte, indem fie eine neue Nera im Leben der Kreter markierte, 
den Agitationen ein Ende, die jo lange die Ruhe des türfijchen Orients 
trübten. Andererjeit3 beweift die Aufrechterhaltung der freundichaftlichten 
Beziehungen zu allen Mächten den befruchtenden Einfluß der friedlichen 
und folgerichtigen Politik Rußlande. Zur Wahrung der wichtigften 
Intereſſen des Staates beftellt, wirkten Sie, indem Sie den von Mir ge: 
gebenen Anweiſungen fich genau anjchloffen, mit an den traditionellen Be: 
ftrebungen Rußlands, im äußerften Often einen eiöfreien Ausgang ins 
offene Meer zu gewinnen. Mit China ift über die pachtweiſe Neberlafjung 
der Halbinjel Kwangtung mit Port Arthur und Talienwan ein Einver: 
nehmen erzielt worden, das von der Freundſchaft und dem gegenjeitigen 
Vertrauen Zeugnis ablegt, die zwiſchen den beiden großen Nachbarreichen 
beftehen. Dasjelbe entipricht den offenbaren Bedürfniffen Rußlands ala 
Großmacht zur See. Es wird im Stillen Ozean ein neue Zentrum für 
Handeld: und nduftrie: Unternehmungen der gejamten Welt jchaffen. 
Meitere Verhandlungen, die auf Meinen Befehl mit der englifchen und 
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japanischen Regierung eingeleitet wurden, führten zum Abſchluß bejonderer 
Abkommen, die jeden Grund zu Mifverftändniffen auf politifchem Gebiet 
befeitigen und Rußland die Möglichkeit geben, feine Kräfte der fort: 
fchreitenden Entwidlung und Wohlfahrt feiner Befigungen im fernen Often 
zu widmen. Ganz bejondere Genugthuung gewährt Mir, unter der Zahl 
der Mir von Ihnen eriwiefenen Dienfte und Bemühungen die Sorgfalt 
hervorheben zu können, die Sie barauf veriwendeten, um Meinem innigen 
Wunjche, allen Völkern die Wohlthaten eines wahrhaft andauernden Frie— 
dens zu fichern, zur Erfüllung zu verhelfen. Die Ergebniffe der im Haag 
zufammengetretenen Konferenz geben Mir die feite Hoffnung, daß eine 
folide Grundlage für die Verwirklichung dieſes Meinem Herzen jo teuren 
Ziele gelegt wurde, da alle Mächte die Löjung diefer Frage in ihrer 
Gejamtheit als möglich und nötig anerkannt haben. Indem Ich noch mit 
twirflichem Vergnügen Ihrer dem Throne geleifteten, höchft nüßlichen Ar: 
beiten Mich erinnere und befonders die Mitwirkung anerfenne, welche Sie 
der Entwidlung und Mehrung des Preftiges Rußlands durch die glänzende 
Ausführung Meiner Anweifungen und Abfichten zum Zwecke einer Fried: 
lichen Löſung der verwidelten Probleme ausmwärtiger Politit gewidmet 
haben, betrachte Ich es ald angenehme Pflicht, Ihnen Meine herzliche 
Dankbarkeit auszudrüden. Ich verbleibe für alle Zeit Ihr underänderlich 
wohlwollender, aufrichtig dankbarer Nikolaus. 


13. Januar. Bericht des Finanzminiſters Witte an den 
Zaren über das Wirtfchaftsjahr. Budget. Landwirtfchaft. Eifen- 
bahnen. 


Nach dem Bericht balanciert das Budget für 1900 mit der Total: 
fumme von 1755387103 Rbl., womit die des Vorjahres um ca. 180 Mill. 
Rbl., die für 1898 um ca. 281 Mill. Rbl. übertroffen wird. Bei den 
ordentlichen Ausgaben haben die Gtat3 de3 Finanzminifteriums und des 
Derfehraminifteriums die relativ bedeutendfte Steigerung von 1899 auf 
1900 erfahren, Kriegs: und Marinebudget find unerheblich verändert. Arm 
ſchwerſten fällt für die Ausgabefteigerungen der unter den außerordentlichen 
Ausgaben verzeichnete Poften von 85 Mill. Rubel „zur Berabfolgung von 
Darlehen an private Eifenbahngefelichaften gegen Sicherftellung durch 
ftaatlich garantierte Obligationen” ind Gewicht. Der Etat de3 Miniſte— 
riums der Volksaufklärung beträgt 33 Mill. Rubel, nur etwas über ein 
Zehntel des Gtat3 des Krieges (ohne Marine). 

Ueber die Mihernte heißt e8: „Dad Jahr 1899 gewährte anfänglich 
wohl Ausfichten auf eine gute Ernte. Der Gejamtertrag an Winter: und 
Sommerforn erreichte in 64 Gouvernement® des europäifchen Rußlands 
3418 Millionen Pud, d. h. war quantitativ 13 Prozent über dem Mittel; 
gleichzeitig aber ergab fich ein bedenklicher Mißwachs in den jüdruffischen 
Gouvernements, in dem Seenrayon und in den Dftjeeprovinzen, ſowie ein 
unbefriedigender Ernteertrag infolge anhaltenden Regens in vielen anderen 
Gegenden. Die Mikerfolge, von denen unfere Landwirtſchaft drei Jahre 
hintereinander betroffen worden ift, laſſen natürlich vielfach Befürchtungen 
auch hinfichtlich des bevorftehenden vierten Jahres aufkommen, jedoch Liefern 
demgegenüber namentlich die Ausweiſe über die Ernteergebniffe des Jahres 
1899 eine durchaus beruhigende Gewähr. Nach diefen Ausweiſen ift die 
Ernte in ben ein Jahr vorher von einem Mißwachs betroffenen Gegenden 
(der mittleren Schwarzerbe: und der dftlichen Gouvernements) bejonders 
reichlich gewejen und hat im Bergleich zum Vorjahre einen Mehrertrag 
von nahezu 700 Millionen Pub ergeben; dagegen ift ein mehr oder min: 
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der erheblicher Mißwachs dort aufgetreten, wo im vorhergehenden Jahre 
der Ertrag über dem Durchſchnitt geweſen war. Augenſcheinlich liegt die 
nächſte Urſache der letzten Mißernten nicht in der Erſchöpfung der ertrag: 
reihen Ländereien, jondern in Umftänden zufälligen Charaktere. Biel 
mehr Grund ift zu der Annahme vorhanden, daß e3 fich in den lebten 
Fahren um die gewöhnlichen und in den Witterungsverhältnifien ihre Er: 
flärung findenden Ernteſchwankungen handelt, welche der rujfiichen Land: 
wirtjchaft von jeher befannt find. Jede Gegend des großen Reichs hat 
ihren natürlichen Wechſel von reicyen und dürftigen Erntejahren, und ba3 
Zujammentreffen der Witterungsverhältniffe ift mitunter derart, daß dadurch 
ein Abmweichen des Gejamtergebnifje3 der Ernte im ganzen Reich erheblid) 
nach oben oder nach unten vom Mittel bedingt wird. Nach den Notjahren 
1891 und 1892 famen bie beijpiellog reichen Ernten 1893 und 1894, jowie 
die recht guten Fahre 1895 und 1896. Auf die umbefriedigenden Ernte: 
erträge von 1897 und 1898 folgte die Ernte des Jahres 1899, welche 
über dem Mittel ausfiel, jedoch durch ungünftige Witterungsverhältnifie 
während ber Erntezeit gelitten hatie. Schliehlich bietet der gegenwärtige 
vorzügliche Stand der Winterfaaten gegründete Ausſicht auf eine qute 
Ernte im fommenden Jahre. E83 jcheint, daß in dem fteten periodischen 
MWechjel von guten und jchlechten Ernten nunmehr gute Jahre bevorftehen, 
welche die Bevölferung für die von ihr durch die Mißernten erlittenen 
Verluſte entjchädigen dürften.“ 

Neber die Eijenbahnen jagt der Bericht: Im Januar 1889 betrug 
die Länge des Eiſenbahnnetzes 27458 Werft; davon entfielen auf die 
Staatzbahnen nur 6470 Werft, d. h. 23,6 Prozent, wogegen alle übrigen 
Bahnen mit 20983 Werft, d. i. 76,4 Prozent, unter der Leitung don 42 
einzelnen Privatgejellichaften ftanden. Jede von diejen Gejellichaften führte 
ihren Betrieb fat ganz jelbjtändig, befolgte ihre eigene Tarifpolitif, ohne 
fi im geringften um das ftaatliche Gejamtintereffe zu fümmern. Der 
Betrieb jowohl der Staat3bahnen, als auc der privaten, vom Staat 
garantierten Linien brachte der Staatäfafje ungeheure Verluſte; 1889 betrug 
diejer Derluft die Summe von 30,5 Millionen Rubel, während die Garantie: 
ihuld der privaten Gejellfchaften den enormen Betrag von 984 Millionen 
Rubel erreichte. Im Intereſſe des Landes war eine fortgejekte und dabei 
rajche MWeiterausbauung des Eijenbahnnete? geboten, das Intereſſe der 
Reichäfafje dagegen erforderte eine Verminderung der Ausgaben. Die dann 
eingeleitete Verftaatlichung führte zu folgenden Ergebnifien: Bon den 42 
privaten Gifenbahngejellichaften find gegenwärtig nur noch neun verblieben, 
wobei die Gejamtlänge der in ihrer Berwaltung befindlichen Bahnen 
14 728 Werft, und zujammen mit den im Bau befindlichen Linien 
(6414 Werft), den Lokal: und jchmaljpurigen Bahnen (721 Werft), im 
ganzen 21863 MWerft beträgt; die Ausdehnung der Staatöbahnen ift jedoch) 
jeit 1889 von 6470 auf 28927 Werft, und wenn man die im Bau be: 
findlichen Linien (4496 Werft) hinzurechnet, auf 33423 Werft (davon im 
europäiichen Rußland 23705 Werft) geftiegen. Somit ift die Gejamtlänge 
des Eijenbahnneßes, die fich 1889 auf 27458 Werft, und mit Einjchluß 
der im Bau befindlichen Linien (1032 Werft) auf 28490 Werft belief, 
gegenwärtig ohne die außerhalb der Grenzen Rußlands belegene Chineſiſche 
Oſtbahn auf 55286 Werft, d. i. faft um das Doppelte angewachjen, wobei 
die Ausdehnung der Staatöbahnen jebt 60,5 Prozent, die der Privat: 
bahnen — 39,5 Prozent beträgt. Sn derjelben Zeit ift auch der Beltand 
des rollenden Materiald bedeutend vermehrt worden, indem zur Anſchaffung 
von Lofomotiven, Perjonen: und Güterwagen 290 Millionen Rubel auf: 
gewendet worden find und die Anzahl der Lokomotiven und Perfonenwagen 
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(im Vergleich zu deren Menge gegen Ende 1894) um 40 Prozent, bie der 
Güterwagen um mehr als 50 Prozent zugenommen hat. In demjelben 
Zeitraum hat fich das finanzielle Geſamtergebnis der Beteiligung des 
Staates am Eijenbahnbetrieb in folgender Weiſe geändert: der für bie 
Staatzfafje aus dem Betrieb der Staats- und Privatbahnen alljährlich 
entjtehende Berluft ging allmählich herab (mit Ausnahme des Jahres 1892, 
in dem er auf 42,5 Millionen Rubel ftieg) und verminderte fi zum 
Sabre 1894 bis auf den Betrag von 4,1 Millionen Rubel, während von 
1895 ab ber Fiskus aus feiner Beteiligung am Eijenbahnbetrieb bereits 
einen Gewinn zu erzielen begann, deſſen Höhe nachltehende Summen ergab: 
1895 1,8 Millionen Rubel, 1896 11,3 Millionen Rubel, 1897 12,5 Mil: 
fionen Rubel und 1898 12,1 Millionen Rubel. Bei den beiden lebten 
Zahlenangaben find die Zeilftreden der Sibirifchen Bahn nicht berüdkfich- 
tigt; zieht man deren Betriebsergebnifje mit in Rechnung, jo beträgt ber 
Gewinn für die Staatäfaffe: 1897 8 Millionen Rubel und 1898 1 Million 
Rubel. Die Preife der Aktien jämtlicher exriftierenden Eifenbahngejellichaften 
ftehen jelbft in der jegigen für die Börſe jo ſchweren Zeit entweder höher, 
ober faſt ebenjo hoch, wie zu Ende des Jahres 1888. Gine Ausnahme 
bilden nur die Aktien der Rjäfan:Ural: und der Süd:Dftbahn:Gejellfchaft. 
Jedenfalls kann die derzeitige Rentabilität der Eifenbahnaktien durchaus 
nicht als Maßſtab für die Beurteilung bdefjen gelten, wa3 die privaten 
Gejeltichaften gewonnen oder was fie dadurch verloren haben, daß fie den 
Bau neuer Linien dem Rückkaufe vorzogen. Nur jo viel fteht feft, daß 
die für die neuen Bahnen aufgewendeten Sapitalien noch nicht ihre volle 
Rentabilität erlangt haben und dab die neu erbauten Linien für bie 
Aktionäre neue Vermögensobjekte von fehr hohem Werte darftellen, die in 
Zukunft den Wert ihrer Aktien gegenüber dem Preife, der ihnen vergütet 
worden wäre, fall3 die Regierung von dem ihr zuftehenden Rüdfaufsrechte 
Gebrauch gemacht hätte, erheblich fteigern dürften. 


20. Januar. (Warſchau.) Feſtſetzung der Kohlenpreije. 

Generalgouverneur Fürft Imeritinsky erläßt folgende Beſtimmung 
gegen die Kohlenjpefulation: Der Marimalpreis für das Korgee — 128 
Liter Steinfohlen wird auf 1 Rubel 15 Kopeken feſtgeſetzt. Wer fich dieſem 
Befehl nicht fügt und Kohlen in höherem Preije verkauft, wird unverzüg: 
li) auf adminiftrativem Wege nach dem Gouvernement Archangel verjchidt. 
Engro3: und Detailhändler werden zwecks jofortiger unmweigerlicher Durch: 
führung dieſer Regierungsverfügung zeitweiliger Polizeiaufficht unterftellt. 


27. Januar. (Heljingfor?) Eröffnung des finnijchen 
Landtages. 


Die Thronrede kündigt Geſetzentwürfe zur Förderung des Wohles 
des Landes an, darunter Maßregeln gegen die Auswanderung, ferner Geſetz— 
entwürfe, betreffend das Unterbleiben der diesjährigen Reſerveübungen und 
die Erleichterung des Landerwerbes für die beſitzloſe Landbevölkerung. 
Auslaſſungen, welche, über finniſche Gegenſtände hinausgehend, Fragen von 
allgemeinem Reichsintereſſe betreffen, dürfen nicht ſtattfinden. Eine etwaige 
Wiederholung werde Zweifel hervorrufen, ob die Inſtitution der Stände 
mit den jetzigen Verhältniſſen vereinbar ſei. Nach der Thronrede ſprechen 
Vertreter der vier Stände. Der Redner der Adelspartei betont, das Volk 
betrachte die Selbſtregierung als Lebensbedingung. Er hoffe, daß ſich die 
Wolken aufhellen. Der Erzbiſchof von Finnland ſagt, die ſehnſüchtig er— 
wartete Friedenszeit erſcheine erſt nach dem Sieg der Gerechtigkeit. Der 
Vertreter des Bürgertums hebt die Geſetztreue des finniſchen Volkes hervor, 
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welches glaubte, durch Kulturarbeit feine Pflichten gegen das ruffifche 
NReih am beften zu erfüllen. Der Sprecher des Bauernftandes führt aus, 
die Auswanderung rühre von den drüdenden PVerhältniffen her. Der 
Yauernftand könne die übernommene Verdoppelung der Militärlaften nur 
bei freien gejellichaftlichen Inftitutionen ertragen. 

Ende Januar. Abſchluß eines ruſſiſch-perſiſchen Anleihe— 
vertrages. 

Auf das Anſuchen der perſiſchen Regierung geſtattet die ruſſiſche 
Regierung der von Ruſſen geleiteten „Darlehensbank Perfiend* die von der 
perfiichen Regierung zu eimittierende Anleihe im Betrag von 22, Millionen 
Rubel unter dem Namen „Perfiiche 5prozentige Goldanleihe vom Jahre 
1900* zu faufen. Auf Grund diejer Erlaubnis hat die Verwaltung der 
„Darlehensbant” mit dem Bevollmächtigten de Schahs von Perfien einen 
Vertrag über den Kauf der oben bezeichneten Anleihe unter folgenden Be— 
dingungen abgeichloffen: Die Zinszahlung und Amortifation der Perfifchen 
5prozentigen Goldanleihe vom Jahre 1900 im Laufe von 75 Jahren wird 
durch alle perfiichen Zolleinnahmen garantiert, mit Ausnahme des Boll: 
amtes Fars und der Zollämter in den Häfen des Perfiichen Golfs. Die 
bezeichneten Einkünfte überfteigen gegenwärtig bedeutend den Umfang der 
für die Anleihe zu entrichtenden Zahlungen. Sollte dennoch bei der Ent: 
richtung der Zahlungen für die Anleihe eine Verzögerung eintreten, jo 
wird der „Darlehensbant Perſiens“ das Recht eingeräumt, eine Kontrolle 
über die Zollämter auszuüben, durch deren Einkünfte die erwähnte Anleihe 
garantiert wird. Die perfifche Regierung verpflichtet ſich, aus dem Ertrage 
der 5prozentigen Goldanleihe alle ihre früheren auswärtigen Verpflichtungen 
zu tilgen und ohne Einwilligung der „Darlehensbank Perſien“ keine aus⸗ 
wärtige Anleihe vor der Amortifation der 5prozentigen Goldanleihe abzu— 
schließen. Die perfiiche Regierung ftellt es ferner der „Darlehenzbant 
Perſiens“ anheim, falls fie e8 für notwendig findet, Obligationen der 
Perfiichen Anleihe im Umfang der bei der Bank reftierenden Schuld auf 
den Geldmarkt zu bringen, wobei die Obligationen die volle Garantie der 
ruffiichen Regierung genießen jollen. 

Diefer Vertrag wird in Rußland mit Genugthuung begrüßt und 
ala Beginn einer friedlichen Eroberung Perfiend bezeichnet. So jagt die 
„Turkeft. Wedomofti”: „Die ruffiiche Regierung ift bereit? zur Tracierung 
und zur Erbauung der Eijenbahn Dichulfo: Tabris: Hamadan (Zmweigbahn 
nad) Teheran) :Jspahan:KHerman: Bender: Abbas gejchritten. Die Tracierung 
wird unter der Aufficht von Generaljtabsoffizieren mit Hilfe von Koſaken— 
abteilungen vorgenommen. Die Beendigung des Bahnbaues wird im 
Jahre 1903/1904 erwartet. Die Richtung diefer Magiftrallinie ift von 
Rußland jehr glüdlich gewählt, da fie diejenigen Punkte des Landes be: 
rührt, welche nicht nur im twirtichaftlicher, ſondern auch in ftrategifcher 
Beziehung die wichtigften find. In Perfien und Sleinafien verfolgt Ruß: 
land den Zwed, einen Zugang zu den füdlichen Gewäſſern zu erhalten 
und die Handeldwege nad Indien und nach dem Dften zu beherrichen ; 
zu gleicher Zeit enthält es fich aber alles deifen, was zur Stärkung der 
Türfei dienen fönnte. Rußland wird daher natürlicherweife niemals jelbit 
die Bahn zur Mündung des Euphrat und Tigris oder nach Buſchir bauen, 
jondern jeine Linie nach Bender: Abbas, als dem politischen, fommerziellen 
und ftrategiichen Anotenpunft führen.” 


Anfang Februar. Die Regierung befchließt, widerjpenjtige 
Studenten auf mehrere Jahre ins Heer einzuftellen. 
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14. Februar. (Helfingfors.) Es wird folgendes faiferliche 
Reſkript an den Gouverneur von Finnland veröffentlicht: 


Bei der am 18. Mai vorigen Jahres erfolgten Schließung bes 
außerordentlichen Landtages berichteten Mir die Vertreter der Stände über 
die durch die bevorftehende Reorganijation des Militärwejens im Groß: 
fürftentum Finnland und die Veröffentlichung des Manifeftes vom 3. Fe: 
bruar vorigen Jahres hervorgerufene erregte Stimmung. Zu Deinem 
Bedauern erjehe Jch aus den Reden des Landmarjchalls und der Talmänner, 
daß die Vertreter der Stände nicht von dem allgemein ftaatlichen Nußen 
dieſer Maßnahmen überzeugt find und fich über diefelben unpafjende Aus: 
jtellungen erlaubt haben. ch beauftrage Sie, zur allgemeinen Kenntnis 
zu bringen, daß dieſe Ausftellungen unrichtig find und ber jeit Anfang 
des 19. Jahrhunderts beftehenden Sachlage, nad welcher Finnland einen 
integrierenden unabtrennbaren Zeil Rußlands bildet, nicht entjprechen. 
Ich wünjche ferner, daß dem finnländifchen Volk befannt gemacht werde, 
daß Ich, als Ich bei der Thrombejteigung die heilige Pfliht übernahm, 
für dad Wohl aller der xuffiichen Krone unterftehenden Völkerſchaften zu 
forgen, es für gut erfannte, für Finnland die von Meinen Vorfahren ge: 
ichentte bejondere Ordnung der inneren Gejeßgebung zu bewahren. Als 
eine Erbjchaft der Vergangenheit übernahm Ich gleichzeitig die Feſtſetzung 
der Beziehungen des Großfürftentums zum ruſſiſchen Neich durch ein pofi: 
tive Gejeß. ... Ich erwarte von Ihnen energijches Handeln, wodurch 
in der Bevölferung Finnland: die Erkenntnis der wahren Bedeutung der 
zur Stärkung der Bande ziwifchen dem Reich und dem Großfürftentum er: 
griffenen Maßnahmen befeftigt werden möge, und wünjche, daß die treu 
unterthänige Ergebenheit des finnifchen Volkes, an der Ich nicht zweifle, 
durch die That bewiejen werde und Ihnen die Erfüllung Meiner An: 
weiſungen erleichtere. 


21. Februar. Die ruſſiſche Regierung überführt 5 Millionen 
Gold nad London zur Dedung der 1892 von Perfien in England 
gemachten Anleihe von 10 Millionen Mark. Die von Perfien an 
die englijche Bank verpfändeten Zölle werden dadurch frei. 

Ende Februar. Rußland jchließt mit dem Emir von Buchara 
einen Vertrag, wonach Rußland am Oberlauf des Amu Darja 
Ländereien zur Begründung von rufjischen Anfiedelungen und zur 
Errichtung von Militärpojten überwiejen erhält. 

8. März. Verlängerung der Konzeffion der indo=europätjchen 
Zelegraphengejellichaft. 

Der „Regierungsbote” teilt mit, daß die am 31. Januar 1905 ab: 
laufende Konzeſſion der indo:europäiichen Telegraphengejellichaft auf 20 Jahre 
verlängert wurde. Dafür hat fich die Gejellichaft verpflichtet, für bie 
indifchen und hinterindiichen ZTelegramme, die ausjchließlich auf der von 
ihr betriebenen Linie befördert werden, der Regierung 17'/z Prozent ftatt 
der bisherigen 10 Prozent zu zahlen. Ferner verpflichtet ſich die Geſell— 
ſchaft für den Fall irgendwelcher politijcher Komplikationen ihre innerhalb 
der ruffiichen Grenze befindlichen Linien auf die erfte Aufforderung hin 
der ruffiichen Regierung zur vollen Dispofition zu ftellen. 


20. März. Abſchluß der Eijenbahnverhandlungen mit der 
Pforte. 
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Seit Monaten ſchweben Verhandlungen zwiſchen Rußland und ber 
Pforte über die Erteilung don Gijenbahnkonzejfionen in Kleinafien. Am 
20. März erhält der ruſſiſche Botjchafter in Konftantinopel ein Irade, 
worin die Pforte verjpricht, die ruſſiſchen Konzeifionäre zu bevorzugen, 
wenn fie die Eifenbahnbauten zur ruffiichen Grenze und zur Küſte bes 
Schwarzen Meeres nicht mit eigenem Kapital baut und fie nicht jelbft 
erploitiert. Das Vorzugsrecht joll fi auf die Bilajet? Wan, Erzerum, 
ZTrapezunt, Siwas und Kaftamuni beziehen, aljo auf einen Gebietäftreifen, 
der ſich von der türkijch-perfiichen Grenze an der türkiich:ruffiichen Grenze 
(Zransfaufafien) und an der Schwarzen Meeresfüfte hin, die Nordweſtecke 
Hleinafiend ausgenommen, erftredt. 


Ende März. Rußland, Afghanijtan und England. 

Nach einem Bericht der „Köln. Ztg.“ fürchtet die britijch indische 
Regierung eine Bejegung Herats durch die Rufjen und jchiebt einige Re— 
gimenter nach Kandahar vor mit Cinwilligung des Emir. Nah Ankunft 
der Truppen habe fich bei dem großen Zeile der Ajghanenbevölterung, bie 
mit Rußland jympathifierte, Unzufriedenheit geltend gemacht, jo daß bie 
Zruppenbewegungen durch Kundſchafter den Rufjen mitgeteilt werben. 
Auch die mujelmanifche Bevölkerung der ruſſiſchen Unterthanenfchaft in 
Buchara, Ferghana und Tranzfaspien werde durch die Agitation eines in 
Indien angejejjenen geiftlichen Ordens beunruhigt. 


Ende März. Das „Journal de St. Petersbourg“ fchreibt 
über den Burenfrieg: 

Bei ber heutigen Lage ift vorauszujehen, daß da3 endgültige Schid: 
jal der beiden Republifen fein wird, eine Beute der Sieger zu werben. 
Bon den engliichen Beligungen in Afrita umjchlofjen, ohne Ausgang zum 
Meere und für ihre Verbindung mit den anderen Ländern nur auf die 
Gijenbahn angewiefen, welche fie mit der portugieftichen Kolonie don 
Mozambique verbindet, haben die beiden fich jelbft überlafjenen Republifen 
einen Verſuch gemacht, welcher als ein verzweifelter betrachtet werben konnte. 
Die europäiſche Preſſe ift eingehend den Ereigniſſen diejes Krieges gefolgt, 
und man hat in jehr vielen Ländern Manifeftationen von Sympathien 
hervortreten jehen, welche dazu bejtimmt find, platonifch zu bleiben. Mau 
muß hoffen, daß da3 Echo dieſer lärmenden Manifeftationen nur abge: 
ſchwächt in die beiden Republifen gelangen wird, denn fie würden nur die 
Buren über das täujchen fünnen, was fie von außen zu erwarten haben. 

Anfang April. Eine am 5. Juli 1899 einftweilen erlafjene 
Beſtimmung, daß die Abiturienten nur die Univerfität ihres Lehr: 
bezirk3 bejuchen dürfen, wird bejtätigt. Die Studenten jollen da= 
mit gleichmäßig verteilt werden. 

6. April. (Sebaftopol.) Nach mehrwöchigen Verhandlungen 
werden 25 Perjonen (höhere Beamte und Offiziere) wegen Durch— 
jtechereien bei Marinelieferungen mit Gefängnis und Verbannung 
nach Sibirien bejtraft. 

April. Mitteilungen über die Lage des Bauernjtandes (vgl. 
1899 ©. 271). 

Die „Allg. Ztg.“ bringt aus Peteröburger Zeitungen Mitteilungen 
über Verhandlungen der Landhauptleute de3 Gouvernement? Tula. Die 
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dfonomifche Lage der Bauern verfchlimmert fi) hauptfächlich infolge 
Sinkens der Sittlichfeit unter ihnen. Die Trunkſucht nimmt zu, die Sucht 
nach Luxus macht fich immer mehr geltend, der Hang zum Müßiggang 
wächſt: die Folgen find die yamilienteilungen, d. h. mit anderen Worten 
ber Zerfall der bäuerlichen Familien, diefer ökonomischen Unreinheit bes 
Staates. Bejonders ungünftig auf die Sittlichfeit de8 Bauern wirken die 
MWandergewverbe, die Fabriken und die Städte ein. Der Landmangel führt 
noch nicht zur Berarmung, jolange noch ein moralifcher Halt vorhanden 
ift. Umgekehrt läßt fich nachweijen, daß Dorfichaften, die genügend Land 
haben und frei find von Losfaufszahlungen, in öfonomifcher Hinficht fehr 
niedrig ftehen. In einer feiner Skizzen läßt Hr. Uſpenſki, wie einem 
Referat der „Rufit. Bogaſtwo“ zu entnehmen, einen Gemeindeälteften über 
die Urfachen des Niederganges refumieren und feine Anficht über die Mittel 
aussprechen, durch welche der Bauer zum neuen Leben erwedt werden kann: 
„Warum hat man uns den Stod genommen? Geben Sie mir den Stod 
in bie Hände, geben Sie ihn mir nur auf zwei Jahre, ohne jegliche We: 
dingung und ich werde wieder Ordnung in die Bude hineinbringen! Nach 
zwei Jahren wird der Bauer Getreide und Vieh haben, er wird nicht mehr 
ſaufen und unbotmäßig jein, alles bringe ich Ihnen wieber in Ordnung, 
geben Sie mir nur den Stod!* Ganz anders urteilt ein Mitarbeiter der 
„Peteröburgjtija Wedomofti": „Die Unbildung ift die wahre Veranlafjung 
unjerer Berarmung; das ift die Wurzel des Uebels, deſſen Betämpfung die 
einzige Sorge des Ruſſen fein müßte. Nicht die Rute ift im Dorf nötig, 
fondern die Schule; nicht die Rückkehr zur Leibeigenſchaft, nicht die Er— 
weiterung ber Kompetenzen der Landhauptleute und der Polizeiorgane, 
fondern eine wohlorganifierte Schule thut unſerem Volke not, damit aud) 
ber Bauer Anteil habe am Leben der Nation, nicht ala Arbeitskraft, fon» 
bern al3 ein vernünftiger Zeil de3 Staatsorganismus. Solange bie 
Finſternis Herrjcht, wird alles, was wir unternehmen, nur ein Palliativ 
bleiben. Die Bolfsbildung, die geiftige Entwidlung des Volkes, das ift 
die wichtigite Aufgabe, die und obliegt. Eine Volksſchule, die nicht nur 
die Kenntnis des Leſens und Schreibend vermittelt, jondern intelligente 
Leute heranzieht, wird Wunder wirken.” Mit diefem Urteil ift wiederum 
die „Ruſſk. Bogaftwo” nicht einverftanden: „Um gegen die Hebel anzu: 
fämpfen, unter denen der ruffiiche Bauer leidet, genügt e3 noch nicht, ihm 
eine gute Schule zu geben. Die fomplizierten ökonomiſchen ragen des 
Volkslebens laſſen fich nicht jo einfach löfen. Wo es fih um die Wieder: 
herjtellung des wirtichaftlichen GleichgewichtE bei den Bauern handelt, 
dürfte die Verbreitung der Bildung unter den Bauern allein nod) nicht 
hinreichend fein.“ 


April. Die ruffiiche Preffe proteftiert allgemein gegen den 
Durchmarſch englifcher Truppen durch portugiefifches Gebiet im 
füdafrifanischen Kriege. 

Ende April. Der Minifter des Innern verbietet, daß Juden 
ohne bejondere Erlaubnis ihren Wohnfik innerhalb 40 Werft von 
der deutjchen und djterreichiichen Grenze nehmen. Die Verordnung 
ſoll den Schmuggel Hintertreiben. 

2. Juni. (Finnland.) Der Minijter des Innern bejtimmt, 
daß vom 14. Auguft ab die finnifchen Poſtmarken auf Briefen ing 
Ausland durch ruffiiche erjegt werden. 
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10. Juni. (Beterdburg.) Ein kaiſerlicher Ukas befiehlt die 
Errichtung eines fibiriichen Armeekorps. 

uni. Die Preffe über China und Europa. 

In der Beiprehung der chinefiichen Wirren richtet die rujfiiche 
Prefje Scharfe Angriffe gegen England und Deutjchland, die das traditionell 
gute Verhältnis zwiſchen China und Rußland zu ftören juchten. Deutjch- 
land habe die cdinefiiche Empörung durch Bejegung Kiautſchous hervor: 
gerufen; Rußland Habe fein Intereſſe mit den weſteuropäiſchen Mächten 
gemeinjam gegen China vorzugehen. So namentlid) der Fürſt Uchtomski 
in ben „Bet. Webomofti“. (Bol. Preuß. Jahrbücher Bd. 102 ©. 355.) 

20. Juni. (Finnland.) Ein faiferlicheg Manifeft beftätigt 
folgende Bejchlüffe der Konferenz über die Einführung der ruſſiſchen 
Sprade: 

Dad Staatäjekretariat des Grokfürftentums Finnland, die finn- 
ländiſche Paherpedition in St. Peteräburg und die Kanzlei be General: 
gouverneurs follen ſich vom 1. Oktober 1900 ab ausjchließlich der ruſſiſchen 
Sprade ala Geihäftsjprache bedienen. Vom jelben Zeitpunft ab muß das 
Detonomiedepartement de3 finnländijchen Senat3 die Originale der Bor: 
ftellungen an den Kaiſer und die Originale aller an den Generalgouverneur 
gehenden Schriftjtüde ruſſiſch abfaſſen. Vom 1. Oftober 1903 ab wird 
die ruſſiſche Sprache Gejchäftsiprache de3 Senat3 im mündlichen und 
Ichriftlichen Berfehr, ausgenommen im Juftizdepartement. Vom 1. Oftober 
1905 ab haben die Gouverneure, die Gouvernementövertvaltungen und bie 
dem Senat unterftellten Hauptverwaltungen im Berfehr mit dem General: 
goudernenr, dem Senat und anderen über ihnen ftehenden Behörden aus: 
jchließlich die rujfiiche Sprache zu benußen. Ferner wird beftimmt, daß 
Privatgejuche von allen Behörden jowohl in ruffiicher Sprache wie in der 
Landesiprache entgegengenommen werden jollen. Die betreffenden Behörden 
haben unter Leitung und Aufficht des Generalgouverneurs rechtzeitig Maß: 
regeln zu ergreifen, um das Perfonal der ihnen unterjtellten Aemter zu 
den angegebenen Zeitpunkten jo zujammenzufeßen, dab die Bedingungen zu 
der erfolgreichen Einführung der ruffiichen Sprache in die Geſchäftsführung 
und die Korreſpondenz diejer Aemter erfüllt werden. 

21. Juni. (Petersburg) Graf Murawiew, Minifter 
de3 Auswärtigen, 55 Jahre alt, f. 

3. Juli. (Betersburg.) Ein Ffaijerlicher Ukas hebt Die 
Deportation nach Sibirien teilweife auf. 

17. Juli. (PBetersburg.) Ankunft des Schah von Perfien 
zum Beſuche des Zaren. 

3. Auguft. (Sibirien) In Chabarowsk fommen etwa 
6000 Flüchtlinge aus der Mandjchurei an. In Sibirien herrjcht 
infolge der Truppentransporte Teuerung und Not. 

Auguft. (Binnland.) Konflilt des finnischen Senats mit 
der Negierung wegen Verordnungen über Sprache und Verwaltung. 

Die rujfiiche Regierung erläßt folgende Verordnungen: 1. Das Ver: 
jammlungsrecht ift ſtark beſchränkt, indem fünftig Öffentliche VBerfammlungen, 
auch ſolche wifjenjchaftlicher und wirtjchaftlicher Art, der Erlaubnis des 
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Generalgouverneurd® oder von ihm defignierter Amtsperſonen bedürfen; 
2. ruffiichen Haufierern ift das freie Gewerberecht im ganzen Lande erteilt 
(die ruffiichen Haufierer waren ſeit 1899 oft reichlich” mit Geld verjehen 
und wirkten zur Aufhetzung der ärmeren Bevölferung gegen die befitenden 
Klafjen); 3. die ruſſiſche Sprache ift bei den Verwaltungsbehörden bes 
Großfürſtentums Finnland eingeführt, indem beftimmt wurde, dab im 
Staatsfefretariat des Großfürſtentums und in der Finnländiichen Paß— 
erpedition (beide in St. Peteröburg), jowie in ber Kanzlei des General: 
gouverneurs (Helfingfor®) vom 1. Oktober 1900 an nur die ruffische Sprache 
zur Anwendung fommen, daß vom 1. Dftober 1903 an jowohl die jchrift: 
liche al3 die mündliche Behandlung jämtlicher Angelegenheiten im Senat 
in ruſſiſcher Sprache erfolgen und daß ebenfalla vom 1. Oktober 1903 an 
ſämtliche dem Senat unterftellten Zentralbehörden und die Gouderneure 
mit den ihnen übergeordneten Behörden ausjchließlich in ruffiicher Sprache 
verkehren jollen. — Der finnländijche Senat hatte am 3. Zuli erklärt, daß 
er dieſe Verordnungen nicht veröffentlichen könne. 


8. Auguft. (Petersburg.) Graf Lamsdorff, der bisherige 
Gehilfe des Miniſters des Auswärtigen, wird zum Verweſer des 
Minijteriums des Auswärtigen ernannt. 

Mitte Augujt. Der „Regierungsbote” bringt folgende Mit- 
teilung über die Ernennung Walderjeeg zum Oberfeldheren in China: 


ALS unter den Mächten ein Meinungsaustaufch über die befte Art 
der Einigung bezüglich der Operationen der internationalen Truppen ftatt: 
fand, wandte fich Kaiſer Wilhelm direkt telegraphiich an Kaiſer Nikolaus, 
jowie auch an alle intereffierten Regierungen und ftellte den Feldmarſchall 
Grafen von Walderjee zur Verfügung, welchem in der Eigenjchaft eines 
Oberfommandierenden die Leitung der Operationen der auf dem Kriegs: 
ſchauplatz von Petſchili fonzentrierten internationalen Truppen übertragen 
werben könnte. Bon dem Wunfjche befeelt, die im fernen Oſten entjtandenen 
Verwicklungen in fürzefter Zeit zu ordnen, antwortete Kaifer Nikolaus, 
daß er jeinerfeits fein Hindernis für die Annahme des Vorſchlages Kaijer 
Wilhelms finde aus dem Grunde, weil von dem Augenblid der Kon: 
zentrierung bedeutender internationaler Truppen auf dem chinefischen Gebiet 
die Einheitlichfeit der Operationen die umerläßliche Vorbedingung einer 
erfolgreichen Zöfung der jenen Truppen geftellten Aufgabe bleibe, weil 
ferner die hohe Stellung ded Grafen Walderjee ala Feldmarſchall ihm auch 
vorzugsweiſe da3 Recht auf die Leitung der Operationen der einzelnen 
Truppenabteilungen zu einem allen gemeinjamen Ziele gebe und weil end: 
lich Motive moralijchen Charakterd, durch welche in diefem Falle Deutjch: 
land, deſſen Bertreter jo graufam in Peking ermordet wurde, geleitet 
werden könnte, für dasjelbe auch ala Grund des Beftrebens, an der Spitze 
der internationalen, gegen die chinefiichen Rebellen operierenden Kräfte zu 
ftehen, dienen fönnten. Bei alledem darf man nicht überjehen, daß, indem 
der Kaijer jein Einverſtändnis damit ausſpricht, die ruſſiſche Truppen: 
abteilung dem Oberbefehl eines deutjchen Feldmarſchalls unterzuordnien, ex 
feinesweg3 gejonnen ift, von dem politiichen Programm zurüczutreten, 
nad deſſen Grundprinzipien ein vollfommenes Einvernehmen mit Frankreich, 
jowie auch mit den anderen Mächten zu ftande fam. 


1. September. Der „Regierungsbote“ bringt folgende Mit- 
teilung über einen ruſſiſchen Borjchlag, Peking zu räumen, den fie 
am 25. Auguſt den Mächten unterbreitet hat: 
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Auf dem Kriegsſchauplatz in Petichili haben in der letzten Zeit bie 
militäriichen Begebenheiten eine jo unerwartet raihe Wendung genommen, 
daß e3 einer verhältnismäßig unbedeutenden ZTruppenabteilung der Ber: 
bündeten, deren Aufgabe darin beftand, die belagerten auswärtigen Geſandt— 
Ichaften und die Ausländer zu befreien, gelungen war, nicht nur dieſen 
Hauptzwed zu erreichen, jondern auch die in der Hauptitadt de3 himm— 
liihen Reiches fonzentrierten Rebellenbanden auseinanderzutreiben und 
Mabregeln zur Sicerftelung der Berbindung mit Peking zu ergreifen. 
Dieje günftigen Umftände verändern jedoch keinesfalls das früher vorge: 
zeichnete Programm Rublands, deſſen Grundprinzipien in der lebten Re 
gierungämitteilung enthalten find. Rußland hat, wie in der Mitteilung 
gejagt, China den Krieg nicht erflärt; die ruffiihen Truppen betraten da3 
Territorium jeines Nachbarftaates mit beitimmten Zweden, deren größter 
Zeil gegenwärtig erreicht ift. Um für die Zufunft feinen Anlaß zu irgend: 
welchen Mibverftändniffen oder unrichtigen Deutungen bezüglich der weiteren 
Abfihten Rußlands zu geben, geruhte der Kaiſer dem Verweſer des Mini: 
fterium3 des Auswärtigen zu befehlen, an die im Auslande affreditierten 
ruffiichen Bertreter folgendes Zirkulartelegramm zu richten: Zirkular: 
telegramm des Verweſers des Minifteriums des Auswärtigen vom 25. Auguft. 
Die nächſten Ziele, welche die faijerliche Regierung gleich vom Anfang der 
chinefiichen Wirren bezwedte, beftanden in folgendem: 1. Beſchützen der 
ruffiichen Gejandtichaft in Peking, Sicherftellung der ruffiichen Unterthanen 
bor den verbrecheriichen Abfichten der chinefiichen Rebellen. 2. Erweijung 
von Hilfe der chinefiichen Regierung in ihrem Kampfe gegen die Wirren 
im Intereſſe der baldigften Herftellung der gejeglichen Ordnung der Dinge 
im Reiche. Als infolge deſſen alle interejfierten Mächte bejchloffen, mit 
den gleichen Zielen Truppen nad) China zu jenden, da hatte die kaiſerliche 
Regierung als Richtſchnur bezüglich der chinefiichen Begebenheiten folgende 
Grundprinzipien vorgejchlagen: 1. Aufrechterhaltung des gemeinfamen Ein: 
vernehmens der Mächte, 2. Aufrechterhaltung der früheren (!) Staatsord— 
nung in China, 3. Bejeitigung von allem, was zu einer Aufteilung des 
himmlischen Reiches führen könnte, 4. mit gemeinjamen Kräften Herftellung 
einer gejeßlichen Zentralregierung in Peking, welche im ftande ift, allein 
die Ordnung und die Ruhe zu bewahren. In dieſen Punkten beitand faſt 
zwijchen allen Mächten ein Einvernehmen. Da die kaiſerliche Regierung 
feine anderen Zwecke verfolgt, wird fie auch weiter ftandhaft ihrem früheren 
Altionsprogramme treu bleiben. Wenn der Gang der Ereignifje, wie der 
Ungriff der Rebellen auf unjere Truppen in Niutſchwang, und eine Reihe 
feindfeliger Handlungen der Chineſen an der Grenze unjere® Staates, wie 
3: B. die Beſchießung don Blagowjeſtſchensk Rukland zur Einnahme von 
Niutſchwang und zum Ginrüden ruffiicher Truppen in die Gebiete ber 
Mandichurei veranlakten, jo können jolche zeitweiligen Maßregeln, welche 
ausjchließlich durch Ungejeglichkeiten hervorgerufen wurden, um aggrejfive 
Handlungen der chinefiichen Rebellen abzuwehren, feinesfalld von irgend 
welchen jelbftfüchtigen Plänen Zeugnis geben, welche der Politik der kaiſer— 
lien Regierung volllommen fremd find. Sobald in der Mandichurei die 
dauernde Ordnung wieder hergeftellt jein wird und auch die unumgäng: 
lihen Maßregeln zum Schutze der Eiſenbahn ergriffen fein werden, deren 
Bau noch eines formellen Einvernehmen mit China bezüglich der Konzeifion 
bedarf, welche der Gejellichaft der chinefiichen Oftbahn verliehen werben 
joll, wird auch das Nachbarreich Rußland nicht ermangeln, feine Truppen 
aus dieſen Gebieten zurüdzurufen, vorausgejegt, daß die Handlungsweiſe 
anderer Mächte dem nicht im Wege fteht. Es ift offenbar, daß die Inter— 
effen der anderen auswärtigen Mächte und internationalen Gejellichaften 
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in dem von Rußland bejekten, für ben internationalen Handel offenen 
za Nintichwang, wie aud auf den Eijenbahnlinien, die von unjeren 
ruppen wieder hergeftellt worden find, unverletzt bleiben und völlig ge: 
fihert find. Durch die Einnahme Pekings ift die erfte Hauptaufgabe, 
welche fich die kaiſerliche Regierung ſetzte, nämlich die Befreiung der Ver: 
treter der Mächte mit allen fich in der belagerten Stadt befindlichen Aus: 
ländern erreicht. Die zweite Aufgabe, die Mitwirkung einer gefeßlichen 
Zentralregierung zur SHerftellung ber Ordnung und ——— Be⸗ 
ziehungen zu den Mächten erſcheint bisher ſchwierig infolge der Abreiſe 
des Kaiſers, der Kaiſerin-Regentin und des Tſungli-Yamens aus der Re: 
ſidenz. Unter ſolchen Bedingungen findet die kaiſerliche Regierung nicht 
einen hinlänglichen Grund, daß die Geſandtſchaften weiter in Peking ver— 
weilen. Sobald eine geſetzliche chineſiſche Regierung neuerdings die Zügel 
in die Hände nimmt, und ihre mit Vollmachten verſehenen Vertreter zu 
Verhandlungen mit den Mächten ernannt haben wird, wird Rußland nach 
der Einvernahme mit allen auswärtigen Regierungen feinerjeit3 nicht er: 
mangeln, zu dieſem Zwecke einen Bevollmächtigten nach jenem Orte zu 
jenden, wo die Berhandlungen ftattfinden werden. Indem ich Ihnen an: 
empfehle, alles dies der Regierung, bei der Sie affreditiert find, zur 
Kenntnis zu bringen, hoffen wir, daß biefelbe unfere Anfichten teilen 
werde.” Infolge de3 oben mitgeteilten Zirfulard an die auswärtigen 
Mächte wurde dem Wirklichen Staatdrate dv. Gierd, ſowie dem General: 
leutnant Lenewitſch befohlen, für die Verwirklichung der Allerhöchiten 
Abfichten bezüglich der Meberführung der faijerlichen Gejandtichaft, der 
ruffiichen Unterthanen und der ruffiichen Truppen von Peking nad) Tientfin 
zu wirken, twobei zweifellos alle Zofalbedingungen berücdfichtigt werben. 


Anfang September. Finanzminifter Witte jchließt in Paris 
eine bierprogentige Anleihe von 500 Millionen Franc ab. 


September. Es wird befannt, daß Rußland folgende Pro- 
Hamation an die Mandjchurei gerichtet hat: 


„Bewohner der Mandjchurei! 

Bis zur legten Zeit Tebten die Rufen und Mandjchuren friedlich 
neben einander und war dieſes befonders für euch vorteilhaft und nütlich. 
Doch vor einem Monat waret ihr jo frei und unvernünftig, einen Weber: 
fall auf die Stadt Blagoweſchtſchensk zu unternehmen, wobei ihr vergaßt, 
welche ungeheure Macht der große ruffiihe Zar an Ländern, Menjchen 
und Waffen befigt. Hierfür mwurdet ihr ſchrecklich beftraft. Die Stadt 
Aigun und die Dörfer am Ufer des Amur, die fich erdreifteten, die Ruſſen 
zu überfallen, find niedergebrannt, eure Truppen gefchlagen, das Waſſer 
de3 Amur ift von der Maſſe mandichurifcher Leichen ſchmutzig geworden. 
Möge ed niemand von den Bewohnern der Mandjchurei wagen, nach den 
Dörfern zurüdzufehren, die fid am Ufer des Amur befanden! Die Ruſſen 
werden bald in allen euren Städten und Dörfern erjcheinen. Vernehmet 
nun ein kräftiges Wort: Schießt nicht auf und und fügt unjeren Truppen 
feinen Schaden zu — dann werden wir euch mit feinem Finger anrühren. 
Sollte fi) aber in irgend einem Dorfe jemand erfrechen, auf einen Ruſſen 
zu schießen oder ihn zu ftechen — dann wehe euh! in folches Dorf oder 
Stadt wird durch Feuer vernichtet und don den Menfchen feiner am Leben 
belafjen werden. Der ruffiiche Zar liebt die Gehorjamen. Hört nicht auf 
ſchlechte Ratjchläge. Wer euch zwingt, mit uns Krieg zu führen — das 
find eure Feinde, von ihnen habt ihr Elend und Tod zu erwarten. 

Wehe euch, wenn ihr anders handelt, als wir zu euch reden!“ 
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Tie Mandihurei wird umter ruffiiche militärifche Verwaltung ge- 
Rlelit, aber bie Regierung proteftiert gegen bie Behauptung ber auslänbiichen 
Prefie, dab Rubland die Mandihurei annektieren wolle. 


September. Oktober. Es gehen Nachrichten durch die euro- 
päilche Prefle, daß die Rufien in Sibirien Maflen von Chineſen 
auögetrieben und viele getötet hätten. Auch die „Peteräburger 
MWebomofti” berichten darüber. 

September. Der Kaiſer erwidert auf eine Petition des fin- 
nifchen Landtages gegen die neuen VBerwaltungsmaßregeln: 

1. Zie Petition wird nicht berüdfichtigt, weil fie gegen bie Landes— 
verfaffung, Artikel 51, verfiößt und einen frechen Tadel adminiftrativer, 

efegmäßig vorgenommener Maßregeln enthält; 2. dem Generalgouverneur 
oßeitof ift mitgeteilt worben, daß jein Borgehen forrelt und den Aller: 
höchſten Inftruftionen gemäß gefunden worden ift; 3. der finntiche Senat 
foll nächftens eine Revifion der Landesverfaſſung vornehmen mit dem Zweck, 


bie Kompetenz des Zandtage3 genau zu begrenzen und die Beftimmungen 
bezüglich der Behandlung der Sachen im Landtage zu vervollfiändigen. 


1. Oktober. (Baku.) Ein Brand zerftört 97 Bohrtürme 
und 500000 Pub Naphtha. 

5. Oktober. Die ruffiiche Regierung ftimmt der Note des 
Grafen Bülow (©. 127) zu. 

Dttober. (Livadia.) Der Zar empfängt einen Abgejandten 
des Dalai-Lama von Tibet. Nach der ruffiichen Preſſe jucht er 
Schutz gegen engliiche Machenjchaften. 

28. Oktober. Die ruffiiche Regierung erwidert auf die Mit- 


teilung de3 englifch-deutjchen Vertrages (©. 214): 

Das zwilchen Teutichland und England abgejchlofjene Einvernehmen 
ändert nicht, vom ruffiichen Standpunkte aus, ım weientlicher Weije bie 
Lage ber Dinge in China. Der erfte Punkt des genannten Einvernehmens, 
welcher beftimmt, daß bie fih an den Flüſſen und Meerestüften Chinas 
befindenden Häfen überall, wo die zwei genannten Regierungen Einfluß 
ausüben, frei und offen für den Handel bleiben, fann von Rußland fym: 
pathiic angenommen werben, indem die Beitimmung nicht irgend wie den 
durch die gegenwärtigen Verträge gegebenen status quo Ändert. Der zweite 
Punkt entipricht umfomehr den Abfichten Rußlands, ald bei dem Entftehen 
ber gegenwärtigen Derwidlungen Rußland zuerft die Aufrechterhaltung der 
Integrität des himmlischen Reiches ald Grundprinzip feiner Politik in 
China proflamiert hat. Was ben dritten Punft betrifft, welcher die Mög— 
lichkeit einer Verletzung dieſes Grundprinzips vorauafieht, jo kann die 
ruffiiche Regierung, indem fie fi auf ihr Zirkular vom 25. Auguft beruft, 
nur ihre Erklärung erneuern, dab eine derartige Verletzung Rußland 
zwingen würde, die von ihm eingenommene Haltung je nad) den Umftänden 
zu verändern, Der vierte Punkt erfordert feine Kommentare. 

Die Preffe greift dad Abkommen zum Zeil jcharf an; es fei feind— 
felig gegen Rußland und finnlos für Deutichland. Graf Bülow werde 
die Verbindung mit dem unzuverläffigen England noch zu bereuen haben. 
Die „Now. Wremja” fpricht don einem Gegenvertrage Rußlands, frank: 
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reich, Amerikas und Japans, eine Nachricht, die in Deutfchland nicht ernft 
genommen wird. 


November. In Warſchau werden zahlreiche Hörer des 
Polytechnikums wegen nationalpolnijcher Umtriebe verhaftet. 

13. November. (Livadia.) Der Zar erkrankt an Typhus. 

30. November. (Warſchau.) Generalgouverneur Fürft 
Imeretinsky, 63 Jahre alt, +. (Vgl. über ihn Preuß. Jahrb. 
Bd. 97 ©. 434.) 

14. Dezember. Den ruffifchen Truppen in der Mandfchurei 
wird gejtattet, fich in der Mandfchurei anzufiedeln, wo fie von der 
Direktion der ojtchinefifchen Bahn unter Gewährung freier Woh— 
nung und eines Gehaltes von 30 bis 60 Rubel monatlich An- 
ftellung und Bejchäftigung erhalten würden. 


XV. 
Die Türkei und ihre Bajallenftanten. 


1. Türkei. 


Januar. Aufftand eines Araberftammes im Vilajet Bafjora. 

Mitte Januar. Rabah, der Beherricher von Wadai im 
Sudan, fucht feine Aufnahme in den türkischen Unterthanenverband 
nad. Das Geſuch ift ein Zeichen für das Erjtarfen des islami— 
tiſchen Gedanten?. 

26. Januar. (Konftantinopel.) Die Botjchafter richten 
eine Bejchwerde an die Pforte wegen Beläftigung des Handels— 
verkehrs. 


Ende Januar. Konflikt zwiſchen der Pforte und Italien. 


Eine Italienerin Silvia Genelli wird in einen türkiſchen Harem 
gebracht. Auf die Beſchwerde der italieniſchen Regierung verweigert der 
türfifche Juſtizminiſter die Freilaſſung des Mädchens, das nach türkiſchem 
Geſetz großjährig zum Islam übergetreten ſei. Die italieniſche Botſchaft 
will dies nicht anerkennen, da das Mädchen als italieniſche Unterthanin 
minderjährig ſei und unter väterlicher Gewalt ſtehe. 

Ein italienisches Ultimatum und die Drohung, die diplomatiſchen 
Beziehungen abzubrechen, erzwingt die Auslieferung. 


März. April. Zn Albanien macht fich eine jtarfe auto- 
nomiftiiche Bewegung geltend. 

5. März. (Kreta) Der Regierungsanzeiger publiziert die 
Gemeindeordnung der Inſel. 


Danach wird Kreta in 86 Gemeinden eingeteilt, die Gemeinden zer: 
fallen in drei Klaſſen; zur erften Klaſſe gehören die Städte Canea, Rethy: 
meo und Kandia, zur zweiten diejenigen Gemeinden, welche mehr ala 3500 
Einwohner haben, zur dritten die Gemeinden mit geringerer Einwohner: 
zahl. Das Stäbchen Halepa wird mit Ganea zu einer Gemeinde vereinigt. 
Der Gemeindevorfteher heißt Bürgermeifter und wird nebft einem beigeorb: 
neten Bürgermeifter auf drei Jahre durch Verordnung des „Fürſten“ von 
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Kreta ernannt. Den Bürgermeiftern fteht ein Gemeinderat zur Seite, der 
bei ben Gemeinden ber erften Klaſſe aus 24, der zweiten KHlafle aus 10, 
der dritten KHlaffe aus 8 Mitgliedern befteht; diefer Gemeinderat wird in 
direfter Wahl mit Minoritätsvertretung gewählt. 

14. März. (Konftantinopel.) Die Pforte erwidert den 
Botjchaftern, daß Zollerhöhungen nicht ohne Verftändigung mit 
den Mächten ftattfinden ſollen. 

26. März. Zur Dedung militärifcher Bedürfniffe werden 
Zehntentaren für Schafe, Ziegen und Kamele und ein Auffchlag 
zur Grundfteuer von 6 Prozent erhoben. 

5. April. (Konftantinopel) Ghazi Osman Paſcha, 
der Verteidiger von Plewna, 63 Jahre alt, f. 

Ende April. Die Pforte verjpricht auf Verlangen der ame- 
tifanifchen Regierung den Wiederaufbau der während der armeni- 
ſchen Wirren abgebrannten proteftantifchen Miffionsanftalt in 
Karput, jowie die Erweiterung des amerikanischen Roberts-Eollege 
am Bosporus. 

Mai. Zwiſchen Rukland und der Pforte finden Verhand- 
lungen über die Repatriierung der 1895 aus der Türkei nach dem 
Kaukaſus entflohenen Armenier ftatt. 

Anfang Juni. Da die Pforte dem Verlangen der Groß- 
mächte entfprechend die allgemeine Zollerhöhung aufgeben muß, 
richtet fie gegen die Balkanftaaten Differentialzölle ein. Es kommt 
zu jcharfen Verhandlungen mit den Balkanſtaaten darüber. 

Juli. Im Bezirf Giljan an der jerbifchen Grenze brechen 
Arnauten in Serbien ein und zerjtören mehrere Dörfer. 

Juli. Auguft. Im Vilajet Bitlis werden viele Gewalt- 
thätigfeiten gegen die Armenier begangen. 

24. Juli. (Kreta) Der Staatshaushalt balanciert mit 
5274118 Francs. — Nach einer Volkszählung hat Kreta 301577 
Einwohner, davon 33432 Mohamedaner. 

24. September. (Konftantinopel.) Eine Feuersbrunft zer- 
jtört den größten Teil der Vorſtadt Haſſakeui. 

Anfang Oktober. (Konftantinopel.) Der Schah von Perfien 
bejucht den Sultan. 

Dftober. (Konftantinopel.) Der Patriarch der Armenier, 
Drmanian, erhebt Bejchwerden wegen Verhaftungen und Aus— 
weijungen von Armeniern aus Konftantinopel. 
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2. Bulgarien. 

Sannar. Es werden Rachrichten verbreitet, daß Fürſt Fer— 
dinand die Königskrone annehmen und Bulgarien für unabhängiz 
erflären wolle. 

22. März (Sofia) Ankunft des ruſſiſchen Finanzrats 
Kobeko, den der Fürſt zur Unterfuchung der Finanzen Bulgariens 
berufen bat. Er bleibt bis Anfang Mai. 

März. April. Mai. Zur Abwendung des Staatäbanferotts 
beichließt die Sobranje ein Zebentgeieg. Dagegen wendet fich eine 
ftarfe Agitation in der Bauernichaft, die u.a. bei Ruftichuf zu 
blutigen Zujammenftögen mit dem Militär führt. 

19. Juni. Ein fürftlicher Ukas beichränft die Preßfreiheit, 
um die Agitation gegen die Regierung zu unterdrüden. Die agra— 
riſchen Unruhen dauern fort. 

Auguft. September. Wegen der Berwidlungen mit Rumänien 
werden die Divifionen in Widdin, Schumla und Ruſtſchuk mo- 
bilifiert. 

10. Dezember. Es wird ein neues Minifterium gebildet unter 
dem Präfidium von Iwantſchow. 


3. Ggypten. 


19. Januar. Gefangennahme Oman Digmas. 
Februar. März. Unruhen in der egyptijchen Armee. 


Einige egyptiiche Bataillone in Omdurman verweigern den Gehoriam 
und verſtecken die Munition, die fie abliefern jollen. Die Meuterei wird 
ichnell gedämpft. — Eine Anzahl egyptiicher Offiziere wird entlaſſen; der 
Khedive hält folgende Anſprache an fie (15. März): „Sch habe Sie hier 
zufammenberufen, um Ihnen meinen heftigften Unwillen über Ihr Ber: 
halten auszudrüden, das dazu angethan ift, der Armee zur Schande zu ge: 
reichen, und ich habe Sie von der Fortſetzung Ihrer militäriichen Laufbahn 
ausgeſchloſſen, weil ih Sie für unmwürdig halte, weiterhin dem Heere an: 
zugehören. ch habe verfügt, dab Ihnen ihre Titel und Auszeichnungen 
entzogen werden, und ich wünjche es zu allgemeiner Kenntnis zu bringen, 
daß ich bei allen Gelegenheiten den Sirdar unterftügen und die Maßregeln, 
bie er im Intereſſe einer guten Disziplin in der Armee treffen wird, ftets 
billigen werde. Seien Sie verfichert, daß wenn fi) ähnliche Vorgänge 
wiederholen follten, was Gott verhüten möge, fie mit noch ſchwereren Strafen 
gefühnt werden jollen.” 

Im „Bulletin d'Egypte“ Elagte ein älterer egyptijcher Offizier über 
die Bevorzugung der englijchen Offiziere: „Die meiften diefer (ungefähr 
150 englifchen Offiziere) find bartloje Jünglinge, die eben erſt die Militär: 
en von Woolwid und Sandhurft verlafien haben. Dennoch befleiden 
ie faft alle höheren Dffizieröftellen. Der geringfte Leutnant der englifchen 
Armee tritt nur in die egyptifche ein, wenn er den Titel Major erhält.... 
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Auf der anderen Seite findet man in den egyptiſchen Bataillonen Inter: 
leutnant3 und Hauptleute, die 20 Dienftjahre haben. Dieje alten Schnauz: 
bärte müſſen Jungen gehorchen, die noch nicht auf der Welt waren, als 
jene jchon müde vom Sriegadienft waren. Daher ift auch unfere früher jo 
vorzügliche Militärjchule, der die Söhne aus den beften Familien des Landes 
mit Stolz angehörten, eg ne Ihre Rekrutierung vollzieht fich 
heute in geradezu jämmerlicher Weiſe. Man fieht nur noch arme Teufel, 
die durch Trreiftellen und Prämien angelodt find. Wingate, ber neue Gous 
verneur des Sudan, befitt Feinheit und Lebensart und ift vollftändig frei 
von den Landäfnechtmanieren Kitcheners. Er wird wohl mande Kluft 
überbrücden, aber durch die geichickteften Schmeicheleien wird man ebenjo 
wenig wie durch bie Strenge der Kriegsgerichte den Haß der egyptiichen 
Dffiziere gegen ihre Erzieher befeitigen, die ihnen nach ihrer Anficht nur 
an Macht überlegen find, die ſchamlos die angejehenen Stellen an fich reiben, 
da3 Budget abjchöpfen und die alten Diener des Landes zu einer bejchei: 
denen Bejoldung verurteilen.” 


XVI. 
Rumänien. 


21. Januar. Teilweiſer Miniſterwechſel. 


In Genehmigung des Geſuchs des Miniſterpräfidenten und Miniſters 
des Innern, Kantakuzene, von der letzteren Funktion enthoben zu werden, 
genehmigt der König folgende Veränderungen im Kabinett: Kantakuzene 
bleibt Minifterpräfident ohne Portefeuille, der bisherige Finanzminifter, 
General Manu, übernimmt das Innere, der Kultusminifter Take Jonescu 
die Finanzen. An die Stelle Jonescus tritt der Minifter für die öffent: 
lichen Arbeiten, Dr. Jftrati, welcher durch den Deputierten Juan Gradijch: 
teano erjeßt wird. Die übrigen Minifter behalten ihre Portefeuilles, 


17. Zuli. Das Kabinett tritt zurüd und wird durch ein 
fonjervatives unter dem Präfidium Carps erſetzt. 


Auguft. September. Berwidlung mit Bulgarien. 


Infolge der Ermordung eines rumäniſchen Profefjord durch einen 
Bulgaren in Bufareft (22. Juli) fommt e3 zu diplomatischen Verwicklungen 
und Rüftungen. Die rumänifche Regierung richtet eine Beſchwerde an bie 
Pforte wegen de3 bulgariſch-macedoniſchen Komitss in Sofia und an bie 
Großmächte wegen der bulgarischen Rüftungen. — Das bulgarifchmace: 
doniſche Komité full die Ermordung der Könige von Rumänien und Ger: 
bien geplant haben, um während der hierdurch entftehenden Verwirrung 
fih auf Macedonien zu werfen. 


In einem Prozeh, der gegen mehrere Bulgaren wegen biejer und 
anderer Mordthaten angeftrengt wird, werben einige zu Gefängnis- und 
Geldftrafen verurteilt (23. Nov.). — Die Eriftenz einer Verſchwörung gegen 
König Carol wird feftgeftellt. 
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13. Oktober. Die Kammer genehmigt eine Vorlage, Die 
Einnahmen aus dem Zigarettenmonopol an die Disfontogejellichaft 
zu zedieren gegen einen Vorſchuß von 15 Millionen Francs. 

28. November. (Bufareft.) Der König eröffnet das Parla- 
ment und jagt in der Thronrede über die Beziehungen zu Bulgarien: 

Er hoffe, dab das Mikverftändnis, welches zwiichen Rumänien und 
Bulgarien obwalte, angeficht3 der vor Gericht feftgeftellten Thatjachen ver: 
Ichwinden werde. Es jei ein gemeinfames Intereſſe aller zivilifierten Ge: 
fellichaftsfreife, fi) gegen gewiſſe Umtriebe zu verteidigen, die die innere 
und äußere Ordnung bes Staates gefährden. Die Regierung ſei fich bewußt, 
daß radifale Mafnahmen, jelbft wenn ihre Notwendigkeit allgemein an: 
erkannt werde, Unzufriedenheit hervorrufen. 


XVIl. 
Serbien. 


26. Januar. (Nifch.) Die Skuptſchina genehmigt die neue 
Einkfommenfteuer, die an Stelle der Vermögens und Obrtfteuer tritt. 

Hiernad ſoll jeder Kaufmann und Gewerbetreibende von jeinen 
Gefamteinnahmen, db. h. von allem, wa3 er im Laufe eines Jahres in feinem 
Geſchäft einnimmt oder einnehmen fann, in Belgrad 10 Prozent, in den 
Kreisftädten 7 Prozent und in den anderen Orten 3 Prozent ald Einkommen— 
fteuer zahlen, ohne] irgendwelche] von feinen Ausgaben für Waren, Ma: 
terialien, Arbeitälohn, Miete zc. in Abichlag zu bringen. 

Ende März. Gerbien und Montenegro brechen die diplo— 
matifchen Beziehungen ab. 

Juli. Berlobung des Könige. Bruch mit Milan. Minifter- 


wechjel. 

König Alexander proflamiert feine Verlobung mit Frau Draga 
Maſchin, der Witwe eined Ingenieur, einer ehemaligen Hofdame der Kö: 
nigin Natalie (22. Juli), König Milan jucht vergeblich die Verlobung zu 
hintertreiben, er legt jeine Stellung als Oberfommandierender nieder und 
verläßt Serbien. — Das Minifterium Georgjewitich demiſſioniert ebenfalls, 
weil es die Heirat nicht billigt. Es wird ein neues Kabinett unter dem 
Präfidium von Alexa Iwanowitſch gebildet. -—- Am 27. Yuli veröffentlicht 
das Amtsblatt, dab der Zar zur Verlobung gratuliert habe. Eine Amneftie 
mildert die Strafen der 1899 im Hochverratsprozeß Verurteilten, nur bie 
direft am Attentat gegen Milan Beteiligten find ausgejchloffen. 


5. Auguft. (Belgrad.) PVermählung König Alexanders 
mit Draga Majchin. 

24. September. Eine Amneftie begnadigt alle im Attentats— 
prozeß (vgl. 1899) BVerurteilten bis auf einen. 


Griechenland. (März Anf.-- September 21.) 283 


XVIII. 
Griechenland. 


Anfang März. Enquete über den griechiſch-türkiſchen Krieg. 

Der Kammerausſchuß, der zur Unterfuchung diefer Angelegenheit ein: 
gelegt worden war, legt infolge dev Weigerung des Minifters des Aeußern, 
dem Ausſchuſſe in gewiſſe Schriftftüde Einficht zu gewähren, fein Mandat 
nieder. Der Vorgang wird allgemein mit Sleichgiltigkeit aufgenommen. 

25. März. Die Deputiertenfammer genehmigt nach Über- 
windung der Obftruftion das Geſetz, wodurch der Kronprinz den 
Dberbefehl über das Heer erhält. 


17. April. Schluß des Parlaments. 

Unter heftigen Kämpfen hat die Regierung die Neuregelung des 
Roft:, Telegraphen: und Telephonweſens durchgejegt, ebenfo Reformen im 
Konjulatsweien und in den Eifenbahnen. Das Budget fchließt bei einer 
Gejamteinnahme von 111,315,528 Drachmen und einer Geſamtausgabe von 
110,240,782 Drachmen ziffermäßig mit einem Ueberſchuß von 1,074,796 
Drachmen ab. 

Auguſt. Athen.) Zahlreiche Infanterieoffigiere werden 
wegen Unbotmäßigfeit teils mit Arreft, teil3 mit Verabjchiedung 
bejtraft. 

21. September. (Athen) Der König unterzeichnet das 
Geſetz, das den Kronprinzen zum Oberbefehlshaber der Armee 
ernennt. 


XIX. 
Nord-Amerika. 


Januar. Verhandlungen mit England über Beſchlagnahme 
amerikaniſchen Eigentums in Südafrika. 


Am 18. Januar faßt der Senat folgende Reſolution: „Da verfichert 
wird, daß das Eigentum von Bürgern der Vereinigten Staaten welches 
feine Kriegskontrebande ift und durch die militäriſchen Behörden Groß: 
britanniens bei der Delagoa-Bai ohne guten Grund und entgegen ben an: 
genommenen Grundjäßen des internationalen Rechts beichlagnahmt wurde, 
da ferner verfichert wird, daß das genannte Eigentum jet in Mißachtung 
der Rechte den Eigentümern besjelben zu unrecht zurüdbehalten wird, aus 
biefen Gründen wird bejchloffen, da der Präfident erfucht werde, dem Senat, 
wenn es mit dem Öffentlichen Intereſſe vereinbar ift, alle im Befitz des 
Staatsdepartement3 befindlichen Nachrichten betreffend die gemeldete Be: 
ichlagnahme und Zurücbehaltung zu übermitteln und dem Senat mitzu: 
teilen, welche Schritte bezüglich eine® Erſuchens um Rückerſtattung des 
Eigentums gethan find.” — Da ein Teil des bejchlagnahmten Gutes aus 
Sebensmitteln bejteht, gibt die englifche Regierung folgende Erklärung ab: 
„Unſere Anficht geht dahin, daß Nahrungsmittel, die nach einem feindlichen 
Lande verfrachtet find, nur dann ala Kriegsfontrebande angejehen werben 
fönnen, wenn fie für die Streitkräfte des Feindes beftimmt find. Die bloße 
Vermutung, daß fie dazu beftimmt fein fönnten, ift nicht genügend, es 
muß vielmehr eriwiefen werden, dab zur Zeit, wo die Beichlagnahme er: 
folgte, die Lieferung an die feindliche Streitmacht beabfichtigt war.“ 

Yanuar. Bejchwerden der deutfchen Regierung wegen Zoll- 
fragen. 

Die Beſchwerde richtet fi dagegen, daß bie Beglaubigung ber 
Urſprungszeugniſſe durch die amerikanischen Konjularbeamten diejelben in 
den Stand ſetze, Informationen zu erlangen, welche zum Schaden bes 
deutjchen Handel? ausgenüßt werden könnten, wenn fie der ameritanifchen 
Konkurrenz befannt würden, ferner darüber, daß die amerikaniſchen Zoll: 
taratoren dieſe Zeugniffe nicht beachten, ſondern ihre Entjcheidung auf an: 
gebliche Thatſachen bafierten, von denen den Exporteuren nicht3 bekannt ei. 

Februar. Die Vereinigten Staaten geben den Anfpruch auf 


die Inſeln Cagayan-Sulu und Sibutu ſüdlich von den Philippinen 
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auf, weil dieſe außerhalb der im Parifer Frieden feftgejegten Grenze 
liegen. (Bgl. ©. 199.) 


5. Yebruar. (Wafhington.) Staatsſekretär Hay jchliekt 
mit dem englifchen Botjchafter Pauncefote einen Vertrag über den 
Bau des Nicaragua-Kanals. 


22. Februar. Der Senat genehmigt das Abkommen mit 
Deutſchland über die Entſchädigung der in den Samoawirren Ge— 
ſchädigten. (Vgl. „Staats-Archiv“ Bd. 64.) 

22. Februar. GRepräſentantenhaus.) Staatsſekretär Hay 
läßt auf eine Anfrage erklären, daß zwiſchen Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten kein geheimes Bündnis beſtehe. 


10. März. (Senat) Der Ausſchuß für auswärtige An— 
gelegenheiten lehnt den Vertrag mit England über den Nicaragua= 
Kanal ab. 


20. März. Abjchluß einer Verhandlung mit Deutjchland, 
England, Frankreich, Rußland, Italien und Japan über die „offene 
Thür” in China. Alle Mächte find einverjtanden, daß die chine- 
fiichen Märkte dem Handel der ganzen Welt geöffnet werden. 


April. (Kanada.) Die öffentliche Meinung über den füd- 
afrikanischen Krieg. 

Ein Zeil de3 Landes verurteilt jcharf da3 Vorgehen Englands; ber 
Abg. Bourafja, der der Wortführer diejer Partei ift, legt fein Mandat 
nieder, um die Stimmung der Wähler zu erforjchen, und wird mit großer 
Mehrheit wiedergewählt. Anf. April erklärt er im Parlament: „Daß fi 
Canada durch den gewifjenlojen Chamberlain und fein Gefolge in den 
Krieg hat ziehen lafjen, wird e3 einjt noch bitter zu bereuen haben; wird 
doch jet jchon davon geredet, dat nach dem Krieg dies Land ein ftehendes 
Heer von 50 000 Mann, natürlich zum Beften Englands, zu jchaffen habe; 
aber dagegen wird hoffentlich jehr energiich angefämpft werden. Wir ftreben 
nad) Unabhängigkeit, können fie jedoch noch nicht erhalten; aber bis dahin 
ftellen wir uns auf den Boden der uns gewährleifteten Konftitution, bie 
von niemand, auch von England nicht, gebrochen werden darf, und es ift 
ſchlimm, daß die Regierung den Bruch geftattete; denn die Entjendung von 
canadijchen Truppen war ein Bruch unfrer Konftitution, die nicht durch 
das Parlament, jondern nur durch ein allgemeines Pflebiscit geändert 
werden darf — und wie ein folches Plebiscit heute ausfallen würde, das 
wiffen wohl beide Seiten des Hauſes und das hat meine Wiederwahl 
gezeigt. Canada hat indefjen niemals ein offizielles Angebot von Truppen 
gemacht, aber Chamberlain telegraphierte einfach, daß er die „Offerte“ an- 
nähme und gab dann gleich Inftruftionen über Ausrüftung, Abjendung ꝛc. 
Dieje Depejche ift die unverjchämtefte, die je eine canadiſche Regierung von 
dem engliichen Kolonialamt erhalten bat, und fie joll niemals in Ber: 
geffenheit kommen, denn die ganze Handlungsweije ift von Anfang bis 
Ende perfid und für Canada ala jelbjtändige Kolonie eine ſchwere Be— 
leidigung.“ 
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6. April. Das Repräjentantenhaug bewilligt eine Flotten- 
vorlage, nach deren Ausführung die Flotte der Vereinigten Staaten 
18 Linienſchiffe und 8 Panzerfreuzer befiten joll. 

27. April. (Kanada.) Ein Brand zerjtört einen großen 
Teil Ottawas. 

2. Mai. (Utah.) Bei einem Grubenunglüd in Schofield 
werden gegen 200 Menſchen getötet. 

3. Mai. Das Repräjentantenhaus bejchließt ein Geſetz, 
wonach die Vereinigten Staaten den Nicaragua-Kanal ſchützen follen. 


16. Mai. Wajhington.) Ankunft einer Burendeputation. 


Die Deputation wird vom Publitum fehr gefeiert, am 22. Mai 
wird fie vom Präfidenten Mac-Kinley und Staatzjefretär Hay in nicht 
offiziellecr Audienz empfangen. Am 23. Mai erflärt Staatsjefretär Hay 
im Senat über den Empfang der Buren: In Anbetracht der Artikel 3 
und 5 der Haager Konvention müfje jedes weitere Vorgehen der Vereinigten 
Staaten unter diefen Umftänden unratfam erjcheinen. Der Bericht ſchließt: 
Man kann jagen, daß der Präfident mit feinen Schritten, die er, von dem 
ernften Wunſch bejeelt, den Krieg beendigt zu jehen, unternommen hat, bis 
zu der äußerften Grenze gegangen ift. Nachdem der Präfident jeine volle 
Pflicht gethan hat, indem er einerjeit3 feine neutrale Haltung ftreng be: 
wahrte und amdererjeit3 die erſte ihm ſich darbietende Gelegenheit ergriff, 
um im Intereſſe des Friedens feine guten Dienfte anzubieten, ift er von 
der Anficht durchdrungen, daß ihm unter den jegigen Umftänden fein 
anderer Meg offen fteht, als bei der Politik unparteilicher Neutralität zu 
verharren. Hiervon abzumweichen würde allen unjeren Traditionen und 
nationalen Intereſſen twiderjprechen und Folgen haben, mit denen fich weder 
der Präfident noch dad Volk der Vereinigten Staaten befreunden könnten. 


21. Juni. (Philadelphia.) Wahlprogramm der republi= 
fanifchen Partei zur Präfidentenwahl. 


Die Platforın der republifanifchen Partei erklärt, daß der Schub: 
zoll und der Monometallismus die Wohlfahrt des Landes zur Folge hätten. 
Die republifanifche Partei habe fich ftet3 für den Monometalliamug aus— 
gefprochen und werde fich energijch der freien unbejchräntten Silberprägung 
wiederjegen und feine Maßregeln in biejer Richtung zulafjen, fofern fie 
nicht von den hauptjädlichiten handeltreibenden Nationen der Welt unter: 
ftüßt würden. Die Platform verurteilt die Syndifate und den wucherijchen 
MWarenanfauf, welche den Handel bejchränfen, die Produktion begrenzen 
und die Preije beherſchen. Man müſſe Geſetze jchaffen, die diefe Mißbräuche 
verhindern. Die Platform fpricht fi für Reciprozität aus und tritt für 
eine Gejeßgebung ein, die die Einwanderung von fremden noch mehr be: 
ichränkt, da jene nur nach Amerifa fämen, um den amerikanischen Arbeitern 
Konkurrenz zu machen. Transozeaniſche Kanäle mühten erbaut und unter 
den Schuß der Vereinigten Staaten geftellt werden, welche für fie das 
Eigentumsreht und die ausſchließliche Verwaltung haben jollten. Die 
Platform hebt hervor, dak Präfident Mac-Kinley die Vereinigten Staaten 
zu feinen Bündniffen mit europäijchen Staaten veranlaft hat, daß die 
Sinterefjen Amerifad auf Samoa dadurch gewahrt wurden, daß dasjelbe 
die wichtigfte Injel mit dem beiten Hafen erhalten habe, daß ferner Hawaii 
Amerika angegliedert wurde und daß Amerika im jüdafrilanifchen Krieg 
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feine guten Dienfte angeboten habe. Die Platform befräftigt die Monroe: 
Doktrin und erklärt, die Regierung müfje die ‘Bolitit der Nichteinmijchung 
bei europäifchen Streitigkeiten fortjegen. Nichtsdeftoweniger jedoch hege 
das amerikanische Volk den heißen Wunſch, ed möge ſich bald für England 
und für die ſüdafrikaniſchen Republiken ein ehrenvoller Weg finden, um 
den Kampf zu beenden. Die Platform billigt die Haltung Mac-Kinleys 
in der Philippinen-Frage und die Verſprechungen — der Unab— 
hängigkeit und Autonomie Cubas. — Kandidat der Republikaner iſt 
Mac:$inley. 

30. Juni. 1. Juli. (New-York.) Auf den Schiffen des 
Norddeutichen Lloyd „Saale”, „Bremen“, „Marie”, „Main“ im 
Hafen von Hobofen bricht Feuer aus. Der Dampfer „Main“ und 
die Werftanlagen de3 Norddeutichen Lloyd werden zerjtört; viele 
Menjchen fommen um, zum Zeil weil die amerifanijchen Schlepper 
die Hilfe verweigern. 

6. Juli. Mew-York.) Demofratijche® Programm zur 
Präfidentenwahl. 

Die Platform macht den Jmperialismus zum Hauptgegenftand bes 
Wahlkampfes und erklärt, der Jmperialismus nad) auswärts führe zu 
Haufe jchnell zum Dejpotismus. Die Politit der Regierung auf den 
Philippinen und auf Cuba jei zu tadeln. Unabhängigkeit der Philippinen 
mit amerifanifcher Proteftion gegen fremde Einmiſchung müſſe angeftrebt 
werden. Dagegen begünftigt die Platform die friedliche Ausdehnung, wo 
die Bevölkerung geeignet und gewillt ift, da3 amerikanische Bürgerrecht zu 
erwerben. Sie hält an ber Monroe-Doktrin feit und erklärt, fein Amerika: 
bewohner dürfe je gegen feinen Willen unter der Botmäßigkeit europäifcher 
Gewalt gehalten werden. Die Platform verurteilt die Truſts, ftellt ben 
Dingley: Tarif ala eine die Truſts erzeugende Maßregel hin, billigt bie 
Platform von 1896 und verlangt fofortige unbegrenzte Ausprägung von 
Gold und von Silber im Verhältnis von 16 zu 1. Sie befürwortet die 
direfte Wahl zum Senat, die jofortige Erbauung de3 Nicaraguafanald im 
Eigentum und unter alleiniger Aufficht der Vereinigten Staaten. Endlich 
verurteilt fie das fchlecht verhehlte republikaniſche Bündnis mit England, 
welches eine Zurücjegung der anderen befreundeten Nationen mit fich bringe 
und drüdt ihre Sympathie für die Buren aus. — Kandidat der Demokraten 
ift wiederum Bryan. 


10. Juli. Wafhington.) Deutjchland und die Vereinigten 


Staaten jchließen folgendes Handelsabkommen (val. ©. 100): 


Die Unterzeichneten haben namens ihrer rejpeftiven Regierungen 
folgendes Handeldabfommen abgeſchloſſen: 

J. In Uebereinftimmung mit der dem Präfidenten durch Sektion 3 
des Zollgejeßed der Vereinigten Staaten vom 24. Yuli 1897 erteilten Er: 
mäcdtigung wird jeitend der Vereinigten Staaten zugeftanden, daß dom 
Tage des Inkrafttretens diejes Abkommens an die folgenden Boden: und 
Induſtrie-Erzeugniſſe Deutichlands bei ihrer Einfuhr nach den Bereinigten 
Staaten den in gedachter Sektion 3 erwähnten ermäßigten Zolljägen unter: 
worfen werden, nämlich: 

Roher Weinftein und rohe Weinhefe 5 Proz. vom Wert. 

Branntwein oder andere aus Getreide oder anderen Materialien 


XV, 
Die Türfei und ihre Bajallenftanten. 


1. Türkei. 


Sanuar. Aufftand eines Araberftammes im Vilajet Baffora. 

Mitte Januar. Rabah, der Beherricher von Wadat im 
Sudan, fucht feine Aufnahme in den türkifchen Unterthanenverband 
nad. Das Geſuch ift ein Zeichen für das Erftarken des islami— 
tiſchen Gedankens. 

26. Januar. (Konftantinopel.) Die Botſchafter richten 
eine Beſchwerde an die Pforte wegen Beläſtigung des Handels— 
verkehrs. 


Ende Januar. Konflikt zwiſchen der Pforte und Italien. 

Eine Italienerin Silvia Genelli wird in einen türkiſchen Harem 
gebracht. Auf die Beſchwerde der italieniſchen Regierung verweigert der 
fürkiſche Juſtizminiſter die Freilafſung des Mädchens, das nad) türkiſchem 
Geſetz großjährig zum Islam übergetreten ſei. Die italieniſche Botſchaft 
will dies nicht anerkennen, da das Mädchen als italieniſche Unterthanin 
minderjährig ſei und unter väterlicher Gewalt ſtehe. 

Ein italienisches Ultimatum und die Drohung, die diplomatiſchen 
Beziehungen abzubrechen, erziwingt die Auslieferung. 


März. April. In Albanien macht fich eine ftarfe auto— 
nomiftifche Bewegung geltend. 


5. März. (Kreta) Der Regierungsanzeiger publiziert die 
Gemeindeordnung der Inſel. 


Dana) wird Kreta in 86 Gemeinden eingeteilt, bie Gemeinden zer: 
fallen in drei Klaſſen; zur erften Klaſſe gehören die Städte Canea, Rethy: 
meo und Kandia, zur zweiten diejenigen Gemeinden, welche mehr ala 3500 
Einwohner haben, zur dritten bie Gemeinden mit geringerer Einwohner: 
zahl. Das Städchen Halepa wird mit Ganea zu einer Gemeinde vereinigt. 
Der Gemeindevorfteher heißt Bürgermeifter und wirb nebft einem beigeorb: 
neten Bürgermeifter auf drei Jahre durch Verordnung des „Fürften“ von 
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Kreta ernannt. Den Bürgermeiftern fteht ein Gemeinderat zur Seite, der 
bei den Gemeinden ber eriten Klaſſe aus 24, der zweiten Klaſſe aus 10, 
der dritten Klaſſe aus 8 Mitgliedern befteht; dieſer Gemeinderat wird in 
direfter Wahl mit Minoritätsvertretung gewählt. 

14. März. (Konftantinopel.) Die Pforte erwidert den 
Botjchaftern, daß Zollerhöhungen nicht ohne Verftändigung mit 
den Mächten ftattfinden jollen. 

26. März. Zur Dedung militärischer Bedürfniffe werden 
Zehntentaren für Schafe, Ziegen und Kamele und ein Auffchlag 
zur Grundjteuer von 6 Prozent erhoben. 

5. April. (Konftantinopel) Ghazi Osman Paſcha, 
der Verteidiger von Plewna, 63 Jahre alt, f. 

Ende April. Die Pforte verfpricht auf Verlangen der ame- 
rifanifchen Regierung den Wiederaufbau der während der armeni- 
ſchen Wirren abgebrannten proteftantiichen Miffionsanftalt in 
Karput, jowie die Erweiterung des amerifanijchen Robert3-College 
am Bosporus. 

Mai. Zwiſchen Rußland und der Pforte finden Verhand— 
lungen über die Repatriierung der 1895 aus der Türkei nach dem 
Kaukaſus entflohenen Armenier jtatt. 

Anfang Juni. Da die Pforte dem Verlangen der Groß: 
mächte entjprechend die allgemeine Zollerhöhung aufgeben muß, 
richtet fie gegen die Balfanftaaten Differentialzölle ein. Es kommt 
zu jcharfen Verhandlungen mit den Balfanftaaten darüber. 

Juli. Im Bezirk Giljan an der ferbijchen Grenze brechen 
Arnauten in Serbien ein und zerftören mehrere Dörfer. 

Juli. Auguft. Im Vilajet Bitlis werden viele Gewalt- 
thätigfeiten gegen die Armenter begangen. 

24. Juli. (Kreta) Der Staatshaushalt balanciert mit 
5274118 Francs. — Nach einer Volkszählung hat Kreta 301577 
Einwohner, davon 33432 Mohamedaner. 

24. September. (KRonitantinopel.) Eine Feuersbrunft zer: 
jtört den größten Teil der Vorſtadt Haſſakeui. 

Anfang Oktober. (Konftantinopel.) Der Schah von Perfien 
befucht den Sultan. 

Dktober. (Konftantinopel.) Der Patriarch der Armenier, 
Drmanian, erhebt Bejchwerden wegen Berhaftungen und Aus— 
weifungen von Armeniern aus Konftantinopel. 
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2. Bulgarien. 


Januar. Es werden Nachrichten verbreitet, daß Fürſt Fer— 
dinand die Königskrone annehmen und Bulgarien für unabhängig 
erklären wolle. 

22. März. (Sofia) Ankunft des ruffifchen Finanzrats 
Kobeko, den der Fürſt zur Unterfuchung der Yinanzen Bulgarien 
berufen hat. Er bleibt bis Anfang Mai. 

März. April. Mai. Zur Abwendung des Staatsbankerotts 
bejchließt die Sobranje ein Zehentgeſetz. Dagegen wendet jich eine 
itarfe Agitation in der Bauernjchaft, die u.a. bei Ruſtſchuk zu 
blutigen Zujammenftößen mit dem Militär führt. 

19. Juni. Ein fürftlicher Ufas beſchränkt die Preßfreiheit, 
um die Agitation gegen die Regierung zu unterdrüden. Die agra= 
riſchen Unruhen dauern fort. 

Auguft. September. Wegen der Berwicdlungen mit Rumänien 
werden die Diviſionen in Widdin, Schumla und Ruſtſchuk mo= 
bilifiert. 

10. Dezember. Es wird ein neues Minifterium gebildet unter 
dem Präfidium von Iwantſchow. 


3. Egypten. 


19. Januar. Gefangennahme Osman Digmas. 
Februar. März. Unruhen in der egyptijchen Armee. 


Einige egyptiiche Bataillone in Omdurman verweigern den Gehorjam 
und verjteden die Munition, die fie abliefern jollen. Die Meuterei wird 
ichnell gedämpft. — Eine Anzahl egyptiicher Offiziere wird entlafjen; der 
Khedive hält folgende Anſprache an fie (15. März): „Ich habe Sie hier 
zufammenberufen, um Ihnen meinen heftigſten Unwillen über Ihr Ber: 
halten auszudrüden, da3 dazu angethan ift, der Armee zur Schande zu ge: 
reichen, und ich habe Sie von der Fortjegung Ihrer militärischen Laufbahn 
ausgejchlofjen, weil ich Sie für unmwürdig halte, weiterhin dem Heere an 
zugehören. Ich habe verfügt, daß Ihnen ihre Titel und Auszeichnungen 
entzogen werden, und ich wünjche es zu allgemeiner Kenntnis zu bringen, 
daß ich bei allen Gelegenheiten den Sirdar unterftügen und die Maßregeln, 
die er im Intereſſe einer guten Disziplin in der Armee treffen wird, ſtets 
billigen werde. Seien Sie verfichert, daß wenn fich ähnliche Vorgänge 
wiederholen jollten, was Gott verhüten möge, fie mit noch ſchwereren Strafen 
gefühnt werden jollen.“ 

Im „Bulletin d'Egypte“ Elagte ein älterer egyptijcher Offizier über 
die Bevorzugung der engliichen Offiziere: „Die meiften diefer (ungefähr 
150 engliſchen Offiziere) find bartloje Jünglinge, die eben erft die Militär: 
ihulen von Woolwid und Sandhurft verlaffen haben. Dennoch befleiden 
fie fajt alle höheren Offizieräftellen. Der geringfte Leutnant der englifchen 
Armee tritt nur in die egyptifche ein, wenn er den Titel Major erhält.... 
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Auf ber anderen Seite findet man in den egyptifchen Bataillonen Unter: 
leutnant3 und Hauptleute, die 20 Dienftjahre haben. Dieje alten Schnauz: 
bärte müffen Jungen gehorchen, die noch nicht auf der Welt waren, ala 
jene ſchon müde vom SKriegsdienft waren. Daher ift auch unfere früher fo 
borzügliche Militärfchufe, der die Söhne aus den beften Familien des Landes 
mit Stolz angehörten, vollftändig verddet. Ihre Rekrutierung vollzieht fich 
heute in geradezu jämmerlicher Weiſe. Man fieht nur noch arme Teufel, 
die durch FFreiftellen und Prämien angelodt find. Wingate, der neue Gou— 
verneur de3 Sudan, befitt Feinheit und Lebensart und ift vollftändig frei 
von den Landsknechtmanieren SKitchenerd. Er wird wohl mande Kluft 
überbrüden, aber durch die gejchicteften Schmeicheleien wird man ebenjo 
wenig wie durch die Strenge der Sriegägerichte den Haß der egyptifchen 
Dffiztere gegen ihre Erzieher befeitigen, die ihnen nach ihrer Anficht nur 
an Macht überlegen find, die ſchamlos die angejehenen Stellen an fich reißen, 
das Budget abjchöpfen und die alten Diener des Landes zu einer bejchei- 
denen Bejoldung verurteilen.“ 


XVI. 
Rumänien. 


21. Januar. Teilweiſer Miniſterwechſel. 


In Genehmigung des Geſuchs des Miniſterpräſidenten und Miniſters 
des Innern, Kantakuzene, von der letzteren Funktion enthoben zu werden, 
genehmigt der König folgende Veränderungen im Kabinett: Kantakuzene 
bleibt Minifterpräfident ohne Portefeuille, der bisherige Finanzminiſter, 
General Manu, übernimmt das Innere, der KHultugminifter Take Jonescu 
die Finanzen. An die Stelle Jonescus tritt der Minifter für die öffent: 
lichen Arbeiten, Dr. Jftrati, welcher durch den Deputierten Juan Gradijch: 
teano erfeßt wird. Die übrigen Minifter behalten ihre Portefeuilles. 


17. Zuli. Das Kabinett tritt zurück und wird durch ein 
fonjervatived unter dem Präfidium Carps erjeht. 


Auguft. September. Berwidlung mit Bulgarien. 


Infolge der Ermordung eines rumäniſchen Profefford durch einen 
Bulgaren in Bufareft (22. Juli) fommt es zu diplomatiichen Verwicklungen 
und Rüftungen. Die rumänische Regierung richtet eine Bejchwerbe an die 
Pforte wegen de3 bulgarijchmacedonifchen Komités in Sofia und an die 
Großmächte wegen ber bulgarischen Rüftungen. — Das bulgarifch-mace: 
donische Komite joll die Ermordung der Könige von Rumänien und Ser: 
bien geplant haben, um während ber hierdurch entftehenden Verwirrung 
fih auf Macedonien zu werfen. 


In einem Prozeh, der gegen mehrere Bulgaren wegen biefer und 
anderer Mordthaten angeftrengt wird, werden einige zu Gefängnis: und 
Gelditrafen verurteilt (23. Nov.). — Die Eriftenz einer Verſchwörung gegen 
König Carol wird feftgeftellt. 
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13. Oktober. Die Kammer genehmigt eine Vorlage, die 
Einnahmen aus dem Zigarettenmonopol an die Diskontogejellfchaft 
zu zedieren gegen einen Vorſchuß von 15 Millionen Francs. 

28. November. (Bufareft.) Der König eröffnet das Parla= 
ment und jagt in der Thronrede über die Beziehungen zu Bulgarien: 

Er hoffe, dat dad Mißverſtändnis, welches zwiichen Rumänien und 
Bulgarien obwalte, angeficht3 ber vor Gericht Feftgeftellten Thatſachen ver: 
ſchwinden werde. E3 jei ein gemeinjames Intereſſe aller zivilifierten Ge: 
fellichaftäfreife, fi gegen gewifle Umtriebe zu verteidigen, bie die innere 
und äußere Ordnung des Staates gefährden. Die Regierung fei fich bewußt, 
daß radikale Maßnahmen, jelbft wenn ihre Notwendigkeit allgemein an: 
erfannt werde, Unzufriedenheit hervorrufen. 


XVI. 
Serbien. 


26. Januar. (Nijch.) Die Skuptichina genehmigt die neue 
Einfommenfteuer, die an Stelle der Vermögens- und Obrtfteuer tritt. 

Hiernach joll jeder Kaufmann und Gewerbetreibende von jeinen 
Gefamteinnahmen, d. h. von allem, was er im Laufe eines Jahres in feinem 
Geſchäft einnimmt oder einnehmen fann, in Belgrad 10 Prozent, in den 
Sreisftädten 7 Prozent und in den anderen Orten 3 Prozent als Einfommen: 
fteuer zahlen, ohne] irgendwelche] von feinen Ausgaben für Waren, Ma: 
terialien, Arbeitslohn, Miete zc. in Abſchlag zu bringen. 

Ende März. Serbien und Montenegro brechen die diplo— 
matijchen Beziehungen ab. 

Juli. Berlobung des Könige. Bruch mit Milan. Minijfter- 


wechjel. 

König Alerander proflamiert feine DBerlobung mit Frau Draga 
Maſchin, der Witwe eines Ingenieurs, einer ehemaligen Hofdbame der Kö: 
nigin Natalie (22. Juli). König Milan jucht vergeblich die Verlobung zu 
hintertreiben, er legt feine Stellung als Oberlommandierender nieder und 
verläßt Serbien. — Das Minifterium Georgjewitich demijfioniert ebenfallg, 
weil e3 die Heirat nicht billigt. Es wird ein meued Kabinett unter dem 
Prafidium von Alera Iwanowitſch gebildet. — Am 27. Juli veröffentlicht 
das Amtsblatt, daß der Zar zur Verlobung gratuliert habe. Eine Amneftie 
mildert die Strafen der 1899 im Hochverratsprozeß Berurteilten, nur die 
direft am Attentat gegen Milan Beteiligten find ausgeichloffen. 


5. Auguft. Belgrad.) Vermählung König Wleranders 
mit Draga Maſchin. 

24. September. Eine Amneftie begnadigt alle im Attentat3= 
prozeß (vgl. 1899) Verurteilten bis auf einen. 
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XVII. 
Griehenland. 


Anfang März. Enquete über den griechifch-türfifchen Krieg. 

Der Kammerausſchuß, der zur Unterfuchung diefer Angelegenheit ein: 
gejegt worden war, legt infolge der Weigerung des Minifterd des Aeußern, 
dem Ausſchuſſe in gewiſſe Schriftftücde Einficht zu gewähren, fein Mandat 
nieder. Der Vorgang wird allgemein mit Sleichgiltigkeit aufgenommen. 

25. März. Die Deputiertentfammer genehmigt nach Über: 
windung der Objtruftion das Gejeß, wodurch der Kronprinz den 
Dberbefehl über das Heer erhält. 


17. April. Schluß des Parlament2. 

Unter heftigen Kämpfen hat bie Regierung bie Neuregelung bes 
Poſt-⸗, Telegraphen: und Telephonweſens durchgejegt, ebenfo Reformen im 
Konſulatsweſen und in den Eifenbahnen. Das Budget ſchließt bei einer 
Sejamteinnahme von 111,315,528 Dramen und einer Gejamtausgabe von 
110,240,782 Dramen ziffermäßig mit einem Ueberſchuß von 1,074,796 
Dramen ab. 

Auguſt. Athen.) Zahlreiche Anfanterieoffiziere werden 
wegen Unbotmäßigfeit teils mit Arreft, teil3 mit Verabſchiedung 
beitraft. 

21. September. (Athen.) Der König unterzeichnet dag 
Geſetz, das den Kronprinzgen zum Oberbefehlshaber der Armee 
ernennt. 


XIX. 
Nord-Amerika. 


Januar. Verhandlungen mit England über Beſchlagnahme 
amerikaniſchen Eigentums in Südafrika. 


Am 18. Januar faßt der Senat folgende Reſolution: „Da verfichert 
wird, dat das Eigentum von Bürgern der Vereinigten Staaten welches 
feine Kriegskontrebande ift und durch die militärischen Behörden Groß: 
britanniena bei der Delagoa:Bai ohne guten Grund und entgegen den an- 
genommenen Grundjäßen des internationalen Rechts beſchlagnahmt wurde, 
da ferner dverfichert wird, daß das genannte Eigentum jet in Mikachtung 
der Rechte den Eigentümern besjelben zu unrecht zurüdbehalten wird, aus 
dieſen Gründen wird bejchloffen, daß der Präfident erfucht werde, dem Senat, 
wenn e3 mit dem Öffentlichen Intereſſe vereinbar ift, alle im Beſitz bes 
Staatädepartement3 befindlichen Nachrichten betreffend die gemeldete Be: 
Ihlagnahme und Zurüdbehaltung zu übermitteln und dem Senat mitzu: 
teilen, welche Schritte bezüglich eine® Erjuchen? um Rückerſtattung des 
Eigentums gethan find.“ — Da ein Teil des beichlagnahmten Gutes aus 
Lebensmitteln befteht, gibt die englifche Regierung folgende Erklärung ab: 
„Unfere Anficht geht dahin, daß Nahrungsmittel, die nach einem feindlichen 
Lande verfrachtet find, nur dann ala Kriegskontrebande angejehen werden 
fönnen, wenn fie für die Etreitfräfte des Feindes beftimmt find. Die bloße 
Vermutung, dab fie dazu beftimmt fein könnten, ift nicht genügend, es 
muß dielmehr erwiejen werden, daß zur Zeit, wo die Beichlagnahme er: 
folgte, die Lieferung an die feindliche Streitmacht beabfichtigt war.“ 

Januar. Bejchwerden der deutjchen Regierung wegen Zoll: 
fragen. 

Die Beichwerde richtet fih dagegen, dab die Beglaubigung ber 
Urſprungszeugniſſe durch die amerikanischen Konfularbeamten bdiejelben in 
den Stand ehe, Informationen zu erlangen, welche zum Schaden des 
deutichen Handel3 ausgenüßt werden könnten, wenn fie der amerikaniſchen 
Konkurrenz befannt würden, ferner darüber, daß die amerikanischen Zoll: 
taratoren dieje Zeugnifje nicht beachten, fondern ihre Entjcheidung auf an: 
gebliche Thatjachen bafierten, von denen den Erporteuren nichts befannt jet. 


Hebruar. Die Vereinigten Staaten geben den Anjpruch auf 
die Inſeln Cagayan-Sulu und Sibutu jüdlich von den Philippinen 
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auf, weil diefe außerhalb der im Parifer Frieden fejtgejeßten Grenze 
liegen. (Bgl. ©. 199.) 


5. Februar. (Waſhington.) Staatsjefretär Hay ſchließt 
mit dem englifchen Botjchafter Pauncefote einen Vertrag über den 
Bau de Nicaragua-Kanals. 


22. Yebruar. Der Senat genehmigt das Abkommen mit 
Deutichland über die Entjehädigung der in den Samoawirren Ge- 
Ihädigten. (Vgl. „Staats-Archiv“ Bd. 64.) 

22. Februar. (Repräfentantenhaug.) Staatsfefretär Hay 
läßt auf eine Anfrage erklären, daß zwifchen Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten fein geheimes Bündnis bejtehe. 


10. März. (Senat) Der Ausſchuß für auswärtige An— 
gelegenheiten lehnt den Vertrag mit England über den Nicaragua 
Kanal ab. 


20. März. Abſchluß einer Verhandlung mit Deutjchland, 
England, Frankreich, Rußland, Italien und Japan über die „offene 
Thür“ in China. Alle Mächte find einverjtanden, daß die chine- 
ſiſchen Märkte dem Handel der ganzen Welt geöffnet werden. 


April. (Kanada) Die öffentliche Meinung über den ſüd— 
afrifanischen Krieg. 

Ein Zeil des Landes verurteilt jcharf dad Vorgehen Englands; ber 
Abg. Bourafja, der ber Wortführer dieſer Partei ift, legt fein Mandat 
nieder, um die Stimmung der Wähler zu erforjchen, und wird mit großer 
Mehrheit wiedergewählt. Anf. April erklärt er im Parlament: „Daß fi 
Ganada durch den gewiſſenloſen Chamberlain und fein Gefolge in ben 
Krieg hat ziehen Lafjen, wird es einft noch bitter zu bereuen haben; wird 
doch jebt ſchon davon geredet, daß nach dem Krieg dies Land ein ftehendes 
Heer von 50 000 Mann, natürlidy zum Beften Englands, zu Ichaffen habe; 
aber dagegen wirb hoffentlich ſehr energiich angefämpft werden. Wir ftreben 
nad; Unabhängigkeit, können fie jedoch noch nicht erhalten; aber bi3 dahin 
ftellen wir uns auf den Boden der uns gewährleifteten Konftitution, bie 
von niemand, auch von England nicht, gebrochen werden darf, und es ift 
ſchlimm, dab die Regierung den Bruch geftattete; denn die Entjendung von 
canabijchen Truppen war ein Bruch unfrer Konftitution, die nicht durch 
da3 Parlament, jondern nur durch ein allgemeines Pflebiscit geändert 
werben darf — und wie ein folches Plebiscit heute ausfallen würde, das 
willen wohl beide Seiten des Haufe und das hat meine Wiederwahl 
gezeigt. Kanada hat indeffen niemals ein offizielles Angebot von Truppen 
gemacht, aber Ehamberlain telegraphierte einfach, daß er die „Offerte“ an— 
nähme und gab dann gleich Inftruftionen über Ausrüftung, Abjendung ac. 
Dieje Depejche ift die unvderfchämtefte, die je eine camadifche Regierung von 
dem englifchen Solonialamt erhalten hat, und fie joll niemals in Ber: 
geſſenheit kommen, denn die ganze Handlungsweije ift von Anfang bis 
Ende perfid und für Canada als jelbjtändige Kolonie eine ſchwere Be— 
leidigung.“ 
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6. April. Das Repräjentantenhaus bewilligt eine Flotten- 
vorlage, nach deren Ausführung die Flotte der Vereinigten Staaten 
18 Linienfchiffe und 8 Panzerfreuzer befiten joll. 

27. April. (Kanada.) Ein Brand zerjtört einen großen 
Teil Ottawas. 

2. Mai. (Utah.) Bei einem Grubenunglüd in Schofield 
werden gegen 200 Menjchen getötet. 

3. Mai. Das Repräjentantenhaug bejchließt ein Geſetz, 
wonach die Vereinigten Staaten den Nicaragua-Kanal ſchützen jollen. 


16. Mai. Wajhington.) Ankunft einer Burendeputation. 


Die Deputation wird vom Publikum jehr gefeiert, am 22. Mai 
twird fie vom Präfidenten Mac-Kinley und Staatäjefretär Hay in nicht 
offizielleer Audienz empfangen. Am 23. Mai erflärt Staatsjefretär Hay 
im Senat über den Empfang der Buren: In Anbetracht der Artikel 3 
und 5 der Haager Konvention müſſe jedes weitere Vorgehen der Vereinigten 
Staaten unter diefen Umftänden unratfam erjcheinen. Der Bericht jchliekt: 
Man kann jagen, daß der Präfident mit feinen Schritten, die er, von dem 
ernten Wunſch bejeelt, den Krieg beendigt zu jehen, unternommen hat, bis 
zu ber äußerften Grenze gegangen ift. Nachdem ber Präfident feine volle 
Pflicht gethan hat, indem er einerjeit3 jeine neutrale Haltung ftreng be: 
wahrte und anmdererjeit3 die erjte ihm fich darbietende Gelegenheit ergriff, 
um im Intereſſe de3 Friedens feine guten Dienfte anzubieten, ift er von 
der Anficht durchdrungen, daß ihm unter den jebigen Umftänden fein 
anderer Weg offen fteht, al3 bei der Politik unparteilicher Neutralität zu 
verharren. Hiervon abzumweichen würde allen unjeren Traditionen und 
nationalen Intereſſen mwiderjprechen und Folgen haben, mit denen fich weder 
der Präfident noch das Volk der Vereinigten Staaten befreunden könnten. 


2%. Juni. (Philadelphia.) Wahlprogramm der republi- 
fanifchen Partei zur Präfidentenwahl. 


Die Platforın der republifanifchen Partei erklärt, daß der Schub: 
zoll und der Monometallismus die Wohlfahrt des Landes zur Folge hätten. 
Die republifanijche Partei habe fich ftet3 für den Monometallismus aus: 
geiprochen und werde fich energijch der freien unbejchräntten Silberprägung 
wiederjegen und feine Maßregeln in diejer Richtung zulafjen, fofern fie 
nicht von den hauptſächlichſten handeltreibenden Nationen der Welt unter: 
ftüßt würden. Die Platform verurteilt die Syndifate und den wucherifchen 
MWarenanfauf, welche den Handel bejchränfen, die Produktion begrenzen 
und die Preije beherjchen. Man müfje Geſetze jchaffen, die diefe Mißbräuche 
verhindern. Die Platform jpricht ſich für NReciprozität aus und tritt für 
eine Hl rar ein, die die Einwanderung von Fremden noch mehr be: 
ichräntt, da jene nur nad) Amerifa kämen, um den amerikanischen Arbeitern 
Konkurrenz zu machen. Zransozeaniiche Kanäle mühten erbaut und unter 
den Schuß der Vereinigten Staaten geftellt werden, welche für fie das 
Eigentumsrecht und die ausſchließliche Verwaltung haben jollten. Die 
Platform hebt hervor, daß Präfident Mac-Kinley die Vereinigten Staaten 
zu feinen Bündniffen mit europäijchen Staaten veranlaßt hat, daß die 
Intereſſen Amerikas auf Samoa dadurch gewahrt wurden, daß dasſelbe 
die wichtigfte Inſel mit dem bejten Hafen erhalten habe, daß ferner Hawaii 
Amerika angegliedert wurde und dab Amerifa im füdafrifanifchen Krieg 
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feine guten Dienfte angeboten habe. Die Platform bekräftigt die Monroe: 
Doktrin und erklärt, die Regierung müfje die Politit der Nichteinmijchung 
bei europäifchen Streitigkeiten fortſetzen. Nichtsdeftotweniger jedoch hege 
das amerikanische Volk den heißen Wunſch, es möge fich bald für England 
und für die jüdafrifanijchen Republiken ein ehrenvoller Weg finden, um 
den Kampf zu beenden. Die Platform billigt die Haltung Mac-Kinleys 
in der Philippinen: Frage und die Verjprechungen bezüglich der Unab— 
hängigfeit und Autonomie Cubas. — Kandidat der Republifaner ift 
Mac-Kinley. 

30. Juni. 1. Juli. (New-York.) Auf den Schiffen des 
Norddeutſchen Lloyd „Saale“, „Bremen“, „Marie“, „Main“ im 
Hafen von Hoboken bricht Feuer aus. Der Dampfer „Main“ und 
die Werftanlagen des Norddeutſchen Lloyd werden zerſtört; viele 
Menſchen kommen um, zum Teil weil die amerikaniſchen Schlepper 
die Hilfe verweigern. 

6. Juli. Mew-York.) Demokratiſches Programm zur 
Präſidentenwahl. 

Die Platform macht den Imperialismus zum Hauptgegenſtand des 
Wahlkampfes und erklärt, der Imperialismus nach auswärts führe zu 
Haufe jchnell zum Dejpotismus. Die Politit der Regierung auf ben 
Philippinen und auf Cuba jei zu tadeln. Unabhängigkeit der Philippinen 
mit amerifanifcher Proteftion gegen fremde Einmiſchung müfje angeftrebt 
werden. Dagegen begünftigt die Platform die friedliche Ausdehnung, wo 
die Bevölferung geeignet und gewillt ift, da3 amerifanifche Bürgerrecht zu 
erwerben. Sie hält an der Monroe:Doktrin feſt und erklärt, fein Amerika: 
bewohner dürfe je gegen feinen Willen unter der Botmäßigfeit europäischer 
Gewalt gehalten werden. Die Platform verurteilt die Truſts, ftellt den 
Dingley: Tarif als eine die Truft3 erzeugende Maßregel hin, billigt bie 
Platform von 1896 und verlangt jofortige unbegrenzte Ausprägung von 
Gold und von Silber im Verhältnis von 16 zu 1. Gie befürwortet die 
direfte Wahl zum Senat, die fofortige Erbauung des Nicaraguafanala im 
Eigentum und unter alleiniger Aufficht der Vereinigten Staaten. Endlich 
verurteilt fie das jchlecht verhehlte republikaniſche Bündnis mit England, 
welches eine Zurückſetzung der anderen befreundeten Nationen mit fich bringe 
und drücdt ihre Sympathie für die Buren aus. — Kandidat der Demokraten 
ift wiederum Bryan. 


10. Juli. Wafhington.) Deutjchland und die Vereinigten 


Staaten jchließen folgendes Handelsabkommen (vgl. ©. 100): 


Die Unterzeichneten haben namen? ihrer vejpeftiven Regierungen 
folgendes Handelsabkommen abgejchlojjen: 

l. In Uebereinftimmung mit der dem Präfidenten durch Sektion 3 
des Zollgejeges der Vereinigten Staaten vom 24. Juli 1897 erteilten Er: 
mädtigung wird jeitend der Vereinigten Staaten zugeftanden, daß vom 
Tage des Inkrafttretens dieſes Abkommens an die folgenden Boden: und 
Induftrie-Erzeugniffe Deutſchlands bei ihrer Einfuhr nach den Vereinigten 
Staaten den in gedachter Sektion 3 erwähnten ermäßigten Zolljägen unter: 
worfen werden, nämlich: 

Roher Weinftein und rohe Weinhefe 5 Proz. vom Wert. 

Branntwein oder andere aus Getreide oder anderen Materialien 
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hergeftellte oder beftillierte Spirituofen für eine Gallone von Normalftärke 
1 Doll. und 75 Et3. 

Nicht jhäumende Weine und Wermut in Fäſſern für eine Gallone 
35 Cts.; bdeögleichen in Flaſchen oder Krügen für bie KHifte von einem 
Dutzend "Flajchen oder Krügen don mehr als Pint- bis Duatgehalt oder 
von 24 Flaſchen oder Krügen bis zu Pintgehalt für eine Kifte 1 Doll. 
und 25 Cts. In jolden Flaſchen oder Krügen gefundene größere Mengen 
follen einem Zoll von 4 Et3, für ein Pint oder einem Bruchteil davon 
unterivorfen werben, jedoch ſoll auf Flaſchen oder Krügen fein befonderer 
oder Zuſchlagszoll gelegt werden. 

Gemälde in Del: oder Waflerfarben, Paftellmalereien, Feder: und 
Zintenzeihnungen, ſowie Bildhauerarbeiten 15 Proz. vom Wert. 

II. Als Gegenleiftung fichert die kaiſerlich deutjche Regierung den 
Erzeugniffen der Bereinigten Staaten bei der Einfuhr nad Deutſchland 
Diejenigen Zolljäße zu, welche durch die in den Jahren 1891 —1894 zwiſchen 
Deutichland einerfeit3 und Belgien, Italien, Defterreih: Ungarn, Rumänien, 
Rußland, Schweiz und Serbien andererjeit3 abgejchloffenen Handeldverträge 
diefen Ländern zugeftanden worden find. 

Außerdem wird die faijerlich deutſche Regiernng, jobald diejes Ab: 
fommen in Kraft tritt, diejenigen Anordnungen aufheben, nad) welchen 
aus den Vereinigten Staaten eingehendes getrodnete® und gedörrtes Obſt 
einer Unterfuhung auf San Joſé-Schildlaus unterzogen wird. Diejes Obft 
wird während der Seltung diefes Abkommens feinen anderen Zaften unter: 
tworfen werben, al3 ben gejegmäßig darauf ruhenden oder darauf zu legenden 
Zollſätzen. 

III. Dieſes Abkommen tritt mit dem Tage des Erlaſſes der Pro— 
klamation des Präſidenten der Vereinigten Staaten, durch welche es Gültig— 
keit erhält, in Kraft und bleibt in Kraft bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach dem Tage, an welchem eine der Parteien die andere von ihrer Abſicht, 
dasſelbe zu beendigen, in Kenntnis jeßt. 

- So geichehen in doppelter Ausfertigung in beutfcher und engliſcher 
Sprade zu Wajhington am zehnten Juli Eintaujendneunhundert. vd. Hol: 
leben (L. 8.), außerordentlicher und bevollmächtigter Botichafter Sr. Majeftät 
des Deutichen Kaiſers, Königs von Preußen. John Hay (L.S.), Staats: 
jefretär der Vereinigten Staaten von Amerika. 


Juli. Überficht über die Einwanderer im Yahre1899. Volkszahl. 


Nah einer beröffentlichten Statiſtik kamen in New-Yort 341711 
Auswanderer an, faft 100000 mehr al3 im PVorjahre. Die größte Zahl 
ftellte Jtalien mit rund 100000, wovon über 82000 aus Süd-talien und 
etwa 17000 aus Nord: talien kamen. An zweiter Stelle folgten die 
Juden mit 44520 Auswwanderern, gegen das Vorjahr über 17000 mehr. 
An dritter Stelle ftehen die Bolen mit faft 37000 und einem Plu3 von 
11000, an vierter Stelle die Slowafen mit über 25400, an fünfter die 
Iren mit 25200, an jechiter Stelle die Deutjchen (23382 gegen 21210), 
über 10 000 Einwanderer ftellte außerdem nur noch Ungarn. Die weitere 
Reihenfolge war: Kittauer 9170, Eroaten und Slawonier 8906, Finnländer 
6783, Engländer 4346, Griechen 3734, NRuthenen 2653, Böhmen und 
Mähren 2328 und Franzoſen nur 1956 — bie einzige Nation, die eine 
Abnahme zu verzeichnen hat. — Die Volkszahl der Vereinigten Staaten 
beträgt 76295220, gegen 1890 eine Zunahme von 13225 464. 


23. Juli. Präfident Mac Kinley erwidert der chinefifchen 
Regierung auf eine Bitte um Intervention: 
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Ich bin erfreut, zu erfahren, daß Euere Majeftät anerkennt, daß 
die amerikanische Regierung und das amerikanische Volk nichts weiter von 
China wollen, al® wa3 recht und billig ift. Die Truppen find gelandet 
worden, um die Geſandtſchaft aus ſchwerer Gefahr zu befreien und Leben 
und Eigentum der im Einklang mit den Vertragsrechten ſich in China 
aufhaltenden Amerikaner zu ſchützen. Aus Euer Majeſtät Brief geht her— 
vor, daß böswillige Menſchen, die den Freiherrn von Ketteler ermordet 
und die Geſandten in Peking belagert haben, ſich im Aufſtand gegen die 
kaiſerlichen Behörden befinden. Wenn dies der Fall iſt, ſo lege ich Euer 
— Regierung hiermit feierlich nahe, 

1. öffentlich zu erklären, ob die fremden Geſandten noch leben und 
in — Lage ſie ſich befinden, 

2. den Diplomaten fofortige freie Verbindung mit ihren Regie: 
rungen zu gewähren und alle Gefahr für ihr Leben und ihre Freiheit zu 
bejeitigen und 

3. die faiferlichen Behörden in China mit der Entjaß-Erpedition in 
Berbindung treten zu laffen, um ein Kooperieren zum Schuße der Ausländer 
und zur MWiederherftellung der Ordnung herbeizuführen. 

Wenn diefe drei Punkte zugeftanden werden, jo glaube ich, wird ſich 
einer freundjchaftlichen Beilegung aller fich aus den jüngsten Unruhen er: 
gebenden Fragen fein Hindernis entgegenftellen. Die freundichaftlichen 
guten Dienjte Amerikas werden mit Zuftimmung der übrigen Mächte Euer 
Majeftät gern zur Verfügung geftellt werden. 

29. Auguft. Das Staatödepartement veröffentlicht folgende 
Mitteilung über die ruffiiche und amerifanifche Politik in China: 

Der ruſſiſche Gejchäftsträger hat hier geftern mündlich Erklärungen 
über die Abfichten Rußlands in China abgegeben. Er erklärte, Rußland 
habe nicht die Abficht, in China Gebiet zu erwerben. Es habe feiner 
Gejandtichaft helfen wollen und Niutſchwang nur aus ftrategiichen Gründen 
bejegt. Sobald die Ordnung wiederhergeftellt jei, werde e3 jeine Truppen 
aus diejer Stadt zurüdziehen, e3 fei denn, daß die Mächte fi) dem wider: 
jegen würden. Rußland habe feinen Gejandten und da3 Perfonal ber 
ruſſiſchen Gejandtichaft in Peking angewiejen, Peking zu verlafjen. Ebenſo 
würden die xuffiichen Truppen nad Zientfin zurücgezogen werben und 
Rußland tverde, wenn die chinefiiche Regierung die Zügel der Macht wieder 
an fi) genommen haben würde, jobald fie ferner Hevollmächtigte ernannt 
habe, mit denen die übrigen Mächte verhandeln könnten, und jobald fie 
den Wunſch ausgebrücdt habe, im ſolche Verhandlungen einzutreten, auch 
feinerjeit3 einen Vertreter ernennen. In ihrer Antwort auf dieje Erklärung 
bemerkt die amerikanische Regierung, daß die offenen Erklärungen Rußlands 
mit denjenigen der übrigen Mächte übereinftimmen. Alle Mächte hätten 
die Abficht, irgend einen Zeil chinefiichen Gebietes zu erwerben, weit von 
fich gewiejen. Die Ziele der Mächte würden fi) nach Anficht der Ver: 
einigten Staaten aber bejjer durch eine gemeinjchaftliche Bejegung von 
Peking auf Grund internationalen Uebereinkommens erreichen laſſen, bie 
fo lange dauern müſſe, bis die chinefiiche Regierung wiederhergejtellt und 
wirklich im ftande ſei, neue Verträge abzujchliegen, welche eine Wieder: 
berftellung der Garantien des Schutzes für die Zukunft gewährleifteten. 
Wenn dieſe Autorität twiederhergeftellt jei, jo hätten die Amerikaner, wie 
befannt jei, den Wunfch, ihre Truppen aus Peking zurücdzuziehen und in 
Hriedensverhandlungen einzutreten, um auf diefem Wege die Genugthuung 
für ihre gerechten Anjprüche zu erlangen. Die Vereinigten Staaten ſeien 
ber Anficht, daß eine weitere Fortdauer der Beſetzung Pekings nicht das 
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leptgenannte Ergebni3 haben werde, wofern nicht alle Mächte die gleichen 
Abfichten hegten. Jede Macht, welche ihre Truppen aus Peking zurüd: 
ziehe, werde notwendigerweiſe ihre Intereſſen in China dann auf eigene 
Fauſt zu wahren haben. Die Bereinigten Staaten hielten es für das 
Belte, die verichiedenen Befehlshaber der Truppen in Peking anzuweijen, 
ficy über die Räumung der Stadt miteinander zu verftändigen, welche dann 
in Mebereinftimmung erfolgen werde. Aus allen diefen Erwägungen geht 
hervor, daß, wenn die Mächte fich nicht allgemein für eine Verlängerung 
der Okkupation Pekings ausiprechen und nicht allgemeine Mebereinftimmung 
unter ſich über diefen Punkt erzielen würden, die Vereinigten Staaten ihren 
Befehlshaber in Peking anweifen würden, die amerifaniichen Truppen aus 
Peking zurückzuziehen, aber erft nachdem er fi mit den übrigen Befehls: 
habern über den Zeitpunft der Räumung und über fein weiteres Verhalten 
verftändigt habe. 


Anfang September. (Texas.) Bei einem Orkan fommen 
mehrere Tauſend Menſchen ums Leben. (VBgl. ©. 121.) 

23. September. Die amerifanifche Regierung antwortet auf 
die deutjche Note vom 18. (©. 123): 

Die Beftrafung ber Urheber der Gewaltthätigfeiten werde für weſent— 
lic gehalten, um eine Wiederholung zu verhindern; man ſei jedoch der 
Anficht, dab keine Strafmakregeln jo wirkjam jein würden, wie eine Be: 
ftrafung durch die Taiferliche Gewalt jelbit, und es erſcheine nur billig, 
daß man China die Gelegenheit gebe, fich auf dieje Weije zu rehabilitieren. 
Die amerikanische Regierung möchte die Beftrafung ihrem Weſen nad) ala 
eine Bedingung anjehen, die erſt bei ber jchließlichen Regelung zu ver: 
handeln ei. 

26. September. Die amerifanijche Regierung bejchließt, die 
Truppen in Peking, Taku und Tientfin nah Manila zu jchaffen 
und in Peking nur eine Gejandtenwache zurücdzulaffen. 

29. September. (New-Norf.) Der amerikanische Botjchafter 
in Deutjchland, White, fordert die Deutjchen dringend auf, bei der 
Präfidentenwahl für Mac Kinley zu jtimmen, da diejer ſtets auf 
ein gutes Verhältnis zu Deutjchland Hinarbeite. 

Ende September. Anfang Oftober. (New-York.) Streif 
der Kohlenarbeiter, der durch eine zehnprozentige Lohnerhöhung 
beendet wird. 

11. Oktober. Die amerifanifche Regierung erwidert auf die 
Note Delcaſſés (©. 231): 


Die Regierung der Vereinigten Staaten ift mit Frankreich der 
Meberzeugung, daß man ausreichende Genugthuung für die gejchehenen 
Frevel und ernfte Bürgichaften für die Zukunft erhalten müſſe. Der Prä- 
fident Mac Kinley ift glüdlich, in den Vorjchlägen ber Note vom 4. Of: 
tober den Geift wiederzufinden, welchen die bisher von allen beteiligten 
Mächten abgegebenen Erklärungen atmeten und es twürde ihm angenehm 
jein, wenn die Friedensverhandlungen fogleih nah Prüfung der Voll: 
machten ihren Anfang nähmen. Bezüglich der Beitrafung der jchuldigen 
Würbdenträger jagt die Antwort, dab die chinefiiche Regierung zwar jchon 
ihre Geneigtheit gezeigt habe, eine gewiſſe Anzahl Schuldiger zu Leftrafen, 
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daß aber die Vertreter der Mächte nah Eröffnung der Verhandlungen 
dieſe Lifte noch ergänzen könnten. Hinfichtlich des Verbots der Waffen: 
einfuhr in China heikt es, dasſelbe werde zweifellos nicht für immer 
beitehen bleiben und man werde über Einzelheiten fich im Laufe der Ber: 
handlungen bejprechen fönnen. Zu der Frage der zu leiltenden Gnt: 
ichädigungen bemerkt die Antwort, es jei der Wunſch aller Mächte, aus: 
reichende Entſchädigungen zu erhalten. Rußland habe vorgejchlagen, man 
möge, fall3 in diejer frage die Meinungen auseinander gingen, die Ange: 
Yegenheit dem internationalen Schiedögeriht im Haag unterbreiten. Der 
Präfident jei der Anficht, daß dieſer Vorfchlag der Aufmerkfamteit der 
Mächte wert ſei. Weiter heißt e3 in ber Antwort, die Regierung könne 
ohne Zuftimmung de3 Kongrefjes nicht die Verpflichtung übernehmen, eine 
ftändige Schugtruppe in Peking zu belaffen, fie jei jedoch entichloffen, unter 
den gegenwärtigen Berhältniffen zeitweilig eine genügende Wachmannſchaft 
dafjelbft zu halten. Bezüglich der Schleifung der Fort? von Taku behält 
der Präfident fich vor, feine Anficht zu äußern, da er hierzu neue Infor— 
mationen über die Lage in China erwarte. Für die Frage der Bejegung 
verichiedener Punkte zwiichen Peking und Tientfin gilt, wie die Antwort 
bemerkt, der gleiche Vorbehalt, wie der bezüglich des Haltens einer ftän: 
digen Schußtruppe in Peking gemachte. Der Präfident könne im Namen 
des Landes Feine Verpflichtung zu einer dauernden Teilnahme an einer 
folhen Okkupation übernehmen, jedoch halte er es für wünſchenswert, dab 
die Mächte von China Zuficherungen erhalten bezüglich ihres Rechts, ihre 
Gejandtichaften zu beſchützen und die nötigen Vorkehrungen dazu zu treffen, 
um jederzeit zu denfelben gelangen zu können. Die Antwort erklärt ſchließ— 
lich, der Präfident nehme an, daß Frankreich und die anderen Mächte in 
den don ben Vereinigten Staaten gemachten Vorbehalten fein Hindernis 
für die Eröffnung von Verhandlungen auf den vorgeichlagenen Grundlagen 
erblidlen würden und er hoffe, daß ſolche bald eingeleitet würden. 


29. Oktober. Die amerifanifche Regierung antwortet auf die 
Mitteilung des englifch-deutjchen Vertrages (©. 214), den erjten 
beiden Artikeln könne fie freudig zuftimmen, über den dritten habe 
fie feine Meinung auszufprechen, weil diejer allein ein deutjch- 
englijches Abkommen bilde. 

29. Oktober. (New-York.) Durch eine Erplofion in einer 
chemifchen Fabrik werden gegen 200 Perjonen getötet. 

6. November. Mac Kinley wird mit 292 Elektoratjtimmen 
gegen Bryan, der 155 erhält, zum Präfidenten der Union gewählt. 

Anfang November. (Kanada.) Bei den Parlamentswahlen 
erlangt die Regierung eine Mehrheit von 46 Stimmen. 

27. November. Präfident Mac Kinley richtet einen Aufruf 
an das Land, um Stimmung für die Erhöhung der amerikanischen 
Armee auf 100000 Mann zu machen. 

1. Dezember. (Wajhington.) Der Staatzjefretär Hay 
ichließt mit dem Gejandten Nicaraguad einen Vertrag, wonach 
Nicaragua den Bereinigten Staaten innerhalb Nicaragua zum 
Bau des Kanals die erforderlichen ‘Privilegien erteilt. 

19 * 
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Anfang Dezember. Es kommen Nachrichten über die un— 
befriedigende Lage der Amerikaner auf den Philippinen. 


3. Dezember. Präfident Mac Kinley erläßt eine Botjchaft 
an den Kongreß. 


Die Botſchaft rühmt das loyale Verhalten der Vizekönige ber jübd- 
lichen Provinzen Chinas, jowie die Energie der Konjuln und Schiffs: 
fommandanten und bezieht fich auf da3 amerikanische Rundichreiben vom 
3. Juli 1900, in dem Amerikas Haltung fundgegeben worden ift. Amerikas 
Politik beftehe darin, die chinefiiche territoriale und abminiftrative Weſen— 
heit zu erhalten, die Rechte der Mächte in China zu jchügen und ben 
Handel dort für die ganze Welt in gleichmäßiger, unparteiifcher Weije zu 
fihern. Amerifa nahm den ruſſiſchen Vorſchlag auf Wiederherftellung der 
faiferlichen Gewalt in Peking an als da3 am beiten geeignete Mittel, um 
eine dauernde Regelung zu bewirfen. Der Präfident verlangt exemplariiche 
abjchredende Beitrafung der wirklich Schuldigen innerhalb der rationellen 
Grenzen vergeltender Gerechtigkeit. Er betrachtet dies als die erſte Be: 
dingung und deutet dann an, daß eine Entſchädigung geleiftet werden 
fönne, teil3 durch richtige Bürgjchaften zur Sicherung der Rechte der Aus: 
länder, teils dadurch, daß China dem Handel der ganzen Welt geöffnet 
werde. Mac Kinley jpricht ſich jodann für den ruffiichen Vorſchlag aus, 
daß alle weitergehenden Meinungsverjchiedenheiten betreff3 der Entſchädi— 
gungen dem Haager Schiedsgerichtähofe unterbreitet werden jollen. Die 
Beziehungen zu Frankreich, heißt es weiter in der Botjchaft, jeien freund: 
liche. In den Beziehungen zu Deutjchland herriche guter Wille vor. Nach 
Grwähnung der freundichaftlichen Regelung” der Frage ber Verſicherungs— 
gejellichaften und des Samoa-Abkommens erwähnt Mac Kinley das Fleiſch— 
befhaugejeß und jagt: E3 herrſche noch große Ungewißheit, ob Amerikas 
faft vernichteter Handel mit Deutjchland in Fleiſchprodukten unter den 
neuen Zaften wieder aufleben kann. Der Präfident hofft zuverfichtlich, daß 
die deutjchen Beltimmungen frei von jenen Differenzierungen fein werden, 
die die Durchführung der alten Verordnungen zur Folge hatte. Bei Be: 
ſprechungen der Beziehungen finden fchliehlich noch) das neue deutſch— 
amerifanijche Kabel und der bei jeiner Eröffnung erfolgte Austauſch von 
Glückwünſchen mit dem Deutjchen Kaifer Erwähnung. Bezüglich der Be: 
ziehungen zu England ift in der Botjchaft ausgeführt, daß dieje fortgejeßt 
gute find. Der Krieg in Südafrifa hat zu peinlichen Fragen bezüglich 
der Neutralitätsgejege Anlaß gegeben, die in einer für die unmittelbar 
Beteiligten befriedigenden Weije beigelegt wurden, aber leider ohne eine 
Regelung der frage des Rechtes der neutralen Waren, die nicht an fi 
Stontrebande find, herbeizuführen. Die Botichaft betont jodann die Note 
wendigfeit einer endgültigen Feſtſtellung der Grenzen von Alaska. Sie 
erklärt ferner, daß der Einfluß Japans als eines, dem allgemeinen Intereſſe 
de3 Friedens, der Ordnung und bes Handels förderlichen Faktors, nicht 
unterichäßt werden könne. Die Botjchaft erwähnt die Konvention mit 
England hinſichtlich des Baues de3 Iſthmus-Kanals und befürwortet 
den Abſchluß eines Handelsvertrages mit Spanien. Die von Amerika 
an die Türkei geftellten Forderungen, heißt e3 dann Weiter, bürften 
bald in befriedigender Weiſe erledigt werden. Sollten in ber Frage 
der Hanbelsverträge mit einigen Ländern Berordnungen nach einer für 
Amerika feindlichen Gejeßgebung fortdauern, jo werde Mac Kinley im 
ei eine, den Erforderniifen der Lage gerecht werdende Gejeßgebung 
anbahnen. 
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5. Dezember. Präfident Mac Kinley legt dem Kongreß einen 
Bericht der Kanallommiffion vor. 

Die Kommilfion fpricht fih darin einftimmig für die Nicaragua 
Strede ala die am leichteften durchführbare Strede aus, auf der der Kanal 
unter Beherrijchung, Verwaltung und im Eigentum der Vereinigten Staaten 
zu betreiben jei. Die Koften werden auf 200540000 Dollard geſchätzt, 
während die Koften eines Kanals über die Panama:Enge auf 156 378 258 
Dollar3 veranjchlagt werden. Der Bericht hebt die verfchiedenen Vorteile 
der Nicaragua-Linie hervor und bemerkt, daß die Regierungen von Nicaragua 
und Goftarica durch feine der von ihnen erteilten Konzeffionen behindert 
werden, während Columbien durch die der Panama:Gejellichaft gewährte 
Konzeffion gebunden ift. Die Kommiffion ſchlägt für den Bau des Kanals 
35 Fuß Tiefe, 150 Fuß Sohlenbreite, fowie Schleufen von 740 Fuß Länge 
und 35 Fuß Breite vor. Der Kanal, der im ganzen 186 englifche Meilen 
lang werden würde, ſoll in 10 Jahren fertig fein. 


10. Dezember. Das Repräfentantenhaug genehmigt ein 
Geſetz, das die Abgaben auf Margarine, die wie Butter gefärbt ift, 
von 2 auf 10 Cents pro Pfund erhöht. 

21. Dezember. Der Senat genehmigt den Vertrag mit Eng: 
land über den Nicaraguasflanal, aber mit Zujäßen, die den In— 
halt des Vertrages gänzlich verändern. (Dal. Überficht.) 

Ende Dezember. Die deutjche Regierung legt der amerifa- 
nischen die Ansprüche deutſcher Unterthanen auf Kuba auf Ent- 
Ihädigung für die vor und in dem fubanijchen Kriege erlittenen 
Verluſte vor. Die amerifanijche Regierung antwortet, feine Ver— 
antwortung dafür übernehmen zu können. 


XX. 
Mittel: und Süd-Amerika. 


Januar. Februar. (Martinique) Bei einem Ausſtande 
von Zuderarbeitern muß die Garnifon einjchreiten. Mehrere Ein 
geborene werden getötet. 

Februar. (Chile) Das Gerücht, daß Argentinien, Peru 
und Bolivia einen Geheimvertrag gegen Chile abgejchloffen haben, 
ruft Beunruhigung hervor und veranlaßt militärische Rüftungen. 

März. (Denezuela.) Bürgerkrieg. Die Regierungspartei 
iſt fiegreich. 

März. (Brafilien.) Es wird eine Verſchwörung entdedt, 
die angeblich auf Wiederheritellung der Monarchie abzielte. 
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April. (GColumbia.) Ein Bürgerkrieg bricht aus, der das 
ganze Jahr anhält und zu Konflitten mit England und den Ver— 
einigten Staaten führt. 

2. Mai. (Argentinien) n einer Botichaft an den 
Kongreß betont der Präfident, daß fich die Finanzlage allmählich 
beflere. 

September. (Chile und Bolivia.) Zwijchen beiden Staaten 
fommt e3 zu diplomatischen Verwidlungen, weil Bolivia Anfprüche 
auf das 1882 abgetretene Gebiet erhebt. Chile lehnt jchroff ab. 
Argentinien und Peru fprechen fich für Bolivia aus. 

September. (Meriko.) Statiftifches über die Bevölferung. 


Die Ergebniffe der Volkszählung von 1895 werben veröffentlicht. 
Die Bevölkerung der gefamten Republif wird auf 12491573 Köpfe ange: 
geben. SHierunter befinden fi) nur 51095 im Ausland geborene Aus: 
länder. Die Ausländer verteilen fi auf die einzelnen Nationalitäten tie 
folgt: Guatemaltefen 13962, Spanier 12859, Norbamerifaner 11331, 
Franzoſen 3598, Engländer 2450, Deutiche 2155, Ftaliener 1932, Chinefen 
949, Schweizer 210 und Defterreicher und Ungarn 185. Bon den rund 
12'/. Millionen Einwohnern Mexikos waren des Leſens und Schreibens 
nur 1,78 Millionen fundig, des Leſens allein 0,32 Millionen. Böllige 
Analphabeten wurden rund 8 Millionen gezählt, während 2,33 Millionen 
wegen jugendlichen Alter? noch feinen Schulunterriht erhalten hatten. 
Die Zahl der ca. 10 Millionen Analphabeten in Mexiko ftimmt mit der 
Zahl der Einwohner dieſes Landes von rein indianifhem Blut überein, 
welche da3 Hauptlontingent der Analphabeten ftellen. Don der Gejamt: 
bevölferung ſprechen 10,4 Millionen da3 Spanifhe. Bon den elf india: 
niſchen Mundarten ift das auch als Merifano bezeichnete Nahuatl, die alte 
Sprache der Aztefen, am weiteſten verbreitet; dasielbe wird noch von fait 
650 000 Einwohnern als Umgangsſprache geiprochen. 


Anfang Oktober. (Peru) Straßenfämpfe in Lima. 

20. Oktober. (Brafilien.) Der Präfident begibt ſich mit 
einem Gejchwader von drei Schiffen nach Buenos Aires zum Be— 
juche de3 Präfidenten von Argentinien. 

Dftober. (Santo Domingo.) Die Regierung jchlägt einen 
Aufftand nieder. 

Ende Dftober. Anfang November. (Venezuela) Ein Erb- 
beben richtet in Caracas und in Guarenas großen Schaden an. 

November. Es werden Nachrichten verbreitet, daß die Re— 
publif Acre (vgl. 1899 ©. 294) die offizielle Anerkennung bei den 
Vereinigten Staaten nachfuche. 

1. Dezember. Schiedägericht zwiſchen Frankreich und Bra— 
filien über Guyara. 


Dad Schiedsurteil de3 Schweizer Bundesrate3 lautet: Da bie 
Schiedsrichter den Bincent Picon mit dem Oyapoc identifizierten, wird bie 
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Grenze zwifchen Brafilien und dem franzöfiichen Gebiet gebildet durch ben 
Dyapoc vom Kay Dranje bis zur Quelle und durch die MWafjerjcheide ber 
Tumuc-Humac-Berge bis zur Grenze don Holländifch: Guyana. (Vgl. 
Ueberficht.) 

Anfang Dezember. (Porto Rico.) Es tritt eine parla- 
mentarijche Selbjtregierung in Kraft. Der amerifanifche Gouverneur 


verläßt die Inſel. 


XXI. 
Anftralien und Südſee. 


Januar. Der deutfche Kreuzer „Seeadler” unternimmt eine 
Straferpedition nach den Admiralitätsinfeln wegen der Er: 
mordung einiger deutjcher Kaufleute. 

1. März. (Samoa) In Mulinuu, dem früheren Sitze 
der ſamoaniſchen Regierung, wird die deutjche Flagge gehißt. 

März. April. (Auftralien.) Aus vielen Städten fommen 
Klagen über rüdfichtslofe Behandlung der Deutfchen durch Eng— 
länder und die englifchen Behörden. 

9. Zuli. (Auftralien.) Königin Viktoria jeßt die dom 
Parlament angenommene auftralifche Bundesverfaflung in Kraft. 


Hiernad werden am 1. Januar 1901 die jämtlichen auftralifchen 
Kolonien in einem unauflölichen bunbesmäßigen Gemeintwejen unter der 
Krone des Dereinigten Königreichs bon Großbritannien und Jrland zu: 
jammengefchloffen fein und einen Bundesſtaat unter der britijchen Stage 
bilden, der feine eigene Berfafjung und fein eigenes Parlament hat. — 

Earl of Hopetoun wird zum Generalgouverneur des auftralifchen — 
weſens ernannt. 


Oktober. England annektiert die „Cook Islands“ (21 Gr. 
ſüdl. Br. und 160 öſtl. L. v. Gr.). 


XXII. 
Afrika. 


1. Januar. (Südafrikaniſcher Krieg.) Der engliſche 
General French drängt die Buren bei Arundel zurück. 

6. Januar. (Südafrikaniſcher Krieg.) Die Buren ſchlagen 
den General Watjon von Frenchs Divifion bei Colesberg. 
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6. Januar. (Südafrifanifcher Krieg.) Die Buren unter- 
nehmen einen erfolglofen Sturm auf Ladyjmith. 

Januar. (Kongoftaat.) Die Bundichaneger im Mongalla— 
dijtrift ermorden mehrere Weiße mit ihren Trägern. Im März 
wiederholen fich ähnliche Ereigniffe. 

10. Januar. Lord Roberts, der englijche Oberbefehlshaber, 
landet mit Lord Kitchener, dem Generaljtabschef in Kapftadt. 

17. bis 25. Januar. (Südafrifanifcher Krieg.) General 
Buller jucht den Spionskop zu erftürmen und den Tugela zu über- 
ichreiten, wird aber mit großen Verluften zurüdgeworfen. Ein 
zweiter Verſuch jcheitert am 5. Februar. 

6. Februar. (Südafrifanifcher Krieg.) Lord Roberts 
verläßt Kapſtadt, am 9. trifft er am Modderfluß ein. 

16. Februar. (Südafrikanifcher Krieg.) Der englifche 
General French entjegt Kimberley nach einigen unbedeutenden Ge- 
fechten. 

20. Februar. (Südafrikaniſcher Krieg.) General Buller 
nimmt Golenjo; in den folgenden Tagen überjchreitet er den Tu— 
gela und umgeht die Stellung der Buren bei Grobelaaräflopf. 

25. Februar. (Deutih- Kamerun.) Bei einer Straf: 
erpedition gegen die Bangwaneger werden drei Offiziere verwundet 
und ein Arzt getötet. 

27. Februar. (Südafrifanifcher Krieg.) General Eronje 
muß fich bei Paardeberg mit 4080 Buren an Lord Roberts ergeben. 
Etwa ebenfoviel find entkommen. 

2. März. (Südafrifanijcher Krieg.) General Buller 
zieht in Ladyjmith ein, deſſen Belagerung am 21. Februar auf: 
gehoben ift. 

5. März. (Südafrifanijcher Krieg.) Ein Friedendgefuch 
der Präfidenten Steijn und Krüger lehnt Lord Salisbury ab und 
fordert unbedingte Unterwerfung. 

13. März. (Südafrifanifcher Krieg.) Lord Roberts be- 
jet Bloemfontein, nachden er die Verteidigungsarmee unter Jou— 
bert ohne Schlacht durch Umgehung zum Rüdzuge gezwungen hat. 

März. (Südafrifanifcher Krieg.) Der Aufjtand in der 
Kapkolonie wird allmählich unterdrüdt. Im Dranje-Freiftaat er= 
geben fich zahlreiche Buren, nachdem Nobert3 proflamiert hat, daß 
jeder gegen Auslieferung jeiner Waffen und Leiftung eines Neu— 
tralitätgeides auf jeine Farm entlaffen würde. 
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13. März. (Südafrifanifcher Krieg.) Präfident Krüger 
erflärt den Oranje-Freiſtaat al3 zur Südafrifanijchen Republik 
gehörig. 

27. März. (Südafrifanijcher Krieg.) General Joubert, 
der Oberbefehlshaber der Buren, jtirbt, 68 Jahre alt, in Prätoria. 


Sein Nachfolger wird der Transvaaler Louis Botha. 

Ende März. (Algier) Eine große franzöfiiche Expedition 
bricht zur Bejegung der oranifchen Oaſen auf, die bis zum Juli 
bejeßt werden. 

Ende März. April. (Südafrifanijcher Krieg.) Einige 
Streifjcharen der Buren unter den Draniern de Wet und Olivier 
machen Borftöße gegen die englifchen Verbindungen und bringen 
den Engländern mehrere Schlappen bei. Sie nehmen die Waſſer— 
werfe von Bloemfontein und belagern Wepener, am 24. April 
werden die Wajlerwerfe wieder genommen und die Buren nad) 
Norden zurücdgetrieben. 

2. April. (Südafrifanijche Republik.) Die Regierung 
bejtimmt, daß alle britifchen Einwohner von Johannesburg, Bocks— 
burg und Krügersdorf binnen 43 Stunden und alle übrigen mit 
ihren Familien vor dem 5. April das Land zu verlafjen haben. 

April. (Südafrifanifcher Krieg.) Urteil des Lord Ro— 
bert3 über englijche Generale. 

General Gatacre wird ſeines Kommandos enthoben, weil er in ben 
Kämpfen gegen de Wet verfagt hat. Die KHriegführung Bullers und 
Warren? am Spionkop tadelt er in einem Bericht an dag Kriegsminifterium, 
den die „Londoner Zeitung“ veröffentlicht: Er tadelt, daß Warren an dem 
von Buller vorgefchriebenen Plan Nenderungen vorgenommen habe und 
bedauert, fich der Anficht Bullers nicht anfchliehen zu können, daß Oberft 
Thorneyfroft vorfichtig gehandelt habe dadurch, daß er den Rüdzug vom 
Spionkop anordnete. Roberts findet im Gegenteil, daß dieſer Offizier, über 
deſſen perjönliche Tapferkeit er ſich höchit lobend ausjpricht, nicht zu ent- 
fchuldigen ſei, da er eine folche Verantiwortlichfeit übernommen habe. 
Roberts bedauert ferner, daß Warren, obgleich er die Fritiiche Lage ber 
Truppen kannte, nicht perjönlich den Spionkop aufjuchte, und flimmt mit 
Buller darin überein, daß e3 an der nötigen Organijation und an dem 
ſyſtematiſchen Vorgehen gefehlt habe, was in ſehr ungünftiger Weife auf 
die Verteidigung diejer Stellung zurüdgewirft habe; auch hält Roberts 
dafür, daß diejer Verſuch, Ladyimith zu befreien, der gut vorbereitet war, 
hätte gelingen müfjen. Der Mikerfolg fei teilweife den Terrainjchwierig: 
feiten und den dominierenden Stellungen de3 Feinde, aber wahricheinlich 
auch dem Mangel an MUrteilsfähigfeit und adminiftrativer Tüchtigkeit 
Warrens zuzufchreiben. Was für Fehler aber auch Warren begangen haben 
mag, jo müſſe man doch auch den Mikerfolg dem Umftande zufchreiben, 
daß der Oberbefehlshaber (Buller) feine Autorität nicht genügend zur Gel: 
tung zu bringen wußte und e3 unterließ, fi davon zu überzeugen, daß 
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feine Befehle auch ausgeführt wurden. Roberts Lonftatiert ſchließlich mit 
Genugthuung, dab, wie aus den Depeichen Buller? und Warren3 hervor: 
gehe, die Haltung der Truppen bewundernswert geweſen fei. 


April. (Südafrifanifcher Krieg.) Die portugiefifche Re- 
gierung gejtattet der britiichen über Beira Truppen und Kriegs— 
material in dag Hinterland nach Buluwayo zu transportieren. 

22. April. (Franzöfifh-Weftafrifa.) Eine Erpedition 
befiegt und tötet den Sultan Rabah von Kufferi am Tſchadſee. 

Ende April. (Kapfolonie) Es wird ein Sondergericht 
eingejeßt zur Aburteilung der Aufjtändifchen. Der Afritanderbond 
proteftiert dagegen ala Verlegung der Eolonialen Selbftverwaltung. 

Mai. (Deutih-Kamerun.) Der Gouverneur wird er— 
mächtigt, Anordnungen zum Schuße des Waldbeitandes zu erlafjen. 

Mai. (Südafritanifcher Krieg.) Lord Roberts bricht 
am 3. Mai von Bloemfontein auf und bejegt ohne wefentliche 
Kämpfe am 31. Johannesburg. 

17. Mai. (Südafrifanifcher Krieg.) Die Generale Mahon 
und Plumer entjegen Mafeking. 

11. big 19. Mai. (Südafrifanifhher Krieg.) General 
Buller drängt die Buren von Helpmafaar bis Laingsnek zurüd. 
Hier werden fie am 11. Juni durch Umgehung zum Rüdzuge ge: 
zwungen. 

28. Mai. (Südafrikaniſcher Krieg.) In Bloemfontein 
wird die Vereinigung des Oranje-Freiſtaats mit England profla- 
miert, Er fol fortan den Namen „Orange River Colony” führen. 

29. Mai. (Südafrikaniſche Republik.) Präfident Krüger 
verlegt die Regierung von Pretoria nach) Watervalboven. 

5. Juni. (Südafrifanifcher Krieg.) Lord Roberts be- 
jet ohne Widerjtand Pretoria und befreit 150 gefangene englijche 
Offiziere und 3000 Mann. 

Juni. Juli. Auguft. Im Oranje-Freiftaat führen die 
Burenführer de Wet, Olivier, Delarey und Prinsloo einen Gue— 
rillakrieg mit Unterftügung der Bevölkerung. Nachdem fie mehrere 
englijche Abteilungen abgefangen und Eifenbahnen zerftört haben, 
wird Prinsloo mit 1000 Mann bei Fouriesburg gefangen (30. Zuli). 
de Wet wird über den Baal gedrängt; der Kleinkrieg wird in 
Transvaal fortgefeßt. 

18. Juni. (Rapfolonie) Das Minifterium Schreiner 
(Afrikander) tritt zurüd und wird dur ein Minifterium Gordon 
Sprigg erjeßt. 
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Suni. (Deutſch-Südweſtafrika.) Bedingungen für den 
Verkauf von Regierungsfarmen. 

Der Hektar wird mit fünfzig Pfennigen bis zu einer Mark be: 
rechnet; ebenfo muß, falld bei mehreren Bewerbern die öffentliche Ver: 
fteigerung plaßgreift, da3 Gebot die genannten Mindeftzahlen erreichen. 
Der Käufer kann den Kaufpreis auch in Zeilzahlungen erledigen, welche 
nicht weniger als je ein Zehntel des Kaufpreifes betragen dürfen. Er muß 
jedoch ein Zehntel am Tage des Kaufabjchluffes bezahlen. Binnen 15 Jahren 
vom Verkaufstermin ab muB da3 Reſtkaufgeld getilgt werden. Das in 
Raten abzuzahlende Kaufgeld ift vom Berkaufstermin ab mit halbjährlich, 
bez. jährlich zu zahlenden Zinjen in Höhe von 4 Prozent zu behandeln. 
Der Käufer ift verpflichtet, mit der Bewirtichaftung der Farm ſpäteſtens 
ſechs Monate nach dem Kauf zu beginnen, und um ihn hierin zu fon: 
trollieren, ift da3 Goudernement befugt, durch eine Kommiffion, welche aus 
je einem Vertreter de3 Gouvernements und bed KHäuferd und einem von 
Beiden zu wählenden Obmann beftehen joll, da3 Land infpizieren zu laſſen. 
Die Auferlegung einer allgemeinen Grund: und Hänferftener bleibt dem 
faiferlichen Gouvernement vorbehalten. 

Anfang Yuli. (Marokko) Die maroffanifche Regierung 
fühlt jich durch da VBordringen der Franzoſen in den Oaſen von 
Tuat bedroht. In der Bevölkerung macht fich die Stimmung in 


mehreren Angriffen gegen Europäer Luft. 

15. Juli. Afchantiland.) Kumaſſi, dad mehrere Monate 
von aufjtändifchen Ajchantis eng belagert ift, wird entjeßt. 

21. Juli. (Kapfolonie) Der Gouverneur Sir Alfred 
Milner eröffnet das Parlament, wobei er den Krieg als faſt be= 
endet bezeichnet. 

20. Auguft. (Südafrifanifcher Krieg.) Lord Roberts 
erläßt folgende Proflamation: 

Alle Perjonen, welche den Neutralitätseid brechen, machen fich der 
Zobeöftrafe oder einer Freiheits- und Geldjtrafe ſchuldig. Die innerhalb 
der britifchen Occupation wohnenden Burgherd, die den Neutralitätgeid 
nicht geleiftet haben, werben ala Kriegsgefangene betrachtet und fortgejchafft. 
Die Häufer und Gebäude der Feinde beherbergenden Farmer jollen dem 
Erdboden gleich gemacht werden. Außerdem werden den Farmern noch 
Geldftrafen auferlegt. Dieje Beftimmungen der Proflamation werden rüd: 
ſichtslos durchgeführt werben. 

27. Auguft. (Südafrifanifcher Krieg.) Lord Roberts 
drängt die Buren bei Dalmanutha zurüd; Krüger und Steijn 
fliehen nach Neljpruit. 

3. September. (Pretoria.) Eine Proflamation von Lord 
Robert erklärt die Südafrifanifche Republik für anneftiert. 

11. September. (Südafrilanifcher Krieg.) Präfident Krüger 
langt in Zourenzo Marquez an, um nach Europa zu reifen. Die 
portugiefische Regierung gejtattet ihm die Abreije; die niederlän- 


beige Mellt ige dem Muerger „Geidertzmr‘ zur Verfügung. Am 
19, Cliober geht er ax Born. 

14. September. Südafrikariicher Krieg) Lord Roberts 
erläbt folgende Froflamation: 

Yrahbent Ariger iberihritt die portuziehige Gremje umd verzichtete 
bamit formell auf die Prähdbentidaft. Sein Berlotem der Burenſache jollte 
ben Bucghers Mar maten, bab es nuglo: ift, dem Kampf länger fortzujeßen. 
6a if ihnen wahrihermiih unbefannt, dab 15,00) ihrer Landslente krieg: 
gelangen finb und bab nicht einer berielben befreit werden wird, jolange 
nicht Diejenigen, bie noch jeßt die Waffen tragen, ſich bedingungslos ergeben. 
Tie Yurghers müflen bebenten, dab von feiner Großmadt eine Interven— 
ton fommen fann, Großbritannien ift entichlofien, den von ber biäherigen 
Megierung ber Hepubliten erklärten Krieg zu Ende zu führen. Bon fleinen 
Hebieten abgefehen, bie von ber Armee General Bothas bejeht find, ift der 
Krieg im unregelmäßige, unverantwortliche Operationen audgeartet. Ich 
liebe meine Pflicht verlehen, wenn ich verfäumte, jedes Mittel anzuwenden, 
um een folchen unregelmäßigen Striegsführung ein Ende zu maden. Die 
mittel, bie Ic anzuwenden gezwungen bin, find diejenigen, die durch den 
—— vorgeſchrieben find. Sie find verderblich für das Land und 
hnlen enblofe Keiben auf die Burghers. Ye länger diefer Guerillafrieg 
anbanert, beflo firenger müffen fie durchgeführt werden. 


Dftober, November, Dezember. GSüdafrikaniſcher Krieg.) 
In beiben RMcrenländern wird der Guerillafrieg mit großer Leb— 
baftlakelt fortnelebt, Der Hauptführer ift de Wet, der nach einigen 
wwblettolten impfen In die Kapkolonie einbricht (Anf. Dezember). 

Adſaug Oktober. (Südafrikaniſcher Krieg.) de Wet 
uflwunient. dan alle Wurgbers, die den Waffendienft verweigern, 
an egegeſangenen gemacht werden. 

Marla AMtober, (Deutſch-Südweſtafrika.) Der Kriegd- 
anllundb In Moubnbis, dev feit 1896 beftand, wird aufgehoben. 

Mitte Oftober, (Südafrilanifcher Krieg.) General Buller 
ſegt den Oberbeſehl Aber die englifchen Truppen in Natal nieder 
und ehrt nach England zurüd. 

17. November. (Rourengo Marques.) Die portugiefifche 
Regierung weit den bisherigen Generalfonjul der füdafrifanifchen 
Wepublifen, Pott, amtlich an, nicht mehr die Flaggen der Süd: 
afrifanifchen Republit und des Dranje-Staates aufzuziehen, da 
Portugal beide Länder nicht mehr als unabhängige Staaten an- 
erfenne. 

30. November. (Südafrifanijcher Krieg.) Lord Roberts 
legt den Oberbefehl nieder und reift nach England. (Bal. ©. 219.) 
An feine Stelle tritt Lord Kitchener. 

7. Dezember. (Kapkolonie) Eine Verſammlung von 
3000 Delegierten, die 120000 Afritander vertreten, fritifiert jcharf 
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die gegen die Buren begangenen Graufamfeiten und die die Selbit- 
verwaltung der Kolonie bedrohende Politit Milnerz. 

13. Dezember. (Kapjtadt.) Die Ernennung Sir A. Milners 
zum Adminiftrator der Dranjefolonie und Transvaals wird pro- 
flamiert. 

Dezember. (Kapkolonie.) Im Norden der Kolonie bricht 
eine Inſurrektion aus. In 12 Diſtrikten wird das Standrecht 
proflamiert. 

27. Dezember. (Südafrifanifcher Krieg.) Lord Kitchener 
erläßt eine Proflamation, nach der allen Burghers, die fich frei— 
willig ergeben, gejtattet fein ſoll, mit ihren Familien in den Lager— 
pläßen der Regierung zu leben, bis die Kriegslage eine jolche ge— 
worden, daß fie zu ihren Heimjtätten zurüdfehren können. Alles 
Eigentum joll gejchont und, wenn requiriert, bezahlt werden. 


5. Januar. (China) Frankreich jtellt das Gebiet von 
Kuang-Tſchou-Wan an der Südküſte Chinas unter feine Oberhoheit. 

Mitte Januar. (Philippinen) Die Amerikaner werden 
bei Manila angegriffen. 146 Amerikaner fallen. 

Januar. (Indien) Nach einer Mitteilung der Regierung 
leiden in den britifchen Territorien 22 Millionen, in den Ein— 
geborenenterritorien 27 Millionen Menjchen Hungersnot. Dazu 
fommen epidemifjche Krankheiten, jo jterben in Bombay täglich 
3—400 Berjonen. 

Januar. Februar. (China) Aufruhr in Schantung. Auch 
die deutjchen Eifenbahnarbeiter werden gejtört. 

25. Januar. (China) Es wird die Nachricht verbreitet, 
die Raiferin habe den Kaifer Kwangſu entthront und den Sohn 
des Prinzen Tuan zum Nachfolger ernannt. Die Nachricht wird 
nach Eurzer Zeit widerrufen. 

Ende Januar. (China) Da fich fremdenfeindliche Be— 
wegungen in China zeigen, fordert eine identische Note der Mächte 
die Regierung auf, die Miffionen zu jchüßen. 
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7. Februar. (Persien) Die Ankunft eines ruffiichen 
Kanonendootes in Buſchir erregt großes Aufſehen, weil jeit Jahr- 
zeduten kein ruſſiſches Kriegsſchiff den perftichen Golf bejucht hat. 

10 März (Perfien.) Der engliiche Konjul in Kerman 
eröftet den neuen Karvawanenweg Kerman-Ruichti-Cuetta feierlic) 
ix Gegenwart er perfiien Webörden. 

Erde Wit (Japan) Nah der Volkszählung des Jahres 
Is zit Zeden se em HIN Einwohner, gegen 
NS, ame Sara or 1 OR 


M ir Norea) Vie Iomariide Regierung bewilligt 
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liche Leute geweſen, bie verjehentlich getötet wurden. Die folge biefer 
Niederlage war die Abjehung des Kreisvorſtehers Tſchuang, worüber die 
Rebellen große Genugthuung empfanden und jubelten. Seit biefer Zeit 
find die Rebellen in ihren Angriffen gegen die Miffionen immer verwegener 
geworben, und während fi im Anfange das Unweſen lediglich auf Enhfien 
und Ping yüen hſien bejchränfte, breitete e3 fich nachher auch auf die Kreiſe 
Schy ping hſien und Yü tichen hiien aus, ja pflanzte fich ſogar bis in 
mehrere Kreiſe der Provinz Tſchili fort. Da die amerikanischen Miffionäre 
in ihren Briefen und Telegrammen die Schuld an Allem dem Provinz: 
gouverneur zujchrieben und der amerikaniſche Gejandte dies auch im Tſungli— 
vr mitteilte, wurde der Gouverneur feines Poſtens enthoben und der 
eneral Yuan zu feinem Nachfolger ernannt. 

Da die Borerbanden fich in Peking feftiegen, fordern die Gejandten 
Deutſchlands, Englands, Amerikas, Frankreichs ihre Unterdrüdung, widrigen: 
fall3 europäifche Truppen gelandet werden würden. 


Mai. Juni. (China) Ausbreitung des Borer-Aufftandes. 
Mepeleien. Haltung der Regierung. 


Die Borer verüben Ausichreitungen gegen Fremde und eingeborene 
Ehriften. Zwiſchen Peking und Paotingfu werden 73 Chriften ermordet, 
viele andere Tag da finden ftatt. Die europäifchen Mächte jenden Schuß: 
wachen für die Gejandtichaften nach Peking. Die Regierungstruppen frater: 
nifieren mit den Borern. Am 4. Juni wird die Bahnverbindung zwijchen 
Tientfin und Peking unterbrochen. Am 12. wird der Slanzler der japa: 
nischen Gejfandtichaft in Peking von Soldaten der Leibgarde der Kaiſerin 
ermorbet. Am 18. Juni wird der deutſche Gejandte dv. Ketteler durch 
einen chinefifchen Soldaten ermordet. (Vgl. Staatd:Ardiv Bd. 64.) 

Am 25. Juni erläßt die Kaiferin folgendes Edikt: „Wir führen 
jegt mit den Ausländern Krieg. Die Borer, Patrioten und das Volk find 
gemeinjam mit ben Regierungstruppen wiederholt in ihren Schlachten gegen 
die ausländifchen Feinde ſiegreich geweſen. Wir haben jchon Zaijerliche 
Kommifläre ausgeſandt, um Fatjerliche Lobeserhebungen und Ermahnungen, 
dieſe Erfolge zu erneuern, zu überbringen. Es müſſen in allen Provinzen 
des Reiche? Männer von gleihem Patriotiämus und gleicher Kühnheit auf: 
ftehen und Wir befehlen deshalb allen Bizefönigen und Gouverneuren, 
ſolche Männer in die Liften aufzunehmen und ald Truppen zu organifieren. 
Sie werden zweifellos in dem Krieg mit den fremden Mächten von großem 
Nuten und Hilfe fein. Diefes Dekret ſoll allen hohen Würdenträgern des 
Reiches mit einer Schnelligkeit von 200 Meilen per Tag zugejandt werden.“ 


10. Juni. (China.) Der englijche Admiral Seymour bricht 
mit 2000 Mann von Zientfin nach Peking auf. Er wird durch 
Borer und chinefiiche Soldaten am 15. zum Rückzug gezwungen 
und am 25. Juni durch eine von Tientfin fommende europätjche 
Abteilung aufgenommen. 


Der Bericht Seymour? lautet: Ich habe Peking nicht mit ber 
Eifenbahn erreichen fünnen und bin mit meinem Detachement nad) Tientfin 
zurüdgefehrt. Am 13. Juni wurden zwei Angriffe des Borerd auf die 
Vorhut mit großen DVerluften für die Borerd und ohne Verlufte für uns 
zurückgewieſen. Am 14. Juni griffen die Borerd in Langfang unjeren Zug 
an, wurden aber wieder zurüdgejchlagen; fie hatten ungefähr 100 ZTodte, 
während auf unferer Seite 5 Jtaliener fielen. Am Nachmittage desjelben 


304 Afien. (Juni 17.) 


Tages griffen die Boxers die englifche Wache an, die zum Schuße der Station 
Lofa zurücdgelafien worden war. E3 wurden Berftärfungen dorthin ab: 
gejchict, und wieder wurde der Feind mit einem Verluſt von ungefähr 
100 Mann zurüdgetrieben, von unſeren Leuten wurden zwei Matrofen 
vertvundet. Bei unjerer Ankunft in Anting fanden wir die Eifenbahn fo 
beichädigt, da jedes Vorwärtskommen mit der Eifenbahn unmöglich war. 
Wir beſchloſſen deshalb, nah Yangtſun zurüdzufehren, um-dort eine Er: 
pedition zu organifieren, welche, dem Fluſſe folgend, nach Peking mar: 
jchieren jollte. Nac, meinem Abgange von Langfang wurden zwei Züge, 
die unjeren Truppen folgen jollten, am 18. Juni von Borer3 und kaiſer— 
lichen Truppen, die von Peking gefommen waren, angegriffen. Die Chineſen 
hatteu 400 bis 500 Tote, unjere Berlufte beliefen fih auf 6 Tote und 
48 Verwundete. Diefe beiden Züge erreichten mich in Yangtjun, two ber 
Schienenweg ebenfalls volljtändig zerftört war. Da wir fnapp an Proviant 
waren und die Verwundeten und hinderlich waren, mußten wir nach Tientſin 
zurücfehren, von wo wir feit ſechs Tagen feine Nachricht hatten. Die 
Verwundeten wurden am 19. Juni auf ein Boot gebracht und da3 Detache: 
ment trat den Marſch längs des Fluſſes an. In allen Dörfern ftießen 
wir auf Widerftand; in einem Dorfe geichlagen, zogen die Aufftändijchen 
fic) auf ein benachbartes Dorf zurück und bejegten gut gewählte Stellungen, 
von denen aus fie unjeren MWeitermarjch aufhielten; fie mußten aus diejen 
Stellungen vielfach mit dem Bajonett und unter mörderiſchem Feuer ver: 
trieben werden. Am 23. Juni machten wir einen Nachtmarſch und erreichten 
bei Tagesanbruch das oberhalb Tientfin gelegene kaiſerliche Arjenal, wo 
Chinejen, nachdem fie una erſt freundlich entgegengefommen waren, in ber: 
räterifcher Weiſe Feuer auf und eröffneten. Es gelang uns, bie Stellung 
zu umgehen und ein Gejchüß wegzunehmen. Während diejer Zeit gelang 
es den Deutjchen ein wenig weiter vorn zwei Gejchüße zum Schweigen zu 
bringen und fich ihrer, nach Neberfchreitung des Fluſſes, zu bemächtigen. 
Hierauf wurde das Arjenal von den verbündeten Truppen bejebt. Die 
Chineſen verjuchten noch an demjelben und auch am folgenden Tage ber: 
gebeng, das Arjenal wieder zu nehmen. Im Arjenal fanden wir Gefchüße 
und Gewehre neueften Modelle. Wir richteten mehrere Gejchüße ein und 
bombardierten die etwas nad vorn gelegenen chineſiſchen Forts. Da wir 
im Arjenal Munition und Reis gefunden hatten, hätten wir uns dort 
einige Tage halten können, da wir aber durch die Verwundeten gehindert 
wurden, baten wir um Hilfe von Zientfin, die am 25. Juni eintraf. Am 
26. Juni find wir in Zientfin angefommen; das Arjenal haben wir, ehe 
wir e3 verließen, in Brand geftedt. Es betragen die DVerlufte der Eng: 
länder 27 Zote, 97 Verwundete; der Amerikaner 4 Tote, 28 Verwundete; 
der Franzoſen 1 Toter 10 Verwundete; der Deutjchen 12 Tote, 62 Ber: 
wundete; der Italiener 5 Tote 3 Verwundete; der Japaner 2 Tote, 3 Ber: 
wunbdete; der Defterreicher 1 Toter, 1 Verwundeter; der Ruſſen 10 Tote, 
27 Verwundete. 


17. Juni. (EChina.) Die Takufort3 eröffnen das Feuer 
auf die europäiichen Kriegsichiffe und werden erjtürmt. Gleich: 
zeitig wird Tientfin vom Prinzen Tuan angegriffen, es fann erft 
am 23. Juni befreit werden. In den nächjten Tagen finden neue 
Kämpfe mit Chinejentruppen, die Tientfin einjchließen, ſtatt. — 
Bei der Erjtürmung der Tafufort3 werden 21 Europäer getötet 
und 57 verwundet. 
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27. Juni. (Japan.) Der Kaifer genehmigt die Veraus— 
gabung von 50 Millionen Yen zu militärifchen Zwecken. 
Juli. Briefwechjel der Kaiſer von China und Japan. 


Der Kaiſer von China fchreibt: 

Während fi Unſer Reich im aufrichtigen Freundichaftsverhältnifie 
mit dem Reiche Eurer Majeftät befand, wurde der Kanzler der Legation 
Eurer Majeftät vor etwa einem Monat angegriffen und ermordet. Durch 
diejed Ereignis tief betrübt, haben Wir Befehl gegeben, die Individuen, 
welche diejes Verbrechen begangen hatten, zu ergreifen und zu beftrafern. 
Die fremden Mächte hatten jedoch im Glauben, daß Unfre Regierung bei 
dem bejtehenden Konflikt zwifchen Unfren chriftlichen nnd nichthriftlichen 
Unterthanen die Bewegung gegen die Chriften unterftügt hätte, die Forts 
von Taku angegriffen und bejegt. So entitanden die Feindſeligkeiten, und 
die Lage, ſowie die Beziehungen zu den Mächten find immer verwidelter 
getvorden. Der Welten und der Often ftehen fich feindlich gegenüber. Eure 
Majeftät und Unfre Staaten find die einzigen, welche den Oſten aufrecht 
erhalten. Nicht bloß auf China richten fich die begehrlichen Blicke ber 
Mächte, um ihre Pläne zur Geltung zu bringen, ſondern Wir befürchten, 
fall China nicht imftande ift, feine Stellung zu behaupten, daß auch für 
Euer Majeftät Reich die Lage unhaltbar werden wird. Die Intereſſen der 
beiden Reiche find eng miteinander verknüpft und Wir hoffen daher, daß 
Eure Majeftät fich über Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung 
in dieſem Augenblid hinwegſetzen und mit Uns gemeinſchaftliche Sache 
machen wird, um Unfre gleichartigen Antereifen zu bejchügen. China ift 
gegenwärtig jo vollftändig durch feine militärischen Operationen in Anfpruch 
genommen, um den Aufftand zu bewältigen, daß es nicht imftande ift, der 
von außen drohenden Gefahr die Spike zu bieten und die Verwidlungen 
mit den Mächten zu einer erfolgreichen Löſung zu führen. Wir find daher 
darauf angewiejen, auf die Unterftüßung desjenigen Landes zn rechnen, 
welches, wie Unſer Reich, einen Teil von Afien bildet. Unter diefen Um: 
ftänden richten Wir dieje Botjchaft an Eure Majeftät in einem abjolut 
offenen und vertrauensvollen Geifte und bitten Wir, Eure Majeftät möge 
Mabregeln anordnen, die für geeignet befunden werden, unter Euer Majeftät 
mächtiger Führung Frieden und Ondnung twieder herzuftellen. 

Am fiebenten Tage des jechften Monats, im 26. Jahre (3. Juli 1900). 

Kwang Shü. 

Der Kaifer von Japan an den Kaiſer von China: 

Während bisher nur gerüchtweife verlautete, daß der Sanzler 
Unjrer Gejandtichaft, Sugiyama, vor einiger Zeit ermordet worden jei, 
hat bisher eine pofitive Betätigung diefer Nachricht gefehlt. Euer Majeftät 
Telegramm, welches joeben eingelangt ift, hat nun diefe Thatjache beftätigt 
und uns tiefen Schmerz bereitet. Seit diefem peinlichen Ereigniſſe hat bie 
Inſurrektion im nördlichen Zeil der Länder Eurer Majeftät einen ftet3 
wachjend heftigen Charakter angenommen und den gejegwidrigen Handlungen 
wurde freier Lauf gelafjen, während in Peking die diplomatischen Vertreter 
der fremden Mächte und die Mitglieder der Gefandtichaften umzingelt und 
angegriffen wurden. Es wird jogar berichtet, daß der Gejandte einer Macht 
überfallen worden jei. Wir hören, daß die Truppen Eurer Majeftät außer: 
ftande find, die Inſurgenten zurüdzutreiben und zu unterwerfen. Die 
Handlungen der Inſurgenten verlegen auf das empfindlichite das völfer: 
rechtliche Prinzip, daß diplomatische Agenten mit höchfter Achtung zu bes 
handeln und ihre Perfonen unverleglich find. Die Beleidigung eines diplo- 
matijchen Vertreters ift ein Verſtoß gegen das Völkerrecht und es ift faum 
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nötig, darauf hinzuweiſen, twie ſchwer das Verbrechen des Gejandtenmorbes 
it. Wenn aber Eurer Majeftät Regierung ſich ernftlich entjchloffen hat, 
die Inſurrektion zu befämpfen und die Befreiung der Geſandten ind Wert 
zu jeßen, jo würde die Lage ſich verhältnismäßig günftiger geftalten. Die 
Unterdrüdung des Aufftands und die Rettung der fremden Vertreter ijt 
eine Pflicht, welche Eure Majeftät ebenfowohl gegenüber Ihrem eigenen 
Reiche, wie in Bezug auf die Mächte der Welt zu erfüllen haben, und dies 
follte jo bald ala möglich geichehen. Seit dem letzten Monat haben die 
Mächte beträchtliche Streitkräfte bei Tientfin gelandet und Japan hat es 
für nötig gehalten, ebenfall® Truppen dahin zu entjenden. Der Zweck diejer 
militärischen Aktion ift die Unterdrückung des Aufftandes und die Befreiung 
der diplomatischen Vertreter, jowie der anderen Fremden. Darüber hinaus 
haben die Mächte feinen weiteren Zweck im Auge. Wenn Eure Majeftät 
feine Zeit verliert, die Gejandten der fremden Mächte aus ihrem Belagerungs— 
zuftand zu befreien, hoffen Wir, dat die Mächte darin ein Zeichen erfennen 
werden, daß es Eurer Majeftät ernft damit ei, einen Krieg zu dermeiden 
und das Unglüd, welches jonft Eurer Majeftät Land treffen würde, dadurch 
abzuſchwächen. Meine Regierung hat, wie Eurer Majeftät befannt ift, für 
Ihr Land herzliche Gefinnungen gehegt und wird fich, falls die Verhältniſſe 
es geftatten, nicht weigern, an den geeigneten Stellen ein freundliches Wort 
einzulegen. Die Bedingung dafür ift aber, daß Eurer Majeftät Regierung 
den Aufftand ſofort unterdrüde und die fremden Vertreter aus ihrer Lage 
thatjächlich befreie. Erit dann kann Japan fich bereit finden, feinen Ein— 
fluß bei den eventuellen Berhandlungen zwiichen Ihrem Reich und ben 
fremden Mächten zum Zwed der Erhaltung der Intereſſen Ihres Reichs 
zu verwerten. Es ift Unfer aufrichtiger Wunjch, daß dieſe telegraphijche 
Antwort auf Eurer Majeftät Botihaft auf Ihrer Seite ernftliche Beachtung 
finden möge. 
Zofio, 13. Zuli im 33. Jahre Meji (1900). 
Mutjuphito. 


Anfang Zuli. (China) Die Mandichurei nimmt am Auf: 
ruhr teil. 

14. Juli. (China) Die Verbündeten nehmen nach blu= 
tigem Kampfe die Chinejenjtadt von Tientjin. 

17. Zuli. (China.) 15000 Japaner landen in Tjehifu. 

Ende Zuli. (China.) In der Mandjchurei ftoßen ruſſiſche 
und chinefifche Truppen zufammen. Die Chinejen bedrohen Bla— 
goweſtſchensk, die Rufjen nehmen Hunſchun (anı 30. Juli). 


Juli. Streitkräfte der europäifchen Mächte in China. 


Das „Militärwochenblatt* veröffentlicht eine Ueberſicht über die 
Streitkräfte der Mächte, joweit fie in China und in Kiau:tjchou bereits 
find, oder fi) auf dem Weg dahin befinden oder ihre Abreife dorthin vor: 
bereiten. 

I. In Ehina befanden fich bereit3 Mitte Juli etwa 43,000 Mann, 
nämlich: A) In Tientſin-Taku etwa 22,000 Mann mit 80 Gejchügen und 
19 Majchinengeihügen; darunter deutjcherjeit3 nur Zeile der Schiffsbe— 
jaßungen, nachdem eine Kompagnie des 3. Seebataillong wieder nad Kiau— 
tichou zurückbefördert worden war. Die Hälfte der Kämpfer in Zientfin 
find Ruffen, indejjen treffen jett täglich Berftärfungen aus Indien und 
Japan ein. B) In Peking waren insgeſamt 431 Mann, darunter 1 Offizier 


Alien. (Auguft 15.—Dftober 2.) 30% 


und 50 Mann deutſche Marine-Infanteriften. C) Auf der Halbinjel 
Kwantır, dem ruffiichen Gebiet (Liautung) find augenblidlich etwa 20,000 
Mann mit 32 Gejchügen vereinigt, nachdem die dortigen Garnifonen aus 
dem mobilgemachten fibirifchen Armeeforps, vornehmlich aus Wladiwoſtok, 
erheblich verftärft worden find. Diefe Truppen waren zum großen Zeil 
bisher noch nicht jchlagfertig. D) In SKiaustichoun haben wir etwa 
— mit 16 Feldgeſchühtzen, 12 ſchweren Geſchützen und 6 Maſchinen— 
e eit. 

s Auf dem Wege nah China find zur Zeit aus Deutjchland, 
Frankreich und Indien etwa 15000 Mann mit 28 Gejchüßen, 11 Maſchinen— 
geſchützen, ſowie au Japan bie erften Teile einer mobilen Divifion. 

III. Vorbereitet wird die Abjendung von indgefamt etwa 57,000 
Mann mit 144 Geſchützen; darunter aus Deutichland 11,344 Mann mit 
30 Gejchügen, Japan 16,000 Mann mit 36 Geihügen, Rußland etiva 
20,000 Mann mit 48 Gejhüßen, Frankreich, Amerika, Italien etwa 10,000 
Mann mit 30 Gejchügen. 

5. Auguft. (China) Die Verbündeten ftürmen die chine- 
fifchen Verſchanzungen bei Peitjang. 

15. Auguft. (China.) Die verbündeten Truppen ziehen in 
Peking ein und befreien die belagerten Gejandten. Die Kaiferin 
und der Kaiſer find entflohen. 

Auguft. September. (China.) Europätfche Miffionare und 
eingeborene Chrijten werden in den Provinzen Hupe und Kwang— 
tung verfolgt. Auch bei Schanghai fommt es zu wiederholten Un- 
ruhen, jo daß englifche Truppen gelandet werden. 

8. September. (China.) Ein faiferliches Edikt proflamiert 
Sianfu als neue Hauptftadt Chinas. 

11. September. (China) Ein faiferliches Edikt gibt Li- 
Hung-Tſchang Vollmacht, mit den Verbündeten zu unterhandeln. 

20. September. (China) Deutjche, ruffiiche und franzö— 
fiihe Truppen erjtürmen die Beitangforts. 

27. September. (China.) Generalfeldmarihall Graf Wal- 
derſee übernimmt den Oberbefehl über die Truppen in Betjchili. 

September. (Philippinen) In mehreren Gefechten er- 
leiden die Amerikaner jchwere Verluſte. 

2. Oftober. (China) Die Verbündeten nehmen Schang— 
faitwan. 

September. Oktober. Briefwechjel der Kaifer von China 
und Japan. 


Der Kaijer von China jchreibt am 26. September: 

In der Befürchtung, daß die Ermordung des Kanzlers Eurer 
Majeität Gejandtichaft, Sugiyama Akira, die unlängft außerhalb des 
Jungtung-Thores erfolgte und welche durch gewiſſe Differenzen veranlaft 
wurde, eine ernftliche Gefährdung der freundjchaftlichen Beziehungen zu 
einer benachbarten Macht zur Folge haben könnte, hatten Wir fofort Befehl 
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erteilt, die Mörder der Yuftiz zu überliefern. Die Erinnerung an das 
Verbrechen hat nun Unſer tiefftes Bedauern erwedt. Wir haben in Be— 
thätigung Diejer Gefühle am heutigen Tage ein Defret erlaffen, durch welches 
Na Hung, ber Vizepräfident des Zeremonienamt3, beauftragt wird, religiöfe 
Zeremonien für den DVerftorbenen abzuhalten und 5000 Tasls für die Be— 
gräbnisfoften anzubieten. Gleichzeitig haben Wir Li-Tſcheng-To, dem Unter: 
fanzler des Großjefretariat3 des chinefiichen Gejandten in Tokio, befohlen, 
einen feiner Sefretäre zu beauftragen, das Zeremoniell der Trankopfer bei 
ber Ankunft de3 Sarges mit dem Berftorbenen in Eurer Majeftät Landen 
vorzunehmen. Da Unfre Reiche diefelbe Schriftiprache befigen, in unmittel= 
barer Nähe von einander liegen und langjährige Beziehungen bei gegen: 
feitiger Achtung und guter Nachbarſchaft unterhalten haben, nachdem Eure 
Majeftät auch, als Unfre Unterthanen die Uns gegen befreundete Mächte 
obliegenden Verpflichtungen verlegt hatten, Uns behilflich zu jein verſuchten 
und Uns dadurch zu dauernder Dankbarkeit verpflichteten, erfuchen Wir 
nunmehr Eure Majeftät, auch jet die anderen Mächte zu veranlaffen, jobald 
wie möglich mit Uns die Verhandlungen behufs Friedensſchluſſes zu be= 
ginnen, welche, wie Wir hoffen, die Integrität Unfrer Beligungen achten 
und Unſerm Reiche zn großem Nuten gereichen möge. Wir geben Uns 
der ernften Hoffnung hin, dab Eure Majeftät dieſes Erjuchen in geneigte 
Erwägung ziehen werben. 
Die Antwort des Kaiſers von Japan (9. Oktober) lautet: 


Mit Befriedigung haben Wir Eurer Majeftät Telegramm erhalten, 
in welchem Sie Ihr tiefes Leidweſen über das Ereignis ausjprechen, bei 
welchem der Kanzler der faiferlichen Gejandtichaft Sugiyama Akira infolge 
graufamer und barbarijcher Handlungen von Soldaten Eurer Majeftät jein 
Leben verlieren mußte. Eure Majeftät teilen Uns ferner mit, daß Sie zum 
Beweiſe Ihres Bedauern? dem Vizepräfidenten des Zeremonienamts befohlen 
haben, religiöfe Zeremonien für den Verftorbenen abzuhalten und 5000 Tasls 
für Begräbnisfoften anzubieten, und dab Sie ferner den Sefretär der Ge: 
jandtichaft in Tokio angewiejen haben, Trankopfer bei der Ankunft der 
Leiche des Verftorbenen in Unſeren Landen darzubringen. Eure Majeftät 
haben aud den Wunſch geäußert, Wir möchten verjuchen, die beteiligten 
Mächte zu veranlaflen, bald mit Ihnen Frieden zu jchließen, um dadurch 
die Sicherheit des Reich Eurer Majeftät zu befeftigen und andere Vorteile 
zu erzielen. Was nun die Wiederherftellung des Friedens anbetrifft, fo ift 
dies nicht nur der Wunjch Eurer Majeftät, jondern auch Wir wünjchen den 
Frieden aufrichtig; und wenn Eure Majeftät in der That diefen Wunfch 
hegen, jo möchten Wir Ihnen den erniten Rat geben, fofort eine Wer: 
ordnung zu erlaffen, durch welche alle bigotten und rückſchrittlichen Perfonen 
ausdrüdlih vom Amt entfernt und ftatt ihnen nur ſolche Perjonen zu 
Miniftern berufen werden, welche die erforderlichen Fähigkeiten befiten und 
die in China, wie im Ausland Hochachtung genießen. Auf dieſe Weiſe 
müßte eine ganz neue Regierung geichaffen werden. Wenn Eure Majeftät 
fich ferner entichließen würden, nach Peking zurüczufehren, ftatt nach Schenfi 
zu gehen, dürfte auch dies erheblich zur Beruhigung Ihrer Unterthanen 
beitragen, während die genannten Maßnahmen den Beweis liefern würden, 
daß Eure Majeftät auc wirklich Reue empfinden über die den fremden 
Mächten zugefügten Verletzungen. Unter ſolchen Umftänden, glauben Wir, 
würde fich feine der fremden Mächte gegen den Friedensſchluß erklären, und 
Wir hoffen daher, daß Eure Majeftät Unſre gutgemeinten NRatjchläge be: 
berzigen werden. 


Dftober. In Südehina breitet ſich der Aufſtand aus. 
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Anfang Dftober. (China) Dem diplomatijchen Korps 
werden kaiſerliche Edikte zugeftellt, wonach Prinz Tuan und andere 
Miürdenträger ihrer Amter entfeßt werden. 

12. Dftober. (China.) In Kiautſchou wird die Eifenbahn 
zwifchen Ma t’ou und Kiautſchou eröffnet. 

Mitte Oktober. (Japan.) Das Kabinett Yamagata tritt 
zurüd und wird durch ein Minijterium Ito erſetzt. 

17. Oktober. (China.) Feldmarſchall Graf Walderfee trifft 
in Peking ein. 

19. Oktober. (China.) Die Verbündeten bejegen Paotingfu. 

26. Dftober. (China.) Die Vertreter der Mächte in Peling 
halten die erjte Sitzung über die Friedensverhandlungen. 

29. Dftober. (China) Deutſche und englifche Truppen 
bejegen Tſekingkuan. 

Anfang November. (China.) Die Vertreter der Mächte 
einigen fich über folgende Punkte, die den Chineſen vorgelegt wer— 
den jollen: 


Der Eingang der Note foll den Charakter bderjelben al3 einer 
decision irrsvocable (unwiderruflichen Entjcheidung) feititellen. Sodann 
erhält unter den an die Chineſen zu ftellenden Anſprüchen den eriten Platz 
die Forderung einer nach Berlin zu entjendenden, von einem chinefiichen 
faiferlichen Prinzen zu führenden Miffion, welche dad Bedauern des Kaiſers 
von China und der chinefiichen Regierung über die Ermordung Baron 
Kettelers ausdrücken fol. Außerdem ift auf dem Schauplat der Unthat 
ein entſprechendes Denkmal mit lateinischer, deutjcher und chinefiicher In— 
ſchrift zu errichten, welche ebenfall3 dem Bedauern des Bogdochan über die 
gejchehene Frevelthat Ausdrud gibt. Demnächſt ſoll China die Rädels— 
führer, die zum Teil bereits in dem chinefifchen Edikt vom 25. September, 
zum Zeil von den Vertretern genannt find und eventuell noch genannt 
werden, mit dem Tode beftrafen. Die chinefiiche Regierung joll weiter 
zwei Jahre lang in allen Unterpräfefturen eine faiferliche Verordnung an: 
ichlagen, die 1. die Mitgliedichaft an der Boxer-Sekte mit dem Tode be: 
droht, 2. die über die Schuldigen verhängten Strafen publiziert und 3. die 
Vizekönige, jowie die Provinzial: und Lofalbeamten für die Ordnung in 
ihren Bezirken verantwortlich macht und die Beitimmung trifft, daß jolche 
Beamte, die neue Vertragsverlegungen und Beläftigungen der Fremden 
zulafjen, jofort abgejegt werden und niemals wieder andere Stellen er: 
halten dürfen. Auf jeder fremden oder internationalen Begräbnizsftätte, 
deren Gräber während der Wirren profaniert worden find, muß die chine: 
fihe Regierung ein Sühnedenkmal errichten. Das ZTfungli:Yamen foll 
vollfommen reformiert und auch der Verkehr ber Gejandten mit dein Hofe 
in einer Weiſe neu geregelt werden, die von den Mächten des näheren zu 
beftimmen fein wird. China muß den Mächten für Staat und Private 
entfprechende Entjchädigung leiften. Die zu zahlenden Summen begreifen, 
wie ausdrüclich hervorgehoben ift, auch die Beträge im fich, welche jolchen 
Chinejen gezahlt werben follen, bie im Dienft der Fremden Schaden er: 
litten haben. Das Berbot der Einführung von Waffen nad) China wird 
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Tages griffen die Boxers die englifche Wache an, die zum Schube der Station 
Lofa zurücgelafien worden war. Es wurden Verftärfungen dorthin ab: 
geichickt, und wieder wurde der Feind mit einem Berluft von ungefähr 
100 Mann zurücdgetrieben, von unferen Leuten wurden zwei Matrojen 
verwundet. Bei unjerer Ankunft in Anting fanden wir die Eijenbahn jo 
beichädigt, daß jedes Vorwärtäfommen mit der Eifenbahn unmöglich war. 
Wir beichloffen deshalb, nah Yangtſun zurüdzufehren, um-dort eine Er: 
pedition zu organifieren, twelche, dem Fluſſe folgend, nach Peking mar: 
ichieren jollte. Nach meinem Abgange von Langfang wurden zwei Züge, 
die unjeren Truppen folgen jollten, am 18. Juni von Borer3 und faijer: 
lichen Truppen, die von Peking gefommen waren, angegriffen. Die Chinejen 
hatten 400 bis 500 Tote, unjere Verluſte beliefen fih auf 6 Tote und 
48 Verwundete. Dieje beiden Züge erreichten mich in Yangtjun, two der 
Schienenweg ebenfalld vollitändig zerftört war. Da wir fnapp an Proviant 
waren und die Berwundeten uns hinderlich waren, mußten wir nad) Tientfin 
zurüdfehren, von wo wir jeit ſechs Tagen feine Nachricht hatten. Die 
Verwundeten wurden am 19. Juni auf ein Boot gebracht und da3 Detache: 
ment trat den Marjch längs de3 Fluſſes an. In allen Dörfern ftießen 
wir auf Widerftand; in einem Dorfe geichlagen, zogen die Aufitändijchen 
fi auf ein benachbarte Dorf zurüd und bejegten gut gewählte Stellungen, 
von denen aus fie unjeren MWeitermarjch aufhielten; fie mußten aus diejen 
Stellungen vielfach mit dem Bajonett und unter mörderiichem feuer ver: 
trieben werden. Am 23. Juni machten wir einen Nachtmarſch und erreichten 
bei Tagesanbruch das oberhalb ZTientfin gelegene Eaijerliche Arjenal, wo 
Chineſen, nachdem fie und erſt freundlich entgegengefommen waren, in ber: 
räterifcher Weije Feuer auf uns ernffneten. Es gelang und, die Stellung 
zu umgehen und ein Gejchüß wegzunehmen. Während dieſer Zeit gelang 
es den Deutjchen ein wenig weiter vorn zwei Gejchüße zum Schweigen zu 
bringen und fich ihrer, nach Weberjchreitung des Fluſſes, zu bemächtigen. 
Hierauf wurde dad Arfenal von den verbündeten Truppen bejegt. Die 
Ghinejen verfuchten noch an demjelben und auch am folgenden Tage ber: 
gebens, das Arjenal wieder zu nehmen. Im Arjenal fanden wir Gejchüße 
und Gewehre neueften Modelle. Wir richteten mehrere Gejhüße ein und 
bombardierten die etwas nad) vorn gelegenen chineftichen Forts. Da wir 
im Arjenal Munition und Reis gefunden hatten, hätten wir und dort 
einige Tage halten können, da wir aber durch die Verwundeten gehindert 
wurden, baten wir um Hilfe von Zientfin, die am 25. Juni eintraf. Am 
26. Juni find wir in ZTientfin angefommen; das Arjenal haben wir, ehe 
wir es verließen, in Brand geftedt. Es betragen die Verluſte der Eng: 
länder 27 Tote, 97 Derwundete; der Amerikaner 4 Tote, 23 Berwundete; 
der Franzoſen 1 Toter 10 Verwundete; der Deutichen 12 Tote, 62 Ber: 
wundete; der Staliener 5 Tote 3 Verwundete; der Japaner 2 Tote, 3 Ber: 
wundete; der Defterreicher 1 Toter, 1 Verwundeter; der Ruſſen 10 Tote, 
27 Verwundete. 


17. Juni. (China.) Die Takuforts eröffnen das Feuer 
auf die europäiſchen Kriegsichiffe und werden erjtürmt. Gleich: 
zeitig wird ZTientfin vom Prinzen Tuan angegriffen, es fann erft 
am 23. Juni befreit werden. In den nächjten Tagen finden neue 
Kämpfe mit Chinejentruppen, die Tientfin einjchließen, ftatt. — 
Bei der Erjtürmung der Takuforts werden 21 Europäer getötet 
und 57 verwundet. 
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27. Juni. (Japan.) Der Kaiſer genehmigt die Veraus— 
gabung von 50 Millionen Yen zu militärifchen Zwecken. 

Juli. Briefwechjel der Kaifer von China und Japan. 

Der Kaifer von China jchreibt: 

Während ſich Unfer Reich im aufrichtigen Freundichaftsverhältnifie 
mit dem Reiche Eurer Majeftät befand, twurde der Kanzler der Legation 
Eurer Majeftät vor etiva einem Monat angegriffen und ermordet. Durch 
diefeg Ereignis tief betrübt, haben Wir Befehl gegeben, die Individuen, 
welche diejeg Verbrechen begangen hatten, zu ergreifen und zu beftrafen. 
Die fremden Mächte hatten jedoch im Glauben, daß Unjre Regierung bei 
dem bejtehenden Konflikt zwifchen Unfren chriftlichen nnd nichtchriftlichen 
Unterthanen die Bewegung gegen die Chriften unterftüßt hätte, die Forts 
von Takır angegriffen und bejegt. So entitanden die Feindjeligkeiten, und 
die Lage, jowie die Beziehungen zu den Mächten find immer verwidelter 

etvorden. Der Weiten und ber Often ftehen fich feindlich gegenüber. Eure 

ajeftät und Unfre Staaten find die einzigen, welche den Often aufrecht 
erhalten. Nicht bloß auf China richten fich die begehrlichen Blicke ber 
Mächte, um ihre Pläne zur Geltung zu bringen, jondern Wir befürchten, 
fall3 China nicht imftande ift, feine Stellung zu behaupten, daß auch für 
Euer Majeftät Reich die Lage unhaltbar werden wird. Die Intereſſen der 
beiden Reiche find eng miteinander verknüpft und Wir hoffen daher, daß 
Eure Majeftät fi über Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung 
in diefem Augenblid hinwegjegen und mit Uns gemeinjichaftliche Sache 
machen wird, um Unjre gleichartigen Intereſſen zu bejchüßen. China ift 
gegenwärtig jo vollftändig durch jeine militärischen Operationen in Anſpruch 
genommen, um den Aufftand zu bewältigen, daß es nicht imftande ift, ber 
von außen drohenden Gefahr die Spike zu bieten und die Verwicklungen 
mit ben Mächten zu einer erfolgreichen Löfung zu führen., Wir find daher 
darauf angewieſen, auf die Unterftüßung bdesjenigen Landes zn rechnen, 
welches, wie Unfer Reich, einen Zeil von Afien bildet. Unter diejen Um: 
ftänden richten Wir dieſe Botſchaft an Eure Majeftät in einem abfolut 
offenen und vertrauensvollen Geifte und bitten Wir, Eure Majejtät möge 
Maßregeln anordnen, die für geeignet befunden werden, unter Euer Majeftät 
mächtiger Führung Frieden und Ondnung wieder herzuftellen. 

Am fiebenten Tage des jechften Monats, im 26. Jahre (3. Juli 1900). 

Kwang Shü. 

Der Kaiſer von Japan an ben Kaiſer von China: 

Während bisher nur gerüchtmweife verlautete, daß der Kanzler 
Unſrer Gejandtichaft, Sugiyama, dor einiger Zeit ermordet worden jet, 
hat bisher eine pofitive Beitätigung diefer Nachricht gefehlt. Euer Mazeftät 
Telegramm, welches joeben eingelangt ift, hat nun diefe Thatjache bejtätigt 
und uns tiefen Schmerz bereitet. Seit diefem peinlichen Ereigniſſe hat die 
Inſurrektion im nördlichen Zeil der Länder Eurer Majeftät einen ftet3 
twachjend heftigen Charakter angenommen und den gejeßwidrigen Handlungen 
wurde freier Lauf gelaffen, während in Peking die diplomatijchen Vertreter 
ber fremden Mächte und die Mitglieder der Gejandtichaften umzingelt und 
angegriffen wurden, E3 wird fogar berichtet, daß der Gejandte einer Macht 
überfallen worden jei. Wir hören, daß die Truppen Eurer Majeftät außer: 
ftande find, die Inſurgenten zurücdzutreiben und zu unterwerfen. Die 
Handlungen der Inſurgenten verlegen auf das empfindlichite das völfer: 
rechtliche Prinzip, daß diplomatifche Agenten mit höchiter Achtung zu be: 
handeln und ihre Perjonen unverleglich find. Die Beleidigung eines Diplo: 
matiſchen Vertreters ift ein Verftoß gegen das Völkerrecht und es ift faum 
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nötig, darauf hinzuweiſen, wie ſchwer da3 Verbrechen des Gejandtenmorbes 
ift. Wenn aber Eurer Majeftät Regierung fich ernftlich entjchloffen hat, 
die Inſurrektion zu befämpfen und die Befreiung der Gejamdten ind Wert 
zu jeßen, jo würde die Lage ſich verhältnismäßig günftiger geftalten. Die 
Unterdbrüdung des Aufftands und die Rettung der fremden Vertreter ift 
eine Pflicht, welche Eure Majeftät ebenfowohl gegenüber Ihrem eigenen 
Reiche, wie in Bezug auf die Mächte der Welt zu erfüllen haben, und dies 
follte jo bald ala möglich geichehen. Seit dem lebten Monat haben bie 
Mächte beträchtliche Streitkräfte bei Zientfin gelandet und Japan hat e8 
für nötig gehalten, ebenjalld Truppen dahin zu entjenden. Der Zwed diejer 
militäriichen Aktion ift die Unterdrückung des Aufitandes und die Befreiung 
ber diplomatischen Vertreter, fowie der anderen Fremden. Darüber hinaus 
haben die Mächte feinen weiteren Zwed im Auge. Wenn Eure Majeftät 
feine Zeit verliert, die Gejandten der fremden Mächte aus ihrem Belagerungs— 
zuftand zu befreien, hoffen Wir, daß die Mächte darin ein Zeichen erkennen 
werden, daß es Eurer Majeftät ernft damit jei, einen Krieg zu bermeiden 
und das Unglüd, welches jonft Eurer Majeftät Land treffen würde, dadurch 
abzujchwächen. Meine Regierung hat, wie Eurer Majeftät befannt ift, für 
Ihr Land herzliche Gefinnungen gehegt und wird fich, falls die Verhältniſſe 
es geftatten, nicht weigern, an den geeigneten Stellen ein freundliches Wort 
einzulegen. Die Bedingung dafür ift aber, daß Eurer Majeftät Regierung 
den Aufftand ſofort unterdrüde und die fremden Vertreter aus ihrer Lage 
thatjächlich befreie. Erft dann kann Japan fich bereit finden, jeinen Ein- 
fluß bei den eventuellen Berhandlungen zwijchen Ihrem Reich und ben 
fremden Mächten zum Zwed der Erhaltung der Intereſſen Ihres Reichs 
zu derwerten. Es ift Unſer aufrichtiger Wunjch, daß dieje telegraphijche 
Antwort auf Eurer Majeftät Botſchaft auf Ihrer Seite ernftliche Beachtung 
finden möge. 

Tokio, 13. Juli im 33. Jahre Meji (1900). 

Mutjuhito. 

Anfang Juli. (China.) Die Mandjchurei nimmt am Auf: 
ruhr teil. 

14. Juli. (Ehina.) Die Verbündeten nehmen nach blu= 
tigem Kampfe die Chinejenjtadt von Tientfin. 

17. Zuli. (China.) 15000 Japaner landen in Zichifu. 

Ende Juli. (China) In der Mandjchurei ſtoßen ruffifche 
und chinefiiche Truppen zufammen. Die Chinejen bedrohen Bla= 
goweſtſchensk, die Rufen nehmen Hunjchun (am 30. Juli). 

Juli. Streitkräfte der europäifchen Mächte in China. 

Das „Militärwochenblatt* veröffentlicht eine Ueberſicht über die 
Streitkräfte der Mächte, joweit fie in China und in Kiaustjchou bereits 
nn fih auf dem Weg dahin befinden oder ihre Abreife dorthin vor: 
ereiten. 

I. In China befanden fich bereit3 Mitte Juli etwa 43,000 Mann, 
nämlih: A) In Tientſin-Taku etwa 22,000 Mann mit 80 Gejchügen und 
19 Majchinengeihügen; darunter deutjcherjeit3 nur Zeile der Schiffsbe— 
faungen, nachdem eine Kompagnie des 3. Seebataillond wieder nach Kiau— 
tichou zurücbefördert worden war. Die Hälfte der Hämpfer in Zientfin 


find Rufen, indefjen treffen jet täglich Berftärfungen aus Indien und 
Japan ein. B) In Peking waren insgefamt 431 Mann, darunter 1 Offizier 
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und 50 Mann deutſche Marine-Infanteriften. C) Auf der Halbinjel 
Kwantu, dem ruffiihen Gebiet (Liautung) find augenblidlich etwa 20,000 
Mann mit 32 Gejhüßen vereinigt, nachdem die dortigen Garnifonen aus 
dem mobilgemachten fibirijchen Armeekorps, vornehmlich aus Wladiwoftof, 
erheblich verjtärft worden find. Diefe Truppen waren zum großen Teil 
bisher noch nicht Schlagfertig. D) In Stiaustfchou haben wir etwa 
—— mit 16 Feldgeſchützen, 12 ſchweren Geſchützen und 6 Maſchinen— 
geſchützen. 

II. Auf dem Wege nach China ſind zur Zeit aus Deutſchland, 
Frankreich und Indien etwa 15000 Mann mit 28 Geſchützen, 11 Maſchinen— 
geſchützen, ſowie aus Japan die erſten Teile einer mobilen Diviſion. 

III. Vorbereitet wird die Abſendung von insgeſamt etwa 57,000 
Mann mit 144 Geſchützen; darunter aus Deutſchland 11,344 Mann mit 
30 Geſchützen, Japan 16,000 Mann mit 36 Geſchützen, Rußland etiwa 
20,000 Mann mit 48 Gejhügen, Frankreich, Amerika, Italien etwa 10,000 
Mann mit 30 Gejchüßen. 

5. Auguft. (China.) Die Verbündeten ftürmen die chine= 
fifchen Verſchanzungen bei Peitjang. 

15. Auguft. (China.) Die verbündeten Truppen ziehen in 
Peking ein und befreien die belagerten Gejandten. Die Kaiferin 
und der Kaiſer find entflohen. 

August. September. (China.) Europäifche Mijfionare und 
eingeborene Ehrijten werden in den Provinzen Hupe und Kwang— 
tung verfolgt. Auch bei Schanghai kommt es zu wiederholten Un 
ruhen, jo daß englifche Truppen gelandet werden. 

8. September. (Ehina.) Ein faiferliches Edikt proflamiert 
Sianfu ala neue Hauptjtadt Chinas. 

11. September. (China.) Ein kaiſerliches Edikt gibt Li— 
Hung-Tihang Vollmacht, mit den Verbündeten zu unterhandeln. 

20. September. (Ehina.) Deutjche, ruffiiche und franzö— 
fifche Truppen erftürmen die Peitangfort2. 

27. September. (Ehina.) Generalfeldmarihall Graf Wal: 
derjee übernimmt den Oberbefehl über die Truppen in Petjchilt. 

September. (Philippinen) In mehreren Gefechten er— 
leiden die Amerifaner jchwere Verlufte. 

2. Oktober. (China.) Die Verbündeten nehmen Schang: 
kaikwan. 

September. Oktober. Briefwechſel der Kaiſer von China 
und Japan. 

Der Kaiſer von China ſchreibt am 26. September: 

In der Befürchtung, daß die Ermordung des Kanzlers Eurer 
Majeſtät Geſandtſchaft, Sugiyama Akira, die unlängſt außerhalb des 
Jungtung-⸗Thores erfolgte und welche durch gewiſſe Differenzen veranlaßt 
wurde, eine ernſtliche Gefährdung der freundſchaftlichen Beziehungen zu 
einer benachbarten Macht zur Folge haben könnte, hatten Wir ſofort Befehl 
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erteilt, die Mörder der Juftiz zu überliefern. Die Erinnerung an das 
Verbrechen hat nun Unfer tiefftes Bedauern erweckt. Wir haben in Be— 
thätigung dieſer Gefühle am heutigen Tage ein Dekret erlafjen, durch welches 
Na Hung, der Bizepräfident des Zeremonienamt3, beauftragt wird, religiöfe 
Zeremonien für den Verftorbenen abzuhalten und 5000 Tasls für die Be- 
gräbnisfoften anzubieten. Gleichzeitig haben Wir Li-Tſcheng-To, dem Unter: 
fanzler des Großjefretariat3 des chinefifchen Gejandten in Tokio, befohlen, 
einen feiner Sefretäre zu beauftragen, das Zeremoniell der Trankopfer bei 
ber Ankunft des Sarges mit dem Berftorbenen in Eurer Majeftät Landen 
vorzunehmen. Da Unſre Reiche diefelbe Schriftiprache befigen, in unmittel= 
barer Nähe von einander liegen und langjährige Beziehungen bei gegen- 
feitiger Achtung und guter Nachbarſchaft unterhalten haben, nachdem Eure 
Majeftät auch, ala Unfre Unterthanen die Uns gegen befreundete Mächte 
obliegenden Verpflichtungen verlegt hatten, Uns behilflich zu fein verjuchten 
und Uns dadurch zu dauernder Dankbarkeit verpflichteten, erſuchen Wir 
nunmehr Eure Majejtät, auch jet die anderen Mächte zu veranlaffen, jobald 
wie möglich mit Uns die Verhandlungen behufs Friedensſchluſſes zu be: 
ginnen, welche, wie Wir hoffen, die Integrität Unjrer Beligungen achten 
und Unjerm Reiche zn großem Nuten gereichen möge. Wir geben Uns 
der erniten Hoffnung hin, daß Eure Majeftät dieſes Erjuchen in geneigte 
Erwägung ziehen werden. 
Die Antwort des Kaiſers von Japan (9. Oktober) lautet: 


Mit Befriedigung haben Wir Eurer Majeftät Telegramm erhalten, 
in welchem Sie hr tiefes Leidivejen über das Ereignis ausſprechen, bei 
welchem der Stanzler der faiferlichen Gefandtichaft Sugiyama Akira infolge 
graufamer und barbarifcher Handlungen von Soldaten Eurer Majeftät jein 
Leben verlieren mußte. Eure Majeftät teilen Uns ferner mit, dat Sie zum 
Beweife Ihres Bedauern? dem Vizepräfidenten des Zeremonienamts befohlen 
haben, religiöje Zeremonien für ben Berftorbenen abzuhalten und 5000 Tasls 
für Begräbnisfoften anzubieten, und daß Sie ferner den Sefretär ber Ge: 
jandtichaft in Tokio angewiejen haben, Tranfopfer bei der Ankunft der 
Leiche des DVerftorbenen in Unferen Landen darzubringen. Eure Majeftät 
haben aud den Wunſch geäußert, Wir möchten verjuchen, die beteiligten 
Mächte zu veranlafien, bald mit Ihnen Frieden zu jchließen, um dadurch 
die Sicherheit de3 Reichs Eurer Majeftät zu befeftigen und andere Vorteile 
zu erzielen. Mas nun die Wiederherftellung des Friedens anbetrifft, fo ift 
dies nicht nur der Wunſch Eurer Majeftät, jondern auch Wir wünjchen den 
Frieden aufrichtig; und wenn Eure Majeftät in der That diefen Wunſch 
hegen, jo möchten Wir Ihnen den erniten Rat geben, jofort eine Ber: 
ordnung zu erlaffen, durch welche alle bigotten und rüdjchrittlichen Perjonen 
ausdrüdlid vom Amt entfernt und ftatt ihnen nur ſolche Perjonen zu 
Miniftern berufen werden, welche die erforderlichen Fähigkeiten befiken und 
die in China, wie im Ausland Hochachtung genießen. Auf diefe Weiſe 
müßte eine ganz neue Regierung geichaffen werden. Wenn Eure Majeftät 
ſich ferner entichließen würden, nach Peking zurüczufehren, ftatt nach Schenfi 
zu gehen, dürfte auch dies erheblich zur Beruhigung Ihrer Unterthanen 
beitragen, während die genannten Maßnahmen den Beweis liefern würden, 
daß Eure Majeftät auch wirklich Reue empfinden über die den fremden 
Mächten zugefügten Verletzungen. Unter jolchen Umftänden, glauben Wir, 
würde fich feine der fremden Mächte gegen den Friedensſchluß erklären, und 
Wir hoffen daher, dat Eure Majeftät Unjre gutgemeinten Ratjchläge be: 
berzigen werden. 


Oktober. In Südehina breitet fich der Aufftand aus. 
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Anfang Oktober. (China) Dem diplomatifchen Korps 
werden kaiſerliche Edikte zugeftellt, wonach Prinz Zuan und andere 
Miürdenträger ihrer Amter entjeßt werden. 

12. Dftober. (China.) In Kiautſchou wird die Eifenbahn 
zwifchen Ma t'ou und Kiautjchou eröffnet. 

Mitte Dftober. (Japan.) Das Kabinett Yamagata tritt 
zurüd und wird durch ein Miniſterium Yto erjeßt. 

17. Oftober. (China.) Feldmarſchall Graf Walderfee trifft 
in Peking ein. 

19. Oktober. (China.) Die Verbündeten bejegen Paotingfu. 

26. Oktober. (Ehina.) Die Vertreter der Mächte in Peking 
halten die erjte Sigung über die Yriedengverhandlungen. 

29. Oktober. (China.) Deutjche und englifche Truppen 
bejegen Tſekingkuan. 

Anfang November. (China) Die Bertreter der Mächte 
einigen fich über folgende Punkte, die den Chineſen vorgelegt wer: 
den follen: 

Der Eingang der Note foll den Charakter derjelben al3 einer 
dseision irrévocable (unwiderruflichen Entjcheidung) feftitellen. Sodann 
erhält unter den an die Chineſen zu ftellenden Anfprüchen den eriten Platz 
die Forderung einer nach Berlin zu entjendenden, von einem chinefilchen 
faiferlichen Prinzen zu führenden Miffion, welche das Bedauern des Kaiſers 
von China und ber chinefischen Regierung über die Ermordung Baron 
Kettelers ausdrüden fol. Außerdem ift auf dem Schauplat der Unthat 
ein entjprechendes Denkmal mit lateinischer, deutjcher und chinefiicher In— 
jchrift zu errichten, welche ebenjall3 dem Bedauern bed Bogdochan über die 
gejchehene FFrevelthat Ausdrud gibt. Demnädft joll China die Rädels— 
führer, die zum Zeil bereit3 in dem chinefifchen Edikt vom 25. September, 
zum Zeil von ben Vertretern genannt find und eventuell noch genannt 
werden, mit dem Tode beftrafen. Die chinefische Regierung joll weiter 
zwei Jahre lang in allen Unterpräfekturen eine faijerliche Verordnung an: 
Ichlagen, die 1. die Mitgliedjchaft an der Borer:Gefte mit dem Tode be: 
droht, 2. die über die Schuldigen verhängten Strafen publiziert und 3. die 
Vizekönige, jowie die Provinzial: und Lofalbeamten für die Ordnung in 
ihren Bezirken verantwortlid” macht und die Beftimmung trifft, daß ſolche 
Beamte, die neue Bertragsverlegungen und Beläftigungen ber Fremden 
zulaffen, jofort abgejegt werden und niemal3 wieder andere Stellen er: 
halten dürfen. Auf jeder fremden oder internationalen Begräbnizftätte, 
deren Gräber während der Wirren profaniert tworden find, muß die chine: 
fihe Negierung ein Sühnedentmal errichten. Das Tſungli-Yamen foll 
vollfommen reformiert und auch der Verkehr der Gejfandten mit dem Hofe 
in einer Weiſe neu geregelt werden, die von den Mächten des näheren zu 
beftimmen fein wird. China muß den Mächten für Staat und Private 
entiprechende Entjchädigung leiften. Die zu zahlenden Summen begreifen, 
wie ausdrücflich hervorgehoben ift, auch die Beträge in fich, welche ſolchen 
Chineſen gezahlt werden jollen, bie im Dienft der Fremden Schaden er: 
litten haben. Das Verbot der Einführung von Waffen nach China wird 
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bi3 auf Weiteres aufrecht erhalten. Jede einzelne Macht erhält das Recht, 
für ihre Gejandtichaft eine permanente Schutzwache zu halten. Das Ge: 
iandtichaftäviertel, in dem Chineſen nicht wohnen dürfen, wird in Ver: 
teidigungszuftand geſetzt. Die Bereftigung von Taku und etwaige andere, 
welche die freie Verbindung Pekings mit dem Meere hindern fönnten, 
jollen geichleift werden. Die Mächte werden einzelne Punkte zwiichen der 
Hauptitadt und dem Meere beftimmen, die militäriich bejeßt werden, um 
jederzeit die unbehinderte Verbindung zwiſchen dem Sit der Gejandtichaften 
und der See zu gewährleiften. 


Mitte November. (Philippinen.) Ein Taifun richtet auf 
der Inſel Guam großen Schaden an. 

26. November. (China.) Die provijorifche Regierung, in 
der Deutjchland, Rußland, England, Franfreih, Amerika und 
Japan vertreten find, bejchließt mit Stimmeneinheit die Schleifung 
der Stadtmauer und die Ausfüllung des Befeftigungsgrabeng von 
Tientfin. 

27. November. (Ehina.) Der deutjche Oberjt Graf York 
von Wartenburg jtirbt infolge einer Rauchvergiftung in Hwailai. 

Ende November. (Korea.) In Korea zeigen fi) Unruhen. 
Die „National-Zeitung“ jchreibt darüber: 


Ueber Korea, das jo lange ein MWetterwintel Afien3 war, hat man 
in ber leßten Zeit wenig gehört, die Ereignifje in China nahmen bie allge: 
meine Aufmerfjamfeit in Anſpruch. Jetzt kommen plößlich wieder kritiſche 
Nachrichten aus dem von jeher zu Unruhen geneigten jübdlichiten Teil des 
Landes. Im Jahre 1893 jchrieben die Teilnehmer am Zongfaf:Aufftand 
die Erhaltung der nationalen Religion auf ihre Fahnen; dieſes Mal treten 
die Ruheftörer als Bejchüger der Armen auf; fie jollen den größten Teil 
ihrer Beute unter die unbemittelten Klaſſen verteilen, die natürlich damit 
jehr einverftanden find. Die Folge ift ein fortichreitendes Anſchwellen ber 
Bewegung, die bereits ganz Chöllado und die beiden angrenzenden Pro: 
vinzen ergriffen haben ſoll. Merfwürdig ift, daß viele der Aufrührer mit 
Schießgewehren, vermutlich japanischer Herkunft, bewaffnet find; auch ift 
bemerfenäwert, daß die Rebellen bisher feine chriften: oder fremdenfeind- 
lichen Anwandlungen gezeigt haben. Sollten vielleicht die vielen im Lande 
zerftreuten Japaner die Erhebung unterftügen, ähnlich wie damals bie 
Tongfaf:Rebellion? Während Rußland und Japan die Weiterentwidlung 
der Dinge mit gejpanntefter Aufmerkſamkeit verfolgen, fcheint die foreanifche 
Regierung fi vollftändiger Sorglofigfeit hinzugeben. — Eine andere für 
Korea jehr bedeutjame Frage, die neuerdings aufs Tapet gebracht worden, 
ift die der Neutralifierung des Landes. Man jpriht davon, daß Korea 
diefe Sache nicht ganz nach dem Sinne der Japaner behandelt habe; bie 
Regierung des Mitado hätte den Wunſch gehabt, Korea jollte zunächit nur 
um Garantie einer Neutralität bitten; der an die Japaner gelangte An: 
trag habe aber von vornherein auf die Gewährung der guten Dienfte 
Japans bei allen Vertragsmächten gelautet. Andere Stimmen wollen 
wiffen, Japan habe die Bedingung geftellt, Korea müfje erft eine braud;: 
bare Armee von 50000 Mann haben. Der König, oder wenn man till, 
der Kaiſer von Korea foll an nichts anderes denken, als die Auslieferung 
der nach Japan geflohenen politifchen Flüchtlinge zu erreichen; des Landes 
Wohl und Wehe liegt diefem ſchwächlichen Despoten wenig am Herzen. 
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20. Dezember. (China.) Die Vertreter der Mächte richten 
eine Note an die chinefiiche Regierung. 


Das Schriftſtück beginnt mit einer längeren Einleitung, in der bie 
neuerlichen Unthaten als in der Gefchichte der Menichheit unerhörte Ver: 
brechen, ala Verbrechen gegen das Völkerrecht hingeftellt werben, und zählt 
dann die hauptſächlichſten diefer Verbrechen auf, die Ermordung des Ge: 
fandten Freiherrn v. Ketteler durch einen regulären, den Befehlen des kom— 
mandierenden Offizierd gehorchenden Soldaten und die Belagerung der 
Gejandtichaften durch Borer und kaiſerliche Soldaten unter Befehlen, die 
fie vom Hofe erhielten. Die Note beichuldigt die chineſiſche Regierung bes 
Derrates, da fie durch ihre Vertreter im Auslande erklärte, fie befchüge bie 
Gejandtichaften, während fie thatfächlich diefelben belagern ließ, und erhebt 
Anklage tvegen der Ermordung de3 japanischen Kanzlers Sugiyama durch 
faiferliche Soldaten, wegen ber Fyolterung und Ermordung von Ausländern 
in vielen Provinzen, wegen GEntweihung von Friedhöfen der Ausländer 
und Schändung der Leichen durch Borer und faiferliche Soldaten. Weiter: 
bin heißt e3 dann: Gezwungen nad Pefing zu marjchieren und die chine- 
fiihen Streitkräfte zu befiegen, find die verbündeten Mächte gleichwohl 
bereit, der Bitte Chinad um Frieden unter nachftehenden unmwiderruflichen 
Bedingungen, die als unerläßlich für die Sühnung der begangenen Ber: 
brechen und zur Verhinderung von beren Wiederholung erachtet worden 
find, ftattzugeben: 1. Ein chinefischer Prinz foll nach Berlin gejandt werden 
und dort bem Bedauern des Kaiſers über die Ermordung des Gejanbdten 
Freiherrn v. Ketteler Ausdrud geben. Ferner foll an ber Stelle, wo der 
Mord ftattgefunden hat, ein Denkmal errichtet werben, welches in lateini: 
jeher, deutjcher und chinefiicher Sprache da3 Bedauern des Kaiſers über den 
Mord ausipridt. 2. Die allerftrengfte Strafe joll, entiprechend den be: 
gangenen Verbrechen, den in dem faijerlichen Dekret vom 21. September 
bezeichneten, Perjönlichkeiten auferlegt werden. (Die Namen derjelben wur: 
ben dort nicht genannt.) Es find dies die Prinzen Tuan und Tſchwang, 
fowie zwei andere Prinzen, der Herzog Lan, Tſchaoſchuechiao, Kangyi, 
Yinglüen und eine Anzahl anderer Perjonen, welche die Gejandten nod) 
bezeichnen werben. Die Staatsprüfungen follen in den Städten, in welchen 
fremde ermordet wurden, oder graufam behandelt wurden, auf fünf Jahre 
unterbleiben. 3. Japan fol für die Ermordung jeines Kanzlers Sugiyama 
gebührende Genugthuung erhalten. 4. Sühnedenkmäler jollen auf allen 
Kicchhöfen der Ausländer errichtet werden, wo die Gräber gejchändet 
wurden. 5. Die Einfuhr von Waffen und Kriegämaterial, jowie ihre 
Herftellung werben unterfagt. 6. Eine entjprechende Entjhädigung joll 
gezahlt werden an die Etaaten, Gejellihaften und Einzelperjonen, ebenjo 
an die Chinejen, die Unbill erfahren haben, weil fie bei Fremden in 
Dienften ftanden. China wird entiprechende finanzielle Maßnahmen treffen, 
welche für die Mächte annehmbar find, um die Zahlung der Entjchädig: 
ungen und den Anleihedienjt ficher zu ftellen. 7. Eine ftändige Wache ſoll 
für die Gefandtichaften gehalten und das diplomatifche Viertel befejtigt 
werden. 8. Die Fort? von Taku und die Forts zwiſchen Peking und der 
See ſollen geichleift werden. 9. E3 ſoll eine militärische Bejegung der 
Punkte ftattfinden, bei denen eine jolche geboten erjcheint, um die Ver: 
bindungalinie zwijchen Peking und der See ficher zu ftellen. 10. Im 
ganzen Reiche follen zwei Jahre lang Proflamationen angejchlagen werden, 
welche jede Perjon mit dem Tode bedroht, die fich einer fremdenfeindlichen 
Geſellſchaft anichließt, und welche die Strafen aufzählt, die von der chine: 
fichen Regierung den an den Unruhen jchuldigen Räbdelsführern auferlegt 
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worden find. Ferner joll ein kaiſerliches Edikt erlaffen werben, welches 
anorbnet, daß bie Vizefönige und Gouverneure und fonftige Provinzial: 
beamte für die gegen die fremden gerichteten Erhebungen und Berlekungen 
der Derträge in ihrem Machtbereich verantiwortlich gemacht werden. Falls 
fie e8 unterlaffen, folche Ausschreitungen zu unterdrücden, follen die ver— 
antwortlichen Beamten ſofort faffiert werden und niemalö wieder eine 
Staatäftellung erhalten. 11. China übernimmt es, eine Reviſion der 
Handeläverträge auszuführen, um bie fommerziellen Beziehungen zu er- 
leichtern. 12. Das Tſungli-Yamen ſoll umgeftaltet und das Seremoniell 
für die Empfänge der fremden Gefandten in einem von den Mächten an 
gegebenen Sinne abgeändert werden. Solange ben vorftehenden Bedingungen 
nicht entiprochen ift, Eönnen die Mächte feine Angabe in Ausſicht ftellen 
über die Frift, in der fie ihre Truppen, welche jegt Peking und die Pro- 
vinzen bejeßt halten, von dort wieder zurüdziehen werden. 


27. Dezember. (China.) Der Hof protejtiert gegen Die 
Schleifung der Takuforts und die Zulafjung der Gejandtichafts- 
wachen. 

31. Dezember. (China.) Der Mörder des Freiherrn v. Ket— 
teler wird in Peking hingerichtet. 


überſicht 
der politifhen Entwickelung des Jahres 1900. 


Diele Jahre hindurch waren im Europäifchen Geſchichts- Allge— 
kalender große internationale Verwickelungen nicht zu berichten. — 
Die Ausbildung der beiden mitteleuropäiſchen Großmächte Deutſch— 
land und Stalien — beide jo oft der Zankapfel und das Kriegs— 
theater der europätjchen Politik — hat den politifchen Zuftänden 
eine Stabilität verliehen, die jelbjt der ruffifch-türkifche Krieg und 
dag ruffifch-frangöfifche Bündnis nicht erfchüttern fonnten. Das 
ganze lebte Menjchenalter des 19. Jahrhunderts ift daher — ab— 
gejehen von dem ruffiich-türfifchen Kriege — ohne größere euro- 
päifche Kriege verlaufen, und die Folge war, daß die wirtjchaft- 
liche Entwidelung eine bisher nie gefannte Höhe erreicht Hat. 
Hand in Hand mit diefem wirtjchaftlichen Aufſchwung ging das 
Beitreben der Mächte, ihren politifchen und fommerziellen Macht: 
bereich weiter auszudehnen, um dem Handel neue Ein- und Ver— 
faufsgebiete und der fteigenden Bevölkerung ein Auswanderungs- 
gebiet zu fichern, wo fie ihre Nationalität ausbreiten könne. 
Dem entfprechend hat die Abficht, Kolonien zu erwerben, die all: 
gemeine Politif die legten Jahrzehnte mehr beherrjcht als die Jahre 
zuvor; nicht nur fteigerten die Hijtorifchen Kolonialvölfer ihre 
Thätigfeit, auch folche, die bisher eine maritime und Eoloniale 
Politif wenig oder gar nicht betrieben hatten, wie Jtalien und 
Deutichland, jchlugen neue weltpolitiiche Bahnen ein; und die 
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Erpanfionsbewegung blieb nicht auf die europäifchen Mächte be— 
ichränft, auch Japan und die Vereinigten Staaten Nordamerifas 
traten in den allgemeinen Wettbewerb ein. Es ijt unter diejen 
Umftänden natürlich, daß die folgenreichjten internationalen Ber: 
wickelungen foloniale und fommerzielle Fragen zu Urfachen Hatten, 
jo der japanifch-chinefilche Krieg 1894/95, der ſpaniſch-amerikaniſche 
1898 und endlich der füdafrifanifche, deſſen Ende fich auch jekt, 
nach fat anderthalbjähriger Dauer, nicht abſehen Täßt. 

Über die Entjtehung dieſes Krieges haben wir im letzten 
Yahrgang ausführlich berichtet, Hier wollen wir noch furz eine 
Skizze der Kriegdereigniffe geben. Als der Krieg erklärt wurde, 
waren die Buren den an ihren Grenzen jtehenden Engländern 
überlegen, fie fonnten ihnen alfo die Ynitiative aufzwingen. In 
Europa hatte man erwartet, daß fie mit gefammelter Macht einen 
fühnen Vorſtoß in die Kapfolonie machen würden, um die dortige 
Burenbevölferung zum Aufftande zu treiben und die jchwachen 
englifchen Truppenteile vor der Ankunft neuer Berftärkungen zu 
vernichten, aber zu einer folchen fonjequenten Kriegführung waren 
die Buren nicht im ftande: es fehlte ein Feldherr, der Einficht und 
Autorität genug gehabt hätte, um einen jolchen Plan durchzujeßen. 
Anftatt deſſen zerjplitterten die Buren ihre Streitkräfte, um ihr 
Land auf allen Seiten zu decken und machten fich jo zu einer er= 
folgreichen Offenfive unfähig. Ein Teil belagerte Mafeling und 
Kimberley im Weiten der Südafrifanijchen Republif und des Frei— 
jtaat3; jchwächere Abteilungen marjchierten nach Süden gegen die 
nördliche Kapfolonie dor, die Hauptmacht endlich unter Joubert 
belagerte Ladyjmith im nordweitlichen Natal, um die Ende Oktober 
dort Hineingeworfenen Engländer gefangen zu nehmen. Alle Be— 
lagerungen wurden aber wenig jachgemäß betrieben, ernjtliche Anz 
griffe fanden nicht ftatt, nur Beſchießungen, die feine Enticheidung 
bringen fonnten. Da jo weder in Natal noch in der Kapfolonie 
beträchtliche Burentruppen jtanden, jo fonnten die Engländer nach 
der Landung ihrer Regimenter ungehindert ihre Truppen jüdlich 
von Kimberley und in Natal verfammeln und den Vormarſch an— 
treten. Wie die Buren teilten auch fie ihre Streitkräfte, um gleich: 
zeitig Ladyfmith und Kimberley zu entfegen. Der Oberfommandeur 
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Buller marjchierte mit der Hauptmafje auf Ladyſmith; General 
Gatacre follte in der Kapfolonie von Süden nach Norden vor= 
gehend über Golesberg in das Herz des Oranje-Freiſtaats eins 
dringen, General Methuen endlich erhielt den Auftrag, Kimberley 
und Mafeking zu entjegen. Sie verfielen ſomit in denjelben Fehler 
wie die Buren; wahrjcheinlich meinten fie auch bei der Zerfplitterung 
überall den Buren überlegen zu fein und wollten e8 nicht darauf 
anfommen lafjen, daß die Buren, während die englifche Armee 
etwa bei Ladyſmith mit großer Übermacht auftrat, unterdeffen 
Kimberley einnahmen oder in die Kapfolonie einbrachen. Es zeigte 
fich, daß ihre Übermacht nicht groß genug war, um auf diefe Weife 
die durch das Terrain außerordentlich begünftigte Verteidigung der 
Holländer zu überwinden. Zuerft erlitt Methuen bei Magersfontein 
eine blutige Niederlage, in der feine beten Truppen, die jchottifchen 
Hochländer, große Verluſte hatten (11. Dezember), und er mußte 
den Entſatz Kimberleys einftweilen aufgeben. Wenige Tage jpäter 
icheiterte auch Bullers Offenfive: bei dem Verſuche, den Tugela zu 
überjchreiten, wurde ex bei Colenſo gejchlagen und verlor 140 Tote, 
230 Gefangene, 760 Verwundete und 11 Geſchütze. Nur der Un- 
beweglichkeit der Buren verdanft er es, daß fein Heer nicht noch 
härtere Berlufte erlitt. Der ganze engliche Angriff war damit 
zum Gtehen gefommen, denn auch Gatacre hatte nicht? ausrichten 
fönnen. Es blieb nichts übrig, als abzuwarten, biß der neu— 
ernannte Oberfeldherr, Lord Roberts, der Überwinder der Afghanen, 
und fein Generalftabschef, Lord Kitchener, der Sieger von Ombdur- 
man, mit neuen Verſtärkungen gelandet waren (Anfang Januar 
1900). Erjt dann fam neues Leben in die englijche Kriegführung. 

Die Abneigung der Burenführer gegen die Offenſive ließ 
dieje Frijt ungenußt. Mit den von Roberts herangeführten Streit- 
fräften mochte die englifche Armee gegen 180000 Mann betragen, 
denen die Buren gewiß faum 35000 entgegenzufegen Hatten. Der 
Berjplitterung der englifchen Truppen machte Robert3 fogleich ein 
Ende; er ließ im Zentrum, an der Südgrenze des Oranje-Frei— 
jtaats, nur fchwache Abteilungen zum Schuße der Kapfolonie jtehen 
und vereinigte die Hauptmacht unter feiner perjönlichen Führung 
zu einem Entjcheidungsfchlage gegen die Belagerungsarmee von 
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Kimberley. Den Frontalangriff, mit dem Methuen gejcheitert war, 
wiederholte Roberts nicht; er bejchloß, die Buren dftlich zu um- 
gehen, um ein leichteres Angriffsfeld zu finden und fie zugleich 
von ihrer Rückzugsſtraße nach Bloemfontein abzufchneiden. Diefer 
Kriegsichauplag war fchneller zu erreichen al3 der um Ladyſmith; 
gelang e3, der einen Hälfte des burifchen Heeres hier eine Nieder- 
lage beizubringen, jo ftand der Bormarjch nach Bloemfontein offen; 
die Burenfommandos im Süden des Freiſtaats und jelbjt die Be- 
lagerer von Ladyfmith mußten fich zurüdziehen, um nicht umgangen 
zu werden. Etwa drei Wochen nach feiner Ankunft konnte er den 
Vormarſch antreten (Anfang Februar). Bei den bisherigen Ope— 
rationen hatte die ungenügende — freilich durch die Verhältnifie 
jehr erjcehwerte — Aufklärung der Engländer den Buren die beften 
Dienfte geleijtet: die Fehler, die der Burengeneral Cronje vor 
Kimberley aber jebt beging, ließen alle vorangegangenen Thorbeiten 
der englifchen Führer weit Hinter fi. Obwohl er feit Ende Ja— 
nuar über die Anfammlung englifcher Streitkräfte an der Süd— 
weftgrenze des Oranje-Freiſtaats nicht im Unflaren gewejen jein 
fann, jeßte er die Beichiegung Kimberleys in der bißherigen Weiſe 
fort, ohne fich über den Vormarſch Lord Robert?’ nähere Auf: 
flärungen zu fchaffen, was ihm mit Hilfe der eingeborenen Be— 
völferung gewiß möglich gewejen wäre. So wurde er durch einen 
plöglichen Angriff der englifchen Vorhut, der Kavalleriedivifion 
French, völlig überrajcht und mußte ihr ohne Widerftand den Weg 
nach Kimberley freigeben (16. Februar). Die Ankunft des eng: 
liſchen Entjabes überzeugte Gronje zwar, daß die Belagerung aus— 
jicht3[08 geworden jei, aber eine Beſorgnis für feine Ritdzugslinie 
fam ihm noch nicht: er entjchloß fich zum Abmarſch nach Bloem— 
fontein, aber jei e8 aus Troß, fei es aus Unentjchloffenheit, ſetzte 
er ihn äußerft langjam ins Werk, um nicht feine Bagage aufgeben 
zu müfjen. Da die Maſſe der englifchen Truppen noch zurüd war, 
jo gelang es ihm, obwohl einzelne feindliche Abteilungen jchon in 
jeinem Rüden jtanden, nach dem Modderfluffe durchzufommen und 
auf dem rechten Ufer aufwärts ziehend einen Kleinen Vorſprung 
zu gewinnen. Aber eine nachjeßende Infanteriebrigade und die 
Kavallerie erreichten ihn wieder, verwidelten ihn in ein Gefecht und 
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anfcheinend konnte fich Gronje abermals nicht entjchließen, durch 
Aufopferung eines Teils die Hauptmaffe zu retten: er hielt jtand 
(18. Februar), wurde durch nachrüdende englifche Kolonnen um— 
zingelt und mußte fich nach mehrtägigen blutigen Kämpfen bei 
Paardeberg ergeben (27. Februar). 8000 Mann hatte er etwa vor 
Kimberley befehligt, davon Hatte fich auf dem Rückzuge die Hälfte 
feinem Kommando entzogen und jo gerettet, mit 4080 Dann mußte 
er die Waffen jtreden. 

Robert?’ Erfolge waren zugleich für die Kämpfe in Natal 
von großer Wirkung. Noch ehe Roberts feinen Vormarſch angetreten 
hatte, hatte Buller auf3 neue einen Entſatz von Ladyjmith ver— 
jucht; es gelang ihm, den Tugela zu überjchreiten und eine Ver— 
teidigungsftellung der Buren am Spionfop zu ftürmen, fie mußte 
aber vor dem Artilleriefeuer der Gegner wieder verlaffen werden 
(24. Januar), und nun blieb nicht? als der Rückzug über den 
Zugela übrig. Ein abermaliger Verſuch Bullers (5. Februar) 
hatte fein befjeres Schickſal; nach harten Berlujten verfiel er wieder 
in eine Defenfive füdlich vom Tugela, wiederum ohne von den 
Buren beläftigt zu werden. Erft infolge einer Umgehung der öſt— 
lichen Flanke der Buren vermochte er den Tugela zu überjchreiten 
(20. Februar) und nun machte fich auch jchon das Vordringen der 
englifchen Hauptmacht im Oranje-Freiſtaat bemerklich: beträchtliche 
ZTruppenteile unter dem Oranjebur de Wet zogen von Ladyjmith 
ab, um Gronje Hilfe zu bringen und Bloemfontein zu verteidigen, 
und der Widerjtand Jouberts wurde durch die ungünjtigen Nach» 
richten aus dem Weſten gelähmt. Buller fonnte eine Stellung der 
Buren nach der andern erftürmen oder umgehen, und einen Tag 
nach der Kapitulation Cronjes war Ladyjmith gerettet (28. Februar). 
Der Abzug de Wets hatte Cronje nichts genüßt, denn bei der großen 
englifchen Übermacht konnte er fein Schiefal nicht mehr wenden; 
er hatte nur Bullers Werk erleichtert. Aber der militärijche Er— 
folg Bullerd war weit geringer als der des Lord Roberts: Ver— 
luſte Hatten die Buren wenig erlitten, nur 2 Gejchüße ließen fie 
bei ihrem Rückzug nach Norden zurüd. Nach der Niederlage der 
beiden großen Flügelarmeen konnten die im Zentrum gegen die 
Kapkolonie vorgefchobenen Abteilungen fich nicht mehr behaupten; 
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ohne bedeutendere Gefechte mußten fie vor den englifchen Generalen 
Brabant, Clement und Gatacre zurüdgehen. 

Die Befreiung der jo lange belagerten Pläbe, von denen 
namentlich Zadyjmith faſt ausgehungert war, übte auf beiden Seiten 
eine große moralifche Wirkung: in England ftellte fih das durch 
die Niederlagen Bullers und Methuens erjchütterte Vertrauen zu 
den eigenen Waffen wieder her und man zweifelte num nicht mehr 
an der baldigen Niederwerfung der Buren; allgemein wurde der 
Anficht Ausdrud gegeben, daß man mit der Selbitändigfeit der 
Burenjtaaten ein Ende machen müſſe. Bei den Buren jchwand 
dagegen die Giegeszuverficht und die Präfidenten beider Republifen 

nn entjchloffen fich zu einem Friedensvorfchlag, in der Hoffnung, leid— 
verfuch. liche Bedingungen zu erhalten, folange noch beträchtliche burijche 
Truppen im Felde jtanden (5. März). In der Antwort erklärte 
Lord Salisbury rund heraus (©. 207), daß England die Annerion 
beider Staaten beabfichtige (11. März). Natürlich erwartete der 
englijche Minifter nicht, daß die Buren diejen äußerſten Beding- 
ungen fogleich zujtimmen würden; er wollte wohl nur die Gelegen- 
heit benügen, um die lebten Ziele der englischen Politik öffentlich 
darzulegen und den Buren durch die Aufnahme, die fie im Aus— 
lande fanden, jede Hoffnung auf die Intervention einer fremden 
Macht zu benehmen. — Gleichzeitig mit diefem Depejchenwechjel 
waren die militärischen Bewegungen fortgejfeßt worden, und das 
Glück war den Engländern treu geblieben. Vergebens juchten die 
Sreiftaatburen den Vormarſch von Kimberley auf Bloemfontein 
aufzuhalten; der Oberfommandeur aller Burentruppen, Youbert, 
eilte jelbjt von der Natalarmee mit Verjtärfungen herbei, aber von 
Lord Roberts in allen feinen DVerteidigungsftellungen umgangen 
mußte er eine nach der andern räumen; ohne größere Gefechte 
fonnte die englifche Armee die Hauptjtadt des Oranje-Freiſtaats 
bejeßen (13. März). In aller Eile waren die burifchen Behörden 
nach Kronſtadt entflohen, nicht einmal zur Zerjtörung des Eijen- 
bahnmaterials, das den Engländern nun vortreffliche Dienſte leijtete, 
hatten fie Zeit gehabt. Ebenjo wichtig wie diejer Erfolg war die 
moralifche Wirkung des Sieges: zahlreiche Freijtaat-Buren ver- 
zweifelten nach der Niederlage de3 gefeierten Cronje und der Flucht 
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des Präfidenten Steijn an ihrer Sache; ala Lord Robertz fie in 
einer Proflamation aufforderte, ihre Waffen abauliefern und einen 
Neutralitätseid zu leijten, folgten viele diejer Aufforderung und 
fehrten auf ihre Farmen zurüd. Zum zweitenmale erlitten die 
Dranjetruppen eine beträchtliche Verminderung. 

Mit der Eroberung des jüdlichen Dritteld des Oranje-Frei— 
jtaat3 war für eine gewiſſe Zeit die Offenfivfraft der englifchen 
Armee erjchöpft. Ein weiterer Bormarjc war unmöglich, ehe nicht 
die Verbindungen der Armee durch Wiederherftellung der beichä- 
digten Eijenbahnlinien, durch Dämpfung der lofalen Unruhen in 
der nördlichen Kapkolonie und durch Vernichtung der füdlich von 
Bloemfontein noch jtehenden Burenkorps gefichert waren, und ehe 
nicht die Pferde und Zugtiere ergänzt worden waren. Denn unter 
diejen hatten die Bejchwerden des Marſches, das den importierten 
Tieren ungewohnte Futter und Klima und nicht zum wenigjten 
die Schlechte Behandlung durch die Engländer große Verheerungen 
angerichtet. Anderthalb Monate vergingen, ehe Lord Roberts dieſe 
Aufgaben gelöjt und weiter nach Norden marjchieren fonnte. Kampf: 
[08 war dieſe Zeit nicht geblieben, denn troß aller Unglüdsfälle 
bielt die Mehrzahl der Buren noch am Sriege feit. So unbeweg- 
lich fich ihre älteren Führer an der Spibe großer Truppenkörper 
gezeigt hatten, jo unternehmend erwieſen fich einige jüngere Kom— 
mandanten, vornehmlich die Oranier Ehrijtian de Wet und Olivier; 
mit kleineren, vortrefflich berittenen Abteilungen unternahmen fie 
Vorſtöße gegen die Verbindungen füdlich von Bloemfontein; unter- 
jtüßt von der Landbevölferung brachten fie den Engländern mehrere 
Berlufte durch Überrumpelung fleiner Abteilungen bei, und bei 
ihrer Ortsfenntnis und Schnelligkeit konnten fie fich jedesmal den 
von Lord Robert3 ausgejandten Truppen entziehen und den An- 
ihluß an die nödlich Bloemfontein jtehende Hauptmacht wieder: 
gewinnen. Selbſt dem Zentrum der englijchen Macht, Bloem— 
fontein, näherten ſie fich big auf einen TZagemarjch und bejchädigten 
die Mafjerwerfe (Anfang April), dauernd Fonnten fie fich aber 
natürlich dort nicht halten. 

So verluftreihh und läſtig dieſe Unternehmungen für die 
Engländer waren, jo fonnten fie doch die Verbindungen nicht gänz— 
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lich unterbrechen und Robert? an weiterem Vormarſche nicht hin— 
dern; jeine Übermacht war jo groß, daß er feine Etappen fichern 
und den Buren dor fich eine erdrüdende Überlegenheit gegenüber- 
jtellen konnte. Als er nach Beendigung feiner Vorbereitungen von 
Bloemfontein aufbrach (Anfang Mai), fand er faft gar feinen 
Widerftand; das offene Terrain war den Buren ungünftig; nirgends 
fonnten fie eine Flügelanlehnung finden und beftändig durch Um— 
gehung bedroht, mußten fie nach Norden zurüdweichen. Selbjt den 
Übergang über den Vaal konnte Louis Botha, der nach Jouberts 
Tode (27. März) das Oberfommando übernommen hatte, der eng= 
lichen Armee nicht ftreitig machen, und damit war der Kriegs— 
ichauplat nach Transvaal verlegt (24. Mai). In aller Eile mar: 
ichierte Roberts auf Johannesburg, um die Buren zu verhindern 
die Minen zu zerjtören, womit fie gelegentlich gedroht hatten, aber 
als er nach kurzem Widerjtande in die Stadt einzog (31. Mat), 
fand fich, daß alles unverjehrt geblieben war. Das nächfte Ziel 
war nun felbftverjtändlich Pretoria, und auch diefes, das nach allen 
Berichten der legten Monate eine Feſtung erften Ranges barftellen 
jollte, wurde ohne Widerjtand bejegt (5. Juni), nachdem Präfident 
Krüger nah Watervalboven zurüdgegangen war. Botha bezog 
öftlid) von Pretoria eine Beobachtungsitellung, Wie in Bloem- 
fontein jo jcheinen auch in Pretoria die Behörden beim Heran— 
nahen des Feindes den Kopf verloren zu haben: über 3000 eng— 
liſche Kriegsgefangene wurden zurüdgelafien, die natürlich jogleich 
wieder in die englijche Armee eingeftellt wurden. Wiederum er- 
leichterte der Erfolg der Hauptarmee zugleich das Vorgehen der 
Nebenarmeen: eine gegen Mafeling vorgehende Kolonne vertrieb 
die Belagerungsarmee der Buren, die feine Unterftüßung von ihrer 
Hauptmacht erhalten fonnten (17. Mai), und die Natalarmee unter 
Buller drängte die von Lukas Meyer befehligten Truppen aus den 
Drafensbergen heraus, jo daß Buller nach befchwerlichen Märjchen 
im öftlichen Transvaal eindringen konnte. Ahnliche Gründe wie 
nach der Einnahme von Bloemfontein zwangen Robert3 abermals 
zu längerer Raft; als er dann die Operationen wieder beginnen 
fonnte (Ende Juli), juchte er in Kooperation mit Buller die 
Truppen Botha® don zwei Seiten zu faſſen; er ſelbſt marfchierte 
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von Pretoria öftlich auf Middelburg, während Buller von der 
Südoftgrenze der Südafrikaniſchen Republif heranrüdend Bothas 
linte Flanke bedrohen follte. Indeſſen ehe Buller in Fühlung mit 
Botha kommen konnte, war diejer ſchon vor Roberts über Middel- 
burg zurüdgewichen (Anfang Auguft) und Hatte eine neue Stellung 
bei Dalmanutha bezogen. Hier hielt er einem Angriffe der beiden 
englijchen Armeen jtand, mußte aber nach heftigem Artilleriegefecht 
das Feld räumen (27. Auguft). Der Regierungsfiß der Südafri— 
fanifchen Republik mußte aufs neue zurüdverlegt werden. Präfident 
Krüger begab fich nach Nelfpruit, während die Armee Bothas nach 
drei verjchiedenen Seiten außeinanderging: die Hoffnung auf orga— 
nifierten Widerftand hatte offenbar jet auch diefe Armee, die ſtärkſte 
aller Burentruppen, aufgegeben. Botha zog mit einem Teile nad) 
Norden auf Lidenburg, ein anderer unter dem Kommando Steijns, 
des Präfidenten des Oranje-Freiſtaats, wich nach Oſten aus, wurde 
aber über die portugiefifche Grenze gedrängt und von portugiefifchen 
Truppen entwaffnet. Gine dritte Abteilung endlich brach nach 
Süden vor, um im Rüden der Engländer einen Guerillafrieg zu 
beginnen. Die Engländer waren jeit dem Falle Pretoriad der 
Überzeugung, daß ein ernfthafter Kampf nicht mehr ftatthaben 
fönne; nach dem Siege über Botha und der Teilung feiner Armee 
verkündete Lord Roberts die Einverleibung der Südaftilanifchen 
Republik (1. September), nachdem der Oranje-Freiſtaat ſchon drei 
Wochen früher als englifche Kolonie proflamiert worden war. 
Präfident Krüger jchien den Untergang feines Staates zu betätigen 
durch die Flucht nach Lourengo Marques (11. September), von wo 
er nach Europa aufbrad, um perfönlich einen legten Verſuch zur 
Herbeiführung einer Sntervention zu machen. Triumphierend 
berichtete Lord Roberts: „Bon dem Burenheere find nur noch 
einige herumjtreifende Banden vorhanden, meijt fremde Söldner“ 
(20. September). 

Aber es fehlte viel, daß die Engländer mit der Befiegung 
der Burenheere in den wirklichen Bei des Landes gefommen wären: 
die Heere waren zwar zerjprengt, aber weder enttwaffnet noch ent= 
mutigt. Während Robert3 in Trandvaal einrüdte, hatten de Wet 
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organifiert und durch Überfälle Eleiner englifcher Abteilungen und 
Proviantzüge feine Verbindungen empfindlich beläftigt, jo daß er 
durch eine Divifion aus Transvaal die Etappentruppen verjtärfen 
mußte. Es gelang zwar, den Streifjcharen einige Verlufte beizu— 
bringen und Olivier gefangen zu nehmen (26. Auguſt), aber de Wetz 
Mannſchaften vermehrten fich durch Zulauf und nach der Zer— 
iprengung des Botha’fchen Heeres gingen auch defjen Reſte zum 
Kleinkrieg über. Zahlloje Scharmüßel erfolgten, und wie natür- 
lich waren die Verlufte der von der friedlichen Bevölkerung unter- 
jtüßten und des Klimas gewohnten Buren weit geringer als die 
der Engländer. Vergebens juchte die englifche Armeeleitung durch 
Androhung ftrenger Strafen die Unterjtühung der Guerillabanden 
zu Hintertreiben; ebenjowenig fruchtete die Niederbrennung der 
Farmen und Ortjchaften, wo fie Unterjchlupf gefunden hatten; die 
Erbitterung ftieg dadurch nur und die von Haus und Hof Ver— 
jagten verjtärkten die Armeen de Wets und Bothas. 

Bei dem Mangel an zuverläffigen Nachrichten läßt fich die 
Lage nicht überfehen; nur foviel ift ficher, daß die Buren den Kampf 
energiſch fortzufegen gewillt find, und daß ihre Streiterzahl eher 
größer als ſchwächer wird. Es jcheint fat, als habe Lord Kitchener, 
der Nachfolger des zum Höchjtlommandierenden in England er- 
nannten Lord Roberts, nach der Befiegung der großen Burenheere 
eine jchwierigere Aufgabe zu löſen als diefer. In England jelbt 
ift die Überzeugung durchgedrungen, daß der Krieg noch Lange nicht 
zu Ende ift; der anfänglichen GSiegesfreude ijt eine gewiſſe Be— 
flommenheit gefolgt und alle für den heimfehrenden Roberts vor- 
bereiteten Siegesfeſte find in letter Stunde abgefagt worden. Die 
Urjache diefer neueften Burenerfolge ift die Schwäche der englifchen 
Armee; fie kann nicht eine Fläche von 8000 Quadratmeilen be— 
jegen und ihre Verbindung von Kapftadt nach Pretoria und Dur- 
ban, mehrere Hundert deutſche Meilen lang, gegen Überfälle fichern. 
Wie viel Kampffähige augenblidlich die englifche Armee in Süd— 
afrifa zählt, ift unbekannt; es jcheint aber nach allen Nachrichten, 
daß fie durch Klima und Krankheiten ſchwer gelitten hat und zu 
größeren Operationen unfähig if. Nicht wenig mag zu diejer 
Verminderung der englijchen Streitkräfte der ungenügende Sanitäts— 
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dienjt beigetragen haben, über den in englifchen und nichtenglijchen 
Berichten bitter geklagt wird (©. 210, 213). 

Wie die Großmächte der Vorbereitung des Krieges ruhig dann 
zugeſehen Hatten, jo blieben fie auch nach dem Kriege jedem Gerẽ 
danken einer Intervention fremd. Rußland Hatte feinen Grund, 
die ſüdafrikaniſchen Wirren abzukürzen, die e8 zur Ausbreitung 
ſeines aftatifchen Mtachtgebietes benüßen konnte; Frankreich, Deutjch- 
land und Nordamerifa waren jedes allein nicht in der Zage, dieſes 
überdie8 durch den Philippinenfrieg gefefjelt und jene beiden durch 
Differenzen untereinander zu gemeinſamem Vorgehen unfähig. Jede 
Regierung hielt vielmehr ſtrengſte Neutralität für geboten, um nicht 
England auf die Seite ihres Gegners zu treiben. Ginmütiger ala 
die Regierungen waren die Völker; die Stimmung war während 
des ganzen Krieges wie beim Ausbruch antienglijch, allein in Italien 
äußerte fich gelegentlich Sympathie für die englifchen Erfolge. Die 
Motive, von denen fich die öffentliche Meinung leiten ließ, waren 
ungefähr diefelben wie im vorigen Jahre und verjtärft wurde das 
allgemeine Mitgefühl durch Nachrichten über barbarijche Grauſam— 
feiten der englifchen Soldaten gegen gefangene und verwundete 
Buren und gegen die wehrloje Burenbevölferung. Wie viel von 
den berichteten Greueln, der mutwilligen Vernichtung blühender 
Drtichaften, der Austreibung der Bewohner ins Elend, der Schän- 
dung der Burenfrauen, der Ermordung verwundeter und der ſyſte— 
matiichen Vernachläſſigung kranker Gefangenen wahr ift, und 
welche mildernden Umftände etwa den Engländern zugebilligt wer- 
den müſſen, ijt freilich noch nicht zu erkennen, aber durch dergleichen 
fritifche Erwägungen läßt fich das öffentliche Urteil nicht bejtimmen. 
Am ſtärkſten äußerte fi) das Mitgefühl mit den Buren und die 
Unzufriedenheit mit der Neutralitätspolitif der Regierungen in 
tradifalsnationalijtifchen Kreifen, und Hier wurde auch fein ernit- 
after Verſuch gemacht, die politische Lage unbefangen zu würdigen. 
Eo bei den Nationaliften in Frankreich, die die Regierung der 
Schwäche gegen England anklagten, um fie zu ftürgen; fo bei den 
Deutjch-Radikalen in Deutfch-Dfterreich, wo die Notwendigkeit, das 
eigene Volkstum zu verteidigen, freilich die Übertreibung der Buren— 
jympathien begreiflih macht. „Wie brüllte“, jchrieb ihr Organ, 
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die „Dftdeutiche Rundſchau“, nach Gronjes Niederlage, „derjelbe 
Engländer, der jet jubelt, daß der Bluthund vom Sudan, der 
brutale Kitchener, dem Gegner nicht einmal Waffenruhe zum Be— 
itatten der Toten gewährte, damals, als e3 galt, die ‚armenijchen 
Greuel‘ politiih für Albions Intereſſen auszuſchlachten! Dieſes 
verlogenſte aller chriſtlichen Völker hat ſich noch nie in jo ruppiger 
Gefinnung gezeigt, als eben jeßt, und darum müßten die Groß- 
mächte dem Schlächterfchaufpiel unter dem jüdlichen Wendefreis 
Einhalt gebieten. Ya, wenn die dynaftiichen Rückſichten nicht 
wären ....! Arme Buren, wenn ihr fallt, jo haben es die dyna= 
ſtiſchen Rückſichten verfchuldet, daß man dem alldeutichen Zukunfts— 
gedanken diejes Heldenvolf nicht ftark erhalten hat... . Volkspolitik 
wäre euere Rettung, Hofpolitif ift vielleicht euer Untergang. Und 
während Rhodes und Chamberlain mit dem Prinzen von Wales 
Pharao und Poker fpielen, Flucht ihnen nicht nur der Bure, der für 
Weib und Kind fällt, Flucht ihnen das Deutjchvolf von Memel bis 
Gilli, von Antwerpen bis Troppau! Aber ‚hoch oben regt fich fein 
Lüftchen.....“ 

Nicht überall äußerte ſich dieſe Anſchauung in derſelben rück— 
ſichtsloſen Form, und in vielen ſonſt burenfreundlichen Blättern 
wurden auch die Motive der Regierungen gerechter beurteilt, aber 
ein befonnenes Urteil Hatten ſich in der allgemeinen Vorliebe für 
die Buren nur wenige bewahrt: Gronje wurde überjchwenglic) 
wegen jeines lebten Widerjtandes vor der Kapitulation gefeiert 
und an feinen fehweren Fehlern nahm niemand Anſtoß. 

Diefe Stimmung erhielt neue Nahrung durch die Reife des 

Krüger Präfidenten Krüger nach Europa. Er landete zuerjt in Marfeille, 
" m don hier über Paris nach Deutſchland und Holland zu reifen. 
Durch fein perfönliches Auftreten hoffte er, wenn nicht die Regie— 
rungen, jo doch die Völker fortzureißen, die dann ihre Regierungen 
zu einer Intervention zwingen jollten. Es zeigte fich bald, daß 
jein Unternehmen vergeblich war. In Frankreich wurde er zwar 
überall begeiftert begrüßt und ſowohl von Präfidenten wie vom 
Minifter des Auswärtigen empfangen, aber bindende Verfprechungen 
erhielt er troß aller antienglifcehen Kundgebungen nicht; die fran= 
zöfiiche Regierung wußte, daß bei der Mehrheit der Kammer und 
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der Bevölkerung die Liebe zu den Buren nicht ſoweit ging, ihret= 
wegen einen Krieg mit England herauszufordern. 

Eine herbere Erfahrung jtand ihm noch in Deutichland bes — 
vor. In Berlin war ſein Empfang durch den Kaiſer für nutzlos 
erachtet worden, weil die Regierung entſchloſſen war, keine Schritte 
zu Gunſten der Buren zu thun, infolgedeſſen konnte es ihr auch 
nicht erwünſcht ſein, durch die Reiſe Krügers nach Deutſchland den 
Burenenthuſiasmus neu anfachen und zweckloſe populäre Kund— 
gebungen gegen England hervorrufen zu laſſen. Deshalb fuchte 
fie ihn während feines Parifer Aufenthaltes zu bewegen, von der 
Reife nach Deutjchland als augenblicklich zwecklos abzujtehen. Trotz- 
den aljo Krüger von dem Entjchluß des Kaiferd, ihn nicht zu 
empfangen, Kenntnis hatte, beharrte er auf feinem Vorſatze, nach 
Berlin zu reifen: offenbar in der Hoffnung, daß die erwartete all- 
gemeine Begeifterung den Kaifer zur Anderung feines Entjchluffes 
zwingen werde. Zu dem Zweck wollte er die Reife nicht in einer 
Tour, jondern mit mehreren Unterbrechungen zurüdlegen. Erſt 
nachdem er in Köln, jeiner erjten Etappe in Deutjchland, eine er- 
neute Mitteilung der deutjchen Regierung erhalten hatte, daß der 
Kaifer ihn nicht empfangen könne und deshalb bäte, auf die Reije 
zu verzichten, entjchloß er fich, anftatt nach Berlin nach Holland 
zu gehen. 

Der Empfang, den er in Köln von jeiten der Bevölferung 
gefunden Hatte, war gewiß nicht weniger Herzlich und glänzend 
gewejen ala in Marfeille und Paris, und im übrigen Deutfchland 
waren jchon große Vorbereitungen getroffen, er war für den Augen— 
blid ohne Frage der populärfte Mann in Deutjchland. Man jah 
in ihm nicht den gewiegten Politiker, der dem Deutjchen Kaijer 
jeinen Willen aufzwingen wollte, jondern nur den von Unglüd 
verfolgten Biedermann, der Rat und Troft in Europa juchte. Bon 
allen Seiten regnete e8 daher Vorwürfe gegen die deutjche Regie- 
rung, daß fie ihm aus Gefälligfeit gegen England den Empfang ver- 
jage, durch diefe moralijche Unterftügung Englands die Neutralität 
verlege und fo das Telegramm vom Jahre 1896 verleugne. Der 
Führer der Sozialdemokratie und das Haupt des Alldeutjchen Ver— 
bandes waren einig in der Verurteilung der deutjchen Politik. 


Ghina. 
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Graf Bülow Hatte bei der Verteidigung der deutjchen Politik im 
Reichsſtage (S. 162) auf den Beifall nur weniger Blätter („Preu— 
ßiſche Jahrbücher”, „Kreuz= Zeitung“, „National= Zeitung”) zu 
rechnen; er führte aus, daß eine Intervention zu Guniten der 
Buren jchlehthin unmöglich fei, denn wie die Aufnahme des kaiſer— 
lichen Telegramms vom Jahre 1896 in Europa bewiejen habe, 
würde Deutfchland dabei allein ftehen und nicht nur mit der Feind— 
ichaft Englands, ſondern auch mit der anderer Mächte zu rechnen 
haben. Sei aber eine Intervention ausgeſchloſſen und Fortſetzung 
der unbedingten Neutralitätspolitif geboten, jo jei der Empfang 
Krügerd weder für Deutjchland noch für die Buren nüßlich, aljo 
überflüffig, und für die deutfche Regierung endlich völlig unmög— 
lich infolge des Überrumpelungsverfuchg Krügers. 

Nicht immer bejchäftigte fich die öffentliche Meinung gleich- 
mäßig mit dem Burenfriege; im Sommer bei dem fiegreichen Vor— 
dringen der Engländer gab fie die Sache der Buren verloren und 
ließ fich zeitweilig völlig ablenken durch den Ausbruch fremden 
feindlicher Unruhen in China. Für die den chinefifchen Dingen 
nahejtehenden Kreiſe famen fie nicht unerivartet; von vielen Seiten 
war da8 Erwachen eines fremdenfeindlichen Geiftes beobachtet werden. 
Es rührt nicht erſt Her von der Befignahme Kiautſchous durch 
Deutjchland, wie namentlich in Rußland und von den deutjchen 
Sozialdemofraten behauptet worden ift, jondern umgekehrt die 
Annerion Kiautſchous war vielmehr eine Folge des damals jchon 
bejtehenden Europäerhaffes, der zu Angriffen auf deutjche Miſſionare 
geführt Hatte. Viele andere Dinge waren vorangegangen, die in 
China eine nationale Reaktion hervorzurufen geeignet waren: bie 
Niederlage gegen Japan mit der Verdrängung aus Korea und der 
Abtretung Formoſas, die wirtichaftliche Ausbeutung der Mandfchurei 
durch Rußland, die wirtjchaftlichen Konzeifionen, die China an 
Granfreich und England machen mußte. An Unzufriedenheit in 
China über dieje nationalen Demütigungen fehlte e8 daher nicht, 
und Angriffe auf europäiſche Miffionen kehrten jeit dem Jahre 
1894 bejtändig wieder. Diefe Unruhen blieben lange Zeit ver— 
einzelt, allmählich aber ergab fih, daß fich eine weitverzweigte 
Organifation gebildet hatte und daß die chinefische Regierung mit 
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den Unruheftiftern, den „Boxern“, wie fie die Europäer nannten, 
jympathifierte und weit entfernt war, fie zu unterdrüden. Die 
Kaiferin- Mutter und ihr Anhang glaubten vielmehr, daß fich dieſe 
Aufwallung des chinefifchen Nationalgefühls zur Vertreibung der 
Fremden benügen laſſe. Unter der ftillfchweigenden Billigung der 
Regierung breitete fich daher die Organijation in den Provinzen 
Schantung und Tſchili aus. Zu Beginn des Jahres glaubte fie 
fich jtarf genug, zu Thaten gegen den europäiſchen Einfluß vor- 
gehen zu können, noch nicht gegen die europäiſchen Niederlaffungen 
in Peking und den anderen größeren Städten, wohl aber gegen die 
einzelnen Miffionsftationen, die chinefifchen Chriften und die von 
den Europäern gebauten Eifenbahnen und. fonjtigen wirtjchaftlichen 
Unternehmungen. Zahlreiche chineſiſche Chriften und europäijche 
Miffionare wurden daher graufam ermordet, GEifenbahnen und 
Bergwerke zerjtört, ihre Beamten vertrieben oder getötet. Im Laufe 
des Mai ergriffen die Unruhen die nähere Umgegend von Peking, 
und um diejelbe Zeit wurde den europäiſchen Gejandten klar, daß 
die chineftfche Regierung nichts gegen die Banden unternehme, daß 
vielmehr das angeblich zu ihrer Bekämpfung ausgejchidte reguläre 
Militär gemeinfame Sache mit den Borern mache. Es wurde 
offenbar, daß fie eine Zerftörung der Eifenbahn Tientfin= Peking 
planten, um die Europäer in Peking abzufchneiden und zu ver— 
nichten. Unter diefen Umjtänden ließen fich die Gejandtichaften 
der europäifchen Großmächte, Japanz und Nordamerika einige 
Detachements Seefoldaten von den oftafiatifchen Geſchwadern kom— 
men, die Anfang Juni in Peking eintrafen. Gleichzeitig ſammelte 
fih ein großes internationales Gejchwader an der Peiho-Mündung 
vor den Takufort3 an, um durch diefe Demonstration die chinefifche 
Regierung zum Vorgehen gegen die Borer zu bewegen. Es war 
alles vergebens; fei e8, daß die Kaiſerin-Mutter jelbjt von dem 
fremdenfeindlichen Yanatismus erfaßt wurde, ſei ed, daß die Be— 
wegung mächtiger war als fie: chineftiche Truppen und Borer zer= 
törten die Bahn zwifchen Peking und Tientfin (am 4. Juni), in 
Peking wurden Fremde ermordet und fogar auf die Gejandtjchaften 
wurden Angriffe gemacht (13. Juni). Auf die Nachricht von diejen 
Vorgängen brach zu befferem Schuß der bedrohten Europäer eine 
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von den Kriegsſchiffen gelandete internationale Streitmacht unter 
dem Kommando des englifchen Admiral3 Seymour von Zientfin 
auf (10. Zuni), aber nach wenigen Tagemärjchen überzeugte fich 
der Admiral, daß er nicht nach Peking durchdringen fünne; chine= 
ſiſches Militär und Boxer verfperrten ihm den Weg, die Lebens— 
mittel wurden fnapp und er mußte unter beftändigen Kämpfen 
feinen Rückzug antreten. Diefer war natürlich weit jchwieriger 
als der bisherige Vormarſch, weil Kranke und Verwundete zu 
ihüßen waren und weil den Chinefen mit dem Umkehren des 
Feindes der Mut gewachſen war. Nach mühjeligen Märjchen fam 
er bei dem Arjenal einige Meilen weftlich Tientfin an (23. Juni), 
wurde hier aber eingejchloffen und konnte erft durch eine neue inter- 
nationale Entfaßfolonne aus Tientfin befreit werden (25. Juni). — 
Mittlerweile hatten auch an der Küſte große Kämpfe jtattgefunden. 
Die Großmächte hatten die Räumung der Tafufort3 verlangt, um 
ungehindert die nötigen Truppen zur Sicherung der Europäer 
landen zu können und als Antwort hatten die Chinefen das Feuer 
auf die Schiffe eröffnet und gleichzeitig wurde die Fremdenſtadt in 
Tientfin von regulären Truppen angegriffen. Binnen ſechs Stunden 
waren die Takuforts zum Schweigen gebracht und von europäijchen 
Truppen bejegt, bei Tientfin dauerte dagegen der Kampf noch einige 
Tage, ehe die bei Taku gelandeten Truppen die Fremdenſtadt be— 
freien (23. Juni) und dem Admiral Ceymour die Hand reichen 
konnten, Aber damit war die Ruhe in diefer Gegend noch nicht 
wiederhergejtellt; die Chinejenjtadt von Tientſin war noch in den 
Händen der Chineſen und erjt nach mehrwöchigen blutigen Käm— 
pfen ging fie in den Beſitz der Mächte über (14. Juli). Nach 
Peking eine neue Entfaßtruppe zu fchiden ging aber auch dann 
nicht an, weil der Seymour'ſche Borjtoß die Schwierigkeit auf: 
gededt Hatte: es mußten erjt neue Truppen aus Europa erwartet 
werden. 

Während der Zwijchenzeit waren alfo die Fremden in Peking 
auf ihre eigenen Kräfte angewiejen und zum Glüd fehlte es ihnen 
nicht an Mut und Mitteln zur Verteidigung, denn von der chine= 
fifchen Regierung hatten fie nicht® zu erwarten. Allen Aufforde- 
rungen der Gejandten, gegen die Angriffe einzufchreiten, fegte das 
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Zjungli Yamen Gleichgültigfeit entgegen; anftatt Schuß zu ge= 
währen forderte es die Gejandten auf, Peking binnen 24 Stunden 
zu verlaffen, weil die fremden Mächte fich durch Beichiegung der 
Takuforts in Kriegszuſtand mit China gejegt hätten und weil die 
Regierung bei der allgemeinen Erregung nicht für die Sicherheit 
der Fremden in Peking bürgen fünne (19. Juni). Die Gefandten 
bermweigerten die Abreife, weil fie innerhalb ihrer verteidigungs- 
fähigen Häufer ficherer ald auf dem Wege nach Tientfin zu fein 
glaubten und weil fie außerdem jeden Augenblid das Eintreffen 
der Seymour’schen Entſatzkolonne erwarteten. Der deutjche Ge— 
jandte verfuchte am folgenden Tage perjönlich im Tſungli Yamen 
Borjtellungen zu erheben, aber ehe er jein Ziel erreichen konnte, 
wurde er von chinefiichen Soldaten ermordet (20. Juni), und von 
nun an begann eine regelmäßige Belagerung der Gejandtichaften. 
Die Schußtruppen, das Gejandtichaftsperjonal und die übrigen in 
Peking anjäffigen oder dorthin geflüchteten Fremden waren jtark 
genug, die Stürme der Chinefen abzufchlagen, bis nach etwa einem 
Monat die Angriffe nachließen; die chinefiiche Regierung verjorgte 
ſogar die Gejandten mit Lebensmitteln, aber der friedliche Zuftand 
war damit noch nicht wiederhergeftellt; außerhalb der Geſandt— 
ſchaften durfte fich fein Europäer jehen lafjen und die Beſchießung 
dauerte — wenn auch in jchwächeren Maße — fort. E38 fcheint, 
daß die chinefifche Regierung bald von dem allgemeinen Fremden» 
haſſe fortgeriffen die Angriffe auf die Gefandtjchaften Teitete, bald 
in der Furcht vor der Rache der Fremden die Gefandten zu retten 
wünfchte. Für die eingejchloffenen Weiten war die Belagerung 
eine fchwere Prüfung und für die europätjchen Völker und Regie— 
rungen eine Zeit peinlicher Ungewißheit: daß der deutjche Gejandte 
ermordet worden war, erfuhr man bald, aber dann fchwirrten Ge— 
rüchte und Nachrichten umher, daß alle Gejfandtichaften gejtürmt, 
die Männer im Kampfe gefallen, die Frauen und Kinder entweder 
von den Europäern vorher getötet oder von den Chineſen qualvoll 
ermordet feien. Erſt mehrere Wochen nach der Einnahme von 
Zientfin erfuhr man, daß die Gejandten noch am Leben, aber ge- 
fährdet jeien. Um diefelbe Zeit war endlich ein neuer Entſatz— 
verfuch möglich, der diesmal mit genügenden Streitkräften unter- 
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nommen wurde: ohne eigentlichen Widerjtand zu finden, zog eine 
internationale Mannjchaft in Peking ein (14. Auguft). Der chine— 
fifche Hof Hatte vor ihrer Ankunft die Hauptjtadt geräumt und 
war nach Tai-Youen-Fou geflohen, nachdem er vergeblich verjucht 
hatte, durch den Vorſchlag von Friedensverhandlungen den Marſch 
der heranridenden Truppen aufzuhalten. 

In feltener Einmütigfeit hatten die Mächte dieſe militärijche 
Aktion betrieben; durch die gemeinfame Gefährdung ihrer Gejandten 
waren fie gezwungen worden, alle politijchen Gegenjäße zurück— 
zuftellen. Ein Beweis diejer Einigfeit war die Ernennung eines 
gemeinjamen Dberbefehlshaberg, des deutjchen Feldmarſchalls Graf 
Walderfee (S. 116,273) für den Hauptfriegsichauplaß, für die Provinz 
Tſchili. Er fam zwar mit der Hauptmaſſe der deutjchen Truppen 
erit nach der Einnahme von Peking in China an, aber die Friege- 
rifchen Bewegungen waren mit diefem Erfolge noch nicht zu Ende: 
e8 galt, noch die Kandesteile, in denen Borer ftanden, zu pazifi= 
zieren. Viele größere und Kleinere Erpeditionen wurden ausgejchidt, 
die meiſt ohne hartnädige Kämpfe verliefen, weil die Chinejen nur 
jelten den europäifchen Truppen ftandzuhalten wagten. Keines— 
wegs allein in der Provinz Tſchili Hatten fi) die Boxer aus— 
gebreitet, auch im Yangtjethale und bei Schanghai brachen blutige 
Unruhen aus, in der Mandjchurei endlich waren die Chinejen zum 
Angriff gegen die Rufen übergegangen und hatten fibirifche Grenz— 
orte bombardiert. Während diefe militärifchen Operationen ftatt- 
fanden, eriwogen gleichzeitig die Mächte die Frage, ob man Unter: 
bandlungen mit dem chinefifchen Hofe anknüpfen jolle, um einen 
Friedenszuſtand wiederherzuftellen, und unter welchen Bedingungen 
das geichehen ſolle. Die wichtigjten Fragen waren dabei, wie in 
Zukunft ähnliche Exzeſſe zu vermeiden jeien und welche Genug: 
thuung und Entjchädigung die Mächte für die Ermordung ihrer 
Unterthanen und ihre Kriegskoſten erhalten jollten. Die Behand- 
(ung diefer Fragen war um fo jchwieriger, ala der chinefische Hof 
nicht nach Peking zurüdfehrte, fondern nur den Prinzen LisHung- 
Tſchang zu Berhandlungen mit den Mächten beauftragte. In den 
Beratungen traten nun fofort die verichiedenen politifchen Tendenzen 
der Mächte hervor. Die ruffiiche Regierung ftrebte ohne Zweifel 
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das Ziel an, China unter den wirtjchaftlichen und politifchen Ein— 
fluß Rußlands zu bringen. Während fie daher bei der Unter- 
drüdung der Borer die Mandjchurei thatjächlich, wenn auch nicht 
formell annektierte, jchlug fie den Mächten vor, jet, nachdem die 
Hauptaufgabe, die Errettung der Gejandten, gelöft jei, die Truppen 
aus Peking zurüdzuziehen, um dem chinefiichen Hofe die Möglich- 
feit zu geben, zurüdzufehren und eine geordnete Regierung wieder- 
herzuftellen (25. Auguft). Es follte hierdurch vermieden werden, 
daß mit Verlängerung des Kriegszujtandes der fremde Einfluß fich 
in China feitjeßte und vielleicht zu einer Aufteilung chinefifcher 
Provinzen führte; vielleicht hegte auch die ruffifche Regierung die 
Hoffnung, durch dieſes Wohlwollen gegen China Einfluß auf den 
Hof zu gewinnen, oder, wenn die verbündeten Mächte Peking ge- 
räumt hätten, jelbjt dejto Eräftiger von der Mandjchurei aus auf 
ihn drüden zu können. Ob die von ber deutjchen Regierung wieder: 
holt abgelehnte Abficht, China aufzuteilen, von einigen Mächten 
gehegt worden ift, jteht dahin, jedenfall hatten alle dieſer ruſſi— 
ichen Abſicht gegenüber das gemeinjame Intereſſe, ſich nicht aus 
China verdrängen zu laffen. Den Antrag nahm allein Frank— 
reih an, die übrigen lehnten ihn ab. Deutjchland beantragte 
dem gegenüber, daß jeder Friedensverhandlung mit der chinefifchen 
Regierung die Auslieferung und Hinrichtung der bedeutendften 
Borerführer vorhergehen müffe, drang aber ebenfalls nicht durch 
(18. September). Einen Fortſchritt brachte erſt die franzöſiſche 
Anregung, daß fich die Mächte über eine bejtimmte Unterhandlungs- 
grundlage einigen möchten (30. September). Im Laufe der nächjten 
Mochen kam diefe dann zu jtande, doch find die Verhandlungen 
noch feineswegs abgejchloffen, jo daß wir die Darftellung diejer 
diplomatifhen Schachzüge für den nächſten Jahrgang aufiparen 
müſſen, bis genauere Nachrichten darüber vorliegen. An Verjuchen, 
auf einzelne Mächte zu wirken und Uneinigfeit unter den Ver— 
bündeten zu erregen, hat es die chinefische Regierung nicht fehlen 
laffen (©. 305), doch fcheint fie in der Hauptfache ihr Ziel nicht 
erreicht zu Haben. Beim Jahresichluffe war Peking noch von inter- 
nationalen Truppen bejegt und der Räumungstermin war nicht 
abzufehen. Nur die Ruffen und Amerikaner hatten ihre Streit- 
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fräfte in Peking vermindert, die Ruffen im Zujammenhang mit 
ihrer oben jtizzierten Politik, die Amerifaner um fie auf den Phi— 
lippinen zu verwenden. — In den Berhandlungen bat fich die 
Sintereffengemeinjchaft der mitteleuropäifchen Mächte gegen Ruß- 
land erhalten, ein Berhältnis, das in dem deutjchzenglifchen Ver— 
trage vom 16. Dftober (©. 214) zum Ausdrud gekommen iſt. 
Während Rußland jo in China, ohne aus dem europäijchen 
Konzert auszuſcheiden, eine gewifje Sonderpolitif verfolgte, jeßte 
Rußlandez feine älteren Bemühungen, im muhammedanifchen Afien die aus— 
in Aſen ſchlaggebende Stellung zu erlangen, mit Beharrlichkeit fort. Das 
Reich, deſſen friedliche Eroberung es augenblidlich betreibt, ift 
Perſien. Eine Anleihe joll Perfien finanziell von England unab— 
hängig machen, eine Eijenbahn, deren Trace freilich noch nicht 
genau feſtſteht, joll Teheran mit Eriwan-Alerandropol verbinden, 
und die perfiiche Armee joll durch ruſſiſche Inftruftoren moderni- 
jtert werden, jo daß Perfien den Rufjen in einem Kriege mit 
Afghaniſtan und England wichtige Dienste leijten fann. Daß die 
ruſſiſche Regierung die Abficht Hat, die Bahnlinie bis zum perfi= 
ichen Golf weiterzuführen und bier einen Hafen in Bejchlag zu 
nehmen, wird häufig behauptet, ift aber noch nicht mit Sicherheit 
erkennbar; es heißt auch, daß fie die Perfer zur Befejtigung der 
Häfen am perfiichen Meerbufen dränge, um Angriffen der eng= 
liſchen Flotte Troß bieten zu fönnen. — Daß Rußland neben 
dieſen Bejtrebuugen jeine Kolonifationsarbeit in dem ihm unter- 
thänigen Afien thätig fortjegte, ijt natürlich, und es ift augen 
icheinlich, daß feine Bolitif hier große Erfolge aufzuweiſen hat. 
Ferghana, das feit dem Jahre 1876 ruſſiſch ift, hat an wirtjchaft- 
licher Blüte ungeheuer zugenommen, jeitdem die ruffiiche Regierung 
die Mißwirtſchaft der einheimijchen Chane und die ewigen Bürger: 
friege abgejtellt hat; die Produktion der Baumwolle, des wichtigjten 
Erzeugnifjes, nimmt jtetig zu — 6%. Millionen Pud 1899 gegen 
4! 1898 — und die Regierung jucht fie durch Ausdehnung der 
Bewäfjerungsanlagen nach Kräften zu jteigern. Ein günjtigeres 
Kolonialgebiet befitt feine europäifche Nation: bequem gelegen, 
gemäßigtes Klima, altes Kulturland von großem natürlichen Reich: 
tum mit einer ruhigen und intelligenten, wenn auch nicht gerade 
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arbeitfamen Bevölkerung. Große Hoffnungen werden auf die Er- 
bauung einer neuen mittelafiatijchen Eifenbahnlinie von Orenburg 
nach Taſchkent geſetzt. 

Von Deutſchlands Stellung in den großen weltpolitiſchen — 
Ereigniſſen iſt ſchon die Rede geweſen; wiederum wie im Borjahre | 
bejchäftigte fich die öffentliche Meinung höchſt lebhaft mit den aus— 
wärtigen Fragen und keineswegs immer in Übereinftimmung mit 
der Regierung: außer der Haltung in der Burenfrage wurde das 
ganze nahe Verhältnis zu England vielfach getadelt. In engerem 
Zujammenhange mit dem Intereſſe, das die auswärtige Politik 
erregte, ftand die Aufnahme, die die Ylottenvorlage im Publikum Flotten— 
fand. Der Gejegentwurf, über deffen Entjtehung im vorigen Jahr: 
gange berichtet ijt, verlangte eine ſolche Verſtärkung der Marine, 
daß die Schlachtflotte Fünftighin beftehen ſolle au 8 Divifionen 
zu je 4 Linienjchiffen; zu jeder Divifion follten zum Aufflärungs- 
dienst 4 Kreuzer und 10 Torpedoboote gehören; außerdem follten 
2 Flottenflaggichiffe und 4 Linienjchiffe als Materialrejerve vor: 
handen fein. Die Zahl der vorhandenen Linienjchiffe (19) mußte 
hierdurch verdoppelt und die der Aufflärungsfreuzer von 22 auf 
32 erhöht werden. Die Kreuzer für den Auslandsdienſt jollten 
von 13 auf 22 gebracht und eine Materialreferve von 10 Kreuzern 
geichaffen werden. Mit diefer Vorlage jollte nicht eine Ylotte ge— 
ichaffen werden. die der englijchen gleichfäme, aber eine Macht, 
gegen die es ſelbſt für die englifche gefährlich fein würde, vorzu— 
gehen: zur Niederfämpfung der 38 deutjchen Linienjchiffe wird immer 
eine große Übermacht nötig fein, England würde alſo den größten 
Zeil jeiner Schlahhtichiffe gegen Deutjchland verwenden müffen, alſo 
gegen Frankreich oder andere Seemächte bei Verwidelungen nahezu 
wehrlos fein. Daß aber England feine Flotte in demjelben Maß— 
jtabe wie Deutjchland vermehren könne und das alte Verhältnis 
jo bejtehen bleibe, ift ausgejchlofjen, denn es fann unmöglich die 
nötigen Mannjchaften auftreiben, um die Zahl feiner Schlachtichiffe 
von 50 auf 100 zu bringen. Die Agitation für und wider die 
Vorlage (S. 20) war anfangs äußerſt lebhaft, aber allmählich 
nahm fie ab, weil nach der erjten Beratung im Reichstage und 
nach allem, was von den Parteien verlautete, wahrjcheinlich wurde, 
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daß fie ganz oder in den wichtigiten Teilen angenommen würde. 
Bis auf die freifinnige Volkspartei und die Sozialdemokraten lehnte 
feine Bartei die Vorlage grundfäßlich ab; einige agrarijche Elemente 
auf der Rechten hegten wohl den Wunſch, die Vorlage fallen zu 
ſehen (S. 30), um zu einer NReichstagdauflöfung zu fommen, aber 
fie wollten die Ablehnung nicht jelbjt ausfprechen, jondern fie der 
Linten und dem Zentrum überlafien. Das Zentrum jeinerfeits 
war, wie es jcheint, von Anfang an entichloffen, eine Auflöfung 
zu verhindern, weil e8 dabei nicht? gewinnen fonnte; es ſuchte 
vielmehr durch feine Zuftimmung zur Vorlage aud) die Aufbringung 
der Koften in feinem Sinne zu regeln. Nach der Abficht der Re— 
gierung follten die 1561 Millionen bis zu 1092 Millionen aus 
laufenden Mitteln, der Rejt durch Anleihen gededt werden, mach 
einigen Diskuffionen wurde dann eine Erhöhung des Reichsſtempel-— 
gejeßes und Abänderung des Zolltarifs bejchlofien. Den oppofi= 
tionell gefinnten Kreifen feines Anhangs kam das Zentrum ent= 
gegen, indem es einige Schiffe der Vorlage ftrich; die Regierung 
fonnte ſich darauf einlafjen, weil die Schlachtflotte voll bewilligt 
wurde und die gejtrichenen 13 Kreuzer erjt in einigen Jahren in 
Ungriff genommen werden jollten. — Während der Kampf um die 
Flottenvorlage nachließ, begaun ein heftiger Streit um die Ab- 
Lex änderung des Strafgefehbuch®, wodurch die Beitimmungen zum 
deine. Schuße der öffentlichen Sittlichkeit verſchärft und ausgedehnt werden 
jollten. Da das Zentrum und die Rechte die Theater und die 
fünjtlerifchen Produktionen jchärfer beauffichtigen wollten und die 
Linke die Freiheit des Geifteslebens hierdurch gefährdet glaubte, fo 
entipann ſich ein Kulturfampf im Kleinen, der fchlieklich zur Ob— 
jtruftion im Reichstage führte. Der Kampf, der auf ©. 51 fi. 
ausführlich dargejtellt worden ift, endete mit einem Kompromiß, 
in dem die Majorität die am meiften angefochtenen Paragraphen 
aufgab (©. 76). — Bon den übrigen Debatten des Reichstags iſt 
noch bejonders erwähnenswert die Erledigung des Fleiſchbeſchau— 
gejeges, wodurch die Fleifcheinfuhr bejchräntt wurde. In der Bes 
ratung diejes Geſetzes warfen die künftigen Erörterungen über die 
Erneuerung der Handelöverträge ihren Schatten voraus; es wurde 
offenbar, daß die Rechte und die Mehrheit des Zentrums einen er- 
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höhten Zoll für Iandwirtjchaftliche Produkte für notwendig erachtet. 
Indeſſen find nicht nur die niedrigen Preife ein Gegenjtand der agra— 
riſchen Sorge, mindeſtens ebenfo bedenklich erjcheint der Mangel an 
ländlichen Arbeitern, und es könnte eine höchſt gefährliche Kriſis 
eintreten, wenn das von manchen Seiten befürchtete ruffiiche Aus— 
fuhrverbot von Arbeitern wirklich erlaffen werden ſollte. Die Er- 
mittelungen, die über die ländliche Arbeiternot angejtellt worden 
find, haben zu Gefeßesvorjchlägen zu ihrer Abhilfe noch nicht ge= 
führt. In der Sozialpolitik ift dag bedeutendite Geſetz die Novelle 
zur Gewerbeordnung, wodurch der Neunuhrſchluß für Ladengejchäfte 
eingeführt worden ijt. Die Frage, ob der Ausbreitung der Sozial: 
demofratie durch Reprejfivmaßregeln entgegengetreten werden jolle, 
jpielte gelegentlich der Ermordung König Humbert3 eine vorüber: 
gehende Rolle in der öffentlichen Disfuffion; aber die Überzeugung, 
daß die Mehrheit des Reichstags zu jolchen Beitimmungen nicht 
zu haben fein werde, war jo allgemein, daß nur jehr wenige 
Stimmen fich für eine neue Umfturzvorlage ausfprachen. In der 
Kolonialpolitif hatte das Reich Verhandlungen über die Grenz- 
bejtimmungen zum Kongojtaat zn führen, daneben ward die Kon: 
zeſſionserteilung in Südweſtafrika an engliſche Gejellichaften und 
die Erbauung einer oftafiatifchen Zentralbahn erörtert. Die Re— 
gierung betreibt diejen Plan lebhaft, während angefehene Afrika- 
reilende jich dagegen aussprechen. 

In Preußen blieb die vielfach erwartete Kanalvorlage aus, Preußen. 
aber die Erinnerung an den fo lebhaft geführten Kampf des Vor— 
jahres wurde aufgefrifcht durch die Disfuffion der Beamtenmaß- 
regelungen, in der ſich faft alle Redner gegen die Regierung er- 
Härten. Mit der Warenhaugjteuer wurde ein Wunjch der konſer— 
vativen Parteien erfüllt. Bon den übrigen Gliedern des Deutjchen 
Reichs find allein in Württemberg wichtige Veränderungen vor 
fih gegangen; die Neuwahlen haben den Sozialdemokraten eine 
itarfe Vertretung im Landtage gebracht, während die Volkspartei 
Berlufte erlitten hat. Bedeutende Yortichritte hat die Sozialdemo- 
fratie auch in Sachen gemacht, wo ihnen der Zutritt zum Land— 
tage freilich verfchloffen ift. In den Reichstagswahlen Hat fie 
mehrere Niederlagen erlitten, was zum Teil auf lofale Verhält- 
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niſſe, zum Zeil auf die fanatifche Feindſchaft gegen die Flotten- 
vermehrung und Weltpolitif zurüdzuführen ift. In der Verurtei- 
lung der chinefifchen Intervention ftand die Sozialdemokratie ganz 
allein; auch die freifinnige Volkspartei erklärte die Abjendung von 
Truppen nach China für nötig, obwohl fie die Regierung ſcharf 
angriff, die Truppen eigenmächtig ohne Einberufung des Reichstags 
und ohne Bewilligung der Koften abgejendet zu haben. Die Mehr- 
heit des Reichſtags war mit der Unterlaffung der Einberufung 
ebenfall3 unzufrieden, aber zu einem Konflikt führte diefe Frage 
nicht, da die Mehrheit von der Notwendigkeit der Ausgaben über- 
zeugt war und die Regierung fich bereit erklärte, um Indemnität 
nachzufuchen. 

Das Wirtichaftsjahr 1900 Hat die Hoffnungen nicht er= 
füllt, die ihm entgegengebracht wurden. Nachdem im legten Luſtrum 
eine große Steigerung der’ industriellen Produktion und des Volks— 
wohlitandes ftattgefunden Hatte, find in der zweiten Hälfte des 
Jahres in allen Kulturjtaaten Anzeichen aufgetreten, die auf einen 
Stilljtand jogar auf einen Rüdgang in diefer Entwidelung hinwetjen. 
Motiviert wird diefer Umfchlag mit den friegerifchen Wirren in 
Südafrifa und China, und nicht zum wenigjten mit den hoben 
Kohlenpreifen, unter denen alle Kulturftaaten zu leiden hatten, 
ohne Mittel zur Abhilfe finden zu können. Der Gefamtaußen- 
handel der maßgebenden Handelsftaaten hat laut folgender Tabelle 
dabei doch eine beträchtliche Steigerung erfahren. 


Einfuhr Ausfuhr 
1900 1899 1900 1899 
Millionen Mark 
Sroßbritannien® . . 2... 10,681.4 9,894.0 »,946.6 5,395.8 
Deutihlande . . 202. 5,833.3 5,783.6 4,555.3 4,368.4 
der Vereinigten Staaten v. Amerifa 3,481.8 3,330.6 6,207.6 5,262.6 
Sgranfreihd . > 2 2 202020. 8,526.8 3,614.6 3,262.4 3,322.1 
Belgiens . . . 0010 16058 1,737.9 1,437.5 1,488.7 


Deutichland Hat ſich alſo nach der Geſamtſumme am zweiten Platz 
behauptet. Die deutſche Induſtrie insbeſondere hat einen großen 
Erfolg auf der Pariſer Weltausſtellung davongetragen. 

In Oſterreich iſt das bedeutendſte Ereignis des vergangenen 
Jahres, daß das arbeitsunfähige Parlament aufgelöſt worden iſt. 
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Das Minifterium Witte, das furz vor Neujahr ins Amt trat, 
hatte die Aufgabe, mit Hilfe des 8 14 ein Budgetproviforium 
herzuftellen und die Quotenfrage zu regeln, unmittelbar nach der 
Erledigung diejes Gejchäftes trat e3 zurüd, um dem Minijterium 
Körber Pla zu machen. Natürlich war e3 deſſen erjte Aufgabe, 
den Frieden im Parlamente wiederherzuftellen, in dem die Tjchechen 
zulegt Objtruftion getrieben Hatten, während die Deutjchen fich 
nach Aufhebung der Sprachenverordnungen der Regierung ge= 
nähert hatten. Körber verjuchte durch die Berufung einer Aus— 
gleichskonferenz zwijchen Deutjchen und Tſchechen eine Verjtändigung 
über die Wurzel aller Differenzen, die Sprachenfrage in Böhmen 
und Mähren, herbeizuführen, aber fie blieb erfolglos und die 
Tichechen nahmen im Parlament ihre Objtruftion wieder auf. 
Das Rekrutengejeg fam zwar ordnungsmäßig zu jtande, aber die 
Inveſtitionsvorlage konnte nicht erledigt werden. Infolgedeſſen 
wurde der Reichsrat vertagt (17. März). In der Pauſe ließ die 
Regierung einen Sprachengejegentwurf ausarbeiten, und als fie ihn 
dem Abgeordnietenhaufe vorlegte (8. Mai), jchienen die Ausſichten 
nicht ungünftig. Die Deutjchen begrüßten die Vorlage zwar mit 
Zurüdhaltung, waren aber zu ihrer parlamentarifchen Behandlung 
bereit; die Tſchechen freilich proflamierten fogleich die Oppofition, 
weil die parlamentarijchen Führer bei einer verjühnlichen Haltung 
durch eine vadifalere Strömung verdrängt zu werden fürchteten, 
aber fie hatten dabei nicht auf Unterftüßung von ihren Bundes- 
genofjen, der alten Badenifchen Mehrheit, zu rechnen. Die Polen 
wollten e3 auf einen Konflikt mit der Regierung nicht ankommen 
laſſen, und innerhalb der fatholifchen Volkspartei, die ja fajt aus— 
ichließlich aus Deutfchen bejteht, machten jich lebhafte Bewegungen 
für ein Zufammengehen mit den deutjchen Parteien geltend. In— 
folge der tſchechiſchen Obftruftion löſte fich dann der alte Mehr— 
heitverband auf (7. Juni), und e8 war fo begründete Ausficht 
vorhanden, die Obftruftion der Tſchechen niederzufämpfen. Wider 
Erwarten der arbeitäwilligen Parteien Löjte aber der Minijter- 
präfident nach einigen ftürmijchen Situngen das Parlament auf 
(8./9. Juni), ohne daß über die Motive zu diefem Entjchlufje etwas 


Zuverläffiges bekannt geworden ift. — Die Neuwahlen, die am 
Guropäifcher Gejchichtsfalender. XLI. 22 
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12. Dezember begannen, brachten den Deutjchen große Erfolge, 
aber e3 ijt noch fehr die Trage, ob bei der Zunahme der radifal- 
nationalen Tendenzen das neue Parlament fich fruchtbarer zeigen 
wird als das alte. Insbeſondere droht die Verſtärkung der 
deutjch-nationalen Gruppe mit ihrer grundjäßlichen Bekämpfung 
des Katholizismus das fich anbahnende befjere Verhältnis zwifchen 
den Deutjchen und der fatholijchen Volkspartei zu ftören und die 
ervachende nationale Bewegung in den deutſchen Alpenländern zu 
jchädigen. Unabhängig von diejer auf politifche Urfachen zurüd- 
gehenden Gegnerjchaft gegen die katholiſche Kirche hat die religiöfe 
„Los-von-Rom“-Bewegung wiederum Yortjchritte gemacht, und’ es 
iſt fein Zweifel, daß viele ihrer Führer jede VBerquidung mit poli= 
tiichen Tendenzen zu vermeiden bemüht find. 

Friedlicher als in Ofterreich verlief das parlamentarijche 
Leben in Ungarn, wo der Minifterpräfident v. Szell einen neuen 
Ausbruch der PBarteifämpfe zu verhindern wußte Seine parla=- 
mentariſche Gejchiclichkeit zeigte fich bejonders bei der Bermählung 
des Thronfolgers, die die Oppofition gern zur Aufrollung einer 
jtaatsrechtlichen Streitfrage benüßt hätte. Sie verfocht den Sat, 
daß die öfterreichiichen Hausgejege der Dynajtie für Ungarn uns 
gültig jeien, daß alſo die aus der morganatijchen Ehe hervor— 
gehenden Kinder in Ungarn erbberechtigt jeien, falls nicht die ſtaat— 
liche Selbjtändigfeit Ungarns leiden ſolle. Der Minifterpräfident 
erhob hHiergegen feinen Widerſpruch, er kam dem magyarijchen 
Selbjtgefühl jogar entgegen, indem er die Verzichtleiftung des Erz— 
herzogs auf das Erbrecht feiner Kinder durch ein ungariſches Geſetz 
fanktionieren ließ. Nachdem jo dem nationalen Wunjche Genüge 
gejchehen war, war die Oppofition entwaffnet. Sie hatte die Ver- 
zichtleiftung an fich befämpft, um mittels eines etwaigen Thron— 
jtreite8 das Verhältnis zu Öfterreich lockern oder Löfen zu können, 
aber da Szell das Recht Ungarns in der Regelung der Thronfolge- 
frage mitzuwirken durch jenes Gefeg gewahrt hatte, jo fand fie 
feinen Anklang im Volke. — Die inneren Berhältniffe Ungarns 
find nicht wejentlich verändert. Die Nationalitäten kämpfen nach 
wie vor für die Beachtung ihrer gejeßlichen Rechte durch die ma— 
gyariſche Berwaltungspraris; obenan jtehen dabei die Deutjchen in 
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Siebenbürgen, aber auch die Deutjchen im eigentlichen Ungarn be- 
ginnen lebhafteren Anteil an diefem Streit zu nehmen. — Der 
Agrarjozialigmus, der vor einigen Jahren der Regierung große 
Schwierigkeiten gemacht hatte, jcheint infolge einiger agrarifcher 
Reformgeſetze nachzulafjen, aber die allgemeine wirtjchaftliche Lage 
wird vielfach als ungünitig bezeichnet. 

Bon den beiden Staaten der Pyrenäenhalbinfel ift Portu— 
gal in der allgemeinen europäifchen Politik mehr hervorgetreten 
als früher, weil es nähere Beziehungen zu England angefnüpft hat. 
Es gewährte der englifchen Regierung Erleichterungen im Süd— 
afrifanischen Kriege, und gegen Schluß des Jahres fand in Liſſa— 
bonn ein englifcher Flottenbeſuch jtatt, der darauf jchließen Täßt, 
daß irgend welche Abmachungen zwijchen beiden Staaten getroffen 
find. — Der Streit über die Delagoabai ift nach zehnjähriger 
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haben fich die Verhältniffe nicht gebeflert; die wirtjchaftliche Not, 
die Oppofition gegen die neuen Steuergejeße, die Catalanifche, die 
Garlijtiiche Bewegung haben viele Unruhen Hervorgerufen, und 
gegen Jahresichluß kam noch die Abneigung weiter Kreife gegen 
die Verlobung der Prinzeffin von Afturien mit dem klerikalen 
Grafen von Gaferta zum Ausbruch. Es jcheint fich daran eine 
gegen die Klerikalen, insbejondere die Jeſuiten, gerichtete Bewegung 
ichließen zu wollen. 

England jtand im lebten Jahre noch ftärfer unter dem Ein— 
fluß der friegerijchen VBerwidelungen als früher. Die Beförderung 
von etwa 180000 Mann nach Südafrika, ihre Verpflegung und 
Ausrüftung auf einem fo entfernten Kriegsſchauplatze erforderte fo 
folofjale Mittel, daß bei der Aufjtellung des Budgets für 1900 
fich ein Fehlbetrag von 37 Millionen Pfund ergab. Hierzu trat 
noch ein Defizit von 18 Millionen aus dem Vorjahre und eine 
Nachtragsforderung von 5 Millionen. 35 Millionen wurden hier- 
von durch eine Anleihe aufgebracht, für einen Kleinen Teil wurden 
Schaßfcheine ausgegeben und der Reſt wurde durch Erhöhung der 
Eintommenfteuer und der indirekten Steuern (S. 205) gededt. 
Weit mehr als mit diefen neuen finanziellen Laſten bejchäftigte 
fich die öffentliche Meinung mit der Gefahr, daß die ſüdafrikaniſche 
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Perwidelung zu einer Verminderung des engliſchen Einfluffes in 
anderen politifchen Ereigniffen, befonders in Oftafien, führen könne. 
Die Regierung war daher der allgemeinen Zuftimmung ficher, als 
fie die Kriegskoſten durch Abſendung beträchtlicher Truppenteile 
nach China vermehrte und als fie, um der ruſſiſchen Politik ent— 
gegentreten zu fönnen, einen näheren Anjchluß an Deutjchland 
vollzog, obwohl Deutjchland der jchärfite wirtjchaftliche Konkurrent 
Englands iſt und obwohl joeben lebhafte Erörterungen zwifchen 
der englijchen und deutjchen Regierung anläßlich der Beichlagnahme 
deutjcher Schiffe (S. 200) ftattgefunden hatten. Diefe imperialijtifche 


Geſinnung der Engländer bewährte fich bei der Auflöjung des Par- 


Frank⸗ 
reich. 


lament3: nicht nur kehrte die alte fonjervative Majorität zurüd, 
auch innerhalb der liberalen Oppofition gab es feine prinzipielle 
Gegnerichaft gegen die von Chamberlain und Salisbury betriebene 
Weltpolitik. Infolgedeffen hat fich auch, troß der jchlimmen Nach- 
richten, die am Jahresſchluß aus Afrika eintrafen, feine Stimme 
von Bedeutung erhoben, dem Kriege durch einen Vergleich ein 
Ende zu machen; die englijche Nation jcheint entjchloffen, den Krieg 
troß aller Opfer an Blut und Geld bis zu dem einmal profla= 
mierten Ziele, der wirklichen Annerion der Burenjtaaten, fort— 
zuführen. 

Eine große Rolle hat in dem vom Kolonialminijter vor— 
nehmlich ausgeftalteten Syjtem des Imperialismus die Anbahnung 
eines engeren Zujammenjchlufles der Kolonien mit dem Mutter— 
lande gejpielt. Zu Beginn des Krieges fchien die Anwerbung von 
Hreitwilligen in Kanada und die Stellung eines Reiterregiments 
durch Südwales die Neigung der Kolonien, fich fejter mit England 
zu verbinden, anzuzeigen, aber in Sanada fehlte es an Gegen 
ftrömungen nicht, wie die Parlamentsverhandlungen beweijen 
(S. 285). inwieweit der Zuſammenſchluß der auftralifchen Ko— 
lonien zu einem großen Bunde unter einem Generalgouverneur 
und einem Parlament mit gemeinfamen Tarif dem Reichsgedanken 
dienen wird, jteht noch dahin. 

Frankreich hatte zu Beginn des Jahres noch mit den Reften 
der Dreyfug-Affäre aufzuräumen. Die Führer der nationaliftifchen 
Unruhen wurden zu langjährigen Gefängnisjtrafen und zu Ver— 
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bannung verurteilt, ohne daß fich in der Nation große Teilnahme 
für fie regte. Aber die ganze Angelegenheit war damit noch nicht 
bejeitigt; e3 jchwebten noch eine Anzahl Prozeffe, die das Andenten HN 
daran und die allgemeine Erregung wach hielten. Um dieſe Pro= uno 
zeffe aus der Welt zu jchaffen, ſetzte die Regierung eine Amneſtie- Armee. 
vorlage durch, wonach alle jtrafrechtlichen Prozefje, die mit dem 
Dreyfushandel in Zufammenbhang ftehen, niedergejchlagen werden, 
allein die zivilrechtlichen Prozeſſe können noch fortgejegt werden. 
Im engften Zufammenhang mit dem Dreyfusprozeß jtand von 
Anfang an die Armee. Im Offizierkorps jtehen fich jeit dem Be— 
jtehen der Republik zwei Strömungen gegenüber, die eine republi— 
kaniſch, die andere Flerifal und antirepublifaniih. Ohne Zweifel 
bat nun die antirepublifanijche Richtung in der Generalität und 
bejonders im Generalftab eine bedeutende Anhängerjchaft, und don 
ihnen rührten die zahlreichen disziplinwidrigen Kundgebungen her, 
die im Offizierforps bei der Revifion des Dreyfusprozeſſes an der 
Tagesordnung waren. Wie e3 jcheint, Hat der Kriegäminifter 
Galliffet im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Disziplin dieſe 
antirepublifanifche Strömung befämpfen und eine größere Anzahl 
republikaniſch gefinnter Offiziere in höhere Stellungen bringen wollen, 
aber er wollte dabei langjam vorgehen, um die Organijation der 
Armee nicht zu gefährden. Er fand dabei Widerftand auf beiden 
Seiten: die antirepublifanifchen Generale intriguierten gegen ihn 
und der demofratifchen Regierungsmehrheit ging jein Reinigungs- 
werk nicht jchnell genug. Dieſes Gegenſatzes wegen verließ er das 
Kriegsminifterium und wurde durch den General Andre erjekt, 
der jogleich den Kampf gegen die reaftionären Bejtandteile des 
Dffizierforps mit großem Eifer aufnahm. Er geriet fofort in 
Konflitt mit dem Generaljtabschef und dem Oberbefehlshaber der 
Armee, als er im Reſſort des Generalſtabs eigenmächtig Änderungen 
bornahm; da die Kammer Hinter ihm ftand, mußten feine beiden 
Miderjacher zurüctreten. Weit heftigeren Widerftand fanden dann 
jeine Verſuche, die Offizierbildungsanftalten dem Einfluß der Kleri— 
falen zu entziehen, und der Antiſemitismus im Offizierforpg, den 
er namentlich zu befämpfen fuchte, hat nicht nachgelaffen; jüdische 
Dffigiere wurden vielmehr von ihren Kameraden boyfottiert. Ob 
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die Strafen und Entlaffungen, die der Kriegsminiſter verfügte, den 
Widerſtand überwinden oder verhärten werden, ift noch ganz un— 
gewiß; vorläufig wird in den antirepublifaniich gefinnten Blättern 
über die Desorganifierung der Armee durch die vielen Perſonen— 
wechjel geklagt und der Kampf rüſtig fortgeiegt; fie weijen mit 
Vorliebe auf die Gefahr hin, daß Frankreich nach der Zerftörung 
jeiner Armee aufhören müſſe, ein geichäßter Bundesgenofje Ruß— 
lands zu jein. Gegen Schluß des Jahres bat die Regierung, ganz 
fonjequent in der Fortführung ihrer demofratifchen Politik, einen 
Kampf gegen die geiftlichen Kongregationen eingeleitet, über den 
im nächiten Jahrgange zu berichten fein wird. 

Die Weltausftellung in Paris hat nicht wenig dazu bei— 
getragen, daß das Jahr ohne größere parlamentarifche Kämpfe 
verlaufen ift. Sie war glänzend beſchickt und einen Beſuch von 
50'; Millionen Menjchen hatte bisher noch feine Austellung zu 
verzeichnen. Allfeitige Befriedigung bat fie freilich nicht zurüd- 
gelafien: viele Ausfteller und Unternehmer behaupten, große Ver— 
luſte erlitten zu haben und machen Entſchädigungsanſprüche geltend; 
vor allem hat fie gezeigt, daß Frankreich in bedeutenden Induſtrie— 
zweigen, wie der chemijchen, der Glas- und Lederinduftrie, über: 
flügelt, in anderen erreicht ift und jelbft im Kunftgewerbe nur in 
einigen Branchen noch die Führung behauptet. 

In der auswärtigen Politik hat Frankreich, wie jchon er= 
wähnt, in Oftafien eine wichtige diplomatijche Rolle gejpielt, weit 
wichtiger waren indefjen die Erfolge, die Frankreich in Afrika zu 
verzeichnen hatte. Es gelang drei franzöfiichen Erpeditionen, die 
von Algier, von Senegal und vom Kongo aufgebrochen waren, 
nach etwa *sjährigen Kämpfen den Sultan Rabbah bei Kufferi 
zu jchlagen und zu töten, womit der große Gegner der Franzoſen 
im Sudan verjchwunden war. Höchſt wertvoll für das Franzöfifche 
Kolonialreih in Nordafrika ift die Bejegung des Tuatgebietes, 
und die befjere Abrundung des Kongo= und Senegalgebietes wurde 
durch einen Grenzvertrag mit Spanien erzielt. 

Stalien hat wiederum jchwere innere Krijen durchmachen 
müflen. Im Jahre 1899 Hatte die Regierung verfucht, ein könig— 
liches Dekret zum Schuße der öffentlichen Sicherheit in ein Geſetz 
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umwandeln zu laffen, war aber auf unüberwindliche Objtruftion 
gejtoßen. Sie half fi damit, daß fie die Beftimmungen des De— 
fret3 in Kraft ließ und die Ummwandlungsvorlage nicht wieder ein- 
brachte. Zu ihrem Unglüd erklärte aber der Kafjationshof das 
Dekret für rechtdungültig, weil e3 durch den Antrag auf Umwand— 
lung in ein Geſetz die vorläufige Geſetzeskraft eingebüßt habe. 
Snfolgedeffen war die Regierung gezwungen, die Umwandlungs— 
frage wieder einzubringen und wie zu erwarten jeßte auch fogleich 
die Obftruftion wieder ein. Durch eine Anderung der Geſchäfts— 
ordnung juchte die Mehrheit die Oppofition niederzufchlagen: e3 
wurde zum Teil unter Verlegung der Formen der Geſchäftsordnung 
ein Antrag durchgejeßt, wonach der Präfident berechtigt iſt, wider- 
ipenftige Abgeordnete aus dem Haufe zu entfernen. Aber ala es 
zur Anwendung des neuen Paragraphen kommen jollte, verjagte 
dem Präfidenten dev Mut (16. Mai); er legte feine Würde nieder 
und es blieb nichts übrig, als die arbeitsunfähige Kammer auf: 
zulöfen. Die Neuwahlen brachten der Regierung eine nominelle 
Mehrheit von etwa 100 Stimmen, aber die Mehrheit war nicht 
einheitlich, und die Obftruftionspartei, die äußerfte Linke, hatte fich 
auf Koften der gemäßigten Oppofition verftärkt, jo daß die Lage 
für die Regierung ungünftiger war als vorher. Schon bei der 
Präfidentenwahl wurde offenbar, daß die Stellung des Kabinettz 
unhaltbar geworden war: der minijterielle Kandidat erhielt nur 
eine geringe Mehrheit, und feine Bemühungen, die Oppofition zur 
Anerkennung der Geichäftsordnung zu bewegen, jchlugen fehl. Er 
legte deshalb fein Amt nieder und das Minifterium mußte eben- 
falls zurüctreten, wenn es nicht den augfichtälojfen Kampf gegen die 
Obſtruktion wieder aufnehmen wollte (18. Juni). Das Minifterium, 
da der S2jährige Senatspräfident Saracco nun bildete, beitand 
zum größten Teil aus Mitgliedern der Pellour’schen Mehrheit, 
aber nun, nach dem Ausfcheiden der Führer des Kampfes, war man 
auf beiden Seiten des Zwijte müde und zur Verföhnung geneigt. 
Der neue Kammerpräfident Billa ließ eine neue Gejchäftsordnung 
ausarbeiten, die die erzwungene befeitigte, aber die Befugniffe des 
Präfidenten verftärkte. Die Oppofition ließ fie fich gefallen (2. Juli), 
aber zu parlamentarifchen Arbeiten war die Kammer nach den 
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aufregenden Kämpfen und bei der Sommerhite nicht mehr fähig: 
nach der Erledigung des Budgetprovijoriums vertagte fie fich. 

Die allgemeine politische Stille wurde unterbrochen durch die 
Ermordung des Königs, die aufs neue bewies, wie jtark der An— 
archismus in Stalien verbreitet ift und wie wenig die parlamen= 
tarifche Regierung fähig ift, durch foziale Reformen den Geift des 
Umfturzes zu bannen oder durch polizeiliche Überwachung im Zaum 
zu halten. Eine Anderung in der Regierung hatte der Thron— 
wechjel nicht zur Folge, da der neue Monarch dag Minifterium im 
Amte beließ. Fruchtbare gejeßgeberifche Arbeit hat Saracco freilich 
jo wenig wie Pellour leiſten können. Er entwarf zwar ein um— 
fangreiches Programm, das foziale, politifche, adminiftrative, finan= 
zielle und juriftifche Reformen in Fülle verhieß, aber es fcheint, 
daß ihm das Parlament nicht auf dem Wege folgen wird: die einen 
verlangen vor allen Dingen eine Steuerreform zur Entlajtung der 
Bevölkerung, die anderen erklären eine Steuererleichterung bei der 
Yinanzlage für unmöglich. Ein ungünftiges Vorzeichen war, daß 
der Schaminifter wegen Differenzen mit der Kammer feinen Ab— 
Ichied nahm. Das einzige, was die Kammer feit ihrem Zuſammen— 
tritt geleitet hat, ift die Verabjchiedung eines Geſetzes zum Schuße 
der Auswanderer. Es joll hierdurch das Auswanderungswejen 
jtaatlich geleitet werden; ein Auswanderungstommiffariat im Mi— 
nifterium des Auswärtigen verhandelt mit fremden Staaten im 
Intereſſe der italienifchen Einwanderer, errichtet im Auslande be= 
jondere Erfundigunggftellen und überwacht die Vorgänge in den 
heimischen Häfen und auf den Auswanderungsſchiffen. 

Die Beziehungen zwifchen Vatikan und Quirinal find durch 
den Tod König Humberts in feiner Weife verändert. Der Papft 
hat mehrere Geiftliche, die den Wünfchen der Staatäbehörden in 
den Leichenfeiern entgegengefommen, gemaßregelt und jeinen Stand— 
punkt, daß die Herrjchaft des Königtums in Rom eine Ufurpation 
jei, in mehreren Kundgebungen aufs jchärfite betont. Die Bei— 
jegung des Königs im Pantheon wurde als „geduldet“ bezeichnet. 
Einen äußeren Erfolg hatte die Kurie im Jubiläumsjahre 1900 
durch die Pilgerzüge nach Rom; etwa eine halbe Million Pilger 
find nach verfchiedenen Berechnungen in Rom eingetroffen. Anti— 
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Herifalen Behauptungen zufolge hatte man freilich in der Kurie 
auf mehrere Millionen gerechnet. 

Sn Belgien ift die bisherige Elerifale Mehrheit der Kammer Beigien. 
durch die Wahlen nach dem neuen Wahlgeje (vgl. 1899) auf ein 
Viertel ihres alten Beftandes reduziert worden (von 72 auf 18), 
aber da die flerifale Partei einig ift, während die Gegner in Libe— 
tale mehrerer Schattierungen und Sozialdemokraten zerfallen, To 
it die Herrfchaft der Fatholifchen Partei nicht erichüttert. Die 
Agitation auf die Abänderung des Wahlrecht3 hat nicht aufgehört, 
die Sozialiften insbefondere verlangen die Ginführung des all- 
gemeinen Stimmrechts ohne Beichränfung und ohne Privilegien, 
wie fie jet noch eriftieren. An Stoff zu Angriffen auf das kleri— 
fale Parteiregiment fehlt es nicht. So Liegt das Volksſchulweſen 
im argen; von 22000 fchulpflichtigen Kindern in Brüffel befuchen 
3000 die Schule nicht, und die Zahl der Analphabeten bei den 
Refrutenaushebungen beträgt mehrere Taufend. Scharf Fritifiert 
wird ferner die beftändige Zunahme des Kirchenvermögens, das 
800 Millionen Gulden beträgt, während gleichzeitig die Armut in 
den unteren Volksklaſſen fortjchreitet. — Das Attentat des An- 
arhiften Sipido auf den Prinzen von Wales führte zu diploma- 
tifchen Auseinanderſetzungen mit England und ließ die Sorgjamteit 
der belgifchen Behörden nicht im beften Lichte erjcheinen. Auch 
der Kongojtaat erregte die Aufmerkjamfeit des In- und Auslandes: 
es wurden Nachrichten über ungeheure Grauſamkeiten von Beamten 
und Händlern gegen Eingeborene verbreitet und mehrere von den 
Übelthätern mußten zur NRechenfchaft gezogen werden. 

Die Niederlande haben im lebten Jahre nach Langen Rieder: 
parlamentarifchen Kämpfen ein neues Bollsjchulgefeg mit dem — 
Schulzwang erhalten, das gegen den Widerſtand der kirchlichen 
Rechten durchgeſetzt wurde. Ein Verſuch dieſer Parteien, die obli— 
gatoriſche Zivilehe zu beſeitigen, wurde vereitelt. Im übrigen 
haben, abgeſehen von einigen Streiks, innere Angelegenheiten die 
Bevölkerung wenig beſchäftigt; die Hauptteilnahme war auf den 
ſüdafrikaniſchen Krieg gerichtet. Freilich konnte die Regierung nicht 
mehr thun, als Krüger Gaftfreundichaft gewähren. Die englijchen 
Sympathien der portugiefiichen Regierung in Lourengo Marques 
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Haben einige Differenzen zwiichen Holland und Portugal herbor- 
gerufen, aber ohne zu dauernder Entfremdung zu führen (©. 259). 
Im Gegenſatz zum vorigen Jahre hat fich eine gewifje Abneigung 
gegen Deutichland geltend gemacht, weil die öffentliche Meinung 
einen Schuß der Buren von Deutichland erwartete und die Gründe 
für die Haltung der deutichen Regierung nicht verftand. Die Ver- 
lobung der Königin mit einem deutichen Prinzen wurde infolge- 
deffen vielleicht etwas kühler aufgenommen, als es ſonſt der Fall 
geweien wäre, aber die Anhänglichkeit der Niederländer an die 
Dynaftie litt darunter nicht. 

Täne- In Dänemark war die wichtigfte Angelegenheit die Rege- 

— lung der Steuerfrage, von der das Verhältnis zwiſchen Regierung 
und Volksvertretung abhängt. Dieſe verlangt beſſere Verteilung 
und Erleichterung der Auflagen, jene muß im Intereſſe der Landes— 
verteidigung neue Anforderungen ſtellen. Sowohl von der konſer— 
vativen Regierung wie von der radikalen Folkethingsmehrheit ſind 
Reformvorſchläge gemacht worden, doch iſt eine Entſcheidung dar— 
über noch nicht erfolgt. 

Schwe⸗ Der Unionskonflikt in Schweden und Norwegen war im 

a Feten Jahre weniger lebhaft ala früher, obwohl die Norweger 

wegen. wieder einen Verſuch machten, zu einem jelbitändigen Konſulats— 
wejen zu fommen. ine Folge diejer verjöhnlichen Stimmung in 
Norwegen war der teilweife Mißerfolg der radikalen Partei bei 
den Storthingswahlen, in denen fie zwar nur zwei Mandate aber 
die Hauptjtadt Chrijtiania verlor. In Schweden iſt das wichtigjte 
Ereignis die Vorlegung eines neuen Militärgejeßes, das die Dienjt- 
zeit erhöht und den Grundfaß der allgemeinen Wehrpflicht aus— 
Ipricht. Der Reichstag hat aber noch darüber zu entjcheiden. 

ae Die auswärtige Politif Rußland, die ihre Front augen: 

blicklich ausſchließlich nach Afien richtet, fennen wir bereit, die 

innere war die Fortjegung der vorjährigen: Bemühungen, die agra= 
riſchen Notftände zu heben und die induftrielle Entwidelung durch 
Hereinziehung ausländiſchen Kapitals zu fördern, Kampf gegen 
den um fich greifenden Sozialismus in den Arbeitermaffen, gegen 
Studentenunruhen und endlich Unterdrüdung der finnischen Muto- 
nomie. An dem Widerjtande gegen die ruffiichen Neuerungen nehmen 
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in Finnland jfämtliche Stände energifch teil, die Regierung hat 
fih aber dadurch nicht beeinfluffen laſſen. 

Auf der Balkanhalbinfel fehlte es, wie alljährlich, nicht an Battan. 
kleineren Unruhen und Augjchreitungen einer Nationalität gegen 
die andere. Einen Augenblid jchien e3 jogar, al3 ob Rumänien 
und Bulgarien aus folchen Urfachen einander mit Krieg überziehen 
würden. In Sofia befteht jeit Jahren eine Organifation, das jo= 
genannte mafedonijche Komitee, das eine Vereinigung Makedonien 
unter bulgarifchem Zepter anftrebt. Diejeg Komitee trieb zur 
Bejtreitung feiner Agitationzkoften rückſichtslos Gelder ein durch 
allerlei Kunjtgriffe und Gewaltthaten, ohne dabei die in Bulgarien 
lebenden Untertanen anderer Balkanftaaten zu verfchonen. Eine 
rumänijche Bejchiverde über diefes Treiben blieb fruchtlos, die hier— 
durch in Rumänien angefammelte Feindſchaft gegen Bulgarien 
brach in hellen Flammen aus, ala in Bufareft ein Profeffor Mi- 
chaelianu von Sendlingen des mafedonijchen Komitees ermordet 
wurde. Zur Überwachung der bulgarifchen Emiffäre wurden die 
rumänijchen Grenzwachen verjtärkt, worauf Bulgarien mit Mobi- 
lifierung einiger Grenztruppen antwortete. Die Kriegsgefahr zwi: 
chen beiden Nachbarn verzog fich wieder, aber die Spannung blieb 
beftehen, weil Bulgarien der mafedonifchen Propaganda nach wie 
vor freie Hand Tief. — Die Rüftung war beiden Staaten höchit 
unwillfommen, weil die Finanzen beider viel zu wünſchen übrig 
ließen. Rumänien bat durch Mikernten große Verluſte gehabt, 
und das im Auslande hierdurch hervorgerufene Mißtrauen gegen 
die rumänifche Zahlungsfähigfeit erhielt neue Nahrung durch Kon— 
flitte der rumänifchen Regierung mit einzelnen ausländijchen Unter: 
nehmern. Der Finanznot fiel das altklonjervative Minifterium 
Kantafuzene zum Opfer, an feine Stelle trat der Führer der 
Yunimiften, Garp, der durch neue Steuern, Zollerhöhungen und 
Verpachtung von Monopolen die finanzielle Lage zu befjern fuchte. 
— Bulgarien hatte fich zu Beginn des Jahres einen ruffischen 
Hinanzbeamten zur Unterfuchung der Finanzen kommen laſſen, 
aber es ſcheint nicht, daß er brauchbare Vorjchläge zur Beſſerung 
hat machen können. Um ihren Verpflichtungen nachlommen zu 
fönnen, juchte die Regierung die Grundjteuer in einen Natural- 
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zehnten umzuwandeln und fo zu erhöhen, die Abficht fcheiterte aber 
an dem aktiven Widerftande der bäuerlichen Bevölkerung. Die 
finanzen befinden fich daher noch in ebenjo troftlofem Zuftande, 
wie zu Beginn des Jahres. 

Auh Serbien hatte mit finanziellen Schwierigkeiten zu 
fämpfen. Die Erhöhung der Acciſe jcheiterte an dem Widerfpruch 
Öfterreichd und wurde durch eine Umſatzſteuer erjeßt, die freilich 
in der Handelswelt viele Unzufriedenheit erregte. Die Bermählung 
des Königs mit einer ehemaligen Hofdame feiner Mutter Hatte 
einen Bruch mit jeinem Pater zur Folge, infolgedeilen geitalteten 
fich die Beziehungen zu Rußland wieder freundlicher. — Von den 
auf die Türfei bezüglichen Ereigniffen find außer den üblichen 
inneren Wirren zwijchen Armeniern und Kurden, Arnauten und 
Serben Differenzen mit den Großmächten zu verzeichnen, die in dem 
Wunſche der Pforte, die Einfuhrzölle zu erhöhen, ihre Urſache hatten. 

Nord In den Bereinigten Staaten hat die Präfidentenwahl nicht 
— große Kämpfe hervorgerufen wie vor vier Jahren. Damals 
drehte ſich der Kampf um die Silberfrage, dieſe war jetzt zurück— 
getreten und ihre Stelle hatte das Bekenntnis zum Imperialismus 
eingenommen. Die demokratiſche Partei bekämpfte die gewaltſame 
Erweiterung des Staatsgebietes und wollte deshalb ſowohl den 
Philippinen wie Kuba eine autonome Verfaſſung zugeſtehen; da 
indeſſen die große Mehrheit des Volkes an der Idee, die Philip— 
pinen zu erobern und eine aktive auswärtige Politik zu betreiben, 
feſthielt, ſo war das Ergebnis der Wahlſchlacht kaum zweifelhaft 
und die Majorität Mac Kinleys um 21 Stimmen größer als im 
Jahre 1896. Imperialiſtiſch iſt denn auch die Politik der Union 
geblieben. In der Wahlagitation hatten die Demokraten den Re— 
publifanern vorgeworfen, durch ihre offenkundigen Sympathien für 
England die Sache der Buren zu fehädigen und jo die freiheitlichen 
Traditionen zu verleugnen, eine Anjchauung, die durch die Rede 
Chamberlains über die Möglichkeit eines englijch-amerifanifchen 
Bündniſſes (1899) und durch die Genugthuung, die Mac Kinleys 
Wahl in London erregte (S. 217), betätigt zu werden fchien. Aber 
unmittelbar nach der Wahl erfuhr man, daß der republifanifche 
Imperialismus nicht an ein Bündnis mit England dachte, fondern 
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der englischen Regierung unter Benüßung des ſüdafrikaniſchen Krieges 
offen den Fehdehandſchuh Hinwarf. Eine für England wie Amerika 
gleich wichtige Angelegenheit ift die Erbauung eines zentralameri= 
fanifchen Kanals zur Verbindung des Stillen und Atlantijchen 
Ozeans. Schon jeit mehr als einem halben Jahrhundert war ein 
folcher in Ausficht genommen, und um den Intereſſen beider Na— 
tionen entgegenzufommen, war am 19. April 1850 ein Vertrag 
abgejchloffen worden (der fogenannte Clayton=Bulwer-VBertrag) in 
dem ein gemeinfamer engliſch-amerikaniſcher Kanal durch Nicaragua 
projeftiert wurde; beide Mächte jollten den Schuß und die Kon— 
trolle des Kanals in Krieg und Frieden übernehmen. Seit Jahr: 
zehnten bemühten fich dann die Amerikaner, die Aufhebung diejes 
Bertrages zu erlangen, um einen Kanal jelbftändig bauen zu können, 
ohne ihren Wunfch erfüllt zu jehen, weil die Engländer zu hohe 
Kompenjationen für dies Zugeftändnis forderten. Endlich, am 
5. Februar, willigte Lord Salisbury ein, anjcheinend um Mac Kin- 
leys Wahl durch einen auswärtigen Erfolg zu erleichtern, daß 
Amerifa den Kanal bauen und an feinen Mündungen und Ufern 
Territorialrechte zur Überwachung erwerben dürfe, aber unter der 
Bedingung, daß der Kanal, wie der Suezkanal, neutral jein und 
allen auswärtigen Nationen offen jtehen jolle. Mit diefer Ab- 
machung waren die Amerikaner nicht zufrieden; unmittelbar nad) 
dem Abſchluß ftieß er im Senat auf Widerſpruch, und nach Be: 
endigung der Präfidentenwahl wurde er vom Senat, der ihn ver- 
faſſungsmäßig zu vatifizieren Hat, gründlich verändert. In dem 
Hebruarvertrage war ausgemacht worden, daß feine Partei den 
Kanal zur Bafis friegerifcher Operationen machen dürfe: jebt wurde 
beichlofjen, daß Amerika an dieje Beitimmungen nicht gebunden jei, 
daß e3 vielmehr Befejtigungen anlegen dürfe, um anderen Mächten 
die Benüßung des Kanals verbieten zu können. Mit anderen 
Morten: die Amerikaner wollten den Kanal nicht ala internatio- 
nalen, jondern als binnenländijchen behandeln, um im Sriege allein 
ihre Flotten von einem Meere ind andere transportieren und um 
ihn den Handelsjchiffen mißliebiger Nationen verjchließen zu können. 
Obwohl aljo hierdurch der Februarvertrag thatjächlich in fein Gegen- 
teil verkehrt worden iſt, hat Präfident Mac Kinley den Senats— 
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beihluß der engliichen Regierung zur Zuftimmung vorgelegt, eine 
Antwort war bei Schluß des Jahres aber noch nicht erfolgt. 
Allgemein wird das Vorgehen der amerifanijchen Regierung ala 
ein Affront für England aufgefaßt, den England bei der jüdafri- 
fanifchen Berwidelung nicht in der Lage jei zurüdzumweifen. — 
Sleicher Meinung mit dem Senat war da3 Repräjentantenhaus; 
es bat ein Gejeg beichlofien, einen Kanal zu erbauen ohne Be: 
fragung Englands, alſo ohne Berüdfichtigung der früher abgejchloflenen 
Verträge. Wie diefe Verwidelung enden wird, ift noch nicht ab- 
zujehen; einjtweilen bat fich der Senat mit diefem Beichluß der 
Repräſentanten noch nicht beichäftigt. Wenn ein derartiges Geſetz 
zu ftande fommt, jo würde fich der Konflikt mit England noch ver— 
ihärfen: England würde vor die Trage geitellt jein, ob es dieſe 
einjeitige Aufhebung früherer Verträge dulden ſoll oder nicht. 
Die Lage auf den Philippinen ift noch diejelbe wie im VBorjahre; 
troß bedeutender VBerftärfungen haben die amerikanischen Truppen, 
gehindert durch das Klima und Krankheiten, nicht tief in das Innere 
vorzudringen vermocht und mehrere Male empfindliche Berlufteerlitten. 
Dieje Schwierigkeiten haben die amerikaniſche Regierung geneigt ge= 
macht, ihre Truppen in China zu vermindern, der amerifanifche 
Gejandte in Peking ſtand daher ſtets dem ruſſiſchen politiich nahe. 
Süd» In Süd-Amerifa ift ein Streit ausgebrochen zwijchen Chile und 
Amerita· Bolivia, der unter den ſüdamerikaniſchen Staaten die Befürchtung 
eine? Krieges wachgerufen hat. Bolivia verlangt die Einräumung 
eines Hafens in dem ehemaligen bolivianiichen Küjtenftreifen, wäh— 
rend Chile nur wirtjchaftliche Erleichterungen in chileniichen Häfen 
zugeftehen will und im übrigen weitgehende Begünftigung chilenischen 
Kapitals zu Unternehmungen in Bolivia verlangt. Es verlautet, 
daß Bolivia die Intervention Nord-Amerifas anrufen will. — Ein 
anderer Grenzitreit in Süd-Amerifa ift durch ein Schiedsgericht ge— 
ichlichtet worden: die Abgrenzungsfrage zwijchen Brafilien und der 
franzöfifchen Kolonie Guyana. Frankreich beanjpruchte das Gebiet 
zwijchen der Mündung des Oyayok und der des Araguary auf Grund 
älterer Staatöverträge, namentlich des Friedens von Utrecht; der 
Schweizer Bundesrat, defjen Schiedsjpruch beide im Jahre 1897 
anzurufen befchlofjen, entjchied aber für Brafilien (©. 294). 
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Reichſtags, Thronredte 142° — 
Reife nach Breslau 143 — Ber: 
eidigung der Marinerefruten, Rede 
156 — Erlaß über den Unterricht 
an höheren Schulen 159 — Em: 
pfängt Präfident Krüger nicht 161 
— Anſprache an aus China heim: 
fehrende Soldaten 169 — Stif: 
tung einer Roten Kreuz-Medaille 
171 — sSHeerbefehl beim Tode 
Blumenthal 171 — Deforierung 
Bülows 172. 

Kaifer Franz Joſeph. Be: 
ſuch in Berlin 67, 68, 69. 

Prinz:Regent Quitpold von 
Bayern. Erlaß an das Heer zur 
Jahrhundertwende 3 — Eröffnung 
des bayerijchen Nationalmujeums 
125 — feier des 80. Geburt: 
tags 144. 

König Albert von Sadjen. 
Erlaß an das Heer zur Jahr: 
hundertwende 3. 

König WilhelmII. von Würt— 
temberg. Proteftorat über ben 
württembergijchen Flottenverein 6 
— Verabſchiedung der Ehinafrei: 
willigen 96. 

Großherzog Peter von Olden— 
burg r 92. 

Herzog Alfred von Koburg } 
109 


Kronprinz Wilhelm von Preu: 
Ben. Erhält den Orden bed gol— 
denen Vließes 40 — Grofjährig: 
feitzerflärung 69 — Eintritt in 
aktiven Dienſt 78. 

Prinz Heinrich von Preußen. 
Rückkehr aus Dftafien 32 — Zu: 
jammenfunft mit dem Prinzen von 
Wales 62. 

Prinz Ludwig von Bayern 
über Bayern und da3 Deutjche 
Reich 74, 78. 

Prinz Rupprecht von Bayern 
zur Flottenvorlage 78 — Taufe 
des „Wittelsbach“ 98 — Vermäh— 
lung 100. 

Prinz Max von Baden. Ber: 
mählung 100. 

Herzogin Friedrich von Schles: 
wig⸗Holſtein + 17. 

Abg. Albredt. 
lex Heinze 19. 


Antrag zur 


er or Ir 


Ir, war rer ur nme 


werte 7 

Jemeuisuent ,r L-rız Bım 
age ww. — 

2, Ti ver nr Eutmemor 
ws Y,rınasımti we mer pizı 
vı 'entzusermimiı Sminsttzeiler 

Lis, Fıien am mm 
enenteann 'A. 

Tan. Sur »ı -t-er im 
pe Iptzittzior ii — Friemmumg 
sun Zr. Br Mur vi — 
kefäinpamätiner 6: 

Lig 2Lır, Krug mi T 
briwezung yes pzeuptmer Bor. 
yet .' 

Yıq, Zı rmırn zur =: 
ammige 5, Hd — Zur er 
Erirg I — ER 4 plicheäer 
Fmrur vr 2°] 

Kg. Zeiri kber bu Einzel 
brirstsere 1355 ppri.beepriene Er 
Ahr rang 2 — pet be Armen 


yyr.ne 28, — gem U: ie 

ri a — gr wz Errs 72, 2% 

— din Sinntbihry:. 122 — 
. : 


bhrı ben Ortyrang ver Ar ä 
Gy inte ari Wıinrtrirteoen ı 
Esituien 143 — 
wirtge Pelıtıl urb bie 1205 
Pur Ungprirurnieit 163. 

Abg. Zıder über Zoom 
er hung 63, 

Ubr, Bıdh zur lex Hrinze 33. 

Tıahfior Beyihlag + 159, 

Abe. Zurit Bısmard über bie 
Autbrbung bes Enyioliftengrirkes 
19, 

Aby. v. Podelberg über bie 
Kontrolle ber Sicherhritsrinrich— 
tungen im Wergbau 23, 

Grlanbier v. #ranbt über bie 
Millionen in Ghina 115, 

elbnarſchall Graf Blumen: 
Ihal, 90, Geburtstag 108 — 
4ob 171, 

rent, Hanbelöminifter Bre: 
feib Uber Dirhbräuche in ber 
Grubenverwallung 28. 

bg. Dr, Wrömel Über ben 
Ranal Merlin @tettin 83, 


Frrucrer ai — kunt 
ie 2ı 2 eutiimr mr 
rm Scan RE ment Time 
ILrır üc me Gmome sur 
Zur m krrsmilimer 7355. 
oermäirnue Bar x Sir 





ine pe Zug Feeisrelotereng 
£, — Zummimimer or be hem- 
iger Fepeunger im ne Eihme- 


ne :'- — Zei or me me- 
re Bemmmäürt. ürfzee In 


wider iger 15 — Bons 
ideier m pe Beinen 
iper pe Eimur oirgiuenenber Be- 
ongunger 125 125 — Ermergeng 
zer kefsarzer 125 — Zeil 
ben Srrieszn: ber Anıczrmeihr] 
m: ])54 — über be mich 
Friennıme 145 IE 1 — über 
re %ıdcreberiteng des ende 
ırp= 151 — über vr iimertigeng 
br Ariscmt: e$ Jemen um 


BR, v zm x . 
Arbrtrebe 157 — über er Bo: 
top beir Freie Melistmeäifemg 


- aber Inbemruit 1652 — 
Me tüaberrılanfiche Frage umb 
ben Ir duemptensftröger: 163, 166. 

burg. Senatse Burdarb 

zur lex Hemze 53. 

Abg Eaiielmann über Be 
flaggung bayeriicher Stantögebäube 
an Kaiſers Geburtiiag 33. 

Bayeriſcher Winifterpräfident 
dv. Grailsheim über Beilaggung 
bayeriicher Sinatigebäude zu Kai⸗ 
fer Geburtätag 33 — über bie 
Reform ber fübdeutichen Rerjonen- 
tarife 70. 

Abg. Daller über bayerifches 
Bewußtſein und Kaiſers Geburt3: 
tag 33. 

Abg. Das bach über Mißbräuche 
in Grubenverwaltungen 33. 

Abg. dv. Eynern zum preußi: 
chen Gemeindewahlgeſetz 37. 

Oberlandeögerichtöpräfident 
Dr. Falt + 100. 


ur ,* 
* ei 
m*| 
er 
.» 


Beutfhes Reid. 


Abg. Felifch über 
im Bergbau 23. 

Abg. Fräßdorf über Berg: 
arbeiterftreit 35. 

* — zum Fleiſchbeſchau— 
geſetz 4 

Abg. — über den Kanal 
Berlin-Stettin 85. 

Abg. Frohme gegen die Flot— 
tenvorlage 27. 

Abg. Fuchs über Katholizis— 
mus und Ultramontanismus 37. 

Abg. Geriſch über Einnahmen 
der ſozialdemokratiſchen Partei 122. 

Abg. Gerſtenberger zum 
Fleiſchbeſchaugeſetz 47. 

Preuß. Kriegsminiſter v. Goß— 
ler über das Penſionsgeſetz 47 — 
zum Militäretat 38. 

Abg. Gradnauer über die 
Pape Friedenskonferenz 41. 

Abg. Gröber zur lex Heinze 
52 — zur Flottenvorlage 81. 

Kanonikus Guerber gegen die 
Errichtung einer fatholiichen Fa: 
fultät in Straßburg 79. 

Haaje über Sozialdemokratie 
und Landtagswahlen 122. 

Abg. Hadenberg über evan- 
geliiäe —— 45. 

(bg. Dr. Hahn über Welt: 
os Handelspolitit 12 — Ans: 
griff auf Hohenlohe 15 — über 
die Flottenvorlage 31 — gegen 
Maflerftraßen 85. 

Preuß. Landwirtichaftsminifter 
v. Hammerftein über den fon: 
traftbruch ländlicher Arbeiter 71. 

Abg. Haſſe. Begrüßung Paul 
Krügerd 161 — über die aus: 
wärtige Politit, Verhältnis zu 
England 166. 

Abg. Haußmann gegen bie 
Slottenvorlage 30 — über ſüd— 
a Zarifgemeinichaft 74. 

Abg. Heine zur lex Heinze 25. 
v.Heldorff-Bedra zur Auf: 
de3 Sozialiſtengeſetzes 16. 

Minifter Herrfurth F 33. 

Abg. v. Heydebrand über 
humaniftijche Gymnafien 45. 

Abg. Himburg. 
lex Heinze 19, 55. 

Abg. Hirſch. Antrag auf Ge: 


Antrag zur | 


Sicherheit | 














359 


währung von Reifeftipendien zur 
Pariſer Weltausftellung 62 — 
über Sicherheit3einrichtungen im 
Bergbau 23 — über Kontraft: 
bruch ländlicher Arbeiter 71. 

Reichskanzler Fürft zu Hohen: 
lohe. Eröffnung des preußifchen 
Zandtagg 4 — über Beamten: 
maßregelungen 10 — über ben 
Diktaturparagraphen 35 — Em: 
pfang einer Deputation gegen bie 
lex Heinze 40 — zur Flotten— 
vorlage 87 — NRüdtritt 133. 

Abg. Prinz Hohenlohe: 
Schillingsfürſt zur lex Heinze 
55 


Abg. Graf Hompeſch. Ver— 
mittlungsantrag zur lex Heinze 
76 


Abg.v. Jazdzewskizur Polen: 
frage 12. 

Abg. Graf Klinckowſtröm 
über das Fleiſchbeſchaugeſetz 47. 

Abg. v. Köller über Beamten— 
maßregelungen 9. 

Abg. Dr. Krauſe über Be— 
amtenmaßregelungen 11. 

Bayer. Kultusminifter v. Land: 
mann über Beflaggung bayerischer 
Staatögebäude an Kaiſers Geburts: 
tag 33. 

Abg. Langerhand. 
über Feuerbeftattung 34. 

General dv. Leſſel Kommandeur 
des oftafiatischen Expeditionskorps 

105. 


Antrag 


Abg. v. Levetzow zur Flotten— 
vorlage 27 — über den Diktatur: 
Paragraphen 35. 

Abg. Dr. Lieber gegen die An 
griffe auf Hohenlohe 16 — über 
die oftafiatijche Expedition 151. 

Abg.Liebermannvd. Sonnen: 
berg zur Flottenvorlage 29 — 
Austritt aus der deutjch-fozialen 
Reformpartei 121. 

Gouverneur Gen.:Major dv. Lie: 
bert. Rücktritt 95. 

Abg. Liebknecht gegen bie 
Flottenvorlage 87 — Tod 114. 

Abg. Graf Limburg:Stirum 
über Landwirtichaft und Kanäle 
12 — über Weltpolitik, Yandwirt: 
ichaft und Anduftrie 162, 


- 


350 Heberficht der politifhen Entwirelung des Jahres 1900. 


beſchluß der englifchen Regierung zur Zuftimmung vorgelegt, eine 
Antwort war bei Schluß des Jahres aber noch nicht erfolgt. 
Allgemein wird dad Vorgehen der amerifanifchen Regierung ala 
ein Affront für England aufgefaßt, den England bei der ſüdafri— 
fanifchen Verwickelung nicht in der Lage ſei zurückzuweiſen. — 
Gleicher Meinung mit dem Senat war das Repräfentantenhaug; 
es hat ein Gejeß bejchlofjen, einen Kanal zu erbauen ohne Be— 
fragung Englands, alfo ohne Berüdfichtigung der früher abgeſchloſſenen 
Verträge. Wie diefe VBerwidelung enden wird, ijt noch nicht ab— 
zuſehen; einftweilen bat fich der Senat mit diefem Bejchluß der 
Nepräfentanten noch nicht beichäftigt. Wenn ein derartiges Geſetz 
zu ſtande kommt, jo würde fich der Konflikt mit England noch ver— 
ichärfen: England würde vor die Frage gejtellt jein, ob es dieſe 
einfeitige Aufhebung früherer Verträge dulden ſoll oder nicht. 
Die Lage auf den Philippinen ijt noch diefelbe wie im Borjahre; 
troß bedeutender Verſtärkungen Haben die amerifanijchen Truppen, 
gehindert durch dag Klima und Krankheiten, nicht tief in das Innere 
borzudringen vermocht und mehrere Male empfindliche Berlufteerlitten. 
Dieje Schwierigkeiten haben die amerifanijche Regierung geneigt ge= 
macht, ihre Truppen in China zu vermindern, der amerikanifche 
Gejandte in Peking ftand daher ſtets dem ruſſiſchen politifch nahe. 
Süd» In Süd-Amerika ift ein Streit außgebrochen zwijchen Chile und 
Amerita. Volivia, der unter den jüdamerifanifchen Staaten die Befürchtung 
eines Krieges wachgerufen hat. Bolivia verlangt die Einräumung 
eines Hafens in dem ehemaligen bolivianijchen Küftenftreifen, wäh- 
vend Chile nur wirtjichaftliche Erleichterungen in chilenischen Häfen 
zugeftehen will und im übrigen weitgehende Begünftigung chilenijchen 
Kapitals zu Unternehmungen in Bolivia verlangt. Es verlautet, 
daß Bolivia die Intervention Nord-Amerikas anrufen will. — Ein 
anderer Grenzjtreit in Süd-Amerika iſt durch ein Schiedsgericht ge- 
ichlichtet worden: die Abgrenzungsfrage zwijchen Brafilien und der 
franzöfifchen Kolonie Guyana. Frankreich beanjpruchte das Gebiet 
zwijchen der Mündung des Oyayof und der des Araguary auf Grund 
älterer Staatöverträge, namentlich des Friedens von Utrecht; der 
Schweizer Bundesrat, deſſen Schiedsjpruch beide im Jahre 1897 
anzurufen beichloffen, entjchied aber für Brafilien (©. 294). 
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128, 124, 127 — bie „Köln. Ztg.* 
über Ausweiſungen in Transvaal 
123 - Depejchentwechjel des Kaiſers 
mit dem Sailer von China über 
die Ermordung Kettelers 125 — 
Vertrag mit England über die 
Politik in China 129 — bie 
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lage 34 — Kammerbeſchluß über 


Erlaß zur Jahrhundertwende 3 
— Sonntagäruhe der Behörden 
20 — Beflaggung der Staatäge: 
bäude an Kaiſers Geburtstag 33, 
109 — Bernehmung von Schülern, 
Zühtigungsreht 34 — Novelle 
zum Berggeieß 34 — Handwerfer: 
zentralfafie 42 — Staatlich ge: 
leitete Mobiliarbrandverficherung 
47 — Wohnungen für Eifenbahn: 
angeftellte 56 — Gehälter und 
Penfionen der Volksſchullehrer 60 
— Stammerdebatte über die lex 
Heinze 62 — Reform der ſüd— 
deutjchen Perjonentarife 70 — 
Reden des Prinzen Ludwig über 
Bayern und das Deutjche Reich 
74, 78 — Erhöhung der Korn: 
zölle 78 — Prinz Ruprecht für 
die Flottenvorlage 78 — Land— 
tagsichluß, Rejultate 96 — Ber: 
mählung des Prinzen Ruprecht 
100 — Internationaler Kongreß 
fatholifcher Gelehrter 125 — Er: 
dffnung des Nationalmujeums 125 
— Neue Militärftrafgerichtäord: 
nung 127 — Bermäblung ber 
Prinzejfin Elifabeth 127 — Feier 
des 80. Geburtstages des Prinz: 
regenten 144. 


Srannfhweig. 


—— des Gymnaſialvereins 
79. 


Sremen. 


Dekorierung von Arbeitern 125 
* Brandunglück des Nordd. Lloyd 
b. 


Denkmalsenthüllungen und andere Feiern. 


Feſte anläflich der Jahrhundert: 
wende in Preußen, Bayern, Sachſen 
1 bi8 3 — SZahrhundertfeier der 
Techniſchen Hochſchule in Berlin, 
Aeußerung des Kaiſers 6 — Kaiſer— 


Deuiſches Bei. 


licher Danterlaß nach der Geburts: 
tagsfeier 22 — Beflaggung von 
Gebäuden zu Kaijerd Geburtstag 
in Bayern 33, 109 — Dekorierung 
des Kronprinzen 40, 43 — Jubi— 
läum der Preußifchen Akademie 
der Wiſſenſchaften 57 — Groß: 
jährigfeitserflärung des ron: 
prinzen 67 bi3 69 — Landwirt: 
ſchaftliche Wanderausftellung in 
Poſen 85 — Feier des 700jährigen 
Beſtehens des Mansfelder Berg: 
baue 91 — Eröffnung des Elb— 
Trave-fanal3 93 — Denkmals: 
enthüllung in Kiel 94 — Dent: 
mal3enthüllung in Bielefeld 112 
— Dentmalsenthüllung in Erfurt 
117° — Dentmalsenthüllung in 
zilfit 123 — Gröffnung des 
Baperifchen Nationalmufeums 125 
— Grundfteinlegung zum Reiche: 
Limed:Mujeum 128 — Grund: 
fteinlegung eines Bölterjchlacht: 
denfmals in Leipzig 134 — Ein: 
weihung der Ruhmeshalle in 
Barmen 135 — Molttefeier 136 
— Dentmaldenthüllung in Hildes— 
heim 137 — Feier des 80. Ger 
burt3tages des bayerifchen Prinz: 
regenten 144 — Feier aus China 
heimfehrender Soldaten 169. 


@lfah-fothringen. 

Diktaturparagraph 34 — Ja: 
tholiich: Theologische Fakultät in 
Stakburg 79 — Bezirköwahlen 
127 — Ubgrenzung3verhandlungen 
mit Baden 128. 


Evangeliſche Kirche. 

Sonntagsruhe 20 — Feuerbe— 
ftattung 34 — Diifidentenfrage, 
Glaubenäfreiheit 44, 45 — Evan: 
gelijche Arbeitervereine treten dem 
Hlottenverein bei 61 — Kommane 
dierung evangelifcher Soldaten zu 
katholischen feiern 65 — Bor: 
ihläge zum Zuſammenſchluß der 
evangelifchen Landeskirchen 73, 
140 — — Kon⸗ 
greß 82 — Rede des Kaiſers in 
Eisleben 91 — Rolle der Miſſio— 
nen in China 115 — Prof. Bey: 
ichlag 159. 


Europäifcher Geſchichtskalender. Bb. XLI. 


| Finanzen, 
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Preußiſcher Etat 1900 7, 12, 
57, 60 — Marenhauöfteuer 37, 
61, 73, 92, 94 — Perfonentarife 
43, 70 — militärifches Penfions: 
gejeg 47 — Koften der Flotten— 
borlage 26, 59, 64 — Anwejen: 
heitögelder im Reichstag 60 — 
Reichgetat 1900 60 — Gehälter 
und Penfionen der Volksſchul— 
lehrer 60, 99 — Reijeftipendien 
zum Bejuh ber Parifer Aus: 
ftelung 62 — Subvention ber 
Poftdampfer 62, 69 — Unter: 
ftügung der indischen Notleidenden 
65 — Bolltarif 70, 86 — Xen: 
berung des Reichsſtempelgeſetzes 86 
— Penſionsordnung für das preu- 
Biiche Heer 97 — Erledigung von 
Steuerreflamationen 115 — Ent: 
Ihädigung für beichlagnahmte 
Schiffe 120 — Anleihe in Amerika 
121 — Soften der oftafiatifchen 
Erpedition 141, 145 — Reichgetat 
1901 162, 


Hamburg. 


Ausſtand der Werftarbeiter 125. 


Handels: und Wirtfhaftspolitik, 


Förderung inbduftrieller Unter: 
nehmungen im preußifchen Oſten 
12 — Vorbereitung von Handels— 
verträgen 12, 70, 77, 125, 172 
— Kohlennot 22, 35, 114, 161 
— Wirtſchaft und Flotte 26, 64 
Generalverfjammlung des Bundes 
der Landwirte 31 — Handelaver: 
trag mit Sanfibar 32 — Waren: 
hausſteuer 37, 61, 73, 92, 94 — 
Handelsfammern im Auslande 39 
— ländliche Arbeiterfrage 39, 61, 
71 — Fleiſchbeſchaugeſetz 47, 51, 
60, 77 — Handelötag über Flotte 
und Fleiſchbeſchau 61 — Getreide: 
lagerhäufer 66 — Rentengut3- 
gründungen 70 — Handelöbezieh: 
ungen zu England 78 — Land: 
wirtjchaftliche Wanderausftellung, 
Rede Miqueld 85 — Handelsab— 
fommen mit den Verein. Staaten 
100 — jozialdemofratiihe Wirt: 
ichaftzpolitit 122 — Auskunfts— 
jtelle für Außenhandel 138 — 
Handel der deutjchen Kolonien 154. 
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Verkehrsfragen. Dienft: und 
Ruhezeit der Gijenbahner 4 — 
Erweiterung des preußiſchen Eijen: 


bahnnetzes 17° — afrikaniiche 


Bahnbauten 33, 56 — Kanalfrage 
7, 83 — Wohnungen für Eijen: 


bahnbeamte 39, 56 — Perfonen: | 
tarife 43, 70 — Subvention von 


Poſtdampfern 62, 69 — württem— 
bergiiche Eijenbahnvorlage 66 — 
Ere:Unfallverfiherung 71 — fübd: 
deutſche Tarifgemeinſchaft 74 — 
Straßenbahnſtreik in Berlin 76 
— Perhorreſcierung des Verbandes 
der Eiſenbahner Deutſchlands 93 
— Eröffnung des Elb-Trave— 
Kanals 93 — Einnahmen der 
ſächſiſchen Staatsbahnen 959 — 
Brandunglück des Nordd. Lloyd 
96 — Poſtvertrag mit der Schweiz 
120 — Eiſenbahnunglück 127, 


140 — Vertrag mit dem Nordd. 


dioyd 128. 


Heer und Flotte, 


Militärische Feier anlählich der 
Yahrhundertivende in Berlin 1, 
Erlaß an das Heer 2 — Erlaß 
über Erneuerung der Fahnen und 
Standartentücher 3 — Erlaß an 
dad bayerifche Heer 3, an das 
hächfifche 3 - Württemberg, lot: 
tenverein 6 -— Lieferung von 


Striegsmaterial an England 11 — 


rlottenvorlage 17, Exite Beratung 
26 bis 30, Agitation 20, 30, 34, 
79, Kommilfionsberatung 58, 63, 
73, 2. Beratung 80, Annahme 
87, Tert 88 — Gründung eine? 
Schulſchiffsvereins 31 — militäs | 


tische Dienftpflicht der Volksſchul- 
lehrer 3Z3 — Genehmigung des 


Militäretat? 38 — Penfionsgejeh 
47 — Beurlaubung von Offizieren 
nach Frankreich 57 — Evangel. 
Arbeiterverein und Flottenverein 
61 — Bermehrung der Kameruner 
Schutztruppe 62, 73 — Dienft: 
jubiläum Walberjee 68 — Kom: 
mandierung evangeliicher Soldaten 
zu katholifchen Feiern 65 — der 
Kronprinz a la suite des Grena— 
dierregiments Nr. 1 69 -- Eintritt 
des Kronprinzen in aktiven Dienft 








Alphabetifiges Regifer. 


78 --Dentmalsenthüllung in Kiel 
94 — Bildung eines oſtaſiatiſchen 
Expeditionskorps 95 — Berab: 
ſchiedung württembergijcher China= 
freiwilliger 96 — Parade ehe- 
maliger Garbdiften 96 — Berlufte 
des Nordd. Lloyd 96 — Penfions: 
ordnung für das preußiiche Heer 
97 — Abjendung ber 1. Panzer— 
divifion nach China 97, 100 — 
Befihtigung nad China aufbre- 
chender Truppen durch den Kaiſer, 
Aniprachen 97, 107, 114 — Stapel: 
lauf des „Wittelsbach“ 98 — 
Hofpitalichiff „ Savoia“ 99 — Er: 
nennung gefiel 105 — Ausſchluß 
ber Deffentlichkeit im Militärges 
riht 106 — Geburtätag Blumen: 
thals, Handjchreiben des Kaiſers 
108 — Unterdrüdung revolutionä: 
ver Beftrebungen in der Armee 
114 — Ernennung Walderjees 
zum Oberbejehlähaber in China 
115 — SKaijermanöver 121 — 
neue Reich&militärftrafgericht3ord: 
nung 106, 127 — Militärkonven: 
tion zwijchen Preußen und Würt— 
temberg 130, 137 — Moltkefeier 
136 — militärifche Briefe aus 
China 138, 151 — Koften ber 
China:Erpedition 141 — Ber: 
eidigung der Marinerefruten 156 
— Rückkehr von Soldaten aus 
China 169 — Untergang des 
„Gneiſenau“ 171 — Rote Kreuz: 
Medaille 171 — Tod Blumen: 
thals, Heerbefehl 171. 


Helen. 

Gutenbergfeier 95 — Lehrer: 
gehälter 99 — Warteitag ber 
Sozialdemokraten 122 — Antrag 
auf Herbeiführung eines Schieds— 
gerichts im ſüdafrikaniſchen Kriege 
171. 


Zuſtij. 

Rechtsverhältniſſe neutraler 
Schiffe 13 — Aenderung und Er: 
gänzung des Strafgejeßbuchs (lex 
Heinze), 2. Beratung 19, Arbeit: 
geber: und Kunftparagraphen 23, 
40, Theaterparagraph 34, 40, 62, 
66, 3. Beratung, Obftruftion 51, 
73, Annahme 76 — Bernehmung 


Deutſches Keich. 


von Schulkindern 34 — Diktatur— 
paragraph in Elſaß-Lothringen 
34 — Erklärung von Strafrechts— 
lehrern gegen die lex Heinze 74 
— neue Reichsmilitärſtrafgerichts— 
ordnung 106, 127 — Statiſtik 
der Majeſtätsbeleidigungsprozeſſe 
138 — Behandlung der Zeugen 
vor Gericht, Senſationsprozeſſe 
140, 171 — Ermordung Winters, 
Prozeſſe 51 — Indemnitätsfrage 
149, 162. 


Katholiſche Kirche. 

Sonntagsruhe 20 — Feuerbe— 
ſtattung 34 — Beſchluß über 
Orden und Klöſter in Baden 51 
— Errichtung einer katholiſch— 
theologiſchen Fakultät in Straß— 
burg 79 — aa gg 
in Poſen 110 — Rolle der Mij: 
fionen in China 115 — biſchöf— 
liche Angriffe auf chriftliche Ge: 
werfichaften 129 — Antrag auf 
freie Religionsübung 161. 
Koburg:Gotha. 

Herzog Alfred + 109. 
Kolonialpolitik, vgl. Afrika, Auftralien. 

Abgrenzung des Kongoftaates 
12, 76 — Geſetze über Zonga, 
Samoa und Sanfibar 32 — Bahn: 
bauten in Oftafrila 33, 56 — 
Vermehrung der Fameruner Schuß: 
truppe 62, 73 — Konzeſſionen an 
englijche Gejellichaften in Süd— 
weitafrifa 65, 79 — Verwaltung 
von Samoa 73 — Wechſel in der 
Direktion des Kolonialamtes 80 
— Rüdtritt de3 Gouverneurs don 
Dftafrita 95, 161 — —— 
[a ber beutjchen Kolonien 


— wiſenſhaft, Unterricht. 

feier ber Berliner Technifchen 
Hochſchule zur Jahrhundertwende, 
Aeußerung des Kaiſers 6 — Züd): 
tigungärecht der Lehrer 16, 34 — 
Profefjoren, Flottenvorlage und 
Sozialdemofratie 20° — Kunſt— 
und Theaterparagraphen der lex 
Heinze 23, 34, 40, 51, 62, 66, 
73, 74, 76 — militärische Dienft: 
pflicht der Volksſchullehrer 32 -- 
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Vernehmung von Schülern 34 — 
Entfernung eines jozialdemofrati: 
jchen Privatdozenten 38, 44 — 
Unterrichtöformen an höheren 
Schulen 44,79, 85, 159 — Lehrer— 
ftatiftit 46 — Jubiläum der preu— 
Bifchen Akademie der Wiſſenſchaf— 
ten 57 -— Gehälter der bayerifchen 
Volksſchlullehrer 60 — Urheber: 
fonvention mit Defterreich- Ungarn 
62 — katholiſch-theologiſche Ya: 
fultät in Straßburg 79 — Guten: 
bergfeier 95 — Gehälter der 
beifiichen Lehrer 99 — Religions: 
unterricht in Poſen 110 — Bun: 
deörat über Frauenftudium 110 
— F. Niekiche + 117 — Katho— 
licher Gelehrtentongreß 125 — 
Eröffnung des Bayer. National: 
mujeums 125 — ad eh 
Promotiondordnung 127 — Örund: 
fteinlegung zum Reich? :» Limes: 
Muſeum 128 — Grundfteinlegung 
zu einem Bölferjchlachtsdentmal 
164 — Prof. Beyjchlag F 159 
— Verfügung über medizinifche 
Derfuche an Menjchen 174. 


fübeh. 


Derbot des Streifpoftenftehens 
65, 67 — Gröffnung bed Elb: 
Trave-Kanals 93. 


Oldenburg. 


Begründung eines Schulſchiffs— 
vereind 31 -— Tod des Großherzog3 
Peter 92. 


Yarteiwefen. 


Sozialdemokratie ald vorüber: 
gehende Erſcheinung 6, 15 — 
preubilihe Beamtenmaregelungen 

— Aufhebung des Sozialijten: 
— Angriffe auf Hohenlohe 
15 — Beratung ber Vorlage zur 
Abänderung ” Strafgejebuches 
(lex Heinze) 19, 23, 34, 40, 51, 
66, 73, 74, — Ngitation für 
und gegen bie Flottenvorlage 6, 
20, 61, 78 — Etreif3 von Berg: 
arbeitern 22, 35 — Beflaggung 
der bayerijchen Staatögebäude an 
Kaiſers Geburtätag 33 — Dikta— 
turparagraph in Elſaß-Lothringen 
35 — preußiſches Gemeindewahl— 
geſetz 36, 66 — preußiſche Kanal— 
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frage 37, 88 — Reichstagserſatz⸗ 
wablen 38, 78, 99, 134, 137, 142 
— Entfernung eines jozialdemo: 
fratifchen Privatdozenten 38, 45 


! 


Agitation über das Fleiſch⸗ 
beſchaugeſeß 51, 60 — Anweien: | 


beitögelder im Reichetag 60 — 


Etreifftatifit für 1899 61 — | 


Kirchliche Bewegungen 65, 73, 79, 
v1, 115, 128, 140, 161 
liner Strahenbabnerftreit 76 — 
&treitpoftenfteben 87 
Wablvrecbtöfrage 97, 172 — China: 
frage 104, 105, 115, 138, 145 

Ermoxrdung König Humberts 
110 Delorierung Bremer Ar— 
beitev II - - Ermordung Win: 
lers, antifemitiiche Unruhen 51 — 


Kampf um Getreidezölle 125 — 


Hamburger Werftarbeiterſtreik 
419, 190 Wahlen in den 
Relſchelanden 127 Stimmen | 


zum Kanglerwechſel 133 — Ent: 
hulung Aber die Agitation für 
das Geſeh zum Schuße der Ars 
beitäwilligen 185, 157 — Hunnen— 
briefe 188 Majeftätsbeleidi: 
gungsprozeſſe 188 Angriff 
einer  Beiftesgeftörten auf den 
Kalſer 143. Nichtempfang Krü— 
gers und fſüdafrikaniſche Frage 
161, 162 ff, 171 — Wahlen in 
Würktemberg 161 - - Angriffe auf 
Poſadoweky wegen der 12000 Darf: 
frage 174, 

Bund der Landwirte., Hal: 
tung zur Flottenvorlage 30 — 
Generalverſammlung 30 — zum 
Fleiſchbeſchaugeſetz 60. 

Chriſtlich-Soziale. Partei: 
tag 128. 

Deutſche Reformpartei. 
DE 121 — Neu: Konftitution 


Deutſche Volkspartei. Der: 
luſte in den württembergiſchen 
Wahlen 161. 

Yreifinnige Vereinigung 
u. Freifinnige Volkspartei. 
— zur Flottenvorlage 28, 


Konſervative und Reichs— 
partei. 


— Ber: | 
— badiſche 








Kanal und Mahrege: 


lungen 9 — zur Flottenvorlage | 


Alphabrtifies Kegiker. 


27 zum Fleiſchbeſchaugeſetz 60 
— Behandlung von Zeugen vor 
Gericht 140. 

Nationalliberale. Zur 
Flottenvorlage 27 — badiſche 
Wahlrechtsfrage 172. 

National-Soziale. Haltung 
zur Flottenvorlage 20 — zur 
Weltpolitik 127. 

Polen. Annahme polniſcher 
Ausländer als Arbeiter 30° — 
Polniſche Orden 44 — Polniſche 
Eozialdemofratie 62 — Religions: 
unterricht in Poſen 110. 

Sozialdemofratie. „Bor: 
übergehende Erſcheinung“ 6 — 
Bekämpfung der Flottenvorlage 
20, 27, 80 — ſächſiſche Gemeinde: 
vertretungen 58 — ſächſiſche Lan: 
deskonferenz 62 — polniihe So: 
zjialdemofratie 62 — Verband der 
Gijenbahner Deutichlands 93 — 
zur Chinafrage 104 — Snter: 
nationaler Kongreß der Textil: 
arbeiter 105 — Liebknecht 114 
— Parteitag 122 — Niederlage 
in den Reichslanden 127° — 
12000 Marffrage 135, 157 — 
Streit in der Leipziger Volksztg. 
159 — PVertretung in den Land— 
tagen 172. 

Zentrum. Haltung zur Flot— 
tenvorlage 26, 30, 80° — Ben: 
trum und Ultramontanigmus 37 
— Antrag auf freie Religions 
übung 161. 


Yerlonalien. 


Kaijer Wilhelm II. Ans 
ſprache bei der militärischen Feier 
zur Jahrhundertwende 1 — Er: 
laß an das Heer zur Jahrhundert: 
wende 2 — Erlafje über Fahnen: 
und Standartentüher und das 
Allgemeine Ehrenzeihen 3 — an 
den König von Württemberg über 
den Tlottenverein 6 — über bie 
Techniſchen Hochſchulen und die 
Spzialdemofratie als vorüber: 
gehende Erſcheinung 6 — Em: 
pfang des belgijchen Politikers 
Beernaert 12 — Dankerlaß über 
die Geburtätagäfeier 22° — Rebe 
auf Prinz Heinrich 32 — Trink: 


Deutſches Bei. 


ſpruch auf die außerordentliche 
ſpaniſche Gefandtichaft 43 — An: 
ſprache zur Jubelfeier der Afa: 
bemie ber Mifjenjchaften 57 — 
Telegramm über den bevorftehen: 
den Beſuch des Kaijerd Franz 
Joſeph 62 — Zuſammenkunft mit 
dem Prinz von Wales 62 — Be: 
glückwünſchung Walderjees zum 
Dienftjubiläum 63 — Depefchen: 
wechjel mit dem Wizefönig von 
Indien 67 — Toaft auf Kaiſer 
Franz Joſeph 67 — Trinkſpruch 
bei der Großjährigkeitserklärung 
des Kronprinzen 69 — Anſprache 
an den Kronprinzen 69, 78 — 
Rebe in Eisleben 91 — Rede zur 
Eröffnung des Elb-Trave-Kanals 
93 — Denkmalsenthüllung in Kiel, 
Rede 94 — Kabinettsordre über 
Bildung eines Expeditionskorps 
95 — Parade von 2400 alten 
Gardiſten, Rede 96 — Mobili— 
ſierung der 1. Panzerdiviſion 97 — 


Rede an die Expeditionstruppen 


98 — Toaſt auf Rupprecht von 
Bayern beim Stapellauf des 
„Wittelsbach“ 98 — Belohnung 
für Befreiung der Europäer in 
Peking 99 — Rede an nach China 
aufbrechende Truppen 107 — 
Handſchreiben an Blumenthal 108 
— Telegramme nach der Ermor— 
dung König Humberts 109 — 
Deforierung Bremer Arbeiter, 
Rede 112 — Enthüllung eines 
Denkmals ded Großen Kurfürften 
in Bielefeld, Rede 112 — An: 
gebliche Rede an nad) China auf: 
brechende Offiziere 114 — Ab— 
ichiedarede an Walderjee 116 — 
Denfmalsenthüllung in Grfurt, 


Rede 117 — Depeichenwechjel mit | 
- Mac Kinley 117, 121 — Kaiſer— 

mandver in Pommern, Reden in | 
Stettin 121 — Dentmalgenthüllung | 
in Tilfit, Rede 123 — Telegramm | 


an ben Kaifer von China 125 — 
Rede bei der Grundfteinlegung des 
Reichslimesmuſeums 128 — Reden 
in Elberfeld und Barmen 135 — 








Armeebefehl zur Moltkefeier 136 
— Denfmaldenthüllung in Hildes: 


heim, Rede 137 — Eröffnung des 
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Neichdtagd, Thronrede 142° — 
Reife nad) Breslau 143 — Ber: 
eidigung der Marinerefruten, Rede 
156 — Erlaß über den Unterricht 
an höheren Schulen 159 — Em: 
pfängt Präfident Krüger nicht 161 
— Anſprache an aus China heim 
fehrende Soldaten 169 — Stif: 
tung einer Roten Kreuz: Medaille 
171 — sHeerbefehl beim Tode 
Blumenthala 171 — Dekorierung 
Bülows 172. 

Kaijer Franz Joſeph. Be: 
ſuch in Berlin 67, 68, 69. 

Prinz:Regent Quitpold bon 
Bayern. Erlaß an das Heer zur 
SFahrhundertwende 3 — Eröffnung 
des bayerijchen Nationalmujeums 
125 — Feier des 80. Geburts: 
tags 144. 

König Albert von Sadjen. 
Erlaß an das Heer zur Jahr: 
hundertwende 3. 

König Wilhelm. von Wiürt: 
temberg. Proteftorat über den 
württembergischen Flottenverein 6 
— Verabſchiedung der Chinafrei: 
willigen 96. 

Großherzog Peter von Dlden: 
burg + 92. 

og 38 Alfred von Koburg } 


as Wilhelm von Preu— 
hen. Erhält den Orden bes gol— 
benen Vließes 40 — Großjährig— 
feitöerflärung 69 — Eintritt in 
aktiven Dienjt 78. 

Prinz Heinrich von Preußen. 
Rückkehr aus DOftafien 32 — Zus: 
jammentunft mit dem Prinzen von 
Wales 62. 

Prinz Ludwig von Bayern 
über Bayern und das Deutjche 
Reich 74, 78. 

Prinz Rupprecht von Bayern 
zur Flottenvorlage 78 — Taufe 
de3 —— 98 — Vermäh— 
fung 100. 

Prinz Marx von Baden. Ber: 
mählung 100. 

Herzogin Friedrich von Schles: 
wig⸗Holſtein + 17. 

Abg. Alvrecht. 
lex Heinze 19. 


Antrag zur 
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Abg. Dr. Arendt. Angriff auf 
Hohenlohe 16. 

Abg. — Arnim zur Flotten— 
vorlage 2 

ae bo ai Dr. Aron3. Map: 
vegelung 38, 45. 

Abg. Auer über die Subvention 
be3 Reich3amts des Innern durd) 
den Zentralverband Induſtrieller 
157. 

Abg. Bachem ar preußifchen 
Gemerübewahlgefeg 3 

Abg. Graf Srllehrem über 
die Obftruftion 55 — Ernennung 
zum Wirkt. Geh. Rat 105 — 
Reichdtagspräfident 143. 

. Barth. Antrag auf Ab: 
änderung des preußiichen Wahl: 
gejebes 16. 

Abg. Bajfermann zur Slot: 
tenvorlage 27, 87 — zur lex 
Heinze 52 — zur oftaflatifehen 
Erpebition 151. 

Abg. Bebel über die Sozial: 
demofratie ald vorübergehende Er: 
ſcheinung 15 — gegen die fFlotten: 
vorlage 29, 81 — zum Militär: 
etat 38 — zur lex Heinze 52, 53 
— über Eifenbahnpolitit 122 — 
über den Urſprung der chinefifchen 
Expedition und Grauſamkeiten von 
Soldaten 150 — über die aus: 
wärtige Politit und die 12000 
Mark Angelegenheit 165. 

Abg. Beder über Zwangs— 
erziehung 63. 

Abg. Beckh zur lex Heinze 53, 

Profeſſor Beyichlag F 159. 

Abg. Fürft Bismard über die 
— des Sozialiſtengeſetzes 


Abg. v. Bockelberg über die 
Kontrolle der Sicherheitseinrich— 
tungen im Bergbau 23. 

Geſandter v. Brandt über die 
Miſſionen in China 115. 

Feldmarſchall Graf Blumen— 
thal. 90. Geburtstag 108 — 
Tod 171. 

Preuß. Handelsminiſter Bre— 
feld über Mißbräuche in der 
—————— 23. 

Dr. Brömel über den 
* Berlin: Stettin 83. 





Alphabetiſches Regiſter. 


Direktor des Kolonialamts 
v. Buchka über oſtafrikaniſche 
Eiſenbahnen 33 — Rücktritt 80. 

Abg. Bueck. Verhandlung mit 
dem Reichsamt des Innern über 
Agitation für die Vorlage zum 
Schuß der Arbeitswilligen 135. 

Reichsfanzler Graf v. Bülow 
über die Beichlagnahme deutjcher 
Schiffe durch England 12 — em: 
pfängt ben fjüdafrifanifchen Ge: 
jandten Leyds 20 — gegen Hans 
beläfammern im Auslande 39 — 
über die Haager Friedenskonferenz 
41 — Rundjchreiben an die deut: 
chen Regierungen über die Ehina- 
frage 101 — Verbot an die cine: 
fiiche Geſandtſchaft, hiffrierte De: 
pejchen abzujenden 105 — Rund: 
jchreiben an die Gejandtichaften 
über die China aufzulegenden Be: 
dingungen 123, 127 — Ernennung 
zum Reichsfanzler 133 — eilt 
dem Bundesrate ben Kanzlerwechſel 
mit 134 — über bie oftafiatiiche 
Expedition 145 bis 150 — über 
die Nichteinberufung des Reich: 
tags 151 — über die Unterftügun 
des Reichsamts des Innern * 
Induſtrielle 157 — über den An— 
trag betr. freie Religionsübung 
161 — über Indemnität 162 — 
über die ſüdafrikaniſche Frage und 
den NichtempfangKtrügers 163, 166. 

Hamburg. Senator Burchard 
zur lex Heinze 53. 

Abg. Sajjelmann über Ber 
flaggung bayerischer Staatsgebäude 
an Kaiſers Geburtätag 33. 

Bayeriſcher Minifterpräfident 
vd. Crailsheim über Beflaggung 
bayeriicher Staatigebäude zu Rai: 
ſers Geburtätag 33 — über bie 
Reform der jüddeutjchen Perjonen: 
tarife 70. 

Abg. Daller über bayerijches 
nl und Kaifers Geburts: 
tag 9 

us. Dasbad über Mißbräuche 
in Grubenverwaltungen 33. 

Abg. dv. Eynern zum preußis 
ſchen Gemeindeivahlgefeh 37. 

Dberlandeögerichtöpräfident 
Dr. Falt + 100. 


Deutſches Reid. 


Abg. Felifch über Sicherheit 
im Bergbau 23. 

Abg. Fräßdorf über Berg: 
arbeiterftreit 35. 

—— Seel e zum Fleiſchbeſchau— 
geſetz 4 

Abg. — über den Kanal 
Berlin-Stettin 85. 

Abg. Frohme gegen die Flot— 
tenvorlage 27. 

Abg. Fuchs über Katholizis— 
mus und Altramontanismus 37. 

Abg. Geriſch über Einnahmen 
der —— Partei 122. 

Abg. Gerftenberger zum 
Fleiſchbeſchaugeſetz 47. 

Preuß. Kriegaminifter v. Goß— 
lex über das Penfionzgejeg 47 — 
un re 38. 

Abg. Gradnauer über bie 
Haager Friedenskonferenz 41. 

Ab. Gröber zur lex Heinze 
52 — zur Flottenvorlage 81. 

Kanonikus Guerber gegen die 
Errichtung einer fatholiichen Fa: 
fultät in Straßburg 79. 

Haaje über Sozialdemokratie 
und Landtagswahlen 122. 

Abg. Hadenberg über evan: 
gelilöe Horichungsfreiheit 45. 

bg. Dr. Hahn über Welt 
— Handelspolitik 12 — An— 
griff auf Hohenlohe 15 — über 
die Flottenvorlage 31 — gegen 
Waſſerſtraßen 85. 

Preuß. Landwirtichaftsminifter 
vd. Hammerftein über den Kon: 
traftbruch ländlicher Arbeiter 71. 

Abg. Haſſe. 
Krügers 161 
wärtige Politik, 
England 166 


— über die aus— 
Verhältnis zu 





Begrüßung Paul | 


Abg. Haͤußmann gegen die 


—— 30 — über ſüd— 
deutſche Taxifgemeinſchaft 74. 
Abg. Heine zur lex Heinze 25. 
v. Heldorff-Bedra zur Auf— 
hebung des Sozialiſtengeſetzes 16. 
Miniſter Herrfurth + 33. 
Abg. v. Heydebrand über 
bumaniftiiche Gymnafien 45. 
Abg. Himburg. 
lex Heinze 19, 55. 
Abg. Hirfch. Antrag auf Ge: 





Antrag zur 
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währung von Reijeftipendien zur 
Parijer Weltauäftellung 62 — 
über Sicherheit3einrichtungen im 
Bergbau 23 — über Kontrakt: 
bruch ländlicher Arbeiter 71. 

Reichskanzler Fürft zu Hohen: 
lohe. Eröffnung de3 preußiichen 
Zandtagg 4 — über Beamten: 
maßregelungen 10 — über ben 
Diktaturparagraphen 35 — Em: 
pfang einer Deputation gegen bie 
lex Heinze 40 — zur Flotten— 
vorlage 87 — Rüdtritt 133. 

Abg. Prinz Hohenlohe: 
Schillingsfürſt zur lex Heinze 
55. 


Abg. Graf Hompeſch. Ber: 
mittlungsantrag zur lex Seinze 
76. 

Abg.v. Jazdzewskizur Polen: 
frage 12. 

Abg. Graf Klinckowſtröm 
über das Fleiſchbeſchaugeſetz 47. 

Abg. v. Köller über Beamten: 
maßregelungen 9. 

Abg. Dr. Krauſe über Be 
amtenmaßregelungen 11. 

Bayer. Kultusminifter v. Land: 
mann über Beflaggung bayerifcher 
Staatögebäude an Kaiſers Geburt: 
tag 33. 

Abg. Bangerhand. 
über Feuerbeſtattung 34. 

General v. Leſſel Kommandeur 
des oftafiatischen Expeditionskorps 

105. 


Antrag 


Abg. dv. Levetzow zur Flotten— 
vorlage 27 — über den Diktatur— 
Paragraphen 35. 

Abg. Dr. Lieber gegen die An: 
griffe auf Hohenlohe 16 — über 
die oftafiatiiche Erpedition 151. 

AUbg.Liebermannv. Sonnen: 
berg zur Flottenvorlage 29 — 
Austritt aus der deutſch-ſozialen 
Reformpartei 121. 

Gouverneur Gen.:Major v. Lie: 
bert. Rüdtritt 95. 

Abg. Liebknecht gegen bie 
Tlottenvorlage 87 — Tod 114. 

Abg. Graf Limburg: Stirum 
über Landwirtichaft und Kanäle 
12 — über Weltpolitik, Landwirt: 
ihaft und Anduftrie 162. 
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Abg. Lohmann über Eicher: 
heitseinrichtungen im Bergbau 23. 

Roſa Luremburg über Han: 
beläpolitif 122. 

Abg. dvd. Mendel: Steinfeld 
über den Kontraftbruch ländlicher 
Arbeiter 71. 

Sächſ. Staatsminiſterv. Metzſch 
zum Bergarbeiterſtreik 36. 

Preuß. Finanzminiſter Dr.v. Mi: 
quel. Vorlegung des Etats 7 — 
über Landwirtichaft und Handels: 
verträge 12 — Rede auf der land: 
wirtichaftlichen Ausftellung 85. 

Württemberg. Minifterpräfident 
vd. Mittnacht über jüddeutiche 


——— 74 — Rücktritt 
141. 


Ada. — über polniſchen 
Unterricht 4 


ba Möller- Duisburg. Inter | 


pellation über die Beichlagnahme 


deuticher Schiffe durch England 12. | 


Geh. Rat v. Mühlenfels. Er: 
nennung zum Unterftaatsjefretär 
133. 


Abg. Müller: Fulda. Antrag 








zur Flottenvorlage 58, 64, 80 — 


Antrag auf Aenderung des Stem: 
pelgeſetzes 86 


Abg. Müller: Meiningen zur 


lex Heinze 24, 25 

Abg. Mundel über Dr. Arons 
und die Freiheit der Wiſſenſchaft 
45 — über die Subvention de3 
Reichsamts des Innern durch In— 
duftrielle 159. 

Botihafter Furt Münfter 
dv. Derneburg. Rücktritt 159. 

Pfarrer Naumann über Welt: 
politit 127. 


StaatsjefretärNieberding zur | 


lex Heinze 20, 24, 52, 53 — Em 
pfang einer Abordnung gegen bie 
lex Heinze 40 — über Streif: 
poftenftehen 87. 

Philojoph 8: Nietzſchef 117. 

Erzbiſchof Nörber gegen bie 
hriftlichen Gewerkicjaften 129. 

Abg. Dertel über das Han: 
delsproviſorium mit England 78 
— zur Flottenvorlage 87. 

Abg. Paaſche über dad Han: 
belöprovijorium mit England 78. 





Alphabetifes Begifer. 


Staatäfefretär des Innern Graf 
vb. Rofadbomwäfy über die Koften 
der Flottenvorlage 27 — über bie 
Fleiſchbeſchau 48 — über bie Bor- 
bereitung der Hanbeläverträge 77 
— über das Hanbelsprovijorium 
mit England 78 — Verhandlung 
mit dem Zentralverband der In— 
duftriellen über Agitation zum 
Schutze der Arbeitäwilligen 135, 
165 — Rücdtrittögerüchte 174. 

Oberpräfident vd. Puttlamer } 
56. 

Dr. Quark über Sozialdemo- 
fratie und Landtagswahlen 124. 

Preuß. Minifter des Innern 
Frhr. vd. Rheinbaben über Be- 
amtenmaßregelungen 11 — zur 
Tolenfrage 13 — über Gemeinde- 
wahlgejeg 36 — über Zwangs— 
erziehung 63. 

Abg. Richter gegen die flotten 
vorlage 29, 83 — über oftafri=- 
fanifche Eijenbahnen 33 — über 
die oftafiatiiche Expedition und 
die as ie bes Reichstags 
151 


Staatäfetretär v. Richthofen. 
Ernennung 133. 

Abg. Rickert für die Flotten— 
vorlage 29, 82. 

Abg. Roeren zur lex Heinze 
24, 25, öl. 

Abg. Dr. Röſicke über dad 
ER ER NENG mit England 


Sabo. Sänger über Religions— 
unterricht der Diſſidentenkinder 44 
— über die Berechtigungsfrage 
ber höheren Schulen 46. 

Abg. Sattler über den Kanal 
Berlin:Stettin 85 — über bie 

Chinapolitik und den Nichtempfang 
Krügers 162, 

Abg. Schädler zur Flotten— 
borlage 26. 

Abg. Schniklerzum Gemeinde: 
wahlgeſetz 36. 

Preuß. YJuftizminifter Schön: 
ftedt über Beamtenmaßregelungen 


a, 

Württ. Kriegaminifter Schott 
v. Schottenftein. Ernennung 
zum Minifterpräfidenten 141. 


Deniſches Bei. 


Abg. Schulz: Pohum über 
Mißbräuche in der Grubenverwal: 
tung 23. 

Abg. dv. Siemens über bie 
Dedung der Tlottenvorlage 82. 

Abg. Singer auf dem fozial: 
demofratifchen Parteitag 122. 

Abg. Graf Stolberg : Wer: 
nigerode zur Flottenvorlage 82. 

Abg. Stöder. Leitung bed 
chriſtlich-ſozialen Parteitags 128. 

Abg. v. Strombeck über Kom— 
— — 12. 

diretioe des Kolonialamts 
Dr. Stübel. Ernennung 80. 

Preuß. Kultusmin. Dr. Studt 
zur Polenfrage 13 — Erlaß über 
das Züchtigungsrecht der Lehrer 

16 — über Religionsunterricht, 
Diſſidentenkinder, polniſchen Unter— 
richt 44 — über Dr. Arons, Paſtor 
Weingart 45 — über humaniſtiſche 
und realiftiihe Schulen 46 — 
Erlaß über le Verſuche 
an Egli 174. 

Abg. dv. Szmula zur Flotten— 
vorlage 30. 

Preuß. Minifter ber öffentlichen 
Arbeiten v. Thielen. Bejtim: 
mungen über Dienjt: und Ruhe: 
zeit der Eifenbahnbeamten 4 — 
über den Kanal Berlin-Stettin 
83. 


Staatsſekretär des Reichsſchatz⸗ 
amts v. Thielmann über die 
Deckung der Flottenvorlage 65 — 
über die Finanzlage de3 Reichs 
162. 

Abg. Tirpik zur erften Be 
ratung der Flottenvorlage 26, 30 
— in der Budgetfommiffion 64 
— zur zweiten Beratung 80. 

Abg. Virchow über Pfarrer 
Meingart 45. 

Abg. dv. VBollmar zur lex 
Heinze 55 — über Eijenbahn: 
politif 122, 

Generalfeldmarihall Graf Wal: 
berjee. 50jähriges Dienftjiubiläum 
63 — Ernennung zum Oberfom: 
mandeur in China 115 — Rebe 
an den Kaiſer 116. 

Abg. dv. Wangenheim über 
die Flottenvorlage 30 — über 


| 
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falſche Berichterftattung an ben 
Kaiſer 154. 

Abe. Wiemer Antrag auf 
rn des preußifchen Wahl: 
gejebes 1 

Abe. Winterer zum Diktatur: 

paragraphen 35. 

Abg. Wintermeyer zum preu— 
ßiſchen Gemeindewahlgeſetz 36. 

Abg. de Witt über die lex 
Heinze 19. 

Abg. Wurm über die Yleifch- 
beijchau 48. 


Die Vreſſe. 


Ueber die Sozialdemokratie ala 
vorübergehende Erjcheinung 6 — 
Lieferung von Kriegamaterial an 
England 11 — Beichlagnahme 
beutjcher Schiffe durch England 
15, 120 — Aufhebung des So— 
zialiftengejege3 15 — Agitation 
für und gegen bie Flottenver— 
ftärfung 20 — Streit der Kohlen: 
arbeiter 22 — Agrarier und Flotte 
30 — Kunſt- und Theaterpara= 
graphen ber lex Heinze 34,40 — 
Kanalvorlage 37 — Entfernung 
eines fozialdemofratifchen Privat: 
dozenten 39 — Südafrikaniſcher 
Krieg 40 — Fleiſchbeſchaugeſetz 
5l, 60 — Ermordung Winters 
5l — Konzeffionen in Südweſt— 
afrifa 65 — Kommandierung 
a hi zu katholischen Heften 

65 — Sammlung für die indischen 
Notleidenden 65 — Prinz Ludwig 
von Bayern über Bayern und dag 
Deutjche Rei 74, 78 — Rage 
der oftpreußifchen Arbeiter 79 — 
Errichtung einer katholiſchen Fa— 
fultät in Straßburg 79 — Rede 
de3 Kaiſers in Eisleben 91 — 
Kritik Liebert3 95 — Kritik der 
chineſiſchen Politik 104, 115 — 
faiferliche Aufforderung, feinen 
Pardon zu geben 108 — Ermor: 
dung König Humbert® 110 — 
Dekorierung remer Arbeiter, 
Hamburger Streit 112 — Chine— 
fiiche Unruhen und Miffionen 115 
— Chineſiſche Expedition und Be: 
rufung des Reichdtagd 115 — 
Ernennung und Abreife Walder- 
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ſees 117 — Vorbereitung der 
Handelaverträge 125, 172 — 


Biichöfliche Angriffe auf chriftliche 
Gewertichaften 129 — Bertrag 
mit England über China 129 — 


! 


Kanzlerwechjel 132 — Agitation | 


zu Gunften der Arbeitöwilligen: 


vorlage, 12,000 Mark: Frage 135 | 


— Hunnenbriefe 138 — Reiche: 
tagöwahl in Meſeritz-Bomſt 142 


auf den Kaiſer 143 — Seherftreif 


Angriff einer Geiftesgeftörten 


in der Leipziger Volkszeitung 159 


— Nichtempfang Krügers 161 — 
Reform der Kriminalpolizei 171 
Angriffe auf Poſadowsky 174. 


„Berliner Korreſpondenz“ Mie | 


nifterfonferenzen in Poſen 125 — 


Agitation für die Arbeitswilligen: 


vorlage 135. 


„Berliner Lokal-Anzeiger“ An: 


gebliche Rede bed Kaiſers 114. 
„Berliner politische Nachrichten” 
Ermordung König Humberts 111. 


„Shriftliche Welt“ Miffionen in 


Ghina 115. 


„Deutjches Adelsblatt“ Ermor: | 


dung König Humberts und Die 
Miflenichaft 111. 

„Deutiche Revue" Aufhebung 
des Sozialiftengejeged 16. 


„Denticher Reich: und Preu: | 


ßiſcher Staats: Anzeiger” Tank: 
erlaß des Kaiſers 22 — Dienft: 


pflicht der Volksſchullehrer 322 — | 


Kanzlerwechſel 132 — Reform der 


höheren Schulen 159 — Unter: | 
gang der Gneifenau 170 — Rote: | 


Kreuz: Medaille 171. 


„Deutjche Tageszeitung“ Agra: 
Fleiſch⸗ 


beſchaugeſetz 60 — chineſiſche Po-⸗ 


rier und Flotte 30 


litit 104 — Ermordung König 
Humberts 110. 


„Elſäſſer“ Errichtung einer 
fatholiichen Fakultät in Straß: 
burg 79. 


„Hranffurter Generalanzeiger” 
Beichlagnahme deuticher Schiffe 
duch England 15 — kaiſerliche 
Aufforderung in China feinen 
Pardon zu geben 108. 


„Hreifinnige Zeitung” Ernen- 


nung Walderjees 117. 


u 





Alphabelifges Begifer. 


„Germania“ Agrarier und Flotte 
30 — Errichtung einer fatholifchen 
Fakultät in Straßburg 79 
Nede des Kaiſers in Eiäleben 92. 

„Hamburger Sorreifpondent“ 
een und Flottenagitation 


„Hamburger Nachrichten“ Wer: 
trag mit England 130. 

„Kölnische Volkszeitung“ Lehr: 
freiheit und Chriftentum 39 
Rede des Kaiſers in Eisleben 92 
— Ermordung König Humbert3 
und die Kirche 111 — Biſchöfliche 
Angriffe auf chriftliche Gewerk— 
ſchaften 129 — Reichdtaggwahl 
Meſeritz-Bomſt 142. i 

„Kölnische Zeitung“ Räumung 
Pekings 118 — NAusweifung von 
fremden aus Transvaal 123 — 
Ghinafrage 124. 

„Koloniale Zeitſchrift“ Kritik 
Lieberts 95. 

„Kolonialzeitung“ Konzejfionen 
in Süd-Weſt-Afrika 65 — Han: 
— der deutſchen Kolonien 

54 


„Konſervative Korreſpondenz“ 
Behandlung von Zeugen vor Ge— 
richt 140. 

„Kreuz: Zeitung“ über die So— 
zialdemofratie als vorübergehende 
Gricheinung 6 -—- Agrarier und 
Flotte 30° — Fleiſchbeſchaugeſetz 
60 — Vertrag mit England 130. 

„Leipziger Neueſte Nachrichten“ 
Beſchlagnahme deutſcher Schiffe 
durch England 15. 

„Leipziger Tageblatt” Komman— 
dierung Evangelifcher zu katho— 
lifchen reiten 65. 

„Leipziger Volkszeitung“ Ent: 
hüllung über die Agitation für 
die Arbeitswilligenvorlage 135 — 
Setzerſtreik 159. 

„Norddeutiche Allgemeine Zei: 
tung“ über Lieferung don Kriegs: 
material an England 11 — Pro: 
fefjoren und FFlottenagitation 21 
Theaterparagraph der lex 
Heinze 34 — Sanalvorlage 37 — 
Abgrenzung des Kongoftaates 76 
— Handelsabfommen mit Amerika 
100 — Ghinafrage und Reid: 
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tagäberufung 115 — Entſchädi— 
gung für beichlagnahmte Schiffe 
120 — Bertrag mit England 129 
Nundjchreiben Delcafjies 133 — 
San der Majeftätäbeleidigun: 
gen 138. 
"of über die Sozialdemo: 
fratie ald vorübergehende Er: 
jcheinung 6 — Profefforen und 
Flottenverſtärkung 21 — Ermor: 
dung König Humbert3 110 — 
Sozialdemofratijche Agitation 143. 

„Preußiiche Jahrbücher" Flotten: 
agitation 20, 21. 

„Soziale Praxis“ Kohlenftreit 
in Sachſen 22. 

„Württembergifcher Staatd:Ans 
zeiger“ Veröffentlichung einer Des 
pejche des Kaiſers an den König 
von Württemberg 6. 


„Staatsbürger: Zeitung” Reich: | 


tagswahl Meſeritz-Bomſt 142. 

„Tägliche Rundſchau“ Beſchlag— 
nahme deutſcher Schiffe durch Eng— 
land 15 — Vertrag mit England 
130 — Preßangriffe auf Poſa— 
dowsky 174. 

„Vorwärts“ Profeſſoren und 
Flottenverſtärkung 21 — chineſiſche 
Politik 104 — Ermordung König 
Humberts 111 — Kanzlerwechſel 
133 — 12,000 Mark—-Frage, 
deutſches Panama 135 — Hunnen— 
briefe 138 


Preußen. 


ei zur Jahrhundertwende 
1 bis 3 — Beftimmungen über 
Dienft: und Ruhezeit der Eijen: 
bahnbeamten 4 — förderung 
induftriellee Unternehmungen im 
Dften 12 — Züchtigungsrecht der 


Lehrer 16 — Annahme auslän= | 


diicher Polen als Arbeiter 30 — 
militäriiche Dienftpflicht der Volks— 
ichullehrer 32 — Diskuffion über 
die Ranalvorlage 37 — Enter: 
nung eine jozialdemofratijchen 
Privatdozenten 33 — Ermordung 
des Gymnafiaften Winter in Konitz 
5l — Jubiläum der Afademie 
der Wiſſenſchaften 57° — Ber: 
fügung über den Kontraktbruch 


ländlicher Arbeiter 61 — Groß: | 





jährigfeiterflärung des Kron— 
prinzen 67, 68 — Eintritt bes 
Kronprinzen in aktiven Dienft 78 
— Konferenz über da3 höhere 
Schulmwejen 85 — Perhorrefcirung 
be3 Verbandes der „Eijenbahner 
Deutſchlands“ 93 — Wenfion?: 
ordnung für dad Heer 97 — Re— 
ligionaunterricht in Pofen 110 — 
Steigen der Kohlenpreife 114 — 
Erledigung von Eteuerreflama= 
tionen 115 — Minifterfonferenzen 
in Pojen 125 — Wechſel im Mi: 
nifterpräfidium 132 — Senjation3: 
prozefje und Behandlung gericht: 
licher Zeugen 140, 171 — Eijen: 
bahnunglüd 140 — Angriff einer 
Geiftesgeftörten auf den Kaiſer 
143 — Reform der höheren Schulen 
159 — Gtiftung einer Roten 
Kreuz: Medaille 171 — Erlaß über 
medizinische Verſuche an Menjchen 
174, 


Landtag. Gröffnung, Thron: 
rede 4 — Schluß, Refultate der 
Seſſion 94. 

Herrenhaud. Annahme des 
Gtat3 57, 60 — Erweiterung des 
Stantseifenbahnnehes 17 — Er— 
richtung von Getreidelagerhäufern 
66 — Zwiſchenkredit bei Renten: 
gutägründungen 70 — Zwangs— 
erziehung Minderjähriger 87 — 
Gemeindewwahlgejeg 87 — Waren: 
hauäfteuer 92. 

Abgeordnetenhaus. Bor: 
legung des Gtat3 7 — Debatte 
über Beamtenmaßregelungen 9 — 
Etatsdebatte, Handel3verträge 12 
— Antrag auf Menderung der 
MWahlbezirfe 16 — Grieiterung 
des Staatseiſenbahnnetzes 17 — 
Debatte über Mißſtände in Gruben 
23 — Antrag auf Einführung 
der Feuerbeſtattung 34 — Reform 
des Gemeindewahlrechts 36, 66 — 
MWarenhausfteuer 37, 73, 94 — 
Antrag auf Herabſehung der Per: 
fonentarife 43 2 — Kultusetat, 
rag Polenfrage, Unterricht 
44 — Annahme des Stats 57, 60 
—  NReifeftipendien zur Parifer 
Ausftellung 62 — Zwangserziehung 
Minderjähriger 63 — Errichtung 


— Fraukreich. 


bergehende Erſcheinung 6 — | 
wen: und Waifenverficherung | 


— Aufhebung de3 Sozialiften: 
zes 15 — Unfallverficherungd: 
»3e 16 — Sonntagsruhe der 
atlihen Behörden 20 — An: 
hme polnischer Ausländer ala 
cbeiter 30 — Mißſtände in 
ruben 23 — Baheriſche Novelle 
ım Berggeſetz 34 — Kohlenſtreik 
4, 35 — Gemeindewahlrecht in 
„reußen 36, 66 — Warenhaus: 
‚euer 37,73, 92, 94 -- Wohnungen 
‚ix Gifenbahnangeftellte 39, 56 — 
Jandwerferzentrallafje 42 —Länb: 
liche Arbeiterfrage 43, 61, 71 — 


Sohnerhöhung im fächfifchen 
Kohlenbergbau 47° — Militär: 
Penfionsgejeg 47° — Agitation 


gegen das ſächſiſche Gemeinde: 
wahlrecht 58 — Gvangelijchen 
Urbeitervereine und Flottenverein 
61 — Streikſtatiſtik für 1899 61 
— HReijeftipendien zum Bejuch ber 
Parijer Ausftellung 62 — Zwangs⸗ 
erziehung Minderjähriger 63, 87 
— Verbot bes Streifpoftenftehena 
65, 87 — Rentengutögründungen 
70 — Seeunfallverficherung 71 — 
Straßenbahnerftreif in Berlin 74 
— Gewerbeorbnungsnovelle 77 — 
Lage der Ländlichen Arbeiter in 
Dftpreußen 79 — evangelifch:jo: 
zialer Kongreß 82 — weibliche 
Vertrauenäperfonen in der Ge: 
werbeauffiht 93 — Perhorres:- 
cierung des Verbandes der Eijen: 
bahner Deutichlands 93 — Pen: 
fiongordnung für das preußijche 
Heer 97 — internationaler Kon: 
greß der Tertilarbeiter 105 — 
Bundesrat über Frauenſtudium 
110 — BDekorierung Bremer Ar: 
beiter, der Kaiſer über den Ham: 
burger Streit 112 — Parteitag 
der Sozialdemokratie 122 — Ber: 
band deutſcher Arbeitsnachweije 
125 — Ausjtand der Hamburger 
Merftarbeiter 125 — Bijchöfliche 
Angriffe auf die chriftlichen Ge: 
werfichaften 129 — Enthüllung 
über die Agitation für die Arbeits: 
willigenvorlage, 12,000 Marf: 
trage 135, 157, 165, 174 — 
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Streit in ber „Leipziger Volks— 
zeitung” 159 — Wahlrechtöfrage 
in Baden 172 — Angriffe auf 
Poſadowsky 174. 


Todesfälle. 


Herzogin Friedrich von Schles— 
wig-⸗Kolſtein 17 — Minifter Herr: 
furth 33 — Minifter von Putt: 
fammer 56 — Großherzog Peter 
von Oldenburg 92 — Gejandter 
vd. Ketteler 97 — Minifter Dr. Falk 
100 — Herzog Alfred von Koburg 
109 — Abg. Liebfneht 114 — 
dr. Nietzſche 117° — Prof. Bey: 
ichlag 159 — Feldmarſchall Blu: 
menthal 171. 


Unglühsfälle. 


Brandunglüd des Norbdeutichen 
Lloyd 96 — Eijenbahnunglüd bei 
Heidelberg 127° — Gijenbahn: 
unglüf bei Offenbah 140 — 
Untergang der „Gneiſenau“ 170. 


Württemberg. 


König und Flottenverein 6 — 
Beichaffung von Eifenbahnbetriebs: 
material 66 — Süddeutjche Tarif: 
gemeinschaft 74 — Verabſchiedung 
von Ehinafreiwilligen 96 — De: 
batte über die Militärkonvention 
mit Preußen 130, 137 — Landes: 
fynode über Bereinigung ber 
deutichen Landeskirchen 140 — 
Minifterwechjel 141 — Landtags: 
wahlen 161. 


Frankreich 220—236. 
Ueberſ. 340. 


Auswärtige Yolitik und Kolonialpolitik. 


Differenz mit England 221 — 
Zolltarif für Kolonialwaren 222 
— Delcafie über die internationale 
Lage, Afrika, Egypten, England 
223 — Errichtung einer Kolonial: 
armee 224 — Teilnahme des Aus: 
landes an der Ausftellung 224, 
230 — internationaler Kongreß 
für foziale Arbeiterverficherung 229 
— Verhältnis zu Nordamerika 228 
— Delcaſſé über die chinefijche 
Aktion 222 — Loubet an den 
Kaiſer von China 229 — Attentat 
auf den Schah von Perfien 229 — 
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Note über Walderjeed Ernennung 
229 — Handichreiben des Zaren 
an Zoubet, Orbensverleihung 230 
— Ruſſiſcher Vorſchlag, Peking 
zu räumen 231 — internationaler 
Spzialiftenfongreß 231 — Mit: 
teilung über die Beziehungen zu 
China und die fremden Mächte 


231 — Bandal über die ruffiiche | 


Allianz 232° — 


internationale | 


Zuderkonferenz 232 — Haltung | 


zum deutſch-engliſchen Wertrage 
233 — Depejchenwechjel Loubets 
mit dem Zaren 233 — Präfident 
Krüger in Frankreich, Empfang 
in Marjeille 235, Empfang in 
Paris 235 — Sympathiebejchluß 
der Kammern für Krüger 236 — 
—— chinefiſcher Beute 


Fran, Handels: und Wirtfhafte- 
politik. 

Militäretat 221 — — 
für Kolonialwaren 222 — Han 
delsvertrag mit Amerika 223 — 
Budget 223 — Eröffnung der 
Weltausſtellung 224 — Preis— 
verteilung auf der Ausſtellung 230 
— internationale Zuckerkonferenz 
232 — Bevölkerungsfrage 222, 
234 — Schluß der Ausſtellung 
234 — obligatoriſche Schieds— 
gerichte 235 — Getränkeſteuer 236. 


Heer und Flotte. 

Seefrieg und Kaperei 220 — 
Marinevorlage 220, 223 — Mi: | 
litäretat, Vergleich mit dem Aus 
lande 221 — Kolonialarmee 224 
— Wechſel im Kriegsminifterium 
226 — Dreyfusfrage 226, 227, 
236 — Wechſel im Oberfommando 
223 — Kriegsrat und Kriegs— 
minifter 2293 — Ernennung Wal: 
derjeed 229 — Anſprache Koubets 
an nad) China aufbrechende Trup- 
pen 229 — Reorganiſation ber 
Dffizierichule in St. Eyr 231 — 
Inſubordination im Offizierforps 
232 — NRüdfendung chinefijcher 
Beute 236. 

Iuneres. 

Dreyfusfrage 220, 223, 226, 

227, 236 — Meberftreif, Hand: 
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gemenge 220 — Senatöwahlen 220 
— Bevölferungsvermehrung 222, 
234 — Brand de3 Theatre frangais 
223 — Begnadigung Ehriftianis 
223 — Beauffichtigung der geift: 
lichen Orden 223 — Staatsſtreichs⸗ 
frage 224 — Weltausftellung, Er: 
Öffnung, Reden Zoubet3 und Mil: 
lerands 224, Preisverteilung 230, 
Schluß, Rejultat 234 — Gemeinde: 
ratswahlen 226 — Wechſel im 
Kriegsminifterium 226 — Arbeiter: 
unruhen und Parteiverhältniffe 227 
— Preßbeleidigungen 223 — Ent: 
hüllung eines Lafayettendenkmals 
228 — Drojchlentutjcherftreit 229 
— Hafenftreif in Marjeille 230 — 
Programm Waldeck-Rouſſeaus, 
Vorgehen gegen Kongregationen 
233 — Enthüllung eines Garnot: 
denkmals 233 — Zahl der Aus: 
ftände 234 — Eijenbahnunglüd 
234 — obligatoriſche Schieds— 
gerichte 235 — Getränfefteuer 236. 


Zuſtij. 


Verurteilung Derouledes, Buf— 
fet3, Guérins, Lur-Saluzes, Marcel 
Habert3 220, 223 — Begnadigung 
Ehriftianis 223 — Kammer über 
Dreyfusfrage 226 — Amneftie 
vorlage 227, 236 — Preßbeleidi— 
gungen 223 — Berurteilung Sal» 
ſons 234 — Zulafjung der frauen 
zur Advofatur 234 — obligato— 
riſche Schiedögerichte 235. 


Kaumern. 


Senat. Präfidentenwahl 220 
— Wahlen 220 — Budget 223 
— internationale Lage 223 — 
Kolonialarmee 224 — Amneftie: 
borlage zur Dreyfusfrage 227 — 
Preßbeleidigungen 223 — Ber: 
tagung 229 — Entvölferungsfrage 
234 — Zulaffung der Frauen zur 
Advofatur 234 — Sympathie: 
beſchluß für Krüger 236. 

Deputiertentammer. Prä- 
fidentenwahl 220 — Militäretat, 
Vergleich mit Deutjchland, Bevöl: 
ferung3zunahme 221 — Zoll für 
Kolonialwaren 222 — Budget 223 
— SKolonialarmee, Staatöftreich 
224 — Dreyfusfrage 226 — 


Griehenland. Großbritannien. 


Rücktritt Galliffet? 226 — Ar— 
beiterunruben, Parteiverhältnifie 
227 — Flottenvorlage 220, 228 
— Seekrieg und Kaperei 220 — 
Beziehungen zu China 223 — 
Dertagung 229 — Bertrauend: 
votum 234 — obligatorijche 
Schied3gerichte 235 — Sympathie: 
beſchluß für Krüger 236 — Am: 
neftievorlage zum Dreyfusprozek 
236. 


Varteiweſen. 


Dreyfusfrage 220, 223, 226, 
227, 228, 236 — Weberfireit 220 
— Senatswahlen 220 — Ge: 
meinderatswahlen 226 — Arbeiter: 
unruhen, parlamentarijche Partei: 
verhältniffe 227 — Mreßbeleibi: 
gungen 228 — Drojchkenkutjcher: 
jtreit 229 — Hafenftreif in Mar: 
feile 230 — internationaler 
Sozialiſtenkongreß 231 — Kritik 
der Reorganifation de3 militärt- 
ſchen Unterrichts 231 — Parteien 
im Offizierforpa 232 — Walded: 
Roufjeau über die Parteien 232 
— BVertrauensvotum der Kammer 
234 — Zahl der Ausftände 234 
— obligatoriſche Schiedögerichte 
235 — Empfang Krügerd 235. 
Yerfonalien. 

Kriegaminifter Andre. Ernen— 
nung 226 — Reorganijation von 
St. Cyr 231 — Gegenjaß im Of: 
fizierkorps 232, 

Graf D’Aunay über die aus: 
wärtige Lage 223. 

Graf Benedetti. Tod 223. 
SUR IANE Begnadigung 
2 


Minifter de3 Auswärtigen Del: 


cajje über die internationale Lage | 
223 — über die chinefiiche Aktion 





228. 

Dep. Dedhanel. Kammer: | 
präfident 220. 

Sen. Falliered. Senatsprä— 


fibent 220 


Kriegaminifter Galliffet über 


Kolonialtruppen und Staatäftreich 

224 — NRüdtritt 226. 

General Jamont. 
28. 





Rücktritt 
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Prinz Zoinville Tod 228. 

Präfident der Republit Loubet. 
Begnadigung Chriſtianis 223 — 
Rede zur Eröffnung der Ausftel- 
lung 225 — an ben Saijer von 
China 229 — über die Stellung 
des Kriegsrats 229 — Anſprache 
an aufbrechende Truppen 229 — 
Rede bei der Preisverteilung 230 
— Ruſſiſche Dekorierung 230 — 
Enthüllung eines Lafayettendenk— 
mals, Rede 228 — Enthüllung 
eines Carnotdenkmals, Depeſchen— 
wechſel mit dem Zaren 233 — 
Empfang Krügers 235. 

Handelsminiſter Millerand. 
Rede zur Eröffnung der Ausftel: 
lung 224 — über Arbeiterunruhen 


227 — obligatoriſche Schieds— 
gerichte 235. 
Dep. Pelletan. Kritik des 


Militäretat3 221. 

Sen. Piot. Antrag über Ent: 
bölferung 234. 

Dep. Sembat über Kolonial: 
truppen und Staatzjtreich 224. 

Minifterpräfident Waldeck— 
Roufjeau. Kontrolle der geift: 
lien Orden 223 — Programm: 
rede, geiftliche Kongregationen 232. 


Griechenland 283. 


Großbritannien 200—219. 
Ueberſ. 339. 


Auswärtige Politik und Kolonialpolitik. 


Kanada und der jüdafrifanifche 
Krieg 285 — Parlamentswahlen 
in Kanada 291 — Enthüllungen 
der „Indépendance Belge“ gegen 
Chamberlain 200, 202, 204 — 
Preffe über den Deutjchen Kaijer 
und Graf Bülow 200 — Süd— 
afrifanifcher Krieg j.u. — Hun: 
geränot in Indien 202 — Ni: 
caragua:Sanal 203 — Ruſſiſche 
Zruppenbewegungen in Trans— 
fajpien 204 — Deffentliche Mei: 
nung und auswärtige Politik 206 
— Ablehnung fremder Interven— 
tion 208 — Drohungen gegen 
Rußland 209 — Schiedsſpruch in 
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der Delagoabaifrage 208 — An: 
griffe auf Belgien 208, 212 — 
Schutz des Wildes in Dftafrifa 
208 — Bau der Ugandabahn 209 
Gemeinjame Verfaſſung der auftra= 
liſchen Kolonien 209 — Ruſſiſcher 


Einfluß in Korea 209 — Unruhen | 
in China 210 — Rede des Deut: 


ichen Kaiſers vom 27. Zuli 212 
— Ernennung Walderjees 212 — 
Fernbleiben de3 Schah 213 — 
Ruſſiſcher Vorſchlag, Peking zu 





räumen 213 — Bejtrafung der | 
Borerführer 213 -- Wahlmanifeft 
Salisburys und auswärtige Politik | 


213 — Vertrag mit Deutjichland 


über China 214 — Ernennung | 


Bülow zum Reichälanzler 215 — 
Zukunft Chinas 216 — Lord 
Salisbury über die allgemeine Lage 


216 — Kritik der Reije Krügers 


nah Frankreich und Deutjchland 
218 — Reife des Prinzen von 
Wales nah Belgien, Deutjch: 
land, Dänemark, Attentat 62, 
212, 254. 

Sinnen, Handels: und Wirtfhafts: 
politik. 

Angriffe auf das dinanzminis 
fterium 200 — Hungersnot in 
Indien 202 — Nachtragsetat für 
1899 204 — Marineetat 204 — 
Armeebudget 205 — Ueberzeich— 
nung der Sriegsanleihe 208 — 
—— für die Ugandabahn 
209 — Nachtragsetat für 1900 
211 — Penſion für Kriegsinva— 
liden 215 — Nachtragsetat 219 
— Budget 219 — Berbot der 
MWaffenausfuhr 211 — Waren: 
ausfuhr nad den Burenftaaten 
218. 


Heer und Flofte. Dal. a 
icher Krieg und Afrika. 

Angriffe auf das Kriegsmini— 

fterium 200 — Thronrede über 


die Leiſtungen ber fylotte und bes | 


Heeres 200 — Verluſte und Heeres: 


zahlen 203 — Rüftungen 204 — | 


Marineetat 204 — Armeebudget 
205 — Kriegsanleihe 208 — 
Pflege der Verwundeten 210, 213 


— Behandlung der Chinejen 212 | 











— Chamberlain und die Armee- 
lieferungen 214, 218 — Wechiel 
im Oberfommando der Armee 214 
— Penſion für Kriegsinvaliden 
215 — Berluiftlifte 215 — Wech- 
jel des Sriegäminifterd 216 — 
Salisbury über die Truppentrans- 
porte 216 — Angriffe auf Die 
Dffiziere in Südafrika 212. 
Inneres. 

Enthüllungen gegen Chamber: 
lain 200, 202, 218 — Proteſte 
gegen den Krieg 200, 203 — 
Volksſtimmung 206 — Wählbar: 
feit der Tyrauen für die Londoner 
Gemeinderäte 209 — Parlaments- 
wabhlen 214 — neue Gemeinde: 
verfafjung für London 216 — 
Perjonenveränderungen im Kabi— 
nett 216 — MWbbeftellung eines 
Dantgottesdienfte® für die jüd- 
afrikanischen Erfolge 219. 


Irland. 
Bildung der United Iriſh League 

205 — Beſuch der Königin 208. 
Yarlament 

Zufammentritt, Thronrede 200 
— Bertagung 212. Zujammen: 
tritt, Thronrede 218. 

Dberhaud. Debatte über bie 
Zukunft Transvaal3201 — Heeres: 
ftärfe und Rüftungen 203 — De: 
peſchenwechſel mit Krüger und 
Steijn 207 — Verbot der Waffen: 
ausfuhr 211 — Zukunft Süd: 
afrifas 218. 

Unterhaus. Debatte über die 
Kriegführung 201 — die Ber: 
Öffentlichungen ber ‚Indopendance 
Belge“ 202 — Hungerdnot in 
Indien 202 — Berlufte und Heeres: 
ftärfe 203 — Nachtragsetat für 
1899 204 — feine Unterfuhung 
des Jameſon'ſchen Zuges 204 — 
Marineetat 204 — NArmeebubget 
205 — Bollendung ber Uganda: 
bahn 209 — Gemeinjame Ber: 
fafjung Auftralien® 209 — Ruf: 
fiicher Einfluß in Korea 209 — 
Wählbarkeit der Frauen für die 
Gemeinderäte 209 — Unruhen in 
China 210 — Pflege der Berwun: 
beten und Kranken 210 — Nach— 
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tragaetat für 1900 211 — Prozeh 
Sipido in Belgien 217 -— Auf: 
löſung 213 — Neuwahlen 214 — 
Beteiligung Chamberlains an Lie: 
ferungen 218 — Nachtragsetat 
für 1900 219. 


Parteiwefen. 

Enthüllungen gegen Chamber: 
lain 200, 204, 214, 218 — An: 
tiffe auf das Kabinett wegen ber 
Priegsleitung 200 — Aufruf der 
Sozialdemofratie gegen den Krieg 
200 — Bergeblide Proteftver: 
fammlung gegen ben Krieg 203 — 
Srifche Oppofition 205, 208 — 
Allgemeine Stimmung über ben 
Krieg 206 — Enthüllungen über 
Berfehrvon Parlament3mitgliedern 
mit Krüger 218 — Angriffe auf 
die Sanitätöverwaltung der Armee 
210, 213 — Wahlmanifeft Salis— 
bury3 213 — Parlamentswahlen, 
Stimmenverhältnifje 214 — Per: 
fonenveränderungen im Kabinett 
216. 


Yerfonalien. 

Königin Viktoria. Bejuch in 
Irland 208. 

Prinz von Wales Albert 
Eduard. Reife ind Ausland, 
Attentat 62, 208, 212, 214. 

Erſter Lord des Schabes Bal: 
four über die Streitkräfte ber 
Buren 201 — über bie Enthül: 
lungen der „Indépendance Belge“ 
202 — Prozeß Sipido 212. 

Unterſtaatsſekretär Brodrid 
über den ruſſiſchen Einfluß in 
Korea 209 — über die Unruhen 
in China 210 — Ernennung zum 
Staatsſekretär 216. 

Abg. Burdett-Coutts über 
die Pflege der Verwundeten 210. 

Abg. Campbell-Banner— 
manntadelt die ſtriegführung 201. 

Kolonialſekretär J. Chamber— 
lain. Angriffe gegen ihn, Ent— 
hüllungen 200, 204, 214, 218 — 
über die Enthüllungen der „In— 
dépendance Belge“ 202 — gemein: 
jame Berfaffung der auftralifchen 
Kolonien 209 — Verteidigung 
gegen Angriffe 219. 


Europäiſcher Geſchichtskalender. Bd. XLI. 


Frau R.Chamberlain. An: 
griffe auf die Sanitätöverwaltung 
213 


Abg. Evans über die Enthül- 
lungen ber „Independance Belge“ 
202 


Staat3jefretär Lord Hamilton 
über die indifche Hungersnot 202. 

Schagfanzler Hicks Beach. Be: 
gründung ber neuen Steuern 205. 

Lord Kimberley tadelt Die 
Kriegführung 201. 

Abg. Labouchè re. Proteſt 
gegen den Krieg 203. 

Staatsſekretär Lord Lands- 
downe über die Rüſtungen 203 
— wird Staatäjefretär des Aus: 
wärtigen 216. 

Prof. Mar Müller F 215. 

Abg. Lloyd George. Antrag 
gegen Ghamberlain 218. 

Feldmarſchall Lord Roberta. 
—— zum Oberbefehlshaber 

14. 


Miniſterpräſident Lord Salis— 
bury über den Krieg und die 
engliſche Heeresverfaſſung 201 — 
Depeſchenwechſel mit Steijn und 
Krüger 207 — Ablehnung einer 
fremden Intervention 208 — Wahl: 
manifeft 213 — über die allgemeine 
Lage 216 — über die Zukunft 
Südafrikas 218 — über die Fort: 
führung des Krieges 219. 

Feldmarſchall Lord Woljeley. 
Rüdtritt 214. 

Unterftaatzjekretär Wyndham 
über die Pflege der Verwundeten 
210 — Begründung des Nad): 
tragsetats 211. 


Die Preſſe. 


Ueber die Enthüllungen der „In: 
dependance Belge“ 200 — über 
das Telegramm Kaiſer Wilhelms 
an den König don Württemberg 
200 — bie „Times“ über Bülows 
Reichdtagsrede 200 — Angriffe 
auf die Kriegführung 200 — über 
die ruffiichen Truppenbewegungen 
in Transtafpien 204 — die „All: 
gemeine Zeitung“ über Rebdefreiheit 
und Pöbelherrichaft 206 — über 
den Schied3jpruch in der Delagoa: 

24 
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baifrage 208 — Angriffe auf 
Belgien 208 — Drohungen ber 
„Morning Poſt“ gegen Rukland 
209 — „Daily Telegraph“ über 
die Rede des Deutjchen Kaiſers 
vom 27. Zuli 212 — Angriffe in 
„Scribnerd Magazine” gegen Die 
englifchen Dffiziere in Pretoria 
212 — über Walderſees Ernen: 
nung 212 — Enthüllungen über 
die Beziehungen von Parlament: 
mitgliedern zu Krüger 213 — Ans 
griffe des „Daily Chronicle“ gegen 
den Sanitätödienft 213 — über 
die ruſſiſche Abficht, Peking zu 
räumen 213 — Angriffe de „Mor: 
ning Leader” auf Chamberlain 
214 — über die Ernennung Bü— 
low3 zum Reichäfanzler 215 — 
R. Hart in der „Fortnightly Re: 
view“ über Chinad Zukunft 216 
— Kritik der Reife Krüger? nad) 
Frankreich und Deutichland 218 
— die „London Gazette“ über das 
Budget 219. 


Südafrikanifher Krieg. 


Angriffe auf die Minifterien 200 
Protefte gegen den Krieg 200, 203 
— Thronrede über Rüftungen 200 
— Barlamentödebatten über die 
Kriegführung 201 — Verlufte und 
Heereöftärken, kriegeriſche Erfah: 
rungen 203 — Aufnahme der 
Roberts’ichen Erfolge 205 — 
Kriegdanleihe 205, 208 — Volks— 
ftimmung 206 — Depejchenmwechjel 
Salisburys mit Krüger und Steijn 
207 — Ablehnung jeder inter: 
vention 208 — Hoffnung auf nahes 
Ende de3 Srieges 209 — Pflege 
ber Derwundeten und Kranken 210, 
213 — Blaubuch über den Krieg 
210 — Berbot der Waffenausfuhr 
211 — Kriegskoſten 211 — Be: 
nehmen der Offiziere in Pretoria 
212 — Salisburys Wahlmanifeft 
über den Krieg 213 — Chamber: 
lain und die Armeelieferungen 214, 
218 — AWfrifanderpetition 214 — 
Penfion für Kriegäinvaliden 215 
— Berluftlifte 215 — Lord Salis— 
bury über den Krieg 216 — Reife 
Krügers nad) Europa 218 — 


| 
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Alphabetifhes Regiſter. 


Salisbury über die Zukunft Süd: 
afrifaa 218 — Schlechte Nach: 
richten, Aeußerungen Salisburys 
219. 


Italien 237—247. 
Ueberſ. 342. 


Auswärtige Yolitik und Kolonialpolitik. 


Grenzvertrag mit Frankreich 237 
— Konflikt mit der Pforte 237 — 
Bekanntmachung über Auswande: 
rung nad Dftpreußen 239 — 
Empfang Walderjees beim König 
242 — Friede mit Abejfinien 243 
— Nordpolerpedition ded Herzogs 
der Abruzzen 244 — Chineſiſche 
Aktion 246. 


Handels: und Wirtfhafts: 
politik. 

Auswanderung von Arbeitern 
nad Dftpreußen 239 — Budget: 
proviforium 241 — Geldzahlung 
an Abeifinien 244 — Budget 246 
— Wechſel im Schagminifterium 
246 — Handel in China 246. 


Heer und Flotte. 


Mechjel im Kriegäminifterium 
237 — Empfang Walderjeed 243 
— Saraccos Programm 245. 


Inneres. 


Amneftie 237 — Wechſel im 
Kriegäminifterium 237 — Kaſſie— 
rung des Defret3 vom 23. Juni 1899 
237 — Geſetz über die öffentliche 
Sicherheit 238, 240, vgl. Kam: 
mern — Auflöjung der Depus 
tiertenfammer, Neuwahl 238 — 
Minifterwechjel 240 — Ermordung 
König Humbert3 241 — Mani: 
fefte des Minifteriums und König 
Viktor Emanueld 241 — Bei: 
jegung Humberts 242 — Ber: 
urteilung Brescis 243 — Gehalts: 
jperre gegen ben Bijchof von Andria 
244 — Auflöjung der Gemeinde: 
verwaltung bon Neapel 244 — 
Programm der Regierung 244 — 
Wechſel im Schagminifterium 246. 


Kammern. 


Senat. Vereidigung bed Königs, 
Thronrede 242 — Zufammentritt 
245 — Chineſiſche Aktion 246. 


Italien—Hord:Amerika. 


Deputiertenfammer. Geſetz 
über die Öffentliche Sicherheit 239, 
Obſtruktion 239 — Aenderung der 
Geſchäftsordnung 238, 240, 241 — 
Präfidententrifis 238 — Vertagung 
239 — Auflöfung, Neuwahl 239 
— Zufammentritt 240 — Saraccos 
Erklärung 240 — Präfidenten: 
wahl 240 — Bubdgetprodijorium 
241 — PBertagung 241 — Zu: 
fammentritt 245 — Debatte über 
die Ermordung König Humberts 
245 — Budget 246 — Rüdtritt 
Rubinis 246. 


Yarteiwefen. 
Amneftie 237 — Bedeutung der 
Maffia 237 — Kampf um den 


Schuß ber öffentlichen Sicherheit 


237,238, 241 — Gejchäftsordnung | 


ber Hammer 238, 240, 241 — 
Kammerwahlen 238 — Minifter: 
wechjel 240 — Ermordung König 
Humbert3 241 — Gehaltafperre 
des Biſchofs von Andria 244 — 
Auflöfung der Gemeindeverwal: 
tung von Neapel, Kamorra 244 
— Debatte über die Ermordung 
König Humbert3 245. 


Verſonalien. 

König Humbert. Amneſtie 237 
— Auflöſung der Kammer 238 — 
Ermordung 241. 

König Viktor Emanuel II. 


371 


Schatzminiſter Rubini. Bud— 
get 246 — Rücktritt 246. 

Minifterpräfident Saracco. 
Kabinettsbildung 240 — Erflä- 
rung 240 — Manifeft nad) König 
Humbert3 Ermordung 241 — 
Programm 244 — über die Er: 
mordung König Humberts 245. 

Minifter des Auswärtigen Vis— 
conti Benofta über die chinefifche 
Aktion 246 

Dep. Zanardelli. Proteftgegen 
Geſchäftsordnung 238. 


Mittel: und Süd: Amerifa 
293 — 295. 
Ueberſ. 350. 


Niederlande 256—259. 
Ueber. 345. 


Nord:Amerifa 2834— 293. 
Ueberj. 348. 


‚ Auswärtige Politik. 


Proflamation 242 — Eid auf bie | 


Derfafjung, Thronrede 242° — 
Empfang Walbderjees 243 — Auf: 


löfung der Gemeindeverwaltung 


bon Neapel 244 


Bresci. Ermordung des Königs 


241 — Verurteilung 243. 

Dep. Cambray. Antrag zur 
Aenderung der Geſchäftsordnung 
238. 


Kammerpräfident Colombo. 
Rücktritt und Wiederwahl 238. 

Dep. Crispi. Angebliche Ver: 
bindung mit der Maffia 237. 

Kriegäminifter Mirri. Rüd: 
tritt 237. 

Dep. Pantano. Proteſt gegen 
die Geſchäftsordnung 238. 

Minifterpräfident Pellour. 
Rücktritt 240, 


Verhandlungen mit England 
über Beihlagnahme von Schiffen 
284 — Bollverhandlungen mit 
Deutichland 284 — Verhandlungen 
mit Spanien über zwei Inſeln 
285, 199 — Vertrag mit England 
über den Nicaraguafanal 285 — 
Abkommen mit Deutfchland über 
die Entichädigung der in Samoa 
Geichädigten 285 — Fein Bünd— 
ni3 zwiſchen England und den 
Vereinigten Staaten 285 — Ber: 
handlung über die offene Thür in 
China 285 — Kongreß über Ni: 
caraguafanal 285, 286, 293 — 
Aurendeputation in Walhington 
286 — Brand auf Schiffen des 
Norddeutichen Lloyd 2837 — Han: 
delsabkommen mit Deutichland 287 
— Ablehnung einer Intervention 
in China 288 — Mitteilung über 
die amerifanıfhe und ruſſiſche 
Politit in China 289 — Ant: 
worten auf die deutjche und fran: 
zöfiiche Note über China 290 — 
über den englifch:deutjchen Vertrag 
291 — Vertrag mit Nicaragua 
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291 — Lage auf den Philippinen 

291 — Botjchaft an den Kongreß 

über China und die Beziehungen 

zum Auslande 292 — Verband: 

lungen mit Deutichland über Ent: 

Ihädigung deutjcher Unterthanen 
293 


in Kuba — Derminderung 
der Truppen in China 290. 
Inneres. 


Derftärkung der Flotte 286 — 
Grubenunglüf in Utah 286 — 
Burendeputation in Wajhington 
286 — Wahlprogramm der Re: 
publifaner zur Präfidentenwahl 
286 — Demofratijche® Programm 
287 — Einwanderung in New: 
Port 2838 — Verwüftungen durch 
Drfan in Terad 290 — die Deut: 
ſchen und Mac Kinley 290 — 
Kohlenftreit 290 — GErplofion in 
New: York 291 — Präfidentenwahl 
291 — Agitation zur Verftärfung 
der Armee 291 — Abgaben auf 
Margarine 293. 


Kongreh. 

Senat über Beichlagnahme 
amerifanijcher Schiffe durch Eng: 
land 284 — Abkommen mit 
Deutichland über die Samoawirren 
285 — Vertrag mit England über 
den Nicaraguafanal 285, 293 — 
Empfang der Burengejandtichaft 
286 — Botichaft 292 — Bericht 
der Kanalkommiſſion 293. 

Nepräjentantenhaus über 
ein englijch-amerifanijches Bünd— 
nis 285 — Flottenverſtärkung 286 
— Schub de3 Nicaraguakanals 
286 — Botichaft 292 — Bericht 
der Kanaltommiffion 293 — Ab: 
gaben auf Margarine 293. 


Perfonalien. 

Bryan. Kandidat zur Präfi: 
dentichaft 287. 

Staatsſekretär Hay. Vertrag 
über Nicaraguafanal mit England 
285 — über ein englijch:amerifa: 
nilches Bündnis 285 — über den 
Empfang der Burengefandtichaft 
ns — Vertrag mit Nicaragua 

91. 





Präfident Mac Kinley. Em: 
pfang der Burendeputation 286 — 
Kandidat der Republifaner 287 
— an den Kaiſer von China 288 
— Miederwahl 291 — Botſchaft 
an Kongreß 292 

Botthafler Wite Aufforde: 
rung an bie Deutjchen, für Mac 
Kinley zu ftimmen 290. 


Defterreich: Ungarn 175— 194. 


Ueberſ. 336. 


Auswärtiges. 


Auswärtiger Handel Defterreich: 
Ungarns 175 — Ausweifung von 
Defterreichern aus Deutichland 175 
— Neutralität im ſüdafrikaniſchen 
Sriege 179 — Auswanderungen 
von Galiziern 181 — Dreibund: 
frage 183, 193 — Lage in China 
186, 191 — Sozialdemokratie und 
Volkstum 188 — Beitritt zum 
beutjch:englijchen VBertrage 192 — 
Konflikte mit Montenegrinern 192, 


Böhmen und Mähren. 


Streit tſchechiſcher Bezirksver— 
tretungen 175 — Tſchechiſche 
Sprache und Armee 176, 178 — 
Kohlenſtreik 176 — Verſtändi— 
gungskonferenzen zwiſchen Deut— 
ſchen und Tſchechen 177 — Bil— 
dung der tſchechiſchen Volkspartei 
180 — Sprachenfrage im Land— 
tage 180 — Tſchechiſcher Volks— 
tag 186 — die Deutſchen Mäh— 
rens über die Sprachengeſetze 187 
— Grubenunglück 191. 


Bosnien. 


Petition muhammedaniſcher 
Bosnier 183 — Konflikte mit 
Montenegrinern 192. 


Cisleithanien. 


— Sprache und Armee 

6, 178 — Miniſterwechſel 177 
— Verſtändigungskonferenz für 
Böhmen und Mähren 177 — 
Los von Rom 180 — Quoten: 
deputation 183 — Vermählung 
des Thronfolgers 187 — Anwen— 
dung des $ 14 187 — Auflöfung 
de? Abgeordnetenhauſes 188 — 
MWahlbewegung 189 — Zulafjung 


Geferreih-Hugarn. 


bon Frauen zum medizinischen 
Doktorgrad 189 — Wahlen zum 
Reichsrat 193 — Verordnungen 
auf Grund be3 $ 14 193. 


Delegationen. 

Handel und Marine 175 — 
Ausweifung ———— Unter⸗ 
thanen aus Deutſchland 175 — 

Schluß 176. Zuſammentritt, 
Budget 182 — Debatte über aus— 
wärtige Politik und Dreibund 183 


— Schluß 184. 
SEEN, Handels: und Wirtihafts 
politik 
Delegationsdebatte über den 


Handel 175 — SKohlenfrage 176, 
178 --- Delegationsbudget 182 — 

Feſtſetzung der Quoten 183, 186 
— Dreibund und Wirtichaftspolitif 
183, 193 — SHaiferliche Verord— 
nungen über Steuererhebung 187, 
193 — Ungarifches Budget 192. 


Galizien. 
Auswanderung von Arbeitern 
0. 


Heer und Flotte. 

Delegationsdebatte über bie 
Flotte 175 — Armee und tiche: 
Silse Sprade, Dienftjprache 176, 

— Defterreichifche Soldaten 
in "Shine 186 — Rekrutengeſetz 
in Cisleithanien 179. 


Hieder-Oefterreid. 

Landtag 178 — Miener Ge: 
meindewahlordnung 178, Proteft 
dagegen 179 — Wiener Gemeinde: 
ratswahlen 184. 


Varteiweſen. 

Streik tſchechiſcher Bezirksver— 
tretungen 175 — Fſcchechiſche 
Sprache und Armee 176, 178 — 
Kohlenſtreik 170 — Verſtändi— 
gungskonferenz 177 — Demon: 
ſtrationen gegen die Wiener Ge— 
meindewahlordnung 178 — Spra— 
chenfrage in Böhmen und Mähren 
177, 178, 180, 181, 182, 184, 189 

- „Xo8 von Rom“ 180 — Be: 
jchwerden don Bosniern 183 — 
Mahlaufrufe 189, 190 — Refor: 
mationgfeier in Tirol 193 — 


Deutjche Vermittlungsſprache 193. | 
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Deutjche Parteien. Deutjche 
Linke und Verſtändigungskonferenz 
177 — Ghriftlich: Soziale in Wien 
178, 185, 193 — Haltung zu 
Körber Sprachengejeßen 182, 187 
— MWahlaufrufe 189, 190. 

Polen. Wahlaufruf 191. 

Sozialdemofratie. Kohlen: 
frage, ftürmifche Scenen 178 — 
Parteitag, Volkstum 188 — Wahl: 
aufruf 191. 

Tihehijhe Parteien. Be: 
ſuch der Verſtändigungskonferenz, 
Ablehnung der Radikalen 177 — 
Bildung der Tſchechiſchen Volks— 
partei 180 — Obſtruktion gegen 
die Sprachengejete 182, 184 — 
Denkichrift über Sprachenfrage 184 
— Volkstag 186. 

Ungariſche Parteien. Zwift 
der Unabhängigkeitspartei mit 
Banffy 178 — Fraktion ſächſiſcher 
Abgeordneten 179. 


Verfonalien. 

Kaiſer Franz Joſeph über bie 
tſchechiſche Sprache und Armee 176 
— Reife nach Berlin 67, 183 — 
Geburtätagsfeier 188 — Rebe bei 
F Vermählung des Thronfolgers 

7. 

Erzherzog Franz Ferdinand. 
Vermählung 186, 192. 

Grabergogin Stephanie. Ber: 
.. 179. 

Abg. dv. Banffy. Konflikt mit 
Ugron 178. 

Abg. Engel zur Berftändi: 
Fe a 178. 

Abg. Funke zur Berftänbdi: 
gungsfonferenz 178. 

Minifter des Auswärtigen Graf 
Goluchowski über den auswär— 
tigen Handel 175 — Ausweifung 
Öfterreichiicher Unterthanen aus 
Deutichland 175 — über den Drei: 
bund 183, 

Abg. Herold. Verftändigungs: 
konferenz, Angriff auf Deutſche 180. 

Abg. Kaftan über den Drei: 
bund 183. 

Defterr. Minifterpräj. v. Kör— 
ber. Ernennung 173 — Berftäns 
digungskonferenz 177 — Bro: 
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gramm 178 — Neutralität im 
füdafrifanifchen Kriege 179° — 
Sprachengeſetze 181 — über Bud: 
get und Obſtruktion 184. 

Abg. Kojjuth über China 186. 

Prof. Maſaryk. Tſchechiſche 
Volkspartei 180. 

Abg. Pacak. Antrag zur Spra— 
chenfrage 180, 182. 

Marinekommandant v. Spaun 
ne die Aufgabe der Marine 

Abg. Stransky. — 
Sprache und Armee 176. 

Ungar. Miniſterpräſ. v. Szell 
über die chineſiſche Aktion 186 — 
über die Ehe des Thronfolger3 192 
_ — den Dreibund 193. 

Abg. Ugron. Konflift mit 
an 178" — über ben Dreibund 


Reichetagdabg. vd. Bollmar. 
Tr Se und Volkstum 


— Miniſterpräſ.v. Wittek. 
Entlafſung 177. 

Abg. Wolf. Interpellation 
über Neutralität im ſüdafrikani— 
ichen Kriege 179 — zur Sprachen: 
frage 180. 

Preſſe 

über Deutſchland und China 192 
— „Wiener Zeitung“ über die 
Dermählung der Erzherzogin Ste: 
phanie 179 — Anwendung de3 $ 14 
187, 193 — feier don Kaiſers 


Geburtätag 188 — zur Auflöfung | 


bes Abgeordnetenhaujes 188. 
Reichsrat. 
Stürmiſche Beratung der Kohlen— 


frage 178 — Wahl der Vizeprä— 
ſidenten 179 — Ablehnung, Wittek 


anzuklagen 179 — Neutralität im | 


füdafrifanischen Kriege 179° — 
Rekrutenktontingent 179 — Bor: 


legung der Sprachengejeße 181 — | 


Dbftruftion 182 — Geſetz über 
Arbeit3dauer der Bergarbeiter 183 


— Obftruttion, Seſfionsſchluß 184 | 
MWahlbewe: | 
gung 189 — Beginn der Neu: | 


— NAuflöfung 188 - 
wahlen 193. 


N —— — — 





Alphabeliſches Regiſter. 


Siebenbürgen. 


Bildung einer neuen Fraktion 
179 — Kampf um die Ortönamen 
191. 


Sozialpolitik. 


Kohlenftreit 176, 178 — Wiener 
Gemeindewahlfrage 178, 179 — 
Auswanderung galizifcher Arbeiter 
180 — Arbeitdauer der Berg: 
arbeiter 183. 


Tirol. 


Reformationsfeier 193 — Adolf 
Pichler F 193. 


Ungarn. 


Konflikt zwiichen Banffy und 
der Unabhängigfeitäpartei 178 — 
—— ſächſiſcher Abgeordneten 

179 — Debatte über die chine— 
ſiſche Aktion 186 — Quoten— 
beſtimmung 183, 186 — Budget 
192 — Beichluf über die Ehe des 
Thronfolgers 192 — Debatte über 
den Dreibund 193. 


Bortugal 195, 196. 
Heberj. 339. 


Römische Kurie 247—249. 
Ueberſ. 344. 


Rumänien 281, 282. 
Ueberſ. 347. 


Aukland 264—277. 
Ueberj. 346, 332. 


‚ Auswärtige Politik. 
Programm Körbers 178 -- 


Reſtript des Zaren an den 
Minifter des Auswärtigen 254 — 
Anleihevertrag mit Perfien 268, 
269 — Vertrag mit Buchara 269 
— Konzeſſion der indosenropätjchen 
Zelegraphengejellihaft 269 — 
Gifenbahnvertrag mit ber Pforte 
269 — Verhältnis zu Afghaniftan 
und England 270 — „Sournal 
de St. Peteröbourg” und Preſſe 
über den Burentrieg 270, 271 — 
Preffe über China und Europa 
272 — Mechjel im Minifterium 
be3 Auswärtigen 272, 273 — 


Yortugal— Bürkei und ihre Yafallenftanten. 


Beſuch des Schah 272 — Sibirien 
und Mandſchurei 272 — Bor: 
Ichlag, Peking zu räumen 273 — 
Anleihe in Paris 275 — Profla- 
mation an Mandjchurei 275 — 
Verhältnis zur Mandichurei 276 


— Auötreibungen von Chinejen | 


aus Sibirien 276 — Zuftimmung 
zur deutfchen Note über China 276 
— Verhältnis zu Tibet 276 — 
zum englifch:deutjchen Vertrag 276 


Anfiedblung von Rufen in ber | 


Mandichurei 277 — Ernennung 
Walderſees 273. 

Einangen, Handels: und Wirtfdafts: 
politik. 


Beriht an den Zaren über das | 


MWirtichaftzjahr, Budget 265 — 
Gijenbahnen 265 — Landwirt: 
Ihaft, Bauernftand 265, 270 — 
Feſtſetzung der Kohlenpreije 267 — 
Anleihevertrag mit Perfien 268, 
269 — Eijenbahnvertrag mit der 
RT forte 269 — Verhinderung des 
Schmuggel3 271 — Anleihe in 
Paris 275. 
Heer und Flotte. 

Truppenbewegungen im Raufa: 
ſus und Zentralafien 264 — Ein- 
ftellung widerjpenftiger Studenten 
ins Heer 268 — Militärfrage in 
Hinnland 269 — Errichtung von 
Militärpoften in Buchara 269 — 
Durchitechereien in Sebaftopol 270 
— Errichtung eines fibirifchen 
Armeeforp 272 — Ernennung 
Walderjeed 273 — Verwaltung 
der Mandſchurei 276 — Anfieb: 
lung von Soldaten in der Man: 
dichurei 277. 

Finnland, 

Eröffnung des Landtag, Thron: 
rede 267 — Kaiſerliches Rejkript 
an den Gouverneur, Polemik gegen 
Landtag 269 — Abjchaffung der 
finnifchen Poftmarken fürs Aus: 
land 271 — Einführung ber ruf: 
filden Sprache 272 — Oppofition 
des Senat3 dagegen 272 — Ab: 
lehnung der Landtagspetition 276. 

Inneres. 

Budget, Landwirtſchaft, Eijen- 
bahnen 265, 270 — Kohlenpreife 
267 Einftellung unruhiger 


Pi 
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Studenten ind Heer 268 — Ber: 
teilung der Studenten auf die 
Univerfitäten 270 — Durchſteche— 
reien in Sebaftopol 270 — Wohn: 
fit der Juden im Weften 271 — 
Beſchränkung ber Deportation nad) 
Sibirien 272 — Brand in Baku 
276 — Unruhen am Warfchauer 
Polytechnikum 277. 

Perſonalien. 

Kaiſer Nikolaus II. Reſkript 
an Murawiew 264 — Reſkript 
an den Gouverneur von Finnland 
269 — Empfang des Schah 272 
— Ablehnung einer finniſchen 
Petition 276 — Empfang einer 
Geſandtſchaft aus Tibet 276 — 
Erkrankung 277. 

Generalgouverneur von Warſchau 
Hürft Imeretinsky. Feſtſetzung 
der Kohlenpreiſe 267 — Tod 277. 

Verweſer des Minifteriums des 
Auswärtigen Graf Lamsdorff. 
Ernennung 273. 

Minifter ded Auswärtigen Graf 
Murawiew + 272. 

Finanzminiſter Witte. Bericht 
an den Kaiſer 265 — Anleihe in 
Paris 275. 


Schweden und Norwegen 
261— 263. 
Ueberſ. 346. 
Schweiz 250—252. 


Serbien 282. 
Ueberſ. 348. 





Spanien 197—199. 
Ueberſ. 339. 


Die Türkei und ihre VBajallen: 
ftaaten 278—280. 
Ueberſ. 347. 

1. @ürkei 278, 279. 

2. Bulgarien 280. 

3. Egypten 280, 





€. 5. Becu'ſche Berlagsbughandlung Oskar Kek in Münden. 


Bor kurzem ift erſchienen: 


Jeldmarſchall 


Graf Moltke. 


Ein militäriſches Lebensbild 


von 


W. Bigge, 


Oberſt und Kommandeur des 7. Rheiniſchen Infanterieregiments Nr. 69. 


Zwei Bände 50 Bog. 8%. Mit 12 Karten. 
Geh. 11 4; gebunden 13 A 50 


„Dberft Bigge, ein Schüler Moltke's und jelbft lange Jahre hindurch 
in der Abteilung für Kriegsgeſchichte des Großen Generalftabes thätig, ift 
vielleicht einer der Berufenften, um dies Heldenleben zu ſchildern. Er hat 
feine Aufgabe pietätvoll und vortrefflich gelöft. Merkt man boch jeiner 
Arbeit und deren Schriftipracdhe unbedingt an, daß er ſich in Moltke’fcher 
Schule gebildet hat; die gleich knappe Schreibweije, die folgerichtige, klare 
Denkweiſe hat er fich angeeignet. Als bejonderd anregend möchten wir 
hervorheben, daß der Verfaffer una bei den einzelnen Lebensabſchnitten und 
bedeutenderen Begebenheiten aus Moltke's Leben zeigt, wie fich fein Cha: 
rafter nach und nach entwidelt hat, welchen Einfluß jeine Lebensſchickſale, 
namentlich jein Aufenthalt in der Türkei, auf jein Wejen gehabt haben, 
die zunehmende Vollendung feines Stiles in den jchriftftellerifchen Arbeiten 
und wie ber Feldzug in Syrien und gegen die Kurden den Grund zu feinem 
fünftigen Feldherrntum gelegt hat. Das Werk gliedert fich in zwei Zeile. 
Das erfte Buch erzählt ung die Jugend: und Mannesjahre Moltke's, wäh: 
rend der zweite Band mit feiner Berufung zum Chef des Generalftabes ber 
Armee einjeht und jeine Feldherrnlaufbahn behandelt. Die notwendige 
Schilderung der politifchen Lagen, namentlich der jehr verwickelten inneren 
deutſchen Berhältniffe von 1848 bis zu ihrer Zufpigung 1866 ift kurz, klar 
und überzeugend erzählt und in die einzelnen Kapitel eingefügt. Das Werk 
wird gewiß ein vielbegehrtes Gejchent für den Weihnachtstiſch manches 
jungen, ftrebjamen Offizierd werben, aber auch für alle anderen Kreiſe ift 
es jehr empfehlenswert, man wird es nicht jogleich wieder aus der Hand 
legen oder wenigſtens immer wieder darnach greifen; es wird gewiß ala 
eine unferer beiten Lebensbeichreibungen gelten.“ 


(Beilage zur „Seipgiger Big.) 
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